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Vorwort 

Diese Arbeit schreiben zu dürfen war ein großartiges Geschenk. Ich habe mehrere 
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Im Folgenden möchte ich den tollkühnen Versuch wagen, mich bei all jenen Men­

schen und Institutionen zu bedanken, die mir diesen Lebensabschnitt ermöglicht 

haben. Das sind zuvorderst das Elitenetzwerk Bayern sowie die Deutschen Histori­

schen Institute in Paris und London, die mich finanziell gefördert haben. Nicht ver­

gessen möchte ich des Weiteren die Mitarbeiter der zahlreichen Archive und Biblio­

theken, die ich besucht habe. Besonders hervorheben möchte ich hier das Office 

universitaire de recherche socialiste, die Archives Nationales (Paris), das Internatio­

nale Institut für Sozialgeschichte (Amsterdam) sowie das Labour Archive and Study 

Center (Manchester). So viel Hilfsbereitschaft und Herzlichkeit hatte ich nicht er­

wartet, als ich im Jahr 2008 erstmals ins Ausland aufgebrochen bin. 

Besonderen Dank aussprechen möchte ich meinem Doktorvater, Prof Dr. An­

dreas Wirsching. Ohne seine fachliche Begleitung und seine Hilfe bei der Projekt­

finanzierung wäre dieses Forschungsvorhaben mit Sicherheit nicht in dieser Form 

umsetzbar gewesen. Danken möchte ich auch Prof Dr. Olaf Asbach, der mir über­

haupt erst die Perspektive zur Promotion aufgezeigt hat sowie meinem Zweitprüfer, 

Prof Dr. Stefan Grüner, dessen kenntnisreiches Gutachten eine Bereicherung war. 

Herrn Prof Dr. Stefan Berger bin ich für seine Gastfreundschaft in Manchester ver­

bunden, die Tipps zur Erforschung der englischen Arbeiterbewegung sowie seine 

wertvollen Anregungen zur Verfeinerung meines Exposes. 

Was meine Augsburger Freunde Peter Keller (!), Roland und Martin Schmitz an­

belangt, so fallt es mir schwer, ihre Verdienste um die Arbeit in Worte zu fassen. 

Gleiches gilt für Adelheid und Carola Bauer, die sich furchtlos durch die Kapitel 

gewühlt haben. Ich hoffe, sie alle wissen, was mir ihre Unterstützung bedeutet hat. 

Der größte Dank überhaupt gilt meiner Familie sowie meiner Freundin, Rebecca 

Schachner. Ihre Unterstützung in den letzten Jahren war einzigartig - ob es nun bei 

der Korrektur der Arbeit war oder im Berufsleben danach. Widmen möchte ich die­

ses Buch meinen Eltern, Eberhard und Adelheid Bauer, die immer an mich geglaubt 

haben und mich zu jedem Zeitpunkt meines Lebens unterstützt haben. Ich wüsste 

nicht, wo ich ohne Euch wäre. Bei der vorliegenden Fassung handelt es sich um eine 

überarbeitete Version meiner im Sommer 2013 erfolgreich verteidigten Dissertation. 

Matthias Bauer Augsburg, im Oktober 2017 
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Einleitung 

Als die Berner Konferenz am 3- Februar 1919 eröffnet wurde, blieb die Zahl der Teil­

nehmer überschaubar. Gerade einmal 102 Delegierte aus 26 Ländern hatten sich ein­

gefunden, um über die Zukunft des Sozialismus zu debattieren. 1 Die Vertreter der 

extremen Linken hatten sich bereits im Vorfeld gegen eine Teilnahme ausgesprochen 

und sich den Bolschewiki, die von einem Treffen der »Verräter und Gegenrevolutio­

näre« sprachen, angeschlossen. 2 Aber auch gemäßigte Kräfte des europäischen So­

zialismus haderten mit ihren ausländischen Genossen. So weigerten sich etwa die 

belgischen Sozialdemokraten, mit den Vertretern der deutschen Sozialdemokratie, 

die man für den Ausbruch des Weltkrieges verantwortlich machte, an einem Kon­

ferenztisch zu sitzen. 3 

Trotz der Irritationen im Vorfeld war das Treffen der Internationale, welches pa­

rallel zum Pariser Friedenskongress in Versailles stattfand, mit großen Erwartungen 

verbunden. Die »Rumpfkonferenz« sollte ein Programm für die Neuordnung Euro­

pas formulieren und zugleich die Zweite Internationale wiederbeleben. 4 Im Fokus 

stand allerdings zunächst ein anderer Punkt: Die Klärung der ,, Schuldfrage« für 

den Ausbruch des Weltkrieges. Der französische Sozialist Albert Thomas, der nach 

Bern gefahren war, um seiner Partei einen Sündenbock präsentieren zu können, be­

stand darauf, die SPD an den Pranger zu stellen. 5 Allerdings weigerten sich die deut­

schen Sozialdemokraten um Otto Wels, die ihnen auferlegte »Alleinschuld« am 

Ausbruch des Weltkrieges einzugestehen, was er mit seinem Ausspruch »wir deut­
schen Sozialdemokraten sind von der Mitschuld am Weltkriege freizusprechen [.. )!« hinrei­

chend deutlich machte. 6 So wurde die erste sozialistische Nachkriegskonferenz, die 

eigentlich einen Neubeginn einleiten sollte, vom Schatten der Vergangenheit einge­

holt, was in zahlreichen, sehr emotionalen Redebeiträgen zum Ausdruck kam. Nicht 

Internationalismus und Pazifismus, sondern die von nationalem Chauvinismus ge-

1 Zu diesem Zeitpunkt existierte die Zweite Internationale nach ihrem faktischen Zusammenbruch 

1914 nur noch formal, so dass die Berner »Arbeiter- und Sozialistenkonferenz« einen Neuanfang 

symbolisieren sollte. Vgl. W . KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 

(1923-1940), 1985, S. 17. 
2 Vgl. G. A. RITTER (Hrsg.), Die II. Internationale 1918/1919, 1980, Bd. 1, S. 38; sowie: W. KowALS­

KI et.al., Geschichte der Sozialis tischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 1985, S. 18 . 
3 J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 168; hierzu auch: W . ABENDROTH, 

Einführung in die Geschichte der Arbeiterbewegung, 1985, S . 152. 
4 J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 168. 
5 Die Kritik von Thomas bezog sich vor allem auf die Bewilligung der Kriegskredite, den »Burg­

frieden «, der mindestens bis 1917 angedauert habe sowie den Frieden von Brest-Litowsk. Vgl. G. A. 

RITTER (Hrsg.), II. Arbeiter- und Sozialistenkonferenz in Bern, S. 204 f. 
6 Ebd., S. 2II. 
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prägte Suche nach dem Hauptschuldigen für den Kriegsausbruch bestimmte den 

Auftakt der Konferen z. 7 

Auch wenn die Differenzen auf der Berner Konferenz nicht als repräsentativ für die 

weitere Entwicklung des europäischen Sozialismus in der Zwischenkriegszeit ange­

sehen werden können, so tritt dennoch ein Kernproblem deutlich hervor, dessen 

Wurzeln im Vorfeld des Ersten Weltkrieges zu verorten sind: Nach der »Urkatastro­

phe«8 des 20. Jahrhunderts und dem damit verbundenen Einschwenken der sozia­

listischen Parteien auf eine nationale Linie, was sich in Frankreich in der »Union 

Sacree« und in D eutschland im »Burgfrieden« manifestierte, 9 machte sich zuneh­

mend Skepsis an den Erfolgschancen transnationaler soziali stischer In stitutionen 

und Aktionsformen bemerkbar. Die fortschreitende Integration der Parteien in den 

Nationalstaat, insbesondere aber die vermeintliche Abkehr vom proletarischen Inter­

nationalismus, standen dem Selbstverständnis der Zweiten Internationale, konzer­

tiert gegen nationalchauvinistische Einstellungen anzukämpfen und als internationa­

le Agentur der Arbeiterklasse zu fungieren, diametral entgegen. 10 

r. Gegenstand und Fragestellung der Arbeit 

Ziel der vorliegenden Dissertation ist es, die länderübergreifende Zusammenarbeit 

der drei größten und einflussreichsten soziali stischen 11 Parteien Europas - der »So­

zialdemokratischen Partei Deutschlands« (SPD), der »Section fran~aise de l'lnterna­

tionale ouvriere« (SFIO) und der briti schen »Labour Party« - zu analysieren. Am 

Beispiel dieser drei Parteien, deren gemeinsame Geschichte im Fokus der Untersuchung 

steht, wird ein differenziertes Bild des Prozesses der gegenseitigen Beeinflussung 

7 Vgl. S. BERGER, Ungleiche Schwestern?, 1997, S. 266. 
8 G. F. KENNAN, Bismarcks europäisches System in der Auflösung, 1981, S. 12 . 
9 Hierzu: T. RtdTH EL, Das »Wunder« der inneren Einheit, 1996. 

10 Vgl. M. L. GoERGEN, Militärische und »militaristische« Einstellung in der deutschen und fran zö­
sischen Arbeiterbewegung vor dem Ersten Weltkrieg; in: C. j ANSEN (Hrsg.), Der Bürger als Soldat, 
2004, S. 248-297. 
11 Es muss an dieser Stelle explizit hervorgehoben werden, dass der Begriff »Sozialismus« nicht 
exakt definiert werden kann. Eine zeitgenössische Studie von Werner Sombart aus den 2oer Jahren 
besagte, dass es ca . 260 verschiedene Vorstellun gen davon gebe, was unter dem Begriff »Sozia li smus « 
zu verstehen sei. In der Geschichtswissenschaft hat sich nichtsdestotrotz eingebü rgert, die SFIO als 
»sozialistische« Partei zu bezeichnen, aufgrund ihres Festhaltens am Marxismus in der Zwischen­
kriegszeit, während SPD und Labour Party vielmehr al s »sozialdemokratische« Parteien begriffen 
werden , aufgrund ihrer überwiegend reformi stischen Ori entierung. Sobald von mehreren Parteien 
die Rede ist (z.B. von SPD, SFIO und Labour Party), ist wiederum von »den soziali sti schen Parteien« 
die Rede, womit sich mutmaßlich die Zugehörigkeit zur Sozialisti schen Internationale ausgedrückt 
finden soll. Auch wenn dieser Sprachgebrauch mitunter irreführend ist, wird er im Folgenden über­
nommen werden. Grund hierfür ist nicht zu letzt, dass die »sozialisti schen« Zeitgenossen durchaus 
freizügig mit den Begriffen »sozia li stisch « bzw. »sozialdemokratisch« umgingen. Hierzu: T. MEY ER/ 
K.-H. KLÄR / S. M1 LLE R / K. NovY / H. T1MMERMANN (Hrsg.), Lexikon des Soziali smus, 1986, 

S. 275. 
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und »Vernetzung,, gezeichnet werden. 12 Gegenstand der Untersuchung sind hierbei 

sowohl die privaten Beziehungen führender Politiker, der publizistische Austausch, 

als auch die bilateral respektive institutionell verankerte Kooperation, z.B. im Rah­

men der Sozialistischen Internationale. 13 Explizit betont werden muss, dass die Ar­

beit nicht den Anspruch hegt, die Gesamtheit aller transnational auftretenden Sozia­

listen in die Analyse zu integrieren. Stattdessen werden die Mitglieder der jeweiligen 

Parteielite, die sich in besonderem Maße an einem länderübergreifenden Austausch 

beteiligten, in den Fokus gerückt werden. Diese Vorgehensweise empfiehlt sich in­

sofern, als die Arbeiterbewegung im Hinblick auf ihre Organisationsstruktur von 

Beginn an transnational organisiert war, wie Marcel van der Linden deutlich mach­

te 14 und die transnationalen Konferenzen und Kongresse in erster Linie von Mit­

gliedern der Parteiführung dominiert wurden. 

Die angestrebte Analyse der »transnationalen Strukturen, Prozesse, Wahrneh­

mungen, Vernetzungen « 15 am Beispiel von SPD, SFIO und Labour Party bietet 

große Erfolgsaussichten. Sowohl Großbritannien als auch Frankreich und Deutsch­

land hatten, wenn auch in unterschiedlicher Intensität, mit den für die Zwischen­

kriegszeit kennzeichnenden Krisenphänomenen zu kämpfen, die Bezugspunkte für 

eine solche Studie liefern: wirtschaftliche und gesellschaftliche Folgen des Weltkrie­

ges, die Krise des liberalen Systems und ein zunehmender politischer Radikalismus, 

um nur einige von ihnen zu nennen. Des Weiteren haben sich die drei Parteien, wie 

der Historiker Dan S. White zeigt, als wichtigste Vertreter des europäischen Sozia­

lismus in hohem Maß gegenseitig beeinflusst. 16 Stefan Berger bestätigt dies, wenn 

er beispielsweise konstatiert, dass die Labour Party große Bewunderung für die Or­

ganisation der SPD hegte, während der reformistische Flügel der deutschen Sozial­

demokratie den Pragmatismus der englischen Schwesterpartei schätzte, woraus sich 

zum Teil sehr enge Beziehungen zwischen beiden Parteien entwickelt hätten. 17 Auch 

das Verhältnis zwischen SFIO und SPD war, wie Heinrich August Winkler darlegt, 

vor allem in der Phase der relativen Stabilisierung Mitte der 20er Jahre von großer 

Sympathie und gegenseitigem Respekt geprägt, wodurch die Intensität des Austau-

12 Vgl. S. CoNRAD, Doppelte Marginalisierung; in: Geschichte und Gesellschaft:, Bd. 28, Heli. 1, 

2002 , S. 145- 169; hier: S. 169; zu diesem Thema auch: M . P. HA NAGAN, An Agenda for Transnatio­

nal Labor History; in: International review of socia l hi sto ry, Bd. 49 , Heft 3, 2004, S. 455- 474. 
13 Der Arbeiterbewegungshistoriker Marcel van der Linden definiert die globale oder transnationale 
Arbeitergeschichte allgemein als eine »weltweite und grenzüberschreitende historische Untersuchung von 
Lebensumständen, Arbeitsverhaltnissen und sozialen Bewegungen, von Arbeitern im weitesten Sinne des Wor­
tes«. Vgl. M . VA N DER L1NDEN, Vorläufiges zur transkontinentalen Arbeitergeschichte; in: Geschich­

te und Gesellschaft, Bd. 28 , H eft 2, 2002, S. 291- 304; hier: S. 292 r 
14 Vgl. DERs., Transnationale Arbeitergeschichte; in: G . BuDDE / S. CoNRAD / 0. JANZ (Hrsg.), 
Transnationale Geschichte, 2006 , S. 265-274; hi er: S. 272 ff 
15 D . ÜWETSCHK IN, Transnationale Parteiengeschichte; in: J. MITTAG (Hrsg.), Politische Parteien 
und europäische In tegration , 2006, S. 61-76; hi er: S. 70. 
16 D. S. WHITE, Reconsidering European Socialism in the 19 20s; in: Journal of Comemporary His­

tory, Bd. 16, Heft 1, 1981, S. 251- 272; hier: S. 253-
17 S. BERCER, Ungleiche Schwestern ?, 1997, S. 281. 
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sches zusätzlich verstärkt wurde. 18 Äußerst spannungsgeladen waren hingegen die 

Beziehungen zwischen Labour Party und SFIO: Die Gefahr eines zu schnellen 

Wachstums der deutschen Wirtschaft verunsicherte die französischen Sozialisten, 

weshalb es gerade in den ersten Nachkriegsjahren zu Differenzen mit britischen (und 

deutschen) Sozialdemokraten kam, die den angestrebten Reparationszahlungen we­

sentlich kritischer gegenüberstanden. 19 Das Verhältnis zwischen beiden Parteien, 

Labour und SFIO, blieb schwierig, ehe im Zeitraum der französischen Volksfront­

periode Mitte der 3oer Jahre vermehrt Versuche unternommen wurden, die britisch­

französischen Beziehungen zu revitalisieren. 20 

Begreift man die transnationale Geschichte als eine Perspektive, die das »komplexe 

Geflecht von ,geteilten Geschichten< der Modeme« offenbart, 21 so rücken nicht nur 

die Austauschprozesse von Regionen und Nationen ins Blickfeld der Untersuchung, 

sondern auch die immer enger werdenden Beziehungen von Parteien, die vielfach die 

Grenzen des Nationalen überschritten, hierbei allerdings fast zwangsläufig im 

Schatten ihrer jeweiligen Nationalstaaten standen. 

Da das Mächtesystem der Zwischenkriegszeit in einem hohen Maß von der kon­

fliktreichen »Dreiecksbeziehung« Paris, London, Berlin geprägt war, 22 wird in der 

Dissertation immer wieder die Frage aufgeworfen werden, ob und in welchem Aus­

maß die sozialistischen Parteien im Spannungsfeld der Auseinandersetzungen zwi­

schen Paris, London und Berlin - also im Schatten ihrer jeweiligen Nationalstaaten -

standen. 23 SPD, SFl0 24 und Labour Party transformierten sich in der Zwischen­

kriegszeit sukzessive von Oppositions- zu Regierungsparteien, 25 weshalb die Sozialis­

tische Arbeiterinternationale (SAI) - und mit ihr die Idee einer weltweiten Verbrü­

derung der Arbeiterklasse - mit stark veränderten Rahmenbedingungen konfrontiert 

18 Nach dem »prestigesüchtigen Kräftemessen« des W eltkrieges bestand die Notwendigkeit, die Ära 

der deutsch-fran zösi schen Konfrontation zu beenden und eine Verständigung zwischen beiden L än­

dern anzustreben. Dieses Vorhaben voranzutreiben hatten sich beide Parteien auf ihre Fahnen ge­

schrieben. Hierzu beispielhaft: H. A. Wt N KLER, Klassenkampf versus Koalition; in: Geschichte und 

Gesellschaft, Bd. 17, 1991, S. 183-219; vgl. H. HAGSPt EL, Verständigung zwischen D eutschland und 

Frankreich, 1987, S. 95 f 
19 W. KRI EGER, Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S. 253-256. 
20 S. GRÜNER, Ambivalente Partnerschaft; in: Francia, Bd . 33/3, 2006, S. 145-152; hier: S. 149 f 
21 S. CoNRAD, Globalisierung und Nation im Deut schen Kaiserreich, 2006, S. 10. 
22 In Folge des Rückzuges der USA aus Europa such te Großbritannien nach Wegen, den Kontinent 

zu befrieden, um sich sukzessive von ihm zurückziehen zu können, während Frankreich darauf insis­

tierte, die Bestimmungen des Versailler Vertrages einzuhalten. Diesen zu revidieren hatten sich deut­

sche Politiker jeglicher Couleur auf di e Fahnen geschrieben. A. W1RS CH JN G, Großbritanniens Euro­

papolitik und das deutsch-fran zösische Problem nach den beiden Weltkriegen; in: Geschichte in 

Wissenschaft und Unterricht, Bd. 47, 1996, S. 209-224; hier: S . 21 o f 
23 W . Al:lENDROTH, Aufstieg und Krise der deutschen Sozialdemokratie, 1978 , S. 68 f 
24 Die SFIO nahm hier sicherlich eine Sonderrolle ein , insofern sich die Partei insbesondere in den 

zwa nziger Jahren standhaft weigerte, offiziell an einer französischen Regierung zu partizipieren. Vgl. 

D. NERt-ULTSCH, Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allianz , 2005, S. 152 . 
25 Vgl. 0. NACHTW EY, Marktsozialdemokratie - Die Transformation von SPD und Labour Party, 

2009 , S. 68ff. 
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wurde. Die zentrale These der Arbeit lautet hierbei, dass die transnationalen sozia­

listischen Akteure um Rudolf Breitseheid, Ramsay MacDonald und Leon Blum zu­

nehmend eine »doppelte Loyalität« 26 zu Partei und Staat entwickelten und sich in 

der Zwischenkriegszeit erfolgreich am Prozess der »Modernisierung der Aefsenpoli­
ttk«27 beteiligten. Dieser war geprägt von der Umsetzung des »liberalen Modells« 

der Friedenssicherung, das, in scharfer Abgrenzung zur Vorkriegszeit, auf Demokra­

tie, Selbstbestimmungsrecht der Völker, Ende der Geheimdiplomatie sowie freien 

Welthandel setzte. 28 Wie im Verlauf der Arbeit zu zeigen sein wird, machten sich 

die sozialistischen Akteure diese (liberalen) Prinzipien auch ideologisch zueigen und 

bemühten sich darum, im steten Austausch mit offiziösen außenpolitischen Kräften, 

einen Paradigmenwandel zu erzwingen. 

2. Forschungsstand 

Die Geschichte der europäischen Arbeiterbewegung ist em Themenbereich, dem 

sich in der Vergangenheit, insbesondere seit der Zwischenkriegszeit, zahlreiche His­

toriker gewidmet haben. 29 Während frühere Studien zumeist aus einer nationalen 

Perspektive heraus geschrieben wurden und sich schwerpunktmäßig darauf be­

schränkten, die Arbeiterbewegung eines Landes herauszugreifen und zu analysieren, 

machte sich in den r97oer und Soer Jahren eine Trendwende bemerkbar, in deren 

Folge eine vergleichende Perspektive auf die europäische Arbeiterbewegung zuneh­

mend im Vordergrund stand. 30 

Diesbezüglich wurden seit den 199oer Jahren wegweisende Arbeiten geschrieben. 

Hervorzuheben ist beispielsweise die 1994 veröffentlichte Studie von Katharina Kel­

ler, die sich der Frage widmet, inwiefern die SPD eine Modellfunktion für Aufbau 

-und Organisation des italienischen Sozialismus hatte. 31 Wenige Jahre zuvor publi­

zierte John Horne eine komparatistische Analyse der Arbeiterbewegung in Frank­

reich und Großbritannien während des Ersten Weltkriegs, in der schwerpunktmäßig 

diskutiert wird, wie, in welchem Ausmaß und zu welchem Preis die Führungseliten 

der jeweiligen Arbeiterparteien den Krieg unterstützten. 32 Mit der britischen und 

26 Werner Conze und Dieter Groh prägten den Begriff der »doppelten Loyalität« als eine Art Er­

klärungsmodell für die zunehmend nacional staatliche fntegration der SPD vor dem Ersten Weltkrieg. 

W. CoN ZE / D. GROH, Die Arbeiterbewegung in der nationalen Bewegung, 1970, S. 114ff 
27 R. BLESSI NG, Der mögliche Frieden, 2008. 
28 Ebd., S. 15-17- Hierzu auch: Vgl. H. MöLLER, Europa zwischen den Weltkriegen , 1998, S. 24. 
29 S. ßERGER , Die europäische Arbeiterbewegung und ihre Historiker: Wandlungen und Ausblicke; 

in: Jahresbuch für Europäische Geschichte, Band 6 , 2006, S. 151- 182; hier: S. 151. 
30 Hierzu u.a.: H. M1TCHELL / P. STEAR NS, Workers und Protests , 1971; ]. KocKA (Hrsg.), Europäi­

sche Arbeiterbewegung im 19. Jahrhundert, 1983; G. A. R1TTER (Hrsg.), Geschichte der Arbeiter und 

der Arbeiterbewegung in Deutschland seit dem Ende des 18. Jah rhunderts, 1984; C. HAUPT, Aspects 

oC!nternational Socialism 1871- 1914, 1986. 
31 K. KELLER, Modell SPD?, 1994. 
32 .J. HORNE, Labour at War, 1991. 
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deutschen Arbeiterbewegung befasste sich in jüngster Zeit insbesondere Stefan Ber­

ger, der die Entwicklung beider Länder u. a. in seiner Dissertationsschrift untersucht 

und sich dabei speziell mit der These vom deutschen Sonderweg befasst. 33 Dem­

gegenüber konzentriert sich Marie-Luise Goergen in ihrer 1998 veröffentlichten 

Studie auf den Ersten Weltkrieg und analysiert die Beziehungen zwischen SPD 

und SFIO im Hinblick auf Kriegsverhinderungsstrategien und gemeinsamen Akti­

onsformen. 34 

Indes ist zu konstatieren, dass die angeführten Arbeiten nur unzureichend auf die 

transnationalen Verflechtungen zwischen den Parteien eingehen. 35 Aus diesem 

Grund stellt Jürgen Mittag nicht zu Unrecht fest, 36 dass dem Thema der »Trans­

nationalisierung von Parteien« 37 in der Geschichtswissenschaft zu wenig Aufmerk­

samkeit geschenkt wurde. 38 Obwohl es bereits vor dem Ersten Weltkrieg länderüber­

greifende Interaktionen von sich ideologisch nahe stehenden Parteigruppierungen 

gab, sind ihre gemeinsamen Aktivitäten noch wenig erforscht. 39 Um sie analysieren 

und begreifen zu können, macht es sich die transnationale Geschichtsschreibung zur 

Aufgabe, 40 »Erscheinungen, Prozesse und Strukturen« zu untersuchen, »die nicht nur 

einen, sondern mehrere Nationalstaaten oder gar Kontinente um/ässen«. 41 Anders als 

33 S. BERGER, Ungleiche Schwestern?, 1997-
34 M.-L. GoERGEN, Les relations entre socialistes allemands et fran~ai s a l'epoque de la Deuxieme 
Internationale, 1998. 
35 Eine Ausnahme stellt hierbei die Arbeit von Stefan Berger dar, in der die transnationalen Ver­
Oechtungen zwischen Labour und SPD in einem abschließenden Kapitel analysiert werden. S. BER­
GER, Ungleiche Schwestern?, 1997-
36 Vgl. J. MnTAG, Grenzüberschreitende Interaktion politischer Parteien in Europa; in: Drns. 
(Hrsg.), Politische Parteien und europäische Integration, 2006, S. 13-60. 
37 Unter der »Transnationalisierung« versteht man gemeinhin einen »Prozess der Herausbildung relativ 
dauerhefier und dich/er plunlokaler und nationalstaat!iche Grenzen überschreitender Vetflechtungsbeziehungen 
von sozialen Praktiken, Symbolsystemen und Ar1efak1en«. Daraus könn en schließlich transnationale Ge­
bilde oder imaginierte Gemeinschaften entstehen, die eine eigene Dynamik und Logik aufweisen. 
Hierzu: L. PRIES, Transnationalisierung der sozialen Welt?; in: Berliner Journal für Soziologie, 
Heft 12 , 2002 , S. 263-272; hier: S. 264. Demgegenüber bezeichnet der Begriff »Transnationalität« 
die mögliche Konstruktion einer gemeinsamen Identität, »Zugehörigkeilsgefah!e, kul!urelle Gemeinsam­
keiten und all!ä/,fiche Lebenspraxis«. D. ÜW ETSCHK IN, Transnationale Parteiengeschichte; in: J. MITTAG 
(Hrsg.), Politische Parteien und europäische Integration, 2006, S. 62 f 
38 Vgl. J. M1TTAG, Grenzüberschreitende Interaktion politischer Parteien in Europa; in: Drns. 
(Hrsg.), Politische Parteien und europäische Integration , 2006, S. 17. 
39 Ebd., S. 20; hierzu auch: M. VAN DER LI NDEN, Vorläufiges zur tran skontinentalen Arbeiter­
geschichte, in: Geschichte und Gesell schaft, Bd . 28, Heft 2, 2002, S. 293 f 
40 Vgl. J. ÜST ER HAMM EL, Geschichtswissenschaft jenseits des Nationalstaats, 2001; DERS ., Trans­
nationale Gesellschaftsgeschichte; in: Geschichte und Gesel lschaft, Bd. 27, Heft 3. 200 1, S. 464- 479; 
S. CoNRAD, Doppelte Marginalisierung; in: Geschichte und Gesellschaft, Bd. 28 , Heft 1, 2002, 
S. 145- 169; M. WER NER/ B. ZIMMERMANN, Vergleich , Transfer, Verflechtung; in: Geschichte und 
Gesellschaft, Bd. 28, H eft 4 , 2002, S. 607- 636; K. K. PATEL, Tran satlantische Perspektiven trans­
nationalcr Geschichte; in: Geschichte und Gesellschaft, Bd. 29 , Heft 4, S. 625- 647; Kriti sch dazu: 
H.-U. W EHLER, Transnalionale Geschichte - der neue Königsweg historischer Forschung?; in: 
G. Buooc / S. CoNRAD / 0. JA NZ , Transnationale Geschichte, 2006, S. 161- 174. 
41 D. ÜWETSCHKIN, Transnationale Parleiengeschichtc; in: J. M1TTAG (Hrsg.) , Politische Parteien 
und europäische Integration , 2006, S. 61- 79; hier: S. 64. 
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beispielsweise beim historischen Vergleich, der das konkrete Beziehungsgeflecht 

zwischen Nationalstaaten nur unzureichend berücksichtigt, 42 werden bei einer trans­

nationalen Studie die Vernetzungs- und Kooperationsprozesse, die Wechselbezie­

hungen zwischen verschiedenen Sprach- und Kulturräumen in den Vordergrund 

der Analyse gestellt. Damit löst sich die Geschichtswissenschaft von der Vorstellung, 

dass der Nationalstaat per se die einzige Analyseeinheit ist. Vielmehr wird davon 

ausgegangen, dass Nationalstaaten innerhalb einer globalen Gesellschaft existieren, 

»in der Menschen aus verschiedenen Regionen über Migration, Warenströme, Kriege usw. 
miteinander in Kontakt stehen«. 43 Auch wenn der Nationalstaat als Gegenstand der 

Analyse beibehalten wird, stehen andere Bezugspunkte im Fokus. Hierzu gehört »die 
Art und Weise, wie die Grenzen des Nationalen überschritten werden«, welche Beziehun­

gen bei diesem Prozess entstehen, die damit verbundenen Konsequenzen für die 

handelnden Akteure, sowie die mögliche Konstruktion einer gemeinsamen Identi­

tät. 44 Auf diese Weise findet sich ausgedrückt, dass die transnationale Geschichts­

schreibung neue Akzente setzt und das Grenzüberschreitende, die »geteilte Ge­

schichte« in den Vordergrund der Analyse stellt. 

Ansätze zu einer transnationalen Arbeiterbewegungsgeschichte finden sich insbe­

sondere in der von Marcel van der Linden verfassten Aufsatzsammlung »Transnatio­

nal Labour History«. 45 In zwölf Studien skizziert der Historiker Annäherungen und 

Interaktionen zwischen verschiedenen Ländern, wobei er sich schwerpunktmäßig 

mit kommunistischen und sozialistischen Parteien befasst. Im deutschen Sprach­

raum ist vor allem der von Jürgen Mittag herausgegebene Sammelband »Politische 

Parteien und europäische Integration. Entwicklung und Perspektiven transnationaler 

Parteienkooperation« hervorzuheben, in dem, aus deutscher Perspektive, die länder­

übergreifende Zusammenarbeit der verschiedenen Parteifamilien mit ihren europäi­

schen Schwesterparteien analysiert wird. 46 Insgesamt ist jedoch anzumerken, dass 

sich die regen Forschungsdebatten des frühen 21. Jahrhunderts erst »allmählich« in 

»empirisch gesättigten Publikationen« niederschlagen. 47 Das gilt auch für das Feld der 

grenzüberschreitenden Arbeiterbewegungsgeschichte, wo Studien, die einen trans-

42 Ebd., S. 65; grundlegend für die Unterschiede zwischen internationalem Vergleich, Transferana­

lyse und dem Ansatz der Transnationalisierung: M . W ERNER/ B. ZIMMERMANN, Vergleich, Trans­

fer, Vernechtung; in: Geschichte und Gesellschaft, Bd. 28, Heft 4, 2002, S. 607-636 . 
43 M. VAN DER LIND EN, Vorläufiges zur transkontinentalen Arbeitergeschichte, in: Geschichte und 

Gesellschaft, Bd. 28, Heft 2, 2002, S. 294. 
44 D. ÜwETSCHK IN, Transnationale Parteiengeschichte; in: J. MrTTAG (Hrsg.), Politi sche Parteien 

und europäische Integration, 2006, S. 66. 
45 Vgl. ebd., S. 67. 
46 Darüber hinaus steht die Frage im Vordergrund, inwiefern aus dem Bestreben der Parteien, Lrans­
nationale Formen der Kooperation zu etablieren, ein identitätsstiftendes Potential für Europa er­

wuchs. J. MITTAG (Hrsg.), Politische Parteien und europäische Integration, 2006 . 
47 Bezug nehmend auf den Stand der transnationalen Geschichtsschreibung im deutschen Sprach­

raum: P. GASSERT, Tran snationale Geschichte, Version: 2.0, in: Docupedia-Zeitgeschichte, 

29.10.2012 , URL http://docupedia.de/zg/Transnationale_Geschichre_ Version_2.o_Philipp_ Gas 

sert?oldid =92887 [zuletzt abgerufen am 1.6.2013]. 
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nationalen Bezug aufweisen, nach wie vor eine Rarität darstellen, auch wenn das 

»Konzept,< der globalen Arbeitergeschichte zunehmend Akzeptanz erfährt. 48 

Was die 1923 gegründete Sozialistische Arbeiterinternationale anbelangt , so wird 

diese in der Geschichtswissenschaft überwiegend negativ beurteilt: Rolf Steininger 

bescheinigt der Sozialistischen Arbeiterinternationale (SAI) eine »Geschichte des 

Niedergangs«, ohne dabei jedoch zu erklären wie eine gegenteilige »Erfolgsgeschich­

te« auszusehen hätte. 49 In die gleiche Kerbe schlagend konstatiert Eberhard Knopp, 

dass es der SAI zu keinem Zeitpunkt gelungen sei, die außenpolitischen Vorstellun­

gen ihrer Mitgliederparteien auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen. 50 ln seinem 

Standardwerk über die Geschichte der Internationale kommt Julius Braunthal eben­

falls zu keinem guten Urteil über die transnationalc Organisation der Arbeiterklasse 

und unterstellt insbesondere der SPD »fehlendes Protestpotential« im Abwehrkampf 

gegen die politischen Zentrifugalkräfte. 51 Am deutlichsten äußerst sich Werner Ko ­

walski, der in seiner ohnehin tendenziösen Arbeit zu dem Schluss kommt, die SAI 

sei auf ganzer Linie gescheitert. 52 

Auch explizite Vorwürfe gegen einzelne Parteiassoziationen lassen sich zu genüge 

finden: William Lee Blackwood vertritt beispielsweise die These, dass die Geschich­

te der SAl von den außenpolitischen Ambitionen ihrer Großparteien bestimmt wur­

de. Hier wirft er der SPD vor, mit ihrer Unterstützung für den Locarno-Pakt 1925 

den Beginn einer »verheerenden« Appeasement-Politik eingeleitet zu haben, die 1938 

in das Münchener Abkommen mündete. 53 Jörg Später unterstellt der Labour Party, 

dass ihre sozialistischen Theoriemodelle Mitte der 3oer Jahre einer rüden »Realpoli­

tik« gewichen seien - sträflich außer Acht lassend, dass eben jene »Realpolitik« be­

reits Anfang der 20er Jahre programmatisch akzeptiert wurde und zwar nicht nur 

von der britischen Arbeiterpartei, sondern von der SAI als Ganzes. 54 Wesentlich 

differenzierter argumentiert hingegen J. F. Wrynn, indem er einräumt, das Scheitern 

der Arbeiterinternationale sei nicht allein die Schuld der assoziierten Parteien gewe­

sen, sondern vielmehr eine Folge der schleichenden Zersetzung einer internationalen 

Verständigungspolitik, die allerdings zwischen 1924 und 1929 durchaus Positives be-

48 So widmete sich beispielsweise der 2012 stattfindende Deut sche Historikertag verstärkt der trans­
nationalcn Geschichte. Im Rahmen der Veranstaltung wurde u. a. auch die »tran snationalc Geschichte 
sozialer Bewegungen« zu einem Thema gemacht. M . RüRUP, Historikertag 2012: Transnationale Ge­
schichte/ Neue Diplomatiegcschichte, in: H-Soz-u-Kul t, 12.02.2013, http://hsozkult.geschichte.hu­
berlin.de/ forum/ id=2o22&type=diskuss ionen [ zuletzt abgerufen am 1.6.2013]. 
49 R. STEINI NGEK, Deutschland und die Sozialisti sche International e nach dem Zweiten Weltkri eg, 

1979, S. 10. 
so E. KNO PP, Die Soziali st ische Internationale, 1992. 
51 J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 430 ff. 
52 W. KowALSKI et.a l., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 19 85, 
S. 260. 
53 W. L. BLACKWOOD, The Sociali sL lmprint on International Relation s in lnterwar Europe; in: 
M. B. B. B1 SKUPSK I (Hrsg.), ldeology, politics, and diplomacy in East Central Europc, 2004, 
S. 80 - 119; hier: S. 116ff 
54 J. SPÄTER, Vansittart , 2003, S. 103-
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wirkt habe. 55 Diese Deutung wurde in jüngster Z eit insbesondere von Stefan Feucht 

aufgegriffen, der in seiner wegweisenden Arbeit über die Außenpolitik der SPD 56 in 

der Zwischenkriegszeit zu dem Schluss kommt, dass die Partei einen substantiellen 

Beitrag zur internationalen Verständigungspolitik geleistet habe. 57 

Was die Frage der zunehmend »nationalstaatlichen « Orientierung des Parteien­

dreiecks anbelangt, so existieren in der Historiographie zwei herrschende, stark mit­

einander konkurrierende Theorien: Während Marie-Louise Goergen in ihrer Dis­

sertation über die Zusammenarbeit zwischen SPD und SFIO von 1889 bis 1914 zu 

dem Schluss kommt, beide Parteien hätten in hohem Maße internationalistisch 

gedacht und gehandelt, 58 vertreten Jolyon Howorth und Kevin Callahan eine gegen­

teilige Meinung und betonen die nationalen Züge der Arbeitervertreter 59 vor dem 

Ersten Weltkrieg respektive den »symbolischen« Charakter transnationaler Ver­

anstaltungen. 60 

Für die Zwischenkriegszeit fällt die Interpretation bereits etwas einseitiger aus: 

Hier konstatiert Stefan Berger, ähnlich wie William Lee Blackwood, 61 dass es trotz 

des Ausbaus internationaler Kontakte, die insbesondere von den immer besser wer­

denden Kommunikations- und Transportmöglichkeiten angeregt wurden, 62 zu einer 

55 J. F. WRYN N, The Socia li st International and the Politics ofEuropean Reconstruction 1919-1930, 

1976, S. 183-
56 An di eser Stelle sollten freilich auch die maßgeblichen Arbeiten über die Außenpolitik von SFIO 

und Labour Party Erwähnung finden: Für die SFIO ist die Arbeit von Richard Gombin nach wie vor 

das Standardwerk über die Außenpolitik der Partei, ebenso wie die parteigeschichtlich angelegte Bio­

graphie von C. Ziebura über Leon Blum. Henry Winkler analysierte die ideengeschichtli che Aus­

einandersetzung der maßgeblichen Politiker innerhalb der Labour Party über außenpolitische Ziel­

vorstellungen, während Wolfgang Krieger die Beziehungen zwischen Labour Party und Weimarer 

Republik untersucht. Stefan Berger prüft in seiner Dissertation die Kooperation zwischen Labour 

und SPD; Jürgen Zarusky nimmt in seiner Arbeit über die SPD und das sowjetische Modell ebenfalls 

wiederholt Bezug auf den internationalen Sozialismus und damit auch die Außenpolitik der an die 

Internationale assoziierten Parteien. Eine weitere wichtige Arbeit über die deutsch-fran zös ische Zu­

sammenarbeit zwischen SPD und SFIO (bis zur Gründung der kommunistischen Parteien) stammt 

aus der Feder von Joachim Schröder. R. GüMRTN, Les socialistes et la guerre, 1970; G. Z1EBURA, 

Leon Blum, 1963; H. WINKi. ER, Paths Not Taken, 1994; W. KRIEGER, Labour Party und Weimarer 

Republik, 1978; S. BERG ER, Ungleiche Schwestern?, 1997; J. ZARUSKY, Die deutschen Sozialdemokra­

ten und das sowj et ische Modell , 1992; J. SCHRÖDER, Internationalismus nach dem Krieg, 2006 . 
57 S. F EUC HT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Part ei Deutschlands zur Außenpolitik wäh­

rend der W eimarer Republik (1918-1933), 1998. 
58 M .-L. GoERGEN, Les relations entre sociali stes allemands et fran~ai s a l'epoque de Ja Deuxieme 

Internationale, 1998, S. 847- 858. 
59 J. HowORTH, The Lefl in France and Germany, Internat ionalism and war: A dialogue of the deaf 

1900- 1914; in: E. CAHM / V. C. F1sERA (Hrsg.) , Bd. 2, 1979, S. 81- roo. 
6° K. CALLAHAN , Performing Inter-Nationalism in StuLLgart in 1907; in: International review of 

social hi story, Bd. 45/ 1, 2000, S. 5r-87; hier: S. 86 f 
61 W. L. BLACKwooo, The Socialist lmprint on Internat ional Relations in lnterwar Europe; in: 

M. B. B. B1sKursK1 (Hrsg.), Ideology, politics, and diplomacy in East Central Europe, 2004, 

S. 80-II9 . 
62 S. BERG ER, Internationalismus als Lippenbekenntnis?; in: J. MrTTAG (Hrsg.), Politische Parteien 

und europäische Integration, 2006, S. 197-213; hier: S. 2II f 
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zunehmend nationalstaatlichen Orientierung der Sozialisten kam. 63 Hans Momm­

sen stellt unter denselben Vorzeichen gar die These auf, dass die sukzessive vollzoge­

ne Integration in den N atio nalstaat, den man nunmehr von innen heraus reformieren 

wollte, weitaus anziehender gewirkt habe als der proletarische Internatio nali smus. 64 

Die vorliegende Dissertation wird den Versuch unternehmen, die bislang überwie­

gend negative Einschätzung der Sozialistischen Arbeiterinternationale im Allgemei­

nen - sowie SPD, SFIO und Labour Party im Speziellen - in großen Teilen zu 

revidieren. Anstatt die gemeinsame Geschichte des Parteiendreiecks sowie die Hand­

lungen seiner tragenden Akteure nur als »Kausa lkette« zu begreifen , die unweiger­

lich zum Zusammenbruch des internationalen Sozialismus sowie d em Ausbruch des 

Zweiten Wel tkri eges führen musste, werden die jeweiligen außenpolitischen Ent­

scheidungen in einen zwischenstaatlichen Kontext eingebettet und analysiert. 65 

Hierbei sieht sich die Studie in der Tradition einer »Neubewertung« der interna­

tionalen Beziehungen, insofern nicht Staat und Nation in den Fokus der Unter­

suchung gerückt werden , sondern transnationale Organisationen, Strukturen, Ak­

teure und Handlungsgeflechte. 66 

Bei der Darstellung der transnationalen Beziehungen des Parteiendreiecks wird, 

wie betont werden muss, eine »ideologi ekriti sche« Pers pektive angestrebt werden, da 

die Diskrepanzen zwischen »proletarischer Solidarität« und »nationaler Loyalität« 

in bisherigen Studien deutlich überbetont wurden. 67 Stattdessen wird die Idee einer 

»proletarischen Solidarität« von Beginn an dekonstruiert, 68 um den Fokus auf die 

politi sche Praxis der transnationalen Zusammenarbeit zu richten. 

63 Sydney Pollard beantwortet diesen Widerspruch, ähnlich wie Heinrich August Winkl er, mit der 
Unvereinbarkeit von soziali stischer Theorie und reformi stischer Praxis: »Das Grundproblem der soz ia­
listischen Bewegung in der Zwfrchenkrieg,szeit war die Schwierigkeit, ein fernes Ziel, auf das man sich geeinigt 
hatte, mit den Notwendigkeiten der praktischen Politik zu vereinbaren.« S. PoLLARD, Kri se des Sozialismu s 
in der Zwischenkriegszeit: Großbritannien; in: Geschichte und Gesell schaft, Bd. 17, 1991, S. 160-181; 
hier: S. 181. 
64 Vgl. H . MoMM SEN, Arbeiterbewegung und nationale Frage, 1979, S. 61. 
65 Als Vorbild dient hier gewissermaßen die Studie von Agnes Blänsdorf über die Rolle der Zweiten 
Internat ionale während des Ersten Weltkrieges. Die 1979 angefertigte Arbeit zeigt paradigmatisch die 
transnationale Kooperat ion der Parteien auf und unternimmt den Versuch, di ese in einen gesam t­
europäischen Kontex t einzubetten. A. BLÄNSDOR F, Die zweite Internationale und der Krieg, 1979. 
66 Die Neubewertung der internat ional en Beziehungen geht insbesondere auf den amerikani schen 
Hi storiker Paul W. Schroeder zurück, der in sein em 1994 vo rgestellten Werk »The transformation of 
european politics « die in te rnationalen Beziehungen des 19. Jahrhunderts neu kontextua li sierte . Hier­
zu: R. MARCownz, Von der Diplomatiegeschichte zur Geschichte der internationa len Beziehungen; 
in : Francia, Bd. 32/3, 2005, S. 75- 100; G. KRONEN BITTER, Staaten, Nat ionen und Internationale 
Beziehungen als Bezugspunkt historischer Forschung; in: A. WrRSC HI NG (Hrsg.), Oldenburg Ge­
schichte Lehrbuch Neues te Zeit, 2006, S. 177-194. 
67 J. BRAU NT HAL, Geschichte der Internationale, 1963 , Bd. 2; W. Ko wAL.SK I et.al., Geschichte der 
Soziali sti schen Arbeiter-In ternationale (1923-1940), 1985; J. F. WRY NN, The Sociali st International 
and the Politics of European Recons truction 1919- 1930, 1976 . 
68 Wie Georg Hermann in einer Untersuchung über den engli schen Bergarbeiters treik 1926 treffend 
festgestellt hat, erschöpft sich eine reine Analyse des »kämpferi schen Internationali smus« - in diesem 
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3. Konzeptionelle Gestaltung 

Die vorliegende Studie gliedert sich in insgesamt drei zentrale Themenkomplexe: 

f Die Internationale und der Krieg; Transnationale Kooperation des Parteiendreiecks, 

1!)14-1923 
Il Das Parteiendreieck und die Beeieflussung des internationalen Systems, 1923-1933 
II! Traniferprozesse, Akteure, Foren und Formen der Kooperation 
Im Ersten Kapitel steht die Geschichte von SPD, SFIO und Labour Party - von der 

Zweiten Internationale (1889-1914) bis hin zur Gründung der Sozialistischen Ar­

beiterinternationale (1923) - im Mittelpunkt der Untersuchung. 69 Zunächst wird die 

transnationale Zusammenarbeit im Vorfeld des Weltkrieges analysiert werden, mit 

einem besonderen Augenmerk auf das »Scheitern« der Arbeiterinternationale im 

Juli/August 1914. Im Anschluss hieran wird der Frage nachgegangen werden, welche 

Folgen der Ausbruch des Weltkrieges für die Kooperation des Parteiendreiecks hat­

te. Den eigentlichen Kern des Kapitels - und den Beginn des Hauptteils - bildet der 

Zeitraum zwischen Kriegsende (1919) und Ruhrkrise (1923), als SPD, SFIO und 

Labour Party den Versuch unternahmen, die am Boden liegende Zweite Internatio­
nale neu zu begründen. 

Im Zweiten Kapitel werden die Bemühungen des Parteiendreiecks, den zwischen­

staatlichen Verständigungsprozess entscheidend zu fördern, herausgearbeitet wer­

den. Wie bereits betont, war es das Ziel des Parteiendreiecks, die Ausgestaltung des 

internationalen Staatensystems der Zwischenkriegszeit »positiv« zu beeinflussen, 

weswegen eine Bewertung der »informellen Diplomatie« der sozialistischen Mittler­

figuren in der Phase der »relativen Stabilisierung« (1924-29 ), im steten Austausch 

mit staatlichen Repräsentanten , unabdingbar ist. Hierbei ist es von besonderem In­

teresse, allgemeine Handlungs- und Entscheidungsspielräume sowie parlamentari­

sche und politische Rahmenbedingungen herauszuarbeiten und entsprechend zu 

Fall also insbesondere der ideologisch unterlegten »Gesten« bzw. Propaganda - in der kaum über­

zeugenden Feststellung der »Ohnmacht« der internationalen Arbeiterbewegung: »Doch eine Beurtei­
lung des !nternationalismus in der Arbeiterbewegung nur nach den Kriterien des Konzepts eines ,kämpferischen< 
Internationalismus, nur an ihren - nicht stattgrjimdenen - Aktionen erschöpft sich schnell in der Feststellung der 
Ohnmacht der internationalen Arbeiterbewegung« H. G. H ERMANN, Der britische BergarbeiLerkampf 

1926 und die internationale Gewerkschaftsbewegung: Schwierigkeiten eines ,kämpferischen, Interna­

tionalismus; in: F. VAN HoTHOON / M. VAN DER LINDEN (Hrsg.), lnternationalism in the Labour 

Movement, 1830- 1940, Bd. 2, 1988, S. 489-517; hi er: S. 516. 
69 Grundsätzlich ist zu betonen, dass die Analyse der »Vorgeschichte« einen unverzichtbaren Be­

standteil der Dissertation darstellt , da die tonangebenden Protagonisten der Zwischenkriegszeit in 

großen Teilen bereits vor 1914 in den jeweiligen Länderparlamemen vertreten bzw. politisch aktiv 

gewesen waren . Dies trifft beispielsweise in Großbritannien auf die Generation von J. R. MacDonald, 

A. Henderson, P. Snowden zu; in Frankreich gab es die »vieillards« mit P. Renaudel, A. Thomas, 

M. Sembat sowie die »jeunes« um die Parteienminderheit (J. Longuet, L.-0. Frossard, P. Faurc); im 

Lager der SPD die »Generation Ebert«, bestehend aus F. Ebert, R. Breitseheid, P. Loebe, P. Scheide­

rnann , H. Müller. Allen diesen Personen war gemeinsam, dass sie ihr politisches Wirken bereits vor 

dem Ersten Weltkrieg begonnen hatten und eben dieses insbesondere in der Zwischenkriegszeit 

fortsetzten, mehrheitlich in verantwortungsvollen Positionen. 
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kontextualisieren. Daran anknüpfend wird indes gleichermaßen zu analysieren sein, 

warum die »Verständigungspolitik« des Parteiendreiecks zwischen 1929 und 1933 
sukzessive an ihre Grenzen stieß. Abschließend wird die Frage aufgeworfen werden, 

welche Bedeutung der bi- oder multilateralen Zusammenarbeit von SPD, SFIO und 

Labour im Vergleich mit anderen transnational agierenden gesellschaftlichen Orga­

nisationen zukam. 70 

Im strukturanalytisch verfahrenden Dritten Kapitel werden die transnationalen 

Verflechtungen zwischen SPD, SFIO und Labour auf privater, publizistischer und 

institutioneller Ebene analysiert. 71 Ziel ist es, Foren und Netzwerke auszumachen, in 

denen ein regelmäßiger Austausch stattfand. Daneben wird erstmals der Versuch 

unternommen, eine realistische Einschätzung der praktischen transnationalen Zu­

sammenarbeit vorzunehmen, die in der Praxis von massiven Sprach- und Organisa­

tionsproblemen erschwert wurde, da die handelnden Protagonisten alles andere als 

polyglotte, von finanziellen und zeitlichen Einschränkungen befreite Globetrotter 

waren. Am Beispiel der französischen SFIO wird daraufbin die Konstruktion einer 

deutsch-französischen Zusammengehörigkeit analysiert werden, die maßgeblich 

über Parteizeitungen und bilaterale Zusammenkünfte gesteuert wurde. Im letzten 

Teil des Kapitels wird schließlich eine übergreifende Einschätzung der transnationa­

len Kooperation des Parteiendreiecks vor und nach dem Ende des Ersten Weltkrie­

ges vorgenommen werden. 

Was den Untersuchungszeitraum anbelangt, so wird sich die Studie vor allem auf den 

Abschnitt zwischen 1919 und 1933 konzentrieren. Nach dem Zusammenbruch der 

deutschen Demokratie und dem Exilstatus der SPD kann keineswegs mehr von einer 

»gleichberechtigten« Zusammenarbeit gesprochen werden, weswegen die Zeit zwi­

schen 1933 und dem Ausbruch des Zweiten Weltkrieges nicht mehr im Zentrum der 

Dissertation stehen wird. Dies liegt nicht zuletzt darin begründet, dass die Vermitt­

lungsarbeit der SAI aufgrund der Erosion des internationalen Staatensystems spä-

70 Guido Müller stellt in seiner Habilitation sschrift die These auf; dass »den privaten Vermittler­

organisationen und Verständigungsbewegungen die wichtigste Rolle im Rahmen deutsch-fran zösi ­

scher Gesellschaftsbeziehungen « zukam. »Eine solche Bedeutung in Dichte und Dauer konnten die trans­
nationalen Beziehungen zwischen gesellschqftlichen Grqßgruppen - wie etwa die Kirchen, Gewerkscha_ften, 
Friedensbewegungen, Parteien [.. J nie erlangen.« Ob diese Aussage zutreffend ist und welche Bedeutung 

SPD, SFIO und Labour Party für die länderübergreifende Zusammenarbeit zwischen Deutschland, 

Frankreich und Großbritannien einnahmen - auch nach dem Zweiten Weltkrieg-, wird im Verlauf 

des Kapitels zu klären sein. G. MüLLER, Europäische Gesellschaftsbeziehungen nach dem Ersten 

Weltkrieg. Das Deutsch-Fran zösische Studienkomitee und der Europäische Kulturbund, 2005, 

S. 457-
71 Hierbei wird ein kulturgeschichtlicher Ansatz verfolgt, der hinsichtlich der Parteienkommunika-

tion interaktive Erfahrungen, Bewusstseinsstrukturen, Symbole, bestimmte Sprachriten und D enk­

figuren miteinbezieht. Hierzu: T. MERG EL, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik; in : 

Geschichte und Gesellschaft, Bd. 28, 2002, S. 574- 606; hierz u auch: J. MITTAG / H . GREBJNG , Par­

teienkooperation vor dem Ersten Weltkrieg; in: DERs. (Hrsg.), Politische Parteien und europäische 

Integration , 2006, S. 168. 



Einleitung 25 

testens nach 1935 eingestellt wurde und die transnationale Kooperation in der Folge­

zeit weitestgehend zusammenbrach. 

Konzeption und Zielsetzung der Arbeit stellen etwas grundsätzlich Neues dar, da, 

wie Stefan Berger darlegt, eine Untersuchung, die den >, beziehungsgeschichtlichen 

Aspekt« - »und damit transnationale Kooperationsformen« - in den Vordergrund 

stellt, für die sozialistischen Parteien der Zwischenkriegszeit noch aussteht. 72 Wie 

gezeigt werden soll, vollzog sich die Parteienkooperation zwischen SPD, SFIO und 

Labour Party mit einer eigenen Dynamik, die nicht nur mit der gängigen Unterschei­

dung zwischen »nationalstaatlicher Orientierung« und »proletarischem Internatio­

nalismus« im Rahmen der Sozialistischen Internationale erklärt werden kann. Indern 

der Nationalstaat als Analyseeinheit um eine transnationale Perspektive erweitert 

wird, kann der nationale Tunnelblick überwunden und eine breitere Kontextualisie­

rung erreicht werden. Dies ist insofern dringend erforderlich, als die sozialistischen 

Parteien der drei Großmächte Deutschland, Frankreich und Großbritannien von ent­

scheidender Bedeutung für die Gestaltung der Nachkriegsordnung waren. 

4. Quellen 

Das für die Arbeit relevante Quellenkorpus ist überaus komplex, da die in Frage 

kommenden Nachlässe, Zeitungsartikel , Parlamentsreden, Flugblätter, Parteitags­

protokolle, Wahlaufrufe, Briefe und Broschüren in den Archiven von vier Ländern 

gelagert werden. 73 Dieser Umstand mag neben methodischen und sprachlichen 

Schwierigkeiten dazu beigetragen haben, dass die transnationalen Verflechtungen 

von SPD, SFIO und Labour Party in der Zwischenkriegszeit bislang noch nicht 

untersucht worden sind. 

ln den Pariser Archiven bilden die F7-Bestände (police generale - der Sicherheits­

dienst des Innenministeriums) der »Archives Nationales« den Kern der Unter­

suchung. 74 Hier finden sich einerseits Quellen zu verschiedenen Kongressen und 

internationalen Konferenzen der SFIO in Frankreich sowie Polizeiberichte über in­

terne CAP-Sitzungen, die einen hohen Quellenwert aufweisen. Die F7-Bestände wa­

ren insofern von elementarer Bedeutung für die Dissertation, als das Archiv der 

72 Oftmals vernachtissigen vergleichende Arbeiten »den Transfer von Politpraxi s und -programma­

tik« und versteifen sich auf eine komparatistisch-kontrastive Analyse von nationalstaatlichen Organi­

sationen. Mit der Untersuchung des Prozesses der gegenseitigen Beeinnussung und Vernetzung wird 

der Blick stärker auf Berührungspunkte gelenkt, deren Kenntnisnahme auch für die international 

vergleichende Geschichtsschreibung eine Bereicherung darstellen könnte. S. BERGER, Internationalis­

mus als Lippenbekenntnis?; in: J. MITTAG (Hrsg.), Politische Parteien und europäische Integration , 

2006, S. 197-213; hi er: S. 213. 
73 Die Archivmaterialen befinden sich größtenteils in den ,,Archives Nationales«, dem Archiv der 

französischen Arbeiterbewegung (beide Paris), dem Internationalen Institut für Sozialgeschichte 

(Amsterdam), dem Archiv der Friedrich-Ebert-Stiftung (Bonn), dem Bundesarchiv in Berlin sowie 

dem Archiv der Labour Party in Manchester. 
74 Hier insbesondere F7/13072-13085. 



26 Einleitung 

SFIO während des Zweiten Weltkriegs weitestgehend zerstört wurde und die zahl­

reichen Aktenbestände der »SOrete Generale« diesen Malus genügend kompensie­

ren können. Ein Gewinn für die Arbeit waren hier vor allem die von der Sicherheits­

polizei angefertigten »Nachlässe«, z.B. von Jean Longuet 75 , Salomon Grumbach 76 , 

Pierre Renaudel77
, Albert Thomas 78 und Leon Blum 79

, da die dort enthaltenen Ak­

ten häufig Briefwechsel mit ausländischen Sozialisten enthalten , was insbesondere 

auf den über Salomon Grumbach angefertigten Bestand zutrifft. Der Elsässer war 

mit Rudolf Breitseheid die zentrale Vermittlungsfigur zwischen der deutschen und 

der französischen Arbeiterpartei in der Zwischenkriegszeit, weswegen den Quellen­

dokumenten besondere Bedeutung zukommt. 

Unentbehrlich war außerdem das inoffizielle Parteiarchiv der SFIO (»Office de 

recherche universitaire socialiste ( DURS)«) mit seinen zahlreichen Zeitungssamm­

lungen, 8° Flugblättern, Parteitagsberichten und unveröffentlichten Dissertationen, 

ohne die eine detaillierte Analyse der französischen Arbeiterpartei nicht möglich 

gewesen wäre. Im Hinblick auf die privaten Beziehungen zwischen deutschen, briti­

schen und französischen Sozialisten müssen außerdem die »offiziellen« Nachlässe 

von SFIO-Führungsfiguren Erwähnung finden, vor allem der in den »Archives Na­

tionales« gelagerte »Fonds« Albert Thomas sowie der Bestand über Salomon Grum­

bach in der »Bibliotheque de !'A lliance israelite universelle (AIU)«. 

Für die Untersuchung der im Zweiten Kapitel beschriebenen außenpolitischen 

Aktivitäten des Parteiendreiecks waren zwei Quellenbestände von herausragender 

Bedeutung: Erstens die Akten der Sozialistischen Arbeiterinternationale, gelagert 

im Archiv für Sozialgeschichte in Amsterdam (IISG), 81 zweitens die Quellendoku­

mente über das britische »National Executive Committee«82 sowie die »Labour and 

Socialist lnternational«83, die im Labour Parteiarchiv in Manchester aufbewahrt 

werden. Hier finden sich zahlreiche Protokolle über die transnationalen Zusammen­

künfte des Parteiendreiecks, z.B. im Rahmen der SAI-Exekutive, Vierparteienkon­

ferenzen oder Treffen des SAI-Büros. Die Quellen umfassen einerseits interne Dis­

kussionen der anwesenden Arbeitervertreter, Streitpunkte zwischen den Parteien -

hier vor allem SPD, SFIO und Labour Party-, strategische Vorgehensweisen sowie 

Reaktionen auf veränderte außenpolitische Rahmenbedingungen. Kurz gesagt ge­

statten die Bestände einen Einblick in das Innenleben der Sozialistischen Arbeiter­

internationale, genauer gesagt in die Diskussionsprozesse der Führungselite der as­

sozii erten Parteien. Diesbezüglich müssen auch die außenpolitischen Archive in 

75 F7/i5979. 
76 F7/i5961. 
77 F7/16001. 
78 F7/16023-
79 F7/i5933. 
80 »L e Populaire«, »La vie sociali ste«, »La vie du parti «. 
81 IISG , SA!. 
82 LHASC , National Executive Committee. 
83 LHASC, Labour and Socialist International. 
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Deutschland, Frankreich und Großbritannien erwähnt werden, wo ebenfalls umfang­

reiche Aktenbestände gelagert werden, in denen sich zahlreiche Berichte über Ver­

mittlungsreisen sozialistischer Politiker finden. 84 Ohne diese Berichte wäre es kaum 

möglich gewesen, die sozialistischen Bemühungen, Einfluss auf die zwischenstaatli­

chen Verhandlungen zu nehmen, nachzuzeichnen. 

Im Archiv der Labour Party in Manchester sind neben den genannten Beständen 

vor allem die Akten des »International Department« sowie des »Advisory Council of 

International Questions (ACIQ)« von besonderer Relevanz. Das ACIQ fungierte 

innerhalb der Partei als außenpolitischer »Think-Tank«, weswegen die Bestände 

einen fundierten Einblick in die strategischen Überlegungen der Parteiführung zu 

bestimmten außenpolitischen Herausforderungen im Untersuchungszeitraum ge­

währen. Akten zu den »Fabiern «, die einen großen Einfluss innerhalb der Labour 

Party ausübten und die inhaltliche Ausrichtung der Partei maßgeblich mitbestimm­

ten , werden im Archiv der »London School of Economics (LSE)« aufbewahrt - hier 

vor allem über das Ehepaar Sidney und Beatrice Webb. 85 Interessant ist der Nachlass 

von B. Webb deshalb, weil sie we itreichende Überlegungen zur Entwicklung der 

englischen Arbeiterpartei hin zu einer »Funktions-« bzw. »Führungselite« anstellte, 

die in gewisser Weise auch auf die beiden anderen Parteien, SPD und SFIO, über­

tragen werden kann. Ein unverzichtbarer Quellenbestand - der Nachlass des eng­

lischen Gewerkschaftsführers Walter Citrine - findet sich ebenfalls im Archiv der 

LSE. 86 Citrine befand sich 1932/33 in Berlin, wo der 1GB seinen Sitz hatte, und 

fertigte über seine Erfahrungen ein umfassendes Tagebuch an, in dem ausführliche 

Schilderungen über den Austausch mit SPD-Politkern enthalten sind. 

Im Archiv der Friedrich-Ebert-Stiftung (Bonn) sind vor allem die Nachlässe füh­

render SPD-Politiker von Belang. Hervorzuheben sind hierbei die reichhaltigen Ak­

tensammlungen zu und von Carl Severing, Hermann Müller-Franken, Otto Wels 

und Paul Levi. 87 Von großem Gewinn für die Arbeit war insbesondere der Nachlass 

von Hermann Müller-Franken, der zahlreiche Briefwechsel mit ausländischen Sozia­

listen beinhaltet und des Weiteren einen Einblick in die strategischen Überlegungen 

der SPD-Führung in der Zwischenkriegszeit ermöglicht. Weitere Dokumente von 

und über Hermann Müller finden sich im Bundesarchiv in Berlin-Lichterfelde. 88 

Abschließend soll an dieser Stelle noch auf die von der Schillergesellschaft ver­

öffentlichten, zehnbändigen Tagebücher von Harry Graf Kessler verwiesen wer­

den. 89 Kessler war in der Zwischenkriegszeit in beratender Funktion für das Aus-

84 Hier insbesondere im »Public Record Office« in Großbritannien sowie dem Archiv des Auswär­
tigen Amtes in Berlin. 
85 LSE, Passfield Papers. 
86 LSE, Citrine papers. 
87 Ad sD, NL P. Levi , C. Severing, H. Mül ler-Franken , 0 . Wels. 
88 BA, H ermann Müller-Franken. 
89 Die Tagebucheinträge von Kess ler decken sich in großen Teilen mit den Berichten des Auswärti ­
gen Amtes, weshalb gemeinhin von einer hohen Glaubwürdigkeit und Authentizität ausgegangen 
werden muss. H. GRAF K ESSLER , Das Tagebuch, Bde. 7/8/9, 2004 ff 
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wärtige Amt tätig und unternahm aufgrund seiner exzellenten Vernetzung mit ein­

flussreichen Persönlichkeiten aus dem In- und Ausland wiederholt Vermittlungsrei­

sen nach Frankreich oder Grofföritannien, um den zwischenstaatlichen Verhand­

lungsprozess substantiell zu beschleunigen. Hierbei arbeitete er unter anderem eng 

mit den beiden sozialistischen Außenpolitikern Breitseheid und Hilferding zu­

sammen. 



Prolog: »Sozialistischer Internationalismus« 

Sowohl vor als auch nach dem Ersten Weltkrieg gingen die sozialistischen Zeitzeu­

gen geradezu inflationär mit ihrem Bekenntnis zur »proletarischen Solidarität« um. 

Aus diesem Grund wird im Folgenden der Versuch unternommen, anhand der 

Geschichte der Ersten Internationale, die das Selbstbild der sozialistischen Pro­

tagonisten über Jahrzehnte hinweg stark beeinflussen sollte, eine kurze Begriffs­

genese zu präsentieren. Gibt es so etwas wie einen »idealtypischen Internationalis­

mus«, der von Karl Marx und Friedrich Engels anlässlich der Gründung der Ersten 

Internationale definiert wurde? Gelang es den frühen lnternationalisten der SPD 

um August Bebel oder Wilhelm Liebknecht, diesen (Ideal-)Vorstellungen gerecht 

zu werden? 

Anhand ausgewählter Beispiele wird veranschaulicht werden , dass sich die Erste 

Internationale bereits zum Z eitpunkt ihrer Gründung derart ambitionierte Ziele 

setzte, dass sie - sobald es um die »politische Praxis«, d . h. die konkrete Umsetzung 

ihrer geistig-moralischen Ansprüche ging - geradezu zum Scheitern verurteilt war. 

Begriffliche Genese unter besonderer Berücksichtigung der 

Ersten Internationale als Vorläufer eines praktischen Internationalismus 

Gegründet wurde die Erste Sozialistische Internationale am 28. September 1864. Sie 

hatte viele geistigen Vorläufer, deren Ideen und Traditionen von der »Internationalen 

Arbeiterassoziation« (IAA), wie die Erste Internationale offiziell genannt wurde, 

übernommen und weiterentwickelt wurden. 1 Letztlich war sie ein Sammelbecken 

höchst unterschiedlicher ideologischer Strömungen, die ihren Ursprung zumeist in 

den demokratischen Freih eitsbewegungen des frühen 19. Jahrhunderts hatten. 2 Von 

entscheidender Bedeutung für die Konstituierung der Arbeiterassoziation per se wa­

ren indes nicht nur die geistigen Prädispositionen, sondern vor allem das Mitwirken 

von Karl Marx als prägendem Kopf der Organisation: 3 Obschon die Gründungsini­

tiative nicht von ihm selbst, sondern von englischen und französischen Arbeiterfüh-

1 J. BRAU NT HAL, Geschichte der In ternationale, 1961 . Bd. 1, S. 19. 
2 Ebd., S. 28 L 
3 Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass sich der Marxismus in vielen Ländern nicht durch­
seLzen konnte respektive überhaupt nicht wahrgenommen wurde. Ein Muslerbeispiel hierfür isL 
Großbritannien, da die Schriften von Marx und Engels im MuLLerland der Industriellen Revolution 
lange Zeit ohne Wirkung blieben und von ihnen final zum »Sonderfall« deklariert wurden. 
H. SCHULZ, Marx und Engels über England, oder der ständige Anfang des unvermeidlichen Endes. 
1989, S. 530 ff; P. W1TT1G, Der engli sche Weg zum Sozialismus, 1982, S. 116. 
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rern kam, war er es, der die »Inauguraladresse der Internationalen Arbeiterassozia­

tion « und damit das Programm der Ersten Internationale verfasste. 4 

Die Idee einer Überwindung nationaler Schranken, einer weltweiten »Fraternisie­

rung« der Nationen, wurde Mitte des 19. Jahrhunderts von den sozialistischen Be­

wegungen - wenn auch in unterschiedlicher Intensität - übernommen. Wie Wilfried 

Loth darlegt, waren es vornehmlich drei Punkte, die dafür ausschlaggebend waren: 

Erstens hatten die soziali stischen Gruppen den eigentlich »bourgeoisen«, liberal-de­

mokratischen Gedanken einer Kosmopolitisierung der Weltgemeinschaft adaptiert 

und machten ihn sich nun, kraft der marxistischen Umdeutung, zu eigen. 5 Zweitens 

wurden nicht nur die bestehenden Klassengegensätze kritisiert , sondern auch die 

Nationen als kapitalistische, miteinander konfligierende Großgruppen, die nach 

einer überstaatlichen Organisation zur Regulierung bestehender Antagonismen ver­

langten. Drittens diskreditierten Marx und Engels den Nationalstaat als Instrument 

der herrschenden Klasse zur Exploitation des Individuums, was einem Aufruf gleich­

kam , die bestehende Ordnung umzustürzen. Indem , wie die Autoren konstatieren, 

das Proletariat zunächst die politische Herrschaft ergreife, die »Herrschaft der Bour­

geoisie« zerschlage und sich zur »nationalen Klasse« erhebe, sei es zwar »selbst noch 

national«, jedoch »keineswegs im Sinne der Bourgeoisie«. 6 Zur näheren Begrün­

dung dieser scheinbar unklaren Begriffsbildung führten sie an: »Die Arbeiter haben 
kein Vaterland. Man kann ihnen nicht nehmen, was sie nicht haben.« 7 In dieser radikalen 

Antithese zum zeitgenössischen Pathos nationalstaatlich orientierter Kräfte kommt 

klar und deutlich der internationalistische Geist der Bewegung zum Ausdruck. Die 

Nationalität wurde nicht mehr als ewige, sondern als historisch-soziale Kategorie 

interpretiert, deren Halbwertszeit endlich war. 8 Dies beeinflusste die Arbeitergrup­

pen nachhaltig und inspirierte sie nach und nach dazu, den transnationalen Charak­

ter des Manifests anzunehmen und programmatisch zu verarbeiten. 9 

Von einer unmittelbaren Adaption lässt sich dabei allerdings nur bedingt spre­

chen , da die Bewegung nur teilweise von der dynamisierenden Beschwörung des 

kommunistischen Manifests erfasst wurde. Die Internationalität der Arbeiterklasse 

beschränkte sich anfangs vor allem auf die Gewissheit, dass sie im Kern auf eine 

internationale Völkerverbrüderung abzielt. Unmittelbare Aktions- und Organisati­

onsformen blieben jedoch aus, übrigens sehr zum Ärger von Marx und Engels: Als 

4 »Die Erste Internationale war eine Phase im geschichtlichen Prozess der Konstituierung der Arbeiterklassen 
aller Liinder alr einer internationalen Bewegung [. . J Sie verpflanzte in das Bewußtsein der Arbeiter den 
Gedanken der Solidarität. Sie vererbte den Arbeiterbewegungen aller Länder den Enthusiasmus für eine grqße 
Sache. Sie war das Werk von Karl Marx.« J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1961, Bd. 1, 
S. 200. 

5 W. LoTH, Soziali smus und Internationali smus, 19 77, S. 24. 
6 K. MARX/ F. ENGELS, Manifest der Kommunistischen Partei; in: Karl Marx, Friedrich Engels. 
Werke, Bd. 4, 1977, S. 479. 
7 Ebd. 
8 Vgl. R. RosooLSK Y, Zur nationalen Frage, 1977, S. 175. 
9 Hierzu auch: T. MEYER/ K.-H . KLÄ R/ S. M1LL ER / K. Novy / H. T1MMERMANN (Hrsg.), Lexi­
kon des Sozialismus, 1986, S. 275. 
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Ersterer im Gothaer Programm der deutschen Arbeiterpartei nur »stilistisch und 

inhaltlich verfehlte« Phrasen zum proletarischen Internationali smus las, verfasste er 

im März 1875 eine Glosse, in der er seiner Empörung wortgewaltig Ausdruck ver­
lieh.10 

Das eigentliche Kernproblem war, dass der Nationalstaat als Bezugspunkt für di e 

soz ialistischen Parteien von Marx und Engels unterschätzt wurde, was dazu führte, 

dass eigene Aussagen über die Interdependenz zwischen Sozialismus und Nation 

sukzessive revidiert bzw. modifiziert werden mussten. Hans Mommsen konstatiert 

hier mit Recht eine »entscheidende Defizienz« der marxistischen Theorie, da sich 

weder bei Marx noch bei Engels eine systematische Analyse des Nationalismus fin­

den lässt. 11 Anders formuliert war die Marxsche Analyse des Nationalen zu ober­

flächlich, zu sehr von der gesell schaftlichen Wirklichkeit entfernt und damit relativ 

einseitig auf den internationalen Charakter der Bewegung fokussiert, so dass die 

Anklage gegen die deutsche Sozialdemokratie fast schon apologetische Züge hatte 

- immerhin ging es darum, die Richtigkeit der eigenen Theorie zu beweisen, weshalb 

Marx den reduzierten Internationalismus des Gothaer Programms als groben Faux­

pas der deutschen Arbeiterklasse wertete. 

In diesem Kontext verwundert es etwas, dass Marx fünf Jahre zuvor, nach dem 

Ausbruch des Deutsch-Französischen Krieges 1870, umgehend Partei ergriffen hatte 

und den Konflikt von deutscher Seite aus als »Verteidigungskrieg« bezeichnete. 12 

Offensichtlich ging es ihm dabei weniger um die Machtverhältnisse in Europa, als 

vielmehr um die Überlegenheit der eigenen Theorie - sowie die Stärke der deutschen 

Arbeiterklasse: »Die Franzosen brauchen Prügel. Siegen die Preefsen, so die Zentralisation 
der state power nützlich der Zentralisation der deutschen Arbeiterklasse. Das deutsche Überge­
wicht würde firner den Schwerpunkt der westeuropäischen Arbeiterbewegung von Frankreich 
nach Deulschland verlegen [. . J. Ihr Übergewicht aef dem Weluhealer über die ftanzbsische 
wäre zugleich das Übergewicht unserer Theorie über die Proudhons elc. « 13 

Im Gegensatz zu Marx verurteilten August Bebe! und Wilhelm Liebkn echt die 

bellizistische Austragung des Konflikts - »unternommen im Interesse der Dynastie 
Bonaparte wie der Krieg von 1866 im Interesse der Dynastie Hohenzollern« - auf das 

10 
» Und woraef reduziert die deutsche Arbeiterpartei ihren Internationalismus? Auf das Bewlfßtsein, daß das 

Ergebnis ihres Strebens >die internationale Voikerverbrüderung sein wird, - eine dem bürgerlichen Freiheits- und 
Friedensbund entlehnte Phrase, die als Aquivalent passieren sollfar die internationale Verbrüderung der Arbeiter­
klasse im gemeinschefillchen Kampf gegen die herrschende Klassen und thre Regierungen. Von internationalen 
Funktionen der deutschen Arbeiterklasse also kein Wort! Und so soll sie[. . J Herrn Bismarcks internationaler 
Verschwifrungspolillk das Paroli bieten! In der Tat steht das internationale Bekenntnis des Programms noch 
unendlich tief unter dem der Freihandelspartei Auch sie behauptet, das Ergebnis ihres Strebens sei ,die interna­
tionale Völkerverbrüderung<. Sie tut aber auch etwas, um den Handel international zu machen und begnügt sich 
keineswegs mit dem Bewtefstsein - defs alle Völker bei sich zu Hause Handel treiben. « K. MARX, Kri tik des 
Gothaer Programms; in: MEW, Bd. 19, 1987, S. 24 . 
11 H. MoMMSEN, Arbeiterbewegung und nationale Frage, 1979, S. 49. 
12 D. GROH / P. BRANDT, »Vaterlandslose Gesellen,,, 1992, S. 17f 
13 Marx an Engels, London 20. Juli 1870; in: MEW, Bd. 33, 1976, S. 5.; hierzu auch: H.-U. W EHLER, 
Sozialdemokratie und Nationalstaat, 1971, S. 55. 
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Schärfste und enthielten sich im Reichstag »als prinz ipielle Gegner jedes dynastischen 
Krieges« ihrer Stimme. Die beiden liberalen Sozialisten begründeten ihre kompro­

misslose Haltung primär mit der Ablehnung der Hohenzollern-Dynas ti e, die man 

in keiner W eise billigen oder unterstützen wollte. 14 

Nun ist es nicht das Ziel des Exkurses, den Deutsch-Französ ischen Krieg, das 

Gothaer Programm oder diskrepante Aussagen von Marx und Engels zu analysieren, 

allerdings kann in diesem Zusammenhang zumindest einmal konstati ert werden, 

dass es unter anderem eben jene, von M arx kritisierten, »vulgärdemokratischen « 

Lassalleaner gewesen waren, die 1871 gegen die Verlängerung der Kriegskredite ge­

stimmt hatten und sich - gan z im Sinn e des kommunistischen M anifests - für ihre 

Genossen aus Frankreich engagierten, und das obwohl sie zur gleichen Z eit einen 

durchau s positiven Bezug zu ihrem eigenen Vaterland aufwiesen. 15 Gemeinsam mit 

den Sektionen der Internationale sowie Teilen des »republikanischen F rankreich s« 

forderten di e SPD-Vorgängerorganisationen , SDAP und ADAV, den sofortigen 

Rückzug der deutschen Armee und die Aufnahme von Friedensverhandlungen. 16 

Die zweite Kri egsanleihe wurde in Folge dessen abgelehnt, die 1871 gegründete »Pa­

riser Kommune« als Symbol des Protests gegen das monarchistische D eutschland 

begrüßt. 17 D ementsprechend war die Fortsetzung des Krieges - trotz der Niederlage 

Napoleons lll. - für beide Parteien ein Signum des Verrats an der internationalen 

Arbeiterbewegung, was zu einer Solidarisierung mit den fran zös ischen Arbeitern 

führte. Auch im H erzen Londons wurden Kundgebungen gegen den Kri eg organi­

sien, auf denen der Pari ser Kommune die Grüße der Londoner Arbeiter übermittelt 

wurden. 18 

14 Darüber hinaus sprachen sie - ganz im Sinne der Internationalen Arbeiterassoziat ion - die Bot­
schaft aus, »daß die> Völkc>r Europas, [. . J alles aefbieten werden, um sich 1hr Selbstbeslimmungsrecht zu 
erobern und die heutt;~e Siibel- und Klassenherrschqfi [. . J zu beseitigen«. Marx äußerte sich spätestens nach 
der Kriegswende von Sedan geringschätzig über die Expans ionspoli tik Bismarcks; zuvor war der 
Kampf um die Deutungshoheit innerha lb der lnrernationale, der zwischen Proudhoni sten, Anarchis­
ten und Marxi sten ausgetragen wurde, jedoch sta rk genug gewesen, um den Krieg zunächst zu bil ­
ligen . Motiviertes Votum de r Reichstagsabgeordneten Liebknecht und Bebe! in Sachen der 120-M il ­
lioncn-Kriegsanleihe; in: H. BARTEL / R. DL Ul:lEK / H. GEMKOW (Hrsg.), August Bebe!. Ausgewählte 
Reden und Schri ften, Bd. 1, 1970, S. 11 7; zu Marx: Vgl. Marx an Wi lhelm Liebknecht, 7. Oktober 
1876; in : MEW, Bd. 34, S. 210. 
15 H .-U. W EHLER, Sozialdemokratie und Nationa lstaat, 197 1, S. 54 . 
16 Ebd.; hierzu auch: S. FEUC HT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur 
Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 33. 
17 August Bebels Votum hierzu: »M eine Herren, und wenn auch im Augenblick Paris unterdrückt ist, dann 
erinnere ich Sie daran, dqß der Kampf in Parir nur ein kleines Vorpostengrftch! ist, daß die Hauptsache in Europa 
uns noch bevorsteht und daß ehe wenige Jahrzehnte vergehen, der Schlachtenn!f des Pariser Proletariats ,Krieg 
den Paliisten, Friede den Hüllen, Tod der Not und dem Mi!ßiggangel< der Schlachtref des gesamten europiiischen 
Proletariats werden wird. « Die Pariser Kommune - Vorpostengefecht des europä ischen Proletariats. 
Aus der Rede im Deut schen Reichstag gegen die Annexion von Elsass-Lothrin gen, 28 . Mai 1971; in: 
H. BARTEL / R. DLUl:lEK / H . GEMKOW (Hrsg.), August Bebel. Ausgewählte Reden und Schri fte n, 
Bd. 1, 1970, S. 11 7. 
18 J. ßRA UNT HAL, Geschichte der Internationale, 1961, Bd. 1, S. 175. 
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Waren Kundgebungen und parlamentarische Unmutsbekundungen das, was sich 

Karl Marx unter einer weltweiten Verbrüderung der Arbeiterklasse vorgestellt hatte? 

Eine genaue Definition der »proletarischen Solidarität« 19 hatte er in seiner 1864 

verfassten »Inauguraladresse der Internationalen Arbeiterassoziation« zum Besten 

gegeben: Die unbedingte Notwendigkeit einer länderübergreifenden Solidarisie­

rung, die Geschlossenheit der Arbeiterbewegung - ungeachtet des nationalen Stre­

bens nach politischer Macht - wurden von ihm zu den wichtigsten Prinzipien einer 

»Internationalen Arbeiterassoziation« erhoben. 20 Alle Mitglieder würden die Ver­

pflichtung eingehen, » Wahrheit, Gerechtigkeit und Sittlichkeit anzuerkennen als die Regel 
ihres Verhaltens zueinander und zu allen Menschen, ohne Rücksicht aef Farbe, Glauben oder 
Nationalität.« 21 Der gemeinsame Kampf für die Emanzipation der Arbeiterklasse sei 

weder eine lokale, noch eine nationale, sondern vielmehr eine weltumspannende so­

ziale Aufgabe der Gesamtheit der Arbeiter. Dementsprechend definierte Marx die 

Aufgaben des Zentralrates der Arbeiterassoziation im Sinne einer »internationalen 
Agentur zwischen den verschiedenen zusammenwirkenden Gesellschaften[..).« und ver­

pflichtete die teilnehmenden Gruppierungen zur wechselseitigen Unterstützung in 

Krisensituationen. 22 

Die Gründungsakte der Arbeiterassoziation strotzte nur so vor Idealismus und 

hochtrabenden Formulierungen. Nur mit einem aufrechten, im Grunde utopischen 
Internationalismus ließen sich die Ziele erreichen, die Interessenkonflikte dauerhaft 

überwinden und gemeinsame Aktionsformen realisieren. Nach und nach zeigte sich, 

dass das von Marx eingeforderte Streben nach »politischer Macht« immer schwerer 

mit dem Anspruch der Organisation in Einklang zu bringen war. Nach dem Aus­

bleiben der von beiden Theoretikern erwarteten »revolutionären Umwälzungen« 

blieb den sozialistischen Parteien nichts anderes übrig, als sich den Gegebenheiten 

anzupassen und sich auch auf nationaler Ebene stärker zu profilieren. 23 Dies galt 

umso mehr, als die globalen Solidaritätsbekundungen mit der Pariser Kommune in 

19 Hierbei muss sicherlich betont werden, dass der von Marx und Engels skizzierte »Internationalis­

mus« kein genuin sozialistischer Terminus war. Das Bild vom »Konzert der Völker«, »in dem jede 
Nation _frei ihre eigene spezifische Stimme besitz!, aber nicht zum Herrn über die andere sich erheb!«, wurde 

schon von Gottfried Johann Herder im 18. Jahrhundert gezeichnet und in das Konzepteinesbürger­

lich-intellektuellen Internationalismus integriert. »Internationalismus« war dementsprechend keine 

sozialistische Glaubensform - auch wenn sich die Mitglieder der IAA Mühe gaben, eine entsprechen­

de Umdeutung zu erreichen. D. KRAMER, Internationalismus in den deutschen Arbeiterkultur-Orga­

nisationen: Eine Problemskizze; in: F. VAN HoTHOON / M. VAN DER LI NDEN (Hrsg.), International­

ism in the Labour Movement, 1830-1940, Bd. 2, 1988, S. 217-232. 
20 »Polittsche Macht zu erobern ist [ . J die grqße Pflicht der Arbeiterklassen. [. J Die vergangene E,fahrung 
hat gezeigt, wie Mißachtung des Bandes der Brüderlichkeit [.. J stets gezüchtigt wird durch die gemeinschaftliche 
Vereitelung ihrer zusammenhangslosen Versuche. Es war dies Bewusstsein, das die Arbeiter verschiedener Länder, 
versammelt am 28. September 1864 in dem qffent!ichen Meeting zu St. Martins Hall London, anspornte zur 
Stifiung der Internationalen Assoziation.« K. MARX, Inauguraladresse der Internationalen Arbeiter-As­

soziation; in: MEW, Bd. 16, S. 12 f 
21 DERS., Provisorische Statuten der Internationalen Arbeiter-Assoziation; in: ebd., S. 15. 
22 Ebd., S. 15f 
23 H . MoMMSEN, Arbeiterbewegung und nationale Frage, 1979, S. 5off 



34 Prolog 

vielen Ländern dazu führte, dass die sozialistischen Parteien verstärkt staatlichen 

Repressionen ausgesetzt wurden. Die Erfahrung, dass ein uneingeschränkter Inter­

nationalismus negative Folgen für die Partei auf nationalstaatlicher Ebene haben 

konnte, führte partiell zu einem Umdenken im Lager der Sozialisten und zum Auf­

stieg reformistischer Kräfte. 

Erschwerend hinzu kam, dass im Jahre 1872 der letzte Kongress der Ersten Inter­

nationale tagte. Die Auseinandersetzung zwischen Anarchisten und M arxis ten hatte 

erst zur Krise der Internationale und letztlich zur Zersplitterung der Arbeiteras­

soziation geführt. 24 Noch gab es keine gut organisierten, aktiven Arbeiterparteien, 

die das Rückgrat der Organi sation, sowohl finanziell als auch ideell , bilden konnten. 

In Folge dessen kam es 1876 zur endgültigen Auflösung der von Marx nachhaltig 

geprägten Internationalen Arbeiterassoziation. 25 Die Gründung der Zweiten Inter­

nationale sollte erst im Jahre 1889 erfolgen, so dass der internationale Sozialismus 

mehr als ein Jahrzehnt ohne seine »Internationale Agentur« auskommen musste. 

Diese scheiterte nicht zuletzt an ihren übertitelten Vorstellungen einer >> proletari­

schen Solidarität«. 

In der Folgezeit war die internationale Solidarität der Arbeiterklasse länderübergrei­

fend ein fester Bestandteil der sozialistischen Programmatik: Die Nachfolgeorgani­

sationen verstanden sich dezidiert als Erbe der Arbeiterassoziation und setzten ihre 

Politik fort. Die Präambel mochte verändert und den Gegebenheiten angepasst wer­

den, doch das Bekenntnis zum proletarischen Internationalismus, die Bereitschaft 

und der Aufruf zur grenzüberschreitenden Kooperation blieben stets als Grundkon­

stituenten erhalten. Hierbei wurde der Begriff »sozialistischer Internationalismus« 

vor allen Dingen als »Ges innungsgemeinschaft«, als »internationale Agentur der 

Arbeiterklasse« definiert , die kurz gesagt zwei Funktionen erfüllen sollte: I. Infor­

mationsaustausch zwischen den assoziierten Parteien; 2. Sofortige praktische Hilfe 

in Krisen- bzw. Notsituationen. Gedanklicher Kern des Manifests war das »Band der 

Brüderlichkeit«, welches über nationale Grenzen hinweg wirken sollte. 

Allerdings wurde mit keiner Silbe erwähnt, wie die erwähnten »Hilfeleistungen« 

konkret auszusehen hatten, geschweige denn, wie man die nationalen Verwurzelun­

gen der einzelnen Organisationen zu lösen vermochte, die dem proletarischen Inter­

nationalismus diametral entgegenstehen mussten. Damit war der Internationalismus 

sozialistischer Prägung nicht mehr als ein geistiges Provisorium, das mehr von sei-

24 Diese ergaben sich bereits aus der Tatsache, dass die Mehrheit der Mitglieder der Internationale 
keine Marxisten waren_ Die von Karl Marx formulierte Präambel wurde zwar akzeptiert, _j edoch 
bedeutete dies keineswegs, dass all di e vorhandenen Probleme und Meinungsverschiedenheiten plötz­
lich gelöst waren. Es gab »Vertreter des anti-politischen Genossenschaftssoziali smus, Vertreter refor­
mist ischer, syndikali stischer, revolu tionärer, anarchistischer und utopi scher Ideologien, Proudhonis­
ten, Fourieristen, Cabetisten, Banquisten, Bakunisten Marxisten - ein Chaos einander vielfach 
widerstreitender Ideen.« In den ersten Jahren gab es vor allem eine Auseinandersetzung zwischen 
Marxisten und Proudhonisten, später zwischen Marxisten und Anarchisten. J. BRAU NTHAL, Ge­
schichte der Internationale, 1961, Bd. 1, S. 135. 
25 VgL A. KRI EGEL, Les internationals ouvrieres, 1966, S. 25. 
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nem utopischen Entwurf einer weltumspannenden Arbeiterorganisation lebte, denn 

von konkreten Vorschlägen zur Umsetzung. Der »Mythos Internationale« für sich 

genommen war folglich wesentlich bedeutsamer als die IAA und ihre Nachfolgeorga­

nisationen: Die Erste Internationale scheiterte, aber die Vision, das Konzept einer 

»internationalen Agentur der Arbeiterklasse«, die auszog, um sich von den Ketten 

des imperialistischen Zeitgeistes zu befreien, lebte fort. 

Karl Marx und Friedrich Engels reagierten auf das Scheitern der IAA mit einer 

Modifikation ihres Theoriegebäudes: Die Gründung einer neuen Internationale soll­

te erst nach der Schaffung >> nationaler Arbeiterorganisationen« erfolgen, so das neue 

Fazit der beiden Philosophen. Damit wurde der »nationale Nihilismus«, der die frü­

hen Texte der beiden Theoretiker auszeichnete, klar und deutlich abgelehnt, die Ori­

ginalität eines »sozialistischen« Internationalismus also zumindest partiell dekon­

struiert. 26 Die Abwandlung der eigenen Theorie steht exemplarisch dafür, dass eine 

exakte Definition dessen, was gemeinhin unter einer »transnationalen Solidarität« 

verstanden wird, kaum möglich ist. So wie es zu keinem Zeitpunkt eine einheitliche 

Definition des Begriffes »Sozialismus« gab, 27 darf getrost davon ausgegangen wer­

den, dass die Vorstellung eines »proletarischen Internationalismus « primär als My­

thos in den Köpfen der Zeitgenossen kursierte - ohne dass es dabei eine gemein­

same Vorstellung davon gab, wie die Konkretion des Marxschen Dogmas, also der 

grenzüberschreitende Kampf der Arbeiterklasse, in der praktischen Ausgestaltung 

aussehen sollte. 

Mit Hilfe der Dekonstruktion einer universalen proletarischen Solidarität soll der 

Blick vor allem auf den wesentlichen Punkt gelenkt werden, der eine Bewertung des 

transnationalen Sozialismus ausmacht: Der praktischen Zusammenarbeit der sozia­

listischen Politiker. 

Es ist müßig darüber zu diskutieren, ob der pro-kolonialistische Kurs der Zweiten 

Internationale im Vorfeld des Ersten Weltkriegs einen Bruch mit dem »Idealbild « 

eines proletarischen Internationalismus implizierte. 28 Gleiches gilt für die Frage, ob 

die Kriegspolitik von SPD, SFIO und Labour Party während des Ersten Weltkrieges 

sowie die Befürwortung der Wilsonschen Friedenspolitik 29 im Anschluss hieran 

26 D. KR AMER, Internationalismus in den deutschen Arbeiterkultur-Organisationen: Eine Problem­
skizze; in: F. VAN HoTHOON / M . VAN DER LcNDEN (Hrsg.), Internationalism in the Labour Move­
ment, 1830-1940, Bd. 2, 1988 , S. 217- 232; hier: S. 225ff. 
27 Hierzu: T. MEY ER / K.-H. KLÄR / S. M1LLER / K. NovY / H. T1MM ERMANN (Hrsg.), Lexikon 
des Sozialismus, 1986, S. 275. 
28 ln diesem Kontext stellt Dieter Kramer die provokante These auf, der pro-kolonialistische Kurs der 
Zweiten lnternaLionale sei ebenfalls eine Form des Internationalismus gewesen. D. KRAMER, Inter­
nationalismu s in den deutschen Arbeiterkultur-Organisat ionen: Eine Problemskizze; in: F. VA N Ho­
TH00N / M . VA N DER LI NDEN (Hrsg.), Internationalism in the Labour Movement, 1830- 1940, 
Bd. 2, 1988, S. 217-232; hier: S. 222ff 
29 Di e Zustimmung zur Wilsonschen Fri edenspolitik wird häufig als erster Schritt in Richtung einer 
reformistischen Außenpolitik interpretiert, die auf dem Zweiten Kongress der Sozialisti schen Arbei­
ter-Internationale in Marseille final zu einem Kurswechsel innerhalb der sozialisti schen Außenpolitik 



Prolog 

überhaupt noch mit der »sozialistischen Idee« in Einklang standen - oder bereits 

Belege für einen wachsenden Nationalismus waren. Viel entscheidender als diese 

unscharfe, ideologiezentrische Perspektive sind die Art und Weise, wie Zusammen­

arbeit perzipiert und organisiert wurde sowie die Beweggründe, die das Handeln der 

Parteien in diesen Zeitabschnitten bestimmten, im stetigen Bemühen um eine Mehr­

wert stiftende grenzüberschreitende Zusammenarbeit. Eben diese Aspekte werden 

im Folgenden, beginnend mit der Geschichte der Zweiten Internationale - von 1889 

bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges-, im Fokus der Dissertation stehen. 

führte. H. LAD EMACH ER, Kosmopoliti smus, Solidarität und Nation ; in: F. VA N HoTHOON / M. VA N 

D ER LI N DEN (Hrsg.), Internationalism in the Labour Movement, 1830-1940, Bd. 2, 1988, S. 371-391; 
hier: S. 383; Zweiter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Marseille, 22. bis 27. Au­

gust 1925, 1974, S. 264. 



Erstes Kapitel 

Die Internationale und der Krieg: 

Transnationale Kooperation des Parteiendreiecks, 1914-1923 

r. Vorgeschichte: 

Sozialistischer Internationalismus vor dem Ersten Weltkrieg, 1889-1914 

Das Scheitern der Zweiten Internationale im Jahre 1914 hatte maßgeblichen Einfluss 

auf die Konstituierung ihrer Nachfolgerorganisation, der 1923 gegründeten Sozialis­
tischen Arbeiterinternationale. Dieser Aspekt ist umso stärker zu betonen, als die 

für die Zwischenkriegszeit maßgeblichen Akteure ihre politische Arbeit en gros be­

reits vor dem Ersten Weltkrieg aufnahmen und die Geschicke ihrer Organisationen 

federführend mitbestimmten. Aus diesem Grund wird die Geschichte der Zweiten 

Internationale (1889-1914), unter besonderer Berücksichtigung der praktischen Zu­
sammenarbeit des Parteiendreiecks, in verkürzter Form in die Analyse integriert wer­

den. Zentraler Bestandteil des Kapitels ist hierbei die Beziehung zwischen den bei­

den dominierenden Parteien, SPD und SFIO, deren kontroverse Diskussionen über 

mögliche Kriegsverhütungsstrategien die Arbeiterbewegung polarisierten: Während 

die SFIO insbesondere nach der ersten Marokko-Krise entschieden für den General­

streik als »letzte Waffe« der Proletarier gegen den Kriegsausbruch plädierte, sträubte 

sich die SPD mit allen Mitteln gegen diese Maßnahme. 

J.J. Die Geschichte der Zweiten Internationale, r889-r904 

Die Gründung der Zweiten Internationale hätte symbolträchtiger nicht sein können: 

Die Eröffnungssitzung fand am 14. Juli 1889 in Paris statt, am hundertsten Jahrestag 

der Erstürmung der Bastille. 1 Die Sitzung des internationalen Gründungskongres­

ses wurde von dem frankophilen deutschen Sozialisten Wilhelm Liebknecht 2 sowie 

dem Franzosen Edouard Vaillant geleitet, um ein »Zeugnis des Brüderbundes« ab­

zulegen, das »die Sozialisten Deutschlands und Frankreichs vereinigt«. 3 Allein, der unter 

»stürmischem Beifall«4 vollzogene, »historische« Schulterschluss zwischen den bei­

den bedeutendsten Arbeiterorganisationen Europas war mindestens ebenso spontan 

ins Leben gerufen worden, wie der Gründungskongress der Internationale selbst: 

1 Protokoll des Internationalen Arbeiter-Kongresses zu Paris , abgehalten vom 14. bis 20. Juli 1889; in: 

Kongress-Protokolle der Zweiten Internationale, Bd. 1, Paris 1889 - Amsterdam 1904, 1975, S. 2. 
2 Liebknecht hatte sich gemeinsam mit Bebe! vehement gegen den deutsch-französischen Krieg 1871 
ausgesprochen. Diese Ablehnung brachte ihnen groge Sympathie in der Internationale, vor allem aber 

innerhalb der SFIO ein. Vgl. E. KoLB, D er Weg aus dem Krieg, 1989, S. 195-201. 
3 Protokolle der Zweiten Internationale, Bd . r, Paris 1889 - Amsterdam 1904, 1975, S. 2. 
4 Ebd. 
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Faktisch hatte die Zweite Internationale zum Zeitpunkt ihrer Gründung keine zen­

trale Leitinstanz, kein Konzept, kein Sekretariat, keine Statuten - noch nicht einmal 

der Name stand fest. 5 Insofern mutet es fast schon komödiantisch an, wenn Wilhelm 

Liebknecht ein Jahr später in der edierten Ausgabe des Kongresses konstatierte, dass 

der Internationale Arbeiterkongress zu Paris »der greflte Kulturtriumph und die greflte 
Kulturthat des 19. Jahrhunderts war«. 6 

Immerhin sollte sich zumindest eine Maßnahme der Internationale in das kollektive 

Gedächtnis der Arbeiter einpflanzen: Der Beschluss, am r. Mai 1890 »eine gr(!ße 
internationale Manifestation (Kundgebung) zu organisieren, und zwar dergestalt, dqß gleich­
zeitig in allen Ldndern und in allen Stddten an einem bestimmten Tage die Arbeiter an die 
q/fentlichen G€'Walten (Behärden) die Forderung richten, den Arbeitstag at1f acht Stunden 

.festzusetzen«. 7 

Die »den Erdkreis umspannende Aktion des Weltproletariats« 8 fand in Deutschland 

allerdings nicht am 1. Mai 1890, sondern, anders als zum Beispiel in Frankreich 

und Österreich, erst am darauffolgenden Sonntag statt. Die SPD-Führung hatte es 

aus Furcht vor staatlichen Restriktionen sowie drakonischen Lohnkürzungen für 

die Arbeiterschaft abgelehnt, die Arbeiter am Maitag 1890 zur Arbeitsruhe aufzuru­

fen. 9 Auf Initiative der SPD wurde auf dem nachfolgenden Brüsseler Kongress 1891 
zu diesem Zweck die ursprünglich vorgeschlagene Resolution verändert, insofern der 

erste Mai nur dann ein gemeinsamer Fest- und Ruhetag sein könne, wenn dies durch 

die Umstände in den einzelnen Ländern nicht verhindert werde. 10 Der österrei­

chische Sozialist Victor Adler echauffierte sich daher auf dem Züricher Arbeiterkon­

gress 1893 nicht zu Unrecht über das Verhalten der Deutschen und warf der SPD 11 

eine unnötige Banalisierung des Ersten-Mai-Gedankens vor. 12 

5 »Zweite Internationale« wurde die Organisation von Zeitungen und Historikern genannt. Erst 
dadurch kam die Organi sa tion zu ihrem heutigen Namen. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Interna­
tionale, 1961 , Bd. 1, S. 251. 

6 Protokolle der Zweiten Internationale, Bd. 1, Pari s 1889 - Amsterdam 1904, 1975, S. V. 
7 Ebd., S. 123. 
8 Liebknecht bemerkte hierzu, ebenfalls im Vorwort der editierten Ausgabe: »Daß es kein Slrohfeuer 

war, was at!f dem Kongref? loderte, das hat der 1. Mai dieses Jahres bewiesen, - die erste gewaltige, den Erdkreis 
umspannende Aktion des Weltproletariats [. . ].« Ebd. 

9 Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1961, Bd. 1, S. 254/T. 
10 Internationaler Sozialisten-Kongress zu Brüssel, 16.-22. Augu st 1891; in: Protokolle der Zweiten 
Internationale, Bd. r, Paris 1889 - Amsterdam 1904, 1975, S. 33 . 
11 August Bebe! zum Vorwurf, die SPD drücke sich am Maitag vor ihrer Verantwortung: »Tausende 
von Arbeiter werden existenzlos, auf die Straße gewotftn; andere werden wegen Kontraktbruch gerichtlich be­
straft. [Zuruf der Österreicher.- auch bei uns!] Und nach einem Gesetz aus dem Jahre 1891. das geradezu.für 
diesen Zweck ausgearbeitet worden, werden Tausende ·von deutschen Arbeitern noch dazu mil dem Verlust eines 
ganzen Wochenlohns bestraft. « Protokoll des internationalen Sozialistischen Arbeiterkongresses in der 
Tonhalle Zürich vom 6. bi s 12. August 1893; in : Protokolle der Zweiten Internationale, Bd. 1, Paris 
1889 - Amsterdam 1904, 1975, S. 34. 
12 Hierzu: ebd., S. 31ff; S. M1LLER , Die SPD und die Zweite In ternat ionale; in: K. ScHÖNHOFEN / 
D. STARITZ, Sozialismus und Kommuni sm us im Wandel , 1993, S. 136- 152; hier: S. 138. 
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Kennzeichnend für die deutsche Sozialdemokratie, die gemeinsam mit der SFIO 

von 1889 bis 1914 die dominierende Partei innerhalb der Zweiten Internationale dar­
stellte, war einerseits ihr theoretischer Marxismus sowie andererseits ihr »revolutio­

närer Attentismus« 13 - was sich beispielhaft an der Diskussion über die Maikund­

gebungen manifestierte.14 Innerparteilich wurde dieser offensichtliche Widerspruch 

zur Sprache gebracht, als der bayerische Sozialistenführer Georg von Vollmar am 

r. 6. und 6.7.1891 im Münchner »Eldorado«-Saal für eine Zusammenarbeit mit bür­

gerlichen Parteien plädierte, gegen die überwiegend marxistisch geprägte Parteifüh­

rung agitierte und mit den revolutionären Phantastereien führender Parteiideologen 

abrechnete. 15 Auf dem Hannoveraner Parteitag 1899 kam es infolgedessen zum so­

genannten »Revisionismusstreit «, als die reformorientierten Kräfte um Eduard 

Bernstein eine radikale Änderung des revolutionären Teils des Parteiprogrammes 

zugunsten einer Politik demokratischer Reformen durchsetzen wollten. Binnen kür­

zester Zeit wurde das Werk Bernsteins, 16 das innerhalb der SPD strikt abgelehnt 

wurde, auch im Ausland rezipiert und spaltete die Internationale in Befürworter 

und Gegner. 17 

Die politische Strategie der deutschen Sozialdemokratie war nach 1890 vor allem 

auf die Eroberung politischer Macht in Form von Wählerstimmen ausgerichtet, um 

13 Die These des »revolutionären Attentismus« der SPD - politischer Immobilismus, Widerspruch 

zwischen Theorie und Praxi s - darf in der GeschichLswissenschafL durchaus als konsensfähig gelten , 

wenn auch die langfri stigen Folgen der sozialdemokratischen »Stillhaltepolitik«, die Dieter Groh in 

Folge seiner sozialpsychologischen Analyse als »Fatum« (das die Partei zum Burgfriedensschluss 

führte) interpretiert , umstritten sind. D. GRoH , Negative Integration und revolutionärer Attentismus, 

1974, S. 58 f ; kritisch hierzu: Di skussionsbericht; in: Sozialdemokratie zwischen Klassenbewegung 

und Volkspartei , 19 74 , S. 134- 149; hier: S . 139- 143. 
14 S. M1LLER, Die SPD und die Zweite Internationale; in: K. ScHÖNHOFEN / D. STARITZ , Sozialis­

mus und Kommuni smus im Wandel, 1993, S. 136- 152; hier: S. 138. 
15 Von Vollmars Protest blieb jedoch weitestgehend erfolglos: Im Oktober 1891 wurde auf dem Er­

furt er Parteitag ein Programm verabschiedet, das den Gegensatz zwischen Arbeiterbewegung und 

Staat zementierte und die Zugehörigkeit zur Nation negierte. Es war ein Plädoyer für den proletari­

schen Internationalismus und zugleich gegen den Sozialismus Lassallescher Prägung, der seine poli ­
tischen Überzeugungen sehr eng mit der deutschen Nationalbewegung verknüpfte. H. MoMMSEN , 

Arbeiterbewegung und nationale Frage, 1979 , S. 49; T. W ELSKOPP, Das Banner der Brüderlichkeit , 

2000, S. 523; H .-U. WEHLER, SozialdemokraLie und Nationalstaat , 1971, S. 34f; hierzu auch: 
B. MEURER, Bürgerliche Kultur und Sozialdemokratie, 1988; M. LEMK E, Republikani scher Soziali s­

mus, 2008, S. 48 ff; H.-J. STEINBERG, Sozialdemokratie nach dem Fall des Sozialistengesetzes; in: 

H. MoMMSEN (Hrsg.), Sozialdemokratie zwischen Klassenbewegung und Volkspartei, 1974, S. 52-

61; hier: S . 54. 
16 Bernsteins 1899 veröffentlichtes Werk »Die Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben 
der Sozialdemokratie« machte sich zum Ziel, die - se iner Ansicht nach - überholte revolutionäre 

Phraseologie ad acta zu legen , sich bürgerlich-liberalen Kreisen gegenüber zu öffnen und damit an 

die liberali s tische Tradition der Sozialdemokratie anzuknüpfen. Bernstein war der Auffassung, dass 

der Liberalismus ein legitimer Erbe des Sozialismus sei. Grundlegend zur Revi sionismusdebatte: 

E . BER NSTEIN , Aus den Jahren meines Exils (Völker zu Hause), 1918; F. L. CARSTEN, Eduard Bern­

stein 1850- 1932 - eine politische Biographie, 1993. 
17 Vgl. A. KR1 EGEL, Die II. Internationale (1889- 1914); in: J. DRoz (Hrsg.), Sozialismus, Zweite 

Internationale und Erster Weltkrieg, Band IX., S. 7- 44; hier: S. 25ff 
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in naher Zukunft die Mehrheit im Parlament zu erringen. 18 Aus diesem Grund plä­

dierte die Führung der SPD auch auf internationaler Ebene - genauer: auf dem 

Londoner Kongress der Internationale 189 6 - entschieden für eine Beteiligung der 

Arbeiter an Wahlen und für die Ausnutzung von Gesetzgebungsprozessen zur 

Durchsetzung vo n Arbeiterinteressen. 19 D eshalb wurde in London auf Initiative 

der SPD (fast einstimmig) eine Resolution verabschiedet, die den politischen Kampf 

auf nationaler Ebene als einen der wesentlichen Punkte sozialistischer Agitation de­

finierte. 20 

Der Pariser Anarchist und Syndikalist Joseph Tortelier sprach sich auf dem Lon­

doner Kongress vehement gegen diese D efinition der »politi schen Aktion « aus und 

konstatierte, dass Parlamentarier nichts weiter als »Ehrgeizige« seien, die ihre Ver­

sprechen nicht einlösten. Ihm entgegnete Jean Jaures mit grof~em Pathos, dass die 

sozialistische Kammerfraktion in Frankreich ein Garant wider die Reaktion sei im 

Kampf um wirtschaftliche und sozialpolitische Reformen. 21 Die Beteiligung an na­

tionalen Wahlen war also, wenn man so möchte, ein Allgemeinplatz wider anarchis­

tische Elemente für französische und deutsche Sozialisten, die sich längst darüber im 

Klaren waren, dass di e in theoretischen Betrachtungen oft verpönte nationale Ebene 

nicht ohne Weiteres ignoriert werden konnte. 

Der engagierte Auftritt von Jaures, der konzeptionell einen evolutionären Sozia­

lismus - den schrittweisen Übergang von Kapitalismus zu Sozialismus - vertrat und 

sich für eine Politik demokratischer Reformen aussprach, kann kaum darüber hin­

wegtäuschen, dass die französische Bewegung in dieser Zeit höch st disparat war. 

In sgesamt sechs Strömungen stritten untereinander um den Führungsanspruch, 

ohne dass eine Zusammenführung der Gruppierungen in Sicht war. 22 Erschwert 

wurden die insbesondere von Jaures forcierten Einheitsbestrebungen durch die Drey-

18 Als direkte Reakt ion auf die reformi sti sche Bewegung entwickelte Friedrich Engels Mille der 
189oer Jahre die Taktik des »revolutionären Parl amentari smus«: Ziel der Sozialdemokratie sei es, die 
Mehrheit im Parlament zu erringen, das os telbische Landproletariat von der soziali sti schen Idee zu 
überzeugen und, sobald die SPD die politi sche Herrschaft in Deutschland errungen habe, mit der 
»Revolution« zu beginnen. B. NEFF, »Wir wollen keine Paradetruppen, wir wollen eine Kriegs trup­
pe« ... Die reformorientierte Mi li tärkritik der SPD unter Wilhelm II. 1890- 1913, 2004, S. 60 f.; H.-J. 
STEI NB ERG, Sozialdemokratie nach dem Fall des Soziali stengesetzes; in: H . MoMMS EN (Hrsg.), So­
zialdemokratie zwischen Klassenbewegung und Volkspartei, 1974, S. 52-61; hier: S. 55 f.; hi erzu auch: 
D. GROH, Negative Integration und revo lutionärer Attentismus, 1974, S. 67-
19 J. BKAUNTHAL, Geschichte der Interna tionale, 1961, Bd. 1, S. 259 ff 
20 Dabei wurde die »po li tische Aktion « wie folgt defini ert: »Der Kongrefsversteht unler polilischer Aklton 
alle Formen des organisierten Kampfes zur Eroberung der politischen Macht und die Ausnutzung der Gesetz ­
gebungs- und Verwaflungseinrichtungen in Staat und Gemeinde durch die Arbeiterklasse zum Zwecke ihrer 
Emanzipation. « Verhandlungen und Beschlüsse des Internationalen Sozialistischen Arbeiter- und Ge­
werkschaftskongresses zu London vom 27- Juli bis 1. August 1896. Berlin, Vorwärts, 1896, S. 19. 
21 Ähnlich äuf~erte sich auch der Fabier Steadman, der den Antrag unterstützte. Ebd., S. 18 f. 
22 Ni cht zu letzt deshalb war die deutsche Sozialdemokratie auch innerh alb der Internat ionale die 
tonangebende Partei, was sich erst nach der Z usamm enführung der verschiedenen fi·anzösischen 
Ei nzelparteien und der Gründung der SFIO im Jahre 1905 ändern soll te. 
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fus -Affäre, 23 aber auch durch den reformistischen »cas Millerand«, 24 der schon bald 

grenzüberschreitend für Diskussionen innerhalb der Arbeiterbewegung sorgte: Am 

29. Juni 1889 wurde der Sozialist Alexandre Millerand in die bürgerliche Regierung 
von Premierminister Pierre Waldeck-Rousseau berufen, wo er das Ministerium für 

Handel und Industrie übernahm. 25 Jaures unterstützte Millerand, 26 da er befürchte­

te, dass die Republik kurz vor einem monarchistischen Umsturz stehe, während 

Guesdisten 27 und Blanquisten 28 die Entscheidung massiv kritisierten und ein Mani­
fest erließen, in dem sie sich von jeglicher Verantwortung freisprachen. 29 

Da die Diskussionen über den »cas Millerand« die jeweiligen Landesgrenzen weit 

überschritten, beschäftigten sich auch die internationalen Sozialistenkongresse mit 

der Frage der politischen Machteroberung. Karl Kautsky, erklärter Revisionismus­

Gegner und einer der profiliertesten Marx-Adepten, wurde damit beauftragt, den 

vorherrschenden Streit zu schlichten und einen überzeugenden Kompromiss zu for­

mulieren. 30 In seinem Antrag, den er 1904 auf dem Amsterdamer Sozialistenkon­

gress präsentierte, sprach sich Kautsky dezidiert gegen den Eintritt sozialistischer 

Abgeordneter in eine bürgerliche Regierung aus. Doch wurde in einem Nachsatz 

eine wichtige Einschränkung gemacht: Unter bestimmten Umständen, einer Notlage 

beispielsweise, die rasches Handeln erforderlich mache, sei es sozialistischen Abge­

ordneten gestattet, in eine bürgerliche Regierung einzutreten. 31 Ergo kann es nicht 

überraschen, dass die Vorlage Kautskys als »Gummiantrag« in die Geschichte des 

23 Aufseiten der französischen Sozialisten beteiligLe sich vor allem Jean Jaures an den Protesten, was 

bei den konkurrierenden Arbeiterführern, namentlich Jules Guesde und Edouard Vaillant, Unmut 

hervorrief. Zur Dreyfus-Affare: D. BERJNG , Di e Intellektuellen. Geschichte eines Schimpfwones, 

1982, S . 33 f.; J. J URT, Die Tradition der engagierten lntellekluellen in Frankreich ; in: DERS. (Hrsg.), 

Intellektuelle - Elite - Führungskräfte und Bildungswesen in Frankreich und Deulschland, 2004, 
S. 33-58, hier: S . 33 ff 
24 G. ZIEBURA, Lcon Blum , 1963, Bd. 1, S . 74f 
25 Hintergrund dieses AngeboLes war das Begehr von Pierre Waldeck-Rousseau, die Dreyfus-Affäre 

zu entschärfen, indem ein sozialistischer Minister Teil des Kabinells werde. J. BRAUNTHAL, G e­

schichle der Internationale, 1961 , Bd . l, S. 264; G. Z1EBURA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 76 f. 
26 Grund für die Unterstützung war zudem, dass Millerand in den Jahren zuvor ein entscheidender 

Förderer von Jaures gewesen war. C. BLOCH, Die dritte französische Republik, 1972, S. 180 ff 
27 Jules Bazire, genannt Guesde, hatte auf der Seite der Pariser Commune gekämpft und kam im Exil 

vor allem mit deutschen Sozialisten, insbesondere Marx und Engels, in Berührung. Gemeinsam 

arbeitelen sie das Programm für die 1879 gegründete »Federation du Pani des Travailleurs Socialistes 

de France« aus. Ebd., S. 173ff Hierzu auch: S. BER NSTEI N, Jules Guesde, Pioneer of Marxism in 

France; in: Science and Society, Bd. 4, 1940, S. 29-56. 
28 Der auf Louis-Augu st Blanqui zurückgehende »Blanquismus« fußl auf der Idee, eine kleine, fest 

organisierte und verschworene Gruppe könne »von oben«, d. h . ohne eine entsprechende Massen­

basis , eine revolutionäre Umwälzung einleiten. In Frankreich waren vor allem Emile Eudes sowie 

Edouard Vaillant wichtige Protagonisten der »Blanquisten«. Im Jahr 1905 gehörte Vaillant zu den 

wichtigsLen Gründungsmitgliedern der SFIO. J. DRoz, Einfluss der deutschen Sozialdemokratie 

auf den französischen Sozialismus, 1973, S. 8. 
29 J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1961, Bd. 1, S. 264f 
30 S. M1LLER, Die SPD und die Zweite Internationale; in: K. ScHÖNHOFEN / D. STARTTZ, Sozialis­

mus und Kommunismus im Wandel, 1993, S. 136-152; hier: S. 140. 
31 J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1961, Bd. 1, S. 267 ff 
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Sozialismus einging, da er rein faktisch einen faulen Kompromiss zwischen refor­

mistischen und revolutionären Strategien formulierte, der eine endgültige Klärung 

des Sachverhaltes elegant umschiffte. 32 Implizit war bereits zur Jahrhundertwende 

klar, dass die Arbeiterbewegung Schritt für Schritt dem reformistischen Pfad näher­

kam. 

Der eigentliche Kern des Amsterdamer Kongresses war jedoch nicht die resolute 

Ablehnung des Reformismus selbst, sondern das Rededuell zwischen dem Reformis­

ten Jean Jaures und dem Marxisten August Bebel, das die grundsätzlichen Konflikte 

zwischen beiden Strömungen, Reformismus und Marxismus, sehr gut widerspiegel­

te. Für den Sozialistenführer Jaures waren Prinzipien wie Gerechtigkeit universaler 

Natur und genau deshalb weigerte er sich, die Sozialisten aufgrund von klassen­

kämpferischen Postulaten von ihrer emanzipatorischen Verantwortung zu befrei­

en. 33 Folglich kann es nicht überraschen, dass Jaures den revolutionären Attentismus 

der SPD zutiefst ablehnte und sich vehement gegen die Stillhaltetaktik der deutschen 

Sozialdemokratie aussprach. 34 In seiner Rede warf er der deutschen Partei vor, in der 

letzten Wahl triumphal drei Millionen Stimmen gewonnen zu haben, ohne auch nur 

ansatzweise politischen Einfluss ausüben zu können. Daraus schloss er, dass der 

deutschen Arbeiterklasse, der Speerspitze des Marxismus, die revolutionäre Traditi­

on fehle, was sich nicht zuletzt daran bemerkbar mache, dass die SPD das Wahlrecht 

»von oben« bekommen habe und es sich gleichfalls »von oben« wieder nehmen 

lasse. 35 

32 Tnternational er Sozialistenkongress zu Amsterdam, 14. bis 20. August 1904; in: Kongress-Pro­
tokolle der Zweiten Internationale, Bd. 1, Pari s 1889-Amsterdam 19 04, 1975, S. 31; Hierzu auch: 
A. KRI EGEL, Die II. Internationale (1889- 1914); in: J. DRoz (Hrsg.), Sozialismus, Zweite Interna­
tionale und Erster Weltkrieg, Band IX., S. 7-44; hier: S. 28 f. 
33 D. GROH, Jean Jaures und die deutsche Sozialdemokratie; in: U. BRUMM ERT (Hrsg.), Jean Jaures. 
Frankreich , Deutschland und die Zweite Internationale am Vorabend des Ersten Weltkrieges, 1989 , 
S. 1- 17; hier: S. 11. 
34 An Bebe! gewandt, auf den Wahlerfolg vom Mai 19 03 Bezug nehmend, als die SPD 3 Millionen 
Stimmen auf sich verein en konnte: »Ihr habt in euren Blättern aus.gerufen: Unser das Reich! Unser die Welt! 
Nein, das Reich ist nicht euer, 1hr seid nicht einmal so sicher, dqß 1hr in eurer Hauptstadt dem internationalen 
Sozialismus Gastrecht gewähren könntet (Be!falQ. [. . J ihr habt die Tatsachen geprif(i, b~fühlt, belauert - aber 
die Geister waren noch nicht re!/ Und da habt 1hr vor eurem eigenen Proletariat, vor dem internationalen 
Proletariat, eure Ohnmacht, zu handeln, hinter die Intransigenz theoretischer Formeln verhüllt, die euer aus­
gezeichneter Genosse Kautsky euch bis an sein Lebensende liefern wird (Bejfä/1 und Heiterketi.) [. . )« Interna­
tionaler Soziali stenkongress zu Amsterdam, 14. bis 20. August 1904; in: Kongres s-Protokolle der 
Zweiten fn ternationale, Bd. 1, Pari s 1889 -Amsterdam 19 04, 1975, S. 39 . 
35 Bezugspunkt dieser Ausführungen war das Königreich Sachsen , in dem die SPD 22 von 23 Wahl­
kreisen bei der Reichstagswahl 1903 gewinnen konnte. Infolgedessen wurde der Partei das Wahlrecht 
entzogen, was die SPD, nach Ansicht von Jaures, leichtfert ig hingenommen habe. »Es hat im deulschen 
Proletariat Beispiele bewundernswürdiger Hingebung gegeben. Aber es hat in seiner Geschichte keine revolutio­
näre Tradition. Es hat sich das al('t,emeine Wahlrecht nicht au/ den Barrikaden erobert. Es hat es von oben 
bekommen. Und wenn man nicht daran denken kann. es denen zu entreißen, die es sich selbst erobert haben, weil 
sie es leicht zurückerobern kifnnen, kann man dagegen wohl daran denken, von oben zu nehmen, was man von 
oben gegeben hat. Und 1hr kännt keine Sicherheit dagegen geben, 1hr, die 1hr gesehen hab!, wie euer rotes König­
reich, euer sozialistisches Königreich Sachsen die Forlnahme des al{e:,emeinen Wahlrech!s ohne Widerstand über 
sich ergehen lirft. « Internationaler Sozia li stenkongress zu Amsterdam, 14. bis 20. August 1904; in : 
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Im Verlauf seiner Gegenrede verteidigte August Bebel die Position der SPD und 

attackierte zugleich die französische Schwesterpartei. Diese sei drauf und dran im 

Bündnis mit den Bürgerlichen die Arbeiterklasse zu opfern, und das nur um eine 

französische Republik zu retten, die bei allen demokratischen Errungenschaften im 

Grunde genauso kapitalistisch wie das deutsche Kaiserreich sei. 36 Besonders interes­

sant ist Bebels Stellungnahme zum Vorwurf, die deutsche Arbeiterklasse habe keine 

revolutionäre Tradition, drei Millionen Wählerstimmen und sei trotzdem machtlos: 

» Was hat er (Jaures, Anm. d V) denn eigentlich von uns nach dem Dreimillionensieg erwar­
tet? Soffen wir etwa die drei Mtf!ionen mobil machen und vor das königliche Sch!qß ziehen, 
um den Kaiser abzusetzen? {. )« 37 

Der Versuch des Reformisten Jaures, den deutschen und den französischen Ge­

nossen »citoyennete« 38 und politischen Pragmatismus einzuhauchen, 39 darf getrost 

als gescheitert bezeichnet werden. Am Ende wurde die »Dresdner Resolution« 40 mit 

25 zu 5 Stimmen angenommen. Von den französischen Vertretern hatte die eine 

Hälfte für, die andere gegen den Antrag gestimmt. Auf die innerparteilichen Eini­

gungsprozess in Frankreich hatte der Disput indes keinen Einfluss mehr: Trotz der 

anhaltenden Differenzen, insbesondere zwischen Guesdisten und Jauressisten, ge­

lang im Jahre 1905 die Vereinigung der sozialistischen Bewegungen in eine französi­

sche Arbeiterpartei, die unter dem Namen »Parti Socialiste - Section Fran~aise de 

l'Internationale Ouvriere (SFIO)« gegründet wurde. 41 

Kongress-Protokoll e der Zweiten Internationale, Bd. 1, Paris 1889-Amsterdam 1904, 1975, S . 38; Vgl. 

J. ßRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1961, Bd. 1, 1961, S. 288 ff 
36 Vgl. P. WEBER, Gescheiterte Soz ialpartnerschaft - gefährdete Republik?, 2010, S. 49 ff 
37 lnternationaler Sozialistenkongress zu Amsterdam, 14- bis 20. August 1904; in: Kongress-Pro­

tokolle der Zweiten Internationale, Bd. 1, Paris 1889-Amsterdam 1904, 1975, S. 41 ff 
38 Das Verhältni s der französischen Arbeiterbewegung zur Nation, so auch jenes von J. Jaures , be­

schreibt Wilfried Loth als weitaus offener, als das bei der deutschen der Fall war. Insbesondere der 

Französischen Revolution wurde eine Symbolkraft attesti ert, die weit über die Landesgrenzen hinaus­

ragte. W . LoTH , Sozialismus und Internationalismus, 1977, S. 24; M . Wi NOCK, Le sociali sme en 

france et en Europc, XlXe-XXe siecle, 1992, S. 368 f 
39 G . KRUMEICH, Die Auseinandersetzung der deut schen Sozialdemokratie mit den militärpoliti­

schen Ideen von Jean Jaures ; in: E. W. HA NSEN / G. ScHR ETB ER / B. W EGNE R (Hrsg. ), Politischer 

Wandel , organ isierte Gewalt und nationale Sicherheit, 1995, S. 63-73; hier: S. 63. 
40 Zu Beginn des Kongresses hatte der marxistisch geprägte Teil der fran zösischen Sozialisten , di e 

sogenannten »Guesdisten«, dem Kongress eine Resolution unterbreitet, die sich an den Beschlüssen 

des letzten SPD Parteitages aus dem Jahr 1903 orientierte. In Dresden hatten die deutschen Soz ial­

demokraten einen Antrag verabschiedet, der sämtliche reformistische Strömungen verurteilte. Dieser 

( eigentlich deutsche) Beschluss wurde nun vom linken marxistisch-orthodox geprägten Flügel des 

französischen Sozialismus in die Internationale hineingetragen. Vgl. S. M1urn, Die SPD und die 

Zweite Internationale; in: K. ScHÖNHOl'EN / D. STARITZ, Sozialismus und Kommunismus im Wan­

del, 1993, S . 136- 152; hier: S. 142. 
41 Vgl. C. BLOCH , Die dritte französische Republik, 1972, S. 183; Hierzu auch: A. BERGOUNroux / 

G . GRUNBERG, Le long remords du pouvoir, 1992, S. 64ff 
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1.2. Stuttgarter Kongress 1907: Generalstreik als ultima ratio? 

Wichtiger als die theoretischen Auseinandersetzungen auf dem Amsterdamer Kon­

gress waren indes die realpolitischen Ereignisse der Folgezeit: Der Konflikt zwischen 

dem Dreibund (Deutschland, Österreich-Ungarn, Italien) und der anglo-franzö­

sisch-russischen Allianz, der sich unter anderem im Zuge der Ersten Marokkokrise 

allzu deutlich manifestierte, war allgegenwärtig im disharmonischen Konzert der eu­

ropäischen Großmächte. 42 

Vor diesem Hintergrund kann es kaum überraschen, dass der Stuttgarter Kon­

gress der Zweiten Internationale im Jahr 1907 vor allem um die Themen Imperialis­

mus und Krieg kreiste. 43 Die stetig wachsende Kriegsgefahr veranlasste die Verant­

wortlichen dazu, verstärkt über Interventionsmöglichkeiten nachzudenken, wobei 

ein international koordinierter Generalstreik in den Fokus rückte. Die grundsätzli­

che Idee dahinter war, dass die Internationale zumindest theoretisch die Macht be­

sitze, Kriege zu verhindern. Eben deshalb wurden auf dem Stuttgarter Kongress das 

Verhalten der Mitgliedsparteien im Kriegsfall sowie das grundsätzliche Verhältnis 

zwischen Arbeiterpartei und Staat diskutiert. Tonangebend waren hierbei insbeson­

dere SPD und SFIO, während die Labour Party weitestgehend außen vor blieb. Die 

englische Arbeiterbewegung war zwar durchaus präsent auf den internationalen 

Kongressen und stellte beispielsweise in Amsterdam 1904 die meisten Delegierten, 

jedoch konnte sie bis einschließlich 1908 keinen nennenswerten Einfluss innerhalb 

der Zweiten Internationale ausüben. Auch auf dem Stuttgarter Kongress war die 

britische Arbeiterpartei in hoher Zahl zugegen, jedoch wurden die maßgeblichen 

Entscheidungen von anderen Arbeiterführern getroffen. Ramsay MacDonald kon­

statierte retrospektiv, dass es demütigend gewesen sei, herauszufinden, dass jede 

Arbeiterpartei mit Ausnahme der Labour Party die entscheidenden Fragen bereits 

im Vorfeld intern diskutiert hatte. 44 

Zum Zeitpunkt des Stuttgarter Kongresses fand antimilitaristische Propaganda ins­

besondere in Frankreich großen Zulauf Dort propagierte der Publizist und sozialis­

tische Politiker Gustav Herve die Idee des Generalstreiks sowie der bewaffneten 

Insurrektion für den Fall einer Kriegserklärung als probates Mittel im Kampf gegen 

die »imperialistischen <, Kriegsbestrebungen. 45 

In Stuttgart kam es genau deshalb erneut zu einem heftigen Disput zwischen 

französischen und deutschen Sozialisten, da sich August Bebe! stellvertretend für 

die SPD sowohl gegen die Resolution Herve, der seinen »Antipatriotismus« auch 

42 Vgl. G. KRUMEICH , Aufrüstung und Innenpolitik in Frankreich vor dem Ersten Weltkrieg, 1980; 
für die SPD, siehe: B. NEH, »Wir wollen keine Paradetruppen, wir wollen eine Kriegstruppe« ... Die 
reformorientierte Militärkritik der SPD unter Wilhelm 11. 1890- 1913, 2004. 
43 J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1961, Bd. 1, S. 341 ff 
44 S. BERG ER, Ungleiche Schwestern?, 1997, S. 261; hierzu auch: D. J. NEWTON, British Labour, 
European socialism and the struggle for peace 1889-1914, 1985, S. 167. 
45 Herves Grundgedanke lautete, der Arbeiter habe kein Vaterland und sei deshalb von allen patrio­
tischen Pflichten befreit. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1961, Bd. 1, S. 333 f 
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innerhalb der Internationale umsetzen wollte, als auch gegen die wesentlich modera­

tere Resolution Jaures-Vaillant 46 aussprach. 

Die Ablehnung der Herveschen Resolution begründete Bebe) unter anderem mit 

dem Prestigeverlust, der in Folge einer Desertion drohe. 47 Wie in Deutschland die 

Dinge lägen, sehe man an Karl Liebknecht, dem man die Regierung einen Hochver­

ratsprozess anhängen wolle, obgleich er von Herves Ideen mittlerweile abgerückt 

sei. 48 Überhaupt werde die deutsche Sozialdemokratie sehr genau überwacht - »in 
den Kreisen der deutschen Militärs und des deutschen Generalstrabs vnfalgt man diese Agita­
tion sehr genau« - , weshalb, so Bebel, ein umfassender Generalstreik, eine Umsetzung 

der französischen Vorschläge, für die SPD in der Praxis nicht durchführbar wäre. 49 

Dies sei aber auch gar nicht nötig, wie der deutsche Arbeiterführer hinzufügte, denn 

»in den mqßgebenden Kreisen Deutschlands will niemand den Krieg, zum guten Teil mit 
Rücksicht aef die sozialistische Bewegung Hat doch Fürst Bülow mir selbst gegenüber zuge­
geben, die Regierungen wüßten, was in einem grqßen europäischen Kriegfiir Staat und Gesell­
schaft auf dem Spiel steht [. . ). « 

50 

Nicht nur Gustav Herve, 51 auch Jean James warnte die Sozialdemokraten davor, 

die französische Resolution abzulehnen und damit den »Bankrott der Sozialdemo­

kratie« zu erklären, während >>die bürgerliche Welt« ob der zahlreichen Vertreter auf 

dem internationalen Kongress zu Stuttgart erzitterte. 52 Aufgrund der Intervention 

46 Im französischen Lager war der Generalstreik als politische Waffe auf dem Kongress der fran zö­
sischen Partei in Nancy 1907 lagerübergreifend gebilligt worden . Aus diesem Grund wurde die da­
zugehörige Resolution »Jaures-Vaillant« auch auf dem Stuttgarter Kongress der Internationale zur 

Abstimmung gestellt. 
47 »Ich we!ß nicht, ob die Hervische Taktik in Frankreich mögllch ist. Ich fürchte, man wird in Frankreich böse 
E,fahrungen machen, wenn im Kriegifäll die Hervischen Mittel.- Wa.ffenstreit, Fahnenflucht der Reservisten und 
Landwehrmiinner und efftne Insurrektion in Anwendung kommen sollten.« Internationaler Sozialistenkon­

gress zu Stuttgart, 18. bis 24. August 1907; in: Kongressprotokolle der Zweiten Internationale, Bd. 2, 

1975, S. 82. 
48 Karl Liebknecht war, gemeinsam mit Rosa Luxemburg, einer der wichtigsten Vertreter eines deut­
schen Antimilitarismus innerhalb der Sozialdemokratie. Ebd., S. 82; Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte 

der Internationale, 1961, Bd. l , S. 335. 
49 Ohnehin hielt Bebe! es für illusorisch, mit »Waffenstreikspielereien « den zu erwartenden >, Mas­

senschlachten « E inhalt zu gebieten. »Bei unserem ersten Auftef dazu würden wir ausgelacht werden. Was 
kommen wird, we!ß ich nicht, aber ich we/ß, dqß dieser Krieg wahrscheinlich der letzte sein wird, und dqß er die 
ganze bürgerliche Gese!lschqft aufs Spiel setzt. TVtr können also nichts tun, als aefkliiren und Licht in die KöP.fe 
bringen, agitieren und organisieren.« Generell muss betont werden, dass der »große europäische Krieg« 
in der Vorstellungswelt der deutschen Marxisten kein grundsätzli ches Übel darstellte. Der »Kladde­
radatsch« wurde zumindest in Teilen der Parteiführung als notwendiger Schritt angesehen , um eine 
neue Gesellschaftsordnung zu begründen. Internationaler Sozialistenkongress zu Stuttgart, r8. bis 

24. August t907; in: Kongressprotokolle der Zweiten Internationale, Bd. 2, r975, S. 10of. 
so Ebd., S. 83-
51 Gustav Herve, der direkt auf Bebcl antwortete, nahm die Ausführungen des Arbeiterführers mit 

»Erstaunen und Trauer« zur Kenntnis. Wenn das kleine Marokko angegriffen werde, dann habe die 
SPD die Gröfk von einem »Angriffskrieg« zu sprechen und das Vorgehen der eigenen Regierung zu 
verurtei len. Wenn nun aber ein Großkrieg zwischen den Mächten ausbreche, dann unterscheide man 

plötzlich sehr genau zwischen Verteidigungs- und Angriffskrieg. Ebd., S. 83 f. 
52 Ebd., S. 90. 
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des Franzosen gab sich Bebel schließlich einsichtig und erbrachte den Vorschlag, 

eine Subkommission einzusetzen , die den Auftrag erhielt, eine neue Resolution zu 

verabschieden. Schlussendlich wurde ein Kompromiss vereinbart, der den Plan der 

Franzosen bis zur Unkenntlichkeit entstellte. 53 

Es ist müßig darüber zu diskutieren, ob der Stuttgarter Kongress 1907 bereits rich­

tungsweisend für das »Versagen« der Internationale im Juli/A ugu st 1914 gewesen 

sei. 54 Viel wichtiger ist die Erkenntnis, dass die Blockadehaltung der SPD, die einen 

verpflichtenden Generalstreik strikt ablehnte, in der Praxis dazu führte, dass den 

Parteien der Internationale im Kriegsfall eine völlige Interpretation sfrei heit in der 

Wahl ihrer Protestmittel gewährt wurde. D es Weiteren geht aus der Akzeptanz der 

Landesverteidigung klar hervo r, das s die Arbeiter längst ein Vaterland hat ten, das 

sie im Zweifelsfall auch verteidigen sollten. 55 Zusehends entwickelten die interna­

tionalen Sozialisten also eine »doppelte Loyalität«56 , so dass die Zugehörigkeit zum 

Nationalstaat , nicht zul etzt aufgrund der konsequen ten Anfeindungen vo n rechts, 

eine immer größere Bedeutung einnahm. Eine bedingungslose Solidarisierung der 

Schwesterparteien - über Ländergrenzen hinweg, ohne Rücksicht auf nat ionale Ver­

pflichtungen - konnte daher nicht viel mehr als ein utopistisches Gedankenspiel 

sem. 

53 Die neue Resoluti on verzichtete darauf~ den Generalstreik expli zit zu benennen: »Droht der Aus­
bruch eines Krieges, so sind in den betet!igten Liindern die Arbeiter und ihre parlamentarischen Vertreter ver­
pflichtet, alles al!fzubieten, um den Ausbruch des Knse;es durch Anwendung entsprechender Mittel zu verhin­
dern[..]. Falls der Krieg dennoch ausbrechen sollte, sind sie ·verpflichte!, für dessen rasche Beendigung 
einzutreten, und mil allen Kreften dahin zu streben, um die durch den Krieg herbeigeführte wirtschaftliche und 
politische Krire zur polüi,chen Auftüttelung der Volksschichten und zur Beschleunigung des Sturzes der kapita­
/is1ischen Klassenherrschaft auszunutzen. « Ebd., S. 102. 
54 Die Historikerin Susanne Miller kommt zu dem Schluss, dass Stuttgart die entscheidende Weiche 
für das spätere »Scheitern « der Internationale stellte: »Den Zusammenbruch der Internationale nicht auf 
den August 15p4, sondern auf den August 1907 zu datieren, als ihr Kongress in Stuttgart statifand, wiire sachlich 
richtig « S. M1LLER, Die SPD und die Zweite lmernationalc; in: K. ScHÖNHOFEN / D. STAR ITZ, So­
ziali smus und Kommunismus im Wandel, 1993, S. 136- 152; hier: S. 138 f; hierzu auch: J. JüLL, The 
second international 1889- 1914, 1974, S. 51 f.; zur Forschungsdiskussion: S. M1LLER, Burgfrieden 
und Klassenkampf, 1974, S. 21; G. HAUPT, Der Kongress fand nicht statt, 19 67, S. 27; M.-L. Gorn­
GEN, Les relations emre socialistes allemands et fran~ai s a l'epoq ue de la Deuxieme Internationale, 

i998, S. 874. 
55 Hierzu der schwedische Sozialist Hjalmar Branting auf dem Stuttgarter Kongress: » Wir miifsen 
dem Vertreter des antipatriotischen Gedankens eigentlich dankbar sein, daß er uns Gelegenheit gegeben hat, unsere 
vollkommene Einmütigkeit darüber zu zeigen, daß Nationalität und lnternationalitiit keine Gegensiitze, son­
dern notwendige Ergiinzungen sind« Interna tionaler Sozialistenkongress zu Stuttgart, 18. bis 24. August 
1907; in: Kongressprotokolle Jer Zweiten In ternationale, Bd. 2, 1975, S. 102. 
56 Dieser Begriff geht auf Werner Conze und Dieter Croh zurück und beschreibt - am Beispiel der 
SPD - die nach 1900 stärker werdende nationale Integration der deutschen Arbeiterbewegung. 
W. CoNZE / D. GROH , Die Arbeiterbewegung in der nationalen Bewegung, 1970. 
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1.3. Die Internationale vor dem Kriegsausbruch, 1910- [()!4 

Auf dem Kopenhagener Kongress der Internationale, der im Jahre 1910 zusammen­

traf, wurde erneut über die Frage des Militarismus und der Abrüstung diskutiert. 

Wiederholt versuchte die SFIO, in Person von Edouard Vaillant - dieses Mal unter­

stützt vom englischen Sozialisten Keir Hardie - , den Generalstreik als besonders 

»zweckmäßig« im Sinne der Kriegsverhinderung anzuerkennen. 57 

Demgegenüber bekämpften die deutschen Delegierten die Abänderung der Stutt­

garter Resolution, da man den Antrag als zu revolutionär empfand. Stellvertretend 

für die SPD-Fraktion hatte sich der Parteilinke Georg Ledebour dezidiert gegen den 

Generalstreik als verpflichtende Maßnahme im Kriegsfall ausgesprochen: Faktisch 

seien es die Gewerkschaften, die den Streik bei Bergarbeitern, Metallarbeitern, 

Transportarbeitern und so weiter durchführen müssten. Jedoch gäbe es keine Sicher­

heit, »daß die Gewerkscheften zur Durcffahrung des Generalstreiks stark genug sind Deshalb 
düifen sie uns einen solchen Beschlefs auch nicht aufzwingen wo!len.« 58 

Letztlich wurde die Resolution Vaillant-Hardie zugunsten eines deutlich schwä­

cheren Antrages abgelehnt. Die Stuttgarter Resolution wurde erneut bekräftigt und 

das Internationale Sozialistische Büro (ISB) mit dem Auftrag versehen, ein einheit­

liches Vorgehen im Kriegsfall zu gewährleisten. Damit wurden zumindest zwei Sach­

verhalte deutlich: Erstens nahm die SPD nun endgültig eine Blockadehaltung ein, 

während die SFIO (und seit dem Kopenhagener Kongress auch die Independent 

Labour Party 59) krampfhaft versuchte, die deutschen Genossen zum Einlenken zu 

bringen. Zweitens zeigt eine Analyse der Kongressprotokolle, dass sich die verbalen 

Demarkationslinien innerhalb der Internationale sukzessive verschoben, insofern 

sich SFIO und Labour Party zusehends verständigten und gegen die SPD agitierten, 

so dass real politische Fragen (Kolonien, Aufrüstung, Militarismus) analog zur 

öffentlichen Debatte diskutiert wurden. 

In den Jahren 19II bis 1913 zeigte sich beispielhaft, dass die Internationale schlicht­

weg unfähig war, ein konkretes Grundsatzprogramm zu formulieren, das den jewei­

ligen Landesparteien praktische Richtlinien im Konfliktfall zur Verfügung gestellt 

hätte. 60 Dies lag nicht zuletzt an der SPD, die, wie Georges Haupt konstatiert, als 

»Großmacht der Internationale« aufgetreten sei, so dass jeder Vorstoß der französi-

57 Internationaler Sozialisten-Kongress in Kopenhagen, 28. AugusL bis 3- September 1910; in: Kon­
gressprotoko lle der Zweiten International e, Bd. 1, 1975, S. 37f 
58 An die briLischen SozialisLen gewandL beLonte Ledebour wdem, dass kein Arbeitervertreter solche 
Forderungen aufstellen dürfe, der nicht im eigenen Land alle KriegsrüsLungen ablehne: »Ich bestreite 
das moralische Recht zur Stellung eines solchen Antrages jedem, der im eigenen lande jema!f das Budget bewil­
ligt. (Beifall und Unruhe). lrh bestreite es daher vor allem den englischen Parteigenossen, die durch die Budgetbe­
willigung ihren eigenen Machthabern die Waifen in die Hand geben, mit denen sie später Kriegjuhren könn­
ten. [.. )« Ledebours Äußerung ist insofern wtreffend, als ein Teil der briLischen Arbeiterbewegung 
- die Social Democratic Federation - entschieden für den Ausbau der englischen Flotte eintrat. Ebd., 
S. 33; vgl. C. HAUPT, D er Kongress fand nicht statt, 1967, S. 34. 
59 Die Independent Labour Party (ILP) war vor 1914 die wichtigste politische Gruppe innerhalb der 
Labour Party, die regelmäßig an transnationalen Veranstaltungen teilnahm. 
60 G. HAUPT, Der Kongress fand nicht statt, 1967, S. 34. 
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sehen Schwesterpartei - ob auf Kongressen oder im ISB - »zum Scheitern« ver­

urteilt gewesen wäre. 61 Das Parteiprogramm der deutschen Sozialdemokratie sei auf 

innenpolitische Fragen, Wahlerfolge sowie die Revision der bestehenden Ordnung 

fokussiert gewesen - während die Außenpolitik eine zweitrangige Bedeutung einge­

nommen habe. 62 Mit in dieses Bild passt, dass die Zweite Marokkokrise Ende Juli 

1911 auf Ansinnen von Bebe! zunächst nicht im ISB diskutiert wurde, da er sich 

dagegen verwehrte, das Pulver der Internationale zu früh zu verschießen und statt­

dessen für ein abwartendes Verhalten plädierte. 63 Auch der außerordentliche Sozia­

listenkongress in Basel brachte in dieser Hinsicht keinen signifikanten Fortschritt. 64 

Paradoxer Weise verbesserte sich das so schwierige Verhältnis zwischen SPD und 

SFIO in den Folgejahren zusehends. 65 In seinen »Memoiren eines Sozialdemokra­

ten« berichtet Philipp Scheidemann davon, dass der Wahlsieg der SPD im Jahre 1912, 

als jede dritte Stimme an die deutsche Arbeiterpartei ging, von den französischen 

Genossen ausgiebig als ,,Sieg des internationalen Sozialismus« gefeiert wurde. Zur 

Demonstration der echten »Freundschaft und Brüderlichkeit, fand am 30. März 1912 

im Pariser »Salle Wagram« eine »erhebende Demonstration« statt, an der auch 

Scheidemann als deutscher Vertreter teilnahm. 66 

61 Haupt bezieht sich in se inen Ausführungen vo r allem auf das [nternationale Sozialistische Büro 

(ISB), das zwischen 19m und 1914 16 Mal tagte und als Koordinierungsinstanz vorgesehen war. 

Jaures, Vaillant, aber auch der einflussreiche englische Sozialist Hyndman hätten spätestens nach 

der Zweiten Marokkokrise 1911 krampfhaft versucht, den Druck auf das ISB zu verstärken und eine 

koordinierte Politik der Internationale im Falle einer Eskalation anzustreben. Di es sei, so Haupt, 

nicht gelungen , da sich die deutschen Sozialdemokraten vehement dagegen gesträubt hätten. Ebd., 

S. 37 ff ; hierzu auch: DERs., Programm und Wirklichkeit, 1970, S. ror ff 
62 Bezug nehmend auf diese von James Joll und G. Haupt vertretene These könnte man indes sicher­

lich kritisch anmerken, dass auch die SFIO oder die Labour Party bei aller internationalistischer 

Rhetorik keinen wesentlichen Unterschied in ihrer außenpolitischen Konzeption an den Tag gelegt 

hatten. J. Jou, The second international 1889-1914, 1974, S. 146. 
63 Aus diesem Grund kam es auf dem Jenaer Parteitag der SPD im September 1911 zu erheblichen 

innerparteilichen Querelen, da s ich vor allem die Parteilinke (namentlich Ledebour, Zetkin) in zwei 

Anträgen gegen die Parteiführung aussprach, die ihrer Ansicht nach di e Internationale en ttäuscht 

habe. Hierzu: G. HAUPT, Der Kongress fand nicht statt, 1967, S. 42ff Zur !SB -Konferenz: Brief 

von Bebe! an Kautsky, undati ert , vermutlich Mai 1911; in: K. KAUTSKY Jr. (Hrsg.), August Bebels 

Briefwechsel mit Karl Kaut sky, 1971, S. 256 f 
64 Außerordentlicher Internationaler Sozialistenkongress zu Basel am 24. und 25. November 1912; in: 

Kongressprotokolle der Zweiten Internationale, Bd. 1, 1975, S. 23-

65 Der Historiker Jolyon Howorth argumentiert, dass die SFIO ihre Taktik nach dem Scheitern der 

Resolution Vaillant-Jaures auf dem Stuttgarter Kongress 19 07 sukzessive geändert habe: In der Folge­

zeit seien die SFIO-Führer dazu übergegangen, einerseits die Organisationsstärker der SPD zu lo­

ben , ihre Wahlerfolge öffentlich zu verkünden, das Verdienst von Karl Liebknecht um die interna­

tionale immer und immer wieder ins Gedächtnis zu rufen - andererseits jedoch, hinter der 

öffentl ichen Fassade, im ISB dezidiert auf die Annahme konkreter Maßnahmen im Kriegsfall zu 

drängen. J. HowoRTH, The Left in France and Germany, lnterna tionali sm and war: A dialogue of 

the deaf 19 00-19 14; in: E. CAHM / V. C. F1SERA (Hrsg.), Bd. 2, 1979 , S. 81-100; hier: S. 89. 
66 »Es spielte sich nun eine Szene ab, die jeder, dem ein solches Glück zuteil wird, sie zu erleben,for alle Zeit im 
Gedächtnis behält. ]aures umarmte mich und sprang buchstäblich mit mir aef der Bühne herum, überglücklich, 
wie er sagte, wet! ich den Ton getref[en, den er heifs ersehnt, dessen Klingen er aber kaum zu erwarten gewagt 
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Ähnlich erfolgreich verlief die Rei se der Führer des rechten SFIO-Flügels, Albert 

Thomas, der am 24. Februar 1912 mit einem von Jaures verfassten Manifest nach 

Berlin fuhr, um eine deutsch-französ ische Resolution zur Erkämpfung der 40-Stun­

den-Woche festzulegen. 67 E s ist sicherlich kein Zufall, dass sich in etwa zur gleichen 

Z eit auch die bilateralen Kontakte zwischen Deutschland und Frankreich verbesser­

ten und beispielsweise auf zwischenstaatlicher Ebene im Frühjahr 1913 ein deutsch­

französisches Luftfahrtabkommen beschlossen wurde. 68 

Aufgrund dieser Fortschritte machte sich nicht zuletzt im sozialistischen Lager 

ein gewisser Zweckoptimismus breit. Auf Anregung der SPD-Politiker Friedrich 

Stampfer und Ludwig Frank kam es am 11. Mai 1913 zu ei ner deutsch-französischen 

Verständigungskonferenz in der Schweiz, genauer gesagt in Bern. 69 An der Kon ­

ferenz nahmen neben den sozialistischen Politikern auch bürgerliche Abgeordnete 

teil, wobei 83 von ihnen aus Frankreich und sechs aus D eutschland kamen. 70 Zum 

Abschluss der Versammlung wurde eine deutsch-französ ische Kampfschrift unter­

zeichnet, »gegen den länderverwüstenden Krieg,far die gegenseitige Verständigung,für den 
dauerheften Völke,jrieden «. 71 D es W eiteren wurde ein interparlamentarisches Komitee 

gegründet, das v. a. die deutsch-französische Annäherung vorantreiben, aber per­

spektivi sch gesehen auch Großbritannien miteinbeziehen sollte. Ziel war es, ei ne 

breite interparlamentarische Aktion anzuberaumen, die die drei großen europäi­

schen Länder - Deutschland, England, Frankreich - und ihre fortschrittlichsten 

Volksvertreter miteinbezog. Dieses Vorhaben war bereits auf dem Baseler Kongress 

verbali siert worden und sollte nun sukzessive realisiert werden. 72 

Allein , nur mit Worthülsen konnte weder eine deutsch-französische Verständi­

gung herbeigeführt, noch die nationalistischen Kräfte im Z aum gehalten werden. 

Kaum ein Sozialist war sich dieser Tatsache so sehr bewusst wie Jean Jaures, dessen 

halte. Das alles sagte er mir, bevor der Be!fallslurm sich gelegt halle und er endlich mit seiner Rede beginnen 
konnle. [. .. ] Diese Pariser Feier des deutschen Wahlsieges, dem internationale Bedeutung beigemessen wurde, 
war eine Friedensdemonstration von ungeheurer Wuchl. « P. Sc H EID EMA N N, Memoiren eines Sozialdemo­
kraten, r928 , Erster Band, S. 222 f. 
67 G. HA UPT, Sociali sm and ehe great war, 1973, S. ro2f 
68 W ie Friedrich Kießling in seiner grundlegenden Studie über Entspannungsbemühungen im Vor­
feld des Ersten Weltkrieges zeigt , waren sowohl der deutsche Reichskanzler Bethmann Hollweg, als 
auch der französische Außenminister Stephan Pichon im Anschlu ss an die Zweite Marokkokrise 
sichtli ch darum bemüht, die Spannungen zwischen beiden Ländern sukzess ive abzubauen. F. K1 Ess­
LIN G, Gegen den »grofsen Krieg«?, 2002, S. 195ff; Zur Forschungsd iskussion: K. H1 LDEBRAND, 
»Staatskunst und Kriegshandwerk«; in: H. EHLERT / M. EPK ENHANS / G. P. GRoss (Hrsg.), Der 
Schlieffenplan, 2006, S. 21 - 43; hi er: S. 36ff 
69 P. ScHEIDEMA NN, Memoiren eines Sozialdemokraten, 1928 , Erster Band, S. 227. 
70 Philipp Scheidemann äußen sich in sei nen Memoiren beinahe überschwänglich über den Verlauf 
des Zusammentreffens: »Das E,;gebnis der Konferenz war in jeder Beziehung e,freulich und durchaus befrie­
digend. Das Bekenntnis einer so grqßen gemischten Parlamentarierschar zur unbedingten Friedensliebe, sowie die 
unbedingte Anerkennung des Prinzips der Schiedrgerichte, wie sie in unserem sozialdemokratischen Parteipro­
gramm gefordert werden, waren erfreuliche Tatsachen. Es wurde eine permanente deutschfranzifsische Verstän ­
d1/f,ungskommission eingesetzl.<< Ebd., S. 227 f. 
71 Vgl. G. HAUPT, Der Kongress fand nicht staLL, 1967, S. 88. 
72 EbJ., S. 93-
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kritische Artikel selbst in den Zeiten der »Detente« einen pessimistischen Unterton 

hatten. Bereits im April 1913, gegen Ende des ersten Balkankrieges, konstatierte er, 

dass Europa nur knapp einer Katastrophe entgangen sei. 73 Am 2. Mai r9r3, also 

parallel zur deutsch-französischen Verständigungskonferenz in Bern, veröffentlichte 

er einen Artikel in der Parteizeitung »L'Humanite«, in dem er offen die Frage stellte, 

welchen Einfluss die deutschen Sozialisten überhaupt in Deutschland hätten und ob 

sie tatsächlich den Krieg verhindern könnten. Um Frankreich zu verteidigen, müsse 

man ohnehin seine Hoffnungen zuallerst auf Frankreich selbst setzen - und nicht 

auf das Verhalten befreundeter Arbeiterparteien. 74
. Diese schonungslose Offenheit 

offenbart die Zweifel, die Jaures bei allen Fortschritten und kleinen Erfolgen 75 ge­

genüber der SPD hegte. 

1.4. Exkurs: Dominanz von SPD und SFIO, Atefsenseiterrolle der Labour Party 

Wenn bislang fast ausnahmslos das Verhältnis zwischen SPD und SFIO im Vorder­

grund stand, so darf nicht vergessen werden, dass auch die britische Labour Party 

innerhalb der Internationale zusehends an Bedeutung gewann. Neben der bilateralen 

deutsch-französischen Annäherung wurde in sozialistischen Kreisen vor allem die 

Idee einer Tripelallianz zwischen Deutschland, Frankreich und Großbritannien for­

ciert, was dieser Tendenz weiteren Antrieb verlieh. 76 

Trotz der stärkeren Miteinbeziehung der Labour Party nahm die Partei eine eher 

umstrittene Rolle innerhalb der Internationale ein. Wie Friedrich Weckerlein in sei­

ner grundlegenden Studie zu den Beziehungen zwischen SPD und Labour Party 

zwischen 1900 und r9r8 darlegt, geizten die Briten zwar nicht mit rhetorischen Be­

kenntnissen und proletarischen Solidarisierungsbestrebungen. Aber sobald es da­

rum ging, die Bekenntnisse praktisch unter Beweis zu stellen, offenbarten sich die 

liberaldemokratischen Wurzeln der Partei sowie das Ausbleiben einer marxistischen 

73 J. jAURES, Symbole; in: M. BoNNAFOUS (Hrsg.), Oeuvres de Jaures, Bd. 5, 1995, S. 233 . Der Ar­
tikel wurde am 13- April 1913 in der »Revue de l'Enseignement primaire et primaire superi eur« ver­
öfkntlicht. 
74 J. JAUR ES, L'effort des socialistes allemands; in: M. BoNNAFous (Hrsg.), O euvres de Jaures, Bd. 5, 

i995, S. 240. 
75 Daher auch der Titel des Artikels, »L'effort des socialistes allemands«. Konkret lobte Jaures die 
SPD für ihren Einsatz gegen den »chauvinisme teuton« und konstatierte, dass ihre Erfolge zu wenig 
Beachtung fanden. Besonders Karl Liebknechts prominente Enthüllung über den »internationalen 
Rüslungstrusl« , die zur Einsetzung einer Untersuchungskommission im Reichstag und der Verurtei­
lung einiger Krupp-Angestellten führte, hob er ausdrücklich hervor. Ebd.; J. HowoRTH, French Wor­
kers and German Workers; in: European History Quarterly, Vol. 15, 1985, S. 71-97; hier: S. 82; 
D. CROH, Negative Integration und revolutionärer Attentismus, 1974, S. 420 f.; innerhalb der SFIO 
gab es durchaus kriti sche Stimmen wie Charles Andler, der der SPD generell ,,imperialistische« und 
»nationalchauvinistische« Tendenzen unterstellte: C. ANDLER, Le sociali sme imperiali ste dans l'A lle­
magne contemporaine, 1918; hierzu auch: C. HAUPT, Socialism and the greal war, 1973, S. u4f. 
76 BeCürwoner dieser Strategie waren in Großbritannien John Robert Clynes, Keir Hardie und 
Ramsay MacDonald sowie in Frankreich Edouard Vaillanl. G. HAUPT, Der Kongress fand nicht statt, 
1967, S. 93ff. 
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Theorie, 77 weshalb sowohl in ideologischer als auch praxeologischer Hinsicht von 

massiven Unterschieden gegenüber den kontinentaleuropäischen Parteien gespro­

chen werden muss. 78 Die Idee einer deutsch-britisch-französischen Allianz per se 

wurde daher nicht zufällig vor allem vom Führungsgremium der sozialistisch gepräg­

ten Independent Labour Party forciert. Das Interesse der ILP-Granden Keir Hardie 

und Ramsay MacDonald galt nach der Jahrhundertwende verstärkt der Politik des 

Friedenserhalts in Europa, 79 weshalb außenpolitischen Fragen besondere Aufmerk­

samkeit gewidmet wurde. 80 Die Anregung Vaillants, eine deutsch-britisch-französi­

sche Verständigung zu fördern, nahm die ILP sehr positiv auf, die Labour Party 

hingegen nur teilweise. 81 So versuchte Vaillant von 1913 bis 1914 vergeblich, die Füh­

rer der Labour Party für sein Projekt zu gewinnen und einen Dreibund zwischen den 

genannten Ländern anzustreben. Erst im Januar r9r4 gelang es ihm, anlässlich des 

Jahreskongresses der Labour Party in Glasgow, einen Antrag vorzulegen, der von 

den Briten übernommen wurde und ein friedliches Bündnis zwischen Deutschland, 

England und Frankreich zum Ziel hatte. 82 Großartiges Interesse konnte diese Reso­

lution allerdings nicht mehr entfachen, denn im Jahre 1914 gingen die sozialistischen 

Parteien beinahe kollektiv davon aus, dass das Gröbste überwunden sei und die Ge­

fahr eines europäischen Krieges gebannt. Deutsch-französische Annäherungsver­

suche wurden fortgesetzt, ISB-Sitzungen im Frühsommer verschoben und der so­

zialistische Ökonom Paul Louis suchte nach handfesten Gründen, weshalb sich die 

Großmächte aufgrund »finanzieller Rückschläge« einen Großkrieg gar nicht leisten 

77 Ein Beispiel hierfür: Im Jahre 19 05 war das so genannte »A nglo-German Friendship Commitee« 

(AGFC) gegründet worden, das weitestgehend eine bürgerliche Friedensorganisation war. Aus diesem 

Grund hatte sich die SPD geweigert, dem Komitee beizutreten , während Henderson, MacDonald 

und andere prominente Labour-Politiker Mitglieder wurden. infolgedessen waren die deutschen Ge­

nes-sen erbos t und warfen den Engländern »Komplizentum« mit der Bourgeoisie vor. F. WECKER­

LEIN , Streitfall Deutschland, 1994, S. 77. 
78 Nicht zuletzt deshalb fand im Jahre 1908 eine grundlegende Debatte darüber statt, ob die Labour 

Party Teil der Internationale werden dürfe. Kautsky beantwortete diese Frage mit einem klaren ja und 

argumentierte kryptisch , dass sich die Labour-Party zwar nicht zum proletarischen Klassenkampr 

bekenne, ihn jedoch de facto führe und überd ies über eine Organisation verfüge, die losgelöst von 
bürgerli chen Parteien existiere. S. BERG ER, Ungleiche Schwestern?, 1997, S. 262 f 
79 In seiner Parlamentsrede vom 6. 2. 19u, die die zweite Marokkokrise behandelte, kri t isierte er die 

Politik des britischen Außenministers E. Grey und würdigte die Antikriegspolitik der SPD. Ins­

gesamt sp rach er sich dezidiert gegen die »antideutsche« Politik des A ufsenministers au s. D. J. 
NEWTON, British Labour, European socialism and the struggle for pcace 1889-1914, 1985, S. 296. 
80 G. A. RITTER, Friedensbewegung in Großbritannien 1914- 1918/19; in: Archiv für Sozialgeschich­

te, Bd. 22, 1982, S . 403-471; hier: S. 410 f 
81 Die Rüstungspolitik Wilhelm s II. belastet auch das Verhältnis zwischen deutschen und britischen 

Arbeitern. Die heftigsten Deutschlandkritiker waren indes keine Mitglieder der Labour Party, son­

dern Teil der von Henry Hyndman geleiteten Social Dernocratic Federation (SDF). F. WECKERLEIN, 

Streitfall D eutschland , 1994, S. 85 ff 
82 Zehn Jahre nach Begründung der Entente cordiale, wenige Monate vor Ausbruch des Weltkrieges, 
sprach sich selbst der Fabier G. B. Shaw rür eine »negative« Dreierallianz zwischen den »zivilisierten« 

Großmächten aus. Überhaupt waren die reformistisch geprägten Anhänger der Fabian Society wie 

z.B. Sidney Webb an einem Ausgleich mit D eutschland interessiert. G. HAUPT, Der Kongress fand 

nicht statt, 19 67, S. 96; F. WECKER LEIN, Streitfall Deutschland, 1994, S. 82 ff 
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könnten. 83 Tatsächlich gaben sich die Verantwortlichen der Illusion hin , als trans­

national agierendes, pazifistisches »Bollwerk« dem kriegerischen Treiben der Impe­

rialisten Einhalt gebieten zu können 84 - was, wie sich bald herausstellen sollte, ein 

fataler Irrtum war. 

1.5. Julikrise 

Am 28. Juli 1914 fielen die Schüsse auf den österreichischen Thronfolger in Sara­

jewo. Einen Tag später, am 29. Juli , traf das Internationale Sozialistische Büro zum 

letzten Mal vor dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges zusammen. 85 Noch während 

der Sitzung traf di e Nachricht von der Kriegserklärung Österreichs an Serbien ein. 

Victor Adler nahm die Ereignisse bestürzt zur Kenntnis und gestand dem ISB di e 

Wehrlosigkeit seiner Partei ein. 86 Sein Urteil war vernichtend: Demonstrationen in 

Österreich seien unmöglich geworden, man riskiere sein Leben, müsse mit Gefäng­

nis rechnen, die gesamte Organisation stehe auf dem Spiel. Das österreichische Pro­

letariat habe sich ganz und gar auf den bevorstehenden Jubiläumskongress der Inter­

nationale in Wien vorbereitet, mit Krieg habe keiner gerechnet. 87 Der SPD­

Vorsitzende Hugo Haase, der im Anschluss das Wort ergriff, nutzte die Gelegen­

heit , um die Friedensliebe der deutschen Sozialdemokratie zu unterstreichen, die in 

Berlin zu Tausenden gegen den Krieg protestiert hätten. Aufgrund der Schwere der 

Ereignisse empfahl er, umgehend die Rückreise anzutreten und die Sitzung des ISB 

schnellstmöglich zu beenden - was unter den Anwesenden scharfe Kritik hervor­

rief 88 

Wie an den folgenden Äußerungen deutlich wird, war das Hauptanliegen der Ver­

antwortlichen, so rasch wie möglich einen internationalen Kongress einzuberufen. 

Das ISB sah sich offens ichtlich nicht dazu in der Lage, eigenmächtig zu handeln 

83 C. HAUPT, Der Kongress fand nicht sta tt, 1967, S. 98ff. 
84 Noch am 25. Juli 1914 schrieb Jean Jaures: »Kein Tropftn des Blutes eines deutschen Soldaten darf den 
kriegslüsternen österreichischen Despoten, da1:/imperialistischen Handelsinteressm geopftrt werden. f. . J Überall 
m'!ß der Schrei in den Ohren der Despoten klingen: , vVir wünschen keinen Krieg Nieder mit dem Krieg! l ang 
lebe die internationale Solidarität!« Zit. n. C. NoLLAU, Die Internationale, 1959, S. 33-
85 Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der In te rn ationale, 1961, Bd. I , S. 355. 
86 »Ich werde ihnen keine Dinge erziihlen, die ihnen allen bekannt sind. Aber sie müssen wissen, daß die pro­
vozierende Note Österreichs uns genauso überrascht hat wie alle anderen. Die diplomatischen Schritte mussten 
uns eine Warnung sein. Aber wir konnten nicht mit dem Krieg rechnen. [. . J Die Partei irt wehrlos, alles andere 
hiefle das Bureau zu betrügen.« Protokoll der Sitzung des In te rnationalen Sozialistischen Bureaus vom 
29 . bis 30. Juli 1914 in Brüssel; in: Kongresspro tokolle der Zweiten Internationale, Bd. 2, 1976 , S. 25. 
87 Des Weiteren äußerte er die Hoffnung, dass der Krieg lokal bleibe und nur die österreichi sche 
Sozialdemokratie zu den Opfern zä hl e. Die Mobilmachung und die nationale Begeisterungswelle 
führte er auf eine jahrelange Welle der Demagogie zurück. Die Idee eines Generalstreiks sei nichts 
weiter als eine »Phantasie«. Ebd., S. 26. 
88 Dem hielten Edouard Vaillant, Emile Vandervelde und Keir Hardie entschieden entgegen, die 
Sitzung erst dann zu beenden , wenn ein Beschluss gefasst worden sei. Rosa Luxemburg plädierte 
ebenso wie H aase dafür, so schnell wie möglich die Sitzung zu beenden. Haase ergän zt: »Die Diplo­
maten handeln immer schnell. Machen wir es ebenso!« Ebd., S. 27. 
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und klare Anweisungen für die nationalen Arbeitersektionen zu erteilen. Hugo Haa­

se brachte die Erwartungen der Arbeiterführer auf den Punkt: »Ich schlage vor, dqß sich 
die Internationale spiitestens Ende niichster Woche in Paris zum Kongrefs versammelt. [ . J 
Wir wissen nicht, ob wir Eifolg haben werden. Aber wir müssen unsere Pflicht tun. « 89 Auch 

der ansonsten so pragmati sch veranlagte Jaures konstatierte: » vVir brauchen den Kon­
grrß Seine Arbeiten und seine Resolutionen werden das Proletariat mit Vertrauen etjullen. « 90 

Im Anschluss daran kam es zu einem angeregten Wortwechsel zwischen Hugo 

Haase und Jean Jaures. Beide beteuerten , dass ihre jeweiligen Regierungen fri edlie­

bend und an einer Ausweitung des Konfliktes nicht interess iert seien. Beide erklär­

ten, ihre Anstrengungen fortzusetzen und die Anti-Kriegsdemonstrationen zu for­

cieren. Zu Konflikten kam es erst, als Haase beteuerte, dass die deutsche Regierung 

nichts vom österreichischen Ultimatum gewusst habe, was Jaures klar und deutlich 

anzweifelte, da sich die Deutschen nach Ansicht Frankreichs »beim ersten Zwischerifäll 
aef die Seite Österreichs« stellen würden. Abschließend äußerte sich Haase vielsagend 

zur Entscheidung über Krieg und Frieden: » Wir wissen, dqß Deutschland den Frieden 
will, aber wenn Russland eingre!fi; wird auch Deutschland eingre!fm müssen. « 91 

Am Folgetag, dem 30. Juli 1914, blieb Keir Hardie den Verhandlungen fern. 92 Der 

ILP-Vertreter Bruce Glasier erklärte seine Abwesenheit mit der Enttäuschung der 

englischen Genossen über den Verlauf der !SB-Sitzung, die sich ein weiteres Mal 

ausschließlich um die Probleme der Deutschen und Franzosen gedreht habe. Kern 

der Entrü stung der Briten war die vorgeschlagene Resolution des Bureaus, die das 

britische Proletariat nicht mit einer Silbe erwähnte. 93 Kautsky schlug deshalb vor, 

den Passus »die Italiener und Engliinder werden Deutschland und Frankreich [ . J unter­
stützen. « hinzuzufügen. 94 Kautskys Vorschlag wurde in den endgültigen Text der 

Resolution aufgenommen, die Sitzung geschlossen, eine spontane Manifestation an­

beraumt. Diese fand im Cirque Royal statt, wo Jean Jaures seine letzte Rede vor 

seiner Ermordung hielt. Zu Tausenden protestierten die Arbeiter gegen den Krieg 

und proklamierten den »Guerre a la guerre« 95 Abschließend wurde vereinbart, den 

89 Haase wollte den Kongress in Pari s stattfinden lassen, da Wien als ursp rünglich vorgesehener 

Tagungsort ob der politi schen Wirren ausfiel. Dies brachte die Engländer auf den Plan, di e ihrerseits 

den Kongress in London veranstal ten wollten , aufgrund von »terminlichen« Schwierigkeiten. A m 

Ende wurde Pari s als Tagu ngsort bestimmt. Ebd., S. 27-
90 Ebd ., S. 28. 
91 Ebd., S. 35 f 
92 Es ist im Übrigen bezeichnend , dass unter den briti schen Vertrete rn auf der Sitzung der ISB kein 

Vertreter der L abour Party anwesend war, dafür jedoch Repräsentan ten der ILP sowie der British 

Sociali st Party. Die Fabi er hatten beispielsweise frühzeitig erkl ärt, dass s ie an den Sitzungen der SI 

kein Interesse hätten. F. WECKER LEIN, Streitfall Deutschland, 1994, S. 98. 
93 Kern der Resolution war folgender Satz: »Die deutschen und französischen Proletarier werden mit all 
ihren Kreften az!f ihre Regierungen einwirken, so wie sie es bis jetzt getan haben, damit diese aef ihre Ver­
bündeten Österreich und Russland Druck ausüben [. . ].« Glasier betonte, dass dem Empire realpolitisch 

di e m eiste A ufmerksamkeit zuteil werde, es innerhalb der Zweiten Internationale in Form der Arbei­

terparteien jedoch keinen nennenswerten Einfluss habe. Ebd ., S. 37. 
94 Ebd. 
95 J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1961, Bd. 1, S. 360. 
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Kongress der Internationale eine Woche später in Pari s einzuberufen. Er sollte nie­

mals stattfinden. 

In den folgend en Stunden sprachen sich die Sozialisten Europas vehement gegen 

kriegerische Auseinandersetzungen aus. Die SFIO begab sich mit ei ner D elegation, 

bestehend aus Jaures, Bracke, Longuet und Marcel Cashin, in den Quai d 'Orsay, um 

mit Nachdruck darauf hinz uweisen, den diplomatischen Druck auf Russland zu 

erhöhen, um ei ne Ausweitung des Krieges zu verhindern. 96 In England versammel­

ten sich die bedeutend sten Arbeiterführer am 2. August zu einer Demon stration, um 

gegen den Krieg zu agitieren . Auch in Deutschland hatte bereits am 27. Juli eine 

Antikriegsdemonstration im Berliner Lustgarten stattgefunden. 97 Und doch be­

schränkte sich di e Taktik der sozialistischen Parteien auf Protestaufrufe - weiter­

gehende M aß nahmen, di e bis hin zu Massenstreiks gereich t hätten, wurden allenfalls 

angedroht. 98 

Am 1. August verweilte Hermann Müller für den Parteivors tand der SPD in 

Frankreich, um vor Ort mit der franzö sischen Parteiführung und dem Redaktions­

stab der »Humanite« auszu loten, wie sich die SFIO im Kriegsfall verhalten würde. 99 

Als er zwei Tage später nach Deutschland zurückkehrte, berichtete er der Fraktion, 

dass er von den französischen Genossen »li ebenswürdig wie immer« empfangen 

worden sei - zu einer Verständigung sei es jedoch nicht gekommen. D er Standpunkt 

der SFIO wurde bezeichnenderweise von dem »majoritaire« Pierre Renaudel darge­

legt, nachdem Jean Jaures am 30. Juli von einem französischen Nationalisten er­

schossen worden war. 100 Dieser stellte fest , dass die SFIO die Kriegskredite bewil­

ligen müsse, sofern D eutschland Frankreich den Krieg erkläre. Die Zustimmung zu 

den Kriegskrediten war für die SFIO also keine Prinzipienfrage, sondern eine 

»Wenn-Dann-Formel«. 

96 Ebd., S. 360 ff 
97 Ih ren H öhepun kt erreichten die deutschen Demonstrationen zwischen dem 28. und 30. Juli , als 

Massenkundgebungen in Berlin (30.000 Menschen), Dresden (35.000 ), Leipzig (50.000 ), Düssel­
dorf, Hannover (beide 20.000 ), Bremen, Mannheim und Köln (alle 10.000) stattfanden. Indes merkt 
der Historiker G . Eley in seiner grundlegenden Studie »Forging Democracy« nicht zu Unrecht an, 
»that the meetings were indoors, with no unfalding campaign of open-air rallies and street demonstrations. There 
was certainly no thought of a general stnke. The SPD avo,ded directly contesting the public mood of ebu!lienl 
chauvinism, and this made it easier to demobt!ize the membership when >peace, turned to >naliona/ defense,.« 
G. ELEY, Forging Democracy, 2002, S. 125. 

98 Der CGT drohte beispielsweise am 29. Juli 1914 mit einem französi schen Generalstreik. Konträr 
hierzu hatte der deutsche Abgeord nete Albert Südekum am gleichen Tag, in Abwesenheit Hugo 
Haases, einen Brief an Bethmann Holl weg verfasst und dari n angekündigt, dass die deutsche Regie­
rung keine Streikwelle der Arbeiter zu befürchten habe. A. BLÄ NS DORF, Die zweite fnternationale 
und der Krieg, 1979, S. 32 f.; hierzu auch: K.-H . KLÄR, Der Z usammenbruch der Zwei ten Inter­
nationale, 1981, S. 84; deutlicher wird C. Haupt, der der SPD, anders al s Blänsdorf, einen aktiven 
Beistand zu den deutschen Kriegsvorbereitungen unterstell t: C. HAU PT, Der Kongress fa nd nicht 
statt, 1967, S. 169. 

99 A.N. Pari s, SERI E F/7. PoucE GENERAL E, Congres socialistes, dont celu i des Tours en 1920 
(1899 - 1920), Poli ze ibericht, 17- 1.1916, F7/r3072 . 
100 Vgl. K.-H . KLÄR, Der Zusammenbruch der Zweiten In ternationale, 198!, S. 95. 
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Paradoxerweise erwarteten die französischen Sozialisten von der SPD, im Reichs­

tag die Kriegskredite »aus Prinzip« abzulehnen. 101 Französischen Berichten zufolge 

tat ihnen Müller sogar diesen Gefallen und sicherte seinen Gesprächspartnern zu , 

dass die gesamte SPD bei der Abstimmung im Reichstag entweder gegen die Kredite 

votieren oder eine Enthaltung anstreben würde - eine Zustimmung käme unter kei­

nen Umständen in Frage. 102 Zugleich entgegnete Müller den SFIO-Politikern je­

doch, dass Russland der eigentliche Schuldige sei und dass Frankreich - und nicht 

Deutschland - in der Lage wäre, den Weltkrieg zu verhindern , sofern es genug di­

plomatischen Druck auf Petersburg aufbauen könne. D e facto unternahm er also den 

Versuch, über die enge Bindung zur SFIO positiven Druck auf Russland auszuüben 

und dadurch einen Kriegsausbruch zu verhindern - ein Unternehmen, das zweifels­

ohne zum Scheitern verurteilt war: Von den eigentlichen Entscheidungen pro oder 

kontra Kriegsausbruch, die sich auf Regierungsebene abspielten, wurden SPD wie 

SFIO weitestgehend ausgeschlossen. 103 

Philipp Scheidemann notierte in seinen Erinnerungen, dass »unserem Freunde 

Hermann Müller« im Verlauf der Aussprache mit den französischen Genossen klar 

geworden sei, »dqß die Franzosen far die Kriegskredite stimmen würden«. 104 Dies wurde 

in der Tat bereits am 1. August deutlich, als Gustav Herve unter Zustimmung vieler 

101 Passend hierzu erschien am r. August ein von Jean Longuet verfasster Artikel, in dem er über den 

Friedenswillen der SPD sprach: »Haase a montri / 'i/an massif du pro!etariat a!!emand, !es maniftstations de 
80 a 100 mdle hommes, la reprobation complete de l'opinion allemande presque entiere pour une guerre qui serait 
dingie contre la France, riprobation que !a dup!iciti gouvernementale a lenli d'iviter d'ai!!eurs, en ivoquanl la 
terreur cosaque et en essayant de tromper jusqu 'au bout !'opinion pub!ique par !a didaration de guerre a !a Russie. 
- II y a dans celle de l'opinion allemande vis-a-vis de !a France, un immense espoir de riconciliation. « L'Huma­

nite, 3. August 1914; Hierzu auch: Die Internationale und der Weltkrieg: Materialien gesammelt von 

Carl Grünberg, 1916, S. 151. 
102 J. DRoz-HuMBERT, Der Krieg und die Internationale, 1964, S. 42 ff 
103 In Deutschland wurde das Parlament erst rückwirkend über Entscheidungen informiert und auch 

in Frankreich wurde die Eigenständigkeit der SFIO gebremst, die zunächst knapp der polizeilichen 
Verfolgung entging und anschließend nur noch für oder gegen die »union sacree« st immen konnte. In 

Frankreich existierte eine Liste der potentiell gefährlichen Arbeiterführern (»Carnet B«) und tatsäch­

lich war erst am 1. August vom Innenministerium beschlossen worden, dass die Liste nicht zur An­

wendung kam - und zwar nachdem klar wurde, dass das Attentat auf Jaures keine revolutionären 

Unruhen nach sich ziehen würde, wie zunächst befürchtet. Hinsichtlich der parlamentarischen Mit­

bestimmung nach dem Kriegsausbruch gelang es der SFIO zwar im Gegensatz zur SPD, Ministerial­

ämter zu übernehmen (z.B. von Albert Thomas, der Munitionsminister wurde) und eigene Vorstel­

lungen einföeßen zu lassen (hier insbesondere das feierliche Versprechen der Regierungsträger, keinen 

Krieg zu erklären, sondern nur einen »Verteidigungskrieg« zu führen). Wenn man allerdings bedenkt, 

dass dieser Punkt durch die Kriegserklärung Deutschlands ohnehin nicht mehr zur Debatte stand , 

kann dieser »Verhandlungserfolg« der französischen Sozialisten nur bedingt geltend gemacht werden. 

J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 38; hierzu auch: J.-J. BECKER, Le Car­

net B, 1973, S. 48 ff 
104 Infolge dessen sprach sich eine klare Mehrheit der SPD-Fraktion in einer internen Abstimmung 

für die Gewährung der Kriegskredite aus. P. ScHEJDEMANN, M emoiren eines Sozialdemokraten, 

1928, Erster Band, S. 252 ff 
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Parteigenossen in großen Lettern die Botschaft plakatieren ließ: »Dqense nationale 
d'abord! Ils ont assassini Jaures, Nous n'assassinerons pas la France«. 105 

Am 4. August 1914 stimmten die deutschen und französischen Sozialisten in 

ihren Parlamenten für die Bewilligung der Kriegskredite. Diese Entwicklung war 

keineswegs absehbar, schien eine Ablehnung der Kredite im Vorfeld - nach gemein­

samer Absprache - durchaus möglich. Selbst der Rechtssozialist Eduard David ko­

kettierte in einer Sitzung der Reichstagsfraktion, die am 31. Juli 1914 stattfand, mit 

einer Stimmenthaltung, sofern die SFIO genauso handelte. 106 

Freilich wäre ein umfassender Generalstreik beziehungsweise eine bewaffnete In­

surrektion unrealistisch gewesen - einerseits weil sich die SPD-Führung vehement 

dagegen sträubte, 107 andererseits weil nationalistische Tendenzen innerhalb der eu­

ropäischen Arbeiterbewegung stark verbreitet waren und ein koordinierter General­

streik der Arbeiter, gegen Imperialismus und Krieg, gemeinsam mit den Gewerk­

schaften, schwerlich umsetzbar gewesen wäre. 108 Allerdings schien eine konzertierte 

Aktion von SFIO und SPD in den Parlamenten, sprich die gemeinsame Ablehnung 

105 Zit. n.: J.-J. BECKER, La gauche et la grande guerre; in: Drns. / G. CANDAR (Hrsg.), Histoire des 
gauches en France, S. 313-329; hier: S. 317-
106 D. GROH / P. BRANDT, »Vaterlandslose Gesellen«, 1992, S. 158. 
107 Noch im Mai 1914 erklärte Hugo Haase in einem Brief an Vaillant: »Schon die Tatsache, defl die 
deulschen Genossen in diesem Punk! alle einer Meinung sind, weist daraef hin, dqß es sich hier um eine Frage 
handelt, deren Beantwortung sich aus unserer politischen Situation mit so zwingender Notwendigkeil ergib!, defl 
Meinungsverschiedenheiten nicht al!ftauchen. Wiire der Massenstreik namentlich der Waffen-, Munitions-, 
Transportarbeiter ein geeignetes Mittel zur Verhinderung eines Krieges, so wiire es nach unserer At!!Jassung ein 
taktischer Fehler, den Regierungen im voraus anzukündigen, defl wir von diesem Mittel in einem bestimmten 
Fall Gebrauch machen werden. [.. J Das vorgeschlagene Mille! kb'nnen wir auch schon deshalb nicht als wirksam 
( ef.fi'care) ansehen, weil die Eisenbahnarbeiter, die Arbeiter der staatlichen Militärwerkställen und der privaten 
Rüstungsindustrien bei uns zu einem sehr großen Teil unorganisiert sind. Wir würden die Krcifi der Interna­
tionale schwer verletzen, wenn w1r ihr eine Krcifi vortäuschten, die wir augenblickllch noch nicht haben. Es wäre 
auch veifehlt; gegen unsere Gegner Drohungen auszustqßen, die wir auszf!führen nicht imstande sind. Wir in 
Deutschland sind trotz unserer intensiven Propaganda gegen den Militarismus noch nicht stark genug gewesen, 
die Wehrvorlage zu verhindern. Ihr habt trotz Eures bewundernswerten Kampfes gegen das Drefjahresgcsetz seine 
Annahme nicht verhüten und trotz eures glänzenden Wahlsieges nicht seine Aufhebung durchsetzen können. 
Obgleich uns das nicht gelungen ist, sollen wir dennoch fast in demselben Moment den Glauben erwecken, defl 
wir im Kriegfoll den Massenslre,k durcliflihren werden?« Haase an Vaillant, Mai 1914; in: E. HAASE 
(Hrsg.), Haase, Sein Leben und Wirken, 1929, S. 101. 
108 Bezüglich der Integration der Arbeiterparteien in den Nationalstaat, siehe die grundlegenden 
Studien von Wehler, Howorth , Mommsen. Die Rolle der Gewerkschaft in Deutschland und Frank­
reich vor 1914 wurde von J. Becker und A. Kriege! untersucht. Beide argumentieren, dass die Gewerk­
schaften ihren Glauben in den Antimilitarismus verloren hätten. Nur so sei es zu erklären , weshalb 
Karl Legien am 26. Juli 1914 bei einem Treffen mit seinem Konterpart, Leon Jouhaux, klar und 
deutlich akzentuierte, dass die deutschen Arbeiter im Kriegsfall marschieren würden. H . MOMMSE N, 
Arbeiterbewegung und nationale Frage, 1979; J. HowoRTH, The Lefi. in France and Germany, lnter­
nationalism and war: A dialogue of ehe deaf 1900-1914; in: E. CAHM / V. C. F1sERA (Hrsg.), Bd. 2, 
1979, S. 81-100; DERs., Edouard Vaillant. La creation de l'unite socialiste en France - La politique de 
l'action totale, Paris 1982; Über die Rolle der Gewerkschaften: J.-J. BECKER/ A. KRIECH, 1914= La 
guerre et le mouvement ouvrier franc;ais, 1964, S. 38 f. 
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der Kriegskredite, bis zuletzt denkbar, wie die Äußerungen prominenter Arbeiter­

führer hinreichend deutlich machen. 109 

In seinem letzten Artikel für die Humanite, der am 31. Juli publiziert wurde, hatte 

Jaures noch davor gewarnt, dass die eigentliche Gefahr für den Frieden nicht die 

Absichten der jeweiligen Regierungen seien, sondern die Nervosität und die Angst 

vor den tatsächlichen Intentionen der Gegenseite. 110 Diese prophetisch anmutende 

Aussage traf auf die deutschen und französischen Sozialisten, die sich zwischen na­

tionaler und proletarischer Solidarität entscheiden mussten, zweifelsohne in mehr­

facher Hinsicht zu. 111 

Im Gegensatz zu den Führern der deutschen und französischen Sozialisten sprach 

sich der Fraktionschef der Labour Party im britischen Unterhaus, Ramsay MacDo­

nald, ungewöhnlich deutlich gegen einen Kriegseintritt aus. Noch am 3. August stell­

te MacDonald in seiner Funktion als Vorsitzender der Parliamentary Labour Party 

dar, dass es keinen Grund für einen englischen Kriegseintritt gebe, da Englands 

Sicherheit nicht bedroht sei. 112 Doch bereits wenig später beschloss die Parlaments­

fraktion der Partei, die Haltung der englischen Kriegsführung zu unterstützen und 

ein »National War Emergency Commitee« zu bilden, um die Interessen der Arbei­

terklasse im Krieg zu wahren. Infolgedessen trat MacDonald als Parteivorsitzender 

zurück. 113 Zwar erließ die Independent Labour Party noch ein Manifest, um ihrer 

Opposition zum Krieg Ausdruck zu verleihen und sich solidarisch mit den öster­

reichischen und deutschen Arbeitern zu erklären - »Lang lebe der internationale 

Sozialismus« - 114 doch die Labour Party als solches verbündete sich mit den bürger­

lichen Parteien zu einem »national government«. Fast zeitgleich schlossen sich auch 

SPD und SFIO dem jeweiligen nationalen Block - »union sacree« und »Burg­

frieden « - an. 115 

109 »Die deutschen wie die .französischen Sozialisten [. . J dachlen blefl noch an eine JJmbolische Geste der 
parlamenlarischen Minderheitifraktion anli(ßlich der Abstimmung über die Kriegskredite, eine Geste, die sich 
am Besten in Form der Stimmenthaltung hüben und drüben der Vogesen vollziehen ließ Selbsl ein solcher 
ängstlicher Protest hätte noch eine M!ßb1lligung des Krieges dargestellt; er wiire in den Schützengräben nicht 
unbeachlel geblieben, er hä"tte den Glauben aiifrechterhalten. « J. HuMB ERT-DRoz, Der Krieg und die Inter­

nationale, 1964, S . 42 f. 
110 Humanite, 2.8 . 1914; A. BLÄNSDORF, Die zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 40. 
111 Wolfgang Kruse kommt z.B. zu dem Schluss, dass die Reise Müllers nach Paris ausschlaggebend 

für das deutsche Ja zur Burgfriedenspolitik gewesen sei. Die Antizipation des Verhaltens der franzö­

sischen Partei durch den Parteivorstand könnte hierbei eine entscheidende Rolle gespielt haben. Vgl. 

W. KRUSE, Krieg und nationale Integration, 1993, S . 64 f.; hierzu auch: S. MILLER, Burgfrieden und 

Klassenkampf, 1974, S. 52 f.; J. SCHRÖDER, Internationalismus nach dem Krieg, 2006, S. 49 . 
112 Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 41ff. 
113 Am 4- August schlug der Sekretär der Partei, Arthur Henderson, die Bildung eines »National 

Peace Emergency Commitee« vor, um der Neutralität Ausdruck zu verleihen. Dieser Vorschlag wurde 

indes abgelehnt - zugunsten des ,,War Commitees«. Vgl. ebd. 
114 J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, 43-

115 A. BLÄNSDORF, Die zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 4of.; J.-J. BECKER, La Ile 

Internationale et la guerre; in: Les Internationales et Je probleme de la guerre au XXe siede, 1984, 

S . 9 - 25; hier: S. 20f. 
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In der Folgezeit gab es keine aktionsfahigen und internationalist isch handelnden 

Massen mehr - die einzelnen deutschen, französischen oder briti schen Arbeiter be­

kamen ihre Stellungsbefehle und befolgten sie. Am 4 . August stimmte die sozial­

demokratische Reichstagsfraktion in Deutschland einmütig für den Krieg, inklusive 

Karl Liebknecht. Gleiches pass ierte zeitgl eich oder wenig später in Frankreich, 

Ö sterreich oder Großbritannien. Nur in Serbien stimmten zwei soz iali st ische Ab­

geordnete gegen die Kriegskredite - sie blieben di e absolute Ausnahme. 116 

1. 6. Resümee: Mythos Generalstreik 

D er Sozialphilosoph Georges Sore! hatte bereits im Jahr 1906 darauf hingewiesen, 

dass der Generalstreik ein »Mythos«, ja ein »Hirngespinst« sei, das vornehmlich in 

den Köpfen der M enschen existiere, tatsächlich aber keine wirklichkeit snahe Hand­

lungsoption darstelle.117 Dessen ungeachtet versteifte sich insbesondere die SFIO 

zwischen 19 07 und 1914 darauf, den »Generalstreikmythos« hoch zuhalten und ge­

wissermaßen als »Vorschrift« in das Programm der Zweiten Internationale zu inte­

grieren. Dieses Vorhaben wurde insbesondere von der revolutionär-attenti stischen 

SPD konsequent durchkreuzt; vor allem August Bebel machte wiederholt auf die 

Unmöglichkeit aufmerksam, gesamteuropäisch organisierte Streikmaßnahmen im 

Kriegsfall durch zuführen. Wie Jolyon Howorth indes luzide festgestellt hat, kann 

hieraus keinesfalls gefolgert werden, die SPD sei grundsätzlich »nationalistischer« 

als die SFIO eingestellt gewesen; 11 8 in der Praxis wurde das Generalstreiks-Verdikt 

von der französi schen Partei ebenfalls sehr flexibel gehandhabt. 119 

Der Schriftsteller Stefan Zweig konstatiert in seiner Autobiographie »Die Welt 

von Gestern <, , er habe den Bekenntnissen der Sozialistischen Internationa le im Som­

mer 1914 Glauben geschenkt und damit gerechnet, die Eisenbahner würden eher die 

Schienen sprengen als ihre »Kameraden als Schlachtvieh an die Front« zu ver­

laden .120 Diese Außenansicht scheint in der Rückschau durchaus dem Selbstbild 

der sozialistischen Akteure gerecht zu werden, die auf ihren internationalen Kon­

gressen en gros von der Überzeugung geleitet wurden, das internationale Proletariat 

könne aufgrund seines gewachsenen Einflusses einen »europäischen Kri eg« verhin-

116 Vgl. C. NoLLAU, Die Internationale, 1959, S. 34 ff. 
11 7 G. SoREL, Renexions sur la violence, 1906. 
118 J. HowoRTH, French Workers and Cerman Workers; in: European History Quarterly, Vol. 15, 
1985, S. 71-97; hier: S. 88 f. 
119 Ein zentrales Beispiel hierfür ist u. a. der »cas Millerand «, im Zuge dessen sich J. Jaures dezidiert 
lür die Regierungsbetei ligung der Sozia li stien ausgesprochen hatte. R. Luxemburg interpretierte die­
sen Schritt erbost al s Ausverkauf soziali stischer lmeressen und - weitaus wichtiger - als Absage an 
den Generalstreik. Beispielhalt: R. LuxEMßURC, Nach dem Kongress ; in: Die Neue Zeit, Band 2, 

Nr. 48. 
120 S. ZWEIG, Die Welt von Geste rn , 19 82, S. 233-
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dern. 121 Dies steht beispielhaft dafür, dass die beteiligten Protagonisten in ihrer ei­

genen Phraseologie gefangen waren und den Bezug zur Realität zumindest partiell 

verloren hatten. Bedenkt man, dass die Internationale bis zu diesem Zeitpunkt nicht 

auf die Probe gestellt worden war, 122 die jeweiligen Nationalstaaten zudem bereits 

umfassende Pläne entwickelt hatten , die Parteien im Notfall zu »disziplinieren « 123 

und die Gewerkschaftsbewegung bis dato keine Anstalten gemacht hatte, die »Ge­

neralstreikpläne« entsprechend vorzubereiten, dann stellt sich das »Versagen« der 

Internationale ganz anders dar. Faktisch übten die »großen Drei« um SPD, SFIO, 

Labour Party den Status von Oppositionsparteien aus, die nur bedingt in der Lage 

waren, politische Alternativen abzuwägen und einen realistischen Umgang mit ihrer 

politischen Macht zu praktizieren. 124 

So gesehen war die Internationale respektive das Parteiendreieck keineswegs an 

einer wie auch immer gearteten »proletarischen Solidarität<, »gescheitert«, 125 son­

dern in erster Linie an ihrem fehlenden Machtbewusstsein und hier vor allem der 

Unfähigkeit, politische Kompromisse von den jeweiligen Regierungen zu erzwingen. 

Die gemeinsame Ablehnung der Kriegskredite nach vorheriger Absprache hätte für 

SPD, SFIO und Labour Party unter Umständen ein wertvolles »Faustpfand« sein 

können, um eigene politische Ziele zu verwirklichen. Statt jedoch den offensichtlich 

Weg der politischen Einflussnahme zu wählen, wurde jahrelang ein »Generalstreik­

mythos« zelebriert, der intern aufgrund des Protestes der SPD nicht verwirklich 

werden konnte. Das führte schließlich dazu , dass der Weg in den kollektiven »Burg­

frieden« weitaus naheliegender erschien als eine ernsthafte Auseinandersetzung über 

realistische Handlungsoptionen. 

121 H . LADEMACH ER, Kosmopolitismus, Solidarität und Nation; in: F. VAN Hon-100N / M. VAN 
DER LINDEN (Hrsg.), lntcrnationalism in the Labour Movemenl , 1830-1940, Bd. 2, 1988, S. 371-
391; hier: S. 379. 
122 Ebd. 
123 Hi erzu insbesondere das französische Beispiel: J.-J. BECKER, Le Carnet B, 1973. 
124 Hans-Ulrich Wehler konstatiert diesbezüglich einen ganz allgemein verengten »Denk- und Hand­
lungshorizont« der sozialisti schen Bewegung vor 1914. H.-U. WEHLER, Deutsche Gesellschafts­
geschichte, Bd. 4, 2003, S. 42 f. 
125 Den Begriff des »Scheitern s,, im Hinblick auf ein mögliches »Versagen« der Zweiten Interna­
tionale im Julisommer 1914 bewertet H. Lademacher nicht zu Unrecht äußerst kritisch: »Die zwar in 
keiner Weise berechtigte, gleichwohl rezeptierte Kongruenz von Anspruch und Wirk!ichkeil hat dem zeitgenös­
sischen und historiographfrch ge/Jfleglen Wort vom >Zusammenbruch , der Internationale ein gerüttelt ' Mqß an 
Schuldzuweisung mitgeben kb"nnen. Was freilich aus dem po!ittschen Kampf der Zeitgenossen heraus (Richtungs­
kämpfe) begre/flich erscheinen will, erweist sich für die Betrachtung im nachhinein nicht mehr als sinnvoll, geht es 
doch nicht an, dort von einem >Zusammenbruch, zu reden, wo es niemals zum Aufbau einer festen S1ruk1ur 
gekommen, die Autonomie der Parteien der Grundsalz des Verbandes geblieben tst. [. . J Von einem Versagen der 
Parteien zu sprechen (Voraussetzung.für das Wort vom > Zusammenbruch,) heißt eirifäch, die Deklamation nach 
außen zum Mqßstab nehmen. Es kommt aber daraef an, solche Deklamationen zu hinte,fragen, die Meinungs­
kämpfe zu analysieren und den Zustand einer bis dahin nicht wirklich al!f die Probe gestellten internationalen 
Vereinigung sozialistischer oder sozialdemokratischer Parteien zu untersuchen.« H . LADEMACHER, Kosmo­
politismus, Solidarität und Nation; in: F. VAN HoTHOON / M. VAN DER LINDEN (Hrsg.), Interna­
tionalism in the Labour Movement, 1830- 1940, Bd. 2, 1988, S. 371-391; hier: S. 378 f. 
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2. Zusammenbruch der Zweiten Internationale: 

Burgfrieden statt Klassenkampf, 1914-1918 

2.1. »Ein grausam rauhes Erwachen« 

Am 1.11.1914 schrieb Wladimir I. Lenin: >>Die II Internationale ist tot, vom Opportu­
nismus besiegt. Nieder mit dem Opportunismus, es lebe die nicht nur von den > Überlätifern<, 
sondern auch vom Opportunismus gesäuberte !ff Internationale.« 1 

De facto hatte sich die Zweite Internationale 1914 weder selbst aufgelöst, noch ihre 

Arbeit für beendet erklärt. Die Institution existierte formal weiter fort, während die 

Vorstellung dessen, was die internationale Agentur der Arbeiterklasse alles hätte sein 

können, jäh zerstört worden war. Für die Zweite Internationale war der Ausbruch des 

Weltkrieges ein herber Rückschlag, der das bi sher Erreichte wie ein Kartenhaus 

zusammenstürzen ließ. Resigniert und im Bewu sstsein des Scheiterns hatten die be­

tei ligten Protagonisten das Trümmerfeld der internationalistischen Verständigungs­

politik verlassen, um sich in den fo lgenden vier Jahren in feindlichen Lagern gegen­

überzustehen. 2 

Ein »grausam rauhes Erwachen « konstatierte ein desillusionierter Eduard Bern­

stein, 3 während andernorts versucht wurde, das eigene Verhalten mit nationalisti­

schen Phrasen zu beschönigen: Pierre Renaudel wähnte sich nach Kri egsausbruch 

im Recht und wurde nicht müde, das »Versagen« der SPD zu betonen. 4 Diejenigen 

SFIO-Repräsentanten, die zuvor auf der Beerdigung von Jean Jaures gesprochen 

hatten, instrumentalisierten die Veranstaltung, um das eigene Vorgehen zu rechtfer­

tigen - wenige Stunden später wurden die Kriegskredite im franzö sischen Parlament 

debattenlos und einstimmig angenommen. 5 Selbst Edouard Vaillant, der zuvor laut­

stark für den Generalstreik als ultimo ratio geworben hatte, sprach sich dezidiert für 

1 Zit. n. G. NoLLAU, Die In ternationale, 1959 , S. 34 ff 
2 »Am 4. August J(Jf4 ist die internationale gestorben; nicht der Krieg hat sie gemordel, sondern der Verrat der 
Sozialisten selbst. [. . J Sie haben ihre Grundsiilze, ihre Seele, ihr Klassengewissen geopfert, um ihre milcht/gen 
Organisationen, ihre Presse und ihre Druckereien zu rellen, um das Vaterland in der Gefahr zu verteidigen. « 
J. H uMBERT-ÜROz, Der Krieg und die Internationale, 1964, S. 48 . 
3 E. BERNSTErN, Die Internationale der Arbeiterklasse und der europäische Krieg, 1915, S. 2. 

4 » Wiihrend die deulschen Sozialisten unßihig waren, in der Stunde der Krise parlamentarisch zu handeln, 
haben die franzifsischen Sozialisten ihre Vorslellungen bei dem Priis1denten des Ministeriums, das aus dem 
Willen der Kammer hervorgegangen frl; vervielfacht. « J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 
1963, Bd. 2, S. 37 f; hierzu auch: P. RENAUDEL, Ou en sommes nous, L'Humanite, 4- 8.1914. 
5 R. Poincare berichtet in sei nen Memoiren ebenfa ll s von dem Gespräch mi t Jules G ucsde, der ihn 
da rum gebeten habe, ein Appell an das deutsche Volk zu rich ten: »Ich empfange aefseinen (gemeint ist der 
Minislerral, Anm. d. V) Wunsch einen Führer der soz ialistischen partei [sie], den Depulierlen des Departements 
Nord, Jules Guesde [..]. Er isl ein unenlwegter, ehrlicher Doktrini.ir mit starren Ideen, trübsinnit,er Logik, 
etwas rauher Ausdrucksweise und der Erscheinung eines Aposlels mil wallendem Haar und langem Barte. In 
kurzem herzlichem Tone refi er mir beim Eintrelen und beim Fortgehen ein kollegiales ,Heil!, zu. Er, den ich a/.r 

zurückhaltend, eisig, fasl hochmütig kannte, schliefst sich mir heute ohne Hintergedanken in verlraulichem 
Gespriich aef. ,Ich glaube,, sagte er zu mir, ,sobald ein grqßer französischer Sieg errungen ist, lifte die Regierung 
der Republik gut, der deutschen Nation in einer amtlichen Kundgebung mitzutet!en, defs wir nicht gegen sie, 
sondern gegen das Kaiserreich ki.impfln.« Im weiteren Verlauf des Gesprächs lässt J. G ucsde durchblicken, 
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diese Politik aus. 6 Die SFIO sah es als ihre Aufgabe an, die Republik und damit die 

Errungenschaften der französischen Revolution um jeden Preis zu verteidigen (» Vive 
la France democratique, vive la Revolution«). 7 Demgegenüber hatte die SPD aus Per­

spektive der Franzosen nichts, das es zu verteidigen lohnte - keine Republik, keine 

Mitbes timmung, keine Freiheit. Stattdessen nur Monarchismus und Barbarei (» un 
crime contre la civilisation«). 8 Folglich kam es nicht von ungefähr, dass die CGT einen 

offenen Brief verfasste, an die »republicains allemands« gerichtet, und darin alle 

»freien D eutschen« aufforderte, die Republik auszurufen. 9 

Im Lager der SPD machte sich erst am r. August, nach der Verhängung des 

Kriegszustandes durch das D eutsche Reich, ein Umdenken bemerkbar: Fortan stand 

die Verteidigung der deutschen Regierung im Vordergrund, jegliche Kritik an den 

»Gewalthabern« wurde ad acta gelegt. 10 Der Parteivorstand ließ verkünden , dass das 

inLernationale Proletariat »bis zur letzten Minute« seine »Schuldigkeit« getan habe, 

»diesseits undjenseits unserer Grenzen, und alle Krqft angespannt, um den Frieden z u erhal­
ten, den Krieg unmöglich zu machen«. 11 Noch am selben Tag erschien der Artikel »Eu­

ropas Schicksalsstunde«, in dem kurzerhand konstatiert wurde: »Eines ist sicher: die 
Soz ialdemokratie trägt keinerlei Verantwortung an den kommenden Ereignfrsen. « 12 Im 

Grunde war bereits nach der deutschen Kriegserklärung klar, dass die Sozialdemo­

kratie ihre »Pflicht« gegenüber dem Vaterland erfüllen würde. 13 Eduard Bernstein 

erklärt rückblickend, dass die Reichstagsfraktion am 4. August vorab den Entschluss 

gefa sst hatte, für die Kredite zu stimmen. 14 • Ähnlich argumentierte Karl Kautsky, für 

dass er keine Einwände hat, die »verlorene Provinz« Elsass-Lothringen zurückzuholen, sofern auf 
weitere Annexionen verzichtet wird. R. Po1 NCARE, Memoiren, 1929 , S. 76. 

6 Die politischen Führer der SFIO konnten sich in ihrer patrioti schen Begeisterung auf das politi­
sche Testament von J. Jaures berufen, der das Prinzip der Landesverteidigung stets verteidigt hatte. 
C. BLOCH , Die dritte fran zösische Republik, 1972, S. 222[ 

7 gL J.-J. ß E.C K ER, 1914: Comment !es Fran~ais sont entres dans la guerre, 1977, S. 341 fT. 
8 Ebd., S. 158. 
9 Sowohl bei Renaudel , Cashin, Longuet, aber auch bei den Texten der Gewerkschaften findet sich 

einvernehmlich ei ne Differen zierung zwischen »dem deut schen Volk« und seinen Machthabern. 
»Combattre !'Empire« lautete das Schlagwort, gegen den Kaiser, gegen den Kronprin zen - aber nicht 
gegen »die Deutschen« per se. Auch die SPD -Propaganda zielte auf diesen Aspekt ab. SPD-Partei­
vorstand, Aufruf, Vorwärts, 25.7. 19 14, Extraausgabe; Nr. 45; Die In ternationale und der Weltkrieg: 
Materialien gesammelt von Carl G rünberg, 1916, S. 57f.; zur SFIO: C. MALATO, Aux republicain s 
allemand s; in: La Bateille syndica li ste, 9.8.19 14; C. CANDAR / C. PROCHASSON (Hrsg.), Cashin , 
Carnets 1906- 1907, 1993, S. 707. 
10 In diesem Kontext muss auf die Fraktionss itzung vom 29. und 30. November 1914 verwiesen 
werden, im Verlauf derer Scheidemann beronte, dass sich die Soziali sten in Frankreich und England 
nicht anders als die SPD verhalten hätten. W. D1TTMA NN, Erinnerungen, Bd. 2, 1995, S. 259 . 
11 Nach Verhängung des Kriegszustandes wurden im ganzen Reich Demonstrationen verboten. Die 
Internationale und der Weltkrieg: Materialien gesammelt von Carl G rünberg, 1916, S. 63 f 
12 Vorwärts, 1.8. 1914, ebd., S. 66. 
13 Dies geschah, wie Wilhelm Dittmann in se inen Erinn eru ngen deutlich macht, ohne »Hurrapatrio­
ti smu s«. W. D1TTMANN, Erinn erungen, Bd. 2, 1995, S. 253-
14 Die Internationale und der Weltkrieg: Materialien gesammelt von Carl Grünberg, 1916, S. 70 f: ; 
hierzu: E. BrnNSTEIN, Die In ternationale der Arbeiterklasse und der europäische Krieg, 1915, S. 19/ 
20. 
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den bereits vor der Sitzung der Reichstagfraktion feststand , »daß die Regierung ihre 
geforderten Milliarden erhielt«. 15 Um die proletarische »Ehre« der SPD zu retten, 

machte Hugo H aase am 4 . 8.1914 im Reichstag, als er die Zustimmung seiner Frak­

tion zu den Kri egskrediten begründete, klar und deutlich darauf aufmerksam, dass 

die Sozialdemokratie die Politik der Regierung stets abgelehnt und mit ihren franzö­

sischen Brüdern für die Aufrechterhaltung des Friedens gekämpft habe. Doch jetzt 

stehe das Land vor einer »Schicksalsstunde«, weshalb die Partei für di e »Verteidi­

gung des Landes« votieren werde. 16 Zum Schluss seiner Rede verwies H aase noch 

auf die Forderung der SPD, den Krieg sofo rt zu beenden , wenn das »Ziel der Siche­

rung« erreicht sei. 17 

In der Arbeiterbewegung Englands gab es im Vorfeld des Kri egsausbruches noch 

heftige Proteste gegen eine mögliche Eskalation. 18 Als Außenmini ster Grey aller­

dings am 3- Augu st verkündete, dass die briti schen Streitkräfte eingreifen würden, 

sobald die N eutralität Belgien s verl etzt werde, standen auch die britischen Sozialis­

ten vor einer Z erreißprobe. Und anders als in Frankreich oder in Deutschland gab es 

für Großbritannien keine unmittelbare Bed rohung, sprich keinen Verteidigungsfall. 

Damit hatte vor allem die Independent Labour Party zu kämpfen, die »in außenpoli­
tischen Fragen sowie f ür den Bereich der soz ialistischen Internationale als Sprecher der Ge­
samtpartei atifirat, während und weil der eigentliche Kern der Labour Party, die Trade Uni­
ons, sich kaum mit Problemen dieser Art befaßten«. 19 Daher kommt es nicht von 

ungefähr, dass die Führer der ILP noch am 3- August im Namen der »British Section 

of the International Socialist Bureau« ein entsprechendes M anifes t verfassten und 

die Politik Greys scharf kritisierten. 2° Kurze Z eit später folgte ein offi zielles State­

ment der Partei. 21 Die wohl schärfste Kritik formuli erte Ramsay M acD onald in der 

Sitzung der Parlamentsfraktion am 5. 8.1914, insofern er das Vorgehen des D eut­

schen Reichs explizit verteidigte. 22 Als sich di e Labour Party indes kurze Z eit später 

für die Kriegsunterstü tzung aussprach, wurden die Anschuldigungen MacDonalds 

scharf zurückgewiesen. 23 Das Argument, Grey habe die briti sche Öffentlichkeit ge-

15 Die Internationale und der Weltkri eg: Materialien gesammelt von Carl Grünberg, 1916, S. 7 r. 
16 Ebd., S. 76 f. 
17 In teressant bleibt zu erwähnen, dass di e SPD in ihrer Pro paganda - ebenso wie die SFlO - an di e 
Arbeiter des Kriegsgegners appellierte (SFIO an die deutschen Arbeiter, SPD an die russ ischen), um 
diese dazu aufzu rufe n, die Regierung zu stürzen und das »reaktionäre« Regime zu beenden. Vgl. ebd ., 

S. 74 · 
18 J. BRA UNT HAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 41. 
19 A. BLÄNSDO RF, Die zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 42. 
20 W. E. WAL LI NG, The Sociali sts and the War, 2001, S. 153 r 
21 Ebd., S. 154f 
22 Seine Rede wurde im »Labor Leader« am 13- August veröffentlicht: »Cermany d1d next to nothing_for 
peaa:, but it is not dear whether she actually encouraged Austria to pursue her Serbian policy. The mobilization of 
Russia drove Cermany to war. Russia and Franff s/rove both by open pressure and by wiles to get us to commit 
ourselves to supporl them in the event of war. [. . ]. « Ebd., S. 157-
23 Das in der »Sociali st Review« veröffentlichte Protokoll zeigt deutlich di e Beweggründ e für den 
Kurswechsel der Partei auf: »lts chüf argument for supporting the recruiting campaign is that a Cerman 
victory would lead to the spread of military despotism and to Jürther wars.« Ebd., S. 160 und 163-
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täuscht und Geheimverträge verheimlicht, zählte nicht mehr - genauso wie m 

Deutschland oder Frankreich vergleichbare Argumente, die gegen einen Kriegsein­

tritt sprachen, letzten Endes ignoriert wurden. Ein positiver Bezug zur Sozialisti­

schen Internationale war in Großbritannien weiterhin vorhanden 24 und doch rutsch­

te er auch hier in der Werteskala weit nach unten. Damit hatten SPD, SFIO und 

Labour Party eine klare Entscheidung getroffen - für das Vaterland, gegen ihre 

Schwesterparteien. 

2.2. Abbruch der Kontakte 

Die transnationale Kooperation brach nach dem Ausbruch des Weltkrieges, wie be­

reits angedeutet, völlig ein: Das Sekretariat der Internationale wurde wenige Tage 

nach Kriegsbeginn von Brüssel nach Den Haag verlegt und die Exekutive - die nach 

dem Kriegsausbruch nur noch aus Belgiern bestand - spontan durch drei hollän­

dische Vertreter ergänzt. 25 Nicht nur die SFIO, auch der Parteivorstand der Labour 

Party sprach sich gegen ein Treffen mit der SPD aus, da man befürchtete, ein Treffen 
mit den Deutschen könne für eine »Aufweichung« des Kampfeswillens sorgen. 26 

Kurzum : Von jenem verhängnisvollen August an kommunizierte das Parteiendreieck 

mehrere Monate fast ausschließlich über ihre Parteizeitungen. In den dort verzeich­

neten Diskussionen, vornehmlich zwischen SPD und SFIO ausgetragen, ging es ins­

besondere um die »Schuldfrage«, d. h. um eine Beurteilung des Kriegsausbruches 

durch die jeweiligen Protagonisten. 

2.2.1. Deutungsstreit zwischen Hermann Müller und Pierre Renaudel 

Wenige Monate nach Kriegsausbruch wurde das Treffen Hermann Müllers mit dem 

SFIO-Parteivorstand vom 1.8.1914, das für die Gewährung der Kriegskredite eine 

entscheidende Rolle eingenommen hatte, schon bald neu aufgerollt und bewertet. In 

dem Bestreben, das Verhalten Müllers zu kritisieren, verfasste der französische De­

putierte Pierre Renaudel im Frühjahr 1915 einen Artikel für die »L'Humanite« und 

stellte hierbei die Behauptung auf, Müller habe während des Treffens zugesichert, die 

SPD-Reichstagsfraktion werde sich in der parlamentarischen Abstimmung entweder 

ihrer Stimme enthalten oder aber gegen die Kriegskredite stimmen. 27 

24 Die ILP hielt stellvertretend für den briti schen Sozialismus die internationale Flagge hoch. Am 

13. 8. wurde im »Labour Leader« ein Statement veröffentlicht, in dem die deutschen Arbeiter als »our 

comrades« bezeichnet wurden. Die Internation ale und der Weltkrieg: Materialien gesammelt von Carl 

Grünberg, 1916, S. 182; W. E. WALLING, The Socialists and the War, 2001, S. 320. 
25 C. HuYSMANS, The Policy of the International, London 1916 , S. 20; hi erzu auch: G. A. RrTTER 

(Hrsg.), Die II. Internationale 1918/ 1919, 1980, Bd. r, S. 4. 
26 »Außerhalb Deutschlands sollte niemand, der sich Sozialist nennt, sich dazu hergeben, auf einem Kongr~ß, 
[. . J mit Leuten zusammenzutnjjen [. . J, von denen die Grundsätze des Sozialismus [. . j verraten wurde.« 
Zit. n.: J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 5r. 
27 »Cette visite se produisit le lendemain meme de la mort de ]aures (que Mu!!er apprit en arrivant a Paris). 
Premier pointfäux ! Mu!!er ne venait point pour !es obseques de notre ami, mais bien parceque le Parteivorstand 
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Hermann Müller reagierte umgehend auf diese Anschuldigungen und veröffent­

lichte am 20.3.1915 eine Erklärung. In dieser bezog er sich zunächst auf die Aus­

führung Renaudels und stellte fest, er sei keineswegs in einer >> unerhörten Art und 

Weise« am 1.8.1914 in Paris empfangen worden. 28 Die gezielte Betonung der freund­

lichen Aufnahme durch den SFIO-Politiker empfand der Sozialdemokrat offensicht­

lich als anstößig - nicht zuletzt deshalb, weil »ich [. . J bereits am 4. II. r5p4 .festgestellt 
habe: >Alle französischen Genossen, mit denen ich anlass/ich meines kurzen Aefenthalts in 
Paris kurz vor Kriegsausbruch zusammen war, sind mir in der gleichen herzlichen Weise ent­
gegengekommen wie in.früheren Jahren. <« 29 

Die Behauptung Renaudels, Müller habe hinreichend klar gemacht, dass die SPD 

unter keinen Umständen die Kriegskredite bewilligen werde, wog indes weitaus 

schwerer, als der Querverweis auf die freundliche Begrüßung. Hierauf entgegnete 

Müller wenig überzeugend: »Der Zweck meines Pariser Besuches war, den französischen 
Genossen mitzuteilen, dqß es nach Aef.fassung des deutschen Parteivorstandes angesichts der 
al!ßerordenllich gespannten internationalen Lage unmöglich sei; den in der Sitzung des Inter. 
Sozial. Bureaus vom 29. 7 beschlossenen und aef den 9. 8. nach Paris einberufenen außer­
ordentlichen internationalen Sozialistenkongrefs abzuhalten.« 30 Diese Relativierung er­

scheint insofern unvollständig, als aus den Memoiren von deutschen , französischen 

und holländischen Arbeiterführern klar hervorgeht, dass Müller auch nach Paris fuhr, 

um eine gemeinsame Strategie zwischen deutschen und französischen Sozialisten 

hinsichtlich der Bewilligung der Kriegskredite festzulegen. Die Aufzeichnungen 

von Philipp Scheidemann, Pierre Renaudel oder Müllers Übersetzer Hendrik de 

Man 31 belegen dies zumindest sehr deutlich. Dazu passt ins Bild, dass Müller in 

etait inquiet sur /a gravite de /a situaLion. Sudekum pretend que Muller fut reru «d'une_faron inouie ». Mul/er 
fat rep, avcc cordialitr!. [. . J Muller a.ffirma que la socia/democratic, dans /es votes des credits au Reichstag, 
voterail con!re ou s 'abstiendrait si /es socialistes.franrair s 'abstenaient eux-memes.« Zeitungsartikel Renaudels 
in der Parteizeitung »L'Humanite« vom 26.2.1915; in: Die lnLernaLionale und der Weltkri eg: Mate­
rialien gesammelt von Carl Grünberg, 1916, S. 39. 
28 Im »Vorwärts« erkLine er am 5. 11.1914 ferner: »In >Orebro Kurieren<, einem schwedischen Parte/blatte, 
vom 30.10.finden sich in einem Artikel >Die deutsche Soz ialdemokratie und der krieg, Mitteilungen über eine 
Mission von mir in Paris, die in jeder Beziehung unwahr sind,· das geht am deutlichsten daraus hervor, daß bei 
den angeblichen Verhandlungen deu!scherseits ein .französisch-deutscher Stmk gegen die Mobilmachung vor­
geschlagen sein soll Die deutsche Sozialdemokratie hat die Erklärung des Generalstreiks zur Verhinderung der 
Mobilmachung stets abgelehnt.« Ebd., S. 43. 
29 H . Mü LL ER, Erklärung, Vorwärts, 20.3-1915; In: ebd., S. 42 f 
30 Ebd., S. 42. 
31 Der ebenfalls auf dem Treffen anwesende de Man über Müller bzw. die Pari ser Begegnung: »Der 
deutsche Parte/vorstand halle Hermann Müller, der damals wohl sein bester Kopfwar und später als Unterzeich­
ner des Versailler Vertrages und Reichskanz ler größere Berühmtheit er/angle, nach Paris geschickt, um.festzustel­
len, ob die deutsche und die .französische Sozialdemokratie sich nicht in der Frage der Kriegskredite über ihre 
Haltung, einigen ko"nnten, wenn darüber in den Volksvertretungen abgestirnmt werden sollte. Die Mission Mül­
lers verli~/ziemlich e~folglos, weil sich während seiner Abwesenheit von Berlin dort zuviel ereignete, wovon er gar 
nichts wissen konnte. Er erklärte zwar, es sei >ausgeschlossen,, daß die Sozialdemokraten für die Kriegskredite 
stimmen würden, es sei denn in er unwahrscheinlichsten Hypothese eines plö!zlichen russischen Übe,jalles; diese 
Erklärung entsprach auch durchaus der Stimmung, die noch am 31. Juli in Berlin herrschte.« H. DE MA N, 
Gegen den Strom, 1953, S. 114ff; hierzu auch: P. ScHEIDEMANN, Memoiren eines Sozialdemokraten, 
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seinen eigenen persönlichen Aufzeichnungen rückblickend einräumt, primär wegen 

einer »Aussprache über die politische Situation« nach Paris gereist zu sein. 32 

Welche Aussagekraft hat der Disput zwischen SPD und SFIO? In erster Linie ist 

er ein Beleg für das tiefe Zerwürfnis zwischen zwei ehemals eng miteinander koope­

rierenden Parteien. Allzu weit reichende Schlüsse - in Richtung »Schuldfrage« ge­

hend - sollten allerdings keine gezogen werden. Hendrik de Man, der Müller in Paris 

simultan übersetzt hatte, machte in seinen Memoiren zu Recht darauf aufmerksam, 

dass der Deutsche während des ominösen Treffens allenfalls seine persönliche Mei­

nung hätte wiedergeben können, da die Lage in Berlin, insbesondere nach der deut­

schen Kriegserklärung am r. 8., viel zu unsicher gewesen sei. 33 In diesem Kontext 

klingt das spätere Eingeständnis Müllers, der zugab, dass seine Aussage, die SPD 

werde keinesfalls für die Kriegskredite stimmen, vorschnell getätigt worden sei, 34 

durchaus glaubwürdig. 

2.2.2. Gescheitertes Treffen in der Schweiz, Gründung der »Entente Socialiste« 

Wie tief das Misstrauen zwischen französischen und deutschen Sozialisten bereits 

gedrungen war, wird beispielhaft an den SPD-Protokolle im Jahre 1915 deutlich: Auf 

einer Sitzung der Reichstagsfraktion vom 7- März bekannte Hermann Molkenbuhr, 

Mitglied des Parteivorstandes, dass ,,die Gegner Deutschlands« ihre Hoffnungen auf 

soziale Unruhen setzten »und die Sozialdemokraten Deutschlands sich gegen das übrige 
Deutschland« wenden. Dies sei insbesondere innerhalb der SFIO eine weitverbreitete 

Auffassung. 35 Im Anschluss daran erzählte er von einer möglichen Zusammenkunft 

zwischen SPD und SFIO, die von Pieter Jelles Troelstra organisiert wurde, jedoch 

letzten Endes nicht stattfand. 36 Hintergrund für dieses vor allem von den Sozial­

demokraten forcierte Treffen war der Eintritt der SFIO-Politiker Marcel Sembat, 

Jules Guesde und Albert Thomas in das französische Kriegskabinett. Diese Ent­

wicklung wurde von der SPD-Führung als positives Zeichen gewertet, über die fran­

zösische Schwesterpartei Einfluss auf den Kriegsverlauf nehmen zu können. 37 

1928 , Erster Band; W. D1TTMANN, Erinnerungen, Bd. 2, 1995, S. 349; Zu Renaudel: P. RENAUDEL, 

L'lnternalionale a Berne, 1919 , S. 40-43. 
32 Die Aufzeichnungen Müllers sind abgedruckt in: P. ScHEIDEMANN, Der Zusammenbruch, 1921, 

S. 12ff. 
33 »Ob man sich aber in Berlin dazu bereit finden würde (gegen die Kredite zu slimmen, Anm. d V) , konnle 

Müller nalürlich nicht sagen.« H. DE MAN, Gegen den Strom, 1953, S. 115. 
34 P. ScHEIDEMANN, D er Zusammenbruch, 1921, S. 17- fn der histori schen Forschung wurde die 

Frage, ob Müller das Gespräch rückwirkend falsch wiedergegeben habe, ergo mit einem klaren nein 

beantwortet. In der Tat gibt es wenige Argumente, die für die These der Fälschung sprächen, zumal 

Hermann Müllers Worte in der französischen Version nur durch einen Überse tzer wiedergegeben 

wurden. Hierzu: S. M1LLER, Burgfrieden und Klassenkampf, 1974, S. 52 ff. J. SCHRÖDER, Internatio­

nalismus nach dem Krieg, 2006, S. 54. 
35 Protokoll der Sitzung des Parteiausschusses vom 7. März 1915; in: D. DowE (Hrsg.), Protokolle der 

Sitzungen des Parteiausschusses der SPD 1912 bis 1921 , 1980, Bd. 1, S . 51. 
36 Ebd., S . 51 f. 
37 Ebd. 
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Bereits im August r9r4 hatte es einen Versuch gegeben, direkten Kontakt zur 

SFIO aufzunehmen: Otto Braun war gemeinsam mit Richard Fischer in die Schweiz 

gereist, um Tuchfühlung zu Salomon Grumbach aufzunehmen, einem im Elsass le­

benden Sozialdemokraten mit hervorragenden Verbindungen zur SFIO. Allerdings 

ließ die Parteiführung um Renaudel eine telegraphische Anfrage Grumbachs, der 

sich als Mediator anbot, zunächst unbeantwortet verstreichen. Immerhin brachen 

Renaudel und Jean Longuet am 22. ro. 1914 in die Schweiz auf, um ein Mittel zu 

suchen, »de diminuer !a tension haineuse entre !es deux peup!es et de parer au danger des 
repressail!es.« 38 Die Historikerin Agnes Blänsdorf vermutet diesbezüglich, dass 

Grumbachs Telegramm möglicherweise doch Beachtung fand und die SFIO Interes­

se gezeigt habe. 39 Dessen ungeachtet kam ein solches Treffen zwischen beiden Par­

teien nicht zustande. 

Ohnehin wäre eine solche Annäherung in den rechten Parteiflügeln schwer um­

stritten gewesen, wi e aus dem Kriegstagebuch des Reichtagsabgeordneten Eduard 

David beispielhaft hervorgeht: »Mitteilung von der geplanten Konfirenz mit Parteigenos­
sen der fiind!ichen Länder. Eine Eselei so etwas mitzuteilen. Die Sache ist aefserdem in ho'chs­
tem Mqße bedenklich, da die _französischen, belgischen und englischen Sozialisten mit ihren 
Regierungen zusammenarbeiten. Ich sage Schezdemann und Ebert meine Meinung darüber. 
Wir dütftn uns nicht der G~fahr aussetzen, uns zu Werkzeugen der fiindlichen Regierungen 
machen zu lassen. - Es ist unter allen Umständen zu verhindern, dqß diese und irgendeine 
andere Aktion den Charakter eines lnden-Rücken-Fallens der eigenen Regierung erhält. Da­
raef zielen die Haase und Genossen ab. Sie wollen den Koriflikt mit der eigenen Regierung 
Kautsky entwickelt die Aiif.fossung dqß die Regierung dem Bankrott entgegengehe, der Krieg 
for sie schlimm ausgehen werde und dann in der grqßen Erbitterung gegen die Regierung der 
Weizen der Revolution reffe. Kindisch, wie das meiste, was der gelehrte Mann von sich gibt. 
Aber er glaubt daran und andere glauben es auch. «40 

Aus der Perspektive der Sozialdemokratie gab es tatsächlich auch einen triftigen 

Grund, weshalb große Teile der Partei den französischen Genossen mit Misstrauen 

begegneten und ein gemeinsames Treffen ablehnten: Anfang September 1914 hatten 

SFIO und POB (Parti Ouvrier Beige) das Manifest »An das deu tsche Volk« ver­

öffentlicht , in dem die Deutschen als Kriegsverursacher dargestellt wurden, die Fran­

zosen jedoch als Kämpfer für D emokratie und Freiheit. 41 Diese Sichtweise trug 

zweifelsohne dazu bei, dass die Fronten auf beiden Seiten zusätzlich verhärteten, 

38 R. RoLLAND, Journal des annees de guerre 1914- 1919, 1952, S. 87f.; allgemein hierzu: A. BLÄNS­
DORF, Die zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 62; S. MILLER , Burgfrieden und Klassen­
kampf, 1974, S. 240 ff.; S. GRUMBACH, Das Schicksal Elsass-Lothringens, 1915; G. CANDAR, Jean 
Longuet, 2007, S. 121. 
39 A. BLÄNSDORF, Die zweite In te rnationale und der Krieg, 1979, S. 62; Le Populaire, 6.8.1916. 
40 E. DAVID, Tagebucheintrag vom 4.2.1914; in: S. MILLER (Hrsg.), Das Kriegstagebuch des Reichs­
tagsabgeordneten Eduard David, 1966, S. 102. 

41 Ebd., S. 33; A. BLÄNSDORF, Die zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 59 . 
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zumindest aus dem Tagebuch von Eduard David lässt sich deutlich herauslesen, dass 

dem Manifest Missbilligung entgegengebracht wurde. 42 

Während die geplanten Treffen zwischen SFIO und SPD allesamt scheiterten, 

kam es zu einer öffentlichen Solidarisierung der alliierten sozialistischen Parteien: 

SFIO, Labour Party und POB (Parti Ouvrier Beige) versammelten sich im Februar 

1916 in London, um ein gemeinsames »Manifest« zu veröffentlichen. Darin wurde 

erklärt, dass sich die genannten Parteien gegen den deutschen Feind zu einer gemein­

samen Allianz zusammengeschlossen hätten. 43 Die Konferenz der »Entente Socia­

liste«44 wurde schließlich am 14.2.1915 erstmals offiziell einberufen: 45 Anwesend 

waren Mitglieder der SFIO, des CGT, der British Socialist Party, der Independent 

Labour Party, der Fabian Society, der Labour Party sowie Vertreter aus Russland 

und Belgien. Vor allem der französischen Partei war daran gelegen, gemeinsame 

Richtungspunkte festzulegen und mögliche Bedingungen für einen Friedensschluss 

zu formulieren. 46 Indes konnten sich die anwesenden Delegierten nur auf eine sehr 

schwache Resolution einigen, 47 weshalb sich die beiden tonangebenden Parteien, 

SFIO und ILP, darum bemühten, das Ergebnis in aller Öffentlichkeit als »nicht ver­

pflichtend« zu präsentieren. 48 

42 »Guesde und SembaL haben die ilalienischen Genossen aefgrfordert, mit in den Kampf einzugreifen gegen den 
Zweibund, für Demokratie und Freiheit. Huysmans und Vanderve/de sollen seit langem gegen Deutschland 
gearbeitet haben.« S. MtLLER (Hrsg.), Das Kri egstagebuch des Rei chs tagsabgeordneten Eduard David, 

1966, S. 32. 
43 Reponse au quest ionnaire en vue de la conference de Stockholm; in: Pendant la guerre. Le parti 

sociali ste, la guerre et la Paix, 1918 , S. 7. 
44 Wie aus dem Nachlass A . Thomas beispielhaft hervorgeht, wurde di e »Allianz« auch von Zeitge­

nossen als »Entente soc ialiste« bezeichnet. A.N. Paris, NL Albert Thomas, BriefThomas an van Kol, 

II. 9· 1918, AP/ 94/410. 
45 A . RosM ER, Le mouvement ouvrier pendant Ja premiere guerre mondiale, Bd. 1, 21993, S. 202ff; 

0. Ba u LANGER, L'lnternarionale Socialiste a vecu, 1915, S. u9 ff. A. BLÄNSDORF, Die zweite Interna­

tionale und der Krieg, 1979, S. 166; P. RENAUDEL, Humanite, 16. und 17-2. 1915. 
46 Ein zentraler Grund für die SFIO, an den Treffen der »Entente Socialiste« teilzunehmen, war die 

Befriedigung des linken Flügels, der mit fortschreitender Kriegsdauer immer stärker aufbegehrte. 

Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 63f; A. BLÄNSDORF, Die zweite 

Internationale und der Krieg, 1979, S. 158 ff.; 0. H. GANKIN / H. H. Fis HER., The Bolsheviks and the 

World War, 1968, S. 256; Die Konferenz ist am ausführlichsten beschrieben bei: C. CHAMHELLAND / 

J. MAITRON (Hrsg.), Syndicalisme revolutionnaire et communisme, 1968, S. 92-112. 
47 Im ersten Teil der Resolution wurde der Sieg der Entente gefordert, eine zweite Resolution brachte 

zum Ausdruck, das s nach dem Kriegsende eine internationale sozialist ische Konferenz abgehalten 

werden müsse und die dritte Resolution protestierte gegen di e innerstaatlichen Repress ionen in Russ­

land. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 53; A. BLÄNSDORF, Die zweite 

internationale und der Kri eg, 1979, S. 164 f; hi erzu auch: A. RosMER, Le mouvemem ouvrier pen­

dant Ja premiere guerre mondiale, Bd. 1, 21993, S. 202 ff; 0. Bau LANG ER, L'lnternationale Socialiste a 

vecu, 1915, S. u9 ff 
48 Hierzu: A . BLÄNSDORF, Die zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 166; P. RENAUDEL, 

Humanire, 16. und I7, 2.1915. Trotz der »Opposition« der ILP darf nicht darüber hinweggesehen 

werden , dass auch die englische Minderheit einen Sieg der »En tente« bevorzugte. In einem Brief an 

Jean Longuet bemerkte MacDonald beispielsweise: »/ try to_fee! what my German comrades_feel, but I 
accept Jul!y the wording ef the resolution which we carried in London.« L'OURS , Fonds Longuet , Brief von 

MacDonald an Longuet, 21.7-1915, 61APO2. 
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Der Vorstoß der »Entente Socialiste« wurde vor allem im deutschen Sprachraum 

kritisch beäugt, da man sich im Frühjahr 1915 endgültig darüber bewusst werden 

musste, dass die Spaltung der Zweiten Internationale vollzogen war. An einer ge­

meinsamen Konferenz mit der SPD hatten Franzosen und Belgier, wie bereits ge­

schildert, kein Intere sse. 49 Karl Kautsky kommentierte das Treffen der Entente daher 

sehr polemisch und erbrachte in einem Brief an August Bebe! den Vorschlag, eine 

Konferenz der Mittelmächte abzuhalten und »das Maul« aufzumachen. 50 Tatsäch­

lich wurde am 12. April 1915 in Wien eine Konferenz der soziali stischen Parteien der 

Mittelmächte einberufen: Hieran nahmen u.a. Sozialisten aus D eutschland, Öster­

reich und Ungarn teil. Die in Wien vertretenen Ziele unterschieden sich nur unwe­

sentlich von der Londoner Konferenz - wenngleich ein entscheidender G egensatz 

auszumachen war: D en Vertretern der Mittelmächte war im Gegensatz zur SFIO 

und POB sehr daran gelegen, den Kontakt zur »Entente Sociali ste« wieder auf­

zunehmen. 51 Bereits am 7.3-1915 hatte di e SPD-Reichstagsfraktion beschlossen, 

»eine Verbindung mit unseren Genossen in Frankreich, England und Russland herzu­

stellen.« 52 Das tatsächliche Vorgehen beider Lager demonstriert indes, wie strategisch 

die an die Internationale assoziierten Parteien, hier insbesondere SPD und SFIO, 

mit dem Thema Internationalismus umgingen: Ziel war es in erster Linie, die eigene 

Seite möglichst gut dastehen zu lassen, als »fortschrittlicher« zu zeigen, weshalb ein 

Engagement auf internationalem Parkett nichts weiter als ein Mittel zum Zweck 
war. 53 

49 Anders urteilte Salomon Grumbach über die deutsch-fra nzösischen Beziehungen im Jahre 1915: In 
Deutschland sei die Stellung der Sozialdemokratie noch sehr verworren. Eine ähnliche Rede wie die 
von Longuet, der für Verständigung eintrete, sei in der SPD noch nicht gehalten worden, so der 
Elsässer. S. GRUMBACH, Das Schicksal Elsass-Lothringens, 1915, S. 127 u. 134ff. 
50 »Na - heffentlich nimmt der Hexensabbath bald ein Ende! [. . J (Sollte übrigens die miirchenhqße »Kon­

ferenz« der Ententeinternationale in London zustande kommen, dann mqßten wir ,Zentralen< wohl auch das 
Maul aefmachenQ [. . j.« Zu einem anderen Sch lu ss kam Kautsky indes in einem Schreiben an V. Ad­
ler: »Die ablehnende Haltung unserer ,prinzipiellen Freunde< ist sicher nicht angenehm. Immerhin ist es besser, 
die Ablehnung kommt von ihnen als von uns. Es 1'.rt immer angenehmer, wenn schon Dummheiten gemacht 
werden, daß die anderen sie machen, als daß sie von uns ausgehn. Unser Gewissen ist salvirt [ric!J [. . j.« Kaut­
sky an Ad ler, 1.2.1915; in: PA RTE IVORSTAN D DER SOZ IALIST ISCHEN PART EI Ö STERRE ICHS (Hrsg.), 
Victor Adler, 1954, S. 608 f.; Kautsky an Adler, 27-2. 19 15; in: ebd., S. 613 ff 
51 So lautete das Ergebnis einer Besprechung zwischen Ebert, H aase, Müller, Molkenbuhr und den 
Vertretern des Internationalen sozialisti schen Büros, Huysmans, Albarda und Troelstra . Über das 
Treffen in H aag, hierzu auch die Rede von F. Ebert auf der Sitzung des Ausschusses: Protokoll der 
Sitzung des Parteiausschusses vom 7. März 1915; in: D. DowE (Hrsg.), Protokolle der Sitzungen des 
Parteiausschusses der SPD 1912 bis 1921 , 19 80, Bd. 1, S. 61; S. MILLER, Burgfr ieden und Klassen­

kampf, 1974, S. 194. 
52 Protokoll der Sitzung des Parteiau sschusses vom 7- März 191 5; in: D. DowE (Hrsg.), Protokolle der 
Sitzungen des Parteiausschu sses der SPD 1912 bis 1921, 1980, S. 53. 
53 Kautsky hierzu: »Aber.flir die Gegenwart und ihr wichtigstes Problem, das Streben nach Verkürzung des 
Krieges.für rascheste Herbe!führung des Friedens, wurden die Schwierigkeiten der Verstiindigung nicht dadurch 
geringer, daß sie blqß taktischer, nicht prinzipieller Natur waren. « K. KAUTSKY, Sozialisten und Krieg, 1937, 

S. 535· 
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Die Hoffnung der sozialistischen Parteien der Mittelmächte auf eine gemeinsame 

Konferenz mit den moderaten Kräften der »Entente Socialiste« wurde jäh zerschla­

gen, als Arthur Henderson 1915 in das englische Kriegskabinett eintrat und bekannt 

gemacht wurde, dass die Labour Party den Vorschlag des Exekutivkomitees, eine 

internationale Sozialistenkonferenz einzuberufen, abgelehnt hatte. 54 Infolgedessen 

blieb eine weitere Friedensoffensive der Mittelmächte aus. Zwar wurde in einer Sit­

zung des SPD-Parteiausschusses vorn 30.6.1915 dezidiert auf die »Friedensstim­

mung« in Frankreich Bezug genommen, jedoch war allen Beteiligten klar, dass Ini­

tiativen und Protestaufrufe - ähnlich wie in Deutschland auch - keineswegs die 

offizielle SFIO-Parteilinie widerspiegelten. 55 Ohnehin wurde festgelegt , »die Partei 
weiterhin geschlossen durch die schwere Zeit des Krieges« hindurchzuführen, »damit sie mit 
ganzer Kraft an die neuen grefsen Arbeiten herantreten kann, die nach dem Kriege bevorste­
hen«. 56 Eine Friedenskundgebung wurde dementsprechend abgelehnt. 57 

Faktisch gab es weder in Frankreich noch in Großbritannien im Lager der Partei­

mehrheiten von SFIO bzw. Labour Party eine grundlegende Bereitschaft, die Forde­

rung nach Frieden dezidiert zu erheben. 58 Initiativen Dritter waren dementspre­

chend zum Scheitern verurteilt. 59 . Innerhalb der SPD vertraten Kautsky und Haase 

zwar die Ansicht, dass ein persönliches Gespräch zwischen französischen und deut­

schen Sozialisten eine Einigung bringen könnte, jedoch führten die im Frühjahr und 

Sommer anberaumten Treffen zwischen SFIO und SPD zu keinem Ergebnis. 60 

54 Hermann Müller hi erzu auf der Sitzung des Parteiau sschusses: »Eine Verhandlung mit den englischen 
Genossen kam noch nicht zustande; störend wirkte hier der Eintritt Hendersons ins Ministerium. [.. J Die 

.französischen Genossen wollen von Verhandlungen nichts wissen, wie Vandervelde nach Holland schrieb. [. . J 
In England marschiert der Burgfriede, wie das Zwangsgesetz für die Munitionsarbeiter beweist. Uebrigens tritt 
auch MacDonald dqjlir ein, dqß dieser Kne,_r:, durchgekämP.ft werden muss, bis zu einem für England günstigen 
Ende.« Protokoll der Sitzung des Parteiausschu sses vom 30. Juni und 1. Juli 1915; in: D. DowE (Hrsg.), 
Protokolle der Sitzungen des Parteiausschusses der SPD 1912 bis 1921, r980, S. r7r f; hi erzu auch: 
A. BLÄNSDO RF, Di e zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 174. 
55 Hermann Müller über die Lage in Frankreich: »In Frankreich ist die Situation die alte. Sicher ist, dqß die 
Friedensstimmung im Lande mächtig wächst. [. . J Die ef./iztd!en Führer der Part et:• Vaillant, Cashin, Herve, 
Renaude!, Compi:re-Morel, longuet schreiben noch den alten Stiefel. Sie sind mit der Regierung vollständig 
solidarisiert, in die inzwischen Thomas als Granaten-Unterstaatssekretär mit ausdrücklicher Zustimmung der 
Partei entsandt worden ist [. .].« Protokoll der Sitzung des Parteiausschusses vom 30. Juni und 1. Juli ; in: 
D . DowE (Hrsg.), Protokolle der Sitzungen des Parteiausschusses der SPD r912 bis 1921, r980, S. 172. 
56 Ebd., S. 190. 
57 Hierzu unter anderem der Kommemar von E. David, in: ebd., S. 172; E . HAASE (Hrsg.), H aase, 

Sein Leben und Wirken, 1929, S. 108 f 
58 Selbst Ramsay MacDonald machte Jean Longuet gegenüber deutlich , dass er - wie di e ILP ins­
gesamt - hinter den Beschlüssen der Londoner Konferenz stehe. L'OURS, Fonds Longuet, Brief von 

MacDonald an Jean Longuet , 21. 7.19r5, 61AP04. 
59 Hier muss beispielsweise der Vermittlungsversuch von Hjalmar Branting erwähnt werden, der im 
Juli ]()15 nach Berlin , Genf, Paris , London und Den Haag reiste, um sich einen eigenen Eindruck zu 
verschaffen und etwaige Vermittlungsmöglichkeiten zu prüfen - ohne Erfolg. Vgl. A. BLÄNSDORF, 

Die zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 177ff; W . DJTTMAN N, Erinnerungen, Bd. 2, r995, 
S. 612f 
60 Am 12. April fand ein vierstündiges Gespräch zwischen Bernstein und Renaudel bzw. Longuet in 

der Schweiz statt. Während der D eutsche ein rührendes Vertrauen gezeigt habe, seien die Franzosen 
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Salomon Grumbach, der zwischen beiden Parteien vermittelte, kam zu dem Schluss, 

dass vor allem die Franzosen »krankhaft empfindlich« gewesen seien. Karl Kautsky, 

der gemeinsam mit Eduard Bernstein in der Schweiz war, resümierte zwar, dass das 

Treffen im Juli sehr ,,herzlich « gewesen sei, wie ein Treffen zwischen alten Freunden, 

in der Sache sei man sich jedoch zu keinem Zeitpunkt näher gekommen. 61 Kautsky 

und Bernstein hätten einen Verständigungsfrieden auf gleichberechtigter Basis an­

geboten, 62 doch Renaudel und Jouhaux, die SFIO und CGT vertraten, forderten die 

Abspaltung der Minderheit von der Partei sowie die Bereitschaft zur Revolution. 

Dies war, wie die Deutschen klar machten, zum damaligen Zeitpunkt ein Ding der 

Unmöglichkeit. 63 Damit stand fest: Eine vorzeitige Aussöhnung zwischen SFIO 

und SPD würde und konnte unter den gegebenen Voraussetzungen nicht statt­

finden . 

2-3. Zimmerwald und die Rebellion der Parteiminderheit 

Während die Annäherung zwischen SFIO und SPD scheiterte und eine internatio­

nale Sozialistenkonferen z unmöglich schien, ergriff die italienische sozialistische 

Partei die Initiative und beschloss, gemeinsam im Mai 1915 mit ihren schweizerischen 

Genossen eine internationale Konferenz vorzubereiten. 64 Diese wurde im Septem­

ber 1915 in Zimmerwald abgehalten. 65 

mit einer langen Liste an Vorbedingungen in Erscheinung getreten. Dememsprechend sei, so Grum­
bach, eine Einigung unmöglich gewesen. Ein zweites Gespräch, das im Juni 1915 stattfand, resümierte 
Karl Kautsky wie fo lgt: »Bernstein und ich unlernahmen es, gleich nachdem wir mil Haase das ,Gebot der 
Stunde< veröjfanrlicht hatten (Juni r915), nach der Schweiz zu gehen[. . ]. Wir trafen uns im Hause des 
Rechtsanwalts Brüstlein, ohne Ste!fheit und Verlegenheit, sehr herzlich, wie alte Freunde. Aber das galt nur.für 
das perso·n!iche Verhältnis. in der Sache kamen wir uns nicht näher. Das Streben nach einem baldigen Ver­
ständigungifrieden erschien ihnen als eine Gefähr für die Demokratie. Ungläubig schüttelten Renaudel und 
]ouhaux ihre Köpft, wenn wir darleglen, daß ein Versländigungifrieden unler Verzieh! au/jeglichen Gewinn 
bereils eine große moralische Niederlage ßir den Mtli!arismus in den Augen des deutschen Volkes darstellen und die 
Machtposition des Kaisers und seiner Generale gar sehr erschüttern müsse. Unserejranzösischen Genossen schie­
den von uns ohne Groll, in herzlichster Weise, aber ohne jegliche Absieh! auf Annäherung unserer S!andpunkle. 
Eine Zusammenkurift des Internationalen Bureaus, zu der die Parteiorganisa!ionen der Franzosen und der 
Deutschen hätten Delegierte senden ko"nnen, war bir at!f weiteres ausgeschlossen. « K. KAUTSKY, Sozialisten 
und Krieg, 1937, S. 539 f.; Vgl. A. BLÄNSDORF, Die zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 18!; 
J. LoNGUET, La sa inte alliance des peuples emancipes: in: Le Populaire, 12.11.1918; G. CANDAR,Jean 
Longuet, thcse de doctorat, 1995, S. 239. 
61 Hierzu die Briefwechsel zwischen Victor Adler und Karl Kautsky vom 31.7-1915 bzw. 7. 8.1915; in: 
PARTEIVORSTAND DER SOZIALISTISCHEN PARTEI ÖsTERREICHS (Hrsg.), Victor Adler, 1954, S. 623[ 
62 Ebd. 
63 A. BLÄNSDORF, Die zweite Internationale und der Krieg, 1979, S. 182. 
64 Grund hierfür war der zu befürchtende Eintritt Italiens in den Ersten Weltkrieg im Mai 1915. 
J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internatio nale, 1963, Bd. 2, S. 54 f. 
65 Das Ziel der »Zi mmerwalder Bewegung« lautete, die antimilitaristischen Kräfte zu bündeln und 
gemeinsam für die Beendigung des Krieges einzutreten. Von einem Wiederaufbau oder einer Neu­
gründung der Internationale war erst einmal nicht die Rede, auch wenn sich die »Z imm erwalder 
Linke« um Lenin und Trotzki nach und nach auf diese (letztgenannte) Lösung versteifte. Ebd. 
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D as Parteiendreieck hatte kein Interesse daran , offizi ell an der Kon fe renz teil­

zunehmen. Folglich versammelte sich in Zimmerwald ausschli eßlich die innerpartei­

liche Opposition der respektiven Parteien. 66 Die SFIO machte in all er D eutlichkeit 

klar, dass sie der Konferenz nicht beiwohnen werde. 67 Diese offi zielle Absage bestä­

tig te den Beschluss der Londoner Konferenz, nur ein Sieg der Alliierten könne di e­

sen Krieg beenden und dauerhaft Frieden bringen. 68 Ähnlich resolut reagierte die 

SPD, die am 23-4.1915 ein Rund schreiben an die Bezirks und Landesorganisa tionen 

verfasste und darin scharf gegen die Parteiopposition agitierte, in sbesondere gegen 

Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht und Franz M ehring. E s sei die Pflicht eines jeden 

Sozialdemokraten , gegen das Treiben der radikalen Linken Front zu machen, so das 

Fazit. 69 Ebenfalls erfolglos ges taltete sich der Versuch, die Engländer dazu zu bewe­

gen, an ein er internationalen Konfe renz teilzunehmen. Zwar sagte die Independent 

Labour Party zu - allerdings nur un ter Vorbehalt, da ihnen eine internationale Kon­

fe renz deutlich zu früh erschien. 70 

Schlussendlich lehnten die Parteien kollektiv ab: Ein Treffen zwischen SPD, SFIO 

und Labour Party sollte nach An sicht der Parteiführungen nach Kriegsende stattfin­

den und nicht vorher. Ergo kann konstatiert werden, dass die Zimmerwalder Bewe­

gung stiefmütterlich vom Parteiendreieck behandelt wurde. 71 Dies hatte zur Folge, 

dass sich die Kriegsopposition , u. a. in Deutschland, Frankreich, Großbritannien , der 

Deutungshoheit in Sachen transnationale Zusammenarbeit bemächtigte, 72 weshalb 

66 Indes muss hinzugefügt werden, dass »gemäfsigte« Soziali sten wie z. B. Bernstein oder Kautsky 
erst ga r nicht zu r Konfe renz eingeladen wurden. Vgl. H . LADEMACHER (Hrsg.), Die Z immerwa lder 
Bewegung, Bd. 1, 1967, S. 31 ff; A. BLÄNSDO RF, Die zwei te Internationale und der Krieg, 1979, 
S. 214 C 
67 »La C.A.P rappelle qu'e//e .r'esl refusfe a partioper a cette r/union [. . ).« Pendam la guerre. Le parti 
sociali ste, la guerre et la Paix, 1() 18, S. 128. 
68 Hi erzu auch der Bericht von L. Martov an Robert Grimm (29. 4 . 1915), in dem er die Bemühungen 
O ddino Morgaris ski zziert, die belgischen und französischen Soziali sten fü r die Bewegung zu gewin­
nen. H. LADEMAC HER (Hrsg.), Die Zimmerwa lder Bewegung, Bd. 1, 1967, S. 50 ff 
69 Bereits auf der Si tzung des Parteiausschusses am 7. und 8. 4. konstat ierte Friedrich Ebert hinsicht­
li ch der Z usammenkunft der neutralen Parteien unter der Füh rung der Schweiz: »Das Vorgehen der 
Scbweizer kann der Sache nicht dienen, ganz abgesehen davon, daß 1hr Verlangen (die fnternaliona/e wieder 
aklionfohig zu machen, Anm. d. V) undurclführbahr ist. « Ebd., S. 58; Protokoll der Sitzung des Partei­
ausschusses vom 7. Und 8. 4 .; in: D. DowE (Hrsg.), Protokolle der Sitzungen des Parteiausschusses 
der SPD 1912 bis 1921, 1980, Bd. 1, S. fo f. 
70 0. H. GANKJN / H . H . F1 s1-1ER., The Bolsheviks and th e World War, 1968, S. 313-
71 N ichtsdes totrotz sei die Bedeutun g der Z immerwalder Bewegung du rchaus groß gewesen, in so­
fe rn sie - zumindest nach Ein schätzung von Kautsky - in Deutschland zu einer Parteispaltung 
geführ t habe. K. KAUTSKY, Sozialisten und Krieg, 1937, S. 545. 
72 Z immerwald war de facto die ers te Konfe renz, auf der deutsche und französische Soziali sten 
gemeinsam eine Erklärung abgaben (nach Kriegsbeginn). Von Seiten der SPD nahmen Adolf Hoff­
mann und Georg Ledebour an der Konfe renz teil. Die SFIO ent sandte keine Deputierten; stattdessen 
waren Albert Bourderon sowie Alphonse Merrheim vom CGT anwesend. Was die Labour Party 
anbelangte, so konnte diese nicht te ilnehmrn da die Regierung die Pässe einbehielt. W. D1 TTMANN, 
Erinnerungen, Bd. 2, 199 5, S. 374; H . LA DEMAC HER (H rsg.), Die Z immerwalder Bewegung, Bd. 1, 

1967, S. 158-160. 
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im Folgenden die Wiederaufnahme internationaler Beziehungen, angetrieben und 

vo llzogen von der parteiinternen Kriegsopposition, im Fokus stehen wird. 

2-4- Bemühungen zur Rekonslruktion der transnationalen Zusammenarbeit 

2 .4.1. Überblick: Erstarken der Kriegsopposition im sozialistischen Lager 

Bereits in der SPD-Fraktionssitzung zur Abstimmung der Kriegskredite am 

4. 8.1914 stimmten vierzehn Mitglieder gegen di e Bewilligung der Kredite; als die 

zweite Abstimmung anstand (Dezember 1914) waren es siebzehn Parteigenossen; 73 

im März 1915 schon zweiundzwanzig; im August 1915 sechsunddreißig- und als die 

fünfte Abstimmung zur Diskussion stand, votierten sogar dreiundvierzig Mitglieder 

dagegen ( di es entsprach zwei Fünftel der damaligen Reichstagsabgeordneten). 74 Im 

Juni 1915 verlangte die »Gruppe Haase« schließlich nach einem Kurswechsel, 75 

wandte sich sukzessive gegen die Parteiführung und verfasste einen Brief an den 

Vorstand, in dem sie das Ende der Burgfriedenspolitik einforderte. 76 Diese r Schritt 

brachte die Parteiminderheit um Hugo Haase, Eduard Bernstein oder Karl Kautsky 

endgültig in Opposition zum Parteizentrum. 77 Da die Parteimehrheit keine An­

stalten machte, ihre Position zu überdenken, war eine Eskalation nur eine Frage der 

Z eit: 78 Die endgültige Trennung vollzog sich im April 1917, auf der in Gotha tagen­

den Konferen z der Oppositionsgruppen. Unter dem Vorsitz vo n Wilhelm Bock wur­

de mit 77 zu 42 Stimmen die Gründung der »Unabhängigen Sozialdemokratischen 

Partei D eutschlands (USPD)« beschlossen. Zu den bekannten Gründungsmit­

gliedern gehörten Hugo Haase, Karl Kautsky, Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht , 

Eduard Bernstein , Franz Mehring, Kurt Eisner und Rudolf Hilferding. 79 

Anders als in Deutschland bekannte sich di e SFIO lange Z eit zur Kri egspolitik 

der Parteiführung. Erst im Frühjahr 1915 begannen Alfred Merrheim, einer der füh­

renden Männer im CGT, und Albert Bourderon, Sekretär der Böttchergewerkschaft, 

mit der Publikation parteikriti scher Pamphlete. Entscheidend für die fran zös ische 

73 lm Reichstag stimmte Karl Li ebkn echL bereit s im Dezember 1914 öffentli ch gegen die Bewilligung 
der Kredi te. In fo lgedessen stellte Carl Legien den Antrag, LiebknechL aus der Fraktion auszuschlie­
fsen. W. D1 TTM/\NN, Erinnerungen, Bd. 2, S. 267 f. und 279. 
74 

]. BRA UNTHAL, Geschichte der Internati onale, 1963, Bd. 2, S. 70. 
75 In der Fraktionss itzung vom 4 .2. 1915 fo rderten Hoch, H aase und Bern stein eine öffentliche Frie­
densaktion, ein Friedensmanifest, aufgrund der zeitgleich sta ttfindenden Proteste in Gro/sbritannien. 
W. D1TTM/\NN, Erinnerungen, ßd. 2, 1995, S. 289 ff 
76 Hierbei handel te es sich um das von Haase, Bernstein und Kautsky verfasste »Gebot der Stunde« 
(veröffentli cht am 11. Juni 1915), in dem ein Eroberungskrieg kategorisch abgelehnt wurde. Ebd., 

S. 295 ff, S. 325 f. , S. 336. 
77 Ebd., S. 413. 
78 Vgl. S. M1LL ER, Burgfrieden und Klassenka mpf, 1974, S. 117 ff.; Ausführlich hierzu: W. Drn­
Mi\NN, Erinnerungen, Bd. 2, 1995, S. 454ff 
79 Die Haase-G ruppe lehnte- wie die SPD - Z imm erwald ab, da sie eine Spaltung der Internat ionale 
befürchtete. Demgegenüber sprachen sich die Gruppen Ledebour/Lu xemburg klar und deutlich für 
Zi mmerwald aus. ]. BR AUNTHAL, Geschichte de r In ternationale, 1963, Bd. 2, S. 72 ff 
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Opposition war indes vor allem der Gesinnungswandel von Jean Longuet, der Mitte 

1915 Teil des (gemäßigten) Widerstandes wurde 80 und gemeinsam mit Adrien Pres­

semane mit der Gründung der Z eitschrift »Le Populaire de Paris« dem Protest eine 

Stimme verlieh. 81 Ihre zentrale Forderung lautete, keine Gelegenheit zu versäumen, 

den Krieg zu beenden und den Kontakt mit den Internationalen aufzunehmen. 82 

Ähnlich wie in Deutschland gründete der Widerstand eine oppositionelle Gruppe 

im Parlament. Im Nationalrat der Partei hatte die Opposition im Frühjahr 1916 ins­

gesamt 960 gegen 1996 Stimmen, im Dezember bereits 1407 gegen 1437 Stimmen. 
Ein ähnliches Bild ergab sich im Zentralausschuss der Partei, wo die Minorität von 

acht auf elf Mitgliedern anstieg, die Majorität hingegen von siebzehn auf vierzehn 

fiel. Diese krasse Zäsur, die sich in Frankreich und Deutschland um das Jahr 1916 
vollzog, führte dazu, dass die Zahl derer, die eine Fortsetzung der Burgfriedenspoli­

tik forderten, rapide sank. In Frankreich ging es sogar so weit, dass Anfang 1917 Jules 

Guesde und Marcel Sembat aus der Regierung austreten mussten, ob des Drucks 

der Opposition. 83 Wie der Gruppe Haase ging es den Genossen Longuet und Pres­

semane nicht darum, die Niederlage des eigenen Heeres in Kauf zu nehmen oder die 

Partei zu spalten. Ziel war es, das Vertrauen der frustrierten Massen zurückzugewin­

nen, einen raschen Frieden herbeizuführen, die Siegfriedenspolitik und Massen­

schlachten zu beenden, den toten Punkt des Krieges zu überwinden und die Inter­

nationale wiederzubeleben, auch unter Hinzuziehung der ausländischen Soziali sten 

aus Deutschland bzw. Frankreich. 84 

Wesentlich komplizierter gestaltete sich die Situation in Großbritannien, wo es 

der ILP nicht gelang, sich entscheidend von der Mutterpartei zu distanzieren. Ein 

Bruch mit der »Dachorgani sation « Labour Party, die ähnlich der Parteimajorität von 

SPD bzw. SFIO klar an der Kriegspolitik festhielt, wurde mehrfach abgelehnt -

selbst dann, als Arthur H enderson im Mail 1915 gemeinsam mit dem Bergarbeiter-

80 Der Ges innungswandel von Jean Longuet wurde parteiintern überaus kritisch gesehen. Dies zeig­

te sich beispielhaft an Longuets Verhältnis zu seinem Freund und Mitglied der Mehrheitsfraktion, 

Pierre Renaudel: In einem Brief beschwerte sich Longuet darüber, von Renaudel ignori ert zu werden 

und wehrte sich zudem gegen den Vorwurf, das Erbe von Jaurcs »betrogen « zu haben. D es Weiteren 

erinnerte er ihn daran, dass er, Renaudel, derjenige gewesen sei, der immerzu »positiv« vom deut­

schen Proletaria t gesprochen und sich mit Bernstein beim Treffen in der Schweiz verständigt habe. Im 

Februar 1916 begann Longuet damit, ei n Buch zum Thema »Karl Marx und Frankreich « vorzube­

reiten. Darin sollten unter anderem Briefwechsel mit bekannten Sozialisten wie Eduard Bernstein 

oder Karl Kautsky verzeichnet se in. Z u vermuten ist, dass er damit ein Signal setzen und die Funk­

sti ll e zwischen SPD und SFIO beenden wollte. L'OURS, Fonds Longuet, Brief von Longuet an 

Andrew Rothstein, 29.2 .1916, 61APO1; L'OURS, Fonds Longuet, Brief von Longuet an Renaudcl, 

10.8.1916, 61APO2. 
81 G . CANDAR, Jean Longuet, 2007, S. 13off; Le Populaire, 3- Juill et 1916. 
82 A.N . Paris, SERIE F / 7. PoucE GE ER ALE, Notes Surveillance des partis et mouvements. Greves. 

Ceneralites. Dossiers classes par departemenrs et par corps de mctiers (1849- 1914). Syndicats jaunes 

(19 0 1- 19 09), F/7/ 12775. Hierzu auch: C . BLOCH, Die drille franzö sische Republik, 1972, S. 238. 
83 J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 67f 
84 M. R EBER roux, Sozialismu s und Erster Weltkrieg; in: J. DRoz (Hrsg.), Sozialismus, Zweite In ­

ternationale und Erster Weltkrieg, 1976, S. 45-121, hier: S. 69; hierzu auch: G. CANDAR, Jean 

Longuet, these de doctorat , 1995, S. 247. 
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führer William Brace und G. H. Roberts in die Regierung eintrat. 85 Der entspre­

chende Beschluss des Parteitages vom April 1916 lautete, dass eine Trennung von 

der Labour Party nicht in Frage komme. Nichtsdestotrotz bekannte sich die ILP 

weiterhin zu ihren außenpolitischen Idealen und forcierte insbesondere über Keir 

Hardie und Ramsay MacDonald eine Reunion des lSB. 86 

Zusammenfassend fällt auf, dass lLP, USPD sowie der linke SFIO-Flügel eine 

Radikalisierung des Widerstandes mehrheitlich ablehnten. 87 Der Impuls, die trans­

nationalc Zusammenarbeit gegen den Widerstand der jeweiligen Parteiführung zu 

forcieren, lag weniger in dem Bemühen, die sozialistische Bewegung zu radikalisie­

ren, als vielmehr in der Absicht, die Lethargie aufzulösen, in der sich die Inter­

nationale seit 1914 befand. Auch wenn »die« Kriegsopposition, wie aus den Ausfüh­

rungen hervorgeht, nicht als monolithischer Block gezeichnet werden kann, war 

dieser Beschluss außenpolitischer Konsens. Vor diesem Hintergrund wird im nächs­

ten Kapitel untersucht werden, welche Anknüpfungsbemühungcn zwischen den 

Lagern tatsächlich unternommen wurden . 

2-4-2. AnknüP.fungsbemühungen zwischen USPD, JLP und SFJO 

Aufgrund der Revitalisierung transnationaler Kontakte durch die gemäßigte Kriegs­

opposition 88 können die Jahre 1916 bis Kriegsende als »Renaissance« des sozialisti­

schen Internationalismus angesehen werden . Hierbei tat sich insbesondere der Fran­

zose Jean Longuet hervor, der in seinen Aktionen von dem Willen geleitet wurde, 

möglichst zeitnah eine internationale Sozialistenkonferenz einzuberufen. 89 Die Vo-

85 C. D. H. CoLE, A Hi sto ry ofthe Labour Party from 1914, 1948, S. 25. 
86 Indes sorgt e der plötzliche Tod von Keir Hardi e im September 1915 für eine Dämpfung der Anti­
Kriegs-Agitation . Im gleichen Monat verweigerte die Regierung der Partei, an der Zimmcrwalder 
Konferenz teil zunehmen. Ursprünglich plante die ILP, zwei Abgeordnete - F. W. Jowetr und J. Bruce 
Clasier - in die Schweiz zu schicken. Ebd., S. 30 f 
87 Dieser Umstand mark iert einen entscheidenden Unterschi ed zu den radikalen Abweichlern , die 
sich in Deutschland und Frankreich um 191 7/ 18 formienen. C. Ledebour konstatierte auf der Zim­
merwalder Konferenz: » Wii· müssen alles vermeiden, was den Anschein erwecken kännte, es liege in unserer 
Absicht. das noch bestehende, wenn auch in die vierte Dimension entschwundene internationale Sozialistische 
Bureau zu ersetzen oder ihm Konkurrenz zu machen. « H. LADEMACI-IER (Hrsg.), Di e Zimmerwalder 
Bewegung, Bd. 1, 1967, S. 162. Vgl. A. BLÄN SDORF, Di e zweite Internationale und der Krieg, 1979, 
S. 2)); hierzu auch: C. ELEY, Forging Democracy, 2002, S. 128 r. 
88 H. LAD EMAC I-IEK (Hrsg.), Die Zimmerwalder Bewegung, Bd. 2, 1967, S. 332ff.; Vgl. A. KR1 EGEL, 
Au x origines du communi sme fran ~a is 1914- 1920, Bd. 1, 1964, S. 122 ff; A. RosMER, Le mouvement 
ouvrier pendant la premiere guerre mondiale, Bd. 1, 21993, S. 394 ff 
89 Beispielsweise fand im März 1916 ein Treffen zwischen C. Huysman s, Longuet, Bourderon, Raf­
fin-Dugens und dem Deputierten von Haute Vienne, Jea n Parvy, statt. Aur diesem Treffen wurde das 
Anliegen der Zimmerwaldcr, ein Büro zur Koordinierung ihrer internat ionalen Aktivitäten auCzubau­
en, das nach Ansicht vieler in Konkurrenz zum ISB stand, di skutiert. Bereits einige Monate zuvor, im 
Februar 1916, hall e sich Longuet daCür ausgesprochen, die beiden Bewegungen, Zimmerwald und 
Internationale, zusammenzuf°L.ihren. Dies st ieß auf mass iven Widerstand der Parteimehrh eit. Bri ef von 
Merrheim an Grimm; in: H. LADEMACI-IER (Hrsg.), Die Zimmerwalder Bewegung, Bd. 2, 1967, 
S. 486f; A.N. Pari s, SERIE F/7. PoucE GENERALE, Aufzeichnungen der Pariser Polizei vom 
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raussetzungen für eine erfolgreiche Umsetzung dieses Anliegens waren glänzend: 

In sbesondere nach England, aber auch nach Deutschland unterhielt der Marx-Enkel 

erstklass ige Kontakte, die er für sein Anliegen geschickt zu nutzen wusste. In Bezug 

auf die deutschen Genossen sprach er sich indes nur für eine Kontaktaufnahme mit 

der USPD aus 90 - seine H altung zur MSPD, die er scharf kritisierte, blieb weitest­

gehend unverändert. 91 

Besonders enge Verbindungen unterhielt Longuet v. a. zu Ramsay MacDonald, 

dem Führer der Independent Labour Party. Beide Politiker waren sich darin einig, 

dass di e Alliierten den Krieg gewinnen müssten, beide wollten die Kontaktaufnahme 

mit der USPD und beide sprachen sich gegen Annexionen aus . Dementsprechend 

verwundert es kaum , dass ein Brief MacDonalds in Jean Longuets neu gegründeter 

Z eitung, »Le Populaire«, veröffentlicht wurde, in dem er die Reorganisation der 

In ternationale forderte. 92 Wenige Tage später wurde erneut ein Schreiben M acDo­

nald s abgedruckt, in dem er die SFIO-Parteimehrheit, insbesondere Marcel Sembat, 

scharf kritisierte. Des Weiteren sprach er sich gegen die Instrumentalisierung von 

Jean Jaures durch die Parteimajorität aus und behauptete, Jaures hätte, wenn er noch 

lebte, auf der Seite von Rolland gestanden und gegen den Krieg gekämpft. » Jaures, 
par la magie de son genie vous aurail maintenu a l'abri des nuages empoisonnes de la passion 
guerriere, de teile sorte que vous auriez ete capables d'entendre d'autres voix que celle du cannon 
et du champ de batazlle.« 93 Dieses Vorgehen von MacDonald war zweifelsohne unge­

wöhnlich. Zwar war es keine Seltenheit, dass ausländische Arbeiterführer in hei­

mischen Z eitungen publizierten, doch die Deutlichkeit, mit der MacDonald dabei 

vo rging, überrascht durchaus, da sich ein englischer Sozialist de facto in die inner­

parteiliche Diskussion der SFIO einmischte. 

23-2.1916. Notes Surveillance des parti s et mouvements . Greves. Generalites. Doss iers classes par 

dcpartemems et par corps de metiers (1849-1914). Syndica ts jaunes (19 0 1- 19 09), F /7/ 12775. 
90 D eutlich wurde das beispielsweise an der ersten Ausgabe der »Popu lai re« am 6. Mai 1916. Bezug 

nehmend auf eine nicht näher datierte Reichstagss itzung wurde d ie USPD und insbesondere H aase in 

höchsten Tönen gelobt, Scheidernan n hingegen scharf kriti s iert und d irekt in dem Art ikel zitiert. 

J. LoNL;uET, La crise du soc iali sme all emand , Le Populaire, 6. Mai 1916. 
9 1 A.N. Pari s, SERIE F/7- PoucE GENERALE, A ufzeich nung der Pari ser Po li zei vom 19.11.1916. 

Notes Surveillance des panis et mouvemenrs. Greves. Gcncralites. Dossiers classes par departements 

i::t par corps de metiers (1849-19 14). SyndicaLs jaunes (r9or-1909 ), F/7/12775. 
92 R. M ACDONAL D, Une lettre de MacDonald , Le Populaire, 20.5. 19 16. 
93 Am 28. 5. bzw. 4. 6 . wurde schli eß li ch ei ne Fortsetzung des Artikels ve röffentlicht. Darin alla­

cki erte MacDonald den Führer der Parteimehrheit, Pi erre Renaudel : » J e lis n{gulii:reme11t deux de vos 
quot1diens, !'Huma11itf et le Populaire du Ce11tre et i/s m 'apporte11t /es poi11ts de vue de vos deux fractions. Je /is 
aussi ce que dfrent vos Hervf et ·vos Cachi11 et vos autres membres aux jugeme11ts 11011 ba/a11cfs el aux opinio11s de 
girouelles. De toul ce/a i/ m'apparait que mo11 correspo11da11! dit vrai Vous comme11cez a sentir /e ma/aise. 
Renaude/ a protestf qu't! 11e vou/ait pas u11e paix des gouvernements, mais une paix des peuples el du mome11t 
oä i/ voudra rfsoudre ce prob/i:me-la. i/ se trouvera e11 face des rfalit fs. Et si Re11aude/ veut u11e paix des peuples, 
comme11/ pourrait-il /'avoir, si ce 11 'es/ pas par /'Internationale?« R. MAC DONALD, A ux sociali stes fran~ai s, 

Le Populaire, 27.5.1916. Z ur deut schlandpoliti schen Position M acDo nald s, siehe auch: Le Populaire, 

15.6.1916. 
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Insgesamt fällt auf, dass die »Populaire« verstärkt als Medium diente, 94 die inter­

nationalen Aktivitäten der französi schen Minorität zu dokumentieren. 95 Dadurch 

wurde vor allem nach außen hin gezeigt, insbesondere in Abgrenzung zur Parteizei­

tung »Humanire«, dass sich zumindest ein Teil der französischen Bewegung für den 

Wiederaufbau der Internationale aussprach. 96 Nicht ohne Bedeutung war, dass mit 

Jean Longuet der Enkel von Karl Marx sowohl Zeitung als auch Parteiminorität 

leitete. Mit seinem prominenten Ahnen brachte sich Longuet auffallend häufig in 

Verbindung und verteidigte seinen Großvater gegen germanophobe Ausschweifun­

gen, was ihn peu a peu von der tendenziell deutschlandkritischen Parteimehrheit ent­

rückte. 97 

Parallel zu den Initiativen MacDonalds und Longuets trat das Internationale So­

zialistische Büro ab 1916 wieder stärker an die Öffentlichkeit: Auf dem Parteitag der 

holländischen Sozialisten am 9. Januar 1916 verkündete Camille Huysmans in schar­

fer Abgrenzung zu Lenins Postulat: »Die Internationale ist nicht tot«. Wenig später 

brach er zu einer Reise nach London respektive Paris auf, um mit SFIO und Labour 

Party in Verhandlungen über die Einberufung einer internationalen Sozialistenkon­

ferenz zu treten. 98 Die Initiative des ISB bzw. Huysmans fällt zeitlich mit dem Auf­

schwung der Parteiminderheit in Frankreich zusammen, die vom Wiederaufleben 

des Internationalismus zweifelsohne profitierte. 99 Auf dem »Conseil National« der 

SFIO am 9. April 1916 stellte sie die Frage der Internationale in den Mittelpunkt 

ihrer Agitation und konnte einen Achtungserfolg gegen die Parteimehrheit ver-

94 Ziel der »Populairc« war es, aufzuklären, die internationale Zusammenarbeit zu intensivieren und 
dadurch - nach eigenem Ermessen - den Frieden »vorzubereiten.« P. M1 sTRA L, Pour les memes buts, 
Le Populaire, 20.5. 1916 . 
95 Dies wird anhand eines Flugblatts (Apri l 1916) deutlich, das penibel darlegt, wer aus dem Ausland 
an der Zeitung mitarbeitet und als Korrespondent fungi ert. Aufgezählt werden bei spiel sweise: Bern­
ste in, Kautsky, Branting, MacDonald, Snowden. Z udem nahmen Beri chte über Parteitage in Groß­
britannien oder Deutschland, meist in der Rubrik »La vie internatonalc« unter besonderer Berück­
sichtigung der dortigen Minorität verörfentlicht, eine zcncrale Rolle in der Gestaltung der Zeitung 
ein. Le Populaire, 8.4.19 16, Nachlass Alben Thomas, AP/94/409; Britannicus, Le congrcs de 
Newcastlc, Le Populaire, 27-5.1916. 
96 Hierzu auch: J. Lo NGUET, Declaration, Le Populaire, 6.5. 1916. 
97 Beispielhaft hierzu: Drns., Karl Marx es ses diffamateurs, Le Populairc, 27. 5.1916. 
98 Zu diesem Zweck reisten Florentinus Wibaut und Cami lle Huysmans im Januar 191 6 nach Lon­
don und Paris, mit der Intention , in Frankreich bzw. England mit den soziali st ischen Parteien über die 
Wiedereinberufung der Internationale zu verhandeln. Beide Parteien lehnten jedoch ab. A. BLÄNS­
D0RF, Die zweite Internationale und der Krieg. 1979, S. 279; hierzu auch: Le Populaire, 15. 10.19 16. 
99 In ihrer Ausgabe vom 20. April konsta tierte die Humani te, dass die Parteiminorität die Mehrheit 
in den Föderationen Bouches-du-Rhone, Core-d'Or, Cotes-du-Nord, Crcuse, Dordogne, Finistere, 
lnclre-et-Loirc, lsc re, Jura. Loire, Marne, Haute-Marn e, Morbihan, Oi se, Rhone, Vaucluse, Haute­
Vienne inne habe. Der Führer der Parteimehrheit der SFIO, Picrrc Renaudel, reagierte verstä ncllicher­
wc isc äußerst gereizt auf den Versuch H uysmans, Einfluss auf die innerpartei liehe Landschaft der 
fran zösischen Sozialisten auszuüben, da die Initiative des !SR-Mitglieds von der SFIO -Minorität 
geschickt genutzt wurde, immer mehr an Boden zu gewinnen und die Parteirechte zurückzudrängen. 
A. RosMER , Le mouvemcnt ouvrier pendant 1a premierc guerre mondiale, Bd. 1, 21993, S. 135 ff.; 
A. BLÄ NSDORF, Die zweite Imernationale und der Krieg, 1979, S. 293-
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buchen. 100 Allerdings wurden die Signale Huysmans wie auch die Botschaft aus Den 
Haag, wo im Mai 1916 eine Konferenz der »Neutralen« stattfand, in Deutschland 
kaum wahrgenommen. 

Aus den Ausführungen geht hervor, dass die Verständigungsbereitschaft der 
(Links-)Sozialisten ab 1916/17 stark anstieg. Eine internationale Konferenz , die einen 
massiven Fortschritt gegenüber der Sprachlosigkeit der ersten Nachkriegsjahre be­
deutet hätte, war dennoch nicht umsetzbar. Ein entscheidender Grund hierfür war 
die starre Haltung der Majorität insbesondere in Frankreich , wo ein Zusammentref­
fen mit der deutschen Mehrheitssozialdemokratie strikt abgelehnt wurde. 101 Glei­
ches galt für die Labour Party bzw. die MSPD, die sich gegen die Initiativen des 
ISB aussprachen. Infolgedessen zerschellten die Anknüpfungsbemühungen von 
transnationalen Akteuren wie Longuet, MacDonald und Huysmans an der starren 
Haltung der Majoritäten in Deutschland, Frankreich, Großbritannien. Die im Fol­
genden skizzierte Einberufung der Konferenz von Stockholm, die im April 1917 hät­
te stattfinden sollen, stellt diesen Malus nachhaltig unter Beweis. 

2.4-3. Die Koriferenz von Stockholm 

Nach den revolutionären Ereignissen in Russland 102 wurden auf Initiative der hol­
ländischen und skandinavischen Sozialisten am 22.4.1917 Einladungen an alle Par­
teien der Zweiten Internationale verschickt. Ziel war es, anlässlich der russischen 
»Friedensbotschaft«, 103 eine internationale Sozialistenkonferenz einzuberufen, die 
in Stockholm tagen sollte. 104 

Die sozialistischen Vertreter reisten je nach Lagerzugehörigkeit mit unterschied­
lichen Intentionen nach Schweden: Die alliierten Mehrheitssozialisten wollten die 
russischen Vertreter davon überzeugen, durchzuhalten und die Wiederbelebung der 
Internationale zu blockieren. Demgegenüber bemühte sich die MSPD darum, unter 
dem Deckmantel der Parteiideologie die politischen Umwälzungsprozesse in Russ­
land positiv hervorzuheben - mit dem Ziel, einen Friedensvertrag zwischen Russ­
land und den Mittelmächten zu erreichen. Bereits im Vorfeld der Konferenz deutete 
sich also an, dass die Positionen der tragenden Parteien unvereinbar waren. Infolge-

100 Im Ergebnis wurde auf dem Parteitag deutlich, dass die Parteimehrheit der SFIO eine inter­

nationale Konferenz aller Parteien nach wie vor für unmöglich hielt, trotz der Initative Huysmans. 

Ebd., S. 303 ff 
101 Renaudel verfasste an Huysmans einen Brief, in dem er klar und deutlich darauf hinwies, eine 

Verständigung mit der SPD grundsätzlich abzulehnen. Indes muss an dieser Stelle nachdrücklich 

betont werden, dass Jean Longuet eine ebenso rigide Haltung gegenüber der SPD einnahm, wenn­

gleich er, im Gegensatz zu Renaudel, deutlich zwischen USPD und MSPD unterschied. Ebd., S. 327-
102 Hierzu: A. BERKMA N, The Russian Revolution , 1917, 2000. 
103 Der Aufruf der Arbeiter- und Soldatenräte im Februar 1917, die Waffen niederzulegen, wurde von 

den westeuropäischen Kri egsgegnern als Zeichen gewertet, die Kriegshandlungen zu beenden und 

auf Verständigung zu setzen. J. BRAUNT H AL, Geschichte der Internationale, 19 63, Bd. 2, S. 82 ff. 
104 Zur Haltung der deutschen und fran zös ischen Soziali sten siehe in sbesondere: H. A. W1NKLER, 

Demokratie oder Bürgerkrieg; in: Vierteljahresheft für Zeitgeschichte, 47, 1999, S. 1-23-
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dessen vermag es kaum zu überraschen, dass der Stockholmer Kongress in seiner 

ursprünglich geplanten Form - al s all gemeine Sozialistenkonferenz - niemals sta t t­

finden sollte. 105 

Faktisch war Stockholm nach Zimmerwald und Kienthal 106 die größte H eraus­

fo rderung für das soz iali st ische Parteiendreieck, nich t zuletzt aufgrund der desas trö­

sen innenpoliti schen Si tuation: Die europäische Arbeiterschaft war kri egsmüde, be­

gehrte zusehends auf und verlan g te, vom Hungerwinter 1916/17 gezeichnet, ein 

rasches Ende der Kampfhandlungen. Die R eaktivierung des ISB und die A nnoncie­

rung einer allgemeinen internationalen Soziali stenko nferenz - der Ersten nach dem 

Kri eg - war ein Symbol ihrer Friedenssehnsüch te: A lle Hoffnungen richteten sich 

auf Stockholm. 107 

Die fran zös ische Parteiminorität hatte sich rasch positioniert und beschlossen , 

nach Stockholm zu reisen. Die Parteimehrheit um Pierre Renaudel weige rte sich 

zunächst , diesen Schritt zu vollziehen - musste all erdings dem Druck der Partei­

basis nachgeben. 108 Ähnliches geschah in Großbritannien, wo di e Labour Party in 

ihrem E xekutivkomitee in etwa zur selben Z eit und unter ähnli chen Umständen -

widerwillig - vereinbart hatte, an der allgemeinen Soziali stenkonferenz teilzuneh­
men_ 109 

Beide Parteien , Labour Party und SFIO, kamen darin überein, vor der Reise nach 

Stockholm eine interalliierte Soziali stenkonferen z abzuhalten, um über ein gemein­

sames Friedensprogramm zu beraten. Die interalliierte Konferenz, die am 28 . und 

29. August 191 7 tagte, gab offiziell bekannt, dass die allii erten Soziali sten an der 

Stockholmer Konferen z teilnehmen würden. Dieser Schri tt war insofern über­

raschend, als sich di e Regierungen der kriegführenden M ächte zuvor geschlossen 

gegen eine Teilnahme ihrer soziali st ischen Parteien ausgesprochen hatten. Folglich 

setz te auch im M ehrhei tsflügel d er Parteien sukzessive ein Umdenken ein, wobei 

10s Ebd. 
106 In Kienthal zeichnete sich der Bruch Lenins mi t den Z immerwaldern deutlich ab. Wä hrend die 
großen Parteien klare Befürworter einer Stärkung des !SB waren, plädierte die rad ikale Linke ent­
schieden für einen Neuanfa ng. Paradigmatisch: H. LADEMAC HER (Hrsg.), Die Z immerwaldcr Be­
wegung, B<l . 2, 1967. 
107 »Die Stockholmer Koeferenz der II Internationale umfaßt mit allen ihren Vorbesprechungen beinahe ein 
Viertel des Jahres 1917, von April bis Juni: Sie war geboren, hauptsächlich aus der Initiative unserer holländischen 
Parteifreunde, vor allem Troelstras, und wurde getragen vom lnternationalistischen Bureau. Wer nicht allzu 
vergefslich ist, wird heute noch fahlen und sich erinnern, welch ungeheures Maß von Hq!fnungen sich in aller 
Welt an diese Friedensanbahnungen der Sozialdemokratie knüpften. Über allen Schützengriiben stand der 
Gedanke an Stockholm wie ein neuer Stern von Bethlehem, der zur Krippe des Friedenskindes fahren mefste. 
Während dreier Monate waren alle Gedanken der Millionenheere a'!f das Ergebnis der Besprechungen der 
Arbeiterschaft gerichtet; und es war nur zu verständlich, daß der e,;,'l,ebnislose - und nicht durch unsere Schuld 
ergebnislose! - Verlaef der Konferenz die Kriegsmüdigkeil und den Abscheu vor kriegsverlängernden Annexions­
gelüsten ins Ungemessene steigern musste. « P. ScHEIDEMANN, Der Z usamm enbruch, 192 1, S. 11 5. 
108 Di e Parte im ehrheit vermutete himer Stockholtn eine »piege boche« und sprach sich zunächst 
entschi eden gegen die Konfe renz aus. Als sich jedoch eine Menschentra ube vor dem Sitzu ngszen­
trum versamm elt hatte und J. Longuet der jubelnden Menge verkündete, an der Kon fe renz te il zuneh­
men, lenkte auch die Mehrheit ein. L'Humanite, 14. 5. 1917; G. CANDA R, Jean Longuet, 2007, S. 161. 
109 J. BRAUNT HAL, Geschichte der In ternat ionale, 1963 , Bd. 2 , S. 86. 
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betont werden muss, dass dieser Wandel ob des innerparteilichen Drucks regelrecht 

erzwungen wurde. 110 

Mit in dieses Bild passt, dass die allgemeine Sozialistenkonfcrenz zu Stockholm 

nach Planung des ISB bereits am 15. Mai 1917 hätte stattfinden sollen. Dieser Termin 

wurde allerdings zunächst sowohl von Seiten der Labour Party als auch von der 

SFIO abgelehnt. Grund hierfür war die bereits geschilderte Haltung des Mehrheits­

flügel s, keine allgemeine soziali stische Konferenz vor Kriegsende einzuberufen, 

schon gar nicht mit deutscher Beteiligung. Zu einem Umdenken kam es erst, als 

Marcel Cashin respektive Arthur Henderson Ende Mai 1917 aus Moskau zurück­

kehrten, um der Partei einen Eindruck über die dortigen Ereignisse zu verschaffen. 

Beide Arbeiterführer waren mit dem Auftrag versehen worden, eine Wiederbelebung 

der Internationale zu verhindern und den Kriegswillen der Russen zu stärken. 111 

Zurück kamen sie als überzeugte Anhänger einer internationalen Sozialistenkon­

ferenz, fest davon überzeugt, dass sich eine Reunion der Internationale nicht verhin­

dern lasse. Erst nachdem also das Vorhaben der Parteimehrheit gescheitert war, die 

Umwälzungen in Russland zum Stocken zu bringen und den Kriegswillen des rus­

sischen Volkes zu stärken, gaben SFIO und Labour Party ihre Fundamentalopposi­

tion gegen eine internationale Sozial istenkonferenz auf 112 

Allerdings waren die Differenzen insbesondere zwischen MSPD und SFIO nach wie 

vor so gewaltig, dass eine gemeinsame Konferenz nur geringe Erfolgschancen bot: 113 

Bei einem Treffen am 25. April in Kopenhagen zwischen der deutschen Delegation 

und Thorvald Stauning, einem dänischen Sozialisten , der zwischen SPD und SFIO 

vermittelte, bot die deutsche D elegation an, die Grenze El sass-Lothringens um »20 

oder 30 Grenzdörfer« auszutauschen, zugunsten Frankreichs. 114 Stauning vermittel­

te der deutschen Delegation, dass Thomas wie der Mehrheitsflügel insgesamt daran 

interessiert sei, über die elsass-lothringische Frage hinwegzukommen. Als es Ende 

Mai 1917 in Stockholm zu einem tatsächlichen Treffen mit Huysmans, Branting, 

Stauning, Troelstra, van Kot und der deutschen D elegation kam - ohne englische 

110 Ebd., S. 98 ff 
111 Insgesamt muss betont werden, dass die Ablehnung einer internationalen Konferenz in der eng­
li schen Labour Party zum Winter 1916/17 weitaus größer war als innerhalb der SFIO. Dies wurde 
daran ers ichtlich , dass die Rede Hendersons auf dem Kongress der SFIO im Dezember 1916 von den 
Delegierten kaum noch toleriert wurde, in sbesondere da er das Klischee, der preußi sche Militarismus 
müsse erst besiegt werden, erneut bemühte. Hier zeichnete sich innerhalb der französischen soziali s­
tischen Partei bereits eine starke Hinwendung zur HalLung der Minorität ab. G. A. RITT ER (Hrsg.), 
Die 11. Internationale 1918/1919, 1980, Bd. 1, S. 6; zum AuftriLL H endersons: A. BLÄNSDORF, Die 
zweite lmernaLionale und der Krieg, 1979, S. 356. 
112 Hierzu auch: J.-J. BECK ER, Les Fran~ais dans la grande guerre, 1980, S. 204-220; B. DuROS ELLE, 
La grande guerre des Fran~ais, 21998, S. 199-206. 
113 Die Themenfelder Kriegsschuldfrage, Reparationen für Frankreich und Belgien, das Problem 
Elsass-Lothringen, die Beseitigung der preussischen MiliLärmonarchie sowie die mögliche Auf­
lösung Österreich-Ungarns sorgten für die Unmöglichkeit einer Einigung. J. BRAUNTHAL, Geschich­
te der Internationale, 1963, Bd. 2 , S. 86 ff 
114 P. ScHEIDEMANN, Der Zusammenbruch, 1921 , S. 121. 
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oder französische Beteiligung-, wurde allerdings rasch deutlich, dass Elsass-Loth­

ringen nicht das einzige Hinderni s auf dem Weg zur Einigung war: Aus den per­

sönlichen Aufzeichnungen Scheidemanns geht hervor, dass die Schuldfrage eine 

zentrale Bedeutung einnahm und erst im Anschluss daran über territoriale Fragen 

debattiert werden sollte. 115 

Es bedarf keiner besonderen Erklärung, das s die Vorschläge der deutschen Dele­

gation zum Thema Elsass-Lothringen von Albert Thomas, mit dem Thorvald Stau­

ning anschließend sprach, grundsätzlich abgelehnt wurden. P. Scheidemann, dem die 

Ergebnisse des Gesprächs mündlich mitgeteilt wurden, bemerkte hierzu: »Neues hat 
er (Thomas, Anm. d V) eigentlich nicht gesagt: Elsass-Lothringen gebäre zu Frankreich; un­
sere Berufong aef den statistischen Nachweis, dqß 90% der Einwohner Deutsch reden, beweise 
nicht, dqß die Einwohner auch deutsch denken und fohlen. In Frankreich wisse man, dqß die 
Elsass-Loihringer wieder zu Frankreich wollen und dergleichen mehr. « 116 Zu guter Letzt 

habe Thomas, der es im Übrigen ablehnte, direkt mit der MSPD zu verhandeln, 

einen Kompromiss angeboten: Ein Schiedsgericht sollte nach dem Krieg über den 

Verbleib Elsass-Lothringens entscheiden. 117 

An dieser kurzen Skizzierung des Gesprächs wird deutlich, dass die Situation 

mehr als festgefahren war. Kern des Zerwürfnisses war einmal mehr die Haltung 

beider Parteien zur Kriegsschuldfrage 118 sowie zu territorialen Fragen. Insgesamt 

setzte sich daher vor allem im Lager der SFIO-Mehrheit die Ansicht durch, dass es 

keine Opposition im Deutschen Reich gebe, die ernsthaft einen Umsturz betreibe -

abgesehen von einigen Randgruppen, die jedoch ohne Einfluss blieben. Daher ge­

langte man zu der Auffassung, die SPD sei dem nationalistischen Wahn in einer Art 

»Kadavergehorsam« erlegen. 119 

In der Folgezeit war es bereits zu spät, neue Anknüpfungsversuche zwischen SPD 

und SFIO zu bemühen: Die alliierten Regierungen hatten beschlossen, jeden Ver­

such der Sozialisten, zwischen den Fronten zu verhandeln, zu unterbinden. 120 Letzt-

11 5 Ebd., S. 130 ff 
116 Ebd., S. 148. 
117 »Das sch/irnmste 1st natürlich für die Franzosen die Frage des Prestiges! - Wir gingen auseinander in der 
Absicht, eine lii rung zufinden. « Ebd. 
11 8 Aus Sicht der SFIO waren vor allem die deut schen »Kriegsverbrechen « Grund genug, die Schuld­
frage intensiv zu diskutieren. Zu »Verbrechen « gehörten aus Sicht der Franzosen und Belgier: De­
portationen von belgischen und französischen Arbeitern nach Deutschland, Übergriffe auf die Zivil­
bevölkerung in Nordfrankreich und Belgien. J. SCHRÖDER, Interna tionali smu s nach dem Krieg, 
S. 85 f.; Hierzu auch: D. OwnscHKI N, Internationale Solidarität oder nationale Loyalität?; in: 
K. TENFELD E / H.-C. SEIDEL, Zwangsarbeit im Bergwerk, Bd. r, Essen 2006, S. 63-72. 
119 Die SFIO kam übergreifend zu dem Schluss, dass nur ein e Revolution in Deutschland einen 
wirklichen Fortschritt bringen könne. Dieser »innerparteiliche Burgfrieden« zwischen den französi ­
schen Parteinügel n wurde erst im Mai 1917 wieder angetastet, als Philipp Scheidemann se ine Rede 
unter dem Titel »Frieden der Verständigung« hielt und damit deutlich machte, dass auch die deutsche 
Parteimehrheit klar und deutlich nach Auswegen suchte und Deut schland zu einem »freiheitlichen« 
Staatswesen zwingen wollte. Hierzu : H. GROSS HEIM, Soziali sten in der Verantwortung, 1978, S. 60. 
120 Zum Beispiel blockierte die fran zös ische Regierung geplante Friedensgespräche von sozialisti­
scher Seite, die sie per se ausschloss. 
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lieh scheiterte die Stockholmer Initiative also erstens an der Intervention der staatli­

chen Autorität und zweitens am Starrsinn der alliierten Mehrheitsparteiflügel, 121 die 

zu spät auf den Ruf nach Stockholm reagierten. Es stellt indes kein Widerspruch dar, 

dass die gescheiterte Konferenz von Stockholm das Verhältnis der britischen und 

französischen Sozialisten zu ihren Regierungen nachhaltig trübte: Das Verweigern 

der Pässe für die französischen Kongressteilnehmer Anfang September 1917 trug 

wesentlich zur Auflösung der Union Sacree bei. In Großbritannien sprach sich Mi­

nister Henderson für die Teilnahme an der Konferenz aus und geriet deshalb in 

Opposition zur Regierung- was dazu führte, dass er zurücktreten musste. 122 Wenn­

gleich die Kriegskoalition weiterhin Bestand hatte, so führte der Rücktritt Hender­

sons aus dem Kriegskabinett zu einer größeren Eigenständigkeit der Labour Party, 

die sich sukzessive von der Regierung Lloyd George distanzierte. 123 

2.5. Resümee: Abbruch der Kontakte 

Es steht außer Frage, dass es den Mittierpersonen um MacDonald, Longuet, Kaut­

sky oder Bernstein während des Weltkrieges misslungen war, die transnationale Ko­

operation zwischen der »Entente Socialiste« und den Parteien der Mittelmächte zu 

normalisieren. Zwar kam es wiederholt zu Kontakten, diese führten allerdings, wie 

gezeigt, zu keinem konkreten Ergebnis. Die SFIO pochte auf die deutsche Allein­

schuld und forderte territoriale Kompensationen, während die SPD - und später die 

MSPD - insbesondere den ersten Punkt rigoros ablehnte. Die Gründung der USPD 

sorgte zwar für eine Entspannung des Verhältnisses zu den französischen Genossen, 

indes reichte die Ablehnung des Krieges durch einzelne Parteiflügel und -gruppie­

rungen nicht aus, um den Gordischen Knoten zu lösen, eine lagerübergreifende Ver­

ständigung zu erreichen und inhaltlich an einem Strang zu ziehen - weder auf 

nationaler noch auf internationaler Ebene. Erschwerend hinzu kamen die kompli­

zierten Rei se- und Transportbedingungen, unter denen eine transnationale Zusam­

menarbeit stattfinden musste: David Marquand zeigt in seiner Biographie über 

Ram say MacDonald sehr anschaulich , dass der britische Politiker mehrfach an einer 

Ausreise gehindert, kurzzeitig sogar eingesperrt, zwangsrekrutiert und aufgrund sei-

121 Beispielhaft hierfür: Albert Thomas, der für die SFIO -Mehrheit federführend auf dem Petrogra­
der Sowjet verhandelte und den Ausschluss der SPD und der Zirnmerwalder als Vorbedingung für 
eine Konferenz forderte. Des Weiteren verhandelte er getrennt als »Agent der Entente« mit den 
Russen, verweigerte Longuet und anderen Mitglieder der gemäßigten Parteiminorität die Ausreise­
genehmigung und machten den russ ischen Genossen deutlich, dass er bei Nichtberücksichtigung 
sei ner Kernpunkte (Rückführung Elsass-Lothringens, Klärung der Schuldfrage) darauf verzich ten 
würde, mit den Deutschen zu verhandeln. Dieser hektische Aktivismus von Thomas im April 1917 
dokumentiert , wie schwierig bereits die Vorverhandlungen waren. Ebd., S. 151. 
122 Im Übrigen kam es auch in Großbritannien zu Ausreiseverweigerungen und darüber hinaus auch 
zu Drohungen der britischen Gewerkschaft der Seeleute und Hei zer, die sich weigern wollten, etwaige 
Konferenzteilnehm er nach Stockholm zu fa hren. G. A. RITTER (Hrsg.), Die II. In ternationale 1918/ 
1919, 1980, Bd. 1, S. 8. 
123 Ebd., S. 9· 
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ner pazifistischen Haltung zum »Staatsfeind« deklariert wurde. 124 Daraus geht bei­

spielhaft hervor, dass der dürftige lagerübergreifende Kontakt nicht zuletzt eine un­

mittelbare Folge staatlicher Repressalien war, die eine transnationale Kooperation 

nahezu unmöglich machten. 

3. Kriegsende und endgültiges Scheitern der Zweiten Internationale 

(1919-1922) 

Tm folgenden Teil I-3. wird gezeigt werden, welche Anstrengungen die handelnden 

Protagonisten unternahmen, um den bestehenden Kontaktstopp im sozialistischen 

Lager nach dem Ende des Weltkrieges zu überwinden. Hierbei muss aber stets be­

rücksichtigt werden , dass der Zerfallsprozess der Zweiten Internationale von 1914-
1918 zu großen Teilen von exakt denselben Akteuren verantwortet wurde. So ergibt sich 

das Paradoxon, dass die einstigen »Totengräber« der internationalen Arbeiteras­

soziation nunmehr für eine Revitalisierung des transnationalen Austausches sorgen 

sollten. Welche Rolle das Parteiendreieck in diesem Kontext spielte und inwiefern es 

zu einer Wiederaufnahme der Beziehungen zwischen SPD, SFlO und Labour Party 

kam, wird in den folgenden Kapiteln, die zugleich den Beginn des Hauptteils der 

Dissertation markieren, im Zeitraum von 1919 bis 1922 analysiert werden. 

3.1. Zweite Internationale in Bern 15p9: 
Die Wiederaefnahme internationaler Beziehungen 

3.1.1. Vorgeschichte.- Waffenstillstand und Wtlson-Plan als Katalysatoren 

Nach der gescheiterten Konferenz von Stockholm war der Frieden von Brest-Li­

towsk die nächste Bewährungsprobe für die internationale Sozialdemokratie und 

hier im Besonderen für die alliierten Sozialisten. Bereits Ende des Jahres 1917, als 

sich abzeichnete, dass die »Bolschewisten« ein separates Ausscheiden aus dem Krieg 

für erwägenswert hielten, versuchten die britischen Sozialisten in Kooperation mit 

dem ISB erneut, eine interalliierte Sozialistenkonferenz einzuberufen. Als diese im 

Februar 1918 in London zusammentraf, war jedoch bereits deutlich geworden, dass 

die russischen Vertreter den Friedensvertrag unterzeichnen würden, was im März 

1918 dann auch passierte. Ziel der Konferenz war es also nicht mehr, auf Russland 

einzuwirken, 1 sondern vielmehr ein interalliiertes Friedensprogramm zu formulie-

124 D. MARQlJAND, Ramsay MacDonald, 1977, S. 186-206. 
1 Brief von Huysmans an Dubrcuilh , Humanile, 3.1. 19t8 . 
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ren, ein »Memorandum on War Aims«, 2 das den Sozialisten der Mittelmächte wenig 

später vorgelegt wurde. 3 

Die Antwort der sozialistischen Vertreter aus Deutschland, Österreich, Ungarn 

und Bulgarien fiel durchaus positiv aus. 4 Allerdings führt en Verhandlungen zwi­

schen Troelstra und Scheidemann, die im Zuge des Aufenthaltes in Stockholm (Au­

gust 1917) stattfanden, zu keinem Erfolg, weil sich die SPD nach wie vor weigerte, 

Elsass-Lothringen als gesamteuropäisches Problem zu bewerten und die Schuldfrage 

auf die Tagesordnung zu setzen. Beide Punkte - Klärung der territorialen Frage 

(Elsass-Lothringen) nebst einer moralischen Bewertung des Krieges (Schuldfrage) 

- waren für die alliierten Sozialisten allerdings die Vorbedingung schlechthin für das 

Abhalten einer internationalen Konferenz , weshalb kein Konsens erzielt werden 

konnte. 

Von großer Bedeutung waren diese internen Meinungsverschiedenheiten jedoch 

nicht mehr: Schlussendlich wurden alle Bestrebungen, doch noch zu einem gemein­

samen Ergebnis zu gelangen, erneut durch die alliierten Regierungen unterwandert, 

die inoffizielle sozialistische Konferenzen untersagten. 5 Insofern war die Chance auf 

eine Einberufung einer allgemeinen Sozialistenkonferenz endgültig vertan. 6 

Als im Oktober 1918 die Niederlage Deutschlands besiegelt und der Waffenstillstand 

ausgehandelt war, beschlossen die alliierten sozialistischen Parteien, einen Weltkon­

gress einzuberufen. 7 Einen Monat nach ihrer Tagung, im November 1918, unter-

2 Inhaltlich wurde in dem Memorandum das Selbstbestimmungsrecht der Völker betont, weshalb die 

Antwort der sozialisti schen Parteien der Mittelmächte, insbesondere der SPD, durchaus positiv aus­

fiel. Problematisch war indes, dass Elsass-Lothringen zum Sonderfall deklariert wurde und vor all em 

aus Sicht der SFIO bereits als territorial er Bestandteil Frankreichs gesehen wurde. Hierzu: The 

Labour Party and the Trade Union Congress, Memorandum on War Aims, Approved by ehe Special 

Conference of ehe Labour Movemenl held at the Central H all , Westminster, London, on Friday, 

December 28th , r9r 7, London 1929; Le Populaire, 2.9.1917. 
3 Zeitgleich fand in London ein Treffen der allii erten Parteiminderheiten in einem Sitzungszent rum 

der Fabian Society statt, das jedoch ohne Ein flu ss blieb. Prominen te Teilnehmer waren beispielsweise 

Ramsay MacDonald, Jean Longuet, Paul Mistral, A. Pressemane. Le Populaire, 2.9.191 7; Le Popu­

laire, 15. 9.19 18 . 
4 D er Amwortbrie[ von Hermann Müller wu rde am 16.7-1918 im Vorwäns veröffentlicht. Insgesamt 

stimmten beide Seiten darin überein, einen Vergleich der Kriegs ziele/ Friedensbedingungen anzustre­

ben, um einen Kon sens zu finden. C. A. RITTER (Hrsg.), Die II. Internat ionale 1918/ 1919 , 1980, 

Bd. I , S. II. 
5 Von den führenden Sozialisten der alliierten Länder war nur Emile Vandervelde offiziell bevoll­

mächtigt , für sein Land auf der wenige Monate später stattfindenden Friedenskonferenz zu sprechen. 

Ebd., S. 12 f. und S. 17; J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internatio nale, 1963, Bd. 2, S. 167-

6 Erschwerend hinz u kam aus soziali s ti scher Sicht das Eingreifen der amerikani schen Am erican 

Federation ofLabor (AFL), die es sich zum Ziel gemacht hatte, sämtl iche Friedensbestrebungen ad 

acta zu legen. Zu diesem Zweck wurde eine Delegation nach E uropa entsandt, die auf der vierten 

interalliierten Konferenz, die vom 17. bis 20. September 1918 stattfand, für eine erneute Wendung 

nach rechts sorgte, was Huysmans zu der Bemerkung hinreißen ließ , die ern eute Revision sei ein 

»final act of the parody of internationalism «. G. A. Rn-rrn (Hrsg.), Die II. Internationale 19t8/1919, 

1980 , Bd. 1, S. 15. 
7 Ebd. 
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zeichneten Huysmans, Henderson, Vandervelde und Thomas eine Einladung, die an 

die sozialistischen Parteien aller Länder verschickt wurde. 8 Das bedeutete al lerdings 

auch , dass sich die Vertreter der Siegermächte gleichsam als »Gastgeber« einer all­

gemeinen Sozialistenkonferenz verstanden, die in Eigenregie über Inhalt und Ziel­

setzung des Aufeinandertreffens bestimmen konnten. Des Weiteren war die Zusam­

mensetzung der Kommission, bestehend aus den vier genannten Personen , zugleich 

eine politische bzw. ideologische Botschaft, denn bekanntermaßen waren Thomas, 

Vandervelde und Henderson Vertreter der Parteimehrheit und damit Wortführer des 

rechten Flügels ihrer Parteien. 9 In Zeiten revolutionärer Transformationsprozesse 

(z unächst in Russland), die in der unmittelbaren Nachkriegszeit auch in Deutsch­

land und Frankreich ihre volle Dynamik entfalten sollten, 10 war der Widerstreit -

und Widerspruch - zwischen reformistischen und revolutionären Tendenzen beson­

ders groß. Dementsprechend war die Einberufung eines Weltkongresses »von oben 

herab« das entsprechende Signal, welche politische Stoßrichtung die wiederauf­

gebaute Internationale haben sollte und welche Parteien und -flügel dabei den Ton 

angeben würden. Ziel war also in ideologischer Hinsicht ganz klar die Abgrenzung 

vom kommunistischen Modell russischer Prägung. 11 

Inhaltlich wurde die Berner Konferenz in erhebl ichem Maß von der Friedensnote 

Woodrow Wilsons bestimmt. Wilson selbst wollte zwar verhindern, ausschließ lich 

mit der Arbeiterschaft in Verbindung gebracht zu werden, indes entfachten seine 

Vorschläge in Frankreich und England große Begeisterung in den Reihen der Sozia­

listen. Die SFIO feierte die Ankunft Wilsons zur internationalen Friedenskonferenz 

und die Labourites entsandten ihrem »illustrious leader ofWorld Democracy« einen 

enthusiastischen Willkommensgruß. Beide Parteien waren fest dazu entsch lossen, 

8 J. BRAU NT HAL, Geschichte der Internationale, 19 63, Bd. 2, S. 167f 
9 Insgesamt kann für das Jahr 1918 festgehalten werden, dass die oppositionellen Strömungen in den 

alliierten Ländern, mit Ausnahme Italiens, sta rk zurückgingen. M. Rrnfo1oux, Sozialismus und 
Erster Weltkrieg; in: J . DRo z (Hrsg.), Soziali smus, Zweite Internationale und Erster Weltkrieg, 1976, 
S. 11 6f 
10 Vgl. A. W1KSCHING, Vom Weltkrieg zu m Bürgerkrieg?, 1999 , S. 61 ff 
11 Die zweite russ ische Revolution im Frühjahr 1917 hat te bereits eine ungemeine Strahlkraft ent­
wickelt, die u. a. auch auf die (westl.) Kriegsopposition Wirkung entfachte. Nachdem mehrere interna­
tional renommierte Sozialisten im Jahr 191 7 nach Russland gereist waren, fasste insbesondere A. Hen­
derson den Entschluss, dass dem Bolschewismu s eine »sozia li stische« Alternative entgegengestellt 
werden müsse. Konkret fürchtete der Brite, die russische Revolution könne verheerende Folgen auch 
für die britische Gesel lschafi: haben, Eben deshalb machte sich der Pragmatiker Henderson im Ver­
bund mit R. MacDonald und dem Fabier S. Webb daran , ein neues Parteiprogramm der Labour Party 
zu entwerfen, das erstmals konkrete innenpoliti sche Ziele formul ierte und als »Labour and the new 
social order« in die Geschichte ei nging. Wie der Hi storiker J. M. Winterbeispielhall gezeigt hat , war 
Hendersons Ru ss landreise hierf"ür der entscheidende Impul s. In Deutschland begann sich die SPD 
seit 1918 scharf" von der ru ss ischen Revolution zu distanzieren, was eine Übertragung auf"D eutschland 
anbelangte; die »majorite« der SFIO reagierte nahezu gleichförmig. J. M. W1 NTEK, Arthur Hender­
son, the Ru ssian Revolution, and ehe Recon st ruct ion of the Labour Part , in: Hi sto ri ca l Journal , Vol. 15 
(1972), No. 4, S. 753-7n; J. ZARUSKY, Die deut schen Sozialdemokraten und das sowjetische Model l, 
1992, S. 43-
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die Politik des amerikanischen Präsidenten zu unterstützen und über seine Vorschlä­

ge Einfluss auf ihre Regierungen auszuüben. 12 

Eine eigene, »genuin sozialistische« Außenpolitik zu entwerfen war angesichts 

der Lagerbildungen und inhaltlichen Divergenzen - insbesondere in Frankreich -

unmöglich, weshalb die Unterstützung der 14 Punkte des amerikanischen Präsiden­

ten einen Kompromisscharakter besaß. Dessen politische Agenda wurde dabei, 

einem Kaleidoskop gleich, so lange gedreht, bis sich für die Parteiminorität und 

-mehrheit im sozialistischen Lager das Gesamtbild ergab, das ihnen am besten 

passte. 13 Was die Begeisterung für die Person Woodrow Wilson anbelangt, so muss 

sicherlich betont werden, dass die Jubelstürme bereits wenige Monate nach der Frie­

densverhandlung stark abebbten. 14 Nichtsdestotrotz blieben Wilsons Ideen von zen­

traler Bedeutung für den außenpolitischen Horizont des Parteiendreiecks in der 

Zwischenkriegszeit, wie im weiteren Verlauf der Arbeit noch gezeigt werden wird . 

J.I.2. Ziele des Parteiendreiecks im Voifeld 

In Bern trafen im Februar 1919 die Sozialisten Europas und der Welt zum ersten Mal 

nach Kriegsbeginn aufeinander. Zu diesem Zeitpunkt war komplett offen, welchen 

Verlauf die Konferenz nehmen könnte, ob die kriegsführenden Parteien nach der 

Verletzung ihrer internationalen Pflichten bestraft werden würden, wie man die 

kommunistische Bewegung bewerten sollte - ja es war nicht mal sicher, dass die 

Sozialistische Internationale als Organisation weiterhin Bestand haben würde. Kern 

der Unsicherheit über die Zukunft des internationalen Sozialismus war das Zerwürf­

nis des Parteiendreiecks, das im Krieg auf unterschiedlichen Seiten gestritten hatte. 

Auf innerparteilicher Ebene wurden die Mehrheitssozialdemokraten insbesonde­

re in Frankreich und Deutschland von einer immer stärker werdenden Opposition 

12 Hierzu: C . A. RITTER (Hrsg.), Die 11. ImernaLionale 1918/ 1919, 1980, Bd. t, S. 27 f; J. L. SNELL, 

The German Socialists and Wilson's peace policy, 1950; J. BRAUNTHAL, GeschichLe der Internatio­

nale, 19 63, Bd. 2, S. 171 f 
13 Dies wurde beispielsweise im Rahmen der inLeralliierten »Labour and Socialist Conference« deut­
lich, die am 20.-24. 2. 1918 veranstaltet wurde. Deren »Memorandum on War aims « muss zwar im 

Vergleich zu früheren Vorschlägen geradezu moderat bewerLeL werden, jedoch wurde Elsass-Lothrin­

gen trotz Wilsons »Selbstbestimmungsrecht der Völker« weiterhin als »Sonderfall« gewerLeL: » The 
Confirence dedares that the prob!em ef Alsace and Lorraine is not one ef territoria! adjustment, but one ef right, 
and thus an international prob!em the so!ution ef which is indispensable !f peace ist o be elther just or !asting « 

lnter-Allied Labour und Socialist Conference, London, 20.-24. 2.1918. Memorandum on War aims; 

in: Hierzu : G. A. RtTTER (Hrsg.), Die II. Internationale 1918/1919 , 1980, Bd. 2, S. 7or. 
14 Auf der Berner Konferenz selbst waren die Erwartungen, die man gegenüber Wilson hegte, bei 

einigen Arbeiterführern bereits stark zurückgegangen. So bemerkte Hjalmar Branting in seiner Er­

öffnungsrede:» Wilson hat es versucht, mit seinen 14 Punkten mitten im Kreise der Staatsmänner und Politi­
ker der kapitalistischen Weltgewissermqßen eine geistige Revolution durchzf!fohren. [. . J Aber in Paris, wo jetzt 
die Sieger der Welt Gesetze vorschreiben, vertritt Wilson nur eine unter mehreren Grefsmächten und kaum diese 
einzige in ihrer Gesamtheit. « Stalt ausschließlich die Hoffnungen aufWilson zu bauen, plädierte Bran­

ting entschieden dafür, zu alter Stärke zurückzufinden und selbstsLändig für die Durchsetzung des 

14-Punkte-Programmes zu kämpfen. Arbeiter- und Sozialistenkonferenz in Bern, 3. bis ro. Februar 

1919; in: ebd., Bd. 1, S. 197. 
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geplagt, die sich in zunehmendem Maße radikalisierte - während im Inland jede 

Form der Kooperation mit dem »Feind« äußerst genau geprüft wurde. Die Chancen 

auf eine rasche Wiederherstellung einer kraftvollen internationalen Organisation wa­

ren also zu keinem Zeitpunkt vorhanden. Wenn überhaupt von einer einheitlichen 

Absicht gesprochen werden kann, dann ging es darum, Schadensbegrenzung zu be­

treiben (vor allem im Hinblick auf eine zukünftige Nachkriegsordnung), sich lang­

sam aufeinander zuzubewegen, um in ferner Zukunft eine homogene Organisation 

bilden zu können. 

Die französische Delegation, 15 die zu diesem Zeitpunkt tief gespalten war, reiste 

mit der Motivation nach Bern, die Internationale wiederzubeleben und die Verant­

wortung der deutschen Sozialisten für den Kriegsausbruch schriftlich zu fixieren. 

Der letzte Punkt wurde dabei insbesondere von der Parteimehrheit gefordert, vertre­

ten durch Albert Thomas, Pierre Renaudel, Edgard Milhaud und Ernest Poisson. 16 

Für eine klare Unterstützung Wilsons sprach sich die Parteirechte nicht aus, ganz im 

Gegensatz zur von Longuet geführten Minderheit, die sich dezidiert hinter die Frie­

densnote stellte. 17 Darüber hinaus plädierte sie für einen Sozialistenkongress mit 

kommunistischer Beteiligung, was die um Rcnaudel und Thomas gruppierte Majo­

rität wiederum scharf zurückwies. 18 Einig waren sich beide Blöcke in der »Schuld­

frage«, wenngleich die SFIO-Parteimehrheit wesentlich stärker darum bemüht war, 

die deutsche Mehrheitssozialdemokratie zu attackieren und für ihre »Vergehen« zu 

diskreditieren. 19 Dadurch wollte man Vorwürfen aus dem Inland vorbeugend ent­

gegentreten, die SFIO agiere antipatriotisch und stelle sich auf die Seite des Feindes. 

Denn bereits die Beteiligung an der internationalen Sozialistenkonferenz war dem 

bürgerlichen Lager in Frankreich ein Dorn im Auge, ganz zu schweigen von der 

extremen Rechten. 20 Eben deshalb besaß die Berner Konferenz von Anfang an einen 

Kompromisscharakter für den rechten Parteiflügel: Einerseits ging es darum, teil-

15 Teilnehmer für die SFTO waren: Marcel Cashin, L. 0. Frossard, Jean Longuet, Fernand Loriot, 
Paul Mistral, Adrien Pressernane, Paul Faure, Raoul Verfeuil (alle Mitglieder der Parteiminderheit ), 
Edgard Milhaud, Ernest Poisson, Pierre Renaudel, Albert Thomas (alle Mitglieder der Mehrheit). 
16 Hierzu: A.N., SERIE F /7. POLICE GENERALE, Jean Longuet, Polizeibericht vorn 10.7.1918, F7/ 
15979· 
17 Im Dezember 1918 wurde ein Telegramm von Arthur Henderson, adressiert an W. Wilson, in der 
Humanitc abgedruckt. Inhalt des Schreibens: Wilson sollte ganz im Sinne seiner zuvor formulierten 
14 Punkte auf der Pari ser Friedenskonferenz Einfluss nehmen. Innerhalb der CAP wurde das Tele­
gramm äußerst positiv aufgenommen, man sprach sich sogar für eine Demonstration zu Ehren Wil ­
sons aus, um Henderson s Vorhaben zu unterstützen. Allerdings wurde der Gedanke doch wieder 
verworfen, insbesondere aufgrund der Intervention von Pierre Renaudel, der sich auf der CAP-Sit­
zung gegen eine »Beeinflussung der Diplomaten« aussprach. A.N., SERIE F/7. POLIC E G ENE RALE, 
Pierre Renaudel, Polizeibericht vom 18.12.1919, F7/ 16001/ 2. 
18 A.N ., SERIE F/7. PoLIC E GENERALE, Pierre Renaudel, Polizeibericht vom 20.2.1919, F7 / 16001/2. 
19 Stein des Anstoßes war nicht zuletzt die Billigung des Friedensvertrages von Brest-Litowsk durch 
die MSPD. Humanite, 16.1.1918; Humanite, 17.3-1918. 
20 Die Sorge der SFIO, eine Teilnahme an der Berner Konferen z könne negativ aufgenommen wer­
den, war alles andere als unbegründet, wenn man die Reaktionen der Presse im Anschluss daran 
berücksichtigt. Hierzu: Liberte, 6.2.1919; Liberte, 2.2.1919; Le Petit Journal , 8.2.1919. 
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zunehmen, ohne dabei »französische Interessen« (Schuldfrage, Elsass-Lothringen) 

zu diskreditieren. Auf der anderen Seite musste die aufbegehrende Minorität zufrie­

dengestellt werden, um eine mögliche Spaltung der Partei zu verhindern. 

Demgegenüber gelang es der britischen Delegation in Bern, 21 eine im Großen 

und Ganzen einheitliche Meinung zu vertreten. 22 Ziel der Labour Party war es pri­

mär, eine internationale Konferenz einzuberufen und den Fortbestand der Interna­

tionale zu sichern. 23 Hierfür war man durchaus bereit, Brücken zu bauen, um beste­

hende Gräben zu überwinden - die insbesondere zwischen SFIO und MSPD 

bestanden. Auflnitiative der Labour-Vertreter wurde der Beeinflussung einer künf­

tigen Friedensordnung höchste Priorität eingeräumt, weshalb die Politik Wilsons 

großen Zusprach fand und insbesondere Arthur Henderson die Ansicht vertrat, eine 

kraftvolle Botschaft der Berner Konferenz könne die zwischenstaatlichen Friedens­

verhandlungen positiv beeinflussen. 24 Insgesamt muss daher konstatiert werden, 

dass die englischen Vertreter nur geringfügig über ideologische oder gar moralische 
Fragen diskutieren wollten und vor allem die politische Praxis im Blickfeld hatten. 

Der deutschen Vertreter Bernstein, Müller und Jansson fassten in einem undatierten 

Manuskript die Labour-Strategie wie folgt zusammen: »Die Aiifgabe der DeuLschen 
war die Propaganda des Sozialismus und ihre wissenschqftliche Fundierung Die Aiifgabe der 
Engländer ist es, bei der praktischen Verwirklichung des Sozialismus mit an der Spitze zu 
marschieren. Die Zeit der Diskussionen ist beendet, der Tag der Tat ist hereingebrochen.« 25 

Diese überspitzte Darstellung suggeriert, die Labour Party habe das Zepter der SPD 

übernommen und führe die Internationale nun zur praktischen Verwirklichung ihrer 

Ziele. Davon konnte freilich , kurz nach Kriegsende, (noch) keine Rede sein, auch 

wenn die britische Delegation sichtlich darum bemüht war, Frieden zu stiften und 

einen Konsens anzustreben. 

Im Lager der ehemaligen Mittelmächte hoffte die deutsche Mehrheitssozialdemo­

kratie darauf, mit Hilfe der alliierten Sozialisten einen gemäßigten Frieden zu errei­

chen. Schon im Oktober 1918 bemerkte Brockdorff-Rantzau in einer Denkschrift, 

dass »durch weitgehende Konzessionen die Friedensstimmung in den _feindlichen Ländern« 
(insbesondere in den breiten Volksschichten) so geschürt werden könne, dass die 

Führer der Entente zu Friedensverhandlungen gezwungen wären. 26 Insofern war 

21 Teilnehmer für die britische Labour Party: Concemore Thomas Cramp, Arthur Henderson, James 

Ramsay MacDonald, John McGurk, Ethel Snowden; für die TUC: Margarct Bondfield, Thomas 

Geenall, Robert Shirkic, George H . Stuart-Bunning, James Henry Thomas. 
22 Hierzu: G. A. RITT ER (Hrsg.), Die II. Internationale 1918/1919, 1980, Bd. 1, S. 45. 
23 Vgl. 0. H. GANKlN / H. H. F1 sHER., The Bolsheviks and the World War, 1968, S. 67. 
24 Siehe hierzu ein Interview Hendersons in der Times, in dem er eben diesen Aspekt erörterte. The 

Times, 24.7.1917. 
25 G. A. RI TTER (Hrsg. ), Die II. Internationale 1918/1919, 1980, Bd. r, S. 47. 
26 Die Tatsache, dass der deutsche Gesandte in Bern, Freiherr von Romberg, im Vorfeld der Kon­
ferenz durch den bisherigen Chefredakteur der Münchener Post, Dr. Adolf Müller, ersetzt wurde, 

zeigt, dass diese These durchaus von Relevanz ist. Müller war Sozialdemokrat und konnte umgehend 

Kontakt zu Huysmans in Bern knüpfen , der ihn über die Haltung der einzelnen Sektionen der 

Internationale informieren konnte. Dementsprechend wurde die Möglichkeit, über die Arbeiterbewe-
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mit der deutschen Beteiligung ein ganz klares Kalkül verbunden: Der internationale 

Sozialismus sollte Deutschland dabei helfen, eine >, gerechte« Friedensordnung zu 

etablieren. Die Chancen, diese politische Strategie in die Tat umzusetzen, standen 

trotz des Zerwürfnisses zwischen SFIO und MSPD nicht schlecht, weil es auch im 

alliierten Lager Arbeiterführer gab, die mit den französischen Forderungen über­

haupt nicht einverstanden waren. Hierzu gehörten beispielsweise der Schwede Hjal­

mar Branting und der Führer der Labour Party, Arthur Henderson: Branting hatte 

im Verlauf der alliierten Sozialistenkonferenz im Herbst 1918 nachdrücklich für eine 

Milderung der Waffenstillstandsbedingungen plädiert. Henderson stand in engem 

Kontakt zum britischen Premier, Lloyd George, und setzte sich in einem persön­

lichen Schreiben an den Regierungschef mit den französischen Forderungen (Anne­

xion linksrheinischer Gebiete, Reparationen) auseinander. Er ermunterte ihn dazu, 

deutlich zu machen , dass die britische Regierung die Forderungen Frankreichs nicht 

unterstützen werde, und stärkte damit die Position Lloyd Georges als Vertreter der 

britischen Interessen - und denen der britischen Arbeiter. 27 

An der Konferenz nahmen von Seiten der MSPD Otto Wels, Hermann Molken­

buhr und Hermann Müller teil - einflussreiche Parteimitglieder, gewiss, aber auch 

nicht die tonangebenden Politiker der Partei. 28 Die »erste Garnitur« (hier v. a. Ebert 

und Scheidemann) 29 war zum Zeitpunkt des Berner Zusammentreffens mit der Re­

gierungsbildung in Weimar beschäftigt respektive der Eröffnung der Nationalver­

sammlung und konnte oder wollte daher nicht teilnehmen. Ohnehin ist anzuneh­

men, dass die Erwartungshaltung von deutscher Seite nicht sehr hoch war. Auch 

wenn es wie eben beschrieben gute Kontakte zu einflussreichen Arbeiterführern 

auf der alliierten Seite gab, war die Zukunft der MSPD innerhalb der Internationale 

ungewiss: Neben den massiven Angriffen der französischen Mehrheit stand zur De­

batte, die Partei aufgrund ihrer Entscheidungen aus der Internati onale auszuschlie­

ßen. 30 Dies konnte auf der Konferenz verhindert werden, dennoch konnte von einer 

fühlbaren Beeinflussung der Friedensverhandlungen, wie noch zu zeigen sein wird, 

keine Rede sein. 

Die USPD war auf der Konferenz mit Hugo Haase, Karl Kautsky, Hermann Jäcke 

und Kurt Eisner vertreten. 31 Ihr Anliegen war es in erster Linie, die zerbrochenen 

Kontakte wiederherzustellen und dafür die deutsche Kriegsschuld einzugestehen. 

Des Weiteren sollte eine klare Distanzierung zur MSPD erfolgen, die Behandlung 

der Kriegsgefangenen in Deutschland angeprangert werden, um dadurch weitere Ab-

gung Einfluss auf die Friedensverhandlungen ausüben zu können, durchaus ernst genommen. Ebd., 

S. 45-
27 Ebd., S. 45 ff 
28 Allgemein zur Berner Konferenz: J. ßRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 19 63, Bd. 2 , 

S. 167 ff.; J. ZARUSKY, Die deutschen Sozialdemokraten und das sowjeti sche Modell, 1992, S. 80 ff 
29 S. FEUCHT, Die H altung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Auf~enpolitik wäh­
rend der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998 , S. 166. 
30 Vgl. ebd. 
31 Hierzu: R. F. WH EELER, USPD und Internationale 1975, S. 58 ff 
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spaltungstendenzen linksorientierter Gruppen, die sich deutlich von den Parteimehr­

heiten distanzieren wollten, zu verhindern. Insgesamt sollte ein Linksrutsch der In­
ternationale erreicht werden, um endgültig mit der Burgfriedenspolitik zu brechen. 

Hoffnungsträger waren diesbezüglich unter anderem die österreichische Linke um 

Friedrich Adler, die ILP sowie der linke SFIO-Flügel. 32 

Zusammenfassend fallt auf, dass die Ziele der Parteien und Parteiflügel unter­

schiedlicher nicht sein konnten: Während es der SFIO vor allem darum ging, die 

»Schuldigen« für 1914 zu bestrafen, bemühte sich die MSPD, mit Hilfe ihrer inter­

nationalen Kontakte günstigere Friedensbedingungen zu erzielen. Zwischen diesen 

beiden Polen stand die um Konzessionen bemühte Labour Party, die im Vergleich zu 

ihren Schwesterparteien mit dem - ex post betrachtet - aberwitzigen Ziel nach Bern 

gefahren war, die Internationale wiederzuvereinigen und die bestehenden Konflikte 

einzudämmen. 

3.1.3. Die Konferenz von Bern (3.-10. 2.1919): 
Zwischen Kriegsschulcffrage und bolschewistischer Bedrohung 

Im Folgenden werden die Beziehungen des Parteiendreiecks, wie sie sich auf der 

Berner Konferenz dargestellt haben, im Fokus stehen. Hierbei muss betont werden, 

dass die Berner Konferenz in ihrer Bedeutung für den Fortbestand des internationa­

len Sozialismus nicht hoch genug eingestuft werden kann. Es war der erste Kongress 

nach Kriegsende, das erste Aufeinandertreffen der verfeindeten Mehrheitssozial­

demokraten - und eben deshalb ist eine Analyse der Debatten, anhand der Kongress­

akten, von zentraler Bedeutung. 

Bereits in seiner Eröffnungsrede wies der Präsident der Konferenz, Hjalmar Bran­

ting, sehr deutlich darauf hin , dass eine »klare Aussprache« unausweichlich sei: »Es 
isl außerdem meine tiefe Überzeugung, dqß nur durch eine ef.fene Aussprache in diesen Dingen 
die Atmosphäre geschef.fen werden kann, in welcher der Aefbau eines neuen Vertrauens zwi­
schen denen, die doch alle zum selben Ideal emporstreben, möglich sein wird.« 33 Diese euphe­

mistische und zugleich hoffnungsvolle Beschreibung des Aussöhnungsprozesses 

wurde jäh durch die darauf folgende Debatte unterbrochen. Als Albert Thomas das 

Wort ergriff, um den Themenkomplex »Kriegsverantwortung« in Eigenregie zu er­

öffnen, wurde rasch klar, dass er nicht nach Bern gefahren war, um seine tiefe Ent­

täuschung zu verbergen: »On nous disaz"t- Vos socialistes d'Allemagne, vos camarades d'Alle-

32 Ebd. 
33 » [. . J Wir haben es nicht vergessen, wie die erste Internationale nach dem Sturze des.französischen Kaisers in 
Sedan einen anstiindigen Frieden mit der .französischen Republik gefordert hat, und wie Bebe/ und W,Jhelm 
Liebknecht einer verwilderten nationalistischen Volksstimmung ihres Landes Trotz boten, welche die Annexion 
von Elsass-Lothringen gegen den klaren W,l/en der Bevölkerung verlangte. Es kann jetzt an uns die Reihe sein, 
mit derselben Bestimmtheit gegen den Annexionismus, von welcher Seite er auch kommen mag, vorzugehen, und 
im Namen der gesamten sozialistischen Demokratie Europas anstiindige Friedensbedingungen zu fordern Jllr die 
neuen Republiken, welche aus den Ruinen der alten Kaiserreiche entstanden sind. « Arbeiter- und Sozialisten­
konferenz in Bern, 3. bis IO. Februar 1919; in: C. A. RITTER (Hrsg.), Die II. Internationale 1918/1919, 
1980, Bd. l, S. 196. 
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magne se soumettront en cas de mobilisation et ils marcheront. Nous savions bien combien 
pesait lourdement sur vous la disop!ine du militarisme prussien. Nous savions toutes /es diffi­
cultes de votre action; nous savions que, plus encore que d'autres, vous etiez opprimes, _foules 
aux pieds, ecrases. Mais nous nous demandions sipeu a peu, sous une_(orme que/conque, votre 
esprit socialiste ne se man!festerait pas, s'tl ne se produirait pas chez vous une attaque contre 
votre gouvernement imperialiste. « 34 

Die Rede von Thomas war eine umfassende Generalabrechnung mit der Politik 
der SPD von 1914 bis 1918, verbunden mit dem Appell, die zukünftige Ausrichtung 
der Internationale mit klaren Forderungen an die einzelnen Sektionen zu verbinden , 
di e ohne Ausnahme eingehalten werden müssten. Seine sicherlich überzogene Mo­
ralpredigt stand letztlich repräsentativ für die gesamte SFIO, di e das Vorgehen der 
Deutschen als »Verrat« interpretierte und ein erneutes Versagen befürchtete. 35 

Direkt auf Thomas antwortete für die MSPD Otto Wels. Gleich zu Beginn seiner 
Rede stellte er klar, dass er die Anschuldigungen des Franzosen nicht für »zweck­
dienlich und nützlich for den Ausbau der Internationale« halte: »Mir scheint die Erklärung 
des Genossen Thomas aus zwei Teilen zu bestehen, die sich diametral gegenüberstehen und die 
einander widersprechen. Der erste Teil ist gut und hat einen klugen Sinn, denn er .fordert die 
Aefrichtung der Internationale. Der zweite Teil aber ist meiner Überzeugung nach das Ge­
genteil des ersten. Ich kann ihn deshalb nicht als klug bezeichnen und kann auch nur sagen, daß 
ich nicht glaube, dqß er der Aefrichtung der Internationale dient, denn er verlangt die Brand-

34 »Camarades,j e ne veux pas r(/äire ici toute la lourde histoire de ces quatre annies de guerre. l es credits ont ete 
votis au Reichstat II s 'agira encore de savoir dans quelles conditions, de quelles iriformations vous disposiez, 
comment vous avez ite trompe.r. Mais /'heure est venue ou des hommes chez vous ont vu juste. l'l;eure est venue 
ou Liebknechl le 2 dicembre a parli, ou d'autres ont parli avec lui. l 'heure est venue ou des documenls de plus en 
plus nombreux ont elf publiis, ou /es rivilations se sont multipllies. l 'heure est venue oü !a lumiere s'est repandue. 
Et que faisaient a celte ipoque /es sociahrtes d'Al!emagne? [. . J Oui, je /'ai dit en commenfanl, 11 faul une 
internationale solide et puissante; mair ilfaut une Internationale qui ne soit pas entachie de honte par la dr!fiance 
mutuelle que la trahison de quelques-uns de ces membres peu! apporter a son action ulterieure. « Ebd., S. 204 ff 
35 Ein zweiter wichtiger Punkt in der Rede von Thomas war die Denunzierung der Bolschewisten, 
die er stellvertretend für den rechten Parteiflügel an den Pranger stell te (»caricatu re du marxisme et du 
sociali sme«) . Damit war endgü ltig klar, dass sich zumindest die »Majorite« nicht mit einem weiteren 
Linksrutsch der Internationale abfinden würde. Der Kongress sollte nicht nur die Kriegsschuld der 
Sozialdemokratie zu r Schau stellen, sondern gleichzeitig einen soziali st ischen »Schutzwall« gegen 
jedweden bol schewisti schen Einflu ss aufbauen. »II y a des camarades qui disent que la queslion de la defense 
nationale se posait de la meme maniere d'un cfJte ou de /'autre du Rhin. ff y a des camarades qui disent que le 

Jacteur national es/ un facteur sans doute secondaire et qui nous accusent d'avoir pendanl la guen-e en accom-
plissant !'(/fort que nous avons fa it et que nous revendiquons le front haut devant l'fnternationale - t!s nous 
accusent d'avoir subordonni le probleme socialiste, le probleme de la lutte de dasses a la lulle pour la defense du 
pays. « Dieser Hinweis auf die Relevanz der nationalen In tegration war zugleich ein kl arer Sei tenhieb 
gegen die Zimmerwalder Bewegung respektive all jene, die eine Integra tion in den Nationalstaat zur 
Gänze ablehnten. Auch wenn Paul Mistral in einer kurz darauf folgenden Rede stellvertretend für die 
SFIO Parteim ehrheit klarstellte, dass die Internationale die revolutionären Bewegungen in Ru ss land, 
Deutschland und Ö sterreich noch ni cht ausreichend gewü rdigt hätte, kann kein Zweife l da ran bes te­
hen, dass der Mehrheits flügel skeptisch bi s ablehnend auf einen Linksrutsch reagierte. Arbeiter- und 
Soziali stenkonfcrenz in Bern , 3- bis 10. Februar 1919; in: ebd., S. 207-
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markung und die Ausschlief?ung eines Teils derjenigen Sozialisten, die er deutlich bezeichnet als 
in den Reihen der Mehrheit der deutschen Sozialdemokratie sitzend. «36 

Wel s verwies darauf, dass in Paris ebenfalls imperialistische Kräfte säßen, weshalb 

es die Pflicht des Berner Kongresses sei, nach vorne zu schauen und alles dafür zu 

tun, eine gerechte Nachkriegsordnung zu ermöglichen. Dies sei die »Pflicht« des 

internationalen Sozialismus - die eigentlichen Schuldigen seien in Deutschland be­

reits bestraft worden: »Wir haben zwanzig Dynastien, haben unsere angestammten Lan­
desväter zum Teefel g[!jagt, und dies ist der A'!fang des Volksgerichtes über die Schuldigen, das 
in Deutschland begonnen hat. Wir deutschen Sozialdemokraten sind von der Mitschuld am 
Weltkriege freizusprechen, denn deutsche Sozialdemokraten sqßen nicht in den Regierungen; 
deutsche Sozialdemokraten nahmen nicht teil an den Vorbereitungen zum Kriege. Wir deut­
schen Sozialdemokraten haben vor dem Kriege und haben am 4. August vor unserem ganzen 
Volke betont, defs wir uns einigfohlen besonders mit den Soz ialdemokraten Frankreichs im 
Kampfe gegen den drohenden, den hereinbrechenden Weltkrieg « 37 

Im Folgenden rekurrierte Wels vor allem auf das französisch-russische Bündnis, 

bezeichnete es implizit als »Akt der Barbarei« und malte noch einmal das Schre­

ckensgespenst einer russischen Invasion an die Wand, das die SPD dazu getrieben 

habe, sich zur Landesverteidigung zu bekennen. Zur Bekräftigung seiner Aussagen 

zitierte er Jaures, der im Sommer 1914, kurz vor seiner Ermordung, Russland zum 

Einlenken aufgefordert hatte. 38 Des Weiteren warf er Thomas vor, die Sozialdemo­

kratie im Zuge der Verhandlungen von Brest-Litowsk im Stich gelassen zu haben , 

insofern die SFIO versäumt habe, Druck auf die französische Regierung aus­

zuüben. 39 Zum Abschluss seiner Ansprache warnte er noch einmal eindringlich vor 

36 Ebd., S. 210. 

37 Die folgenden Ausführungen von Wels waren in sbesondere An schuldigungen gegen Thomas: 

»Stall dessen sucht Thomas hier seine Opfer zu.finden. Er farderl, d# auch die Sozialdemokraten die Schuldigen 
heraussuchen aus der Mehrheil der deulschen Sozialdemokratie. Er denkt nicht daran, d# die fnlernalionale, so 
imposanl auch ihre Vertretung ist, keine geschlossene Internationale darslelfl, denn grqße Teile der Arbeiterschefi 
sind hier nicht vertreten. Die schweizerische sozialdemokralische Partei hat gestern beschlossen, sich an dieser 
Konferenz nicht zu beteiligen. Wären die Schweizer gestern zu anderen Beschlüssen gekommm, dann ko·nnle 
Genosse Thomas heute vielleicht 110n der Schweizer Delegalion hören, dass die ,Sche,demänner, nicht nur in 
Deulschland, sondern in allen Ländern zu finden sind, dqß sie die Anklage erheben würde gegen Sozialislen 
sowohl in Frankreich wie in England, die die Politik ihrer Regierungen während der ganzen Dauer des Krieges 
gestützt haben, dqß man die Anklage, sie seien Knechle des Imperialismus, nicht nur gegen die deutschen Sozial­
demokraten, sondern auch ge._r,en die in Frankreich erhebt. Wenn der Scheilerhat-!fen, den der Genosse Thomas for 
die deu/schen Sozialdemokraten der Mehrheil errichlen will, brennen soll, dann schleppten jene Arbeitergruppen 
nicht blqß den Scheidemann und den Ebert heran, dqß die verbrennen, sondern da würden die Sc!r<.Veizer dqflir 
sorgen, d# Thomas neben Sche,demann slehen würde.« Ebd., S. 211. 

38 Außerdem fügte Wels hinzu: ,, Wir Sozialdemokraten haben die Melhoden der Kriegsführung, wie sie in 
Belgien beliitigtwurden, niemals gebilligt (Zuref ,Aber auch nichl bekämpft. <). « Ebd., S. 216. 
39 »Ich frage den Genossen Thomas: Wo blieb euer Protest? Wo bliebt IHR und Eure Regierung, als man in 
Brest-lilowsk Lagte? Den Verhandlungen in Brest-Litowsk war der bekannle Funkspruch ,An Alle< 1;oran­
gegangen, erlassen von der Sowjetregierung, und eingeleitet wurden die Verhandlungen mit dem Antrage Trotzkis, 
sie a1.f ach/ Tage zu verschieben, um auch den Regierungen der Entenle Ge!egenheil zu geben, dorthin zu 
kommen und die al{rr,emeinen Friedensverhandlungen einzuleilen. Ihr aber kamt nicht! Ihr liefst die Sowjetregie­
rungen allein, und so hemm/et ihr unsere, der deutschen Sozialisten Arbeit und sch11fet for die die deulschen 
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»pharisäischer Splitterrichterei und eitler Rechthaberei« und betonte, dass beide Sei­
ten Fehler gemacht hätten. 

Da sich nun auch die SFIO angegriffen fühlte, entwickelte sich im Folgenden ein 
munteres Rededuell , im Verlauf dessen sich die Kontrahenten all das an die Köpfe 
warfen, was sich in vier Jahren Krieg angestaut hatte. Renaudel antwortete direkt auf 
Wels und erinnerte daran, dass die MSPD nur mit einer Rumpfmannschaft auflaufe, 
während die eigentlichen Verantwortlichen wie Scheidemann und Ebert zu Hause 
geblieben seien. H ermann Müller habe bei seinem Besuch in Pari s (August 1914) der 
SFIO die Garantie gegeben, dass die deutsche Regierung keinen Krieg wünsche und 
die Kriegskredite ablehnen würde. Um diese Anschuldigung beweisen zu können, las 
Renaudel das Protokoll der gemeinsamen Sitzung vor, das an diesem Tag zum ersten 
Mal in aller Öffentlichkeit verlesen wurde. Im vollen Wissen, dass die USPD die 
SPD für schuldig befinden würde, versuchte er außerdem, die anwesenden Parteien 
in die Pflicht zu nehmen, über die Verantwortlichkeit der deutschen Sozialdemokra­
tie zu richten - auch im Hinblick auf die Ermordung von Liebknecht, der als Erster 
die Wahrheit über den Krieg ausgesprochen habe. 40 Ergo muss festgehalten werden, 
dass Renaudel die Konferenz als Tribunal interpretierte, was er auch in seinem 
Schlusssatz noch einmal sehr deutlich machte: »!/ faut qu 'entre /es mqjorilaires et /es 
minoritaires allemands, /'Internationale juge. «41 

Kurt Eisner, der im Folgenden für die USPD an das Rednerpult trat, kriti sierte die 
Rede von Wels und gab zu Protokoll, dass die Deutschen ganz all eine schuld am 
Krieg seien. Die SPD sei dem Irrtum erlegen, der Krieg könne schnell gewonnen 
werden und habe deshalb die Kriegskredite im Parlament »durchgewunken«. Ganz 
besonders echauffierte er sich über die brüske Ablehnung des Londoner Manifestes 
der alliierten Sozialisten im Jahre 1915: »Ich sqß damals in einer C~fiingniszelle und 
schiiumte vor Wu1; nicht etwa über die Unmoral, sondern über die Dummheit dieser Polittk. 
Denn damals mefste man schon klar sein darüber, wohin wir steuern. Sie, Genossen der Mehr­
heitssozialisten, haben milgeho!fen, Deutschland in den Abgrund zu hetzen.« 42 

Hermann Müller, der auf Eisner und Renaudel reagierte, bemerkte in einer sehr 
rechtfertigenden und vergleichsweise kraftlosen Rede, dass für Deutschland, aber 
auch für die deutsche Sozialdemokratie in jenem verhängnisvollen Augustsommer 
die Existenz des deutschen Volkes auf dem Spiel gestanden hätte. 43 Bei m Kriegs-

Annexionisten die Stimmung, gegen die wir uns vergeblich wehrten und die allein ein Brest-Litowsk möglich 
machte. « Ebd., S. 218 f. 
40 »Nous ne nous sommes pas caches en France que le Jour ou nous nous trouverions devanl une coriference 
internationale, nous accep!erions d'etablir !es responsabilites de la mqjorile allemande et que nous /es etablirions 
en .face de la minorite allemande. L'/nternationale doit choisir entre vous ou eux, ce n'est pas enlre vous et nous. « 
Ebd., S. 22of 
41 Ebd., S. 229. 
42 Ebd., S. 239. 
43 »Unsere deu/schen Parteigenossen sahen die grefse C~jähr, die ihnen drohte infalge dieser Mobilmachung Sie 
sahen das, was ja spiiter in Ostpreefsen auch eingetreten ist, sie sahen 1hr land verwüste! und aefs Höchste 
gefcihrdet. Sie.flirchteten, und auch das trat ein, dqß in ganz kurzer Zeit England in diesen Krieg eintreten würde, 
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ausbruch selber sei die deutsche Sozialdemokratie einflusslos gewesen, weshalb wei­

tere Vorwürfe überflüssig seien. Ähnlich wie Wels ging auch Müller gegen Ende 

seiner Rede dazu über, die französischen und englischen Sozialisten für ihre Hal­

tung anzugreifen: »Da, wo ich die deutsche Mehrheitspartei zu verLeidigen habe, liegt es 
mir firn, Vorwürfe erheben zu wollen. Aber das möchte ich sagen, dqß, als im Jahre 1917 
den Ententesozialisten hintereinander mehifach die Passe verweigert wurden far Stockholm, 
da habe ich auch keinen grefsen Einfll!ß aef die DemokraLie der westlichen Länder sehen 
kifnnen. [. . J Glauben sie, dqß man eine internationale Atmosphäre dadurch schqffen kann, 
dqß eine Koeferenz, an der zum grefsen Teil die Sozialisten der kriegifuhrenden Länder be­
teiligt sind, die während des ganzen Krieges durch dick und dünn doch auch mit ihrer kapita­
listischen Regierung gegangen sind, [. . J über unsere deutsche Mehrheitspartei richtet? Wenn 
ein of?jektives Urteil gefallt werden soll, kann es nur mit Hi!fe der Neutralen gefallt wer­
den [. . J.« 44 

Die verbale Schlammschlacht zwischen MSPD und alliierten Sozialisten wurde im 

Folgenden vor allem vom Auftreten der USPD gestört, die klar und deutlich gegen 

die einstige Mutterpartei aufbegehrte und die Mehrheitssoz ialdemokraten endgültig 

in die Defensive drängte. Hier muss insbesondere die Rede des »Cheftheoretikers« 

der Zweiten Internationale, Karl Kautsky, hervorgehoben werden, der seine ehemali­

gen Parteigenossen scharf für ihr Verhalten während des Weltkrieges kritisierte, sei­

ne Vorwürfe mit detaillierten Berichten stützte und dafür massiven Zuspruch aus 

dem alliierten Lager erntete. 45 

Es waren vor allem die britische Delegierten, die an einem konstruktiven Ausgang 

der Konferenz interessiert waren: Ziel der »Labourites« war es, die bestehenden 

Konflikte zu beenden, ein starkes Signal an die alliierten Mächte auszusenden und 

und. wie Wels schon gesagt hal, sie wußlen, daß es sich handelte um einen Kampf um Sein oder Nichts.rein unseres 
deutschen Vaterlandes, und sie glaubten, daß sie der Demokratie den schlechtesten Dienst erweisen würdm, wenn 
sie in dieser Situation in erster Linie den Heeren des russischen Zaren hülfen. statt zu ihrem Lande zu stehen. « 
Ebd., S. 250. 
44 Zum Abschluss seiner Rede sprach er noch eine Warnung aus und machte deutlich , dass die SPD 
neben der Labour Party die gröfste Partei der internationale sei. Eine rasche Genesung der Interna­
tionale sei also nicht zuletzt davon abhängig, ob die alliierten Sozialisten der SPD weitere Steine in 
den Weg legen würden. »Sie dürfen uns keine Bedingungen aigerlegm, die wir nach bestem Wtssen und 
Gewissen nicht eingehm können.« Ebd., S. 254. 
45 Kautsky fand klare Worte und konstatierte beispielsweise, dass es nach Auffassung von Marx, 
Engels, Bebe] und Liebknecht die Pflicht einer jeden Partei sei, jene Regierung zu bekämpfen , die 
die Sache des internationalen Soziali smus gefährde. Im August 1914 seien sie alle getäuscht worden 
von Bethmann Hollweg, der einen Verteidigungskrieg im Parlament proklamiert habe. Die Tatsache, 
dass selbst Liebknecht für die Kredite gestimmt hä tte, zeige, dass die Mittel der Täuschung sehr 
erfolgreich gewesen seien. Doch bald darauf habe sich gezeigt, ,>daß auch die Behauptung. die Moti­
vierung der Kriegserkliirung an Frankreich dadurch. daß Frankreich die Feindseligkeiten erijfnel habe, eine 
direkte Lüge wai; die Bethmann Hol/weg im Reichstag 'vorbrachte.« Als Beleg hierfür führte Kautsky di­
verse Akten an, die direkt nach der Kriegserklärung zugänglich waren, unter anderem das »deutsche 
Weifsbuch «. Nach Veröffentlichung dieser Schriftstücke - und der Klärung der deutschen »Schuld« -
habe die SPD jedoch weiterhin an der Regierung festhalten und sie verte idigt und genau daran mani ­
festiere sich ihre Schuld. Ebd., S. 257. 
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Einfluss auf die Pariser Friedensverhandlungen nehmen. Hierfür schien ihnen die 
Haltung der USPD, die innerhalb des alliierten Lagers konsen sfähig schien , am 
zweckdienlichsten zu sein. Dementsprechend stellte sich George H. Stuart-Bun­
ning, der für die Labour Party im Anschluss das Wort ergriff, dezidiert auf die Seite 
von Kautsky und Ei sner, ermahnte aber zugleich die französischen Sozialisten, na­
mentlich Albert Thomas, die Debatte um die »Schuldfrage« nicht auf die Spitze zu 
treiben: Thomas wolle die verantwortlichen Regierungen zurate ziehen, doch eben 
diese seien in Deutschland und Ö sterreich bereits abgesetzt worden » We ef the 
British delegation want to appea/ to Thomas, not to turn this war ef governments into a war 
ef peoples ef the world, most horrible, more terrjfic than any war which has ever laken place, 
even this /astwar. «46 Daran manifestierte sich deutlich das Bestreben der Briten , einer­
seits die MSPD zu rügen und andererseits eine rasche Einigung der Internationale 
zu erzielen, um dadurch Einfluss auf die Friedensverhandlungen nehmen zu können. 
Indem also die USPD unterstützt und Thomas kritisiert wurde, erhielten die MSPD 
sowie der rechte Flügel der SFIO ein klares Veto, was zugleich ein Signal für die 
gemäßigteren Kräfte sein sollte, aufeinander zuzugehen. Auch Salomon Grumbach, 
der für die Soziali sten Elsass-Lothringens auf der Konferenz war, stützte die USPD 
und lobte ihre Haltung als Brückenschlag.47 Gleiches galt für Jean Longuet, der für 
die französische Minorität sprach und sich Stuart-Bunning und Grumbach an­
schloss. Um erneute Verschärfung der Diskussion zu vermeiden, räumte er mit 
dem Gerücht auf, Thomas wolle die deutsche Mehrheitspartei aus der Internationale 
werfen. 48 Diese vielsagende Andeutung der eigenen Schuld wurde im Folgenden von 
Friedrich Adler aufgegriffen, der sich gegen die Mehrheitssozialisten in allen Län­
dern stellte und unverblümt für eine umfassende Aufarbeitung eintrat. 49 

46 Ebd ., S. 264-
47 Zu einem späteren Zeitpunkt der Konferenz, als es zu einer Diskussion über »territoriale Fragen« 
kam - darunter auch ein e Debatte über Elsa ss-Lothringen - nu tzte Grumbach freilich die Gelegen­
heit, noch einmal in all er Schärfe die bisherige Politik der SPD in dieser Frage zu veru rtei len: » Worin 
bestand denn das elsass-lothringische Problem während des Krieges innerhalb der Internationale? Darin, dqß es 
nicht mifglich war, zwischen der e/sass-lo!hringischen Parlei und der deutschen M ehrheitssozialdemokratie eine 
Versländigung herbeizuführen. f. . J Und worin bestand das Versagen der deutschen Mehrheitspartei in dieser 
Frage? Darin, daß sie die Anerkennung des vollen Selbstbestimmungsrechts der Elsass-Lo!hringer in der schroffi­
/en Weise ablehnte, ehe der mililärische Zusammenbruch Deulschlands sie dazu zwang, ihren Standpunk! zu 
ändern. Deshalb tsl die vor um liegende Resolution heule kompromillierl: nicht durch die Idee, die sie enthält, 
sondern durch die Leute, die sie vorschlagen.« Die Resollllion der SPD besagte (vorgelegt durch Molken­
buhr, Müller, Wel s), dass der Völkerbund über Elsass- Lothringen unei lcn möge. C rumbach echauf­
tiene sich insbesondere darüber, dass genau diese Lösung während des Krieges vehement abgeleh nt 
wurde, unt er anderem von den oben angesprochenen Personen. Lob fand er hingegen für Kautsky, 
Bernstein , Haase und Eisner, die ein Selbstbest immungsrecht für Elsass-Lothringen bereits im Krieg 
geforden hätten. Eb<l., S. 265 f. und 354 f. 
48 »Est-ce que l'on va demander /'exclusion de /'Internationale de /oute la majoritf de l'ancien parli social-demo­
crale allemand? ] e ne crois pas que serieusemenl Thomas pu,sse le proposer. S'il a /'inlention de le proposer, alors i/ 
devrait se rendre compte qu ',! y aurait bien d'autres exdusions a_faire, en bien d'au/res poinls de l'Europe [. . ]. « 

Ebd., S. 273. 
49 »Es wird von der franzifstschen Mehrheit, von Thomas und Renaudel, mil Recht polem,sierl gegen die 
Scheidemänner in Deutschland und die Renners in Öslerreich, und wir haben gar nichts dagegen, daß diese 
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In einer Kommission über die Kriegsschuldfrage 50 wurde schließlich von der deut­

schen Delegation erk lärt: »Durch die Revolution hat das deutsche Proletariat das alte far 
den Krieg verantwortliche System gestürzt und zerstb"rt. Die deutsche Sozialdemokratie hat, 
wie immer man im einzelnen über ihre Polittk während des Krieges urteilen mag,jetzt durch 
die Tat ihren entschlossenen Willen bekundet, all ihre Kraft dem Aefbau der durch den Krieg 
zerrütteten Welt zu widmen und im Geist und Dienst der Internationale gemeinsam mit den 
Sozialisten aller Länder im Volkerbund den Sozialismus zu erkämpfen«. 51 

Diese Resolution wurde schlussendlich angenommen, mit dem Verweis darauf, 

dass ein »zukünftiger« internationaler Kongress über die Verantwortlichkeit neu zu 

urteilen habe. Sofern man den Ausführungen Renaudels Glauben schenken darf, 

sperrte sich Otto Wels stellvertretend für die MSPD mehrfach gegen diverse Vor­

schläge von SFIO und USPD, ehe zu guter Letzt der oben angeführte »Kompro­

miss« verabschiedet werden konnte. 52 Doch war diese vermeintliche Einigung nichts 

weiter als eine Vertagung der Vertrauensfrage: Nach außen hin konnte sich die In­

ternationale wieder geschlossen präsentieren, ohne die eigentlichen Probleme 

(Kriegsverantwortung, Ausrichtung der wiedergegründ eten Internationale, zukünf­

tige Zusammenarbeit des Parteiendreiecks) auch nur annähernd gelöst zu haben. 

Aus den französischen Polizeiberichten geht hervor, dass die SFIO bereits zum 

Zeitpunkt der deutschen Revolution wieder Vertrauen gefasst hatte und hoffnungs­

froh in die Zukunft blickte. Diese Tatsache sagte jedoch gar nichts über die künftige 

Zusammenarbeit mit der MSPD aus, die nach wie vor als unzuverlässig eingestuft 

wurde. 53 Nicht zuletzt deshalb hatte die SFIO ihre Wahl getroffen und sich für eine 

Kooperation mit den Unabhängigen entschieden. 54 

Mehrheiten kritisiert werden, um so mehr, als die Linke in Österreich sowie die Unabhiingigen in Deutschland 
wiihrend dieses Krieges diese Fflicht e,füll! haben. Aber wir sind nicht der Meinung, dqß es sich darum handelt, 
allein die Sche1demiinner in Deutschland zu kritisieren, sondern - und da bin ich ganz einverstanden mit dem 
Genossen Longuet - dcifs es sich darum handelt, zu kritisieren die Schndemiinner aller Liinder, zu kritisieren die 
Renners aller Liinder, zu kritisieren die Thomas und Renaudels aller Liinder.« Ebd., S. 281. 
50 Die genaue Zusammensetzung der Kommiss ion zur Schuldfrage ist nicht bekannt, da die Quellen­

angaben divergieren. Gerhard Ritter kommt in seiner kommentierten Quellenpublikation zu dem 

Schluss, dass Übereinstimmungen bei folgenden Namen bestehen: Branting (Schweden), Wels, Eis­

ner (Deutschland), Longuet, Renaudel (Frankreich ), Henderson, Stuart-Bunning (Großbritannien) 

und Buchinger (Ungarn). Ebd., S. 286. 
51 Ebd., S. 316. 
52 »Moi-meme je soulignai l'erreur de Wels quiparaissait tenir pour nulle /'action possible des sorialistes franpis 
dans notre democratie, et par voie de consequenff sur notre gouvernement, ma1'.rj'q/Jirmaijörtement qu 'aucune 
arlion efficace contre !es ·velleites d'imperialisme economique ou colonial n 'etait possible pour benefice d'une Alle­
magne equivoque, et que pour nous, entre We/.r ou Eisner, notre choix etaitjäit, et qu 'Eisner seul nous paraissait 
comprendre le veritable interet de !'Allemagne nouvelle.« Ebd., S. 319. 
53 Zumindest in dieser Hinsicht kann die von H. A. Winkler sowie Jürgen Zarusky vertretene These, 

die MSPD sei der eigent li che »Konferenzgewinner von Bern« gewesen, angezweifelt werden. H. A. 
W1N KLER, Von der Revolution zur Stabilisierung, 1984, S. 211; J. ZARUSKY, Die deutschen Sozial­

demokraten und das sowjeti sche Modell , 1992, S. 83. 
54 Le Populaire, 23-11.1918; A.N., SERIE F/7. PoucE GENERALE, Jean Longuet, Poli zeibericht vom 

II. 12.1918 , F7/!5979. 
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lronischerweise gab es auf dem Kongress schließl ich doch noch ein Thema, das 

lagerübergreifende Übereinstimmung zwischen den Mehrheitssozialisten hervorrief 

- dann nämlich, als es um die Frage der Diktatur des Proletariats und um den Um­

gang mit Sowjetrussland ging. Bei der Verurteilung der Bolschewiki standen die 

deutschen Mehrheitssozialdemokraten zusammen mit Renaudel und Thomas gegen 

Adler und Longuet. Die entsprechende Resolution über »D emokratie und Diktatur«, 

auch als »Resolution Branting« bezeichnet, stellte klar, dass die Berner Konferen z 

»unerschütterlich aef dem Boden der Demokratie« stehe und warnte vor einer »Diktatur 

der Reaktion«. Gegen diese Resolution stemmten sich Adler und Longuet, die vor 

einer »Brandmarkung« der russischen Revolution warnten - vergeblich. Die überwie­

gende Mehrheit des Kongresses stimmte für die Branting-Resolution und bekannte 

sich damit endgültig zum Weg sozialer Reformen. Das Ziel der sozialistischen Par­

teien war die »Weiterentwicklung« der Demokratie, nicht die Errichtung einer Dik­

tatur. 55 Sollte der Weg demokratischer Reformen bis dahin noch in irgendeiner Wei­

se in Frage gestanden haben, so war er (a us Sicht der Zweiten Internationale) 

spätestens mit dieser Abgrenzung zum »russischen Modell« zementiert. 

J.I-4- Motor der Internationale? Über die veränderte Rolle der Labour Party 

Insgesamt war die Berner Konferenz tatsächlich ein Beleg dafür, dass die englische 

Arbeiterschaft im Begriff war, die Führungsrolle innerhalb der Internationale ein­

zunehmen. Die ehemalige Vorzeigepartei SPD war gespalten, die SFIO vom Kon­

flikt zwischen Mehrheit und Minderheit gezeichnet - dementsprechend war es nur 

folgerichtig, dass die britische Arbeiterschaft, die im Vergleich zu ihren Schwester­

parteien nahezu geschlossen agieren konnte, die Konferenzziele definierte und für 

ihre Umsetzung stritt. 

Zum Ende des Krieges, im Frühjahr 1918, befand sich die britische Labour Party 

im Umbruch. Grundsätzlich waren die Diskussionen über die Gestaltung der Nach­

kriegsordnung ein Katalysator dafür, außenpolitisches Profil zu gewinnen und sich 

auf diesem Gebiet deutlicher zu positionieren. 56 In den Jahren zuvor waren außen­

politische Fragen, wie bereits dargelegt, zu großen Teilen von der Independent La­

bour Party formuliert und vertreten worden . Deshalb kann das 1918 verabschiedete 

»Memorandum on War aims«, das von der ILP, den Fabiern und der Labour Party 

verabschiedet wurde, getrost als wichtigste außenpolitische Ankündigung in der Ge­

schichte der Partei bezeichnet werden. 57 Kernstück des Memorandums waren die 

Verurteilung von Geheimdiplomatie, Imperialismus und Militarismus sowie das Plä­

doyer58 für Demokratie, Selbstbestimmung der Völker und der Konstituierung eines 

55 F. W1 ESEMANN, Kurt Eisner, Studie zu seiner politi schen Biographie; in: K. BosL (Hrsg.), Bayern 
im Umbruch, 1969 , S. 411. 
56 Vgl. W. KRI EGER, Labour Party und Weimarer Republik , 1978, S. 58. 
57 C. A. RITT ER (Hrsg.), Die II. Internationale 1918/1919 , 1980, Bd. 1, S. 45. 
58 »Victory has been achieved, and Labour daims no mean share in its achievement. Not only have the workers 
supplicd thc vasl majority ef our soldicrs and sailors, and sustaincd thc burdcn ef war al homc; thc dcmocratic 
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Völkerbundes. Man geht also nicht fehl in der Annahme, dass die Partei sich in sehr 

hohem Maße mit den Forderungen Wilsons identifizierte. 
In Bern war die Labour Party darum bemüht, die Kerngedanken des Memoran­

dums durchzusetzen und darüber hinaus zwischen den beiden großen Parteien, 

SFIO und (M)SPD, zu vermitteln. Der britische Gesandte in Bern, Sir Horace 

Rumbold, schrieb hierzu am 8.2.1919 einen Bericht, der die MSPD in keinem guten 

Licht erscheinen ließ, die Labour Party hingegen äußerst positiv darstellte: »The 
German majority Socialists resisted far two days the pressure put upon them to acknowledge 
their responsibtlity and were eventually enabled to escape impossible position. Coeference ac­
cepting car~fally worded resolution which to /arge extent saves their face. Generalimpression is 
that this compromise was largely ef.fected by sympathy and goodwill ef British Delegates who no 
doubt ftlt that fatling such a compromise Conflrence would break up and recreation ef Inter­
nationale at any rate in time to influence Peace Coeference would be rendered impossible. 
Albert Thomas accepted the compromise most unwillingly and is by no means convinced ef 
sincerity ef Germ ans. [. . ). 59 

<< 

Die Äußerungen von Sir Rumbold mögen auf den ersten Blick einseitig erschei­

nen, allerdings existieren mehrere Indizien, die für seine Ausführungen sprechen. 

Beispielsweise taten sich die britischen Delegierten in Bern mehrfach hervor, wenn 

es darum ging, die eigentlichen Kernpunkte (Völkerbund, Zukunft der Internationa­

le, Regelung der Reparationsfrage, Umgang mit der Kl) zu thematisieren: Der Kon­

ferenzbericht über die Vereinten Nationen wurde von dem Gewerkschaftler J. H. 

Thomas eingeleitet und von Henderson, MacDonald und Snowden unterstützt. 

Gleichermaßen gab die Labour Party in der Debatte um die territorialen Fragen 

den Ton an und waren insgesamt darum bemüht, das Gemeinsame zu betonen, kon­

krete Vorschläge auszuarbeiten, vor allem im Hinblick auf die anstehenden Friedens­

verhandlungen. 60 Dass also die Briten am konstruktivsten auf der Konferenz auftra-

diplomacy which found expression in the War Aims qf Labour has been one ef the most powerfal_factors in 
winning the war, and must be the most powetful factor in Lhe rebullding ef Lhe world. The Peace whlch Labour 
demands is a Peace ef lnternational Co-operalion. 11 dec!ares absolute!y against secret diplomacy and any form ef 
economic war, and demands, as an essential part ef the Peace Treaty, an international Labuur Charter incorpo­
rated in the very structure ef the League ef Free Peoples.« I. DALE (Hrsg.), Labour Party General Election 
Manifestos, 1900-1997, 2000, S. 16. 
59 Dazu fügte er folgenden vertraulichen Bericht hinzu: »J. Thal British De!egates have butlt golden bri{r,e 

far the Germans and played into their hands. 2. That Germans have acceptance ef resolution which replaced that 
broughtjorward by Albert Thomas behaved as !f their responsib1!ity were ended and as !f they could enter the 
Internationale un the same terms as Delegates ftom Entente countries. 3. That majority ef Delegates listened to 
speeches ef representativesfrom Poland etc. with obvious impatience thereby showing that in their view question ef 
nationa/ities is inconvenient as tending to hamper the reinstitution ef the International. 4. That attitude ef 
Coeference towards Bolshevism has betrayed extraordinary timtdity. 5. That majority qfDelegates show ignorance 
qf mentality. Germans were !istened to wiLh altention and whatever may have been Lheir feelings there was no 
trace ef passion in their speeches. [. . J lnteresting situation will now arise that Germans will do their utmost to 
capture Internationale and exert irifluence on Paris Conjerence at a momenl when Mqjority Socialists in Ger­
many are inc!ining lo Right.<< Arbeiter- und Sozialistenkonferenz in Bern, 3. bis ro. Februar 1919; in: 
G. A. RITTER (Hrsg.), Die II. Internationale 1918/1919, 1980, Bd. 2, S. 828 f. 
60 Vgl. S. BERGER, Ungleiche Schwestern?, 1997, S. 266. 
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ten und es ihr Verdienst war, dass am Ende ein Konsens gefunden wurde, daran 

konnte kein Zweifel bestehen. Auch Eduard Bernstein würdigte in seinen »Eindrü­

cken und Beobachtungen im Anschluss an den Berner lnLernationalen Sozialisten­

kongress« die Haltung der Briten explizit. 61 

Allerdings darf bei allen Lobreden auf die Labour Party nicht vergessen werden, 

dass die Berner Konferenz die gesteckten Ziele nicht erreichen konnte: Die Frage des 

Wiederaufbaus der Internationale wurde trotz des Engagements Hendersons und 

MacDonalds vertagt, was dazu führte, dass eine permanente Kommission, bestehend 

aus zwei Vertretern aller Parteien und einem Aktionskomitee (Branting, Henderson, 

Huysmans) die Aufgabe übernahm, sich um die Wiederherstellung der Organisation 

»in kürzester Zeit« zu bemühen. 62 Wenn also die britische Delegation nach der Kon­

ferenz das Resümee zog, dass »the Berne Cor!ference in our Judgement fal!y justjfied our 
hopes ~f its promoters [. . ) it proves what in the darkest days of the war we never doubted -
thal the Worker's International is indestructible, [. . )«, 63 dann stellt sich diese Einschät­

zung rückblickend wie ein einz iger Euphemismus dar. Von einer erfolgreichen und 

vielversprechenden ZusammenarbeiL des Parteiendreiecks SPD-SFIO-Labour Party 

konnle nur bedingt die Rede sein - zu groß waren die bestehenden Differenzen, 

insbesondere sobald es um die »Schuldfrage« der deutschen Sozialdemokratie ging. 

Nichtsdestotrotz muss festgehalten werden, dass sich die britische Arbeiterpartei, 

die vor 1914 eher isoliert auftrat, vollkommen verändert präsentierte und als führende 

Kraft wahrgenommen wurde. 

3-1.5. Die Koreferenz von Bern und ihre Auswirkungen aef die Pariser Friedenskoriferenz 

Insgesamt muss betont werden, dass die Berner Konferenz mitnichten ein Kongress 

war, der von Idealismus geprägt war. Mehr denn je hatte das Zusammentreffen der 

Arbeitervertreter einen zweckorientierten, von Rationalismus und Pragmatismus ge­

prägten Charakter. Die Rumpftruppe der Zweiten Internationale hatte sich wesent­

lich bescheidenere Ziele gesetzt, als das in der Vorkriegszeit der Fall war: Im Jahre 

1918/19 ging es nicht mehr um Generalstreiks, theoretische Debatten und das Her­

beiwünschen revolutionärer Zustände, sondern um die Wiedervereinigung der Ar-

61 
» Was England betr//ft. so erklcirte mir Arthur Henderson, mit dem ich ein langes Gespriich über diese Fragen 

hatte, dqß man die Reden, die wiihrend des Wahlkampfes über die von Deutschland zu tragendenden Lasten 
gehalten wurden, nicht tragisch nehmen dü,je. Heute seien sie schon halb vergessen. [. . J Defs die mir besonders 
nahe stehenden Ramsay MacDona!d und Charles Roden Buxton die Agitation für einen guten Frieden zu ihrer 
besonderen Aufgabe machen, datf ich als bekannt voraussetzen. Obwohl sie bei den Wahlen unterlegen sind, 
repriisenlieren sie doch ein Betrachl kommendes Stück i!ffent!icher Meinung ihres Landes. MacDonald übt; wie 
sich azfdem Kongress zeigte, als Redner eine wahrhaft faszinierende Wirkung aus und Buxton, der das Deutsche 
sehr gul beherrscht, br'1.!iihrte sich als tnfflicher Vermittler. Sehr verstiindig zeigten sich in der Frage der Friedens­
bedingungen auch die Gewerkschaftiführer Bunning und Thomas. « Arbeiter- und Sozialistenkonferenz in 
Bern , 3- bis 10. Februar 1919; in: G. A. RITTER (Hrsg.), Die II. Internationale 1918/ 1919, 1980, Bd. 2, 
S. 831. 
62 Vgl. ebd., Bd. 1, S. 46 f 
63 Ebd. 
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beiterklasse im Kampf für Demokratie und Frieden, die Beeinflussung der Nach­

kriegsordnung sowie die Eindämmung chaotischer und bürgerkriegsähnlicher Zu­

stände. 
In der Folgezeit wurde tatsächlich der Versuch unternommen, die Pariser Frie­

denskonferenz auf Basis der Berner Konferenzergebnisse zu beeinflussen. Doch 

trotz der gewünschten Zusammentreffen von Vertretern des Aktionskomitees mit 

Clemenceau, 64 Lord Robert Cecil, 65 Lloyd George und Lord Curzon 66 war der Ein­

fluss der Arbeiterklasse verschwindend gering: Als also am 29. April in Paris der 

Völkerbundsvertrag veröffentlicht wurde und die deutschen Unterhändler wenige 

Tage später, am 7- Mai 1919, die Friedensbedingungen präsentiert bekamen , war end­

gültig klar geworden, dass die sozialistische Mission gescheitert war. 

D er »Vorwärts« appellierte daraufhin an die internationalen Verpflichtungen der 

alliierten sozialistischen Parteien, 67 während sich die MSPD hinter den Kulissen da­

rum bemühte, ein schnellstmögliches Zusammentreten der permanenten sozialisti­

schen Kommission zu erreichen, um weitere Möglichkeiten, die »großen Vier,, zu 

einem Umdenken zu bewegen, zu eruieren. Allerdings wurde ein Treffen von der 

Exekutive der II. Internationale verworfen, nachdem weitere Bemühungen, mit den 

64 Am 16.2.1919 wurde Clemenceau von der Permanenten Kommission die Berner Resolution vor­

gelegt. Er erklärte sich dazu bereit, die Schriftstücke an die Kommissionen der Friedenskonferenz 

weiterzuleiten. D es Weiteren deutete er an , dass er sich durchaus vorstellen könne, die sozialistische 

Delegation mit verschiedenen Kommissionen der Pariser Konferenz zusammenarbeiten zu lassen. 

Der Delegation der IT. Internationale gehörten an: Branting, Henderson, Huysmans, Cashin, Albert 

Thomas, Renaudel, Longuet, MacDonald , Stuart-Bunning. L'Humanite, 17.2.1919; Vorwärts, 

17-2.1919; Arbeiter- und Sozialistenkonferenz in Bern, 3. bi s 10. Februar 1919; in: G. A. RITTER 

(Hrsg.), Di e II. Interna tionale 1918/ 1919 , 1980, Bd. 1, S. 72. 
65 Die Gespräche mit Lord Cecil wurden Ende März 1919 anberaum t. Inhalt der Verhandlungen war 

die zukünftige Satzung des Völkerbundes. Zur Debatte stand , das s D eutschland und Österreich in 

den Völkerbund aufgenommen werden sollten. Der Satzungsentwurf des Völkerbundes, der von einer 

alliierten Kommiss ion ausgearbeitet worden war, sch loss die Mittelmächte jedoch kategorisch als 

Mitglieder aus, weshalb das sozialistische Aktionskomitee Kontakt zu Lord Cecil - dem Vorsitzen­

den der Kommission - aufnahm. Kri tikpunkt des Aktionskomitees war zum einen die fehlende Be­

reitschaft, D eutschland in den Völkerbund aufzunehmen , zum anderen wurde bemängelt, das s die 

zukünftige »League of Nations« undemokratisch zusammengesetzt sei. Nach Ansicht von Ramsay 

MacDonald, der an den Gesprächen mit Lord Cecil beteiligt war, berücksichtige die Satzung aus­

schließlich die alliierten Regierungen, während die Vertreter der Parlamente außen vor gelassen wer­

den würden. Des Weiteren sei der Völkerbund in seiner geplanten Form eine Fort setzung der Kriegs­

allianz - was zur Folge hätte, dass jedwede Erneuerung des Systems interna tionaler Beziehungen 

unmöglich sei. Ebd., S. 72ff.; D . MARQ.!:)AND, Ramsay MacDonald , 1977, S. 25of 
66 In einem ersten Gespräch mit Lloyd George und Lord Curzon, das am 21.2.1919 stattfand , wurde 

der britischen D elegation der Berner Konferenz (Teilnehmende waren u. a. MacDonald und Hender­

son) zun '.ichst ein Entgegenkommen signalisiert. In Aussicht gestellt wurde, das s Lloyd George 

einige der Vorschläge - in sbesondere jene zu den Themenkomplexen »Selbstbestimmungsrecht der 

Völker« und »Völkerbund « - aufnehmen würde. Als jedoch einige Wochen spä ter der Versuch unter­

nommen wurde, mit den »großen Vier« zusammenzukommen, um die Verhandlungsführung z u dis ­

kutieren, erhiel t das sozialistische Aktionskomitee eine Absage. G leiches galt für ein geplantes Ge­

sp räch mit W. Wilson, das ebenfalls nie stattfand. G. A. RrTTER (Hrsg.), Die JI. In ternationale 1918/ 

1919. 1980, Bd. 1, S. 73. 
67 Ebd.; Vorwärts , ro. 5. 1919. 
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alliierten Regierungsführern zu sprechen, aufgrund von »Terminschwierigkeiten« 

abgelehnt worden waren. 68 

Faktisch waren die Handlungsmöglichkeiten der sozialistischen Internationale da­

mit erschöpft und der Kampf um die Gestaltung der Nachkriegsordnung endgültig 

verloren: 69 Die sozialistischen Abgeordneten waren zwar unmittelbar nach der Ber­

ner Konferenz von den alliierten Regierungschefs (v. a. Lloyd George, Clemenceau) 

zunächst empfangen worden, summa summarum blieb es jedoch bei den üblichen 

Phrasen und Höflichkeitsgesten, ohne dass die sozialistische Delegation auch nur 

einen konkreten Ertrag erzielen konnte. Eben deshalb machte eine weitere Kon­

ferenz, wie von der MSPD angeregt, keinen Sinn mehr. J. Ramsay MacDonald kon­

statierte hierzu in einem Tagebucheintrag vom 3-4.1919 recht treffend: » Too many 
conftrences and too many resolutions with no action. Passing a resolution and doing nothing 
is the best way to dig graves jör reputation. « 70 

3-2. Das Parteiendreieck im Zeichen der Spaltung· Azefsenpolitische Konzeptionen, 
Handlungsspielrdume, innerparteiliche Strukturen, Stellung zur Internationale 

Die unmittelbaren Nachkriegsjahre mussten dem Parteiendreieck wie ein Albtraum 

erscheinen: Der Versailler Vertrag hatte weder verhindert noch modifiziert werden 

können, SFIO und Labour Party mussten auf parlamentarischer Ebene verheerende 

Niederlagen hinnehmen und die Zweite Internationale brach sukzessive in sich zu­

sammen, insbesondere aufgrund der Radikalisierung der Arbeiterschaft sowie des 

Aufstiegs der kommunistischen Parteien. 71 

Ein Großteil des internationalen Proletariats hatte mit dem Ersten Weltkrieg und 

dem Zurschaustellen nationaler Solidarität die Hoffnung verbunden, Gleichberech­

tigung und soziale Errungenschaften voranzutreiben, zumindest aber den sprung­

haften Aufstieg ih rer Arbeiterparteien bis hin zur Regierungsbeteiligung fortzuset­

zen. Das Resultat war allerdings denkbar entmutigend: In den alliierten Staaten 

gingen allein die konservativen oder liberalen Kräfte gestärkt aus den Wahlen hervor 

und im von Revolution und Aufständen aufgewühlten Deutschen Reich zerbrach die 

von der SPD formierte Weimarer Koalition nur wenige Monate nach ihrem Amts­

antritt, unter anderem an den Folgewirkungen des Versailler Vertrages. 

Die Möglichkeiten politischer Einflussnahme waren denkbar schlecht, weshalb im 

Folgenden geprüft werden wird, wie und ob eine transnationale Zusammenarbeit in 

diesen krisenhaften Jahren stattgefunden hat, oder vielmehr stattfinden konnte. Tat­

sächlich war der Zeitabschnitt zwischen Berner Konferenz und Ruhrkri se eine per­

manente Bewährungsprobe für das Parteiendreieck, insofern bis zuletzt unklar war, 

ob es jemals wieder zu einer Konsolidierung der Sozialistischen Internationale kom-

68 G. A. RITTER (Hrsg.), Die II. Internationale 1918/ 1919, 1980, Bd. 1, S. 73. 
69 R. SIEGEL, Die Geschichte der Zweiten Internationale 1918- 1923, 1986, S. 19. 
70 TNA, PRO, MacDonald Diary, Tagebucheintrag vom 3.4. 1919, TNA/PR0/30/69/i753. 
71 Hierzu unter anderem: M. BEER, Allgemeine Geschichte des Sozialismus und der sozialen Kämp­
fe, Band 5, 1923, S. 607- 612 . 
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men würde. Die von der SFIO aufgeworfene »Schuldfrage« der deutschen Sozialde­

mokratie sowie vor allem der Umgang mit der Kommunistischen Internationale 

sorgten für Disharmonie im sozialistischen Lager - und evozierten eine kurzfristige 

Abspaltung der ehemaligen Kriegsgegner um USPD, ILP und SFIO. Die Gründung 

der »Internationalen Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer Parteien« erfolgte am 

27. Februar 1921 in Wien und bildete zugleich den Höhepunkt der Auseinanderset­

zung zwischen linken und rechten Sozialdemokraten respektive Sozialisten. 72 

In einem ersten Schritt wird am Beispiel jeder einzelnen Partei gezeigt werden, 

welchen Herausforderungen und Rahmenbedingen sich die Parteistrategen in der 

unmittelbaren Nachkriegszeit auf nationaler und internationaler Ebene stellen muss­

ten. Diesbezüglich werden zunächst einmal die Einflussmöglichkeiten auf parlamen­

tarischer und außerparlamentarischer Ebene, die außenpolitischen Konzeptionen 

der tragenden Akteure sowie die Stellung der Partei zur Internationale dargestellt 

werden. Im zweiten Abschnitt wird es schließlich darum gehen, die konkrete trans­

nationale Zusammenarbeit des Parteiendreiecks einer eingehenden Prüfung zu 

unterziehen. Die dem Kapitel zugrunde liegende These lautet dabei, dass die Des­

integration der einstigen Zweiten Internationale insbesondere auf Basis der erfolg­

reichen Zusammenarbeit zwischen Labour Party und SFIO gestoppt werden konnte. 

3-2.r. Labour Party: Azefsenpolittk zwischen Idealismus und Realismus 

Wie bereits dargelegt, nahm die britische Labour Party in den ersten Nachkriegs­

jahren die Führungsrolle in der Internationale ein. 73 In einem Pressereport der inter­

alliierten Rheinlandkommission wurde gar konstatiert, dass Großbritannien jetzt 

,,Champion« der Internationale sei. 74 

Indes muss betont werden, dass die Rekonstruktion der Internationale in den au­

ßenpolitischen Gedankenspielen der Parteistrategen nur bedingt an erster Stelle 

stand: Das Primärziel lautete, die ökonomischen Auswüchse des Versailler Vertrages 

zu revidieren. 75 Das »Advisory Committee on International Questions« der Labour 

72 Paradigmatisch: J. F. WRYNN, The Socialist Intern at ional and the politics of european recon­

struction, 1976. 
73 Dies wird unter anderem daran deutlich, dass das In ternationale Büro - der Zweiten Internationale 

- zu Beginn der wer Jahre nach London verlegt wurde. LHASC, Executive Committee, Sitzung vom 

22.9.1920, LP/ EC/ Minutes/ Mai-Dezember r920. 
74 »On November 5th

, the Executive Committee ef the Second International (Henderson, MacDona!d, Van­
dervelde, Wels, Troe!stra, Engjberg, Huysmam) issued an appea! to the workers ef the wor!d in Javour ef 
socia!ism and in denunciation ef Bolshevism, declaring that the realization ef Socialism is on!y possible by 
democratic means, and that the decisive batt!e wdl be faught, not in Russia, but in the lands with the most 
advanced and mightiesl capitalism. The removal to London qf the International Organisation had made the 
Labour Party and the Eng!ish Trade Unions the champion ef the international proletariat. « TNA, PRO, 

Foreign Office, Inter-Allied Rhineland High Commission, British Depanment, Press Report No.5, 

On the German labour sit uation, with special reference to international labour, 13.12.1920, TNA/ 
PRO/ FO/371/ 4801 / 149 f 
75 Vgl. W. KRIEGER , Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S . 147; ein Beispiel für die Unter­

stützung der deutschen Sozialdemokratie bzw. für anhaltende Diskussionen in der Labour-Parteifüh-
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Party, 76 welches sich aus außenpolitisch versierten Fachleuten unter der Leitung des 

Fabiers Sidney Webb zusammensetzte, präzisierte di ese Sichtweise und proklamier­

te in seiner Resolution vom Juni 1919: »lt was urged that in view qf the fact that it was 
impossible to carry on with !he work ef economic reconstruction without the a1d qf Germany, 
Austria and Hungary, and that co-ordination between the various international economic 
bodies was essential and that recent events had shown that the economic dauses ef the Treaty 
had already broken down, the Labour Party should issue a man/festo dedaring its policy on 
these points and that Mr. J. M. Keynes shou!d be asked to draw up such a manffesto_for the use 
qf the Party. «77 Die hauptsächliche außenpolitische Zielsetzung der Partei lautete al­

so, die wirtschaftlichen Klauseln des Friedensvertrages zu modifi zieren. Anhand der 

gewählten Formulierungen wird deutlich, dass es keineswegs eine wie auch immer 

geartete, abstrakte proletarische Solidarität war, die die Parteiführung antrieb, son­

dern vielmehr handfeste ökonomische Motive. 

In der Tat st ieg die Arbeitslosenziffer im Großbritannien der Nachkriegszeit ra­

pide an, trotz einer hohen, geradezu euphemistischen Erwartungshaltung an der eng­

lischen Börse. 78 Im Dezember 1920 spitzte sich die Lage zu, als das Arbeitsministe­

rium einen Zustieg von 85.000 Erwerbslosen meldete und in Industriezentren wie 

Manchester spezielle Einrichtungen geschaffen werden mussten, um den wartenden 

Menschenmassen vor dem Arbeitsvermittlungsbüro Herr werden zu können. 79 Die­

ser schwierigen wirtschaftlichen Situation musste sich auch die Labour Party stellen 

und mit eigenen Konzepten die Erwartungshaltung ihrer Wählerschaft zumindest 

verbal erfüllen - und sich zugleich als Opposition im »W estminster-System« als 

regierungsfahig zu präsentieren. In außenpolitischer Hinsicht kam man dabei zu 

dem Schluss, dass »common international action on a very !arge sca!e is in fac! the on!y 
possib!e method ef dealing with this crfris. «80 

Das Bekenntnis zu einer starken internationalen Zusammenarbeit auch auf zwi­

schenstaatlicher Ebene stand klar und deu tlich im Fokus der Bemühungen. Faktisch 

wurde die Ansicht vertreten, dass eine ökonomische Revitalisierung der insularen 

Großmacht erst nach der Auflösung der vorherrschenden ökonomischen Blockade 

rung über Versorgungsengpässe der deut schen Bevölkerung und mögliche Kon sequenzen für Grof~­
britannien find et sich in: LHASC , Advisory Commit tee on International Question s, Minutes, 

17.6.1919 , IAC/ 1/52 . 
76 Das »Advisory Committee on International Question s (ACIQ)« wurde aufgrund des Wun sches 
der Parteifü hrung nach ein em Bera terstab, der sich primär mit außenpoliti schen Fragen befassen 
sollte, in s Leben gerufen. Offi ziell gegründet wurde es am 17.4. 1918, als Sekretä re wurden S. Webb 
sowie L. S. Woolf bestimmt. Insbesondere in der unmittelbaren Nachkriegszeit kann von einer De­
ckungsgleichheit zwischen ACIQ und Parreimeinung ausgegangen werden: Das ACIQ fung ierte 
faktisch als »T hink Tank« für die Außenpolitik der Partei und besa ß eine perman eme Beratungsfunk­
tion. W. K R I EGER , Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S. 58ff 
77 LHASC , Advisory Committee on International Ques tion s, Minutes , 14.3.1920, IAC/ 1/ 63 . 
78 M. Sc 1-11P PEL, Weltwirtschaftskrisis und internationaler Wiederaufbau ; in: Soziali sti sche Monats­
hefte, Bd. 27, 192 1, S. 78-83; hier: S. 81. 
79 Ebd. 
80 LHASC , Advisory Commillee on Int ernat ional Ques tions, Minu tes , 22.3-1920, IAC/ 1. 
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in Europa möglich sei. 81 Diese Perspektive wurde nach außen hin besonders deutlich 
von H. N. Brailsford art ikuliert, der bemüht war, die Idee einer »Economic League 
of Nations« zu verbreiten. 82 Auch wenn die Verknüpfung von wirtschaftlichen 
Zwängen und außenpolitischen Erwägungen zunächst eher ein Randaspekt in der 
Labour-Propaganda gewesen war, zeigen die internen Strategiepapiere des ACIQ 
allzu deutlich, dass die Revision des Versailler Vertrages und in erster Linie die Re­
vitalisierung der europiiischen Wirtschefi ein fester Bestandteil der außenpolitischen Par­
teistrategie waren. 83 

Eine Schlüsselrolle sollte hierbei der deutschen Ökonomie zukommen, die nach 
Ansicht der führenden Politiker um W. Gillies, H. N . Brailsford oder C. R. Buxton 
unverhältnismäßig stark durch Reparationszahlungen belastet wurde. 84 Allerdings 
rief die Kritik am Friedensvertrag offensichtlich ein eher beschränktes Interesse in­
nerhalb der eigenen Arbeiterschaft hervor, 85 weshalb beschlossen wurde, die Grund­
sätze der internationalen Sozialdemokratie mit den wirtschaftlichen Interessen 
Großbritanniens auch nach außen hin argumentativ zu verknüpfen und in die Pro­
pagandaarbeit mit einzubinden. Das ACIQ konstatierte diesbezüglich: »[. . J la­
bour's direct interest in the revision ef the economic provisions ef the treaty which tend, and 
perhaps are intended, to place Germany's industry, and especially its export trade, under the 
control ef its commercial and capitalist competitor; this must involve a serious lowering ef the 
standard ef living - and the farced emigration ef greal numbers ef Germ an workmen. « 86 

Faktisch wurde also gezielt versucht, die Benachteiligung deutscher Proletarier als 
möglichen Schaden für Großbritanniens Wirtschaft - und damit der heimischen 

81 Zunächst aufgrund der Handelsblockade der Alliierten, nach April 1919 aufgrund der ökonomi­

schen Folgewirku ngen des Versailler Vertrages. LHASC, Advisory Committee o n International 

Quest ions, Minutes, 14-3-1920, IAC/ 1/ Blatt 63-
82 Hierzu auch: H. N. BRAILSFORD, The Covenant ofpeace, 1918. 
83 Eine besonders heftige Opposition zur allii erten Friedenspolitik wurde insbesondere von Ramsay 

MacDonald, P. Snowden und der Independent Labour Party formuliert. Inhaltlich ging es indes we­

niger um wirtschaftliche Aspekte, sondern vielmehr um das Elend der deut schen Arbeiterklasse, die 

moralische Verwerflichkeit der Reparationsforderungen sowie den möglichen Zusammenbruch der 

deut schen D emokratie in Folge der krisenhaften Zustände. Ergänzt wurden die eigenen Einschät­

z ungen, die auch aus Rei sen nach Deutschland gewonnen wurden, durch Soldatenberichte von briti­

schen Truppen, die im Rhein Position bezogen. W. KRI EGER, Labour Party und W eimarer Republik, 

1978, S. 124 f 
84 Bereits 1919 erschienen die ers ten Labour-Publikationen , die s ich mit dem Scheitern der Nach­

kriegsordnung und der Stigmati s ierung des Versailler Vertrages auseinandersetzten. Zu nennen wäre 

diesbezüglich vor allem die Publikation von Norman Angel! , »The Peace Treaty and the Economic 

Chaos ofEurope«, aber auch John Maynard Keynes und sein W erk »The Economic Consequences of 

the Peace«. Vor allem das Werk von Keynes darf in seiner Bedeutung für die Labour-Propaganda 

nicht umerschätzt werden, Hierzu: H. R. W1NKLER , Paths not taken, 1994, S. 59 ; N . ANGELL, The 

Peace Treaty and the Economic Chaos ofEurope, 1919;] . M. KEYNES, The Economic Conseq uences 

ofrh e Peace, 1919. 
85 W. KRIEGER, Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S. 146 f. 
86 LHASC , Advisory Commillee on International Questions, Minutes, 17. Juni 1919 , LP/ IAC/ 2/ 66. 
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Arbeiter - darzustellen. 87 Besonders deutlich wurde diese Strategie in ei ner Resolu­

tion der »Special Emergency Conference on Unemployment and the International 

Situation« artikuliert: » The Con_ference emphatically condemns the fareign poliry ef the Go­
vernment since the armistice as being largely responsible far the present industrial condition ef 
the country, and draws attention spec!fica!ly to the fa!!owing, which have bad a direct and 
disastrous effect upon British Employment: The destruction ef Centra! Europe trade, [. . J. 
The Scheme qf reparation imposed on Germany, which has c!early damaged British production 
and Imports, as in the case ef the de!iveries ef coal and ready making shipping; [. . J. The 
Con_ference jinally dec!ares that unti! [..J a change in po!icy has taken place, British industry 
cannot be hea!thy [. . J.«88 

In dem Bemühen, sich ein genaues Bild von der Situation in D eutschland machen 

zu können, wurde auf der Sitzung des ACIQ vom 9.3.1921 beschlossen, ein Komitee 

zu entsenden, um erstens die Situation der deutschen Arbeiter und zweitens die 

wirtschaftlichen Kapazitäten des Reiches zu überprüfen . 89 Die Entsendung von bri­

tischen Politikern nach Zentraleuropa war keinesfalls ein Novum, bereits auf einer 

Konferenz des Exekutivkomitees der Zweiten Internationale in Genua referierten 

britische Delegierte über die Situation in Deutschland auf Basi s ihrer persönlichen 

Eindrücke. 90 Ethel Snowden informierte über Kind erarmut in D eutschland , Ö ster­

reich und Russland, während Ramsay MacDonald ein genaues Bild über die Hun­

gersnot sowie di e aufkommende Immoralität in der Weimarer Republik als Folge der 

wirtschaftlichen Belastung zeichnete. 91 Daher überrascht es kaum, dass auf dem La­

bour-Parteitag in Brighton, der im Juni 1921 stattfand, eine klare Haltung vertreten 

87 Hierzu auch die Publikation von Dorothy Frances Buxton aus dem Jahre 1921: »The War for coal 
and iron.« Inhaltlich machte die Frau von C . R. Bu xton mehr al s deutlich, dass Erfolg und Misserfolg 
der britischen Ökonomie nicht von der deutschen Situation zu trennen seien. Kapitel wie »How the 
coal pays our food «, »British industry 's light for life« oder »The modern Napoleons« dienten der 
Veranschaulichung der engmaschigen Vernechtu ng zwischen der britischen und deutschen Öko­
nomie - oder aber der Diskredi tierung des fran zös ischen Vorgehens im Allgemeinen. D. F. BuxTON, 
The War for Coal and Iran, 1921. 
88 Unterzeichnet wurde das Dokument u. a. von Arthur Henderson. LHAS C, National Executive 
Committee, Resolution des »Special Emergency Conference on Unemployment and the Imernational 
Situation«, 8.12. 1921. LP/EC/ Minu tes/Juli -Dezember 1921. 
89 »Reso/ved to recommend lo the Executive Commillec !hat !he Labour Party send a Commission of Enquiry 
to Cermany in order to investigate, among other things, the conditions of the working dass in !heir beani1g in 
Cermany's capacity to pay an indemnity and their reaction upon economic conditions in 1his country.« LHASC, 
Advisory Committee on International Question s, Minutes, 9.3-1921, IAC/ 1/ 125. Eine erste Delega­
tion wurde bereits im März 1920 entsandr, unter Beteiligung der SFTO sowie der belgi schen Arbeiter­
partei, LHASC , Labour and Sociali st Internati onal, Brief von Gi lli es an Huysman s, 20.2.1920, LSI/ 

I0/ 1/2. 
90 LHASC, Labour and Sociali st International , Konferenz von Genf, 5.8. 1920, LSI/ 10/ 1/ 8. 
91 »Men were imprisoned becausc they could not pay their deb!s. They were nol al/owed /o work. But they could 
possess no property but had 10 give it to their creditors. [. . J Central Europe cannotftet its cht!drcn from its own 
resources. No se!frespect,ng people could endure a syslem such as that. Exchange of goods ought to be rendered 
possible and encouraged. Cermany shou!d not be allowed to stif.Jer through !ack rifjertilizers and fadder while 
Creat Brita,n possessed /arge supplies of phosphales. They oughl to be sent to Cermany to ensure adequate 
harvesls. « Ebd. 
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wurde - pro deutsche Republik, pro europäischen Wiederaufschwung und gegen 

überzogene Reparationszahlungen. 92 Eine Stärkung der deutschen Wirtschaft wur­

de als Schlüssel interpretiert , erstens Frankreichs Vorherrschaft auf dem Kontinent 

zu stören und zweitens di e fragile ökonomische Situation überwinden zu können. 93 

D ass jedoch Parteitags- und Konferenzbeschlüsse nicht gezwungenermaßen in 

praktische Politik umgesetzt werden mü ssen , wird an der mass iven Kritik der Inde­

pendent Labour Party deutlich. Bereits kurz nach Kriegsende echauffierte sich Ram­

say MacDonald stellvertretend für die ILP über das passive Verhalten der »Parlia­

mentary Labour Party« (PLP) im briti schen Unterhau s: 94 Als Lloyd G eorge di e 

Eckdaten des Vertrages präsentiert habe, sei die Labour Party auf keinen seiner 

»eklatanten« Schwachpunkte eingegangen, so M acDonald in seiner Kolumne für 

den »Glasgow Forward«. 95 N ach seiner Berlinreise im Juli 1920 zeigte er sich ge­

schockt über die »large hungry eyes« der deutschen Kinder und wies mehr denn je 

auf di e Notwendigkeit einer Revision des Versaill er Vertrages hin. 96 

Die Vorwürfe von MacDonald waren, retrospektiv betrachtet, sicherlich berech­

tigt , insofern sich in praktischer Hinsicht kaum Hilfeleistungen nachweisen lassen, 

di e der deutschen Republik unmittelbar geholfen hätten. 97 Zwar wurden die Leser 

des »Labour Leader« jede Woche über die »Situation in G ermany« unterrichtet und 

92 Su ssex Daily News, 23- Juni 1921. 
93 Insbesondere C. R. Buxton äußerte sich überdeuLlich zu den Folgen einer erfolgreichen fra nzös i­

schen Machtpolitik : »France will broaden the basis ef her power to an enormous extenL, !f she succreds in 
mamiig und er her contro/ the industria/ area ef Lorraine and L uxemburg [. . ]. This, apart Jrom fu!ure possibi­
lities ef development in Russia, wou/d mean by far the strongest complex in Europe to which on!y America would 
have anything similar and equal to show. « L ondo n School of Economics (LS E) Archives, Bu xton Papers, 

The Ruh r and the Rhineland, 19 21 - 1924 . Das Schriftstück wird auf das Jahr 1920 daLiert. LS E/ NL 

Bu xton/7. 
94 Im Jahre 1922 wurde M acDonald noch deutlicher und sLellt e in einem Artikel für den »Forward« 

di e rhetorische F rage: »Where is the Opposition«? Diese vergleichsweise kriti sche Haltung des spä­

teren Zugpfe rdes der Partei erkl ärt sich vor all em aus seiner Biographie heraus: In den früh en 20er 

Jahren war M acD onald damit beschäftig t, den im Ersten Weltkri eg erli ttenen Ansehensverlust zu 

kompensieren und ein politisches Comeback zu wagen. Seinen Sitz im brit ischen U nterhaus hatte 

er aufgrund seiner scharfe n O ppos ition zu r Kriegspo li tik seiner Partei (und sein es Landes) verlo ren. 

E r galt infolgedessen als persona non grata und wa r gezwungen, sich mit klaren Posi ti onen zu pro­
fili eren. Insofern überrasch t es kaum , dass seine Aussagen ungewohn t radikal erscheinen. Interessant 

ist indes, dass in etwa zur gleichen Zeit ein ähnlicher Vermerk des AC IQ fo rmuliert wurde, allerd in gs 

in Bezug auf di e pass ive H altung der PLP zum Zeitpunkt der beginnenden Ruhrkrise. Ergo kann 

zumindest kon stati ert werden, dass di e im Parlament fo rmuli erte, zu »moderate Kritik« der PLP (an 

der bri t ischen Regierung) ni cht nu r bei M acDonald, sondern auch im ACIQ auf A blehnung stieß. 

Vgl. D. M ARQYAND, Ramsay M acDonald, 1977, S. 272 f.; LHASC, Adviso ry C ommiLLee on Inter­

nati o nal Ques tions, M inu tes , 14. 12. 1922 , TA C/ 1; zur Kriti k von M acDonald , siehe auch: London 
School ef Economics (LSE) Archives, N.A.C .; I.L.P. M inu tes, M inu tes of mceting of the N at ional 

Admini strative Council oC the Independent Labour Party, 3. 4 . 1919 , LSE/ ILP Minutes/3/ u / 55. 
95 H ierzu: D. M ARQYAN D, Ramsay MacDo nald , 1977, S. 251. 
96 Ebd., S. 260. 
97 Eine Ausnahme stellen die materiell en H ilfeleis tungen dar, die zur Bekämpfung der Kinderarmut 

in D eutschland geleistet wurden. Unter dem M otto »save thc children« hatte die britische Regierung 

auf Initiative der Labour Party eine Summe von 200.000 Pfund S terling bereitgestell t. LHASC, 

Labour and Socialist In ternat ional, Konferenz von Gen( 5. 8. 1920, LSl/ 10/ 1/ 8. 
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die angesprochenen Deutschlandreisen britischer Politiker führten dazu, dass sich 
mehrere Außenpoli tiker der Partei rür das Schicksal Deutschlands interessierten 
oder gar verantwortlich fühlten. 98 Allerdings konnte diese pro-deutsche Haltung 
im Lager der außenpolitischen Experten nur bedingt in messbare politische Beschlüs­
se umgemünzt werden, die eine unmittelbare Einflussnahme zur Folge gehabt hät­
ten. Faktisch beschränkte sich die Hilfe auf publizistische Unterstützung in Zeitun­
gen und Zeitschriften sowie auf diverse Finanzspritzen für die deutsche 
Sozialdemokratie - die indes zweifelsohne beachtlich waren: Von 1918 bis 1923 flo s­
sen umgerechnet eine Million Euro von den Kassen der britischen Labour Party auf 
die Konten der deutschen Sozialdemokratie. 99 Hierfür waren die erwähnten Reisen 
in das wirtschaftlich geschwächte Deutschland von entscheidender Bedeutung, weil 
die vor Ort gewonnenen Eindrücke publi zistisch verarbeitet wurden und die Hilfs­
bereitschaft auf Seiten der Labour-Parteiführung maßgeblich beeinflussten. Die fi­
nanzielle Unterstülzung selbst ging zu einem großen Teil auf den Einfluss Tom 
Shaws zurück, der sich äußerst vehement rür die Unterstützung der deutschen 
Schwesterpartei ein setzte. 100 

Die finan ziell beachtliche Hilfeleistung für die SPD stimmte die ILP jedoch 
längst nicht zufrieden: Wie MacDonald kritisierte auch Philip Snowden die passive 
Haltung der PLP, verlangte eine Intensivierung der Propaganda und plädierte wei­
terhin entschlossen für eine Revision des Friedensvertrages. Des Weiteren warnte er 
vor einer Idealisierung des Völkerbundes, wie sie von einem Teil der Partei betrieben 
werde. Anlass für diese Äußerung war gewissermaßen ein außenpolitischer Paradig­
menwechsel, der sich innerparteilich abzeichnete: Die Parteiführung um Arthur 
Henderson favorisierte mehr und mehr die Installierung einer starken internatio­
nalen Organisation und bezeichnete dementsprechend die Stärkung des Völkerbun­
des als ei nes ihrer Primärziele. 101 Eben diesen Punkt kritisierte der linke Parteiflügel 
um die ILP, für di e der Völkerbund nichts weiter als »the latest topical costume in wh;ch 
lmpert'alism appears al a fancy dress ball«, oder aber eine »League ef pharisees« war. 102 

98 W. KRI EGER, Labour Party und Weimarer Re publi k, 1978, S. 124 f 
99 S. BrncER, Internat iona li smus als Lippenbekenn tni s?; in: J. MITTAG (Hrsg.), Politische Parteien 

und europäische Integra tion, 2006, S. 197-213; hi er: S. 208 f. 
100 Ebd . 
101 Dies wird auch anhand verschiedener Berichte des AC IQ deutlich, in denen die Bedeutung des 
Vö lkerbundes, meist von Leonard Wooll, unterstri chen wird. Es war vor allem der rechte Parteiflügel, 
der auC eine Änderung der außenpoliti schen Strategie drängte, während die lLP in ers ter Linie für 
eine Revision von Versailles und die direkte Unterstützung der deutschen Wirtschaft plädierte. Eine 
ähnliche Position wurde zwar auch von der Parteiführung um Arthur Henderson vertreten - aller­
dings mit deutlich geri ngerer Erwartungshaltung: In seinem politischen Statement »Labour and 
Foreign Affairs«, das 1922 veröffentli cht wurde, machte er zum Beispiel al lzu deut lieh, dass bestenfall s 
ei ne graduelle Veränderung des Friedensvertrages zu erwarten sei. Umso en tschiedener plädierte Hen­
derson dafür, sä mtliche H offnungen der Partei auf den Völkerbund zu se tzen, so ineffi zielll dieser 
auch momentan sein möge. H . R. W1NKLER , Path s not taken, 1994, S. 90; LHASC, Advi sory Com­
mittee on In ternational Questi ons, Minutes, 20.3. 1920, IAC/1. 
102 Eine weitere wichtige Figur diesbezüglich war der Journali st H. N. Brailsford, der ebenfall s der 
ILP angehörte. In sei nen Artikeln warnte er vo r ein er fran zös ischen Dominan z und zeigte wie 
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Betrachtet man die außenpolitische Entwicklung der Labour Party von 1919 bis 1923, 
so lässt sich ein großes Verlangen nach einer handlungsfähigen internationalen Or­

ganisation feststellen. Eben deshalb versuchte die Partei unter anderem, Verantwor­

tung zu übernehmen und die in sich gespaltene Sozialistische Internationale zu ver­

einen. Die ökonomische Krisis wurde als direkte Folge der exorbitanten Belastung 

der deutschen Wirtschaft durch die Bestimmungen des Versailler Vertrages inter­

pretiert, weshalb eine Unterstützung der deutschen Republik naheliegend war ( eben­

so wie Vorbehalte gegenüber dem als zu dominant empfundenen Frankreich).103 

Da die angestrebte Revitalisierung der Sozialistischen Internationale indes nur 

sehr schleppend umgesetzt werden konnte, insbesondere nach der Gründung der 

Kommunistischen Internationale 104 und den damit einhergehenden Komplikationen, 

gewann der Völkerbund im Denken der führenden Köpfe der Partei sukzessive an 

Attraktivität, 105 was sich unter anderem daran messen lässt , dass nicht nur Arthur 

Henderson, sondern auch Ramsay MacDonald ab 1922 dazu überging, di e Institu­

tion in einem anderen, positiven Licht zu betrachten. 106 Mit in dieses Bild einer 

»wirklichkeitsnahen« außenpolitischen Orientierung passt aus innenpolitischer 

Hinsicht der Umstand, dass die Labour Party im Zuge der im Oktober 1922 statt­

findenden Unterhauswahl einen großen Erfolg erringen konnte und sich als zweit­

stärkste Kraft hinter der konservativen Partei zu etablieren schien. Faktisch hatte die 

Labour Party in den frühen zwanziger Jahren einen beträchtlichen Sprung nach vor­

ne gemacht, was sich nicht nur an den stark anwachsenden Mitgliederzahlen oder der 

umfassenden Neustrukturierung bemerkbar machte, sondern auch an der mittler­

weile realistischen Aussicht, Regierungsverantwortung übernehmen zu können. 107 

MacDonald und Snowden Parallelen zum napoleonischen Zeitalter auf Ähnlich kritisch zeigte sich 
die »Union of democratic control «, der unter anderem die Labour-Poliliker E. D. More! und N. An­
gel! angehörten und die sich im Zuge des Ersten Weltkrieges herausbildete (und aus liberalen und 
sozialdemokratischen Politikern zusammensetzte). H . R. W1 NK LER, Paths not taken, 1994, S. 70. 
103 Diese Haltung wurde in Grundsatzreferaten des AC IQ zur Reparationsk ri se und der Notwendig­
keit der Unterstützung für Deutschland bekräftigt. Hierzu z.B.: LHAS C, Advisory Committee on 
lnrernational Questions, Minutes, Dokument zur Reparationskrise ( ohne Titel), 22. 4. 1921 , LP / !AC/ 
Memos 1921-24-
104 Die Haltung der Labour Party gegenüber der Kommunisti schen In ternationale wird in einem 
gesonderten Folgekapitel ski zz iere werden. 
105 Verweise auf die »True League of Nations« finden sich indes schon in Ende 1921 publi zierten 
Flugblättern, deren Breitenwirkung nicht unterschätzt werden darf. LHASC, Advisory Committee 
on International Question s, Minutes , Flugblatt, 1921, LP/ TAC/ Memos 1921- 24; H. R. W1NKLER, 
Paths not taken, 1994, S. 90 f. 
106 Grundlegend zur Haltung der Partei zum Völkerbund war das Dokument von Leonard Woolf 
mit dem Titel »The League of Nation and Disarmament« - »The rea l League and the present 
League«. Kern seiner Ausfü hrungen ist die Idee des Völkerbundes als »Council of Conciliation « 
sowie die Forderu ng nach ei nem Völkerbund der Völker. LHASC , Advisory Committee on Inter­
national Questions, Minutes, The League of Nation and Disa rmament, 22. 7. 1922, LP / !AC/ Memos 
1921- 24. 
107 Eine große Rolle mag diesbezüglich die Perspektive gespielt haben, Regierungsverantwortung zu 
übernehmen und sich im Völkerbund selbst, stellvertretend für Großbritannien, zu profilieren. 
MacDonald selbst war seit Oktober 1922 wieder Mitglied des Parlaments und konnte se ine frühere 
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Dementsprechend ist den Historikern Henry R . Winkler und David Marquand zu­

zustimmen, wenn sie um 1922 eine entscheidende außenpolitische Kehrtwende der 

Partei konslatieren - weg von der absoluten Ablehnung der N achkriegsordnung, hin 

zu einem deutlich flexibl eren und pragmatisch eren Politikverständnis unter Mitein­

beziehung des Völkerbundes. 108 Eingeleitet wurde dieser Kurswechsel von Arthur 

Henderson, einem Mann also, der anders als MacDonald oder Snowden kein Mit­

glied der ILP war und sich dem Extremismus des linken Flügels dementsprechend 

entziehen konnte. Im D ezember r922 konstatierte er auf dem Weltfriedenskongress 

in Den Haag, dass ein europäischer Frieden nur im Rahmen des Völkerbundes ko­

ordiniert werden könne. 109 Dieser Satz darf nicht nur als Kampfansage an di e partei­

internen Kritiker verstanden werden, sondern auch - auf internationaler Ebene - als 

klare Absage an den ursprünglichen Anspruch der Internatio nale, di e gesteckten 

Ziele (Kriegsverhütung, Abrüstung, Revision von Versailles) möglich st aus eigener 

Kraft zu erreichen. Labour wollte mehr denn je einen pragmati schen Politikstil ver­

folgen und die gesteckten Ziele in Zusam menarbeit mit koopera tionsbereiten Kräf­

ten im kon servativ-liberalen Lager erreichen. Die Rekonstruktion der Internationale 

war hierfür ein wichtiger, wenngleich nicht zwingend notwendiger Schritt, auch 

wenn der Organisation weiterhin ein hoher Stellenwert eingeräumt wurde. 

3.2.2. Haltung der SFIO, 1919- 1922: Reparationifrage als Sicherheitsproblem 

Anders als di e Labour Party analysierte der »Conseil National« der SFIO die Re­

parationsfrage in erster Linie als Sicherheitsproblem. Zwar wurde dem ökonomischen 

Wiederaufbau eine wichtige Rolle eingeräumt 110 - jedoch hatte das Verhindern einer 

erneuten Konfrontation zwischen den beiden Staaten dies- und jenseits des Rheins 

oberste Priorität. 

Eine ähnliche Haltung wurde auch von der politischen Mitte sowie der gemäßig­

ten Rechten in Frankreich eingenommen, wenngleich mit dem entscheidenden Un­

terschied, dass die im Versailler Vertrag fixierten Vertragsbestimmungen dafür sor­

gen sollten, Deutschland qua »lex concractus« klein zu halten, um die Möglichkeit 

Rolle als Aushängeschild der Partei wieder zurückerobern. Überhaupt stand di e unmittelbare Nach­
kriegszeit im Zeichen der Labour Party, die sich binnen kürzes ter Zeit als besse re Altern ative zu den 
ze rstrittenen Liberalen präsenti erte. Die Wahl des briti schen Unterhau ses im selben Jahr verhalf 
Labour dazu, zweitstä rkste Partei nach der »Conservative and Unioni st Party« zu werden . F. BEDA­
RIDA, Der Soziali smus in Großbritanni en; in: J. DRoz u. a. (Hrsg.), Geschi chte des Soziali smus, 1977, 
Bd. XI, S. 8; H. R. W1NKLER , Paths not taken, 1994, S. 92. 
108 Ebd., S. 92/r; D. MARQ!:)AND, Ramsay MacDonald, 1977, S. 272ff.; S. H owE, Labour and inter­
national affairs; in: D. Tanner et al. (Hrsg.), Labour's Firs t Centu ry, 2000, S. 11 9- 150 . 
109 H . R. W1NKL ER, Paths not taken, 1994, S. 94 . 
110 Z um Bei spiel auf der Konferen z von Lu zern , auf dem die Zweite Internationale kurz nach dem 
Berner Kongress tagte; Pi erre Renaudel konstatierte hi er stel lvertretend f"ür die SFlO die Notwendig­
keit, nach dem Weltkrieg für ein ökonomisches Gleichgewicht zu sorgen. Le Parisien, 9. August 1919. 
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einer erneuten Konfrontation vorab zu minimieren. 111 Berücksichtigt man Frank­

reichs politische Ausgangsposition nach dem Krieg, erscheint diese Sichtweise 

durchaus nachvollziehbar: In der Bevölkerung gab es hohe demographische Verluste 

- über 1,3 Million französischer Soldaten waren gefallen-, die Geburtenrate war 

stark zurückgegangen und hinzu kam eine große Zahl von Kriegsinvaliden und 

Kriegsversehrten. 112 Des Weiteren waren die wirtschaftlichen Folgen des Krieges 

geradezu verheerend für das Land, insofern vor allem die wirtschaftlichen Z entren 

in Nord- und Ostfrankreich schwer verwüstet wurden. 113 Ebenso schwere Einbußen 

musste der agrarische Sektor hinnehmen, was zu einer nachhaltigen Störung des 

Außen- und Binnenhandels führte. Nimmt man dann noch hinzu, dass auch das 

Nationalguthaben um 25% zurückgegangen war und es in der unmittelbaren Nach­

kriegs zeit zu einer Inflation kam, so überrascht es kaum, dass die nationale Begeis­

terung im Begriff war, einer großen Ernüchterung zu weichen. »Zwei Faktoren hallen 
zunächst die Nation noch geeint erscheinen lassen: einmal die Hef.foung aef hohe deutsche 
Reparationszahlungen und zweitens die Unklarheit über die tatsächlichen Kriegsschäden, de­
ren Ausmefs zu diesem Zeitpunkt noch deutlich unterschätzt wurde. In Frankreich heflie man, 
nach Kriegsende an die Vorkriegszeit anknüpfen zu können [. . ].« 114 Daran wird deutlich, 

dass die erhofften deutschen Reparationszahlungen in der französischen Öffentlich­

keit eine Art Stütz- und Kittfunktion einnahmen. Der errungene Sieg und der da­

durch entfachte Nationalismus sollten ebenso wie die Aussicht auf rasche materielle 

Wiedergutmachung dazu beitragen, die aufgebrochenen gesellschaftlichen Konflikte 

einzudämmen und Frankreich zu alter (wirtschaftlicher) Stärke zu verhelfen. 

Eben aus diesem Grund räumten außenpolitische Vordenker wie Vincent Auriol, 

Leon Blum, Pierre Renaudel oder Albert Thomas der Klärung der Reparationsfrage 

eine große Rolle ein: Relativ früh schon warnte die Partei vor den eklatanten wirt­

schaftlichen Folgen des Versailler Friedenswerkes für die europäische Nachkriegszeit 

und insbesondere für die geschwächte deutsche Republik. Vincent Auriol konstatier­

te bereits im Jahre 1920 vorausschauend: »La bataille des reparations est commencee« 115 

- und unterstrich damit das dem Vertragswerk innewohnende Konfliktpotential: Für 

die SFIO waren Reparations- und Sicherheitsfrage nicht voneinander zu trennen, 

weil die hohen französischen Zahlungserwartungen als systemdestabilisierender 

Faktor für die deutsche Republik interpretiert wurden. Was also Frankreichs Wie­

deraufbau forcieren sollte, sei für die deutsche Wirtschaft wiederum Gift, so das 

111 Zur französischen Deutschlandpolitik im Allgemeinen: L. ZIMMERMANN , Frankreichs Ruhrpoli­
tik von Versailles zum Dawes-Plan, 1971; J. BARIETY, Les rclations franco -allemandes apres la pre­
miere guerre mondiale, 1977; W. McoouGALL, France's rhineland Diplomacy, 1978. 
112 Hierzu: D. NER1 -ULTSCH, Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 69 f; 
E. L. BocART, Direct and indirect costs of the great world war, 1919, S. 272 ff; A. SAuvY, Histoire 
economique de la France entre lcs deux guerres, 1965, S. 19-34. 
113 E. L. BocART, Direct and indirect costs of the great world war, 1919, S. 285ff; D. NERI-ÜLTSCH, 
Soziali sten und Radicaux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 69 ( 
114 Ebd., S. 70. 
115 Journal officiel de Ja Republique fran~aise . Debats parlementaires. Chambre des deputes. Comptes 
rendu s in extenso, Paris 1919, S. 4248. 
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Fazit eines 1921 veröffentlichten Manifests. D araus wurde von den Sozialisten gefol­

gert, dass sich der »bloc national« mit seiner Politik selbst ein Bein stelle - vor allem 

dann , wenn die deutsche Republik an den Folgen der ihr aufoktroyierten Reparati­

onszahlungen zusammenbrechen sollte und ein erneutes Zeitalter der Reaktion an­

brechen würde. 116 

Die Ächtung des Vertragswerkes war allerdings aus Sicht der SFIO keineswegs 

selbstverständlich: In sbesondere die Parteimehrheit um Pierre Renaudel und Albert 

Thomas haderte mit der Ablehnung des Versailler Vertrages, was sich daran mani­

festierte, das s sie sich bei der Abstimmung über den Frieden svertrag ihrer Stimme 

enthielt , während di e »Minorite« um Jean Longuet klar dagegen votierte. 117 Zu grö­

ßeren innerparteilichen Querelen aufgrund der außenpolitischen Divergenzen kam 

es allerdings ni cht: Von r919 bis 1920 profitierte die SFIO-Führung davon, dass kein 

Parteikongress stattfand, so dass die Parlamen tsfraktion nahezu eigenständig in Zu­

sammenarbeit mit der C.A.P. die außenpolitische Linie bestimmen konnte - ohne 

dabei die Parteibasis miteinbeziehen zu müssen.118 Faktisch konnte man sich auf 

diesem Wege sukzess ive darauf einigen, die Zusammenarbeit mit der durch den Ber­

ner Kongress »rehabilitierten « USPD zu forcieren 119 und gemeinsam mit den Par­

teien der ehemaligen »Entente Socialiste« eine Fixierung der zu zahlenden Repara­

tionssumme auszuarbeiten sowie final die »Schuldfrage« der MSPD zu klären. Auf 

nationaler Ebene sollte die Parlamentsfraktion wiederum Druck auf den bloc natio­

nal ausüben und dadurch ein Umdenken bewirken. 120 

11 6 A.N., SERIE F/ 7. PoucE GENERALE, Parti sociali ste er parti communisle (fevrier-septembre 
1921 ) ; Appel du parti sociali ste, April 1921, F/7/12893. 
117 Elf Abgeordnete der SFIO gehörten zud em der zugehörigen Kom mission an, die über die Aus­
arbeitung des Vertrages beraten hatte. Bei der Abstimmung selbst stimmten 49 Abgeordnete gegen 
den Vertrag, zwei dafür, während sich 33 ihrer Stimme enthielten. R. GoMRIN, Les socialistes et la 
guerre, 1970, S. 13-
118 Ebd., S. r5f. 
119 Ein Beispiel hierfü r ist der Grü ndungskongress der »Zweieinhalbten« Internationale in Wien, der 
am 27.2. 1921 stallfa nd. Die Loslösung von der II. In ternat ionale wurde vor al lem auf'Iniliative Fried­
rich Adlers sowie den drei abtrü nnigen Paneien - USPD, SFIO und ILP - betrieben, wobei vor all em 
die Z usammenarbeit mit der deulschen USPD aus Sicht der fran zösischen Sozialisten als besonders 
eng beschrieben werden kann. Frühe symboli sche Gesten im Hinblick auf eine Verständigung bzw. 
Ann;iherung zwischen USPD und SFIO lassen sich hierbei auch auf parlamentar ischer Ebene nach­
weisen. So solidari sien e sich Jean Longuet bereits im September 1919 im fran zösischen Parl ament mi t 
den deutschen Unabhängigen. A.N., SERIE F/7. Pou cE GENERALE, Parti Sociali ste & Parti Commu­
ni ste, Polizeibericht vom 7.3- 19 21, F /7 / 12893; Liberte, 3-9. 1919. 
120 Einer der wichligs len Parlamentsredner der SFIO war bereits zu diesem Zeitpunkt Leon Blum. 
Obschon das Machtvakuum innerhalb der SFIO nach dem Tod von Jaures lange Zeil ungeklärt blieb, 
übernahm er sukzessive, gemeinsam mir Auriol , Renaudel oder Longuet , die außenpolitische Füh­
rungsrolle. Während Auriol die finan ziell e Ebene in seinen Reden abdeckle, bemühte sich Blum vor 
all em darum, die Folgen des Versai ller Venrages für das europäische Sicherheit ssys tem in seiner 
Gesamlheil zu themati sieren. Im franzö sischen Parlamenl kam er beispielsweise in einer am 15.4.1920 
gehaltenen Rede zu dem Faz it, dass das Verh:iltnis zwi schen Schuldner und Gläubiger auf einer 
gegensei tigen Abhängigkeit beruhe und zu fragen sei, ob Frankreich bei all er mili tärischen Über­
legenheit tatsäch lich diejenige Macht sei, die den Ton angebe. L. BLuM , Lulle contre 1c bloc nat ional; 
in: A. MICHEL (Hrsg.), L'Oeuvre de Leon Blum, 1972, Bd. 3- 1., S. 82 ff. 
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Anders als in Großbritannien gab es auf parlamentarischer Ebene allerdings keine 
Aussicht auf Regierungsbeteiligung. Die Wahlen von 1919 bescherten der SFIO ge­

rade einmal 68 von 619 Sitze in der französischen Nationalversammlung und die 

nächste Wahl fand erst im Jahre 1924 statt. 121 Zwar war die unmittelbare Nach­

kriegszeit in beiden Ländern von der Dominanz der Konservativen geprägt, jedoch 

kann die beinahe trostlose Situation in Frankreich kaum mit dem englischen Beispiel 

verglichen werden: Der »bloc national« hatte einen erfolgreichen Wahlkampf gegen 

das bolschewistische »Schreckgespenst« geführt und konnte infolgedessen 419 von 

619 Sitze für sich verbuchen. Die während des Weltkrieges kurzzeitig überwundenen 

Schranken zwischen Bürgertum und Sozialisten wurden wieder aufgebaut, was in 

Verbindung mit der allgemeinen Radikalisierung der Arbeiterbewegung zu einer 

Entfremdung zwischen beiden Lagern führte. 122 Während der Kampf gegen den 

Bolschewismus ein Integrationsmittel für politische Mitte und Rechte war, wurde 

von immer größeren Teilen der Arbeiterbewegung die Orientierung am sowjetischen 

Modell verlangt sowie der Anschluss an die 1919 gegründete Kommunistische Inter­

nationale. Innerhalb der SFIO gipfelten die parteiinternen Auseinandersetzungen 

zwischen Gegnern und Befürwortern Moskaus schlussendlich in der Spaltung der 

Partei auf dem Parteitag in Tours (25.-30. 12.1920 ), 123 wo die Gründung der »Secti­

on fran~aise de l'Internationale communiste (SFIC) «, später »Parti Communistc 

Fran~aise (PCF)«, mit überwältigender Mehrheit beschlossen wurde. Dies hatte zur 

Folge, dass die SFIO materiell und moralisch am Boden lag und die Zukunftsaus­

sichten des Sozialismus in Frankreich mehr als düster aussahen. 124 

121 Ein grundsätzliches Problem des 1919 geführten Wahlkampfes war, dass die SFIO sich erstens 

kl ar von der »Union Sacrcc« disLanziene und zweitens Bündniszusage kategorisch ablehnte, auch miL 

den Liberalen bzw. den Radikal sozialis ten. Die nach dem Weltkrieg ein setzende Radikali s ierung der 

Arbeiterbewegung sowie die nicht vorhandene Distanzierung von den Kommunisten führten in s­

gesamt zu einer Marginali sierung der SFIO. Diese PoliLik erschwerte der Partei indes ei n erfolg­

reiches Abschneiden im bereits angesprochenen Wahljahr 1919. D . N rn1 -ÜLTSCH , Sozialisten und 

Radicau x - eine schwierige Allianz, 2005, S. 70 f 
122 Ebd., S. 71. 
123 Kern des Parteitages waren vor allem di e tumultuarischen Auseinandersetzungen um den richti­

gen Kurs sowie die scharfen Anfeindungen gegen Leon Blum , der s ich am deutlichsten gegen den 

Kommunismus aussprach. Der PaneiLag müsse sich für Sozialismus oder für Kommuni smus ent­

scheiden, so se in Fazit. Einen Mittelweg gebe es nicht. Am Ende stimmten 3208 Abgeordnete für 

ei nen Anschluss an di e III. Internationale, bei nur 1022 Gegenstimmen. G. ZIEBURA, Leon Blum, 

1963, Bd. , , S. 202 f, Grundlegend zur Parteispaltung und den Folgen: T. JuoT, La rcconstruction du 

parti sociali ste, 1976; G. LEFRANC, Le mo uvement socialiste sous la Troi sicme Republique, 1963, 

2 Bde.; wichtige Dokumente zur Spaltung zwischen SFTO und SFIC: L'OURS, Publication s mensu­

ell e edi tee par !'Office Universitaire de Recherche Socialiste. Cahier et Revue, No. 32, 1972: Histoire 

du Parti Socialiste, SFIO: Troisieme panie (1920 ). La scission; Zum Parteitag im Speziellen: 

J. CHARLES et al. (Hrsg. ), Le congres de Tours, 1980; aus deutscher Perspektive (zeitgenössisch) siehe 

auch den Artikel von Hilferding in der »Freiheit« respektive die Rezension hiervon in der ,,Populaire«: 

Le Populaire, 14 . 1.1921 (» Hil ferd ing sur la scission«) . 
124 Das Zeitungsorgan (Humanite) und ein beträchtlicher Teil des Partcieigemums waren den Kom­

munisten in die Hände gefallen. Als Tageszeitung blieb nur eine sich am Rande des Bankrotts befin­

dende »Populaire de Pari s«, ein st gegründet von dem Marx-Enkel Jean Longuet. Neben den materiel­

len Verlusten sowie dem Absprung zahlrei cher Abgeordneten, kam schlussendlich noch eine tiefe 
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Immerhin war der außenpolitische Kurs der Partei zumindest auf den ersten Blick 

recht eindeutig: Aus der stri kten Ablehnung des Versailler Vertrages folgte der An­

spruch, die Kriegsschuldfrage von der Reparation spflicht zu trennen. Deutschland 

sollte die materiellen Schäden bezahlen , allerdings nicht aufgrund des >, Siegerrechts «, 

sondern im Sinne einer »Haftungspflicht« (ähnlich wie in den Wilsonschen 14 Punk­

ten formuliert). Diese insbesondere von Leon Blum formulierte Haltung kann aller­

dings nicht darüber hinwegtäuschen, dass der deutsche Nachbar nach wie vor der 

Hauptschuldige blieb - selbst wenn konsequent von einem »Schadensersatz« und 

nicht von einer deutschen »Schuld« gesprochen wurde. 125 Dieser Kurs setzte sich par­

teiintern sukzessive durch , auch wenn vor allem di e »Majoritc« um Pierre Renaudel 

große Probleme damit hatte, die eigenen Erwartungen zu korrigieren und den ver­

gleichsweise moderaten und auf Ausgleich bedachten Kurs von Blum anzuerkennen. 

In Polizeiberichten wurde Renaudel als »bourgeoiser« Sozialist abgestempelt, der 

ebenso wie Thomas oder L. Blum mit »imperialist ischen Kräften« kollaboriere (im 

Besonderen wird auf die Rolle von Thomas als Präsident des BIT eingegangen). Dass 

diese Einschätzung nicht von ungefähr kommt, wird an einem andere Berichtdeut­

lich, der kurz nach dem Kriegsende (24.2.1919) verfasst wurde: Während die CAP 

tagte, skandierten die Massen außerhalb des Gebäudes di e Namen großer Revoluti­

onsführer wie Luxemburg, Liebknecht oder Lenin. Unterdessen sprach sich Pierre 

Renaudel im »Salle Emile Zola« für eine komplette Demobilisa tion Deutschlands 

aus, verlangte eine vollständige Entwaffnung und die Zahlung der geforderten Re­

parationen, wenngleich er deutlich machte, das s die französischen Forderungen uto­

pisch seien und aufgrund der tumultuarischen Entwicklung in Berlin nicht erfü llt 

werden könnten. Außerdem gab er zu bedenken, dass die D eutschen auch einfach 

aufhören könnten zu arbeiten, nur um sich an Frankreich zu revanchieren. Renaudel 

gehörte auch jenen an, die sich im Lager der SFIO klar für die Rückgabe Elsass­

Lothringens ausgesprochen hatten. Auf einem privaten Treffen , das am 10.3.1919 
stattfand, an dem auch Salomon Grumbach teilnahm, bemerkte er zudem, dass Eis­

ner ein »bayerischer Diktator« sei, Deutschland nicht in den Völkerbund dürfe und 

der Bolschewismus überall bekämpft werden müsse. 126 

ideologische Desorientierung hinzu: Der Streit um den richtigen Kurs war nach wie vor brandaktuell 
und der Konnikt zwischen linkem und rechtem Flügel allgegenwärtig. Um nur ein konkretes Beispiel 
zu geben: Als Albert Thomas im Frühjahr 1921 (nach dem Parteitag von Tours) das Amt des Vor­
sitzenden des »Bureau International du Travai l (BIT)« übernahm , wurde er al s französi scher »Gustav 
Noske« bezeichnet und damit als Arbeiterverräter gebrandmarkt. A.N., SERI E F/ 7. PoLI CE GENERA­
LE, Pani social iste et parti com muni ste (levrier-septembre 1921), Reunion du Parti Sociali ste, 14. Feb­
ruar 1921 , F/7/12893; G. Z1EBURA, Uon Blum, 1963, Bd. 1, S. 228ff 
125 Kern des SFIO-Reparationsplans war es, die entstandenen Schäden zu ersetzen, zu einem Teil in 
Form von Natural ien und dem Einsatz deutscher Arbeitskräfte in Frankreich. Die deutsche Za hlungs­
kapazität sollte bei der Formulierung konkreter Reparationssu mmen stets berücksichtigt werden. 
G. Z1EBURA, Leon Blum, 1963, Bd . 1, S. 292/f 
126 A.N., Sür E F/7. POLI CE GEN ER ALE, Pierre Renaudel, Polizeibericht vom 24.2.1919, F7 / 16001/ 2; 
A.N., SERIE F/7 . POLICE GE NE RALE, Pierre Renaudel, Polizeibericht vom 11.5.1919, F7/ 16om/ 2; 
A.N., SERIE F/7. Po LI CE GEN ERALE, Pierre Renaudel , Poli zeibericht vom 10.3-19 19 , F7/ 16001/ 2. 
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Insgesamt geht allerdings aus dem Nachlass von Albert Thomas hervor, dass sich 

diese teilweise sehr rigide Haltung gegenüber dem deutschen Nachbarn zumindest 

innerhalb der Parteiführung sukzessive änderte. Mit dazu bei trugen vor allem 

Deutschlandreisen von SFIO-Politikern wie P. Mistral oder A . Thomas, 1919-1921, 
die allesamt ein eindeutiges Bild präsentierten: Deutschland liege am Boden und 

könne die Reparationszahlungen nicht leisten. Diese Einschätzung sorgte auch in­

nerhalb der Parteirechten für ein Umdenken. 127 

Was die Rolle der SFIO innerhalb der Internationale anbelangt, so hatten die 

französischen Genossen auf dem Berner Kongress zunächst beschlossen, am Wie­

deraufbau der Zweiten Internationale tatkräftig mitzuwirken. Allerdings schwebte 

der Partei - anders als der Labour Party - eine Erneuerung der Zweiten Interna­

tionale im Geiste des Amsterdamer Kongresses 1904 vor, der sich strikt gegen den 

Reformismus ausgesprochen hatte. Als zu Beginn der zwanziger Jahre klar wurde, 

dass die Labour Party andere Pläne verfolgte und nicht nur die strikte Ablehnung der 

Kommunistischen Internationale, sondern auch das klare Bekenntnis zu legalisti­

schen Strategien einforderte - und damit auch die Abkehr vom Generalstreik und 

der sozialistischen Doktrin marxistischer Prägung-, trennte sich die SFIO kurz­

zeitig von der Zweiten Internationale und ihren Sektionen. 128 

Diese Maßnahme war gewiss ein unheilvolles Signal für die internationale Arbei­

terschaft, wenngleich an dieser Stelle explizit hervorgehoben werden muss, dass die 

tatsächliche Bedeutung der »Spaltung« gemeinhin überschätzt wird: Sowohl die 

französische als auch die britische Partei zeigten ein reges Interesse daran, auch in 

Zukunft miteinander zu kooperieren und die Disharmonie im sozialistischen Lager 

möglichst zeitnah zu überwinden, wie in Kapitel 3-3 der Arbeit noch zu zeigen sein 

wird . 129 

3-2.3. SPD: Im Spannungifeld von nationaler und internationaler Sol1daritä1 

Anders als in Frankreich oder in England bot die Situation im Deutschen Reich, 

zumindest theoretisch betrachtet, die Möglichkeit eines Neuanfangs - unter der 

Führung der SPD. Allerdings wurden der Partei durch den Versailler Vertrag sehr 

klare Rahmenbedingungen gesetzt, weshalb der Aufbau einer »sozialen Demokra-

127 Archives Privees , NL Albert Thomas, BriefThomas an Professor Aulard, 13. Dezember 1921 , 94/ 

AP/387. 
128 Zwar wurde auf dem Kongres s in Straßburg 1920 der Anschluss an die KI verhindert, indes wurde 

aur dem gleichen SFlO Paneitag die Abspaltung von der Zweiten Internationale beschlossen (mit 

4330 zu 337 Stimmen). J. BRAU NTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 209 f 
129 Daran anknüpfend stellt sich di e Frage, ob das von Heinrich Augu st Winkler vertretene Postulat, 

die SFIO habe unter der geistigen Führung Leon Blums den Nachweis erbringen wollen , die einzig 

legitime Erbin des Marxismus in Frankreich zu sein, auch im Hinblick auf die transnationale Zu­

sammarbeit aufrecht gehalten werden kann. H . A. W1NKLER, Klassenkampf versus Koalition; in: 

Geschichte und Gesellschaft, Bd . 17, 1991, S. 183- 219; hier: S. 185. 
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tie« (innenpolitisch) sowie das Verfolgen einer Friedenspolitik (außenpolitisch) nur 

auf der Grundlage des Friedensvertrages möglich war. 130 Wie bereits gezeigt, war die 

UntersLützung der Sozialistischen Arbeiterinternationale, rein realpolitisch betrach­

tet, kaum relevant gewesen: Eine positive EinOussnahme auf die Pariser Friedens­

konferenz sowie die Umsetzung des Wilsonschen 14-Punkte-Plans misslangen voll­

ständig, ein von der Internationale im Juli 1919 anberaumter »Aktionstag« gegen den 

Versailler Vertrag - geplant waren Demonstration in Frankreich, England, Deutsch­

land - musste kurzerhand abgesagt werden. 131 Zuvor war vor allem über die Kon­

takte der Labour Party zu Lloyd George versucht worden, die Verhandlungen erst 

mitzugestalten und ansch li eßend ihr Ergebnis zu revidieren, aber auch dieser Ansatz 

scheiterte kläglich. 

Sämtliche Vermittlungsversuche mit Hilfe der ehemaligen »Entente Socialiste« 

schlugen also fehl, den englischen und französischen Sozialisten waren aufgrund 

der Dominanz des konservativ-liberalen Blocks auf parlamentarischer Ebene die 

Hände gebunden, die MSPD war innerhalb der Internationale isoliert, die innenpoli­

tische Situation in Deutschland katastrophal - kein Wunder, dass die deutschen 

Sozialdemokraten das Interesse an der transnationalen sozialistischen Zusammen­

arbeit zusehends verloren. Auf der Parteiausschusssitzung vom 28. und 29. August 

1919 machte Otto Wels nicht zu Unrecht deutlich, dass die internationalen Treffen 

einen höchst provisorischen Charakter hätten und wenig zielführend seien: »Auch die 
diesmalige Konferenz in Luzern sollte nur internen, jur den kommenden gr~ßen Kongress in 
Genf vorbereitenden Charakter tragen. Es waren eigentlich nur die Franzosen, die die Absicht 
hatten, dieser Sitzung der permanenten Kommission grijseren kongressartigen Charakter zu 
geben. [. . ) Wie ein roter Faden zog sich durch die ganzen Verhandlungen, genau wie in 
Bern, die eine Forderung.· Feststellung der Verantwortlichkeiten. Wir deutschen Mehrheits­
sozialdemokraten wurden von der Mehrheit der Internationale wohl in persiinlichem Verkehr 

.freundscheftlich und achtungsvoll begrqjst usw. aber eine gewisse Spannung leugnen zu wollen, 
wiire tiiricht, wiire verkehr!. Sie liegt ef.Jenbar aef der Hand und liegt darin, was Friedrich 

130 Z u den Beratungen der SPD -Fraktion über die Annahme des Friedensvertrages : SPD -Fraktions­
sitzung, 20.6.1919; in: H . PoTTHOF F / H. Wrn ER (Hrsg.), Die SPD-Fraktion in der deutschen Na­
tionalversammlung, 19r9- 19 20, 1986, S. 10 1; allgemein zu den Rahmenbedingungen in Deutschland 
nach 19r9: E. Kou,, Internationale Rahmenbedingungen einer demokrati schen Neuordnung in 
Deutschland 1918/ 1919; in: K. D. BRACH ER/ M. FU NKE/ H.-A. jACOßSEN (Hrsg. ), Die Weimarer 
Republik 1918-1933, 1987, S. 257- 284. 
131 In Frankreich wurde der für den 21. Juli 1919 geplanLe Streik verschoben , in Großbritannien fand 
er gar nicht statt und lediglich in Deutschland und Italien kam es zu Protestzügen gegen Versailles. 
Ein sehr eindringli cher (Außen-) Bericht findet sich im NachrichLenblaLL der »Schützenbrigade 21 «, 
das am 22.7-1919 verfasst wurde: »Der Weltgenera/streik am 21 . .Juli irt klag,fich gescheiter!. Der Nieu­
Rotterdamsche Couran! schreibt treffend dazu: da in Frankreich, Italien und England der Streik ein volles Fiasko 
erlebte, so ml!fs man den Sympathiestreik in Deulsch/and als !dcherliche Komödie ansehen. In Berlin streikte man 
aho aus Sympathie_für die Arbeiter der Entente, die selber gar nicht streikten! - Die ,Internationale, und die 
deutschen lnten1ationa!isten haben sich wieder einmal blamiert. « BHStA-KA Freiwilligensammelstelle der 
Schü tzenbrigade 21, Nachrichtenblatt Nr. 52, 22.7.1919, Nr. 28. 
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Adler sagte, dqß in der zweiten Internationale immer noch allzu stark Ententepolittk getrieben 
zu werden scheine.« 132 

Immerhin äußerte W els die Überzeugung, dass »bis Ceef viel Wasser die Flüsse 
Europas entlang latifen wird« - und die »Entente-Sozialisten« im Begriff seien, die 

negativen Absichten ihrer Regierungen zu registrieren. 133 Wesentlich mehr Probl e­

me bereiteten ihm die Unabhängigen Sozialdemokraten , die sich in den Kommis­

sionsverhandlungen permanent mit der MSPD streiten würden, so sein Fazit: »Die 
Unabhängigen haben erklärt, dqß sie mit den Verrätern, den deutschen Mehrheitssoz ialdemo­
kraten, nicht zusammensitzen könnten.« 134 

Die USPD war unter den Parteien, die sich außerhalb Russlands von der Stamm­

partei abgespalten hatten, die mit Abstand stärkste. In den Reichstagswahlen vom 

6. Juni 1920 erhielt sie 4.895.000 Wählerstimmen und konnte sich nach der MSPD 

zur zweitstärksten Kraft mit 180 Abgeordneten im Reichstag aufschwingen. 135 So­

mit überrascht es nicht, dass ihr sprunghafter Aufstieg großen Argwohn im Lager 

der Mehrheitssozialdemokratie hervorrief. Die MSPD ging zwar aus den Wahlen 

zum deutschen Reichstag von 1919 bis 1930 durchweg als stärkste Fraktion hervor, 

allerdings hatte sie bei der am 6. Juni 1920 stattfindenden ReichsLagswahl - im Ver­

gleich zum Vorjahresergebnis - beinahe die Hälfte der Stimmen verloren. Weil auch 

die Koalitionspartner der » Weimarer Koalition« Stimmen verloren hatten und ein 

132 »[. . J Die Welt stand eben einmal gegen Deutschland in Waffin und auch die deutsche Sozialdemokratie isl 
nun mal flir die Parteigenossen aus den anderen l iindem der Feind gewesen. gegen den sie sich wandten. Deutsch­
land ist nach der Meinung insbesondere der französischen Parteigenossen, der.französischen M ehrheit wie Min­
derheit, verp.f!ichtet, das Schuldbekenntnis auszusprechen. Wir haben in Bern und in Luzern, mit aller Schii,fe 
und Entschiedenheit erkliirt, dqß wir ein Schuldbekennlnis unsererseits, ein Schuldbekenntnis der deutschen 
Sozia/demokralie am Kriege und an der Verliingerung des Krie,rr,es nicht aussprechen könnten, dqß wir aber die 
Schuld klarstellen wollen.« D. DowE (Hrsg.), Protokolle der Sitzungen des Parteiausschusses der SPD 
1912 bis 1921 , 1980, Bd. 2, S. 686 f 
133 Ebd., S. 687. 
134 Wels nahm die Angriffe der USPD als Anlass, sich inLern gegenüber dem eigenen Parteivorsland 
zu rechtfertigen: »Dem Klassenkamp/ haben wir niemals abgeschworen und hier haben wir nicht die Absicht. 
ihn uns durch Kompromisse mit dem Bürgertum verwiissern zu lassen. Daflil: dqßwir gezwungen sind, mit den 
Rürgerlichen zusammen die Regierung zu bilden, haben wir anderwiirts eben_falls Vorbilder. vVir haben beson­
deren Grund mit der »Resolution Renaudel« zefrieden zu sein, weil sie beweist; dqß die Politik, die der Minister 
des Auswiirtigen in Deutschland betreibt, bei allen Völkern Anklang gefunden hat und deren R egierungen 
zwingen wird, bei der Auiführung des Friedensvertrages in maßigmdem Sinne zu wirken. Al, grqßen E,:fölg 
schreibe ich uns deutschen Mehrheitssoz ialdemokraten in der Kommission .folgendes zu: dqß bei der Re,gelung der 
wirtschajilichen Fragen der Absatz r, der von MacDonald abgefasst war, eine Anderung etfahren hat, und zwar 
in der .folgenden Richtung, dqß ein Zusatzantrag angenommen wurde, der von uns gestellt wurde [. . j.« InhalL 
der in Luzern verabschiedeten Resolution war die baldige Fixierung der deutschen Reparationssum­
me (unter Berücksichtigung der SiLuaLion der deutschen Arbeiter) sowie die Zusage, dass Deut sch­
land seine Kolonien behalten könne. Ebd., S. 30. 
135 Die Part ei war 1919/ 20 über 800.000 Mitglieder stark, publizierte 55 Tageszeitungen und war 
damit der KPD in allen Belangen überlegen. Wie Julius Braunthal nicht zu UnrechL anmerkle, muss­
ten die deut schen KommunisLen gegenüber der Stärke der USPD wie eine »Sekte« anmuten - im 
Gegensatz zur USPD konnten sie zwei ReichsLagsmandate erreichen . J. BRAU NTHAL, GeschichLe der 
ImernaLionalc, 1963, Bd. 2, S. 229 f.; zur Geschichte der USPD, siehe: R. F. WHEELER , USPD und 
Internationale 1975; D. ENGELMA NN / H. NA UMANN, Zwischen SpalLung und Vereinigung, 1993. 
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Zusammengehen mit der DVP intern nicht zu vermitteln war, 136 war die SPD erst 

einmal aus der Regierungsverantwortung ausgeschieden, wenngleich ihre starke Rol­

le im Parlament implizit die Verpflichtung mit sich brachte, bürgerliche Kabinette zu 

tolerieren. Gegen di e Sozialdemokratie konnte vorerst nicht Politik gemacht werden, 

allerdings auch nicht ohne sie. 137 

Außenpolitisch trat die Mehrheitssozialdemokratie zumindes t offiziell für das 

Selbstbestimmungsrecht der Völker ein. Wie allerdings Stefan Feucht in seiner Dis­

sertation deutlich macht, wurde die tatsächliche Geltung dieses Grundsatzes 1918/ 19 
in der Baltikumfrage allzu sehr strapaz iert. 138 Zwar sprach sich die Mehrheit der 

Partei überzeugt für eine konsequente Friedenspolitik aus, indes tat sich ein Teil 

der Führung um Scheidemann, Ebert und David schwer, mit der Großmachtpolitik 

des Reiches endgültig zu brechen, was sich in dem Versuch, den Einfluss Deutsch­

lands im Baltikum zu sichern, manifestierte. Eine ähnliche Entwicklung kann indes 

auch im rechten Flügel der SFIO beobachtet werden, wo die Annexion Elsass-Loth­

ringens konsequent eingefordert wurde 139 - trotz des gleichzeitigen Versuches, Wil­

sons 14 Punkte Programm (Völkerbund, Selbstbestimmung der Völker - aber auch 

die »Rückgabe« Elsass-Lothringens) umzusetzen. 

Führende Außenpolitiker waren in den ersten Nachkriegsjahren vor allem die 

wichtigsten Partei - und Fraktionsführer wie die Vorsitzenden Scheidemann 140 und 

136 Der Ausgang der Reichstagswahl zum 6. Juni 19 20 bedeutete für die Weimarer Koalition aus 
Zentrum, SPD und DDP insgesamt eine schwere Enttäuschung. Die Verlierer waren vor allem SPD 
und DDP - zwei Parteien der oben genannten Regierungskoalition. Demgegenüber konnten vor 
allem die USPD sowie die Rechtsparteien (DVP und DNVP) zulegen. Genauere Analysen zeigen, 
dass die SPD vor all em ihre Stimmen an die Unabhängigen abgeben muss te und eben dieser Links­
ruck der Arbeiter bereitete den Mehrheitssoz ialdemokraten große Probleme. Vgl. H . A. W1 NKLER , 
Weimar, 1918- 1933, 11998, S. 138 f.;J. BRAU NTHAL, Geschichte der Internationale, 19 63, Bd . 2, S. 231. 
137 Anders al s in Frankreich oder in England ergab sich die paradoxe Situation, dass die SPD zwar 
die Mehrhei t der Stimmen auf sich vereinigte, allerdings keine Regieru ngsverantwortung ausübte. 
Grund hierfür war vor allem der Umstand, dass die DVP, die al s Koalitionspartner 1920 rein rech­
nerisch betrachtet in Frage gekommen wäre, einen anrisozialdemokratischen Wahlkampf geführt hat­
te, unter anderem mit der Parole: »Von rolen Kellen macht uns frei allein die Deutsche Volkspartei: « H . A. 
W1NKLER, Weimar, 19 18 - 1933, 31998 , S. 140. 
138 Wie Feucht deutlich macht , war es das Vorhaben des rechten SPD -Politikers August Winnig, der 
als Generalbevollmächt igte r des Reiches für die baltischen Länder eingesetzt wurde, das Baltikum an 
Deutschland zu binden. Diese Politik wurde von P. Scheidemann, F. Eben und E. David 1918/ 19 
zumindest toleriert respekt ive ignoriert. Erst al s Winnig den Vers uch unternahm , Großmachtpolitik 
gegen über England zu betreiben, kam es zu einer Au seinandersetzung mit Winnig und seiner Politik 
im Baltikum. Dies verstärkte sich um ein Vielfaches, al s die MSPD von der In ternationale und im 
Inland von der USPD »ermahnt,, wurde. S. FE UC HT, Die Haltung der Sozialdemokra ti schen Partei 
Deutschlands zur Außenpolitik wä hrend der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998 , S. 216 ff 
139 Hierzu mu ss angemerkt werden, dass es selbst im linken Flügel der SFIO Poli tiker gab, die eine 
Rückgabe Elsass-Lothringens einforderten. Unrer den Befürwortern dieser Politik befand sich unter 
anderem der Marx-Enkel Jea n Longuet. Le Populaire, 22.11.1918. 
140 Zu Scheidemann_ siehe auch se ine Memoiren: P. So-tEIDEMANN , Memoiren eines Sozialdemo­
kraten, 1928 , Ers ter Band; Literatur über Scheidernann: H. LADEMACHER, Philipp Schcidemann; in: 
W. Vo N STER N BURG (Hrsg.), Die deut schen Kanzler, 1998, S. 160-175. 
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Ebert 141 sowie deren Nachfolger Hermann Müller 142 und Otto Wels 143 . Sie alle 

waren »der Parteiorganisation verpflichtete Funktionäre«, also keine orthodoxen 

Marxisten, sondern nüchterne Pragmatiker, die sich an einer Politik des Möglichen 

orientierten.144 Nach der Vereinigung von USPD/MSPD im Jahre 1922 spielten mit 

Arthur Crispien, Rudolf Hilferding 145 und Rudolf Breitseheid 146 drei weitere Politi­

ker eine zentrale Rolle im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik. Während sich 

Ebert und Scheidemann in der unmittelbaren Nachkriegszeit insbesondere darum 

bemühten, das bolschewistische »Schreckensgespenst« zu instrumentalisieren und 

die alliierten Siegerstaaten von günstigen Friedensbedingungen für Deutschland zu 

überzeugen, trat Hermann Müller, der eine hohe Akzeptanz innerhalb der Partei 

genoss und regelmäßig mit hohen Wahlergebnissen in den Vorstand gewählt wurde, 

auch im Austausch mit sozialistischen Schwesterparteien stärker in Erscheinung: So 

war er beispielsweise auf dem Berner Kongress 1919 zugegen und hatte 1914 zudem 

als »Vermittler« zwischen SFIO und SPD fungiert, als es um die mögliche Ver­

abschiedung der Kriegskredite ging. 147 Gleichsam präsent auf internationalen Kon­

gressen und Treffen war Otto Wels, der sich wie Müller zu einer »demokratischen 

Außenpolitik« bekannte und für die Realisierung der Wilsonschen 14 Punkte ein­

trat. 

Allerdings waren die Möglichkeiten der MSPD, sozialdemokratische Zielsetzun­

gen in eine konkrete Außenpolitik zu überführen, eher limitiert. Hierfür waren ers­

tens die komplizierten politischen Bedingungen der SPD in der Weimarer Koalition 

ausschlaggebend, der Zwang zu Kompromissen mit bürgerlich-liberalen Kräften, so­

wie zweitens die fehlende institutionelle Einbindung: Im Auswärtigen Amt gab es 

nur wenige Sozialdemokraten, die in eine hohe diplomatische Stellung berufen wur­

den, 148 weshalb die Möglichkeiten, »aktiv« Diplomatie zu betreiben, eher beschränkt 

141 Vgl. P. KAMPFFMEYER, Friedrich Ebert, 1923; W. BEssoN, Friedrich Ebert, 1963; H. MoMMSEN, 
Friedrich Ebert als Reichspräsident; in: D ERs. (Hrsg.), Arbeiterbewegung und nationale Frage, 1979 , 
S. 296- 317; R. KöNJc / H. SmLL / H. WEBER , Friedrich Eben und seine Zeit, 1990; W. MüHL­
HAUSEN , Friedrich Ebert 1871-1925, 2006. 
142 M . VocT, Hermann Müller; in: W. VoN STERNBURC (Hrsg.), Die deutschen Kanzler, 1998, 
S. 191-206. 
143 H . AooLPF, Otto Wels und di e Politik der deutschen Sozialdemokratie, 1971. 
144 S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Auf?.enpolitik wäh­
rend der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 104. 
145 C. STEPHAN (Hrsg.), Schriften RudolfHilferdings 1904- 1940, 1982; W. EucHNER, RudolfHil­
ferding, 1988-1941; in: P. LösCHE / M. ScHOLING / F. WALTER, Vor dem Vergessen bewahren , 
1988, S. 170- 192. 
146 P. P1srnR1us, Rudolf Breitseheid 1874- 1944, 1970; M.-D. CAVAILLE, Rudolf Breitseheid et la 
France, 1995. 
147 S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpol itik wäh­
rend der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 103 f. 
148 August Winnig wurde am 28. 12. 19t8 ins Auswärtige Amt berufen, als Gesandter bei den Regie­
rungen Estlands und Lettlands. Der ehemalige Journalist Adolf Müller erhielt am 19.1.1919 seine 
Berufung als Gesandter in Bern, ebenso wie zwei weitere Journalisten, Ulrich Rauscher (wurde 1922 
nach Warschau gesandt) und Adolph Köster (seit 1919 Reichskommissar in Schleswig). Des Weiteren 
fungierte Otto Land sberg von 1920 bis 1923 als Gesandter in Brüssel. Nach 1923 wurde allerdings 
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waren . Hinzu kam außerdem, dass der Personenkreis derjenigen SPD-Angehörigen, 

die sich mit Fragen der Außenpolitik beschäftigten, äußerst klein war. 149 Somit wa­

ren die Chancen, der unmittelbaren Nachkriegszeit einen »sozialistischen« Stempel 

aufzudrücken, sowohl strukturell als auch inhaltlich äußerst gering. Dieses Dilemma 

kann gewissermaßen auf das Parteiendreck in seiner Gesamtheit übertragen werden. 

3-3. Transnationale Zusammenarbeit im Zeichen der Spaltung 

Insgesamt muss auf Basis der bisherigen Ausführungen konstatiert werden , dass der 

Handlungsspielraum des Parteiendreiecks auf nationaler Ebene denkbar klein war. 

Infolgedessen vermag es kaum zu überraschen, dass die Rekonstruktion der sozialis­

tischen Internationale in den Planspielen der jeweiligen Parteiführung eine große 

Rolle einnahm. Komplizierte Machtverhältnisse im Parlament sowie geringe Ein­

flussmöglichkeiten auf die Außenpolitik des jeweiligen Nationalstaates waren in 

keinster Weise ein Novum für SPD, SFIO und Labour Party. Was jedoch die 

Gestaltungsmöglichkeiten der Parteien in der Selbst- und Fremdwahrnehmung maß­

geblich limitierte, war die Spaltung der internationalen Arbeiterbewegung. Die Vor­

stellung, den Ausbruch des Weltkrieges mit Hilfe einer stets wachsamen Arbeiter­

internationale verhindern zu können, hatte sich als Hirngespinst erwiesen. Dennoch 

lebte der Glaube an die Kraft der internationalen Bewegung fort, alle drei Parteien 

setzten große Hoffnungen auf die Rekonstruktion einer vereinten und handlungs­

fähigen »Agentur der Arbeiterklasse«. Aufgrund dessen wird im Folgenden zu prü­

fen sein, welche Anstrengungen unternommen wurden, um die in sich zerrissene 

Bewegung wieder zusammenzuführen - und welche Rolle das Parteiendreieck in 

diesem schwierigen Prozess einnahm. 

J.J.I. Abriss: Zweite lnlernalionale, Wiener internationale, Kommunistische 
Internationale - Sozialismus zwischen Demokratie und Diktatur 

Die bereits angesprochene Spaltung der Zweiten Internationale vollzog sich in 

Wien, wo am 27- Februar 1921 die »Internationale Arbeitsgemeinschaft Sozialisti­

scher Parteien (IASP)« gegründet wurde. 150 Die Trennung erfolgte einerseits auf­

grund des ablehnenden Verhaltens der mehrheitssozialdemokratischen Parteien ge­

genüber der Kommunistischen Internationale, andererseits aufgrund ideologischer 

Differenzen zwischen dem linken und rechten Flügel der Zweiten Internationale. 

kein Sozialdemokrat mehr in s AA berufen , bi s 1932 der sozialdemokratische Pressesprecher, Walter 
Zechlin, zum BoLschaller in Mexico ernannt wurde. Insgesamt wird daran deutlich, wie beschränkt 
di e Möglichkeit für sozialdemokrati sche Politiker war, im diplomatischen DiensL tätig zu werden. 
Ebd., S. 111; hierzu auch: P. KRÜG E R, Di e Außenpolitik der Republik von Weimar, 1985. 
149 Ebd. 
150 Diese erfolgte vor allem auf Initiative der österreichischen soz ialdemokrat ischen Arbeiterpartei , 
deren ausLromarxisLischer Topos im Sinne eines integralen Soziali smu s die Vereinigung aller Orga­
ni sa tionen - inklusive der Kommunistischen Internationale - zum Ziel hatte. 
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Daher überrascht es kaum, dass die so genannte »Wiener« oder »Zweieinhalbte In­

ternationale« - wie die IASP spö ttisch von Karl Radek genannt wurde - von Part eien 

oder Parteif1ügeln gegründet wurde, die dem revolutionären und in sich heterogenen 

Teil der Zweiten Internationale zugehörig gewesen waren.151 Tonangebende Grup­

pen waren hierbei in erster Linie: die Independent Labour Party (ILP), di e Unab­

hängigen Sozialdemokraten (USPD), die franz ös ischen Sozialisten (SFIO) sowie 

einzelne Führungsfiguren wie v. a. der österreichi sche Sozialdemokrat Friedrich 

Adler. 152 

Inhaltlich legten sich di e Parteien der IASP auf ein Programm fest , das den revo­

lutionären Klassenkampf sowie die internationale Klassen solidarität zu ihren wich­

tigsten Prinzipien erhob. D as war weder innovativ noch originell, sondern schlicht­

weg eine konsequente Fortführung der Politik der »alten« Zweiten Internationale 

vor 1914, wie auch Friedrich Adler auf dem Gründungskongress deutlich machte: 

» Wir knüpfen an das an, was wir bis zum Juli 15p4 als heilige Überz eugung.festgehalten 
haben, dqß die Proletarier aller Liinder nur einen Feind haben, und das ist die Bourgeoisie 
aller Liinder (Zustimmung). « 153 Eben deshalb wollte di e IASP sowohl von der refor­

misti schen Zweiten Internationale, al s auch von der al s zu diktatorisch empfundenen 

Kommunistischen Internationale Abstand nehmen. Sich selbst nahm die IASP als 

Kristallisationspunkt wahr, als »wirkliche« Internationale, die mit dem Auftrag ver­

sehen wurde, die Arbeiterbewegung unter alten Vorzeichen zu vereinen. 154 

Die Aussichten für eine Wiedervereinigung standen keineswegs schlecht: Auch im 

Lager der Labour Party war eine gewisse Bereitschaft vorhanden, 155 insbesondere auf 

151 Zuvor wa r der Genfer Kongress der Internationale im Juli 1920 dc:r letzte Kongress der »hi stori­
schen« Zweiten Internationale gewesen, an dc:m auch die Parte ien der späteren Wiener Internationale: 
noch teilgenommen harten. In Genf wurde im Besonderen vereinbare, die briti sche Labour Party mit 
der Rekonstruktion dc:r Intc: rnationale zu beauftragen. J. BRA UN TH AL, Geschichte der Internationale, 
1963 , Bd. 2, S. 249 ; LHAS C , Advisory CommiLLee on Internat ional Ques tions, Minu tes, Trade 
Union Congress and Labour Party. International Sub-Committee, ro. rr. 1920, LP / lAC/ 1. 
152 Innerhalb der SFIO gewannen um 1918 die beiden linkc:n Flügel - erstens die moderaten »Zen­
tri sten« (Jean Longuet) und zweitens der linke Flügel (Fernand Loriot) - die Mehrheit, was dazu 
führte, dass im Folgejahr ein Koalitionsbündni s mi t bürgerlichen Parteien grundsätzlich negiert wur­
de. Die Independen t Labour Party war als eigenständige Part ei Mitglied der Zweiten Internationale 
und verbreitete in der Nachkriegszei t eine große Stimmung der Unzufriedenheit über den Reformi s­
mu s der Labour Party sowie den An tibolschewismus der Zweiten Internationale. Durch ihre grund­
sätzli che Oppositionshaltung zur MSPD befand sich die USPD wiederum in einer gän zlich anderen 
Pers pektive, was den Absprung von der Zweiten Internation ale zweife lsohne erl eichterte. Wie I LP 
und SFIO prangerte auch di e USPD den Reformi smus der alten Internationale an , ebenso wie ihren 
»SozialpatrioLi smus« oder »Antibolschewi smus«. J. ßRA UNTHA L, Geschichte der Internationale, 

1963 , Bd. 2, S. 249 ff 
153 Eröffnungs rede von Friedrich Adler auf der Konfe renz von W ien am 22.2 .1921; in: Pro tokoll der 
In te rnationalen Sozialistischen Konferenz in Wien: vom 22.-27- Februar 1921, mit Einleitung von 
Konrad von Zwehl, 1978, S. 10. 
154 Vgl. J. BRAUN TH AL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 24 9 ff ; Protokoll der In ter­
nationalen Soziali sti schen Konfe renz in Wien, 1978, S. V-X. 
155 Bereits am 30. n. 1920 verfass te Arthur H endersons einen entsprechenden Brie( in dem er zum 
Au sdruck brachte, dass die Labour Pan y den Auftrag erhalten habe, di e Internationale zu rekonstru­
ie ren. LHAS C , Labour and Sociali st International, Brief von A. H enderson, 30. 12.1920, LSI/ 10/3/2; 
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die Wiener Internationale zuzugehen und eine »allumfassende Internat ionale« zu 

gründen.156 Als der internationale Gewerkschaftsbund im Frühjahr 192 1 ein Treffen 

aufgrund interner Spaltungstendenzen ablehnte, 157 sprach Henderson auf der Am s­

terdamer Exekutivs itzung der Zweiten Interna tionale sogar von einem ern sten 

»Warnzeichen« und erklärte seine Bereitschaft , di e Einigungsbestrebungen zu for­

cieren. 158 

A uf der Amsterdamer Konferenz der Zweiten Internationale war auch der ILP­

Vertreter J. R amsay M acDonald zugegen - und das obwohl die Independent Labour 

Party aus der Zweiten Internationale ausgetreten war und offiziell der IASP ange­

hörte. Einige M onate z uvor, im November 1920, hatte die Labour Party indes das 

Angebot an M acD o nald formuliert , dem internationalen Sekretariat der Zweiten 

Internationale beizutreten, was er nach einiger Überl egung auch akzeptiert hatte 159 

- sehr z um Ärger des späteren IASP-Vo rsitzenden Friedrich Adler. 160 Aus Sicht der 

Labour Party mach te die Offerte durchau s Sinn, insofern MacDonald vor und wäh­

rend des Weltkrieges der wohl aktivste transnationaler Akteur innerhalb der eng-

zur Vorgeschichte der Konferenz von AmsLerdam: LHASC, Labour and Sociali sr lnrernat ional, 
Treffen des Exekutivkomitees der II. Internationale in London, 21.3.1921, LSl/ 11 / 1/ 2. 
156 Ob dieses Vorhaben tatsächlich ern st genommen werden kann oder vielmehr als takr isches Ma­
növer zur Befriedung der rebellischen lLP bewertet werden mu ss, kann rückbli ckend nur bedingt 
geklän werden. LHASC , Labour and Socialist In ternational, Brief von Gillies an Cecil Harm sworth , 
5. 10.1 92 1, LSl/ 10/16/ 11; als Beleg fü r das Begehr der Labour Party, eine Konferenz zu r Formi erun g 
einer »all -inclusive-ln ternational« einzuberufe n, siehe auch den Briefwechsel Adler-Gillies bzw. Ad­
ler-Henderso n im Jul i 1921; LHASC, Labour and Sociali st In ternational, u. a. den Brief von Ad ler an 
G illies, 14. Juli 1921, LSI/ 10/ 15/ 1. 
157 Grund hierfür seicn zu befü rchtende SpalLungstendenzen im Lager der Gewerkschaften, deren 
Vertreter zumindest partiell mit der IASP sympathi sierten. IISG, Labour and Socia li st In ternational 
- London Archives, Das Exeku tivkomi tee der Zweiten Internationale mit Vertretern der parlamenta­
rischen Fraktionen, 30., 31. März und 1. April 1921. IISG/LSI/5/18. 
158 IISG , Labour and Socialist International - London Archives, Das Exekutivkomitee der Zweiten 
In ternationale mit Vertretern der pa rl amentarischen Fraktionen, 30., 31. März und 1. April 1921. IISG/ 

LSI/ 5/18. 
159 Bis zu diesem Zeitpunkt wa r Ramsay MacDonald ei ner der »C hefkr itiker« de r Internationale 
gewesen, weshalb se in noch im Wimer 1920 gegebenes Einverständnis, Teil der Exekutive der II. In­
ternationale zu werden, durchaus über rascht. Wenn man all erdings berücksichtigt, dass se ine grund­
s'.i tzliche Ablehnung der Kommunistischen Internationale wesentlich stärker wog, als die Aversionen 
gegen den reformistischen Flügel, dann erscheint seine En tscheidung, eine Annäherung der beiden 
soziali stischen Organi sationen zu wagen und die lin ksextremen Vertreter der KI zu isolieren, durch­
aus plausibel. Seinen Schri tt kommentierte er mit den Worten: »There must be an international apart 

from Lhe third. « R. MACDONALD, Outlook, In: Socia li st Review, Januar 1<p1; D. MAR~A ND, Ramsay 
MacDonald, 1977, S. 262 f.; zum Angebot der Labour Party an MacDonald, siehe: LHASC, Advisory 
Committee on Internat ional Questions, Minutes, Trade Union Congress and Labour Party. Imer­
national Sub-Co mmittee, 10. 11.1920, LP/ IAC/ 1. 
160 Das Angebot akzeptierte er im Dezember 1920, was Friedrich Adler dazu bewog, im Februar 1921 
einen verbitLerten Brief an R. MacDonald zu verfassen: ,, We are glad thaL we are lobe able to work with 
the ILP at the Vienna Coeference, butwe are more than sorry that you yourse!f have chosen a path that cannot be 
ours.« Die lLP erteil te MacDonald zur selben Zeit ein e Rüge, die indes keine weiLeren Folgen hatte. 
LHASC, Labour and Socia li st International, Brief von Adler an MacDonald , 25.2. 1921, LSI/10/6/3; 
hierzu auch: Lc Populaire, 8.3. 1921. 
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li schen Arbeiterpartei gewesen war, 161 was dem Anliegen der Labour Party, die Spal­

tung zu überwinden, unbedingt zweckdienl ich war. 162 

Bezeichnenderweise war es aber nicht MacDonald, sondern die Repräsentanten 

der Kommunistischen Internationale, die mit ihrem Angebot zur Einheitsfront das 

Eis zwischen den drei internationalen Organisationen endgültig brechen konnten: 163 

Im Juli 1921 formulierte der dritte Kongress der KI die Losung »Heran an die Mas­

sen« und inaugurierte damit eine Politik, die zunächst von der IASP, dann aber auch 

von Teilen der Zweiten Internationale wohlwollend als Wille zur Wiedervereinigung 

der Arbeiterklasse interpretiert wurde. 164 Beide Organisationen beschlossen darauf­

hin, sich auf den Kurswechsel der Kl einzulassen, zuvor allerdings die Annäherungs­

bemühungen zwischen Zweiter Internationale und IASP zu forcieren. 

Ein erster Versuch in diese Richtung wurde in London unternommen, wo im 

Oktober 1921 zunächst ein Treffen zwischen der IASP und den Vertretern der La­

bour Party stattfand. 165 Allerdings führten die Unterredungen zu keinem konkreten 

Ergebnis, weil sich die IASP den Offerten der Briten, die eine Fusion beider sozia­

listischen Internationalen anvisierten, standhaft verweigerte und allenfalls die »Zu­
sammenfassung proletarischer Kri!fte zu gemeinsamen Aktionen« ins Auge fasste. 166 

Einen Monat später fand in Brüssel ein Treffen des Exekutivkomitees der Zweiten 

Internationale statt, auf dem der angestrebte Einigungsprozess intensiv diskutiert 

wurde. 167 Zunächst machte Ramsay MacDonald stellvertretend für die Labour Party 

deutlich, dass die Partei keine Einzelverhandlungen mit der Wiener Internationale 

führen werde. Damit positionierte sich die Partei eindeutig und stellte sich an die 

Seite der stark kritisierten MSPD. In Bezug auf die SFIO wurde festgestellt, dass 

161 D. MARQYAND, Ramsay MacDonald, 1977, S. 263. 
162 Neben MacDonald nahmen außerdem die Vertreter der SFJO an der Konferenz teil, um ein 

gemeinsames Reparationsprogramm mit den deutschen und englischen Arbeitervertretern zu be­

schließen. Le Populaire, 9.4.1921. 
163 Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 258; hierzu auch: R. SIEGEL, 

Die Geschichte der Zweiten Internationale 1918- 1923, 1986. 
164 Zur IASP: Nachrichten der Internationalen Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer Parteien , Deut­
sche Ausgabe, Jänner 1922, No.1; in: Nachrichten der Internationalen Arbeitsgemeinschaft Sozialisti­

scher Parteien, Organ der 111/2 Internationale, Wien April 1921 -Juni 1923, 1973, S. 61; zur Zweiten 
internationale siehe auch: LHASC , Labour and Socialist International, Brief von Arthur Henderson , 

28. Juni 1921, LSI/u/1/19. 
165 Zur Vorgeschichte der Konferenz: LHASC, Labour and Socialist lmernational, Briefwechsel 

zwischen A. Henderson und F. Adler, Juni-Juli 1921 , LSI/w/1 5/1. 
166 Die Tatsache, dass die Konferenz zwischen Labour Party und IASP stattfand - die Briten also die 
Zweite Internationale im Alleingang vertraten-, darf als weiterer Beleg für die Dominanz der Eng­
länder innerhalb der Zweiten Internationale gewertet werden . LHASC, Labour and Sociali st Inter­

national, Konferenz im Caxton Hall , London, den 19. und 20. Oktober 1921, zwischen dem Bureau 
der Internationalen Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer Parteien und dem Exekutivkomitee der La­

bour Party, LSI/w/17/ 1. 
167 Teilnehmer waren unter anderem: Ram say MacDonald (Independent Labour Party), Ernile Van­
dervelde (Pani ouvrier beige, POB), Otto Wels (MSPD). LHASC, Labour and Socialist Inter­

national, Treffen des Exekutivkomitees der II. Internationale in Brüssel, 22. und 23- November 1921, 

LSI/ u / 1/ 21. 
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der Kern der Partei die Abspaltung von der Zweiten Internationale mittlerweile be­

reue und eine Reunion anstrebe. 168 Die einzige Frage sei indes, wie man diese He­

rausforderung bewältigen könne, ohne auf der anderen Seite die USPD zu verprel­

len .169 Nach den gescheiterten Verhandlungen zwischen IASP und Labour Party 

habe Jean Longuet einen kritischen Brief der USPD erhalten, die weitere Gespräche 

zwischen beiden Organisationen grundsätzlich ablehnte. 170 Die zu tiefst verärgerte 

SFIO-Führung habe hierauf geantwortet, dass eine rasche Wiedervereinigung der 

Internationale dringend angestrebt werden müsse und eine solche Politik auch von 

der Partei geschlossen vertreten werde. Emile Vandervelde kam auf Basis dieser Er­

kenntnis zu dem Schluss, dass es von Vorteil wäre, wenn die SFIO - und nicht die 

Zweite Internationale - die Konferenz einberufen würde. Wenn die eigene Exekutive 

voranpresche, könnte das unter Umständen das falsche Signal sein und missver­

ständlich interpretiert werden , so sein Fazit. Aus diesem Grund empfahl er, den Ge­

neralsekretär der SFIO, Paul Faure, anzuschreiben und ihm - zumindest vordergrün­

dig - die Initiative zu überlassen, was schlussendlich auch umgesetzt wurde. 171 

Um die Differenzen zwischen Zweiter Internationale und IASP bezüglich einer 

Zusammenführung der Internationalen endgültig aus dem Weg zu räumen, wurde 

zunächst im Februar 1922 eine Konferenz in Paris anberaumt. 172 Auf dem Treffen 

wurde rasch deutlich , dass sowohl die Vertreter der IASP als auch der Zweiten Inter­

nationale starke Zweifel am konzilianten Verhalten der Kommunisten hatten. Der 

168 In dieser Zeit gewannen die Anhänger einer Reunion der beiden soziali stischen Internationalen 
die Überhand im Lager der SFIO. Dennoch war die beabsichtigte Zusammenführung von Wiener 
und Zweiten Internationale keineswegs unum st ritten: Ein Poli zeibericht über ein Treffen des »Con­
seil National « belegt , dass Long11et weiterhin große Sympathien für die bolschewistische Revolution 
hegte. Nach einem Streit über die Bewertung Sowjetruss lands wurde Longuet gefragt, wie er zum 
Bolschewismus und seinen Verbrechen gegen das russische Volk stehe. Darauf antwortete er lapidar: 
»}e n'ai pas change. _Je deffends encore /a revo!ution russe«. A.N ., SERJE F/7. PoucE GENERALE, Parti 
socialiste et parti communiste (fevri er-septembre 1921); reunion du conseil national du parti socialiste, 

14.2.1921, F/7/12893-
169 »lt was stated !hat the po!itica/ position qf the French Party was improving, but they su.ffered Jrom the 
weakness ef a parly lacking a popular press. Requests bad been made for a !oan of money from parties in the 
Second International, and both the Belgian and the Swedish Parties expressed a wi//ingness to help 1he French 
Parly uncondilionally.« LHASC , Labour and Socialist International , Treffen des Exekutivkomitees der 
ll. Interna tionale in Brüssel , 22 . und 23- November 1921 , LSl/n / 1/2r. 
170 Wie Emile Vandervelde deutlich machte, sei der Brief von Ledebour ausdrücklich an Longuet 
adressiert gewesen. Dieser könne jedoch kein Deutsch, weshalb er das Dokument S. Grumbach über­
reichte, der den Text umgehend übersetzte und laut vorlas. Daraufhin sei dann ein Schrei der Empö­
rung durch die SFIO -Delegation gegangen , weil die USPD eine geradezu störri sche Haltung an den 
Tag gelegt habe, was dem Anliegen, sich der Zweiten Internationale wieder anzugliedern, sicher nicht 
abträglich gewesen sei . Ebd. 
171 Auch Tom Shaw sprach sich für diesen Vorschlag aus, während Otto Wels die Ansicht äufserte , 
dass man Druck auf die Wiener Internationale ausüben müs se, um dadurch einen gemeinsamen Kon­
gress zu erzwingen - eine Auffassung, die von den i:tbrigen Anwesenden genissentlich ignoriert wurde. 
Ebd.; hier auch: IISG , International Working Union ofSociali st Parties Archive, Brief von Paul Faure 
an Friedrich Adler, 1. 12 .1921. IISG/IASP. 
172 ITSG, Labour and Socialist Interna tional - London Archives, An International Socialisr Confer­
ence, 4.- 6. 2. 1922. IISG/ LSl/23/37. 
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SFIO-Vertreter Salomon Grumbach stigmatisierte den plötzlichen Gesinnungswan­

del der Kommunisten beispielsweise als Versuch, ein neues Rekrutierungslager für 

ihre eigene Internationale zu errichten. 173 Vor diesem Hintergrund schlug Pierre 

Renaudel vor, zumindest eine Fusion zwischen Wiener und Zweiten Internationale 

zu reali sieren, sofern die Einigung mit der Kommunistischen Internationale nicht zu 

realisieren sei. Diese Anregung fand keinen Widerspruch, wenngleich ein endgülti­

ger Beschluss erst auf der Folgekonferenz, die in Frankfurt stattfand, gefasst werden 

sollte. Anhand der Wortmeldungen kann indes festgestellt werden, dass die Vertreter 

beider Organisationen eine Fusion favorisierten - mit oder ohne Kommunisten. 

Auf der Konferenz in Paris waren die deutschen Sozialdemokraten aufgrund eines 

Bahnstreikes nicht vertreten gewesen. Wie die Haltung der MSPD hinsichtlich der 

Kommunisten indes aussah, machte Otto Wels im Vorfeld der Konferenz in einem 

Brief an Arthur Henderson, verfasst am 31. r. 1922, deutlich. Faktisch erklärte Wels 

hierin, dass ein Zusammengehen mit den Kommunisten für seine Partei aus­

geschlossen sei. 174 Des Weiteren forderte der Sozialdemokrat vehement, dass die 

Labour Party unbedingt mit fähigen Leuten auf den Treffen mit der IASP in Frank­

furt vertreten sein müsse. Konkret schlug er Tom Shaw vor, dem er offensichtlich 

auch sprachlich zutraute, der Aufgabe gewachsen zu sein. 175 

In Frankfurt, wo sich sowohl Vertreter der Wiener als auch der Zweiten Interna­

tionale zu einem »special meeting« versammelten, 176 stellte Otto Wels schließlich 

vor allen Anwesenden fest, dass die MSPD kein Treffen mit der Kommunistischen 

Inlernationale wünsche. Tom Shaw sprach sich gegen die radikale Haltung aus - sah 

allerdings das Bekenntnis zur demokratischen Ordnung als grundlegende Bedin­

gung für eine Zusammenarbeit der Internationalen an. Demgegenüber machte 

Friedrich Adler deutlich, »!hat the Vienna Union did not want to farmu!ate a common 
po!icy on such questions as democracy and universal sef.frage as a condition ef meeting with the 

173 Ähnlich kritisch äußerten sich auch die Labour Vertreter Ben Tillett und Tom Shaw - und über­

raschender Weise auch Friedrich Adler. Ebd. 
174 Bereits auf der Konferen z von Genf am 5.8.1920 hatt e Scheidemann für die SPD klargemacht, 

dass die deut sche Sozialdemokratie 20 Jahre lange die preußischen Junker bekämpft und erst j etzt, 

1918/ 19 reüss iert habe. Daher denke man nicht im Traum daran, die errungene demokrati sche Grund­

ordnung aufs Spiel zu setzen und die preußischen Junk er durch eine »diktatorische Gang« zu erse tzen. 

LHASC, Advisory Committee on International Question s, Minutes, Trade Union Congress and 

Labo ur Party. International Sub-Committee, IO. 11.1920, LP / IAC/ I; LHASC, Labour and Socialist 

International , Konferenz von Genf, 5.8.1920, LSl/ 10/ 1/ 8. LHASC , Labour and Socialist Internatio­

nal , Brief von Otto Wels an A. l lenderson, 31.1. 1922, LSl/ 11/3/ 22-24. 
11s Ebd. 
176 Im Archiv der Labour Party wird ein sehr ergiebiges Dokument zu besagtem »special meet ing« 

gelagert, welches am 23.2.1922 stattgefunden hatte. Auf diesem Treffen vertreten waren unter ande­

rem: Shaw, Jowett und Tillctt (Großbritannien, Labour Pany), Wallhead (Großbritannien , ILP), 

Braun , Wels (MSPD), Ledebour, C ri sp ien (USPD), Longuet, Bracke (SFIO). Das Dokument ist in 
den Amsterdamer Akten zur Internationale nicht enthalten. LHASC , Labour Party/TUC Joint In­

ternational Sub-Committee, 1919-1923, the five country international conference, 25.-27. 2. 1922; zur 

offizi ell en Frankfurter Konferenz siehe auch: IISG, Labour and Socialist International - London 

Archives, Frankfurter Konferen z, 25.- 27- 2. r922. lISG/ LSI/ 24/ 1. 
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communists. 177 Schussendlich wurde beschlossen, dass es Aufgabe der IASP sei, die 

KI bezüglich einer gemeinsamen Konferenz zu kontaktieren. D amit stand die MSPD 

mit ihrer radikalen H altung isoliert da und hatte innerhalb der Zweiten Internatio­

nale keine Mehrheit finden können . Der Wille zur Fusion war in sbesondere für die 

Labour Party entscheidender als die Wahrung programmatischer Prämi ssen, so dass 

ein Zu sammentreffen mit den Kommunisten aus pragmatischen Gründen akzeptiert 

wurde. 178 

Die Konferenz in Berlin , die am 2. April 1922 tagte, war ohne Zweifel ein historisches 

Ereignis für die Arbeiterbewegung: Zum ersten Mal seit 1914 trafen sich die Ver­

treter aller Strömungen (IASP, Zweite Internationale, KI) wieder am runden Tisch , 

um über eine Fusion ihrer Organisationen zu verhandeln. A ls es indes zu ersten 

Diskussionen kam , zeigte sich rasch, dass die bestehenden Differenzen kaum zu 

überwinden waren: Der Belgier Emile Vandervelde forderte für die Zweite Inter­

nationale die Befreiung politischer Gefangener, prangerte die Verletzung des Selbst­

bes timmungsrechts der Völker durch die Rote Armee an und forderte weitreichende 

Garantien. 179 Paul Faure, der als nächster Redner auftrat, äußerte den Wunsch der 

IASP, eine Einheitsfront mit den Kommunisten herzustellen - all erdings wies auch 

er mehrfach auf die Diktatur der Kommunistischen Partei in Sowjetrussland hin. 180 

Der Vertreter der KI , Karl Radek, war in der Frage Georgiens zu Konzessionen 

bereit, wies jedoch darauf hin, das s in bayerischen Gefängnissen die Kämpfer der 

Räterepublik säßen, in den deutschen Zuchthäusern die Kämpfer der M ärzaktion. Er 

schlug deshalb vor, di e gefangenen Sozialisten und Revolutionäre auszutauschen, 

was von Ramsay MacDonald wiederum als »verwerfliche Sorte Handel« bezeichnet 

wurde.181 

Faktisch wurde auf der Konferenz deutlich, dass die kommunisti schen Vertreter 

zu keinen weitreichenden Zugeständnissen bereit waren. 182 Gleichzeitig waren ins-

177 LHASC , Labour Party/TUC Joint International Sub-Committee, 1919 - 1923, th e five country 
in ternational conference, 25.- 27. 2. 1922 . 
178 Eine entsprechende Resolution diesbezüglich wurde bereit s auf dem Labour-Part eitag in 
Brighton, 1921, verabschiedet - mit dem Ziel, die Internationale wiederzuvereinigen. Interessant ist 
allerdings, dass hi erbei nur die Wiener Internat ionale namentlich erwähnt, die Kommuni sti sche In­
ternationale indes ausgespart wurde. IISG , Labour and Socialist International - London Archives, 
Rundbri ef von Arthur H enderson, 25. Juni 1921. IISG/LSl/ 87/ 1. 
179 Vandervelde kam des Weiteren zu dem Schlu ss, dass die Kommuni sten mit Gendarmen und 
Henkern gleich zeitig gemein same Sache machen, um ihre Ziele zu erreichen. Karl Radek reagierte 
darauf mit eine Zwischenruf »Und 1hr Bundesgenossen des KiJ'nigs von Be(,z/en! - Französisches Theater!« 
Protokoll der internationalen Konferenz der drei internationalen Exekutivkomitees in Berlin vom 2. 
bi s 5. Apri l 1922. Herausgegeben vom N eunerkomitee der Konferenz, mit einer Einleitung zum 
Nachdruck von Konrad Z wehl, 1980, S. 15. 
180 Ebd., S. 16 . 
181 Ebd., S. 20; zu MacDonald, S. 24. 
182 Di e Frage der Garanti en für die Rückführung politischer Gefangenen , die Emile Vandervelde al s 
Bedingung für eine Koopera tion genannt hatte, wurde von Radek äußerst brüsk zurückgewiesen: 
» Und wir sagen dem Bürger Vanderve/de ins Gesicht: Für keinen Groschen Vertrauen! Wi'r haben dieses Ver-
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besondere die Vertreter der Zweiten Internationale darum bemüht, möglichst viel Öl 

ins Feuer zu gießen und eine Fusion dadurch unmöglich zu machen. Zwar wurde 

zunächst ein Neunerkomitee einberufen, das nach einigen Verzögerungen am 

23.5.1922 tagte und die Idee einer internationalen Einheitsfront weiter konkretisie­

ren sollte, allerdings kam es aufgrund gegenseitiger Anschuldigungen zu keiner 

Einigung. 183 Bereits zuvor hatte Lenin wenige Tage nach der Berliner Konferenz, 

am II. 4. 1922, einen Artikel in der »Prawda« veröffentlicht, in dem er zu dem Schluss 

kam, dass sich die KI zu teuer verkauft hätte. Das Treffen in Berlin habe wieder 

einmal gezeigt, dass sich die Vertreter der beiden Internationalen schlauer als die 

Kommunistische Internationale vorkämen. Schließlich wurden am r. Mai 1922 in 

Moskau unter Fahnen demonstriert, die die Inschrift trugen: »Tod den Mördern von 
Uritzky und Wo/odarsky, von Liebknecht und Luxemburg! Tod der Bourgeoisie und den 
Sozialdemokraten. « 184 

Die Einheitsfront scheiterte schließlich am 23- Mai 1922 in Berlin, wo das Neuner­

komitee zum letzten Mal tagte. Die Konferenz selbst war schnell beendet, weil sich 

ihre Teilnehmer heillos in gegenseitigen Anschuldigungen verstrickten. 185 Die Ent­

täuschung der soziali stischen Vertreter hierüber hielt sich indes in Grenzen: Bereits 

im August 1922 wurde eine gemeinsame Erklärung zur Rettung der deutschen Re­

publik verfasst (»An die Arbeiter der Welt«) , die von Vertretern des IGB, der IASP 

und der Zweiten Internationale unterzeichnet wurde. 186 Damit war endgültig klar, 

dass die Fusion zwischen Zweiter Internationale und IASP stattfinden würde, ohne 

Beteiligung der KI. 

In der Exekutivsitzung der IASP, die im Dezember 1922 stattfand, wurde darauf­

hin die Formierung eines Aktionskomitees verkündet, das aus Vertretern beider In­

ternationalen bestand. 187 Ziel sei es, einen internationalen Arbeiterweltkongress vor­

zubereiten, der, wie kurz darauf annonciert wurde, in Hamburg stattfinden sollte. 

Dort wurde, wenige Monate später, am 21. Mai 1923 die Sozialistische Arbeiterinter­

nationale gegründet, was dem monatelangem Zersetzungsprozess einen endgültigen 

/rauen damit bezahlt, daß wir heute als Feinde hier stehen und erst den Weg zu einer Verständigung suchen 
müssen und wenn Sie zu uns kommen mit ihren siij!en Phrasen von Vertrauen, so sagen wir ihnen ein glattes 
Nein. Wefilr Vertrauen? Für den Krieg? Weflir Vertrauen? Für den Frieden von Versailles, den sie als belgischer 
Minfrter mitunterzeichnet haben? Wofar Vertrauen? Für wen Vertrauen?« Ebd., S. 17. 
183 Nachrichten der Internationalen Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer Part eien , S. 87-

184 J. BRA UNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd . 2, S. 269; Nachr ichten der Interna tiona­

len Arbeitsgemeinschaft Soziali stischer Parteien, S. 87- Indes hatte auch die MSPD kein Interesse 

daran , eine E inigung mit der Kl zu erzielen , wie Wels in einem Brief an Mac Donald deutlich machte: 

» Überhaupt wird mir immer klarer, daß die Männer von Moskau nicht die Einigung um jeden Preis, sondern die 
Zerreissung der 2 . Internationale unter allen Umständen zu ihrem Ziel erkoren haben. Der deutsche Parteivor­
stand üt überzeugt, daß ein schwächliches Nachgeben unsererseits die Vernichtung der Arbeiter der letzten Jahre 
bedeuten könnte [. . ].« IIS G, Labour and Socialist International - London Archives, Conference ofthe 

Belgian, Wels an Mac Donald , 22.4- 1922 . IISC/ LSI/ 88/ 22. 
185 Nachrichten der Internationa len Arbeit sgemeinschaft Sozialistischer Part eien, S. 90. 
186 Ebd., S. 98. 
187 IIS G , Labour and Socialist Internat ional - London Archives, Adler an Shaw, 8. 12. 1922. IISG/ 

LSI/ ro/ 1 und 6. 
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Riegel vorschob: Auf dem Hamburger Gründungskongress feierte die Sozialistische 
Internationale ihre Wiedervereinigung, nach Jahren der Unsicherheit und der dro­
henden Spaltung- impli zit mit einer eindeutig antikommunistischer Ausrichtung. 188 

33.2. Transnationa/e Zusammenarbeit im Zeichen der Rekonstruktion der Internationale: 
SFIO und Labour Party 

Im Folgenden wird die transnationale Zusammenarbeit zwischen Labour Party und 
SFIO zwischen r9r9 und 1923 analysiert werden. Innerhalb der IASP war die SFIO 
wie bereits dargelegt di e treibende Kraft gewesen, die eine Zusammenlegung beider 
sozialistischer Internationalen forciert hatte. 189 Diese These findet mehrfach Bestä­
tigung in den Akten, unter anderem in einem Brief von F. Adler an G. Ledebour, in 
dem der österreichische Parteiführer zu dem Ergebnis kommt, dass die französische 
Partei zunehmend eine Anlehnung an die Zweite Internationale fordere. 190 Gewiss 
hatte es zuvor handfeste Gründe gegeben, die die SFIO im Frühjahr 1921 dazu be­
wogen hatte, aus der von Labour dominierten Zweiten Interna tionale auszutreten 
und sich der Wiener Internationale anzuschließen. 191 Dies waren zum einen die 
Aversion der Partei gegen die deutsche MSPD, zum anderen das Bemühen des \in-

188 Zwar vermied die SAI eine klare Denunzierung der Kommunisti schen Internationale und den­
noch waren fol gcnde Eckpfeiler vereinbart worden: 1. Das klare Bekenntnis zum Prinzip der Demo­
kratie (»demokratischer Soziali smu s«); 2. Die Möglichkeit zur Rildung breit er demokrati scher Koali ­
tionen auf nationaler Ebene. Damit war eine klare Abgrenzung zur Kommuni sti schen Interna tionale 
gewährleistet und die Methoden des reformisti schen Flügel s allgemein akzeptiert worden. Zugespitzt 
formuliert ist die Grü ndung der SAI durchau s als später Triumph der Reformisten zu bewerten. Zur 
Gründung der SAI: J. BRA UN THAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 292 ff; C. NoLLAU, 
Die Intern at ionale, 1959;]. F. WRYNN, The Socialist International and th e politics ofeuropean recon­
struction, 1976, S. 39 ff. 
189 Wie Otto Wel s aus gut informierten Quellen zu wissen glaubte, wäre die SFIO sogar aus der 
Wiener Internationale ausge treten, sobald Adler und die USPD den An schlu ss an die Kommunisti­
sche Internationale, der zwi schenze itlich zur Debatte stand , vol lzogen hätten. LHASC, Labour and 
Socialist International , Exekutivsitzung der Zweiten Int ern ationale in Berlin , 5.4. 1922, LSI/ 11/6 . 
190 IISC , Int ernational Working Union of Social ist Parties Archive, Brief von F. Adler an G. Lede­
bour, 9.11.1921. IISC/ IASP; aus fran zösischer Perspektive siehe auch den Brief von Paul Faure an 
Adler, 1.12.1920, in dem er darlegt, dass die SFIO ob der Spaltung der internationalen Arbeiterklasse 
unglücklich sie, die !ASP nur als eine Übergangslösung begreife und die schn ellstmögliche Wieder­
verei nigung zumindest mit der II. Internationale wün sche: IISG , NL Friedrich Adler, P. Faure an 
F. Adler, 1.12.1921. IISC, NL Adler, 3/8 (ii ). 
191 Au s den Q uellen geht klar hervor, dass Jean Longuet ein er der en tscheidenden Protagoni sten war, 
die eine Spaltung forciert hatten. Am 20.12 . 1920, zwei Monate vor der Gründung der [ASP, verfass te 
W. Gi lli es einen Brief an Longuet, in dem er schwere Vorwürfe erhob: »First (!/all you have exdudcd 

from your invilation to Vienna bodies ajplia!cd to the Second International; that q(course indudes the Britfrh 
Labour Party. Sccondly you have not to/d the.full truth about the ac!ion of Parties during the war and the 
attempts made to getan International Conjerence whi/st Jhe fighting was still 011. [. . j J am amusedjör imtance 
with the way you use the cxpression ,thr dictatorship of the proleJariat< in your man!festo.« Nicht sdestotrotz 
sprach sich Cillies am Ende seines Briefes dafür aus , miteinander zu diskutieren, anstaLL sich gegen­
seitig die »Tür vor der Nase zuzuschlagen «. LP/ IAC/1; LHASC , Labour and Socialist International , 
Ci lli es an Longuet, 20.1 2. 1920, LSI/ 10/6/1. 
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kcn Parteiflügels, traumatisiert nach dem Parteitag von Tours, einen Weltarbeiter­
kongress einzuberufen, die Kommunistische Internationale zu integrieren und ei ne 
allumfassende Internationale zu begründen. 192 

Allerdings sollte das Verhältnis zur Labour Party im Kalkül der SFIO-Parteistra­
tegen trotz der Spaltung nicht negativ belastet werden. Daran änderte auch die Tat­
sache nichts, dass die englische Arbeiterpartei seit jeher dem reformistischen Flügel 
innerhalb der Internationale angehört hatte und damit programmatisch - zumindest 
nach 1919 - stark von der französischen Schwesterpartei abwich. Diese widersprüch­
liche und in sich unlogische Haltung manifestierte sich besonders deutlich in der 
Person des Linkssozialisten Jean Longuct, der in seinen Kolumnen die MSPD fort­
während für ihre Koalitionspolitik auf nationaler Ebene denunzierte, die Labour 
Party hingegen - zumindest nach außen hin - als leuchtendes Vorbild zeichnete. 193 

Gleichermaßen war auch die britische Arbeiterpartei darum bemüht, die Kontakte 
zur französischen Schwesterpartei nicht abreißen zu lassen und nach 1920, wie zu 
zeigen sein wird, deutlich zu intensivieren. 

Trotz des offensichtlichen Bemüh ens, das gegenseitige Verhältnis zu hegen und zu 
pflegen kam es zwischen 1919 und 1922 zu verschiedenen Auseinandersetzungen 
zwischen SFIO und Labour Party, was sich sehr anschaulich auf Grundlage der 
Quellen erklären lässt. Wie aus den Akten des briti schen Exekutivkomitees hervor­
geht, können hierbei zwei Punkte hervorgehoben werden, die für die Differenzen 
ausschlaggebend waren: 
1. Das Scheitern des anglo-französischen Garantiepaktes 1921. 

2. Die massive Kritik der Labour Party an der fran zös ischen Regierung. 
Ein anglo-französischer Garantiepakt war bereits im Dezember 1919 ein rel evantes 
Thema gewesen, nachdem sich die Vereinigten Staaten geweigert hatten, den Frie­
densvertrag - und damit den Garantiepakt zwischen Frankreich, Großbritannien 
und den USA - zu signieren. Aufgrund dessen suchte die französische Regierung 
nach neuen Optionen, ihr Bedürfnis nach Sicherheit kompensieren zu können. In 
diesem Sinne erinnerte Aristide Briand die britische Regierung an das nach dem 
Ende des Kriegs abgegebene Versprechen, einen wechselseitigen Sicherheitspakt zu 

192 Ziel der von LongueL geführten Zentristen war es insbesond ere, mit der TASP ein Kri sLalli sa­
tionszentrum zu schaffen , das den beiden anderen Internatio nalen als Vorbild dienen sollte: »In 
London oder in Brüssel gibt es eine Orp;anisation der Dekadenz, die ihre Seele verloren hat. Sie hat sie verloren 
aef dem Felde' des Krieges. Sie hat das preisgegeben. was den Stolz der Sozialisten ausgemacht hat. « Protokoll 
der Internationalen Sozia listi schen Konferenz in Wien: vom 22.- 27. Februar 1921, mit Ei nleitung von 
Konrad von Zwehl, 1978, S. 12 f und 49 f 
193 Im Juni 1920 - wenige Monate vor der Gründung der !ASP - äufserte sich Longuet geradezu 
schwärmerisch über die Labour Party, die nunmehr einen wahrhaften Internationali smu s verLrete und 
der Arbeiterklasse als leuchtendes Vorbi ld diene. Seine Euphorie für die Engländer ging sogar so weit, 
dass er sei n Vorhaben, auf die Kommuni sti sche Internationale zuzugehen, stark relativiene und Le­
nin s Forderungen anprangerte. Marx habe vielleicht Probleme gehabt miL der damaligen Labour Party 
- die heutige Partei sei all erdings eine vö llig andere, so sein Fazit. Le Populaire, 28.10.1 920. 
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vereinbaren. 194 Dieser konnte auf der interalliierten Konferenz von Cannes im Januar 

1922 tatsächlich unterzeichnet werden - Lloyd George hatte sich mit Briand auf 

einen militärischen Garantiepakt geeinigt-, jedoch scheiterte die Ratifikation nach 

der Rückkehr Briands nach Paris am französischen Ministerrat, insbesondere an Ale­

xandre Millerand, der sich gegen eine Ratifikation unter den vereinbarten Konditio­

nen aussprach, woraufhin Briand seinen Rücktritt einreichte und durch Poincare 

ersetzt wurde. 195 

Grundsätzlich ging es für Großbritannien zwischen 1919-1922 um die Frage, ob 

ein solcher anglo-französischer Garantiepakt auch ohne die Beteiligung der Ver­

einigten Staaten beschlossen werden könne. Das ACIQ der Labour Party bezog 

hierzu wie folgt Stellung: »lt has been rat!fied by us, but does not become ef.fective, unless 
America adopts it. [. . J A fature Labour Covernment would find its band tied by this Treaty, 
!f conduded now. The Advisory Committee on International Affairs is unanimous in the 
opinion that the condusion of this Treaty should befirmly and publicly opposed « 

196 Diese 

ablehnende Haltung wurde kurze Zeit später von dem Exekutivkomitee der Partei 

bestätigt und in der Folgezeit beibehalten. 

Wie im Vorfeld des Ruhrkonfliktes im Jahre 1922 - drei Jahre später - deutlich 

wurde, war die Negierung eines bilateralen Sicherheitspaktes keineswegs eine spora­

dische, sondern eine grund,dtzliche Entscheidung gewesen: Das Joint Committee, be­

stehend aus Labour Party und Trade Unions, brachte am 1.3.1922 klar zum Aus­

druck , weshalb die britischen Arbeiter keinen Sicherheitspakt unterzeichnen 

könnten: »Only an international understanding [. . J can preserve the peoples from the me­
nace of new war. This understanding wtll be realized only through inlernational arbitration, 
and a true League of Nations, induding all peoples, and will be endangered by special mtlitary 
alliances between certain States over and againsl olher States _far the purpose of creating ba­
lance of power. « 197 Das Ziel der Labour Party, ein Mächtegleichgewicht (»balance of 

power«) zu schaffen, war also nahezu deckungsgleich mit der offiziösen Außenpoli­

tik des britischen Empires und offensichtlich wichtig genug, das bis dato gute Ver­

hältnis zu Frankreich zugunsten einer »sozialistischen « Gleichgewichtspolitik zu ge­

fährden. Die Ablehnung ging sogar so weit, das s eine mögliche parlamentarische 

Abstimmung über einen anglo-französischen Pakt mit einem klaren Veto quittiert 

werden sollte. 198 

Der finalen Ablehnung des Sicherheitspaktes ging eine internationale Sozialisten­

konferenz voraus, die vom 25. bis 27. Februar 1922 in Frankfurt tagte. 199 Neben der 

Verabschiedung des sozialistischen Reparationsplanes wurde eine Resolution ver-

194 P. KRÜGER , Die Außenpolitik der Republik von Weimar, 1985, S. 162 . 
195 Ebd.; S. WH 1TE, The Origins of Detente, 2002, S. 59 ff. 
196 LHASC, Advi sory Committee on In ternational Questions, Memos 191 8- 1920, Dezember 1919, 
IAC/ Memos/1918 - 1920. 
197 LHASC , Execulivc Commit tee, Sitzung vom 1. 3- 1922, LP/ EC/ Minutcs/Januar bi s Mai 1922. 
19s Ebd. 
199 IISG, Labour arn.l Socialist International - London Archives, The fivc country international 
co nference, 25.- 27, 2. 1922 IISG/ LSI/ 24/ 1 f 
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fasst, die zur Abrüstungs- und Sicherheitsfrage - und damit auch zum Sicherheits­

pakt im Speziellen - Stellung beziehen sollte. 200 Überraschender Weise fand der 

mögliche anglo-französische Sicherheitspakt in dem umfassenden Pamphlet jedoch 

keine explizite Erwähnung. 

Wie Rudolf Breitseheid in einem Interview für den Manchester Guardian vom 

7-3-1922 anmerkte, seien die Beschlüsse der Frankfurter Konferenz einstimmig ver­

abschiedet worden und als wichtiger Fortschritt im Hinblick auf die Rekonstruktion 

einer gemeinsamen Internationale zu verstehen. 201 Breitseheid räumte jedoch im 

Verlauf des Interviews ein, dass die Beschlüsse von Frankfurt noch nicht »en detail« 

ausgearbeitet seien und flüchtete sich in Relativierungen. 202 W eshalb er so verhalten 

reagierte, wird erst anhand eines britischen Berichtes über die Frankfurter Konferenz 

deutlich: Als die Labour-Repräsentanten um Tom Shaw und William Gillies den 

anglo-französischen Sicherheitspakt zur Sprache brachten, sei das zunächst kon­

struktive Meeting äußerst kompliziert geworden. Die Labour-Vertreter hätten im 

Sinne ihrer Partei konstatiert , dass mit bilateralen Verträgen nur neue Hegemonien 

entstünden, weshalb Tom Shaw eine Absichtserklärung aller anwesenden Parteien 

gefordert hätte - mit dem Ziel, militärische Allianzen vollständig abzulehnen. 203 

Daraufhin habe der belgische Vertreter Camille Huysmans allerdings deutlich ge­

macht, dass seine Partei bereits ihre Zustimmung zum Militärpakt gegeben habe, 

auch mit dem Ziel, Belgien miteinzubeziehen. 

Was nun die französischen Teilnehmer um Jean Longuet, Paul Bracke und Leon 

Blum anbelangt, so weigerten sich diese, überhaupt an der Diskussion teilzunehmen. 

Stattdessen bevorzugten sie eine außerordentliche Aussprache zwischen Labour 

Party und SFIO, die zu einem anderen Zeitpunkt stattfinden sollte. 204 Anders for­

muliert: Die Entscheidung über den Pakt wurde bewusst vertagt, um mögliche Dif­

ferenzen zwischen SFIO und Labour Party elegant zu umschiffen. 

Öffentliches Credo der SFIO-Politik nach Kriegsende war es immer gewesen, Sicher­

heit mit und nicht vor Deutschland zu schaffen. Die Versuchung, einen genuin bri­

tisch-französischen Garantiepakt zu unterzeichnen, der sich in letzter Konsequenz 

gegen Deutschland richtete, war jedoch zu groß gewesen, hätte er doch das französi­

sche »Sicherheitsdilemma« auf einen Schlag gelöst und damit für eine Entspannung 

der angespannten internationalen Situation gesorgt. 

200 Hier wurde, analog zum bereits zitierten Beschluss der Labour Party, die Schaffung eines »wah­
ren« Völkerbundes gefordert sowie »disarmament by land and sea and the guarantee ef peace between the 
people«. Ebd. 
201 R. BRErTSCHEID, Socialists and Peace Problems; in: Manchester Guardian, 7-3 .19 22 . 
202 »lt may be objected that they exist only on paper and have not been worked out in any detail Both objections 
are valid, but the fact remains that the responsible representatives ef international Labour have allained unam­
mity on the basis ef a common program. No Government in the world will, in the long run, be strong enough to 
disregard these decisions altogether.« Ebd. 
203 LHASC, Execulive Committee, Sitzung vom r. 3. 1922 , LP /EC/ Minutes/Januar bis Mai 1922. 

204 Ebd. 
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Allerdings zeigte sich, dass die Ablehnung der Labour Party tatsächlich grund­

sätzlich war: Wenige Tage nach dem Frankfurter Treffen lehnte die Exekutivsitzung 

der britischen Partei den Sicherheitspakt noch einmal kategorisch ab. 205 Dieser Ent­

schluss wurde am 2. 5. nochmals bekräftigt - mit dem Hinweis, dass am 15.3.1922 
inoffizielle Verhandlungen zwischen französischen und englischen Repräsentanten 

in Paris stattgefunden hätten. Tom Shaw und Ben Tillett waren für Labour vor Ort, 

allerdings ohne ein konkretes Ergebnis erzielen zu können. 206 

Immerhin machten Leon Blum und Pierre Renaudel in Paris stellvertretend für 

ihre Partei deutlich, weshalb ein Pakt zwischen Frankreich und Großbritannien ge­

winnbringend für die SFIO sein könnte: Frankreich befinde sich in einer schwieri­

gen Situation, sowohl finanziell als auch psychologisch. Ohne ein entsprechendes 

Bündnis - eine Rückversicherung für Frankreich - wäre die Republik einer erneuten 

Aggression hilflos ausgeliefert, weshalb die Militärausgaben des französischen Staa­

tes zwangsläufig steigen müssten, zumindest nach Ansicht der nationalistischen 

Kräfte. Diese Kosten seien horrend und verheerend für Frankreichs Wirtschaft, die 

sich in einer tiefen Finanzkrise befinde, so dass ein anglo-französischer Pakt zumin­

dest partiell z ur Besserung beitragen könnte. 207 Im Anschluss an das Treffen wurde 

vereinbart, dass Leon Blum und Vincent Auriol nach London reisen sollten, um 

einen möglichen anglo-französischen Pakt mit der Parliamentary Labour Party 

(PLP) zu diskutieren. Dieses Treffen fand am 29. und 30. März 1922 im House of 

Commons statt - allerdings ohne unmittelbaren Ertrag: Anstatt in der Frage des 

Garantiepaktes Einigkeit zu erzielen, wurde vereinbart, dass die Parlamentsfraktio-

205 »[. . J once again expresses the condemnation by the British Labour Movement ef any pact wlth 
France [. . ).« Dem vorau sgegangen war ein Dokum ent des ACIQ. in dem im Januar 1922 erneut die 

Ablehnung des Paktes gefordert wurde. Final wurde der Pakt schließlich im April 1922 noch einmal 

von L. Woolf kriti siert und argumentati v ze rsetz t, mit direktem Bezug auf die SFIO. Sein Fazit: » You 
cannot lrust Covernment!« Für ihn sei der Pakt nichts weiter al s eine Fortsetzung von Versailles, wie er 

polemisch anmerkte. Ebd.; LHASC , Advi sory Committee on International Questions, Memos, 

DrafL bei G. H. Dickin son, Januar 1922, LP/ lAC/ M emos 1921-24 ; LHASC , Advisory Committee 

on International Questions, Memos, Anglo-French Agreement, L. Woolf, April 1922, LP/ IAC/ M e­

mos 1921-24. 
206 Für die Labour Party waren T. Shaw und Ben Tillett vor Ort, für die SFIO L. Blum, P. Faure, 

S. Crumbach, P. Mistral, Marius Moulet, J. Presseman, P. Renaudel, M. Sem bat sowi e J. Zyrorn ski . 

Auf dem Treffen machte insbesondere Leon Blum deutlich, dass di e Unterschiede in der Bewertung 

des Status quo li egen würden, vor allem im Hinblick auf die zukünftige Rolle des Völkerbundes: » The 
d!fference thmjöre, lay in what was to be done in the intermediary period unttl the League ~f nations was 

Jimctioningful!y. The question was therefore on!y one of expediency. « Jean Longuct räumte di esbezüglich 

ein, dass di e Labour Party längst eine Position eingenommen hätte, die eine Reali sierung des Paktes 

fakti sch unmöglich mache. Dennoch sei es wichtig, sich weiter auszutausch en. Nichtsdestotrotz ver­

such te n sowohl Bracke al s auch Vandervelde weiterhin , die möglichen Vorzüge des Pakt es heraus­

zustreichen und di e Labour Party diesbezügli ch zu beeinflussen. Shaw blieb jedoch auf seinem Stand­

punkt und ford erte di e Vertreter daz u auf, nach London zu kommen, um weitere Di skussionen zu 

führen. LHASC , Executive Committee, Sitzung vorn 2. 5. 1922 , LP/ EC/ Minutes/Januar bi s M ai 

1922; ein au sführli cherer Bericht findet sich in: llSC , Labour and Sociali st International - London 

Archives, Anglo-French-Pact , 15. 3.1922 , IISG/ LSI/ 146. 
201 Ebd. 
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nen beider Parteien Memoranden erstellen sollten, um diese nach Anfertigung aus­

zutauschen. 208 

Zu fragen ist nun, weshalb ein derart großer Aufwand betrieben wurde. Faktisch 

war die SFIO kein Teil der Zweiten Internationale, die Arbeiterbewegung offiziell 

also weiterhin gespalten. Eben deshalb liegt die Vermutung nahe, dass die Ableh­

nung des Garantiepaktes vonseiten der Labour Party gezielt hinausgezögert wur­

de, 209 um den parallel stattfindenden Annäherungsprozess zwischen IASP und 

Zweiter Internationale nicht zu gefährden - der, wie dargelegt, maßgeblich von der 

SFIO vorangetrieben wurde. 

Für diese These spricht, dass die Briten bereits in den vorherigen Monaten eine 

ähnliche Politik gegenüber der französischen Schwesterpartei ins Auge gefasst hat­

ten: Als die SFIO im November 1921 mit der Bitte an die Labour Party herantrat, 

ihre vor der Pleite stehende Parteizeitung »Le Populaire« finanziell zu unterstüt­

zen, 210 wurde im Labour-Exekutivkomitee, Bezug nehmend auf die Beschlüsse der 

Brüsseler Konferenz der II. Internationale, folgendes beschlossen: »lt was stated that 

the political position ef the French Party was improving [. . J lt was believed that assistance ef 
that kind was helping the French Party towards a more sympathetic view with regard to 
cooperation wilh the Parties in the Second International in Joint action far unity. « 211 W enige 

Wochen zuvor war in einer Exekutivsitzung der Labour Party ein Streit darüber ent­

brannt, ob ein britischer Delegierter auf den französischen Parteitag nach Paris be­

ordert werden sollte. Zunächst wurde diese Frage mit einem klaren nein beantwortet, 

bis Tom Shaw intervenierte und ausgiebig über die gehobene Bedeutung der SFIO 

für die Wiedervereinigung der Internationale referierte. Schlussendlich wurde be­

schlossen, Tom Shaw aufgrund der aktuellen politischen Situation auf den Parteitag 

zu entsenden. 212 

Auf dem bereits skizzierten Treffen der Zweiten Internationale in Brüssel wurde 

ebenfalls erörtert, dass die SFIO dringend finanzielle Unterstützung für ihre Partei­

zeitung benötige. 213 Daraufhin machte Emile Vandervelde deutlich, dass eine Hilfe­

leistung der Labour Party zu begrüßen sei, insofern diese dazu beitragen könnte, die 

SFIO zu einer Rückkehr in die Zweite Internationale zu animieren. Selbst Otto 

208 LHASC , Executive Committee, Sitzung vom r. 3. 1922 , LP/EC/Minutes/Januar bi s Mai 1922. 
209 Eine definitive Resolution über die Ablehnung des Garantiepaktes war faktisch bereits im Febru­

ar 1922 verabschiedet worden, ge111einsam von TUC und Labour Party. Darin wurde final beschlos­

sen: »The counol is opposed to any treaty of a!!iance with any particu!ar country.« Trotz dieser definitiven 

Ablehnung durch das Gremium wurde die SFIO wachen- und monatelang hingehalten. LHASC, 

Labour Pany/TUC Joint International Sub-Committee, 1919 - 1923, Joint international co111mittee, 

1.2.1922. 
210 Hierzu: A .N., SERIE F/7. PoucE GENERALE, Leon Blu111 , Reunion Organisee par la Federation 

de la Seine, 4.1.1922, F/7 /15933-

211 LHASC, Exekutivsitzung der Zweiten Jnternat ion ale in Brüssel, 22 . und 23- November 1921, LP/ 

EC/Minutes: Juli bis D ezember 1921. 
212 LHASC, Executive Co111111ittee, Sitzung vo111 28.10.1921, LP/EC/Minutes/ Juli bis Dezember 

1921. 
213 LHASC, Exekutivsitzung der Zweiten Internationale in Brüssel, 22. und 23- Nove111ber 1921 , LP/ 

EC/Minutes: Juli bi s Deze111ber 1921. 
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Wels sprach sich für diesen Vorschlag aus, weil sich die eigene Organisation dadurch 

als vorbildlich präsentieren könne und im Vergleich zur IASP schlichtweg effizienter 

und finanzkräftiger erscheine. Allein die Vertreter der Labour Party um MacDonald, 

Thomas oder Shaw blieben skeptisch und zweifelten an der Notwendigkeit der Ini­

tiative: Blum selbst hätte für die SFIO zwar deutlich gemacht, dass eine Finanzsprit­

ze helfen könnte, jedoch befinde sich die französische Partei nicht mehr in der Zwei­

ten Internationale, weshalb die Labour Party in dieser Frage eher gespalten sei. 214 

Wie aus den Akten hervorgeht , rang man sich indes dazu durch, eine endgültige 

Entscheidung zu verschleppen: Erst am 2.5.1922 beschloss die Exekutive der Labour 

Party, keine finanzielle Unterstützung zu gewähren - zu einem Zeitpunkt also, als die 

Berliner Konferenz bereits im Begriff war zu scheitern und die Zusammenführung 

der beiden sozialistischen Internationalen nur noch Formsache war. 215 

Dass bis zuletzt darauf geachtet wurde, die französischen Genossen nicht unnötiger­

weise zu verstimmen, zeigt ein Brief von Emile Vandervelde an Ramsay MacDonald. 

Dieser wurde im Vorfeld der Frankfurter Konferenz verfasst, genauer gesagt im 

Dezember 1921. In diesem Brief bat Vandervelde inständig darum , »nichts zu unter­

nehmen«, was den Erfolg der französischen Initiative auch nur annähernd gefährden 

könne. Vandervelde habe persönlich an einer Sitzung der SFIO-Exekutive teil­

genommen und wisse um die politische Brisanz des Frankfurter Treffens. Auch 

wenn das politische Klima in Frankreich ein anderes sei und den Engländern manche 

Positionen seltsam erscheinen könnten: Ein Scheitern sei unbedingt zu vermeiden -

die internationale Arbeiterklasse brauche unbedingt eine vereinte und handlungs­

fähige Internationale. 216 

Mit in diese Entwicklung passt, dass am 15.5.1922 ein Treffen in Brüssel stattfand, 

auf dem Franzosen, Engländer und Belgier den Versuch unternahmen, bestehende 

Streitpunkte auszuräumen. 217 Beschlossen wurde erstens, dass ein enger Informa­

tionsaustausch stattfinden müsse, um etwaige Differenzen im Keim zu ersticken, 

zweitens sollten »political action and campaign and more especially [. . J common parlia­
mentary action [.. J with the same programme and in the same spirit« für eine enge Ab­

stimmung sorgen und Erfolge auf parlamentarischer Ebene in den jeweiligen drei 

Ländern ermöglichen. 218 Auch in dem Schlussstatement wird das Bemühen deutlich, 

weitere Konflikte so früh wie möglich eindämmen zu wollen: »!f circumstances demand 

214 Ebd. 
215 »An appea!from the French Sooa!ist Party 10 subscribe to Frs. 300,000 of Bons [.. J was communicated 
A fetter was readfrom the ßelg,an Labour Party supporting this appeal, and stating that they had already 
subscribed one ha!f of this loan, 1: e., Frs. I50,ooo, over and above a prevlous subscrlption of Frs. 125,000. lt 
was agreed· That we could not recommend the National Committees to subscribe to this !oan. « LHASC , 

Executive Committec, Sitzung vom 2.5.1 922, LP/EC/Minutes/Januar bis Mai 1922. 
216 !!SC , Labour and Socialist International - London Archives, Vandervelde an MacDonald, 

24.12 .1 921, IISG/ LSI/87/29. 
217 IISG , Labour and Socialist International - London Archives, Conference ofthe Belgian, French 

and British sociali st parties concerning the reparations; Brussels, 17-18 May 1922. TISG/ LSI/31 / 1. 
21s Ebd. 



Kriegsende und endgültiges Scheitern der Zweiten Internationale 133 

it a new sitting ef this coeference will be immediately ca!!ed by the Belgian Labour Party or at 
the request ef any ef the Parties.« 219 

Der zweite Streitpunkt zwischen SFIO und Labour Party war, neben der Debatte 

über den anglo-französischen Sicherheitspakt, die massive Kritik der britischen Ar­

beiterpartei an der französischen Regierung. 

Wenn man die außenpolitische Strategie der Labour Party zusammenfasst, so war 

es ihr erklärtes Anliegen, ein Mächtegleichgewicht auf dem Kontinent zu schaffen. In­

folgedessen wurde eine weitere Stärkung Frankreichs durch ein Militärbündnis rigo­

ros abgelehnt und stattdessen kollektive Sicherheitsstrategien im Rahmen des Völker­

bundes anvisiert. Hierfür mussten die Labour-Führer allerdings zunächst einmal 

darlegen , weshalb der alliierte Bündnispartner in Ungnade gefallen war und die eins­

tige »Entente cordiale« keinen Bestand mehr haben sollte. Diesbezüglich war die von 

Poincare verfolgte »Politik der Stärke« (1922-1924) ein äußerst brauchbarer Anlass, 

das französische Vorgehen zu tadeln und eine Stärkung der desaströsen deutschen 

Wirtschaft: einzufordern. 220 

Frankreich wurde allerdings nicht erst seit Beginn der Ruhrkrise verbal angefein­

det: Bereits im Jahr 19r9, im Anschluss an die Pariser Friedenskonferenz, war 

Georges Clemenceau von Ramsay MacDonald oder auch Arthur Henderson als ent­

scheidendes Hemmnis für die Umsetzung der Wilsonschen Völkerbundpolitik dar­

gestellt worden. 221 Trotz der Absicht der »Labourites«, zwischen dem französischen 

Volk und seinen Machthabern zu differenzieren , gab es innerhalb der Labour Party 

immer wieder Stimmen, die den einstigen Bündnispartner allzu pauschal als chauvi­

nistischen Kriegstreiber, Nutznießer von Versailles oder zutiefst imperialistischen 

Staat skizzierten. 222 

219 Ebd. 
220 Hierzu: Sussex Daily News, Labour' s Parliament. Sympathy for the german workers, 23- Juni 1921. 
221 H enderson proklamierte am 2.1.1919, dass der französische Premier jedes nur erdenkliche Opfer 

bringen würde, um Frankreichs Machtanspruch zu sichern . MacDonald kam in der »Social ist Re­

view« gar zu dem Schluss, dass Clemenceau Napoleon nacheifere: »He stands far the France qf the 
bourgeoisie, the France ef capitafists ... the France of Napoleonirm and gaudy show, the France that blindly 
aspires, the France that charged our so!diers far a cup ef water and tmposed rentfar the ground where the bones 
efthe dead are.« Zur Rede von Henderson: The Times, 3.1.1919; Der Artikel von MacDonald wurde in 

der SocialisL Review veröffentlicht: MacDonald, Ram say, Socialist Review, Juni 1919, S. 197; W. KRI E­

GER, Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S. 177ff; 
222 Einer derjenigen Labour Politiker, der sich mit (konstruktiver) Kritik am einstigen Bündnispan­

ner besonders hervortat, war Charles R. Buxton. Er kam Mitte 1922, nach einer Frankreichreise, zu 

dem Schluss, dass die französische Bevölkerung mehrheitl ich lethargisch sei und Deutschland für die 

wirtschaftlichen Probleme verantworclich mache. Die zers Lörten Gebiete würden von Poincare als 

Propagandastücke verwendet werden, wenngleich verschiedene Statistiken längsL belegen würden, 

dass kein Verlust an LebensqualitäL sLa LLgefunden hätte. Schärfer hatten sich im Sommer 1920 die 

Gegner der französischen Außenpolitik geäußert, die wie z.B. ErnesL Bevin zu dem Schluss kamen, 

dass Frankreich eine chauvini stische Politik betreibe und nur nach einem Vorwand zum alliierten 

Eingreifen suche. W. KRIEGER, Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S. r8o ff.; zu Buxton: 

London School of Economics (LSE) Archives, Buxton Papers, The Ruhr and the Rhineland, 1921-
1924, LSE/NL Buxton/7-
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Die anhaltende Kritik sorgte im Lager der SFIO für großen Argwohn, weshalb 

der Besuch von Jean Longuet im »Advisory Committee« der Labour Party am 

22. Juni 1922, drei Monate nach der Frankfurter Konferenz, ein geeigneter Anlass 

war, die vorhandenen Meinungsverschiedenheiten auszudiskutieren. 223 Zu Beginn 

der Aussprache legte Longuet dar, dass seine Argumente nicht unbedingt seine 

eigene Meinung wiedergeben würden - wohl aber die seiner Partei. Diese Bemer­

kung unterstreicht, dass Longuet in offizieller Mission unterwegs war und es im 

Lager der französischen Sozialisten durchaus Gesprächsbedarf gab. Wie d er Marx­

Enkel daraufhin deutlich machte, seien die antifran zös ischen Vorstöße der Briten 

innerhalb der SFIO sehr kriti sch aufgenommen worden, zeugten diese doch >~from 
a narrowly British poinl ef view«. Während der französische Imperiali smus attackiert 

werde, habe man über die Verfehlungen des britischen Empires ein Tuch des Schwei­

gens gelegt - insbesondere di e Kolonialfrage werde dabei fleißig umgangen. 224 Aus 

diesem Grund forderte er von der Labour Party eine Erklärung, in der sie nicht nur 

den franzö sischen, sondern auch den britischen Verzicht auf Reparationszahlungen 

bemühte. Dies werde in Frankreich Eindruck machen und die Differenzen ein für alle 

Mal beseitigen, so sein Fazit, »especially as the British daims would be on the ground ef 
pensions and allowances, etc., and not on the ground ef direct material damage«. 225 

3.4. Resümee: SFIO und Labour Party: Zweckbündnis oder Motor der 
internationalen Arbeiterklasse? 

Wie aus den Akten hervorgeht, fand nach Kri egsende eine sehr enge Zusammen­

arbeit zwischen französischen und britischen Sozialdemokraten statt. Hierbei wur­

den die Parteien insbesondere von dem Verlangen geleitet, die einstigen Kontakte 

der »Entente Socialiste« zur Rekonstruktion der Internationale zu verwenden. Die 

Frage, ob diese Erkenntnis ausdrücklich hervorgehoben werden muss, ist vor dem 

Hintergrund der » Doppelbelastung« der beiden sozialistischen Internationalen -

223 LHAS C, Advisory Comm iLLee on lnternaLional Ques tion s, Minut es, 22. Juni 1922, LP/ lAC/1/ 
135· 
224 In dieser Hin sicht ist ein BerichL der fran zösi schen Poli zei vom 17.3-1921 sehr auCschluss reich. 
Auch wenn das Tret1en über ein Jahr vor dem Besuch Jean Longuets stattfand , wird eben hier die 
Problematik der engli schen Koloni en aufgegriffen. Der »Majoritaire« Pierre Renaudcl kam hierbei zu 
dem Sch lu ss, dass die Engländer auf den Friedensverhandlungen als Erste die deu tschen Koloni en 
themat isiert hätten - noch bevor die Reparation sproblematik von fran zös ischer Seite überhaupt eru­
iert wurde. Grundsätzlich sei er dazu bereit, den französ ischen Imperialismu s zu veru rte il en, all er­
dings geht kl ar und deutlich aus sein er Ansprache hervor, dass er dafür eine »Gegenl eistung« erwar­
tete. In sofern überrascht es ka um , dass Jean Longuet im Folgenden vor all em auf die Verurteilung des 
briti schen Imperi ali smu s durch die Labour Party abzielte. A.N. , SER IE F/7. Po u cE GENERALE , Pierre 
Renaudel, Reun ion privee, 17-3- 1921, F7/ 16001/2. 
225 LH ASC, Advisory Committee on international Quest ion s, M inutes, 22 . Juni 1922 , LP/ IAC/1/ 
135· 



Kriegsende und endgültiges Scheitern der Zweiten Internationale 135 

»dem nicht überwundenen Nationalismus und der Korifrontation mit der unter den Bolsevtki 
Realiliit gewordenen >Dtktatur des Proletariats«< - 226 eindeutig zu bejahen. 

Die Absicht der beiden Parteien, konstruktiv mileinander umzugehen, gemein­

same Ziele zu formulieren und eine auch nach außen hin erkennbare Abstimmung 

in politischen Fragen anzustreben, war keineswegs selbstverständlich: Vor allem die 

britische Arbeiterpartei sparte in der Nachkriegszeit nicht an Kritik am ehemaligen 

französischen Bündnispartner, was zu nachhaltigen Verwirrungen und - final - zur 

Einberufung der skizzierten Treffen führte. Anhand der Ausführungen wird indes 

deutlich , dass die Labour Party trotz grundlegender Meinungsverschiedenheiten der 

wichtigste Ansprechpartner für die SFJO in machtpolitischen Fragen war. Obwohl der 

anglo-französische Garantiepakt vom ACJQ strikt abgelehnt und die französische 

Regierung mehrfach scharf kritisiert wurde, brach der Kontakt nicht ab, wurde im 

Gegenteil sogar intensiviert. Das überrascht insofern, als die französische Partei den 

Parteien der Wiener Internationale programmatisch wesentlich näher stand, vor al­

lem der USDP - und die Labour Party auf der anderen Seite keinen Hehl daraus 

machte, dass sie der MSPD äußerst positiv gesonnen war. 

Im Interesse der Internationale war es allerdings unabdingbar, die Meinungsver­

schiedenheiten zu begraben und eine gemeinsame Lösung zu finden: Die SFIO 

stand in der unmittelbaren Nachkriegszeit am Rande der politischen Bedeutungs­

losigkeit, nach der Parteispaltung auf dem Parteitag von Tours 1920 und der verhee­

renden Wahlniederlage 1919. Aus diesem Grund war es das erklärte Anliegen ins­

besondere des rechten Flügels der Partei, die Spaltung der Internationale zu 

überwinden, mit Hilfe einer gestärkten »Internationalen Agentur der Arbeiterklas­

se« Druck auf die eigene Regierung auszuüben und sich dadurch für künftige Wah­

len besser zu positionieren . Ganz ähnlich waren die Interessen der Labour Party 

gelagert, die das Ziel hatte, mit Hilfe einer pragmatisch orientierten Internationale 

die als reaktionär empfundene Pariser Regierung in die Schranken zu weisen. Vor 

allem die ältere Generation um MacDonald, Henderson, Shaw, Thomas oder Tillett 

glaubte inständig an die Einflussmöglichkeiten der internationalen Arbeiterklasse, 

sofern das Prinzip proletarischer Solidarität aufrecht gehalten wurde und die einzel­

nen Sektionen an einem Strang zogen. Aufgrund dessen strebte Labour einerseits 

eine versöhnliche Politik gegenüber Deutschland an , insbesondere gegenüber der 

deutschen Mehrheitssozialdemokratie. Auf der anderen Seite war die Partei um Zu­

geständnisse an die französische Partei bemüht, deren Aufgabe es sein sollte, die 

Parteien der Wiener Internationale von einer Wiedervereinigung der beiden sozialis­

tischen Internationalen zu überzeugen. Eben deshalb war die Zusammenarbeit zwi­

schen SFIO und Labour Party eine »Win-Win-Situation« für beide Parteien. 

226 H. LAD EM AC HER , Kos mopoliti smus, Solidarität und Nation ; in: F. VA N HoTHOO N / M . VA N 

DER LI N DE N (Hrsg.), ln ternationali sm in the Labour Movement, 1830-1940, Bd. 2 , 1988, S. 37 1-

391; hier: S. 391. 
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Bezeichnend ist, dass sowohl MSPD als auch USPD aufgrund ihrer extremen Posi­
tionen weitestgehend politisch isoliert waren - die MSPD, weil sie eine Politik der 
Stärke gegenüber der Wiener Internationale einforderte; die USPD, weil sie ein Zu­
sammengehen mit der Zweiten Internationale kategorisch ablehnte. Insofern ver­
wundert es nicht, dass beide Parteien in ihren Organisationen im Hinblick auf die 
Wiedervereinigung der beiden sozialistischen Internationalen (Zweite Internatio­
nale, IASP) keine große Rolle spielten. 

Gleichzeitig drehten sich die sozialistischen Planungsspiele, sobald sie eine zwi­
schenstaatliche Perspektive annahmen, stets um die »deutsche Frage« sowie die zu­
künftige Rolle von MSPDfUSPD. Vor diesem Hintergrund war es alternativlos, die 
deutschen Parteien in den Annäherungsprozess sukzessive miteinzubeziehen. Der 
bereits vor 1914 formulierte Grundsatz, dass eine erfolgreiche Internationale ohne 
SPD, SFIO und Labour nicht funktionieren könne, hatte nach wie vor Bestand. Dies 
stellte die Ruhrkrise, wie im Folgenden gezeigt werden wird, nachhaltig unter Be­
weis. 



Zweites Kapitel 

Das Parteiendreieck und die Beeinflussung des internationalen Systems, 
1923-1933 

r. Fallbeispiel Ruhrkrise: 

Bewährungsprobe transnationaler Zusammenarbeit (1922-1923) 

Am 11. Januar 1923 besetzten französische und belgische Truppen das Ruhrgebiet, 

mit dem Ziel , die Durchführung der Reparationszahlungen zu sichern. 1 Die von 

Poincare forcierte Politik der »produktiven Pfänder« markierte den Höhepunkt der 

Auseinandersetzung zwischen Deutschland und Frankreich über die Ausführung 

des Versailler Vertrages. 2 Auf die französische Aggression reagierte das Reich mit 

passivem Widerstand - und brachte sich dadurch an den Rande eines wirtschaft­

lichen und politischen Zusammenbruchs. Am Ende verlor die Weimarer Republik 

die ungleiche Kraftprobe und musste sich dem Druck des französischen Nachbarn 

beugen. Tatsächlich war die Niederlage Deutschlands aber nicht ausschließlich eine 

»Politik der nationalen Demütigung«, 3 sondern ein Impuls zur Klimaveränderung im 

internationalen System der Nachkriegszeit. Der Dawes-Plan 1924 markierte das 

Ende der Ruhrkrise und zugleich den Beginn einer auf internationaler Verständigung 

basierten Politik, maßgeblich vorangetrieben durch die angelsächsischen Mächte. 

Ziel der Darstellung ist es, die sozialistischen Anstrengungen, die Ruhrkrise zu 

überwinden, eingehend zu analysieren. 4 Insbesondere SFIO und Labour Party star­

teten in Zusammenarbeit mit der SPD eine Reihe von Initiativen und unternahmen 

den Versuch, Einfluss auf die Politik ihrer Regierungen zu nehmen - mit dem Ziel, 

den Konflikt unmittelbar zu beenden und Frankreich zur Vernunft zu rufen. Hier 

stellt sich allerdings die Frage, wie effizient dieses sozialistische »Krisenmanage­

ment« tatsächlich gewesen ist, denn letztlich konnte keine der Parteien die zwischen­

staatlichen Beziehungen zu ihren Gunsten verändern. 5 

1 Grundlegend: K. ScHWAHE (Hrsg.), Die Ruhrkrise 1923, 1984;J .-C. FAVEZ, Le Reich devant l'oc­
cupation franco-belge de Ja Ruhr en 19 23, 1969; D. ARTAUD, Die Hintergründe der Ruhrbesetzung 
1923; in: VfZ, 27, 1979, S. 241-259; C. FrsCHER, The Ruhr Cris is, 1923- 1924, 2003; G. KRUMEfCH / 
J. SCHRÖDER, Der Schatten des Weltkrieges, 2004; L. ZIMMERMANN, Frankreichs Ruhrpolitik, 1971. 
2 Über die außenpolitischen Entscheidungsprozesse in Frankreich: A.-M. LAUTER, Sicherheit und 
Reparationen, 2006, S. 290-310. 
3 Stresemann vor der ausländischen Presse; in: G. STRESEMANN, Vermächtn is. Der Nachlass in drei 
Bänden, Bd. 1, 1932, S. 246. 
4 Der Historiker Stefan Feucht stellt diesbezüglich die durchaus provokante These aut~ Poincare 
habe so agieren können, als hätte es die internationale Arbeiterklasse niemals gegeben. S. FEUCHT, 
Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschland s zur Außenpolitik während der Weimarer 

Republik (1918-1933), 1998, S. 221. 
5 Ebd., S. 236. 
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Allerdings wurde bi slang nur un zureichend untersucht, welche Handlungsspiel­

räume dem Parteiendreieck überhaupt zur Verfügung standen, als es darum ging, 

den Abwehrkampf der jungen deutschen Republik gegen den »imperiali sti schen Ag­

gressor« zu un terstützen. Für SPD, SFIO und Labour Party war di e Ruhrkrise die 

erste wirkliche außenpolitische H erausforderung - und zugleich eine Chance, die 

»schmachvolle« Kapitulation vo n 1914 vergesse n zu machen. Die These des vorlie­

genden Kapitels lautet, dass diese Bewährungsprobe in Anbetracht der Einfluss­

möglichkeiten und des Handlungsspielraums der beteiligten Protagoni sten bestan­

den wurde, wenngleich das Resultat , oberflächlich betrachtet, äußerst bescheiden 

ausfiel: Auch wenn die Sch lagzahl der Treffen und Initiativen mehr als beachtlich 

war, scheiterten die Partei en mit ihrer »informellen Diplomatie« schlussendlich bit­

terlich am Widerstand Poincares bzw. der französischen Regierung, di e die zahl­

reichen Vorstöße und Vermittlungsbemühungen mit Leichtigkeit abschmetterten. 

1.1. Vorgeschichte: Entstehung und Wirkung des sozialistischen Reparationsplans 

1.1. 1. Die Amsterdamer Reparationskor!ferenz 

Die wirtschaftliche Belastung der deutschen Republik war nicht erst seit der drohen­

den Ruhrbesatzung ein relevantes Thema für das Parteiendreieck oder di e interna­

tionale Sozialdemokratie als solches. 6 Vor allem die MSPD wurde nicht müde, die 

negativen Folgewirkungen des Pariser Vertragswerkes zu betonen und ihre Schwes­

terparteien um Hilfe anzurufen : Bereits am 9. Mai 1919, wenige Monate nach der 

Berner Konferenz, veröffentlichte sie einen Aufruf »to the Sociali sts of all coun­

tries «, in dem sie zum Kampf gegen den Versa iller Vertrag aufrief 7 

Ein eigenes Schuldbekenntnis - wie von der SFIO gefordert 8 - lehnte di e MSPD 

weiterhin ab, wie Otto Wels auf der Parteiausschusss itzung vom 28 ./29 . August 1919 
deutlich machte. 9 Auf der Konferen z in Luzern, wo sich die Exekutive der II. Inter­

nationale im Juli 1919 versammelt hatte, stand die Schuldfrage jedoch zunäch st nicht 

mehr im Fokus der Verhandlungen. Vielmehr seien, so Wels, vor all em praktische 

Fragen erörtert worden - unter anderem die ökonomischen Folgewirkungen des Ver-

6 Zu den Positionen der einzelnen Parteien hin sichtlich des Versailler Fri eden svertrages siehe Erstes 
Kapitel , 3.2. 
7 Di e Autoren wiesen mehr fac h daraur hin , dass die deut sche Nation für den Kri eg bezahlen werde. 
Allerdings müsse man erst einmal die C hance erhalten, die eigenen wirtschafr li chen Probleme lösen 
zu dürfen , um die desas tröse Lage im Inland verbessern zu können. Eben das mache der Friedens­
vertrag mit seinen »tyranni schen« Wirtschaftsklause ln unmöglich. LHASC , Executive Committee, 
The Prelim inary Peace proposals, SPD, 9.5. 1919 , LP/ EC/ Minutes/Juni-Juli 1919. 
8 Vgl. Erstes Kapitel , 3- 1.3. 
9 >> Wir haben in Bern und in Luzern, mit aller Schii,fe und Entschiedenheit erkliirt, dqß wir ein Schuld­
bekenntms unsererseits, ein Schuldbekenntnis der deutschen Sozialdemokratie am Kriege und an der Verliinge­
rung des Krieges nicht aussprechen könnten, daß wir aber die- Schuld klarstellen wollen. « Wels machte deut lich, 
dass die Schuld reaktionärer Kräft e in aller Deutlichkeit um ers trichen werden mü sse, eine Schuld der 
SPD jedoch nicht vorl iege. D. Dowr: (Hrsg.), Protokolle der Sitzungen des Parteiausschu sses der 
SPD 1912 bis 1921, 19 80, Bd. 2, S. 687. 
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sailler Vertrages. Auf Initiative von Ramsay MacDonald habe die Zweite Internatio­

nale einen Antrag verabschiedet, nach dem »die von Deutschland geforderte Entschä­
digungssumme« in absehbarer Zeit fixiert werden solle - möglichst zugunsten der 

Weimarer Republik. 10 Zudem habe das Exekutivkomitee ausdrücklich verurteilt, 

dass die deutschen Kolonien zu »Mandatsgebieten« des Völkerbundes - unter der 

Leitung von England und Frankreich - erklärt wurden. Deutschland selbst so ll e 

Mandatar seiner Kolonien werden , so das Fazit der Internationale. 11 

In der Folgezeit blieb es jedoch zunächst bei dieser rein verbalen Verurteilung des 

Versailler Vertrages durch das Parteiendreieck. Faktisch bestand auch kein dringen­

der Handlungsbedarf, da die Festsetzung der deutschen Gesamtschuld durch die 

alliierte Reparationskommission erst im April 1921 erfolgen sollte und die praktische 

Ausführung des Pariser Vertrages damit noch ausstand.12 Ohnehin wäre eine inten­

sive Kooperation der drei tonangebenden Parteien SPD, SFIO, Labour Party in 

diesem Zeitabschnitt nur schwer zu realisieren gewesen: Die bereits skizzierte Spal­

tung der sozialistischen Internationale, die sich 1920 bereits angedeutet hatte und im 

Februar 1921 mit der Gründung der Wiener Internationale vollzogen wurde, verhär­

tete die Fronten und erregte den Unmut der verbliebenen Parteien der II. lnter­

nationale.13 

Akut wurde die Reparationsfrage erst im März 1921, als Düsseldorf, Ruhrort und 

Duisburg nach dem Scheitern der Londoner Konferenz von alliierten Truppen be­

setz t wurden. 14 Aufgrund des harschen Vorgehens der alliierten Gläubiger konnte 

die »deutsche Frage« im sozialistischen Lager nicht länger vertagt werden - eine 

schnelle Lösung musste her. Zu diesem Zweck tagte das Exekutivkomitee der Zwei­

ten Internationale am 30.3.1921 in Amsterdam, wo das deutsche Reparations­

problem explizit diskutiert werden sollte. 15 Die Angelegenheit wurde sogar als so 

gravierend wahrgenommen, dass die Vertreter der konkurrierenden »Wiener Inter-

10 »Die Summe da,f nicht eine solche Hifhe erhalten, dqß dadurch die Lebenshaltung des deutschen Arbeiters 
unter das Niveau der Arbeiter in anderen Ländern herabgedrückt wird. « Ebd.; an diesem Absa tz wi rd 
konkret die Furcht der Schwesterparteien deutlich , von einem deutschen ,,Lohndumping« betroffen 
zu werde n. In Gro(sbritannien schürte Labour, wie bereits dargelegt, bewusst die Angst vor deutschen 
Billigarbeitskräften, die engli schen Arbeitern die Stelle streitig machen könnten. Hi erzu: LHAS C, 
Advi sory Committee on International Ques tions, Minutes, 17- Juni 1919 , LP/TAC/2/ 66. 
11 D. DowE (Hrsg.), Protokolle der Sitzungen des Parteiausschu sses der SPD 1912 bis 1921, 19 80, 
Bd. 2, S. 687. 
12 Vgl. L. ZIMMERMA NN, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958, S. 86 ff 
13 Eine lagerübergreife nde, konstruktive Zusammenarbeit, die sich nicht nur auf das Verfassen von 
Pamphleten beschränkt , sondern einen konkreten Aktionsplan beinhaltet h'.il te, wa r un ter den gege­
benen Voraussetzungen kaum um setzbar. Zur Erinnerung: Die SFIO schloss sich der Wiener fnter­
nationale an, während MSPD und Labour Party weiterhin Teil der Zweiten Internationale blieben. 
Vgl. Erstes Kapitel, 3-3. 
14 Hierzu: L. Z 1MM ERMANN , Deutsche Aufsenpolitik in de r Ära der Weimarer Republik, 1958, 
S. 100; P. KR ÜGER, Die Aufsenpolitik der Republik von Weimar, 1985, S. 124. 
15 IIS G, Labour and Sociali st fn ternational - London Archives, Das Exekutivkomitee der Zweiten 
Internationale, 30. März 1921, IISG/ LSl/2/ 1. 
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nationale« vorab eingeladen worden waren - was aus Perspektive der Briten und 

Deutschen durchaus Sinn ergab, da die Vertreter der französischen Partei im Kampf 

gegen die alliierten Mächte eine Schlüsselrolle einnehmen sollten. 16 

In Amsterdam machte Ramsay MacDonald gleich von Anfang an deutlich, welche 

Fragen im Vordergrund stehen sollten: »r. Wieviel kann Deutschland zahlen, 2. Wieviel 
kö'nnen wir erhalten, ohne geschädigt zu werden, 3. In welcher Form kann Deutschland die 
Zahlung leisten?» 17 Dieser wohlwollende Pragmatismus kam der MSPD, die sich wie 

auf den Konferenzen in Bern und Luzern in der Rolle des Opfers sah, durchaus 

zupass: Wels betonte, dass die deutsche Regierung unschuldig sei und immer wieder 

konstruktive Vorschläge unterbreitet hätte - die von Frankreich allesamt abge­

schmettert worden seien. Deshalb lobte er die Resolution der Labour Party, die aus­

drücklich anerkenne, dass der Friedensvertrag D eutschland finanzielle Verpflichtun­

gen auferlege, die nur noch mit Hilfe »juristischer Wortklauberei« den deutlich 

moderateren Waffenstillstandsbedingungen entsprechen könnten. 18 Abschließend 

bemerkte Wels, dass eine internationale Anleihe vonnöten sei, damit Deutschland 

die erforderliche Summe überhaupt aufbringen könne. Die Lage im Inland sei desa­

strös und wenn weiter eine Erfüllungspolitik um jeden Preis gefahren werde, könne 

dies schnell zu einem »dumping« führen, das die deutschen Arbeiter zu »Lohn­

drückern« für die alliierten Arbeiter mache. 19 Mit seinem Redebeitrag zielte der 

16 IISG, Labour and Socialist International - London Archives, Das Exekutivkomitee der Zweiten 
lmernationale mit Vertretern der parlamentarischen Fraktionen, 30., 31. März und 1. April 1921. IISG/ 
LSI/2/ 13; faktisch stand jedoch nicht nur die Reparations frage im Vordergrund, sondern u. a. der 
anglo-fran zös ische Bündnisvertrag, ebenso wie die mögliche Rekonstruktion der Internationale. In­
sofern wurde das Anliegen, ausschließlich die »deutsche Frage« zu behandeln, von der Realität einge­
holt. Ein weiterer Teilnehmer neben der Wi ener und II. Internationale war die Gewerkschaft:sinter­
nationale. 
17 Ebd.; sowie: J. F. WRYNN, The Socialist International and the politics of european reconstruction, 
1976, S. 34· 
18 Gleichzeitig wehrte er sich gegen den iederländer Pieter Jell es Troelstra, der von Deutschland 
verlangte, für sämtliche Schäden geradezustehen und überdies die morali sche Verantwortung für den 
Kriegsausbruch zu übernehmen. Nach wie vor besaß di e Schuldfrage also politische Brisanz und nach 
wie vor weigerte sich die SPD, auch nur einen Fufsbreit von ihrer alten Position abzurücken »Diese 
Uebernahme des Wortlaufs des Versmller Vertrages seitens der internationale würde in krassem W,Jerspruch zu 
dem Kampf stehen, den sie in Luzern und Genf gegen den Vertrag proc/amiert hat. Dem kcinnen wir nie und 
nimmer unsere Zustimmung geben, während de Brouckeres Vorschlagfar uns annehmbar ist. « Einen Tag 
später wurde erneut die Schuldfrage aufgeworfen, was Wels dieses Mal tatsächlich auf die Palme 
brachte: »in Bern, Luzern, Amsterdam und Genf haben w,i- über die Frage der Verantwort!ichkeil und der 
Schuld am Kriege verhandelt. Nach dem Zustandekommen des Gen/er Beschlusses erklärle Vandervelde: defl die 
Meinungsverschiedenheiten in der internationale nun enc/,_f!,ül11g beseit1g1 seien. Wenn wir immer wieder milder 
Schiipfungsgeschichte an.fangen, werden wir nie zu einem praktischen Arbeitsprogramm kommen. f.1/ir können 
heule nichl der Vertrag von Versatiles, dem wir in Genf den Krieg erkliirten, zum Buch der Bücher machen. « Bei 
dieser Ablehnung erhielt Wels die Unterstützung von T. Shaw, der sich ebenfall s gegen Troelst ra 
aussprach. IISG , Labour and Socialisr International - London Archives, Das Exekutivkomitee der 
Zweiten Internationale mit Vertretern der parlam entarischen Fraktionen, 30., 31. März und 1. April 
1921. IISG/ LSI/2/18 und 2/26. 
19 Ebd., 2/ 23. 
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Sozialdemokrat vor allen Dingen auf zwei Aspekte ab: Erstens wähnte sich die 

MSPD kl ar und deutlich auf die Seite der L abour Party, di e im G egensatz zur SFIO 

einen geradezu »deutschlandfreundli chcn« Kurs verfolgte - zweitens versuchte W els 

die Furcht der ausländi schen G enossen vor deutschen »Fremdarbeitern« zu schüren, 

die in Groß britannien oder Frankreich zu deutlich niedrigeren Löhnen eingesetzt 

werden kö nnten. 

Insbesondere der letzte Argumentationsstrang schien die Delegierten überzeugt 

zu haben: Zum Abschluss der Amsterdam er Konferenz wurde einvernehmlich be­

schlossen, dass D eutschland eine oder mehrere internationale Anleihen aufnehmen 

solle, um die derzeitige wirtschaftliche Situation verbessern zu können. Im Gegen­

zug werde sich die Republik dazu bereit erklären, dreißig Jahre lang di e erforder­

lichen Annuitäten zu bezahlen. 20 Außerdem sei es dringend erforderl ich, die im 

Krieg zerstörten G ebiete so schnell wie möglich wiederaufz ubauen. Zu diesem 

Zweck hätten sich deutsche und fran zösische Arbeiter zusammengefunden und sich 

dazu bereit erklärt, diese Aufgabe ohne private Bereicherung kapitalisti scher Kreise 

durchzuführen. 21 Die in Amsterdam vertretenen Delegierten einigten sich darauf, 

dass die Ergebnisse der Konferenz mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln bei 

den jeweiligen Regierungen durchgesetzt werden sollten. 22 Im Hinblick auf ein in­

ternationales Schiedsgericht machte die Konferenz deutlich , dass D eutschland so 

schnell wie möglich in den Völkerbund aufgenommen werden sollte, der ferner zur 

Klärung der Reparationsfrage angerufen werden sollte. 23 

Die Resolu tion der Konferenz lies t sich retrospektiv betrachtet wie ein gangbarer 

Kompromiss zwischen Siegern und Bes iegten. Jedoch wurden die Amsterdamer Be­

schlü sse, di e als »Sozialistischer Reparationsplan« in die G eschichte eingingen, 

schon bald von der politischen Realität eingeholt: Im Mai 1921 trat die MSPD der 

Regierung Wirth bei und setzte sich für die A nnahme des Londoner Ultimatums 

und damit des alliierten Zahlungsplans ein. Hintergrund hierfür war das Bemühen 

der deutschen Politik, eine mögliche Besetzung des Ruhrgebietes zu verhindern und 

20 »Die deutsche Regierung sollte sich dann bereit erklären, ein.festes Minimum an Jahresraten zu bezahlen, das 
der Prosperität des Landes angepasst ist. D iese gleitende Skala sollte nicht allein die Auifuhrz!ffern, sondern in 
derselben Art wie gewöhnliche Steuern, die Höhe des Nationalvermögens und des Einkommens berücksichtigen. « 
Ebd., 2/64. 
21 »Damü der Wiederaefbau der zerstiirten Gebiete sich mit der notwendigen Schnelligkeit vollzieht, muss ein 
gemischtes System von Sach-, Arbeits- und Geldleistungen angewandt werden. Die von Deutschland zu voll­
ziehenden Leistungen sind auf Reparationen anzurechnen. Die sachlichen Leistungen sind unler Mitwirkung der 
Ger<1Jerkschefien daraefhin zu prüfen, defs sie weder der Arbeiterschefi des liefernden noch des nehmenden Landes 
zum Nachteil gereichen.« Ebd.; hi erzu auch: Di e Z weite lnLernaLionale über den Wiederaufbau. Reso­

lution der am 30., 31. M ärz und 1. April 1921 in A msterd am mit Vertretern der parlamentarischen 

Fraktionen abgehaltenen Konferenz des Exekutivkomi tees der ZweiLen lnLernationale, 1921, S. 7. 
22 Hierzu das Stalem ent von Ramsay M acD onald, ebd ., S. 4. 
23 »Der Völkerbund, in den Deutschland aefkenommen werden sollte, würde seine Aufgabe vetflhlen und die 
Hef.fnung, die die Demokratie der Welt auf seine Entwicklung setzt, enttäuschen,Jälls er sich der Lösung des 
Finanzproblems nicht zuwendet [. . ]. « Ebd., S. 9. 
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damit die wirtschaftliche und politi sche Integrität des Reiches um jeden Preis zu 

erhalten. 24 

1.1.2. Grenzen der Beeieflussung.· Gespaltene lnternationale,ftanzösische Aggressions-
politik, der Vertrag von Rapallo als Zankapfel zwischen (M)SPD und SFIO 

W elche Einflussmöglichkeiten hatte das Parteiendreieck zu Beginn der 20er Jahre? 

Wie aus einer Resolution des Exekutivkomitees der Zweiten Internationale im Juni 

1921 geradezu exemplari sch hervorgeht, waren sich die beteiligten Akteure durchaus 

im Klaren darüber, dass die eigenen H andlungsoptionen sehr beschränkt waren: 

» The manffestos ef the Second ln!ernational have, by their number and their inrjfectualness, 
lost all credit with the masses as well as with the governments. Not all the manifestoes ef a/1 the 
existing lnternationals and Socialist Parties put together have been able to diminish [. . J the 
appalling account tha! the Allies are now presenting to Cermany [. . J. « 

25 

Anlässlich der Annahme des Londoner Ultimatums durch di e deutsche Regie­

rung forderte das Exekutivkomitee der Zweiten Internationale die alliierten Regie­

rungen dazu auf, die Aufhebung aller Sanktionen einzuleiten. Um dieser Fo rderung 

Nachdruck zu verleihen, sollte eine stärkere Zusammenarbeit der sozialistischen Par­

lamentsfraktionen untereinander anvisiert werden. Wenn es schon keine Einheit der 

Arbeiterklasse gab, dann müsse es zumindest eine Kooperation der Parteien in Kri­

senzeiten geben, so das Fazit der D elegierten. 26 Gleichzeitig wurde jedoch einge­

räumt, das s dieser Plan vorerst reines Wunschdenken sei und di e eigene Organisati ­

on eine tiefe Krise durchlaufe. 27 Eben deshalb beschäftigten sich die Zweite, di e 

Wiener und die Kommunistische Internationale vom Sommer 1921 bi s hin zur Ber­

liner Konferenz 1922 vornehmlich mit der Schaffung einer »all-inclusive-lnternatio­

nal « - sprich der Überwindung der gegenwärtigen Spaltung. 28 

Die Reparationsfrage wurde infolgedessen eher zweitrangig behandelt, was indes 

auch der realpolitischen Entwicklung geschuldet war: Für den Moment schien die 

internationale Situation beruhigt , di e Annahme des Londoner Ultimatums hatte 

24 Hierzu: S. FEUC HT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Aufsenpolitik 
während der Weimarer Republi k (1918 - 1933), 1998, S. 23 1; P. KKüGER, Die Außenpolitik der Repu­
blik von Weimar, 1985, S. 133-
25 IIS G, Labour and Socialist International - London Archi ves, Das Exekutivkomitee der Zweiten 
In ternationale, Treffen vom 27. und 28 . Juni , I ISG/LSI/3/4. 
26 Anwesend waren unter anderem: Loui s de Brouckere, O tto Wels, Arthur H enderson, Ramsay 
MacDonald. Ebd., 3/ 14; die deutsche Übersetzu ng des Dokuments find et sich im Archiv de r Labour 
Party: LHAS C, Labour and Sociali st lmernational. Denkschrift bet reffs Schaffung eines interpar­
lamentarischen Komitees, nicht datiert, LSI/10/13/ 1. 
27 G rund hierfür sei die bereits angesprochene Spaltung, hervorgerufen durch die Gründ ung der 
Wiener Internationale. Das Feh len einer gemeinsamen internationalen Agentur der Arbeiterklasse 
führe zwangsläufig dazu, dass sämtliche Energie, die in die Revi sion des Friedensvertrages investiert 
werde, wirkungs los verpuffen mü sse. »Bul all these energies are wasted for lack of an organ that will 
coordinate them and transfarm them 1i1to action,for lack of the lnler-Parliamentary Socialis! Commil!ee. The 
latent energies are there, but they require organization lo make them ejjiäent.« Ebd., 3/9 . 
28 Hierzu: Ers tes Kapitel , 3-3.1. 
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für klare Verhältnisse gesorgt; Deutschland musste die alliierten Forderungen erfül­

len und die von Kan zler Wirth forcierte »Erfüllungspolitik« mittragen. 29 Für gefühl­

te Entlastung sorgte zudem die Initiative von Lloyd George, der im Frühjahr 1922 

die Einberufung einer W eltwirtschaftskonferenz vorschlug, die sich mit den aktuel­

len Problemen, insbesondere der wirtschaftlichen Rekonstruktion Europas, beschäf­

tigen sollte. 30 

Im Vorfeld waren die sozialistischen Parteien selbstredend bemüht gewesen, diese 

Entwicklungen mit zu beeinflussen. So hatte u. a. der Vorstoß von Lloyd George im 

Februar 1922 zur Einberufung einer gemeinsamen sozialistischen Konferenz in Paris 

geführt, an der Vertreter aus Großbritannien, Frankreich, Belgien und D eutschland 

teilgenommen hatten. Aufgrund des verspäteten Erscheinens der Deutschen war je­

doch beschlossen worden, die D ebatte über Reparationsfragen zu vertagen. 31 Ohne­

hin hatte Otto Wels bereits im Vorfeld in einem Brief an Arthur Henderson deutlich 

gemacht, dass er der gemeinsamen Konferenz von Zweiter und Wiener Internatio ­

nale so oder so nur geringe Erfolgschancen einräume, u. a. aufgrund der Anwesenheit 

der französischen Delegierten. 32 

Ende Februar 1922 fand in Frankfurt schließlich eine Fünfländerkonferen z statt, 33 

an der die sozialistischen Parteien Deutschlands, Belgiens, Italiens, Englands und 

Frankreichs teilnahmen. 34 Die dort verabschiedete Resolution zur »Rekonstruktion 

der zerstörten Gebiete« beinhaltete jedoch wenig Neues, sondern war schlichtweg 

29 H. A. W1NKLER , Von der Revolution zur Stabilisierung, 1984, S. 416; P. KR ÜGER, Versa illes -
Deutsche Außenpolitik zwischen Revisionismus und Friedenss icheru ng, 1986, S. 104 ff. ; S. FEUCHT, 
Die Haltung der Sozialdemokrati schen Partei Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer 
Republik (19r8-1933), 1998, S. 224C 
30 Nachdem allerdings in Frankreich ein Regierungswechsel stattgefunden hatte, Aristide Briand 
nach dem Scheitern eines--anglo-französ ischen Sicherheitspaktes im Januar 1922 zurückgetreten war 
und fortan Raymond Poincare die Geschicke des Landes leitete, minderte sich das Interesse Frank­
reichs an einer Annäherungspolitik , weswegen Neuverhandlungen über deutsche Reparation szahlun­
gen strikt abgelehm wurden - so auch auf der Konferenz von Genua, die im April / Mai 1922 stattfand. 
Der Personalwechsel Briand-Poincarc wurde vom AA aus verständlichen Gründen höchst negativ 
bewertet. Rathenau konstatierte Graf Kessler gegenüber, Poincare »versuche jetzt durch kleine Ch1kanen 
seiner nationalistischen Kammermehrheit das Maul zu stopftn. [. . J Er (Rathenau, Anm. d V) kam immer 
wieder daraef zurück als Einwand gegen jede Möglichkeit einer wirklichen Verstiindigung« H. GRAI"' KESS­
LER, Das Tagebuch, Eintrag vom 20.3- 1922, Bd. 7, S. 424 f.; Erschwerend hinzu kam schließlich noch 
der Abschluss des Vertrages von Rapallo zwischen Deutschland und der Sowjetunion im April 1922, 
was von Frankreich als offene Provokation angesehen wurde: Vgl. L. ZIMMERMANN, Deutsche Au­
ßenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, S. 126; R. Bo uRNAZE L, Rapallo, Ein fran zös i­
sches Trauma, 1976. 
31 LHAS C , Executive Committee, 7. 2.1922, LP/ EC/Minutes, Januar bis Mai 1922. 
32 »Dear Henderson, just like you I am a.fi-a1d that the Paris Conjerence is very likely to have no positive 
results. [. . ]« LHASC , Labour and Sociali st fnternational, Brief von Otto Wels an A . Henderson, 
31.1.1922, LSI/11/3/22-24. 
33 Nachri chten der IASP, März 1922, S. 71. 
34 LHASC, Labour Parcy/TUC Joint International Sub-Committee, 1919-1923, Bericht über die 
Frankfurter Konferenz, 24.2.1922; hierzu auch: IISG, Labour and Socialist International - London 
Archives, Frankfurter Konferenz, 25.-27- 2. 1922. IISG/LSl/ 24/ 1. 
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eine Verfeinerung des bereits 1921 in Amsterdam verfassten Reparationsplans. 35 An­

ders formuli ert: Die Resolutionen wiederholten sich und der politische Einfluss blieb 

weiterhin schwach. 

Immerhin gelang es den tonangebenden Parteien sukzessive, sich auf eine gemein­

same Linie zu einigen. Diese Entwicklung ging vor allem auf di e SFIO zurück, die 

an der Ausarbeitung der »Reso lution über die Reparationen « maßgeblich beteiligt 

gewesen war, namentli ch Vincent Auriol und Leon Blum. 36 Letzterer hatte zuvor 

mit mehreren Artikeln in der fran zös ischen Parteizeitung dafür gesorgt, dass die 

Z ahlungsunfähigkeit D eutschland s einer breiten Öffentlichkeit bekannt wurde. 37 

Das Vorgehen von Blum zeigt, dass die fran zösische Partei zunehmend auf einer 

Linie mit der Labour Party war, was die Verurteilung der Reparationszahlungen 

anbelangte. 

Für einen klaren Bruch in der Bewertung des deutschen Nachbarn so rgte jedoch 

der im April 19 22 vereinbarte Vertrag von Rapallo. Vor allem Leon Blum zeigte sich 

schwer verärgert über das umstrittene Abkommen: » Je fais ef.fort, comme on voit, pour 
penetrer /eurs raisons, pour me placer a leur point de vue. Mais je n 'en suis pas moins convaincu 
qu 'ils ont commis une / ourde erreur dont !es consequences peuvent etre graves. « 38 D er Ab­

schluss des Vertrages zwischen dem kommunisti schen Russland und dem demokra­

tischen Deutschland nehme der SFIO den Wind aus den Segeln und beschönige die 

resolute Politik Poincares während der Genfer Konferen z, so sein Fazit. 39 In seinem 

35 Ziel sei erstens die Restauration der zers törten Gebiete, zweitens wurde die Schaffu ng einer in­
ternationalen Organi sa tion zu r Koordination des Wiederaufbaus angeregt. Drittens fo rderte die 
FünOänderkonferenz die Streichung der Militärpensionen, viertens die Streichung der interalliierten 
Schulden. Punkt fün f umfass te Kredite bzw. Sachleistungen für bedürftige Linder wie z.B. Ru ssland , 
Punkt sechs die Schaffung eines internationalen In stitutes zur Abwicklung von Reparationen, Wirt­
schaftshilfen sowie zur Internationali sierung der Pensionen . Abschliefsend wurde siebtens angeregt, 
sämtliche Streitpunkte einem Schiedsgeri cht vorzutragen, um künftige Kon0ikte zu kana li sieren. 
Ebd.; Nachrichten de r IA SP, März 1922 , S. 73; hierzu auch: J. F. WRYNN, The Socia li st International 
and the politics of european reconstruction, 1976, S. 36 ff; F. MENGES, Die Reakt ion der sozialisti­
schen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und S.F.I.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: 
Francia, 4 , 1976, S. 625-658; hier: S. 647. 
36 Der Kommiss ion zur Prürung der Reparationsfrage gehörten sowohl Blum als auch Auriol an. Der 
Vorstand der SFIO hatte bereits anlässlich der Anfang Februar 1922 sta ttfindenden Konferenz in 
Paris ausführliche Memoranden ausgea rbeitet. Nachrichten der lASP, März 1922, S. 72; an der Aus­
arbei tung der Resolu tionen waren V. Auriol sowie S. Grumbach beteiligt: A.N., SER IE F/7. Pou CE 
GENERALE, Pani sociali sre et parti communi ste (fev rier-septembre 192 1), Reu ni on du Parti Socialiste, 
20.4- 1921. 
37 Maßgeblich hierfür wa ren Blums Reiseberichte in folge eines Deutschlandaufenthalts zu m Zeit­
punkt der Hyperinflation, die er in drasti schen Worten beschrieb. Hierzu: L. BLuM , L'Innation en 
Allemagne; in: A. M1 CHEL (Hrsg.), L'O euvre de Leon Blum, 1972 , Bd. 3- 1., S. 179 ff. ; über seine Rei se 
nach Deutschland, siehe: Blum, Lcon, Le change et les repa rations, Le Popu laire, 2 Octobre 1921. 
38 Drns., La conference de Genes; in: A. MI CHEL (Hrsg.), L'O euvre de Leon Blum, 1972, Bd. 3. 1., 

S. i93. 
39 Ebd., S. 195; hierzu auch: L. BLuM, Le nationali sme dccha1ne veut exploiter le Traite germano­
russe, Le Populaire, 20. Avril 1922. 
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Artikel nahm Blum auch auf Rudolf Hilferding Bezug, der den Vertrag zu seinem 

Unverständnis verteidigt habe. 40 

Wie unterschiedlich Interprelalionen ausfallen können, wird am Beispiel der La­

bour Party deutlich: Hier wurde der deutsch-russische Vertrag als einfacher Wirt­

schaftsvertrag interpretiert. Ramsay MacDonald kam in der Socialist Review im 

Mai 1922 zu dem Schluss, dass Deutschland und Russland zum Handeln gezwungen 

worden seien aufgrund der störrischen Haltung der Alliierten, im Besonderen 

Frankreichs. 41 Auch das ACIQ urteilte ähnlich: »There is nothing in the Russo-Ger­
man-treaty, as it was signed, which any nation can oiject to and the outcry against it was 
!argely factitious. « 42 In Bezugnahme auf die wirtschaftliche Dimension des Vertrages 

wurde abschließend empfohlen, die wirtschaftlichen Beziehungen zu Russland bzw. 

Zentraleuropa umgehend zu forcieren - was letztlich paradigmatisch für die »praxis­

orientierte« Sichtweise der britischen Arbeiterpartei stand. 43 

Aufgrund der bestehenden Differenzen zwischen SPD, SFIO und Labour Party 

wurde im Mai 1922 eine Konferenz in Brüssel einberufen, auf der Sozialisten aus 

Frankreich, Belgien und England anwesend waren. Einer der zentralen Streitpunkte 

war der Vertrag von Rapallo, 44 der Harry Graf Kessler zufolge maßgeblich durch 

40 Diese Aussage erscheint insofern unvollständig, als Rapallo von einem großen Teil MSPD-Füh­

rung äußerst kritisch gesehen wurde und vor seinem Abschluss innerhalb der Reichsregierung von 

sozialdemokratischen Ministern missbilligt wurde. Beigetreten waren dem Kabinett zuvor unter an­

derem: Gustav Bauer, AdolfKöster, Robert Schmidt, Gustav Radbruch sowie Georg Gradnauer. Zur 

Aussage Leon Blums: Drns., La conference de Genes; in: A. MI CHE L (Hrsg.), L'O euvre de Leon 

Blum, 1972, Bd. 3.1., S. 193; zur SPD: P. KRüGER, Die Außenpolilik der Republik von Weimar, 1985, 

S. '33· 
41 MacDonald , Ramsay, Ru ss ia and Germany, in: Socialist Rev iew, May 1922, S. 223; nichtsdestotrotz 

sah man aufseiten des ACIQ dringenden Bedarf~ die franzö sischen und belgischen Sozialisten umge­

hend zu kontaktieren: LHASC, Advisory Committee on International Questions, Minutes, 

r8. 5. 1922, IAC/ 1; die enge Verknüpfung zwischen der ru ssischen und deutschen Situation wurde 
bereits im Januar 1922 thematisien, hi er wurde angeregt, Aristide Briand über Lloyd George zu 

kontaktieren - jedoch musste letzterer kurz darauf sein Amt räumen, woraufhin Poincare An sprech­

partner war: LHASC , Labour Party/TUC Joint International Sub-Committee, 1919- 1923, 3-1.1922 . 
42 LHASC, Advisory CommitLee on lnLernational Questions, Minutcs, 10.5.1922, LP/ IAC/ l/ 167. 
43 Dass indes der Rapallo -Vertrag auch in Teilen Großbritanni ens umstriuen war, sollt e zu keinem 

Zeitpunkt in Frage gestellt werden , wie Friedrich Stampfers Darstellung über die Konferenz von 

Genua sowie d ie englischen Regierungsvertreter deutlich macht: »Auch die Engländer, die keineswegs 
mit feindseligen Absichten nach Genua gekommen waren, nannten das Vorgehen Deutschlands illoyal und eine 
Herau!forderung Europas. Die Poincaristen triumphierten, das habe man nun davon, von den Deutschen sei eben 
nichts anderes zu erwarten gewesen. [.. J Ein Plan Lloyd Georges.für zehn Jahre eine Art von europäischem 
Gotte{frieden zu schaffen, kam über den Embryonalzustand nicht hinaus. Schon allein die Reden, die Poincare, 
im französischen lande herumreisend, gegen Deutschland hielt. wie die von Bar le Duc, hä'tten genügt, den 
Gedanken eines Go!!eifriedens im Keim zu ersticken. « Zum Bericht Stampfers über die Konferenz von 

Genua und den Vertrag von Rapallo: F. STAMPFER, Die vierzehn Jahre der ers ten deut schen Republik , 
11947, S. 270 f. 
44 Ein weiterer Streitpunkt war der bereits analysierte anglo -fran zösische Bündnisvertrag (hierzu: 

Kapitel 3-3-2.). Anwesend auf der Konferen z waren für Frankreich L. Blum, P. Renaudel, J. Longuet 

sowie M. Sembat, für Grolsbritannien A. Henderson, T. Shaw, W. Gillies und R. MacDonald. Die 

belgi schen Sozialisten waren unrer anderem mit H. de Man und de Brouckere vertreten. IISG, La­

bour and Socialist International - London Archives, Conference of ehe Belgian, French and Brilish 
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Hilferding konzipiert worden war, weswegen die Kritik von Leon Blum an der Sozi­

aldemokratie nicht gänzlich unberechtigt erscheint. 45 In Brüssel konnten Meinungs­

verschiedenheiten wie der deutsch-russische Vertrag laut KonferenzberichL erfolg­

reich ausgeräumt werden: In einer gemeinsamen Resolution wurde verkündet, dass 

man fortan einen engen Informationsaustausch sowie eine »intensivere Koopera­

tion« auf parlamentarischer Ebene anstrebe. 46 Hinsichtlich einer möglichen Ruhr­

besetzung durch Frankreich wurde außerdem darauf hingewiesen , dass die ehemali­

gen Mächte der »Entente Socialiste« nicht gewillt waren, den Vertrag von Versailles 

nach Belieben auszulegen. 47 Damit sprach sich die Konferen z klar und deutlich ge­

gen eine willkürliche Bestrafung des deutschen Staates aus und verurteilte das Vor­

gehen der Alliierten. 

Ende gut, alles gut? Aus den britischen Aktenbeständen geht hervor, dass die Brüs­

seler Beschlüsse keineswegs unumstritten gewesen waren. So hätten sich die franzö­

sischen Delegierten zunächst mit Händen und Füßen gegen die angestrebten Kom­

promisse gesträubt. Der von Ben Tillett verfasste Bericht sprach in diesem Kontext 

deutliche Worte: »British eyes saw in Germany afuture market; the French seemed to see in 
Cermany on!y a Juture army of invasion. Britain was real!y no longer interested in Repara­
tions; it seemed, according to British opinion, the French were willing to push their demand far 
Reparations to a point which would end in the economic enslavement and political dismem­
bermen! ef Germany.« 48 Die Labour-Vertreter hätten in Brüssel die These vertreten, 

dass nur eine enge Kooperation Frankreichs mit der deutschen Arbeiterklasse die 

Zahlung der Reparationen garantieren könne, was durchaus als Kritik an der SFIO 

interpretiert werden kann. 49 

socialist parties concerning the repararions; Brussels, 17-18 May 1922. IISG/LSI/31 / 1; wesentlich 
ausführlicher wird die Konferenz in ein em Dokument im Archiv der Labour Party geschildert: 
LHASC , Labour and Socialist International, Franco-British-Belgian Relation s, 17--18. 5.1922, LSI/ 

14/1/ 1. 
45 Dies betont zumindest Harry Graf Kessler in sein em Tagebuch: »Ich habejetzl den Eindruck, daß die 
beiden Haupturheber u. Verantwortlichen des deutsch-russischen Vertrages, Maizahn und H1!ferding; aus ver­
schiedenen Ursachen heraus taktisch versagt haben. Beide haben nur die Sache selbst gesehen, aber darüber das 
vVie, die Au[führung aus dem Auge gelassen[..].« Weitere involvierte Personen seien u. a. der Außen­
mini ster Rathenau sowie Reichskanzler Wirth gewesen. H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Bd. 7, 

S. 4671. 
46 LHASC , Labour and Socialist International , Franco-British-Belgian Relation s, 17--18. 5.1922, 

LSI / 14/1/ 1. 
47 »lt dedares that Art/de 18, annexe 2, part 8 efthe Treaty ef Versm!les cannot be interpreted by us /o give to a 
Power the right efexecuting any penalty whatever against Germany, even !(in default. « Ebd. 
48 Ebd. 
49 

» The Brit ish public d,d not believe that France was in any real danger, but rat her that French policy was 
pro·voking danger by encouraging the anti democratic_forces in Germany, and driving her in despair into the arms 
qfany other country !hat would help her. There were very fC"u.J people in Great Britain who did not believe in the 

JUStice qf the demandjor the restomtion q/the devasta!ed regions ef France and Bely,ium at the expense qf the 
German people. The British working dass were especially convinced that the only policy which would bring 
reparalions /o France and Be{e/um was one which retained the sympathy efthe German working dass, who alone 
could get reparations. « Ebd. 
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Wie Tillett in seinem Bericht über die Brüsselcr Sozialistenkonferenz weiter dar­

legte, hätten die französischen Delegierten um Leon Blum und Pierre Renaudel er­

klärt, dass Frankreich aufgrund der rapiden ökonomischen Genesung des deutschen 

Nachbarn verängstigt sei und in absehbarer Zeit einen militärischen Vergeltungs­

schlag befürchte. Großbritannien kenne solche Ängste nicht, da sich die deutsche 

Flotte längst auf dem Meeresgrund befinde und die Nordsee breiter als der Rhein 

sei. Darüber hinaus sei der »Durch schnittsfranzose« der Ansicht, dass Frankreich 

längst gegen den Staatsbankrott kämpfe und ohne fremde Hilfe nicht überleben 

könne. Eben aus diesem Grund seien die Reparationen geradezu existentiell für 

den Fortbestand der »Grande Nation«. Hinzu komme dann noch, dass Frankreich 

neidisch auf Großbritannien blicke, da sich das britische Empire die deutschen Ko­

lonien sowie Teile der Handelsflotte einverleibt hätte - kurz gesagt also als Gewin­

ner aus den Pariser Friedensverhandlungen hervorgegangen sei. so Abschließend hät­

ten die SFIO-Vertreter zu verstehen gegeben , dass sie in ihrem Statement nur die 

öffentliche Meinung wiedergäben - und keineswegs die eigene. Zwischen den Zeilen 

wird allerdings sowohl am britischen als auch am französischen Text deutlich, dass 

die nationalen Standpunkte durchaus übernommen wurden. 51 Nicht umsonst hätten 

es die französischen Delegierten laut der Darstellung von Tillett für angebracht ge­

halten, den französischen Staat zu verteidigen und seinen ,> imperialistischen Cha­

rakter« zu negieren. 52 Zwar sei das Vorpreschen der französischen Regierung in 

der Ruhrfrage kritisiert worden, andererseits hätten die französischen Genossen 

auch dem aufkeimenden »deutschen Militarismus « die Schuld an der Eskalation 

gegeben. 53 Eine mögliche Invasion des Ruhrgebietes durch französische Truppen 

schloss die SFIO übrigens kategorisch aus, da der Einfluss der französischen Sozia­

listen so gewaltig sei, dass Poincare diesen Schritt niemals wagen würde. 54 Ob diese 

forsche Aussage aus Sicht der Labour Party glaubwürdig erschien, geht leider nicht 

aus den Akten hervor. 

Trotz der französischen Bedenken konnte am Ende ein gangbarer Kompromiss aus­

gehandelt werden. Damit schien di e Reparationsfrage im sozialistischen Lager zu-

so Die logische Folge daraus sei, dass die Briten »not the same interest as the French in making Cermany 
pay« hätten. LHASC, Labour and Socialist In ternational, Franco-British-Belgian Relations, 17.-

18. 5. r922 , LSI/14/1/1. 
51 Dies spricht für die Aurhentizit'.it des Berichts, insofern der Verfasser Ben Tillell sich augen­
scheinlich keine grof5e Mühe gab, die umerschied lichen Standpunkte zu beschönigen. 
52 »Our French comrades denied that France was imperiahrtic in the true sense q/the word. There was national­
ism and militarism, national pnde and belief in mi/itary power, but 110 imperia/irm, no desire Jor conquest, 
ag,gression or expansion, not even amongst the reactionaries. « Ebd. 
53 » The argummts ofthe mi!itarists were reinjorced by the belief !hat Cermany was trying to rebuild the milttary 
machine, that a strong arm was necessary to compcl her to pay what she has agreed to pay. There were !wo 
Cermanys. In France the strength ofthe militar,:,t party in Cermany was not under-estimated. « Ebd. 
54 »In the event ofan Invasion ofthe Ruhr, Socialists wou!d have powe,ful al/ies i11 French business eire/es. and 
the hosti!ity lo mobi!isation amongst the masses, especial!y the peasants, was so great that !f the Ruhr were 
occupied, the French General Stajfwou/d have to use the troops now under arms. They would not take the risks 
of a mobdisation. « Ebd. 
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mindest für den Moment geklärt. 55 Es überrascht daher nicht, dass die am 23. Juni in 

London einberufene Konferenz der Zweiten Internationale fast ausschließlich Fra­

gen zur Wiedervereinigung der internationalen Arbeiterklasse behandelte. 56 Aus 

einem Bericht des Londoner Büros der Zweiten Internationale geht hervor, dass 

der Vertreter der deutschen Sozialdemokratie, Otto Wels, eine emotionale Rede über 

die Errungenschaften der deutschen Revolution hielL, die Ruhrfrage jedoch nicht 

weiter erörterte. Stattdessen prahlte Wels damit, dass die deutsche Sozialdemokratie 

di e freieste Verfassung der Welt geschaffen habe - und das trotz der total en militä­

rischen Niederlage und einen unübersehbaren H eeres von Arbeitslosen. 57 Somit war 

ein auf den 9. Juli 1922 datiertes Manifest des Internationalen Gewerkschaftsbundes 

das einzige Dokument , in dem dezidiert auf das »deutsche Problem« und die Re­

parationsfrage Bezug genommen wurde. 58 

1.1.3. Cewerkschqftsinternationale als Katalysator der Zusammenarbeit zwischen den 
beiden sozialistischen Internationalen? 

Die Brüsseler Sitzung hatte maßgeblich dazu beigetragen, die außenpolitischen 

Streitpunkte zwischen beiden Organisationen beizulegen. Die Spaltung zwischen 

IASP und Zweiter Internationale bestand allerdings weiterhin fort , weshalb die 

Schlagkraft des internationalen Sozialismus weiterhin sehr gering blieb. Im Vorfeld 

der Ruhrkri se war es daher vor allem die »neutrale« Gewerkschaftsinternationale, die 

nach vorne preschte, Initiative ergriff59 und kurzerhand einen Kongress in Amster­

dam initiierte, der im Juli 1922 gemeinsam mit der Zweiten sowie der Wiener Inter­

nationale einberufen wurde. Realpolitischer Hintergrund hierfür war di e Entschei­

dung des interalliierten Anleiheausschusses in Paris, den Antrag der Regierung 

Wirth auf ei ne Auslandsanleihe abzulehnen: Auf Druck Frankreichs wurde dem 

D eutschen Reich ein sechsmonatiges Moratorium gewährt, um die Zahlungen für 

das Jahr 1922 begleichen zu können. 60 

55 Künftig sollten anfallende Streitpunkte sofort ausdiskutiert werden , ein engmaschiger Informa­
tionsaustausch wurde vereinbart. Des Weiteren beschlossen die Vertreter der drei Parteien, die Par­
lamentsfraktionen untereinander abzustimm en. Ebd. 
56 IISG, Labour and Sociali st International - London Archives, Treffen des Exekutivkom itees der 
II. Internat ionale, Z usammenfassung von J. R. Mac Donald , 23 . 6. 1922, US G/LSl/39. 
57 LHASC, Labour and Sociali st Internati onal, International Labour and Socialist Confrrence, 18.-

19 . 6. 1922, LSl/ 14/ 4/ 1. 
58 Die Konferenz der Gewerkschafrs interna tionale fand am 9. 7. stau. llSC, Labour and Social ist 
Int ernational - London Archives, Edo Fimmen an J. R. MacDonald, 10.7. 1922, IISG/ LSI/31/ 1. 
59 Gru nd sä tzli ch nahm die Gewerkschaftsi nterna tionale in dieser Zeit eine neutral Rolle ei n und 
bemühte sich darum, als Mediator zwischen !ASP und Zweiter Internationale aufzutreten. Der Vor­
sitzende der Gewerkschaft sinternationale, Edo Fimmen, schrieb an R. MacDonald: »In view of the 
extremely critical si tuation in Cermany we have been obliged to convene the joint Confrrence at a very 
shon notice.« Zur Vorbereitung des Kongresses: !!SC, Labour and Sociali st International - London 
Arc hives, Edo Fimmen an J. R. MacDonald , 10.7-1922, IJSG/ LSl/ 42/8. 
60 H. A. W1 NKLER, Weimar, 1918- 1933 , 11998, S. 181 f 
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Welche Parteien an dem Zusammentreffen zugegen sein sollten, schien zunäch st 

unklar, weshalb Ramsay MacDonald Otto Wels darum bat, beim Sekretär des Inter­

nationalen Gewerkschaftsbundes, Edo Fimmen , anzufragen, ob die deutschen Par­

teien überhaupt anwesend sein dürften. 61 Dies zeigt beispielhaft auf, welch unterge­

ordnete Rolle die MSPD in diesem Z eitabschnitt einnahm: In den Verhandlungen 

war Deutschland zwar vielfach Gegenstand der Diskussionen, seinen sozialdemokra­

tischen Vertretern blieb jedoch nur die Rolle des Zuschauers vorbehalten. Haupt­

akteure waren nicht die Sozialdemokraten, sondern die Delegierten aus Frankreich 

oder Großbritannien - diejenigen Politiker also, deren Regierungen über den Wei­

tergang der Krise bestimmten. 

Otto Wels war sich durchaus im Klaren darüber, dass die SPD derzeit kaum Ein­

fluss auf internationalen Sozialistenkongressen besaß, weshalb er die Labour Party 

inständig darum bat, an der Konferenz teilzunehmen. Offensichtlich sah er die Inte­

ressen der deutschen Mehrheitssozialdemokratie noch am ehesten von den briti­

schen Delegierten vertreten. 62 Zuvor hatte ihm MacDonald indes schriftlich mit­

geteilt, dass es der Labour Party nicht möglich sein werde, in Amsterdam zu 

erscheinen. 63 Zur Frage, ob die MSPD an der Konferenz teilnehmen dürfe, meinte 

Wels fast schon trotzig: »Mir erscheint es ganz selbstverständlich, dqß Deutschland von 
Arifang an aef der Konferenz vertreten ist, und ich bin informiert, dqß der Internationale 
Gewerkschqftsbund diese Atdfassung teilt.«64 Abschließend äußerte er die Hoffnung, 

dass in Amsterdam der »Unsinn der getrennten Konferenzen « endlich ein Ende 

nehme und bat MacDonald um Anwesenheit· »Darum bitte ich dringend, dqß Sie, 
Tom Shaw und Henderson am 20. d. M in Amsterdam sind. Es kann sich doch darum han­
deln, dqß die ganze Arbeit, die London bisher geleistet hat, hier ihre Kriinungfindet. « 65 

Das Treffen von Amsterdam fand schließlich am 18 . Juli 1922 statt, unter Beteiligung 

von nur drei englischen Delegierten. 66 Abermals fallt auf, dass die Konferen z nicht 

61 IISG , Labour and Socialist International - London Archives, MacDonald an W els, 10.7. 1922, 

IISG/ LSI/ 4 2/6. 
62 JISG, Labour and Socialist international - London Archives, Wels an MacDonald , 13- 7.1922, 

IISG/LSI/ 42/ 19 . 
63 JISG , Labour and Socialist International - London Archives , MacDonald an Wels, 10. 7.1922, 

llSG/LSl/ 42/ 6 . 
64 IISG , Labour and Socialist International - London Archives, Wel s an MacDonald, 13-7.1922, 

IISG/ LSl/ 42/ 19. 
65 Anhand der Wortwahl wird deutlich , welche Hoffnungen Wels auf die Labour Party setzte. Die 
»Krönung« der bisherigen Arbeit , die London geleistet hatte, konnte fakti sch nur eines bedeuten: Die 
Wiedervereinigung von Wiener und Zweiter Internationale unter Führung der Labour Party, die 
Deutschland nachweislich wohlgesonnen war. Ebd. 
66 Dies waren zum einen der Sekretär der Zweiten Internationale, Tom Shaw, H. C . Wallhead für die 
ILP und J. H . Thomas für di e TUC. Zu Beginn wurde darauf hingewiesen, dass Shaw die Rei se nur 
unter »great personal sacrifices« habe aufnehmen können. Grund für die spärliche Anwesenheit der 
Briten war die Tatsache, dass parallel zum Amsterdamer Treffen ein e »joint conference« der britischen 
Arbeiterbewegung stattfand. Im Vorfeld der Konferenz war Shaw zudem nach Frankreich gereist, um 
sich mit der SFIO abzustimmen. Gesprächsinhalt war ind es - erneut - nicht die Situation in 
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mit einer Diskussion über die internationale Situation eröffnet wurde, sondern statt­

dessen bestehende Streitigkeiten der verschiedenen Arbeiterorganisationen themati­

sierte: Friedrich Adler kritisierte die Zweite Internationale dafür, eine weitere Zu­

sammenarbeit mit den kommunistischen Parteien kategorisch auszuschließen. 67 

Dementsprechend sah sich Wels genötigt, in seiner Rede ausführlich darzulegen, 

weshalb eine Zusammenarbeit zwischen KPD und MSPDjUSPD unmöglich sei, 

ehe er dazu überging, die ökonomische Lage des Reiches zu skizzieren. 68 Anders 

als einen Monat zuvor in London, wo er ausschließlich die Errungenschaften der 

MSPD hervorhob und die allgemeine Situation außen vor ließ, 69 fand er nun drasti ­

sche Worte: Deutschland befinde sich an einem Scheideweg, ja am Rande des Zu­

sammenbruchs und sei unbedingt auf Hilfe von außen angewiesen. 70 Arthur Cri­

spien, der für die USPD in Amsterdam teilnahm, teilte die Ausführungen von Wels 

und unterstrich vor allem das Erstarken reaktionärer Kräfte in Deutschland. Der 

Mord an Rathenau zeige, dass es eine immanente Gefahr von rechts gebe - die 

Republik stehe nun vor dem Abgrund und kämpfe um ihr Überleben. Abschließend 

betonte Crispien, dass der Abwehrkampf der Sozialdemokratie das Anliegen aller 

Parteien sei: » The war whirh the German workers are wagingfar union and against rapiLa­
lism and reaction must be supported internationally«. 71 Aus diesem Grund forderte er 

finanzielle Hilfe für die deutsche Republik ein. 

Allerdings wurden die ausführlichen Stellungnahmen der beiden deutschen Arbei­

terführer sehr verhalten aufgenommen: Der Vorsitzende der französischen Gewerk­

schaften, Leon Jouhaux, machte in seiner Rede zwar deutlich , dass eine koordinierte 

Deutschland, sondern die dringende Notwendigkeit, die Arbeiterklasse wiederzuvereinigen. Das Ma­
nifest der Amsterdamer Konferenz: IISG , Labour and Socialist International - London Archives, To 
the workers of the world, 20.7. 1922, TfSG/LSI/43/ 1; hi erzu auch: Nachrichten der IASP, August 1922, 
S. 168; Detaillierter Konferenzbericht von Amsterdam: IISG , Labour and Socialist International -
London Archives, Confcrence of the Bureau of the International Federations ofTrade Unions and Lhe 
Execut ives of the Second Internat ional and Lhe Working International Union of Socialist Parties, 
20.7-1922, IISG/LSI/44/23; zur Reise T. Shaws: A. N., SERIE F/7 . PoucE GENERALE, Uon Blum, 
Meeting internationale sur !es reparations et 1a paix, 16.7.1922, F/7/15933-
67 » Wlthoul indulging in po!ernics, I shou!d like to draw attention to the_fact tha! the Second International takes 
a different view ef thir question. At ils London session in Junr: qfthis year, iL dedared !hat, in spi!e efall solenm 
asseverations as lo the need for unity in the workers rnovernent, it can under no circurnstances continue to 
cooperate with the Third International. « IISG , Labour and Socialist International - London Archives, 
Confercnce of the Bureau of tbe International Federations ofTrade Unions and the Executives of the 
Second International and Lhe Working International Union ofSocialist Parties, 20.7-1922 , IISG/LSI/ 

44/22 -
68 Ebd ., 44/ 25. 
69 LHASC, Labour and Socialist International , International Labour and Socialist Conference, 18.-

19. 6.1922, LSl/ 14/ 4/ 1. 
70 »Powerful rnass dernonstralions rnust cornpel the representatives ef reaction /o realise tha! they will sei lhe 
world ablaze if this policy is continued German workers are doing what they can against Gerrnany reaction. But 
it is not enough. The sqfeguardingefthe Gerrnan Repub!ic is now an international rnatler. « IISG, Labour and 
Socialist Interna tional - London Archives, Confcrence of the Bureau of the International Federations 
ofTrade Unions and the Executives ofthe Second International and the Working International Union 
ofSociali st Parties, 20-7- 1922 , llS G/LSI/ 44/27-
11 Ebd., 44/29. 
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internationale Aktion notwendig sei , um der deutschen Republik zu helfen , ebenso 

wie er einen Zahlungsaufschub (Moratorium) für vertretbar hielt. Gleichzeitig ging 

er allerdings dazu über, die Deutschen für ihr bisheriges Vorgehen zu kritisieren: 

Reaktionäre Kräfte hätte es schon immer in Deutschland gegeben, das sei gewiss 

nicht die Schuld der Entente. Zwar sei die wirtschaftliche Lage in Deutschland de­

saströs, allerdings trage hierzu in erster Linie die Kapitalflucht bei, nicht die alliier­

ten Länder. Gleichermaßen bemerkte Jouhaux, dass man es auf Seiten der deutschen 

Regierung bislang versäumt habe, monarchistisch gesonnene Kräfte ihres Amtes zu 

entheben. 72 

Die Rede von Jouhaux fand durchaus Anklang, auch im Lager der Labour Party, 

namentlich bei Tom Shaw. 73 Nachdem sich der Belgier Arthur Wauters recht unbe­

holfen auf die Seite von Jouhaux stellte und deutlich machte, dass in Belgien und 

Frankreich der Eindruck entstehe, »that reactionary e!ements still play too big role in the 
negotiations between the French and German Governments«, 74 sah sich Otto Wels ge­

nötigt, auf den Vorwurf einzugehen, die deutsche Arbeiterklasse kämpfe nicht ener­

gisch genug gegen ihre Feinde. 75 Ein erneuter Disput kam jedoch nicht auf: Jouhaux 

entschuldigte sich nach der Rede von Wels bei der MSPD und betonte, er habe keine 

Vorwürfe erheben wollen, sondern die Absicht gehabt, taktische Fehler aufzuzeigen 

und klar darzustellen, dass die Sicherheit Deutschlands nur dann gewährleistet wer­

den könne, wenn die reaktionären Elemente aus der öffentlichen Verwaltung sowie 

der Justiz entfernt werden würden. 76 

Schlussendlich wurde eine Kommission einberufen, die damit beauftragt wurde, 

eine Untersuchung über die Wirtschaftslage in Deutschland im Hinblick auf die 

wirtschaftlichen Klauseln des Friedensvertrages vorzunehmen. Was diese Kommis­

sion im Detail ausarbeiten sollte, wurde nicht näher bestimmt: »No usefu! purpose 
wou!d be served by determining in detat! the task ef this commission. lt will have to present a 
report to another co'!forence (Hervorhebung d. V.) [. . J. « 77 Damit kann der Eindruck 

nicht vermieden werden, dass das Amsterdamer Treffen keinen signifikanten Fort­

schritt brachte und im Gegenteil die Ohnmacht der internationalen Arbeiterorgani­

sationen zementierte. Hierzu passt das vernichtende Urteil der Labour-Exekutive, 

die in ihrem eigenen Bericht zu dem Schluss kam, dass »the time had passed when 
genera! dedarations cou!d be ef.fective«. 78 

72 Aufgabe der Sozialdemokraten sei es fortan, so Jouhaux, die Feinde der Republik mit allen zur 
Verfügung stehenden Mitteln zu bekämpfen, Aufgabe der Internationale sei es hingegen , dafür zu 
sorgen, dass die deutschen Reparationszahlungen signifikant gesenkt werden würden. Ebd., 44h 2. 
73 Ebd. 
74 Arthur Alexis Joseph Wauters war ein Vertreter der belgischen Arbeiterpartei. Ebd., 44/39. 
75 Ebd. 
76 Ebd ., 44/41. 
77 Al s Teilnehmer wurden bestimmt: J. H. Thomas, L. Jouhaux, E. Fimmen (Gewerkschaftsinterna­
tionale), 0. Wels , T. Shaw, De Brouckere (Zweite Internationale), L. Blum, H. Wallhead, 0. Bauer 
(Wiener Internationale). Ebd., 44/46. 
78 Ebd. 
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In Amsterdam war deutlich geworden, dass die Konflikte zwischen SFIO und 

MSPD keineswegs überwunden waren und die Spaltung der Arbeiterbewegung 

den Handlungsspielraum der transnationalen Mediatoren stark einengte. Kon­

sequenter Weise wurden fortan die Prioritäten neu verteilt: Als sich Wels, Thomas 

und Shaw im August 1922 in Prag zur Exekutivsitzung der Zweiten Internationale 

versammelten , ging es ausschließlich um die Vereinigung der beiden sozialistischen 

Internationalen , während die Reparationsfrage nicht weiter erörtert wurde. 79 Die 

erneuten Anstrengungen der Arbeitervertreter, die Spaltung zu überwinden, sollten 

sich alsbald bezahlt machen: Bereits wenige Monate später konnte am 10. n. 1922 im 

Haag ein erster Durchbruch vermeldet werden, als Vertreter der Exekutiven der 

Zweiten Internationale und der IASP zusammentrafen und der Beschluss gefasst 

wurde, dass ein »gemeinsames Aktionskomitee von zehn Mitgliedern « mit dem Ziel 

eingesetzt werden würde, einen internationalen sozialistischen Kongress vorzuberei­

ten. 80 Die Wiedervereinigung der Arbeiterklasse war dementsprechend nur noch 

eine Frage der Zeit. Für das gemeinsame Anliegen des Parteiendreiecks, die Ruhr­

krise so schnell wie möglich zu beenden und eine internationale Verständigungs­

politik einzuleiten, war diese Entwicklung für den Moment ein äußerst positives 

Zeichen. 

1.1-4- Breitseheids Pans-Besuch 1922, We!ifriedenskongress in Den Haag 

Während die beiden sozialistischen Internationalen damit beschäftigt waren, mit 

Hilfe der Gewerkschaftsinternationale einen gemeinsamen Aktions- und Repara­

tionsplan festzulegen und die vorherrschende Spaltung sukzessive zu überwinden, 

arbeiteten Mittierfiguren wie Breitseheid oder Hilferding hinter den Kulissen daran, 

im Austausch mit französischen Politikern wichtige Informationen einzuholen und 

einen möglichen deutsch-französischen Ausgleich auf zwischenstaatlicher Ebene an­

zustoßen. Beide Sozialdemokratien verfügten über exzellente Kontakte zur franzö­

sischen Politik, weshalb informelle Gespräche zur Reparationsfrage durchaus er­

folgsversprechend erschienen. 

Aus den Tagebucheinträgen Harry Graf Kesslers geht hervor, dass Rudolf Breit­

scheid im August 1922 in Paris war, um die deutsch-französische Verständigung ak­

tiv mit anzuschieben. 81 Breitseheid habe Reden in Paris und Rouen gehalten und 

überdies die Gelegenheit genutzt, persönlich mit dem Wiederaufbauminister Louis 

Loucheur zu sprechen. Er habe ihm gegenüber deutlich gemacht, dass die Franzosen 

nicht an eine endgültige Niederlage »der Reaktion in Deutschland « glauben könn­

ten. Eben deshalb sei eine Einigung in der Reparationsfrage zwischen Deutschland 

und Frankreich zurzeit nicht möglich. 

79 LHASC , Labour and Socialist International , Execurive Committee meeting at Praguc, 12.-

13- 8.1922 , LSI/ 14/ 4 / 1. 
80 Nachrichten der !ASP, Dezember 1922, S . I08. 
81 H. GRAF KESS L ER , Das Tagebuch , Eintrag vom 7.8 .1 922, Bd . 7, S. 542 ff. 
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Im Anschluss an das Gespräch seien Kessler und Breitseheid gemeinsam weiter­

gefahren, um Salomon Grumbach zu besuchen und weitere Informationen einzuho­

len: »Nachmittags mit Breitseheid nach Ville d'Avray, Grumbach besuchen, der dorl einen 
prächtigen Besitz hat, schöne vzlla, grossen, parkartigen Garten. Wir trefen Grumbach eben 
beim Abreisen und fahren mit ihm nach Paris zurück. Gespräche drehten sich um die äeflerst 
gespannte inLernationale Lage u. die deutsch-französischen Beziehungen, da gestern Poincare 
zu einer Besprechung mit Lloyd George gefähren, die von den englischen Zeitungen als >die 
wichtigste seit dem Friedensschluss< bezeichnet wird « 82 Für Frankreich gehe es darum, ob 

die Entente mit England weiter Bestand haben oder aufgelöst werden solle. Grum­

bach monierte, dass beide Länder diametral entgegengesetzte Ziele gegenüber 

Deutschland verfolgen würden, weshalb ein Bruch möglich sei. Was die Lösung der 

deutsch-französischen Reparationsprobleme betraf, so gab sich der Elsässer betont 

realistisch: Poincare könne sich nur dann lange an der Macht halten, wenn er den 

Willen des »bloc national« ausführe. »Wenn Poincare stürzt und Tardieu ans Ruder 

kommt«, könne sich die Situation unter Umständen zum Besseren wenden, aller­

dings sei nicht gewährleistet, dass der »bloc« bei Neuwahlen eine Niederlage erleiden 

werde. 83 

Anders formuliert sahen weder Loucheur, noch Breitseheid, noch Grumbach rea­

listische Optionen, einen Ausgleich zwischen Deutschland und Frankreich kurzfris­

tig realisieren zu können. Diese Ansicht wurde in einem Gespräch im November 

1922, an dem u. a. Breitseheid, Hilferding, Berthelot, de Jouvenel und Kessler teil­

nahmen, nochmals bekräftigt: Es sei naiv zu glauben, dass sich Frankreich dazu be­

reit erklären würde, Deutschland finanziell unter die Arme zu greifen. 84 Eben dies 

wäre jedoch im Hinblick auf das Moratorium sowie die desaströse wirtschaftliche 

Situation in Deutschland nötig gewesen. Die Gründe hierfür waren schnell gefun­

den: Erstens habe sich Poincare argumentativ in eine Sackgasse manövriert, zweitens 

verhalte sich die deutsche Regierung unkooperativ und lasse »positive« Vorschläge 

zur Lösung der Krise vermissen. 

Das Scheitern der alliierten Konferenz von London (9.-11. 12. 1922), auf der die bri­

tischen Delegierten den Versuch unternahmen, Poincare einen gemäßigten Repara­

tionsplan zu unterbreiten und damit die politische Brisanz der Zahlungsfrage zu 

mindern, belegt hinreichend, dass die Einschätzung von Breitseheid, Grumbach 

oder Hilferding, der französische Regierungschef werde nicht von seinem Kurs ab­

weichen, zutreffend war: Bonar Laws Politik der »wohlwollenden Ohnmacht« konnte 

- erwartungsgemäß - keinen Kurswechsel in der französischen Außenpolitik bewir­

ken, was zur Folge hatte, dass die deutsche Regierung mit dem Rücken zur Wand 

stand. 85 Nachdem zuvor Wilhelm Cuno, der am r4. rr. 1922 zum Reichskanzler er-

82 Ebd . 
83 Ebd . 
84 Ebd., Eintrag vom 6.11.1922, Bd. 7, S. 567. 
85 P. KRÜGER , Die Außenpolitik der Republik von Weimar, 1985, S . 194f. 
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nannt worden war, erklärt hatte, dass Deutschland für mehrere Jahre keine Repara­

tionen zahlen könne, bestand für die französische Regierung kein Anlass mehr, auf 

Deutschland zuzugehen und die Rolle des Gläubigers mit moderateren Tönen aus­

zufüllen. 86 Dementsprechend mehrten sich die Sturmzeichen gegen Ende des Jahres: 

Botschafter Hoesch berichtete, dass Vorbereitungen zur Ruhrbesatzung getroffen 

würden und eine Invasion bevorstehe. 87 

In dieser Situation traf sich die internationale Arbeiterschaft auf Einladung des 

1GB in Den Haag, um ihren Weltfriedenskongress abzuhalten. 88 Erneut wurden 

allerdings keine konkreten Maßnahmen beschlossen, sondern stattdessen die »policy 

of penalties« angeprangert. 89 Die Resolution strich heraus, dass das Problem der 

Reparationen unbedingt dem Völkerbund übergeben werden müsse. Zugleich wur­

den die Arbeitermassen dazu aufgerufen, Widerstand gegen jedwede Form der Ge­

waltanwendung zu leisten - insbesondere dann, wenn Frankreich bzw. die Entente­

Staaten eine Ruhrbesetzung in die Wege leiten würden. 90 Anders formuliert be­

schränkte man sich also abermals darauf, ein möglichst konturloses Manifest zu ver­

fassen, das weder eine gemeinsame Linie festlegte, noch in irgendeiner Weise eine 

konkrete Einflussnahme auf die internationale Situation versprach. 91 Aus diesem 

Grund stellte Lothar Erdmann in seinem zeitgenössischen Werk zur Rolle der Ge­

werkschaften während des Ruhrkonfliktes die These au( dass gemeinsame Kampf­

oder Aktionsmaßnahmen letztlich am Widerstand der Gewerkschaften der Entente-

86 L. ZIMMERMANN, Deutsche Aufsenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958 , S. 185ff 
87 Ebd. 
88 H. GRAr- KESSLER , Das Tagebuch , Eintrag vom 11.12. 1922, Bd. 7, S. 587; LHASC, Labour and 
Socialist International, The World Peace Congress, 10.- 15. 12. 1922, LSI/1 4/7 /1. 
89 Kessler über den Kongress, dem er beiwohnte: »Man fühlte das ist Theater, Ironie, ]ournalismus, 
Feuilleton. -Andre ungewollt ironisch-tragischen Situation: während Helene S!öcker das unbedingte Recht jedes 
M enschen al!fsein L eben proklamierte u. damit das Recht ai!fmilltiirische Dienstverweigerung begründete, ging 
Friedrich Adler, der Mo"rder von Stürgkh, wie ein krankes Raubtier, grqß, schwer, gebeugt mit den sanften 
Rautieraugen hinter goldener, blitzender Bn!!e im Saal herum als einer der auf diesem Kongreß Gefeierlslen. 
[. . J Grumbach, rhetorisch und wie ein Stier brüllend, ein elsiissischer Danton, der spanische Soz ialist Caballero, 
ein Toreador, Ben Tillet!, der historische englische Rote, der als Gentleman in mittleren ]ahren erschien, Wels, 
deutscher Regierungssoz ialist, Freund von Noske und Friedensapostel, mit der Entrüslung über die Schandtaten 
al.r Cl/chi [.. J. Was der Kongreß gegen die Ruhrbesetzung tun soll, geht als sehr ernstes Problem um. Der 
interalliierte Generalstreik ist als Idee noch zu neu und praklisch noch zu wenig vorberei/et. Grumbach u. 
Buxton haben daher vorliil!fig nur einen Protest vorbereitet, der als Resolution dem Kongrrß vorgelegt werden 
soll. - Abends spiit kam Buxton zu mir ins Hotel, um zu besprechen, was gegen die Ruhrbesetzung hier zu 
machen wiire. [. . J Wir waren uns einig, dqß die Generalstmk Aktion durch die GewerkschaJien noch zu neu 
und unvorbereitel wiire. [. . ]« Schlussendlich plädierte Kessler dafür, die konkrete Reparationssumme, 
die Deutschland zahlen solle, von einem Schiedsgericht bestimmen zu lassen. H. GRAF KESSLER , Das 
Tagebuch , Eintrag vom 11.12. 1922, Bel. 7, S. 587. 
90 LHASC , Labour and Socialisl International , The World Peace Congress, 10.- 15. 12. 1922, LSI/ 14/ 

7/1. 
91 Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik 
während der Weimarer Republik (1918-1933). 1998, S. 235 f. ; F. MrncEs, Die Reaktion der soz ialisti ­
schen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und S.F.1.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: 
Francia, 4, 1976, S. 625- 658; hier: S. 648. 
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Staaten scheiterten, 92 die sich gegen eindeutige Festlegungen aussprachen und damit 

ein einheitliches Vorgehen verhinderten: »Der Haager Kongress hat [. . J das Tempo der 
.französischen Beschlüsse keinen Augenblick verlangsamt. Poincarf handelte, als ob es eine in­
ternationale Arbeiterbewegung, die als politischer Mach[faktor in Rechnung käme, überhaupt 
nicht gäbe. Bis zu einem gewissen Grade hatte er recht. Das sollte sich bald genug zeigen. « 93 

Das Parteiendreieck am Vorabend der Ruhrkrise als gespalten und zerstritten dar­

zustellen, hat durchaus eine gewisse Überzeugungskraft. 94 Hieraus allerdings ein 

allgemeines »Scheitern« von SPD, SFIO und Labour Party herauszulesen, 95 wäre 

mit Sicherheit grob übertrieben. Zwar kann das gemeinsame Treffen zwischen Wie­

ner und Zweiter Internationale als eine Fortsetzung der Geschichte der »großen 

Gesten« und »kleinen Taten« beschrieben werden - doch auch wenn es keinen kon­

kreten Beschluss gab, sahen sich die französische und englische Arbeiterpartei 

durchaus zum Handeln aufgerufen: Wie im Folgekapitel zu zeigen sein wird, gab es 

sowohl in Frankreich als auch in Großbritannien umfassende Bemühungen, die 

Ruhrkrise nicht nur verbal anzuprangern, sondern mit allen zur Verfügung stehen­

den Mitteln zu bekämpfen. Bei aller Kritik sollte man sich indes stets vor Augen 

halten, dass eben diese »Mittel« zwischen 1919 und 1923 äußerst beschränkt waren. 

1.2. Ruhrkrise: Reaktionen von SFJO und Labour Party 

Im Januar 1923 scheiterte die Pariser Konferenz zur Regelung der Reparationsfrage 

am Widerstand des französischen Regierungschefs Raymond Poincare. Infolgedes­

sen erfuhren die Bemühungen der Alliierten, eine gemeinsame Regelung zu finden, 

ein jähes Ende. 96 Wenige Tage später, am 10.1.1923, ließ der französische Regie-

92 Anders urteilte der Ös terreicher Friedrich Adler auf dem Weltfriedenskongress. In seiner Rede 

nahm er insbesondere Bezug auf den Generalstreik sowie den Handlungsspielraum der Arbeiterbe­

wegung im Kriegsfall - und kam diesbezüglich zu dem überraschenden Schluss, dass der 1GB anders 

als 1914 Verantwortung übernehme und dem Proletariat mitteile, dass er dazu bereit sei, allen erdenk­

lichen Widersland zu leisten: »indem die Gewerkschqfien das Problem in den Mittelpunkt stellen, die Gefah­
ren sehen und dem Proletariat sagen, wir sind bereit, allen Widerstand zu !efrten, [. . J werden sie im ent­
scheidenden Moment die ganze Kraft einsetzen, um den Kri~'l, zu ·verhindern. « Nachrichten der !ASP, 
Dezember 1922, S. 109 f. 
93 L. ERDMANN, Die Gewerkschaften im Ruhrkampfe, 1924, S. 49. 
94 Jedoch zeigt Kessler beispielhaft au( dass die ehemals der Z weilen lnternaLionale angehörigen 

Sozialisten durchaus an einem Strang zogen: »Abends aß ich bei Roden Buxton mit Arthur Henderson u. 
nachher Thomas. Sie waren alle sehr interessiert, was geschehen würde, wenn die Franzosen die Ruhr besetzten; 
und natürlich sehr dagegen.« Negativ beschrieb Kessler vor allem den kommunistischen Delegierten 

Radek, der grundsätzlich »gegen Alles« gewesen sei. H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag 

vom 15.3-1922, Bd. 7, S. 591 ff 
95 Nach Ansicht Erdmanns wäre es ein Zeichen von Mut gewesen , »wenn der Kongress gefordert hiitte, 
dass die Alliierten diese Rechtifrage und damit die Auslegung des Arttke/ 18 Anlage 11, Teil VIII (Besetzung 
neuer Gebiete, Anm. d V) dem Haager Schiedsgerichtshof oder einer anderen unparteii,chen Instanz zur Ent­
scheidung unterbreiten mqßten. « L. ERDMA NN, Die Gewerkschaften im Ruhrkampfe, 1924, S. 49. 
96 Vgl. L. ZIMM ERMA NN, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958 , S. 3. 
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rungschef der deutschen Regierung eine Note überreichen , in der er den Vormarsch 

französischer und belgischer Truppen ankündigte. Noch am gleichen Tag billigte die 

französische Abgeordnetenkammer Poincares Entschluss mit 452 zu 72 Stimmen, 

woraufhin am 11.1.1923 insgesamt sechs Divisionen - eine belgische, fünf französi­

sche - in das Ruhrgebiet einmarschierten. 97 

Diese Entwicklung kam für die internationale Arbeiterschaft keineswegs über­

raschend: Als am 5. und 6. Januar 1923 in Köln die Vorbereitungen für die Organi­

sation des internationalen Sozialistenkongresses stattfanden, 98 protestierte das 

Aktionskomitee bereits »mit aller Krift gegen die Politik, die unter dem Vorwand der 
Pfandnahme gewaltsame Maßnahmen gegenüber Deutschland, insbesondere die militärische 
Besetzung des Ruhrgebietes befurchten lasst. «99 Insofern rechneten die Arbeiterführer 

Europas nach dem Scheitern der Pariser Konferenz mit dem Schlimmsten, was auch 

anhand der kämpferischen Wortwahl hinreichend deutlich gemacht wurde. Im Köl­

ner Volkshaus , wo im Anschluss an das Treffen eine öffentliche Kundgebung statt­

fand, verkündete Tom Shaw fast martialisch: » Wenn ihr die englische Arbeiterscheft fragt, 
soll Deutschland zugrunde gehen, so wird sie antworten:> Nein und abermals nein!< Und wenn 
thr sie fragt, was wollt ihr mit Deutschland pflegen, so wird sie sagen: >Freundscheft und nicht 
Feindscheft!«<. 100 

Während Tom Shaw vor allem an die Einheit des internationalen Proletariats ap­

pellierte, schlug Otto Wels deutlich kritischere Töne an: 101 Er erinnerte das Podium 

zunächst daran, dass die sozialistische Fünfländerkonferenz im letzten Jahr verkün­

det habe, dass man das Reparationsproblem prinzipiell gesehen nicht von den Besat­

zungskosten trennen könne. Konkret meinte er damit: Selbst wenn Deutschland die 

Wiedergutmachungssumme zahle, werde ein Großteil dieser Gelder von den Be­

satzungstruppen verschlungen. Damit unterstrich Wels die Sinnlosigkeit des fran­

zösischen Unterfangens, über eine militärische Invasion wirtschaftliche Vorteile zu 

erzwingen: Vom November 1918 bis zum Dezember 1922 seien nicht weniger als 

4,5 Milliarden Goldmark für die Tilgung alliierter Besatzungskosten bezahlt wor­

den, so sein Fazit. 102 

Noch deutlicher wurde Wels, als er auf die sozialistischen Schwesterparteien zu 

sprechen kam: In Frankfurt sei vereinbart worden, dass die Vertreter der anderen 

Parteien die Aufhebung der militärischen Okkupation Deutschlands einfordern soll­

ten. Im Gegenzug habe sich die SPD zu »Wachsamkeit im Hinblick auf die Entwaff-

97 Vgl. K. SCHWABE, Zur Einführung; in : Die Ruhrkri se 1923, 1984, S. 1-9; hier: S. 3f; L. ZIMMER­
MANN, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958 , S. 145f 

98 Anwesend waren u.a.: T. Shaw (Labour Party), 0. Wels, Arthur Crispien (SPD), F. Adler 
(SDAP) sowie A. Bracke (SFIO). Nachrichten der IASP, Januar 1923, S. m; IISG , Labour and So­
cialist International - London Archives, Di e Vorarbeiten für den Interna tionalen Soziali stenkongress, 

5./6.1. 1923, IISG/LSI/50/5. 
99 Ebd., S. III. 

100 Gegen Krieg und Imperiali sm us, Freie Presse, 8. 1. 1923-
101 Internationale gegen Ruhrbesetzu ng, Vorwärts, 7.1.1923. 
102 Ebd. 
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nung« des Landes verpflichtet. Stand jetzt sei Deutschland entwaffnet, was sogar die 

alliierten Regierungen anerkannt hätten. Wels vermerkte deshalb, dass die SPD ihre 

Pflicht erfüllt habe - ganz im Gegen satz zu ihren Schwesterparteien aus dem Aus­

land: »Es ist klar, dqßviele Tatsachen und Z!Jfern, die dem deutschen Volke bekannt sind, eine 
ungeheure Erbdterung und besonders in der notleidenden deutschen Arbeiterklasse Gefuhle 
hervorrufen, deren Auswirkungen eines Tages außerordentlich gef2ihrlich werden kijnnten. Ich 
muss bei dieser Gelegenheit leider .feststellen, dqß dieses Tatsachenmaterial, obwohl es aus den 
parlamentarischen Berichten und aus der deutschen Presse wiederholt hätte entnommen wer­
den ko'nnen, noch nicht den Weg in die internationale sozialistische Presse gefunden hat. « 103 

Damit unterstellte Wels seinen ausländischen Genossen - insbesondere aus den En­

tente-Staaten - Untätigkeit bzw. die Vernachlässigung ihrer internationalen Pflich­

ten. Das Aktionskomitee konnte diese Äußerung natürlich nicht unkommentiert 

stehen lassen, weshalb in der abschließenden Resolution konstatiert wurde: »Das 
Aktionskomitee hat die Mitteilungen des Genossen Wels über die Missbräuche, unter denen 
die Bevölkerung der mt!iliirisch besetzten Gebiete leidet, mit besonderer Aufmerksamkeit ent­
gegengenommen und_fordert die sozialistische Presse auf, diese Tatsachen zur Kenntnis der 
Öjfentlichkeil zu bringen.« 104 

Hatte Wels mit seinem Vorwurf Recht? Auf die Ruhrbesetzung vom II. 1.1923 
reagierten sowohl SFIO als auch Labour Party mit Demonstrationen in ihren Län­

dern, ehe am 26./27- die beiden Internationalen sowie der IGB in Amsterdam gegen 

den militärischen Einmarsch protestierten. 105 In Frankreich tat sich vor all em Leon 

Blurn hervor, der in zah lreichen Reden und Artikeln Stellung gegen Poincare bezog 

und die französische Regierung mit Hohn und Spott überzog. 106 Die Entscheidung 

der Reparationskommission vom 26.12.1922, Deutschland der Vertragsverletzung 

zu beschuldigen, kommentierte er mit den Worten: »Der Federhalter des Staatsanwaltes 
bildet mit dem Säbel des Soldaten die Rüstung Frankreichs. « 107 Die logische Folge daraus 

sei der Bruch mit England und die politische Isolation im internationalen System der 

Nachkriegszeit. Am Tag der Ruhrbesetzung war Lcon Blurn sch ließlich der einzige 

Parlamentsredner, der sich mit aller Vehemenz gegen die Invasion aussprach - ins­

besondere deshalb, weil sie den materiellen Interessen des Landes widerspreche, so 

sein Fazit. 108 Für diese Meinungsäußerung wurde er vorn nationalen Block mit per­

sönlichen Beleidigungen überzogen, im Parlament brachen tumultartige Szenen aus, 

103 Ebd. 
104 Nachrichten der IASP, Januar 1923, S. 112. 
105 Vgl. F. MENCES , Die Reaktion der sozialistischen Parteien in Deut schland und Frankreich (SPD 
und S.F.I.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in : Francia, 4 , 1976, S. 625-658. 
106 Leon Blum, L'Allemagnc Paiera, Le Populaire, 21. 3- 1922; Ders., En Allemagne, Le Populaire, 
12.7-1922; Ders., L'occupation de la Ruhr - Le Bilan , Le Populaire, 13. 2. 1923-
107 Zit. n. G. Z1EB URA, Leon Blum, 1963, Bd. r, S. 302. 
108 Die Übersetzung der Rede wurde von G. Ziebura dankenswerterweise übern ommen. Ebd. , 
S. 303; Zum fran zösischen Original , siehe: Journal Officiel , Debats Parlementaire, Chambre, 
11.1.1923 , S. 20 - 23. 



Zweites Kapitel 

ehe der Präsident die Sitzung unterbrechen mu sste - allerdings nicht ohne vorher 
festzustellen, dass der Redner keineswegs unfair behandelt worden sei. 109 

In Großbritannien wurde die Ruhrbesetzung ebenfall s postwendend verurteilt, 
Leonard Woolf sprach sich im ,,New Leader« gar für die Kündigung des Versailler 
Vertrages aus.110 Doch auch wenn die ILP die Invasion Frankreichs mit dem Buren­
krieg verglich und imperialistische Motive unterstellte, 111 die Parteimehrheit eine 
massive Propagandakampagne gegen die Besetzung forderte 112 und die britischen 
Gewerkschaften umgehend finanzielle Spenden nach Deutschland überwiesen: 113 

Direkte Aktionen - genauer gesagt: Streiks - wurden sowohl von der Partei als auch 
den Gewerkschaften abgelehnt, sei es nun auf nationaler oder auf internationaler 
Ebene. 114 

Dennoch muss ausdrücklich betont werden, dass beide Parteien, SFIO und La­
bour Party umgehend und mit aller Schärfe auf die Ruhrbesetzung reagierten. 115 

Insofern muss die Kritik von Otto Wels, die Schwesterparteien der SPD kämen 
ihren internationalen Pflichten nicht nach , zumindest retrospektiv betrachtet relati ­
viert werden. Sicherlich verzichteten beide Parteien auf umfassende Streikmaßnah­
men und sprachen sich überdies, wie im Folgekapitel noch zu zeigen sein wird, gegen 
einen europäischen Generalstreik aus. 116 Allerdings steht wohl außer Frage, dass -
kontrafaktisch gesprochen - kein SPD-Mitglied seine Arbeit niedergelegt hätte, 
wenn die Ruhrbesetzung spiegelverkehrt stattgefunden hätte und deutsche Truppen 

109 Im Verlauf seiner Rede wurde Blum al s »protestierender Jude«, Vertreter der »jüdischen Imer­
nationale«, Agent Deut schland s oder Va rerland sverräter bezeichnet. G. Z1EBURA, Lcon Blu m, 196j, 
Bd. 1, S. 303 f 
110 W. KRI EGER, Labour Party und Weimarer Republik , 1978, S. 274ff 
111 Auf einem Treffen der ILP in Leicester sprach MacDonald von ,,foolish reparation demands « und 
prangerre die f'ranzösische Politik an. Wenige Tage zuvor harre er sich bereits in Glasgow entspre­
chend geäußert. Labour's Plan for next Session; in: Times, 5.2. 1923; Briti sh Interest in Reparation ; in: 
Manchester Guardian, 22./ 21. 1. 1923-
112 Demgegenüber verhiel t sich die Part eif'ührungjedoch auffa llend passiv. In einer Sitzung vom 23- 1. 

wurde zwar konstatiert, dass Demonstrati onen und öffentliche Agitation durchaus notwendig seien -
allerdings so ll ten diese nach Vorstellung des Gremium s in Deutschland stattfi nden. LHAS C, Labour 
Party/TUC Joint Internat ional Sub-Committee, 1919- 1923, 23-1.1923, LP/ EC/ Minutes Januar -
March 1923. 
113 W. KRI EGER, Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S. 275. 
114 LHASC, Labour Pany/TU C Joint lnternat ional Sub-Commirree, 1919 - l923, 23- 1. HJ23, LP/EC/ 
Minutes Januar - March 1923-
115 Beispielsweise drohte der SFIO-Politiker Renaudel seinem Gegenüber Painlevc damit, den bür­
gerli chen Republikanern (Herriot, Painlevc / Parti republi ca in-sociali ste; Pani Radica ux) im Par­
lament die Unt erstützung zu unterziehen, so fern sie f'ür die Regierung stimmen würden. Dies be­
richtet Harry Graf Kess ler, der einem Gespräch zwischen Painlevc, Renaudel, Mouttel , usw. 
beiwohn te, was anschaulich demon striert, dass die SFIO eine klare Haltung einnahm bez. der Ruhr­
frage. H. GRAF KESS LER, Das Tagebuch , Eint rag vom 10. 1.1923, Bd. 7, S. 611. 
116 Diese Haltung machte Gru mbach bereits am 9. 1. gegenüber Harry Graf Kess ler deut lich. Der 
Deutsche harre ei nen Generalstreik angeregt, Gru mbach habe sich indes klar dagegen ausgesprochen 
und stattdessen f'ür die Formel plädiert: »Weiterarbeiten u. feierlicher Pro test an die Welt gegen die 
Gewalt.« H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 9. 1.1 923, Bd. 7, S. 609. 
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in Frankreich einmarschiert wären. 117 Nimmt man dann noch hinzu, dass die SFIO 

zwischen 1919 und r924- nicht zuletzt aufgrund der verheerenden Parteispaltung im 

Dezember 1920 - politisch marginalisiert war und gerade einmal 68 von 619 Sitzen 

in der Nationalversammlung inne hatte, 118 verli eren die Vorwürfe von Wels, der aus 

gutem Grund nur Unterstützung »durch die internationale soz ialistische Presse« 

einforderte, zusätzlich an Aussagekraft. 

1-3. Der Kampf der internationalen Arbeiterbewegung gegen die Ruhrbesetzung.· 
Die Koreferenz von Amslerdam 

Nach wie vor stand eine endgültige Entscheidung darüber aus, wie die internationale 

Arbeiterklasse auf die französische Aggressionspolitik reagieren würde. 119 Aus die­

sem Grund trafen sich di e Vertreter des IGB sowie der zwei soz ialisti schen Interna­

tionalen am 26./27- r.1923 in Amsterdam, um eine gemeinsame Linie festzulegen. 120 

Zur Debatte stand insbesondere die Frage, ob die Arbeiterklasse den radikalen, au­

ßerparlamentarischen Weg gehen oder stattdessen für eine Verständigungspolitik 

werben sollte. Bezüglich einer Mobilisierung der Massen zählte Edo Fimmen in 

seiner Eröffnungsrede drei verschiedene Möglichkeiten auf 1. Boykott, 2. General­

streik in allen Ländern; 3- Generalstreik in bestimmten Ländern bzw. ausgewählten 

Industrien. 121 

Fimmen betonte, dass der Generalstreik in der öffentlichen Wahrnehmung sehr 

negativ konnotiert sei, aufgrund von diversen Aktionen der Faschisten in Italien bzw. 

der Kommunisten im Allgemeinen: » The possibliity ef the masses responding lo an appea! 
far any farm ef direct action was not very great.« 122 Dass dies jedoch nicht der einzige 

Grund war, weshalb ein Generalstreik von den Gewerkschaften abgelehnt wurde, 

machte Fimmen im Folgenden deutlich, als er von einem Treffen des internationalen 

IGB-Aktionskomitees berichtete, welches im Vorfeld der Konferenz stattgefunden 

hatte. Aufgabe des Gremiums war es gewesen, herauszufinden, ob ein Generalstreik 

zum gegebenen Zeitpunkt überhaupt durchführbar war. Hierbei kam das Komitee 

zu einem kaum überraschenden Ergebnis: » The French Transport Workers and the Razl­
waymen cou!d do nothing; the Cermans were prepared to do all that was wanled; Britain was 

117 Gegenteilig hierzu: S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Partei Deut schlands zur 
Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 236. 
118 Vgl. D. Nrnr - ULTSCH , Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Al li anz, 2005, S. 70 I.; hierzu 
auch: Erstes Kapitel, 3-2.2. 
119 Tom Shaw verfasste am 16.1.1923 einen Brief an das Büro der Zweiten lnternaLionale, in dem er 
konstatierte »that we shou/d come to some decision on the question qfthe French advance in the Ruhr. The Trade 
Union International has a!ready taken steps qf its own and we cannot ajjörd to wait without /e11ing our views be 
known.« ll SG , Labour and Socialist In ternational - London Archives, T. Shaw an das Büro der 
Zweiren Internationale, 16.1.1923, llSG/ LSI/ 16/ 1. 
120 IISG , Labour and Sociali st International - London Archi ves, The Situation in the Ruhr. inter­
national Conference, 26.- 27-1.1923, IISC/LSI/ 57/1. 
121 Ebd . 
122 Ebd. 
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not represented « 123 Auf Basis dieser Ausführungen habe der IGB schließlich be­

schlossen , Generalstreiks kategorisch auszuschließen, so Fimmens Fazit. 124 

Nachdem also klar war, dass es keine radikalen Maßnahmen geben würde, unter­

nahm J. H. Thomas - der nach Fimmen das Wort ergriff - den Versuch , alternative 

Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Aus diesem Grund fragte er den deutschen 

D elegierten Wels, »whether international demonstrations in Germany, outside the Ruhr, 
wou/d help the situation at this moment. !f so, the British Movement was prepared lo co­
operate. « 125 D es Weiteren unterbreitete er ihm den Vorschlag, die in Köln stationier­

ten britischen Truppen umgehend aus D eutschland abzuziehen, sofern dies im Inte­

resse des Landes sei. 126 D en ersten Vorschlag ignorierte W els zunächst - D emons­

trationen konnte die SPD auch ohne die Hilfe der Internationale organisieren. Ganz 

anders verhielt es sich mit dem möglichen Abzug der briti schen Truppen: Hier setz­

te er zu einer ausführlich en und emotionalen Rede an und warnte davor, Frankreich 

die Gelegenheit zu geben »to estab/ish a dominant position in Europe, not only economi­
cally but politically.« 127 J. H. Thomas schien diese Antwort nur bedingt zufrieden­

zustellen, weshalb er di e Frage in den Raum warf, »what the British troops were to do 
!f Prench rai/waymen were to assist in the transport ef reparation coa/ through the Cologne 
area.« 128 Ganz offensichtlich beunruhigte ihn di e Perspektive, aktiv in den Ruhrkon­

flikt eingreifen zu müssen. Wels bemerkte daher prompt, das s die deutschen Arbei­

ter nicht erwarten könnten, das s briti sche Truppen französische Eisenbahnen auf­

halten würden. 129 

Nachdem dieser Konfliktpunkt geklärt schien, widmete sich das Komitee dem 

Themenpunkt »internatio nale Demonstrationen«. Hier kam W els zu dem Schluss, 

dass di e nationalistische Bewegung in Deutschland im Zuge der Ruhrbesetzung 

einen ungemeinen Auftrieb erfahren habe. Aufgrund dessen sei zu befürchten , dass 

»the Nationalist element wou/d indirectly get impetus ftom these demonstrations !f he/d in 
Germany. « 130 Große Demonstrationen mit ausländischen Gastrednern kö nnten 

zwar dazu beitragen , die Moral der Arbeiter in D eutschland zu stä rken, jedoch plä­

di erte W els dafür, diese nur in ausgewählten Städten stattfinden zu lassen. Später 

revidierte W els diese Aussage zumindes t partiell und kam zu dem Schluss, dass jede 

123 Ebd. 
124 Ebd. 
12s Ebd. 
126 Ebd. 
127 Die Debat te um den möglichen Abzug britischer Truppen war indes auch nach Amsterdam 
weiterhin ak ut. Beispiel sweise reiste Rudolf Breitseheid im Februar 1923 nach Großbritannien , um 
vor dem Exekutivkomitee der Labou r Party deutlich zu machen, dass ein möglicher Truppenabzug 
negative Folgen für Deu tschland und da mi t auch die SPD habe, weshalb darum gebeten wurde, auf 
diesen Schri tt zu verzichten. Ebd.; zu Breitseheids diplomatischer Miss ion: LHAS C, Execurive 
Committee, Sitzung vom 12. 2.1923. LP /EC/ Minutes/Januar-März 1923. 
128 IIS G, Labour and Sociali st International - London Archives, The Situation in rhe Ruhr. Inter­
national Conference, 26.- 27. 1. 1923, JISG / LS l/ 57/1. 
129 Ebd. 
130 Ebd. 
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internationale Demonstration wünschenswert sei. Als Beispiel führte er den Besuch 

von C. R. Buxton in Berlin an, dessen Rede in seinen Augen ein voller Erfolg ge­

wesen sei. Die anwesenden Sozialisten schienen von Wels' Ausführungen jedoch 

nur bedingt überzeugt, weshalb der belgische Sozialist Corneille Mertens berech­

tigterweise die Frage in den Raum warf, ob der Erfolg Buxtons nicht primär damit 

zusammenhänge, dass er ein Engländer und kein Franzose oder Belgier sei. Alexan­

dre Bracke, der die SFIO vertrat, kam ebenfalls zu dem Schluss, »that French and 
Belgian speakers would have a rough time in Germany. « 131 Ohnehin vertrat Edo Fim­

men die Ansicht, dass es wesentlich sinnvoller sei, Demonstrationen nicht nur in 

Deutschland abzuhalten, sondern auch in Großbritannien oder Frankreich. Wie an­

hand der Ausführungen von Bracke indes deutlich wurde, war dies leichter gesagt 

als getan: Als die SFIO den Versuch unternahm, Rudolf Hilferding als Gastredner 

für eine Veranstaltung in Lille zu gewinnen, seien die hierfür nötigen Papiere von 

Poincare zunächst verweigert worden, weshalb Hilferding nicht nach Frankreich rei­

sen konnte. 132 

Dass dies nicht die einzigen Probleme waren, mit der die SFIO zu kämpfen hatte, 

machte Leon Jouhaux im Folgenden deutlich: Nach der Spaltung der französischen 

Arbeiterbewegung 1921 seien die französischen Gewerkschaften faktisch handlungs­

unfähig geworden. 133 Hinzu komme dann noch, dass praktisch ganz Frankreich der 

Ansicht sei, dass die Reparationen nicht bezahlt worden seien, Deutschland nicht 

zahlen wolle und eine Invasion daher unvermeidlich sei. Die Macht der öffentlichen 

Meinung verhindere ein effektives Vorgehen gegen Poincares Politik, so sein Fazit. 

Diesen Ausführungen widersprach Alexandre Bracke, insofern er festhielt, dass aus­

schließlich nationalistische Kreise an einer »Expansion« des französischen Einflus­

ses interessiert seien. Die überwiegende Mehrheit wolle kein zweites Elsass-Loth­

ringen.134 Zum Abschluss der Debatte gab sich Wels kämpferisch und kündigte an, 

dass die deutschen Sozialdemokraten niemals aufgeben würden. Wenn es Poincares 

Wille sei, bis nach Berlin zu marschieren, dann werde man der Welt zeigen, wie ein 

131 Ebd. 
132 Hilferding war - wie Breitseheid oder Crispien - ein gerne gesehener Gast in Frankreich. Ebd.; zu 

Hilferding, Breitseh eid, Crispien im Allgemeinen: A.N. Paris, SERIE F/7. PoucE GENERALE, Con­

gres socialisles inlernationaux et nationaux , Le mouvement communiste, socialiste et syndicaliste en 

Allemagne, AoOt 1924, F7/ np76 . 
133 »Jouhaux spoke efthe dijficu!t situation efthe Trade Union Movement owing to the Commumst sp!it. He 
pointed out,far examp!e, how they were paralyzed owing to the weakness ofthe Ratlwaymen. There were formerly 
3/400,000 organised rai!waymen; now they were div1ded, one in an organization ef with a membership r!f 
40,000, another in an organization with 45,000 members, and the remainder unorganized. The miners and 
port workers were ready far a 24 hours ' Stnke, but wilh the situation among the rai!waymen cou!d undertake 
nothing The Seamen also resented a d!fficulty.« IISG, Labour and Socialist International - London 

Archives, The Situation in tbe Ruhr. International Conference, 26 .-27. 1.1923, IISG/ LSI/57/ 1. 
134 >> lt is not the opinion efthe masses that annexation t's the real reason_for the occupation qfthe Ruhr. But they 
are und er the injluence qf big industry and the press and the big capitahrts ef France are endeavoring to come to 
some agreement with the big industrialists efCermany to the detriment efthe French and the Cerman workers.« 
Ebd. 
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friedliches Volk eine bis an die Zähne bewaffnete Armee besiegen könne: »Rightwi/1 
triumph over Might.« 135 

Während die französische Haltung sehr souverän präsentiert wurde, verhielten 

sich die Vertreter der belgischen Arbeiterpartei ungewohnt widerspen stig, um nich t 

zu sagen streitsüchtig: Joseph Wauters vertrat den Standpunkt, dass sich die Öffent­

lichkeit in seinem Land nicht ohne Grund passiv verhalte, obwohl die überwiegende 

Mehrheit die Ruhrbesetzung ablehne. Deutschland habe einerseits seine Reparatio­

nen nicht bezahlt, was sich überaus negativ auf die belgische Wirtschaft ausgewirkt 

hätte - zur gleichen Zeit allerdings genug Geld gefunden, um seine Infrastruktur 

flächendeckend auszubauen. Außerdem stelle sich selbst für die belgischen Arbeiter 

die Frage, ob die deutsche Demokratie wirklich so sattelfest sei, wie immer behauptet 

werde. 136 Zudem könne man den Einmarsch der Franzosen nicht mit der Invasion 

Belgiens 1914 vergleichen, so Wauters Argumentation, weshalb di e Ruhrbesetzung 

per se an Brisanz verliere. Von der SPD forderte er, der Öffentlichkeit darzulegen, 

was bislang an konkreten Aktionen unternommen wurde, um ein definitives Repara­

tionsangebot von deutscher Seite aus zu erreichen - ansonsten habe das Land kein 

Recht, Unterstützung einzufordern. 137 

Ob Wauters Erklärung eine kontroverse Debatte hervorrief, geht aus den Akten 

nicht hervor. 138 Nach den Stellungnahmen der Parteien beschäftigte sich die Ver­

sammlung mit einem vollkommen anderen Thema: Der Frage, was das Ziel der so­

zialistischen Propaganda sein sollte. Der Belgier Willem Vliegen sprach sich dafür 

aus, die gesamte Ruhr- und Reparationsfrage vor das Schiedsgericht des Völkerbun­

des zu bringen - weshalb dieser Aspekt auch in der sozialistischen Propaganda im­

mer wieder eingefordert werden müsse. Otto Wels schien von diesem Vorschlag 

durchaus angetan , wenngleich er zu Recht darauf hinwies, dass Deutschland erstens 

kein Mitglied des Völkerbundes sei und zweitens »hunderte solcher Anfragen« ge­

stellt habe, zumeist in Bezug auf die Besetzung der Saar, und das Resultat sehr ent­

mutigend gewesen sei. Trotzdem stimmte er dem Vorschlag zu und kündigte an, ein 

Treffen des SPD-Parteivorstandes einzuberufen, um diese Frage weiter zu erörtern. 

Einen kleinen Seitenhieb gegen den Völkerbund konnte er sich jedoch nicht verknei­

fen, insofern er die Organisation leichthin als »Organ der Entente« bezeichnete. Lei­

part, der sich nach Wels in die Diskussion einschaltete, hob hervor, dass die SPD 

einem deutschen Beitritt positiv gegenüberstehe. Im aktuellen Fall müsse Deutsch­

land indes von einer Macht, die dem »Gewicht« Deutschlands entspreche, einge-

135 Ebd. 
136 »Belgian workers say that they do not see any resu/ts by their ac!ion. The Germans resirted the Kapp revolt 
against the Republic by a General Stnke. Why do they not take strong action against the Capita!ists who are as 
dangerous as Kapp?« Ebd. 
131 Ebd. 
138 Immerhin kann konstatiert werden, dass auch Otto Wels kein Bedürfnis danach hatte, die belgi­
schen Delegierten besonders respektvoll zu behandeln. Bereits zuvor hatte er sich lautsta rk über 
diverse verbale Entgleisungen belgischer Sozialisten echauffiert, die ihre deutschen Genossen als 
»Boches,, beschimpft hätten. Ebd. 
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laden werden, um sei n Anliegen dem Völkerbund zu unterbreiten - »not by Switzer­

land or Sweden«.139 Dieser Zusatz darf durchaus als Aufforderung an die Schwes­

terparteien der ehemaligen »Entente« interpretiert werden - die Labour Party ins­

besondere - , das Anliegen der SPD zu prüfen und praktische Maßnahmen zu 

ergreifen. 140 

Abschließend wurde traditionsgemäß eine entsprechende Resolution verfasst, um 

die Ergebnisse zusammenzufassen. Beschlossen wurde: » I. To carry on a vigorous cam­
paign [. . J in all countries by means ef the Press, meetings and demonsLrations; 2. To organize 
a continuous exchange ef precise infarmation [.. ); 3- To use every ef.fort [.. J to submit the 
question in dispute Lo Lhe League ef Nations, to which Germany must be admitted with the 
same rights as all the other Powers; 4. To draw the attention ef the workers particularly to the 
increasing danger ef war[..).« 141 

Analysiert man die Konferenz von Amsterdam, so fällt rasch auf, dass di e Parteien in 

den meisten Fragen unterschiedlicher Meinung waren und verschiedenartige Ziele 

verfolgten. Natürlich waren sowohl die SFIO als auch die Labour Party für den 

sofortigen Abbruch der Okkupation, jedoch gab es, was die Wahl der Mittel anbe­

langte, kaum Übereinstimmungen. Die SFJO besaß schlechthin zu wenig Rückhalt, 

um auf parlamentarischer oder außerparlamentarischer Ebene Einflus s ausüben zu 

können - die Labour Party zog es vor, auf den Völkerbund zu setzen und das ohne­

hin schon angespannte Verhältnis zu Frankreich nicht zusätzlich zu belasten. 142 Aus 

dem Statement des französischen G ewerkschaftsvorsitzend en Jouhaux geht außer­

dem deutlich hervor, dass zumindest ein Teil der französischen Arbeiterbewegung 

Zweifel an der Unschuld des deutschen Nachbarn hegte, was z.B. die Bereitschaft 

139 Ebd . 
140 D arauföin wid mete sich die Amsterdamer Konferenz der Frage, ob denn zum gegebenen Zeit­

punkt ein Kriegszustand vorliege. Auch diese Debatte verlief höchst kontrovers, denn während Wels 

und Troelstra tatsächlich von einem Kri egszustand ausgingen, bat Leon Jouhau x darum, den Status 

quo etwas weicher zu zeichnen:» The French workers d1d nol want an efficial dedaralion 1ha1 they were in a 
state qfwar. That wou/d be fa!!owed by a dec/aralion ef martia/ law, lhe deslruction ef their civ,J !iberties, etc. l t is 
be/ieved in France 1ha1 lhe aclion taken by France is in accordance with the Treaty.« Wels protes ti erte ver­

ständlicherweise gegen diese tendenziöse In terpretation, die, so der Sozialdemokrat, nur den Schluss 

zulassen könne, die Ruhrbesetzung sei rechtens: » The treaty did not give lhe French lhe right to occupy the 
Ruhr. « Ebd. 
141 Ebd. 
142 Am 22 . 1.1923 erschien in der fran zösischen »Matin « ein Arti kel über die englische Politik und die 

öffentli che Meinu ng zur Invasion. Vorgestell t wurden erstens Lord Robert Ccci l, der englische Au­

fsenminister sowie Ramsay MacDonald , als Sprachrohr der Labour Party. Beide Politiker waren sich 

mehr od er weniger darüber einig, dass es jetzt das Ziel sein müsse, eine internationale Lösung zu 

Cinden. Lord Ceci l setzte diesbezügli ch aur Abrüstung, M acDonald schlug den Völkerbund als un­

abhängiges Schiedsgeri cht vor. Die Übereinstimmung zur offiziellen englischen Außenpolit ik war 
also durchau s gegeben und tatsächlich war ein mögli cher Bruch mit Frankreich Hinderni s genug, 

entschiedenere Maßnahmen zu ergreifen. Eben deshalb war der Gedanke, den Völkerbund anzurufen , 

der näch stmögliche - und vielleicht auch bequemste Schritt. Tot ou tard, dcclare lord Robert Cecil, 

Le Matin , 22.1.1923 . 
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der Gewerkschaften , radikalere M aßnahmen in Erwägung zu ziehen, verständlicher­

weise bremste. 

Selbstverständlich konnte die SPD mit der »Sympathie« der »überwiegenden 

Mehrheit« der anwesenden Delegierten rechnen 143 und trotzdem stellt sich die Fra­

ge, ob das Amsterdamer Treffen letztlich nich t doch eine »Bankrotterklärung« der 

internationalen Arbeiterbewegung war. 144 Gegen diese These spricht, dass bereits 

Anfang Januar groß angelegte Protestakti onen in Frankreich und Belgien sta ttfan­

den, die von Parteien und Gewerkschaften organisiert worden wa ren. Gleichermaßen 

initii erte die Internationale unmittelbar nach ihrem Amsterdamer T reffe n eine große 

D emonstration, auf der engli sche, fran zös ische und deutsche Vertreter anwesend 

waren, ehe Anfang Februar 1923 im französischen Lille eine Veranstaltung deutscher 

und französischer Soz ialisten stattfand. 145 Hinzu kommen dann noch un zählige Bei­

träge in Parlamenten und Parteiorganen, wobei in sbesondere die bereits erwähnten 

Reden von L. Blum in der Nationalversammlung hervorgehoben werden müssen. 

Was den im Vorfeld di skutierten »europäische G eneralstreik« anbelangt, so wäre 

dieser in der Praxis kaum um setzbar gewesen: In Frankreich - dem ei nzigen Land , 

wo eine solche Pro testmaßnahme direkte Wirkung gezeigt hätte - waren die Ge­

werkschaften gespalten, di e öffentliche M einung germanophob, was das Vorhaben, 

eine kollektive Arbeitsverweigerung zu organisieren, praktisch unmöglich machte. 

Wenn also leichthin unters tellt wird, die Sozialisten seien sich selbst untreu gewor­

den, vom »Idealweg« abgewichen oder hätten ausschließlich »nationale Interessen« 

verfolgt, 146 dann stellt sich erstens die Frage, wie eine »ideale« Vorgehensweise über­

haupt ausgehen hätte und zwei tens, wie realist isch ihre Umsetzung gewesen wäre. 

Faktisch gab es im Januar 1923 weder eine einhellige Meinung, noch die Möglich­

keiten , mit einer oder mehreren transnational koordinierten Aktionen die Regierung 

Poincare in di e Knie zu zwingen. Insofern war die unter anderem von der Labour 

Party forcierte Idee, auf eine diplomatische Lösung zu setzen, die vielleicht ehrlichste 

- und unter den beschriebenen Um ständen auch effizienteste Variante.147 Eben des-

143 S. FEUCHT, Die H altung der Sozialdemokrati schen Partei Deutschlands zu r Außenpolitik wäh­
rend der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 265; H. A. W1NKLER, Von der Revolution zur 
Stabi li sierung, 1984, S. 555. 
144 Hierzu vor all em: M. RucK, Die freien Gewerkschaften im Ruhrkampf, 1986, S. 120; S. FEUCHT, 
Die H altung der Sozialdemokrati schen Partei Deutschland s zur Außenpolitik während der Weimarer 
Republik (1918- 1933), 1998, S. 265. 
145 Bereits als die Pariser Konferenz Anfang Januar 1923 scheiterte, organi sierten SFIO und CGT 
Demons trat ionen, die am 5. 1. sowie am 7.1. in verschiedenen Städten stattfanden. F. M ENGES, Die 
Reaktion der soziali sti schen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und S.F.1.O.) auf die 
Ruhrbesetzung 1923; in : Francia, 4 , 1976 , S. 625-658, hier: S. 63 1 ff. und 648; L. ERDMANN, Die 
Gewerkschaften im Ruhrkampfe, 1924, S. 79. 
146 Ebd., S. 81. 
147 Auf einem Treffen des Exekutivkomitees der britischen Gewerkschaften sowie des Labour-Exe­
kutivkomilees, das am 25.1.1923 stattfand, wurde diesbezüglich folgender Entschlu ss gefasst: » The 
General Counol {!(the British Trade Union Congress and the Executive Commillee ef1he Brilish Labour Party 
thmjore ca!/ upon the Bniish Government: 1. To adopt a poliry ef definite diplomatir intervenlion, !f possible 
wilh !he ro-operation ef the United States Governmenl / .. ]. 2. To support any proposa/ whirh may be put 
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halb muss die Konferenz von Amsterdam unter dem Gesichtspunkt der transnatio­

nalen Zusammenarbeit als gewinnbringend bewertet werden - trotz der vorhande­

nen Differenzen. Denn wie im Folgenden zu zeigen sein wird, setzte das Parteien­

dreieck voll und ganz auf die Möglichkeit, über informelle diplomatische Kontakte 

Einfluss auf die Ruhrkrise und hier vor allem die französische, britische und deut­

sche Regierung zu nehmen. 

1.4. Diplomatische Initiativen zur Lösung der Ruhefrage: Albert Thomas, Rudo!f 
Breitseheid, Rudo!f Hi!f erding 

Einer derjenigen SFIO-Politiker, der sich über informelle Kontakte in die zwischen­

staatlichen Verhandlungen einklinkte, war der »Majoritaire« und Präsident des »Bu­

reau international du Travail (BIT) «, Albert Thomas. Im März 1923 schrieb er an 

seinen Parteifreund, Pierre Renaudel: »Nos organisations internationales soz{frent de l'etat 
de la politique generale. [.. J Nous sommes ai!Jourd'hui siqfisamment connus pour qu 'on mette 
en nous beaucoup d'esperance, mais ce qu 'on ne connaft pas, c'est notre constitution, et l'impos­
sibilite oit nous sommes de faire certaines interventions. « 148 

Diese äußerst resignative Äußerung darf in gewisser Weise bereits als erstes Fazit 

verstanden werden, denn der Versuch von Thomas im Januar 1923, Poincare in einem 

persönlichen Gespräch umzustimmen, scheiterte letztlich sang- und klanglos. Im­

merhin gelang es ihm, den Weg für diplomatische Verhandlungen freizumachen: 

Aus den Akten des deutschen Auswärtigen Amtes geht hervor, dass Thomas eine 

Unterredung mit einem Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes, Hans Vogel, hatte, der 

seine Eindrücke umgehend weiterreichte. 149 Er (Thomas) habe ihm (Vogel) mit­

geteilt, am letzten Sonntag bei Poincare gefrühstückt zu haben, wo er den Eindruck 

erhielt, dass der französische Regierungschef einen sehr unruhigen Eindruck mache 

und im Prinzip »jede Lösung willkommen sei; die Frankreich al!f ifkonomischer Basis etwas 

Jorward at the next meeting of the Counci! of Lhe League of Nations [. . J. 3- To propose that the French and 
Belg/an troops be withdrawn from the Ruhr pending the inquiry by the League into the who!e sl!uat/on. 4. To 
appea! to the Governments of the Little Entente, and especially Po land and Czechos/ovakia, not to yield to any 
pressure to occupy German territory and by doing so involve Europe in a new war. « Damit stand fe st, dass di e 
britische Arbeiterbewegung keine radikalen Maßnahmen wünschte und stattdessen auf die Diploma­
tie ihrer Regierung setzte. Ohnehin war die Außenpolitik Labours während der Ruhr-Krise höchst 

konfus, insofern Teile des ACTQs - namentlich L. Woolf - die Kündigung des Versailler Vertrages 
forderten , die Parteiführung hingegen keinen Bruch mit Frankreich wünschte, di e TLP partiell eben­
falls auf eine wohlwoll ende Neutralität setzte, während die ILP-Mehrheit eine klare Opposition Lon­
dons gegen Frankreich forderte . Wie W. Krieger richtig anmerkt, glich Labours Ruhrpoli tik einem 
»Orchester mit verschiedenen Partituren und Dirigenten«. Eben deshalb war es die pragmatischste 
Lösung, eine multilaterale Diplomatie zu forc ieren und radikalere Strategien abzulehnen. LHASC, 

Executive Committee, Adjourned meeting ofthe two National Committees, Sitzung vom 25.1.1923, 
LP/EC/Minutes/Januar-März 1923; W. KRI EGER, Labour Party und Weimarer Republik, 1978, 

S. 275ff 
148 A.N. Paris , NL Albert Thomas, Thomas an Renaudel, 21.3-1923, AP/94/385. 
149 PA, Büro RM, Vogel an Geheimrat Bücher, 31.1.1923, 14, Bd. 1, R 28340. 
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in die Hand gibt« 150 Dann würde auch die Ruhrbesetzung sofort zurückgezogen wer­

den. Außerdem berichtete Thomas, er habe vernommen, die USA seien an einer 

Lösung der Ruhrkrise interessiert und würden wirtschaft lich intervenieren, sobald 

sich Frankreich und Deutschland einig seien. Vogel fasste das Gespräch mit folgen­

dem Vermerk zusammen: »Ich habe den Eindruck, daß man versucht, von franziisischer 
Seite an ineffizielle Mittelspersonen heranzukommen. « 151 

In einem zweiten Schreiben berichtete Vogel von der eigentlichen Unterhaltung 

mit Thomas. 152 Der SFIO-Politiker habe ihm mitgeteilt, dass er bereits vor einigen 

Wochen mit Poincare verhandelt und ihm seine Meinung zu einer möglichen Inva­

sion mitgeteilt habe. Der französische Regierungschef sei, so Thomas, mittlerweile 

zu Verhandlungen bereit, genauso wie er prinzipiell gesehen die Bereitschaft auf­

weise, eine gemeinsame Lösung zu finden. In diesem Sinne bot Thomas an, nach 

Berlin zu fahren und dort mit Reichskanzler Cuno inoffiziell zu verhandeln. Hierfür 

wolle er sich indes zunächst einmal die Zustimmung Poincares einholen. 153 Diese 

Perspektive gefiel dem Auswärtigen Amt indes nur bedingt, weshalb man mitteilen 

ließ, dass Thomas in Deutschland jederzeit willkommen sei - jedoch habe seine 

Reise nur dann einen Sinn, wenn er im Auftrag seiner Regierung sprechen könne. 

Die Aussicht auf Verständigung wurde in diesem Zeitabschnitt höchst kritisch ge­

sehen, weshalb Geheimrat Bücher wenige Tage später vermerkte: »Solange Franzosen 
Ruhrgebiet und Rheinland vergewaltigen sehe ich keine Aussicht far Verständigung« 154 Tho­

mas reiste im Folgenden trotzdem nach Deutschland, genauer gesagt nach Frankfurt, 

sah jedoch von einer Reise nach Berlin ab, »da er, wie er bemerkte, im Augenblick nicht in 
der Lage set; irgendwie ~//izie!! zu verhandeln.« 155 Tm Auswärtigen Amt wurde schließ­

lich noch darüber spekuliert, dass Thomas' »Betriebsamkeit« vor allem daher rühre, 

dass er Angst habe, sein Amt zu verlieren. Deshalb versichere er mittlerweile, dass 

die Ruhrbesetzung keinen annexionistischen Hintergrund habe, sondern schlicht­

weg vom Bedürfnis inspiriert sei, die Ruhrfrage endgültig zu regeln. 156 Dennoch 

wurde der Vorstoß von Thomas nicht durchweg negativ bewertet, weshalb versucht 

wurde, eine Sonderregelung der »Badenfrage« über diesen informellen Kontakt zu 

erwirken 157 - allerdings ohne Erfolg: Aus dem darauf folgenden Vermerk, datiert auf 

150 Ebd. 
151 Ebcl. 
152 PA, Büro RM, Vogel an Geheimrat Bücher, 1. 2. 1~)23 , 14, Bel . 1, R 28340. 
153 Ebcl. 
154 PA, Büro RM , Geheimrat Bücher an Vogel, 4-2 .1 923, 14, Bd. 1, R 28340. 
155 PA , Büro RM, Adolf Müller an den Reichsminister, 10.2. 1923, 14, Bel. 1, R 28340. 
156 Aus dem Nachlass von Thomas geht tatsächlich hervor, dass Großbritannien im Juli 1923 den 
Versuch unternahm, das Budget des BIT zu kürzen. In sofern erscheint die Vermutung, Thomas se i 
auf Poincare bzw. die französische Regierung angewiesen, durchaus plausibel. A.N. Paris, NL Albert 
Thomas, Thomas an Barthelcmy, 21.7.1923, AP/94/377. 
157 »Vorschlag zunächst unverb,i?d/ich (von Thomas, Anm. d V), Deutsche Regierung möge Note nach Paris 
richten, worin Bereitwilligkeit betont würde, inlernalionale Züge trotz Kohlenot und sonstigen OP.farn wieder 
einzustellen, wenn Frankreich durch sefort(r!/ Aufgabe seiner Besetzung in Baden bekunde, daß mit dieser Aktion 
weder politische noch militiirische Ziele vnfölgt werden sollten. Thomas erk!drte sich bemt; in diesem Sinne in 
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den 18.2.1923, geht hervor, dass Thomas inzwischen nach Paris zurückgekehrt sei, 

Poincare den oben genannten Vorschlag jedoch grundsätzlich ablehne, weil er aus­

schließlich eine Lösung der Gesamtfrage akzcptiere. 158 Damit war die Initiative des 

BIT-Präsidenten endgültig gescheitert. 

Etwa zur gleichen Zeit - Anfang Februar 1923 - reisten Hilferding und Breitseheid 

nach Frankreich bzw. England, 159 um für die SPD Präsenz zu zeigen, mehrere Inter­

views zu geben und im sozialistischen und bürgerlichen Lager für Unterstützung zu 

werben. Was war der Hintergrund dieser diplomatischen Offensive? Wie Rudolf 

Breitseheid in einem Gespräch mit Lord d'Abernon deutlich machte, zweifelte er 

am Erfolg des passiven Widerstandes, 160 weshalb er auf Verhandlungen setzen woll­

te.161 In gewisser Wei se machte sich also auch im deutschen Lager eine zunehmende 

Skepsis am Erfolg genuin außerparlamentarischer Initiativen breit. 162 

Paris vorztifilhlen. [. . J Thomas berichtet auch. dqß er mit Hl(Ji,rding in Paris gesprochen [. . ]. « PA, Büro 
RM, Adolf Müller an den Reichsministe r, 10.2. 1923, 14, Bd. 1, R 28340. 
158 Dies hatte zur Folge, dass sich A. Thomas zurückzog und keine weiteren Initiativen mehr unter­
nehmen wollte, wie aus dem Akt hervorgeht: » Thomas [ . J bemerkte achselzuckend, es bleibe nichts al.r 
abzuwarten. « Ebd. 
159 Über die England-Rei se Breischeids berichtet auch Kessler in seinem Tagebuch. H. GRAF KESS­
LER, Das Tagebuch, Eintrag vom 20.1.1923, Bd. 7, S. 634-
160 Ziel der SPD-Führung war es, über passiven Widerstand - insbesondere Generalstreiks - zu 
Verhandlungen zu kommen, die französische Regierung also mittels einer rigiden Vcrweigcrungs­
haltung, die auf deutscher und französischer Seite zu erheblichen Einnahmeverlusten führte, an den 
Verhandlungstisch zu zwingen. Propagandistisch wurde der Abwehrkampf der Soziald emokratie zum 
Klassenkampf der internationalen Arbeiterschaft gegen den französischen Imperiali smus stilisiert , 
aktiver Widerstand bzw. Sabotageakte hingegen abgelehnt. Allgemein: S. FEUCHT, Die Haltung der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918-
1933), 1998, S. 253ff; F. MENGES, Die Reaktion der sozialistischen Parteien in Deutschland und 
Frankreich (SPD und S.F.1.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4, 1976, S. 625-658. hier: 
S. 642f 
161 »In the course r!f conversation Herr Breilschetd satd that bis general vieei.{) was strong6' in_favor efinterven­
tion or rat her mediC1tio11. He dtd not see C1ny solution wilhoul il. nor dtd he believe in thefi,wl success ef Cern1C1n 
res1stC1nce, C1nd he WC/S convinced thC1t, in !heir heC1rts, most CermC1n politicim1s favored inlervention. Whether Cl 

Covernment which negoltated to-dCIJ without .first exC1cling the withdrawC1I o/the Frenchfrom the Ruhr would 
sur·vive, he could not SC/)'- There WC/S obviously grC1ve dC1nger qf nC1tionC1l1Stic Jeeling breC1king out and destroying Cl 

Covernment which C1dop1ed thts C1ttitude. « Des Weiteren habe Breitseheid deuLlich gemacht, dass er und 
seine Parteifreunde strikt gegen ei nen Abzug der britischen Truppen seien. Wenn Grofsbri rannien 
Deutschland verlasse, hätte Frankreich freie Hand. so se in Fazit. Eben aus diesem Grund wolle er die 
Labour-Führung für sich gewinnen, um Druck auf die britische Regierung ausüben zu können, die 
Truppen weiterhin in Deutschland zu stationieren. Dieser Vorstofs darf als Fortsetzung des in Ams­
terdam begon nen Disputs zwischen Labour Party und SPD gewertet werden. TNA PRO, Forcign 
Office, Mediation between Germany and France, from Lord D'Abcrnon. 2.2.1923, TNA/PRO/FO/ 

371/8710/ 178 f. 
162 Auch Breitseheid hatte das Nichtverhandeln der deutschen Regierung noch am 19.1.1923 als nach­
vollziehbar empfunden. H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch. Eintrag vom 19.1.1923, Bd. 7, S. 63)f 
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Breitseheid war bereits kurz nach der Ruhrbesetzung in Paris gewesen, jedoch nur 

mit mäßigem Erfolg, 163 weshalb Hilferding Anfang Februar erneut nach Frankreich 

aufbrach. In Paris redete er mit einigen Vertrelern der bürgerlichen Linken - Lou­

cheur, Painleve, Herriot - sowie Leon Blum, ehe er kurz darauf eine Einladung der 

SFIO annahm, bei ihrem Parteikongress in Lille vorzusprechen. 164 In den Gesprä­

chen mit bürgerlichen Vertretern wurde Hilferding mitgeteilt , dass die Stellung 

Poincares überau s dominant sei, di e Aufgabe des passiven Widerstandes allerdings 

nicht nur von rechten Kräften, sondern auch Teilen des linken Lagers gefordert wer­

de. Überdies herrsche große Sorge vor einem geheimen deutsch-russischen Bündnis, 

das in Folge des Vertrages von Rapallo gesch lossen worden sein könnte, so das Fazit 

der Pariser Politiker. 165 

Auf dem SFIO-Parteitag in Lille, wo Hilferd ing als Redner auftrat, kriti sierte er 

die französische Ruhrpolitik , wofür ihm die französischen Genossen Applaus spen­

deten.166 Paul Faure sprach von einer zukünftigen »deutsch-französischen Verstän­

digung« und am Ende des Parteitages wurde eine Resolution verabschiedet, die am 

15. 2. dem Völkerbund bekannt gegeben wurde. Der Text wurde von Blum, Faure, 

Vandervelde, Roosenbroeck , Hilferding, Matteoti, Walhead unterzeichnet und war 

mit der Bitte versehen, dass sich der Völkerbund des Konfliktes annehmen möge: 167 

In dem Schreiben wurd e erneut auf den sozialistischen Reparationsplan verwiesen 

und außerdem die Forderung erneuert, dass die angelsächsischen Mächte, insbeson­

dere die USA, stä rker intervenieren müssten , um der aktuellen Krise wieder Herr 

werden zu können. 168 lm Anschluss die Beratungen von Lille wurde am 8. 2. in Paris 

schließlich eine Friedenskundgebung veranstaltet, in deren Verlauf der Ruhrein­

marsch abermals scharf verurteilt wurde. 169 Diese Veranstaltung fand zwar ein 

starkes Echo, indes konnte kein Meinungsumschwung in der französischen Bevöl­

kerung erwirkt werden. Gleichfall s scheiterte das Bemühen der französischen Sozia-

163 F. MENC ES, Die ReakLion der soziali stischen Parteien in Deutsch land und Frankreich (SPD und 
S.F.I.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4, 1976, S. 625- 658, hi er: S. 649. 
164 Die Detai ls der Gesp räche wurden von Geheimrat Wever aufgezeichn eL, der sich am 12.2 . 1923 mit 
Hil fe rding besprach. L. ZIMM ERMA NN, Deutsche Außenpoli tik in der Ära der Weimarer Republik , 
1958, S. 162. 
16s Ebd. 
166 F. M ENCES, Die Reaktion der soziali stischen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und 
S.F.1.0.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4 , 1976, S. 625-658 , hier: S. 649. 
167 C. Z1EH URA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 296. 
168 Die Forderung nach einem Eingreifen der USA wurde in sbesondere von der SFIO forciert, da die 
Streichung der all iierten Schulden bereiLs zuvor ein Kerngedanke ihres Reparationsplanes war. Im 
aktuellen Fall ging es freili ch vor all em um eine diplomati sche Intervention, die jedoch, denkt man 
diese Initiative weiter, abermal s die Frage nach einer möglichen alliierten Schuldentilgung mit Hilfe 
der USA aufgeworfen hätte, um über amerikani sche Gelder möglicherweise einen Abbruch der Be­
saLzung zu erwirken. Der Brief findet sich abgedruckt in: XXI congrcs national, Marseill e: 30, 31 
janvier, 1- 2-3 fcvrier 192+ rapports de la Commi ss ion, Pari s 1924, S. 27 ff 
169 F. MENCES, Die Reaktion der soz ialistischen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und 
S.F.1.0.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4, 1976, S. 625-658 , hier: S. 633-
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listen - namentlich Blum, Bracke, Bernand, Renaudel - , den amerikanischen Bot­

schafter in Paris im Sinne des oben erwähnten Schreibens zu beeinflussen. 170 

Eine ausführliche Zusammenfassung des direkt an die Konferenz anschließenden 

Treffens internationaler Delegierter in Lille, das zur Anfertigung des oben genann­

ten Schreibens an den Völkerbund führte , findet sich in den Aktenbeständen der 

britischen Labour Party. 171 Im Verlauf des informellen Treffens kündigte Leon Blum 

zunächst an, dass die SFIO im Parlament Druck auf die Regierung ausüben werde. 

Sein Kalkül lautete hierbei, dass die Öffentlichkeit einen schnellen Erfolg erwarte. 

Sobald dieser ausbleibe, werde sich die öffentliche Meinung schnell gegen Poincare 

richten, so das Fazit seiner Überlegungen. Hilferding, der nach Blum sprach, klagte 

die französische Regierung an und betonte, dass die Invasion von langer Hand vor­

bereitet worden sei. Außerdem verfolge Poincare nicht nur ökonomische, sondern 

auch politische Ziele. Eben dieser Aspekt erschwere jeden Versuch, Verhandlungen 

mit Frankreich aufzunehmen. Vincent Auriol bestätigte Hilferdings Analyse und 

räumte ein, dass die französische Regierung annexionistische Ziele verfolge und 

das Ruhrgebiet vollständig kontrollieren wolle. Auf der anderen Seite bemängelte 

er, dass sich die deutsche Regierung seltsam bedeckt halte und noch keine konkreten 

Vorschläge unterbreitet habe - Poincare jedoch nur auf effiziefler Ebene, d. h. von 

Regierung zu Regierung, verhandeln wolle. 172 Damit verlangte die SFIO von der 

SPD, ihrerseits aktiv zu werden und Einfluss auf die deutsche Regierung auszuüben; 

die »informelle Diplomatie« des Parteiendreiecks sollte also keineswegs einseitig ver­

laufen. 

Die Tatsache, dass der französische Regierungschef, wie Auriol deutlich machte, 

nur mit offiziellen Regierungsvertretern sprechen und verhandeln wollte, bedeutete 

im Umkehrschluss das Ende jedweder sozialistischer Vermittlungsbemühungen: Der 

einzige Ausweg bestand darin, über Dritte Druck auf die französische Regierung 

auszuüben. Eben deshalb favorisierte die Mehrheit der Delegierten in Lille ein 

Schreiben an den Völkerbund, wenngleich sich einzelne Akteure vehement gegen 

diesen Vorschlag sträubten: Jean Longuet bezeichnete das Manifest schlechthin als 

»lächerlich« und attestierte der Genfer Organisation eine Geschichte des Scheiterns. 

Wie allerdings der belgische Delegierte Wauters zurecht bemerkte, müsse inter­

nationale Politik »Schritt für Schritt« entwickelt werden, weshalb man den jetzigen 

Vorstoß durchaus als ersten Erfolg bewerten könne. Zu einem ähnlichen Schluss 

kam Renaudel, der überdies noch einmal darauf aufmerksam machte, dass die inter­

nationale Arbeiterklasse ohnehin kaum Alternativen habe, da die Durchführung 

eines Generalstreiks schlicht unmöglich sei. 173 

170 Hierzu: ebd., S. 634; W. KRIEG ER, Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S. 263 . 
171 LHASC, Labour Party/TUC Joint International Sub-Committee, 1919-1923, The Ruhr and Re­

parations , February 1923, LP/ EC/ Minutes Januar - March 1923-
172 Als positives Beispiel führte Auriol den Zahlungs plan der SPD an, der im Vorwärts veröffentlicht 

wurde. Anders als die SPD habe die deutsche Regierung bi slang keine konkreten Vorschläge erarbei­

tet, was Verhandlungen definitiv im Wege s tehe. Ebd. 
173 Ebd. 
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In Lille wurde deutlich, dass die SFIO zwar gewillt war, das Ende der Invasion zu 
erzwingen, 174 allerdings zu keinem Zeitpunkt über die hierfür nötigen Mittel 
verfügte: Weder die Einzelaktion von Thomas, noch die konzertierte Initiative des 
Parteitages von Lille waren von Erfolg gekrönt, weshalb die gefassten Beschlüsse 
kurzfr ist ig gesehen ausschließlich Symbolpolitik waren. Wichtig scheint auch die 
Erkenntnis, dass auf groß angelegte Streikmaßnahmen auf europäischer Ebene ver­
zichtet wurde. Anders als vor dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges wurde die Auf­
gabe radikaler Aktionen indes nicht mehr als Affront gegen die sozialistische Dok­
trin aufgefasst, sondern allgemein akzeptiert. Langfristig schien sich also ei ne neue 
Perspektive aufzutun, indem die handelnden Protagonisten den Versuch unternah­
men, entstehende Konflikte im internationalen System mittels informeller Diploma­
tie und dem Einbeziehen Außenstehender zu internationalisieren. Eben dies wurde 
im Verlauf eines Gesprächs mit dem amerikani schen Boschafter sowie dem franzö­
sischen Regierungschef versucht , wenngleich ohne Erfolg. 175 

Von Großbritannien durften sich weder SPD noch SFIO Hilfe erwarten, insofern 
der In selstaat eine diplomatische Kri se mit dem Entente-Partner Frankreich zu je­
dem Zeitpunkt vermeiden wollte. 176 Diese Perspektive wurde auch von der Labour 
Party geteilt, weshalb Breitseheids Besuch in London (Februar 1923), wo der Sozial­
demokrat mit Diplomaten des britischen Außenministeriums zusammentraf, von 
Beginn an unter einem schlechten Stern stand. 177 Angeblich besprach sich Breit­
scheid vor seiner Abreise mit Cuno, was der sozialdemokratischen »Mission« selbst­
redend einen offiziösen Charakter geben würde.178 Definitiv belegt werden kann, 
dass Graf Kessler, der mit Breitseheid nach London reiste, vo rab ein Gespräch mit 
dem Ministerialdirektor des Auswärtigen Amtes, von Schubert, geführt hatte und 
hierbei den Sozialdemokraten erwähnte. 179 Insofern ist davon auszugehen, dass die 
England-Reise Breitseheids nicht losgelös t von der offiziösen Außenpolitik unter­
nommen worden war, ergo eine »Vermengung« zwischen soziali stischen und deut­
schen außenpolitischen Interessen stattfand , die im Hinblick auf die gewünschte 

174 Dementsprechend muss Zimmermann widersprochen werden, wenn er lapidar kon statiert: »Frei­
/ich hüteten sich die französischen Sozialisten, sich allzu sehr zu exponieren.« L. Z IMMERMANN, Deut sche 
Aufsenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, S. 162. 
175 F. M ENGES, Die Reaktion der sozial isti schen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und 
S.F.1.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in : Francia, 4, 1976 , S. 625- 658, hi er: S. 634. 
176 S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschland s zur Außenpolitik wäh­
rend der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 267-
177 Das Gespräch zwischen Breitseheid und Vertretern des engli schen A ufsenministe rium s fand am 
11.2.1923 statt und wurde von ei nem Mitarbeiter des Foreign Office, Miles W. Lampson, aufgezeich­
net. TNA, PRO, Foreign Office, Conversat ion with Dr. Breitseheid , The Marques Cu rzon of Kcd­
lcston to Lord D'Abernon, 15.2.1923 , TN AjPRO/FO/37 1/ 8712/218 f. 
178 S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Partei Deutschlands zur Außenpolit ik wäh­
rend der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998 , S. 267. 
179 H . GRAI' KESSLER, Das Tagebuch , Eintrag vom 20.1.1923 , Bd. 7, S. 634. 
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Lösung des Ruhrkonfliktes vom Parteiendreieck, insbesondere aber von der SPD, in 

Kauf genommen wurde. 

Vor Ort liefen die Gespräche durchaus erfolgreich: Der ranghohe Mitarbeiter des 

»Foreign Office«, Miles W. Lampson, der das Gespräch mit dem Deutschen pro­

tokollierte, kam zu dem Schluss, dass es Breitseheid aufgrund der »frankophoben 

Haltung« der »Labourites« erfolgreich gelungen sei, die britischen Genossen in ver­

schiedenen Gesprächen auf seine Seite zu ziehen. Der Sozialdemokrat habe ihm 

gegenüber deutlich gemacht, »that Lhe Labour ParLy inLended to press their views vigorous­
ly in Parliament«. 180 Trotz dieser durchaus beachtlichen Solidaritätsbekundung der 

britischen Arbeitervertreter habe sich Breitseheid nach Einschätzung Lampsons sehr 

pessimistisch gegeben, da nicht abzusehen sei, wo die französische Invasion enden 

würde und was Poincares eigentliche Ziele seien - was konkret zur Folge habe, dass 

eine Beeinnussung des französischen Regierungschefs durch sozialistische Mittler­

figuren nicht möglich sei. 181 Abschließend betonte Breitseheid, dass eine Räumung 

der besetzten Gebiete eine grundlegende Bedingung für jede deutsch-französische 

Übereinkunft sei. Diesen Standpunkt schien Lampson zu respektieren, wenngleich 

er unter diesen Bedingungen den deutschen Bemühungen kaum ErfolgsaussichLen 

einräumte:»/ said that in that case there seemed no more lobe said,far itwas weil known Lhat 
France intended to remain in the Ruhr[. . ]. This seemed to be new aspect to Herr Breit­
seheid.« 182 Insgesamt sei es für Großbritannien keine Option, die guten Beziehungen 

mit Frankreich unnötig zu gefährden, so Lampsons klares Fazit. 

Wie aus einem Bericht des Auswärtigen Amts hervorgeht, traf sich Breitseheid in 

London angeblich auch mit Bonar Law. 183 Laut einer Meldung der »Agentur Euro­

pa Press« habe der britische Premier Breitseheid eröffnet, England könne seine Ver­

mittlung erst dann anbieten, wenn Deutschland endlich konkretisiere, welchen Teil 

seiner Reparationspflicht es erfüllen könne. Der Ministerialdirektor des Auswärti­

gen Amtes, Carl von Schubert, war sich oflensichtlich unsicher, wie ernst diese Mel­

dung tatsächlich war und erbat deshalb weitere Informationen. 184 

180 Breitseheid lraC sich einen Tag später, am 12.2.1923, mit der Labour Parteiführung sowie der 
TUC-Führung, um gemeinsam über die Ruhrfrage zu debat ti eren. Letztlich wurde im Verlauf" der 
Sitzung allerdings kein konkretes Ergebni s vereinbart, da beschlossen wurde: » That the Executive 
constder the question and report to the Parly meeting « Anders formu li ert wurde eine Entscheidung vertagt. 
LHASC, Labour Pany/TUC Joint International Sub-Committee, 1919-1923, Joint Meeting, 
12.2.1923, LP /EC/Minutes Januar - March 1923. 
181 Konkret rekurrierte Breitseheid auf das Erstarken der nationali st ischen Bewegung in Deutsch­
land, die von der fi-anzösischen Invasion enorm profitiere. Der einzige Ausweg aus <liesem Dilemma 
seien Verhandlungen und eben deshalb habe er sieb Cür eine diplomatische Intervention Cro/~brilan­
niens stark gemacht. Ebd. 
182 Ebd. 
183 PA, Büro RM, AuCzeichnung Carl von Schubert, 13-2.1923, 14, Bd. 1, R 28338; S. FEUC HT, Die 
Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer 
Republik (1918- 1933), 1998 , S. 269. 
184 »Erbitte umgehend Drahtcmtworl, ob lalsiichlich Besuch Breitseheids bei Bonar Law slat!gefunden und was 
gegebene'!fall.r Inhalt dieser Unterredung « Aus der Dissertation sschrift von Stefan Feucht gehl hervor, 
dass Breitseheid am 11. 2. zumindest mi t dem Sekretär von Bonar Law, Thomas Jones, zusammentraf: 
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Graf Kessler, der zeitgleich mit Breitseheid in London war, wo er unter anderem 

MacDonald, Gillies, Henderson und Snowden traf, 185 berichtete ausgiebig von der 

Haltung der Labour Party über die Ruhrkri se. Wenngleich die »Labourites« scharfe 

Kritik am Vorgehen Frankreichs übten , 186 so konnte Kessler ihnen mit Ausnahme 

»moralischer Unterstützung« 187 dennoch keine konkreten Versprechen entlocken. 188 

Gemeinsam mit Breitseheid besuchte Kessler am 17- 2. unter anderem H. N. Brails­

ford, der Sozialdemokrat habe während des Gesprächs allerdings aufgrund einer 

Grippeerkrankung zumeist »geschwiegen «. 189 Damit waren die England-Reisen 

von Kessler und Breitseheid weder aus Sicht der deutschen Regierung, noch der 

SPD, noch der beiden anderen sozialistischen Parteien vielversprechend gewesen: 190 

Die Sozialdemokraten mussten einsehen, das s ihre Vermittlungsbemühungen kei­

nen Erfolg brachten, während SFIO und Labour Party dem deutschen Drängen nach 

mehr Aktionismus eine klar Absage ertei len mussten. 

Zwar übte die britische Linke durchaus Kritik am abwartenden Verhalten ihrer 

Regierung, weigerte sich jedoch, einen möglichen Bruch mit Frankreich zu forcie­

ren, 191 weshalb der Vö lkerbund letztli ch, wie schon in Lille von der SFIO angeregt, 

als Vermittlungsinstan z vorgeschoben wurde. Tatsächlich gab es aus britischer Per­

spektive gute Gründe, diesen Weg zu gehen, weil das Empire zu diesem Zeitpunkt 

mit der Regelung der Orientfrage auf der Lausanner Konferenz beschäftigt war, wo 

man auf die Unterstützung der Entente-Partner, u. a. Frankreich, angewiesen war. 192 

Im Verlauf des Gesprächs habe Jones deutlich gemacht, dass sich Großbritannien neutral verhalten 
werde und Deut schland sich selbst helfen müsse. ja geradezu in der Pflicht sei, praktische Vorschläge 
zu unterbreiten. Ebd. 
185 H. GRAF K ESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 24. 1.1 923, Bd. 7, S. 642 ff. 
186 Ebd., Eintrag vom 25.1.1923, Bd. 7, S. 644 ff.; Gespriich mit Snowden und Clynes. 
187 Kessler über ein Gespräch mit MacDonald: »Ich sagte, der Kampf der deutschen Massen gegen die 

französische Vergewal11;~ung werde lang und schwer sein; sein Etfolg werde zum Teil abhängen von der mora­
lischen und materiellen Unterstützung, die sie von al!ßen bekämen. Macdonald antwortete: wir könnten von 
seilen der englischen Arbeiterpartei at!I.Jede moralfrche Unterstützung rechnen. Dagegen nur auf sehr wenig Geld, 
weil alle großen englischen Gewerkschqjien bereits tief verschuldet seien. « Ebd., Eintrag vom 28. 1.1923, Bd. 7, 
S. 649. 
188 Immerhin geht aus den Tagebucheinträgen hervor, dass sich zumindest ein Teil der Labour Party 
gegen einen britischen Truppenabzug aus Köln aussprach: »Snowdens sind gegen die Zurückziehung Die 
effentliche Meinung in England atef dem Lande und im Norden u Schottland sei ihrer Meinung zwe!felsohne 
gegen das Ruhrabcn/cuer. In London sei die Stimmung zwe!felhefier.« Ebd., Eintrag vom 25.1.1923, Bd. 7, 
S. 644ff; Gespräch mit Snowden und Clynes. 
189 Ebd., Eintrag vom 17.2.1923, Bd. 7, S. 686 f. 
19° Kessler konstatierte ernüchtert , dass »nicht einmal die Labour Party in ihrer Gesamtheit ßir einen jestcn 
Widerstand gegen die französische Politik zu haben sein würde. « Ebd., Eimrag vom 7-3- 1923, Bd. 7, S. 722. 
191 Zwar erbrachte das ACIQ den Vorschlag, Frankreich das Messer an die Brust zu setzen und 
hi erbei zwei Alternativen aufzuzeigen (Die Forderung lautete: Entweder Frankreich se tzt auf Diplo­
matie oder Großbritannien richtet seine Außenpolitik neu aus ), allerdings wurde di ese Idee von der 
Parteiführung verworfen. LHASC , Labour Pany/TUC Joint International Sub-Committee, 1919-
1923, Advisory on in ternational questions, Minutes, 8.2.1923, LP/EC/M inutes Januar - March 1923. 
192 Hierzu: L. ZIMMERMANN , Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958 , 
S. 164. 
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Grundsätzlich hatte der Aufruf zur ,,Selbsthilfe«, wie das Vincent Auriol bereits in 

Lille ausgedrückt hatte, weiterhin Bestand: 193 Zwar konnte die Sozialdemokratie 

jederzeit auf die Unterstützung ihrer Schwesterparteien bauen - diese musste sich 

allerdings allein schon aufgrund der politischen Machtverhältnisse in Frankreich 

bzw. Großbritannien in Grenzen halten. 194 Das Konzept einer indirekten politischen 
Einflussnahme hatte sich als perspektivlos erwiesen, da der Versuch von Breitseheid 

und Hilferding, über ihre persönlichen Kontakte eine Verständigung zwischen 

Deutschland und Frankreich in die Wege zu leiten, 195 an den fehlenden Mitspielern 

scheiterte, d. h. Protagonisten auf Regierungsebene, die ebenfalls an multilateralen 

Lösungen interessiert waren und auf Verhandlungen setzten. 196 

I.J. Vorstqß der Labour Party, Miirz 1923 

Führende britische 197 und französische 198 Politiker bzw. Diplomaten stuften die di­

plomatischen Initiativen der deutschen Regierung im Frühjahr 1923 - auch jene der 

SPD - als unzureichend ein im Sinne einer einvernehmlichen Lösung des Ruhrkon-

193 LHASC , Labour Party/TUC Joint international Sub-Committee, 1919-1923, The Ruhr and Re­

parations, February 1923, LP/EC/ Minutes Januar - March 1923. 
194 Als Kessler bei MacDonald anfragte, ob die »Parteifreunde« MacDonalds in Frankreich »etwas 

ausrichten « könnten , antwortete MacDonald , dass die soziali stische Bewegung dort viel zu schwach 

sei. H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 14.2. 1923, Bd. 7, S. 682. 
195 Vgl. L. ZIMMERMANN , Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, S. 162; 
Hierzu: Aufzeichnungen Breitseheid , 21.2.1923; in: ADAP, A VII, Nr. 100, S. 222; Aufzeichnungen 

von Schuberts, 10.2.1923; in: ADAP, A VII , Nr. 83, S. 184-
196 Erschwerend hinzu kam außerdem der Umstand , das s Lord D 'Abernon , seines Zeichens eng­

lischer Botschafter in Deutschland, persönlich e Antipathie gegen Breitseheid hegte und diesen als 

notorisch pro-französisch einstufte. Ein Gespräch mit Breitseheid, das am 2.2.1923 stattfand, fasste er 
wie folgt zusammen: »In talking with Herr Breitschnd one never quite knows whether the views he expresses 
are those ef his German ftiends or of the French Embassy. He passesjör, and probably is, the main source of 
French injörmation regarding Germany, injörmation which has not hltherto been characterized by accuracy. « 
Auch in der Folgezeit galt Breitseheid dem Foreign Office als notorisch pro-fran zösisch und wurde 
auch dementsprechend negativ eingestuft. Tatsächlich stand Breitseheid, wie von Stefan Feucht he­
rausgearbeitet, in einem engen Kontakt mit dem französischen Botschafter D e Margerie. TNA, PRO, 
Foreign Office, Mediation between Germany and France, from Lord D 'Abernon , 2.2.1923, TNA/ 

PRO/FO/ 371/ 8710/ 178 f ; S. FEUCHT, Di e Haltung der Sozialdemokratischen Panei Deutschlands 

zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998 , S. 267f; Aufzeichnungen des 
Ministerialdirektors von Schubert, 10.2.1923; in: ADAP, A VII , Nr. 83. 
197 Das Foreign Office übte harsche Kritik an der SPD. Lord D 'Abernon kritisierte in seinen Be­
richten insbesondere R . Breitseheid, der sich - so sein Fazit - immer mehr als »Stimme« der SPD 
aufführe und seine Ansicht mit der seiner Partei gleichsetzte (2.3.1923). TNA, PRO, Foreign Office, 

Lord D'Abernon an Lord Curzon, 2.3.1923, TNA/ PRO/ FO/371/ 8719/ 175; TNA, PRO, Attitude of 
German moderate socialist party towards occupation of Ruhr, from Lord D 'Abernon, 17./18 . 3- 1923, 

TNA/ PRO/ FO/371/8723/143; Zur Haltung Lord D 'Abernons siehe auch: Aufzeichnungen des Mi­
nisterialdirektors von Schubert, 10. 2. 1923; in: ADAP, A VII , Nr. 83. 
198 Leon Blum äußerste sich enttäuscht über die Verhaltensweise der Regierung Cuno, V. Auriol 
hatte bereits in Lille (Februar 1923) deutlich gemacht, dass von der SPD mehr kommen müsse. 

LHASC, Labour Pany/TUC Joint International Sub-Committee, 1919 - 1923, The Ruhr and Repara­

tion s, February 1923, LP/EC/ Minutes Januar - March 1923-
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fliktes. Am 7.3.1923 fasste die Fraktion der Labour Party im britischen Unterhaus 

daher den Entschluss, die soziali stischen Fraktionen aus Frankreich, Italien und Bel­

gien einzuladen, um sich über eine gemeinsame Strategie hinsichtlich der Bekämp­

fung des Ruhrkonfliktes auf parlamentarischer Ebene zu beraten. 199 Die Konferenz 

selbst fand am 20.3-1923 statt - beschlossen wurde, dass die Konsultationen in den 

Folgewochen fortgesetzt werden sollten, offensichtlich, weil der derzeitige Informa­

tionsstand für ungenügend befunden wurde. Überdies planten die Vertreter der ehe­

maligen »Entente Socialiste«, je einen Vertreter nach Berlin zu entsenden, um die 

aktuelle politische Situation ausgiebig zu prüfen und direkt mit der SPD zu verhan­

deln: 200 Diese Handlung darf durchaus als Misstrauensvotum gegenüber der Sozial­

demokratie gewertet werden, der eine Lösung der vorherrschenden Krise nicht mehr 

alleine zugetraut wurde. 

Die angesprochene Rei se der ehemaligen »Entente Socialiste« nach Berlin wurde 

bereits wenige Tage später am 25. und 26. März bewältigt. 201 Wichtigster Bestandteil 

des Aufenthaltes war eine Neufassung des Frankfurter Reparationsplanes und eine 

realistischere Schätzung der deutschen Zahlungsleistungen, gemeinsame mit der 

SPD: 202 Diese wurden im Verlauf der Gespräche auf 30 Milliarden Goldmark taxiert, 

sofern es den direkten Wiederaufbau in Frankreich , Belgien und Italien betraf Er­

möglicht werden sollte die Zahlung durch internationale Anleihen, die binnen fünf 

Jahren zu erfolgen hatten. Im ersten Jahr der Anleihe wurde komplett auf Zinsleis­

tungen verzichtet, zugunsten der Stabilisierung der deutschen Währung. Ein vom 

Völkerbund konstituiertes Finanzinstitut sollte die konkrete Umsetzung des Pro­

grammes gewährleisten. Als Garantie für die Anleihe fungierten die deutschen Zoll­

einnahmen sowie das Kontrollrecht über Haushalts- und Finanzgebaren. Nach In-

199 Von einer raschen Antwort der angesprochenen Parteien kann indes nicht gesprochen werden: 
Am 13- 3- merkte die PLP kriLisch an, dass sich die Parte ien aus Frankreich, Belgien und Italien bislang 
noch nicht gemeldet hätten bezüglich einer gemeinsamen Konferenz. LHASC, Parliarnentary Labour 
Party, Minutes 1923 Special Meeting of the Pan y, 7.3-1923, LP / PLP/ MinuLes 1923/ 12 und 13. 
200 Rarn say MacDonald fass te die wichtigsten Ergebnisse der Konferenz für die PLP wie fo lgt zu­
samm en: »1. That a solution qf the prob/ems ef reparations and nalional security ir necessary in order that a 
peaceful policy ef European reconstruction may be pursued but that behind that solutions there mu.rt be no 
concealed Intention q/a politica/ character like territorial annexation or the art/f,cia/ creation qf bt![fi:r states. 
2. Thal the present policy 1i1 the Ruhr qffers no so/ution ef either ef the above prob!ems and fpursued to its 
inevitab/e m:ris will increase the polilica/ and economic dangers which now beset the European nalions. 3. Thal 
the amour proper ef a!/ Covernments is putting obstades 1n the way ef negotialions. 4. This Co,vi:rence 1hmjore 
appoints a Delegalion ef four. one from each Parliamenlary Party, to meet the Cerman Social Democratic Party 
and disatSS with them a) an adaptalion to presenl needs ef1he Franlfort reparation plans. B) the conditions under 
which national secunly ran be allained (. . ].« LHAS C, Parliamentary Labour Party, Minutes 1923 Spe­
cial Meeting of the Party, 2q. 1923, LP/ PLP/ Minutes 1923/20. 
201 Vorwärts, 8.3.1923; Vorwärts, 21.3.1923 und 26.3-1923; P. ScHEIDEMANN, Memoiren eines Sozi­
aldemokraten, 1928, Zweiter Band, S. 432. 
202 F. MENGES, Die Reakt ion der soziali stischen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und 
S.F.1.0 .) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4, 1976, S. 625-658, hier: S. 652 f. 
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krafttreten des Reparationsplanes, der vor allem Rudolf Hilferding zuzuschreiben 

ist, sollte schlussendlich die Räumung des Ruhrgebietes erfolgen. 203 

Neben diesen wirtschaftlichen Aspekten sollte das Deutsche Reich außerdem zu­

sichern, für insgesamt 99 Jahre auf jeden Krieg zu verzichten und die bestehenden 

Grenzen der Rheinstaaten anerkennen. Anders formuliert versuchten die sozialisti­

schen Delegierten also, das französische Sicherheitsbedürfnis zu antizipieren und 

mit dieser etwas weit gegriffenen Garantie zufriedenzustellen. 204 Aber waren diese 

durchaus weitreichenden und äußerst konkreten Vorschläge auch von Erfolg ge­

krönt? Am 31. März trafen sich Leon Blum und Vincent Auriol mit Frankreichs 

Ministerpräsident Poincare. Im Verlauf des Gespräches wurde angekündigt, dass 

DVP, DDP, Zentrum und SPD mit der Überlegung spielten, das Kabinett Cuno zu 

stürzen und eine gemeinsame Regierung zu bilden. Die entscheidende Vorausset­

zung hierfür sei allerdings, dass Poincare den oben genannten Vorschlag zur finalen 

Lösung der Reparationskrise auch akzeptieren würde - und sei es nur als Verhand­

lungsgrundlage. Der Putschplan hänge also ganz entscheidend von der Zustimmung 

des französischen Regierungsplanes ab, wie die sozialistischen Verhandlungsführer 

versicherten. 205 

Abermals stellte sich heraus, dass Poincare keinesfalls an einer schnellen Lösung 

der Reparationskrise interessiert war: Wie zuvor lehnte er die Vermittlungsbemü­

hungen ab oder reagierte zumindest ausweichend bis ablehnend auf die Vorschlä­

ge. 206 Erneut verpasste er die Möglichkeit, dem Konflikt eine entscheidende Wen­

dung zu geben und eine Einigung zwischen den Parteien herbeizuführen. 207 Damit 

bestätigte sich, dass jeder Lösungsversuch geradezu zum Scheitern verurteilt war, 

solange die sozialistischen Verhandlungsführer keinen einflussreichen Partner auf 

Regierungsebene fanden, der ihre Ansichten teilte - oder, als Alternative, selbst Re­

gierungsverantwortung ausübten. 

Immerhin hatte die Ablehnung Poincares einen positiven Effekt für die interne 

Kommunikation des Parteiendreiecks: Mit dem Vorstoß der Labour Party relativier­

te sich die zuvor geäußerte Kritik an der SPD vollständig. Der von Hilferding maß­

geblich vorbereitete Reparationsplan war fest umrissen und eng an den herrschenden 

Streitfragen zwischen Deutschland und Frankreich - Sicherheit, Garantiefragen, 

Konkretisierung der Reparationssumme - orientiert. Die von SFIO und Labour 

Party geäußerte Kritik an der sozialdemokratischen Schwesterpartei hatte sich dem-

203 L. ZIMMERMANN, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958, S. 162; siehe 
auch: LHASC, Parliamentary Labour Party, Minutes 1923 Special Meeting of ehe Party, 21.3.1923, 
LP/PLP/Minutes 1923/21-23-
204 F. MENGES, Die Reaktion der sozialistischen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und 
S.F.1.0.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4, 1976, S. 625-658, hi er: S. 652f 
20s Ebd. 
206 Hi erzu auch: Le Popul aire, 16. 7.1923. 
207 F. MENGES, Die Reaktion der soziali stischen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und 
S.F.I.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4, 1976, S. 625-658, hier: S. 652 f 
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nach erschöpft; es lag fortan alleine an der französischen Regierung, eine Einigung 

herbeizuführen oder aber zu akzeptieren. 

1.6 Gründung der Sozialistischen Arbeiterinternationale (SAJ) in Hamburg 

Der offizielle Zusammenschluss zwischen IASP und Zweiter Internationale erfolgte 

am 21.5.1923 im festlich geschmückten Konferenzsaal des Hamburger Gewerk­

schaftshauses. Ein Orchester des Hamburger Stadttheaters eröffnete den internatio­

nalen Arbeiterkongress, wenig später folgten Begrüßungslieder des Hamburger 

Männerchors. Ehe die Vorsitzenden Tom Shaw, Otto Wels und Friedrich Adler ihre 

Plätze am Vorstandstisch einnahmen, trug die »Genossin Lampl« als Prolog Beran­

gers »Die heilige Allianz der Völker« vor. 208 

Anwesend waren foo Delegierte der Zweiten und Zweieinhalbten Internationale 

aus insgesamt 30 Ländern, die sich erstmals seit Beginn des Ersten Weltkrieges 

wieder in Eintracht versammelten. Die Veranstalter gaben sich große Mühe, den 

Gründungskongress der Sozialistischen Arbeiterinternationale (SAI) als Festakt zu 

zelebrieren, als sozialreformistische Aussöhnung zwischen Zentristen und Refor­

misten. 209 Wie einst der Pariser Kongress 1889 wurde auch die Hamburger Ver­

anstaltung symbolträchtig von einem französischen (A. Bracke) und einem deut­

schen Sozialisten (Otto Wels ) eingeleitet. Dieser proletarische Schulterschluss 

zwischen Deutschland und Frankreich stand beispielhaft für das Anliegen, nicht 

nur die internationale Einheit der Arbeiterklasse wiederherzustellen, sondern auch 

deren Aktionseinheit. Für die Internationale sei es endlich an der Zeit sich zu weh­

ren, wie Otto Wels hinreichend deutlich machte: »Gegen alle die sich bewusst oder unbe­
wusst als Feinde und Schädiger des arbeitenden Volkes betätigen, wollen wir uns zusammen­
schliefsen als eine Geistesgemeinschqft, eine Tatgemeinschqft, eine Kampfgemeinschqft. « 210 

Der propagierte Kampf gegen den Krieg hatte natürlich auch einen real politischen 

Hintergrund - die Ruhrkrise. Alexandre Bracke betonte deshalb gleich zu Beginn 

seiner Rede, dass die SFIO Seite an Seite mit der deutschen SPD stehe und mit all 

ihren Kräfte gegen die Besetzung protestiere. 211 Dies geschah noch zu Beginn des 

208 Protokoll des ersten Internationalen Soziali stischen Arbeiterkongresses, Hamburg, 21. bis 25. Mai 
1923, 1974, S. 7-
209 Ebenfall s hervorgehoben wurden die Kontinuitätslinien der SAI, die als direkter Nachfolger der 
Ersten und Zweiten Internationale verstanden werden wollte, weshalb die geistigen Väter der Vor­
gängerorganisation - Kautsky, Bernstein, Bebe!, Jaures - in den verschiedenen Reden besonders 
h'.iufig erwähnt wurden. W. KowALSKI / J. CLAS NECK (Hrsg.), Die Sozialistische Internationale, 
1977, S. 28. 
210 Protokoll des ersten Internationalen Sozialistischen Arbeiterkongresses, Hamburg, 21. bis 25. Mai 

i923 , i974 , S. i6. 
211 

» liVi"r haben den Friedensvertragen unsere Unterschr/ft verweigert, wir haben protestiert gegen alle Atlentale 
aef die Freiheit der Völker. Wir haben protestiert gegen die Geccf)a/ttätigkeit, die die französische Regierung dem 
französischen Arbeitervolke genau so wie dem deutschen auferlegt (Hört, Hb'rtl). Wir haben protestiert gegen eine 
Poliflk, die zur Ruhrbesetzung gefahrt hat, und was sich augenblicklich an der Ruhr ere(rz;net, ist geradezu ein 
Muster.für die richtige proletarische Taktik. Wir bewundern die Haltung der deutschen Proletarier an der Ruhr, 
die zugleich versieben, einem fremden Militarismus einen ruhigen und darum um so slärkeren Widerstand 
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Kongresses, bevor die Kommissionen (Mandatsprüfung, organisatorischer Neuauf­

bau) benannt wurden - so als ob die letzten Zweifel an der Haltung der franzö si­

schen Partei mit Nachdruck ausgeräumt werden sollten. Während im Anschluss an 

Brackes Rede Arbeiterkinder Blumenkörbe überreichten, nahmen die Delegierten im 

Hamburger Gewerkschaftshaus ihre eigentliche Arbeit auf 

Interessant ist, dass die Ruhrkrise erst am vierten Kongresstag intensiv im Plenum 

diskutiert wurde. Zuvor standen vor allem die Organisation der SAI im Mittelpunkt 

der Diskussion sowie »der internationale Kampf gegen die internationale Reak­

tion«. 212 Die Debatte über den Ruhrkonflikt wurde von dem Fabier Sidney Webb 

eröffnet, der allerdings in seiner Rede kaum auf die internationale Situation einging 

und stattdessen eine Eloge auf den »demokratischen Geist<, des Sozialismus hielt. 

Sein Ziel war es ganz offensichtlich, für Parlamentarismus und Völkerverständigung 

einzutreten - und damit das theoretische Fundament der SAI in klarer Abgrenzung 

zur Kommunistischen Internationale aufzubauen. 213 Wesentlich pragmatischer argu­

mentierte Rudolf Hilferding, der in einem Grundsatzreferat einen direkten Bezug 

zum internationalen System herstellte und dabei vor allem die mangelnde Koope­

ration zwischen den Regierungen anprangerte: »Die Miichtigen, die den Versai!ler 
Vertrag gemacht haben, konnten sich in Versailles selbst nicht einigen über die Höhe der 
Tributzahlungen. Die Lösung wurde immer wieder hinausgeschoben und der Reparations­
kommission überlassen, und bis heute ist die Unsicherheit nicht beseitigt. Bis heute ist es nicht 
moglich gewesen, eine vernünftige Losungfur diese Fragen zu finden. Genossen, es war anders 
als die Vertreter der sozialistischen Parteien von Frankreich, Belgien, England, Italien und 
Deutschland zum erstenmal zusammentraten. liVir haben dort Richtlinien az!fzeigen können, 
die seitdem immer mehr erkannt worden sind als die einzige far eine Lösung brauchbare 
Grundlage. Und warum war das moglich? Weil wir dort z usammengekommen sind nicht 
nur als Deutsche, Belgier, Franzosen, Italiener und Engliinder, sondern weil wir auch zusam­
mengekommen sind als Sozialisten Frankreichs, Italiens, Englands, Belgiens und Deutschland 
und weil wir uns als Sozialisten verstanden haben.« 214 

Damit vertrat Hilferding die Ansicht, dass die Delegierten der sozialistischen Par­

teien die besseren Verständigungspolitiker seien. Dabei negierte er weder die natio-

enlgegenzuselzen und es zugleich vermeiden, denen neue Waffen in die Hände zu drücken, die aus den Taten 
unserer verantwortlichen Regierung.für ihre verderbliche Aktion neue Nahrung ziehen möchten.« Ebd., S . 17. 
212 Bezug wurde hierbei vor all em auf die Beziehung der SAI zu Russ land genommen. Diesbezüglich 

gab der russische Delegierte Abramowitsch der Hoffnung A usdruck, das s die Zeit kommen werde, 

»wo auch die russischen Arbeiter wieder Schulter an Schulter mit den Arbeitern der ganzen Welt den Kampf 
gegen den Kaptialismus führen werden.« Insgesamt war der Kongress weniger über die Bedrohung durch 

den Kommunismus besorgt, sondern vielmehr von der Sorge getrieben, die Westmächte könnten 

erneut einen Kreuzzug gegen Sowjetrussland planen. Ebd., S. 37; J. BRAUNTHAL, Geschichte der 

Internationale, 1963, Bd. 2, S. 289. 
213 Eben deshalb kritisierte er jedwede Form der »Anwendung von Gewalt« und insistierte auf 

Toleranz u nd Diskussion als »Grundwerte« der Demokratie. Protokoll des ersten Internationalen 

Sozialistischen Arbeiterkongresses, Hamburg, 21. bis 25. Mai 1923 , 1974, S. 53-
214 Ebd., S. 55-
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nalen Interessen der einzelnen Sektionen, noch leugnete er die Probleme, die bei den 

verschiedenen Gesprächen aufkamen. Zwar betonte er zu Beginn seiner Rede den 

»sozialistischen Geist« (,,weil wir uns als Sozialisten verstanden haben «) - nannte 

aber vor allem Verständnis und Verständigungsbereitschaft als Grundbedingung 

für di e genannte Übereinkunft zwischen den sozialistischen Parteien, die schließlich 

zu den Reparationsplänen von Amsterdam und Frankfurt geführt hatten. 215 Damit 

sind seine Ausführungen nicht nur als Lobrede auf die sozia li stischen Verständi­

gungspolitiker, sondern auch als Forderung zu verstehen - gerichtet insbesondere 

an die alliierten Regierungen-, vom »Geist der Gewalt« Abstand zu nehmen und 

eine einvernehmliche Lösung der Reparationsfrage zu finden. Aufgabe der sozialis­

tischen Parteien sei es in der Zwischenzeit, »die neugewonnenen Positionen zu b~festigen 
und auszugestalten und sie dazu zu benulzen, um immer mehr Eiefluss aef den Staat zu 
gewinnen [. . ]«. 216 

Ganz ähnlich positionierte sich Leon Blum, der in seiner Rede den Versailler Ver­

trag als Grundübel bezeichnete, als Rückschritt selbst gegenüber denjenigen Verträ­

gen, die in den Jahren und Jahrzehnten zuvor unterzeichnet worden seien: 217 »Aef 
der einen Seite finden wir darin die Spuren jenes Wilson, der besonders in dem Augenblick, in 
dem er, aus Amerika kommend, in Europa landete, eine grefse, herrliche, ,dealisLische Zukuef!. 
·vor Augen hatte. Wirfinden in dem Vertrag Spuren dieses neuen Idealismus, Spuren eines 
modernen Freiheitsg~fühls, das alle Unterdrückung von Vö'/kern ablehnt, das dem vollen 
Selbstbestimmungsrecht der Vo'/ker Geltung zu verschaffen sucht. vVir finden in dem Ver­
satiler Vertrag unklar und tastend all das, was Wilson ursprünglich gewollt hat; aef der ande­
ren Seite aber finden wir darin auch die harten Spuren derer, die, aef dem alten Wege gehend, 
die alten Traditionen einer vergangenen Zeit, einer vergangenen D,plomatie aefrechterhaltend, 
Prinzipien in die Verträge hineinbrachten, die jenem modernen Idealismus in der schä~fiten 
Weise widersprechen. «218 Im Folgenden entwickelte Blum das Konzept einer künftigen 

Friedensordnung, für di e die internat ionale Verständigung und internationale Akti­

on die beiden wichtigsten Grundvoraussetzungen seien. Wie Hilferding bezog er 

sich in seinen Ausführungen auf den Sozialistenkongress in Frankfurt, auf dem der 

sozialistische Reparationsplan verabschiedet wurde und lobte di e beteiligten Pro­

tagonisten für ihre Verständigungspolitik. 219 Zum Abschluss seiner Rede betonte 

Blum, dass die SFIO in der deutschen Arbeiterschaft den wichtigsten Garanten für 

die Aufrechterhaltung des europäischen Friedens sehe. Diese Redewendung bürger­

te sich in der Folgezeit ein und wurde zu einem Markenzeichen der französischen 

21s Ebd. 
216 Der Geschlossenheit des Kapitali smus so lle eine Geschlossenheit des Prol etariats entgegen­
gestellt werden. Ebd., S. 61. 
217 Vgl. G. Z1rnuRA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 305. 
218 Protokoll des ersten fn ternationalen Sozia li sti schen Arbeiterkongresses, Hamburg, 21. bi s 25. Mai 

i923 , '974, S. 62. 
219 Bereits im M:irz 1923 hatte L. Blum auf einer öffentlichen Konferenz in St. Naza ire erklärt , dass 
die Lösung der Reparationsfrage ausschließlich über eine internationale Verständ igungspolitik er­
reicht werden könne. A.N., SERIE F/7. PoucE GENERALE, Dossier Leon Blurn, Rapport , 18 . ).192), 

F/7/15933-
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Sozialisten für die Charakterisierung der SPD. Den deutschen Sozia ldemokraten 

sicherte Blum außerdem zu, dass die SFIO alles tun werde, um den Militarismus in 

ihrem Land in seine Schranken zu verweisen und der Demütigung des deutschen 

Volkes ein Ende zu bereiten. 22° Für seine Rede erhielt Blum tosenden Applaus , Ar­

thur Crispien verglich ihn gar mit Jean James. 221 

Am Ende des Kongresses wurde schließlich eine Resolution mit dem Titel »Der 

imperialistische Frieden und die Aufgaben der Arbeiterklasse« verabschiedet. 222 In 

Bezug auf die Ruhrkrise konstatierte der Kongress, dass der Wiederaufbau der zer­

störten Gebiete eine der wesentlichen Bedingungen für die materielle und mora­

lische Befriedigung Europas bleibe. Damit erneuerte die SAI die bereits in Frankfurt 

und Amsterdam genannten Eckpunkte und erklärte abermals , dass für Deutschland 

eine moralische Pflicht zum Wiederaufbau bestehe. Außerdem appellierte der Kon­

gress (wie zuvor Blum und Hilferding) an die alliierten Regierungen, ein »aufrichti­

ges Übereinkommen« zu vereinbaren und definierte darüber hinaus den eigenen Ver­

antwortungsbereich sowie die kommenden Aufgaben: »PflichL der Internationale ist es 
[. . ), auf dem Wege über die am unmittelbarsten interessierLen Parteien mit Nachdruck aef 
die alliierten Regierungen, und ganz besonders atif die franziisische und belgische Regierung 
einzuwirken [. . ].« Gleichfalls müsse Druck auf die deutsche Regierung ausgeübt 

werden, um den Weg der Verhandlungen forcieren zu können. 223 

Im Hinblick auf zukünftige Krisen und Konflikte wurde in Hamburg klar ver­

einbart, dass Beschlüsse der SAI »für alle ihre Teile bindend sind«, die Rechte der 

Einzelparteien z.B. in außenpolitischen Fragen also eingeschränkt seien. 224 Der Ge­

neralstreik wurde von der SAI einerseits als »verpflichtend « im Falle eines Kriegs-

220 Anders als unmittelbar nach Kriegsend e wurde der Kriegsschuldparagraph des Versai ller Vertra­
ges nun auch von der SFIO mehrheitlich angeprangert. Dies kann sicherlich dami t erklärt werden, 
dass sich die SPD nun eindeutig zur moralischen Schuld Deutschlands bekanme und daraus die 
Verpflichtung ableitete, für den entstandenen Schaden aufzukommen. Zu den Ausführungen Blums: 
Protokoll des ersten Internationalen Sozialistischen Arbeiterkongresses, Hamburg, 21. bis 25. Mai 
1923, 1974, S. 69 . 
221 »Unser Genosse B!um hat gesprochen als ein Vertreter jenes Frankreich, mit dem sich auch trotz alledem das 
deutsche Proletariat solidarisch fühlt (Stürmischer Beifa!Q. Die tap_(ere Rede des Genossen Blum hal uns an die 
großen Geister vieler unserer Vorkämpfer erinnert, an Jaurcs (der ganze Kongress erhebt sich und huldigt in einer 
stürmischen Kundgebung dem Andenken an _]aures) und andere tapfere Männer, die für die Welt und die 
Menschheitgekämp_fi haben. « Kurz darauf" erinn erte Emil e Vandervelde an die gefallenen Kämpfer, die 
ihr Leben für den Soziali smus gegeben hätten: J. Jaures, H. Haase, R. Luxemburg, K. Eisner, 
K. Liebknecht. Auch hier wurde also gez ielt die Traditions linie zur II. In ternationa le gezogen. Ebd., 
S. 70. 
222 Die ResoluLion wu rde auf Punkt I der Tagesordnung gesetzt. Ebd., S. -6-. 
223 Fakti sch nannte die SAI drei zentrale Forderungen , die für die Lösung der Reparationskrise 
unabdingbar seien: 1. Die Festsetzung der von Deutschland geschuldeten Summe auf" einen realisti­
schen und für das Land zahlbaren Betrag; 2. Die Aufstellung eines Zahlungsplanes mit etwaigen 
Kreditoperarionen für Deut schland; 3- Der Abschlu ss ei nes Übereinkommens zwischen den alliierten 
Regierungen, der es ermögliche, die Wiedergutmachungszahlung vollständig für den Wiederaufbau 
der zerstörten Gebiete zu verwenden. Hi erfür sei indes eine Einigung zwischen den europäischen 
Alliierten und den USA betreffs einer möglichen Annullierung der Schulden nötig. Ebd. 
224 Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 286 f. 
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ausbruches angesehen - bezüglich des Ruhrkonfliktes jedoch nicht explizit er­

wähnt. 225 In praktischer Hinsicht nahm die Idee einer gesamteuropäischen Arbeits­

niederlegung also eine untergeordnete Funktion ein. 226 

Was die Zusammenarbeit des Parteiendreiecks anbelangt, so war der Kongress für 

sich genommen ein Produkt deutsch-fran zösischer Kooperation. Zwar waren die 

Delegierten der Labour Party maßgeblich daran beteiligt gewesen, dass der Kongress 

überhaupt stattfinden konnte, indes waren die britischen Vertreter in Hamburg 

überraschend dezimiert: Arthur Henderson war zwar erschienen, fehlte jedoch nach 

wenigen Tagen krankheitsbedingt, 227 Ramsay MacDonald zog es vor, in Großbri­

tannien zu bleiben, um se inen Pflichten im briti sch en Parlament nachzukommen. 228 

Damit war Tom Shaw der einzige namhafte Labour-Politiker, der den Kongress voll­

ständig besuchen konnte. 

Die deutsche und fran zös ische Delegation waren hingegen wesentlich präsenter in 

den Disku ss ionen , zahl enmäßig überlegen und aufgrund der Ruhrkrise auch thema­

tisch eng miteinander verflochten. 229 Damit entstand der falsche Eindruck , die neu 

gegründete SAI sei ein von SPD und SFIO dominiertes Projekt. 23° Faktisch wurde 

die SAI in ihrer organisatorischen Zusammensetzung weiterhin von briti schen Poli­

tikern dominiert , 231 während der Kongress nach außen hin als deutsch-französisches 

Projekt verkauft wurde. Dies mag im Hinblick auf die Ruhrkrise ein gelungener pro-

225 In den Statuten der SAI wurde kon stat iert : »Der Kongn:ß [. . J ruft die Arbei!erparteien aller Länder 
a'!/ zu diesem Zweck unausgesetzte Aufklärungsarbeit zu leisten, um so die Arbeiter vorzubereiten, jedem 
A'!/h!f der inlernationalen sozia!i,tischen Arbeiterorganisationen a'!/Arbeitsnlederlegung Folge zu leisten, wenn 
die Friedenspolitik der !nternationale versagen und die kapitalistischen Regierungen eine unmittelbare Kriegs­
g(fohr hervorrufen sollten.« IIS G, SAI, Internationaler Soziali sti scher Arbeiterkongress, H amburg, II. 
Resolutionen, 1923, IISG/SAl/7/3-
226 Nach wie vo r war die länderübergreifende Arbeitsniederl egung mehr Mythos al s Wirklichkeit, 
was beispielhaft aus der Konferenz von Amsterdam (Januar 1923) hervorgegangen war, wo ein Ge­
neralstreik von französ ischer Seite grund sätzli ch ausgeschlossen wurde - und die engli schen Vertreter 
erst ga r nicht ersch ienen waren, weil sie an einer solchen Debatte kein Interesse hatten. IISG , Labour 
and Socialist In ternational - London Archives, The Situation in the Ruhr. international Conference, 
26.- 27- 1. 1923, IISG/ LSI/57/1; Ausführli cher beschrieben in: Kapitel 5.3. 
227 Protokoll des ersten Internationalen Soziali sti schen Arbeiterkongresses, Hamburg, 21. bi s 25. Mai 

1923 , 1974 , S. 88. 
228 Arthur H endcrson über das fehlen MacDonalds: »Unser Freund MacDonald hal sich selbsl der 
Gelegenheit beraubt, hierher zu kommen, weil er als Führer der Opposition im Unlerhaus gerade in dieser 
schwierigen Frage (Deballe über die Ruhrkn'.re, Anm. d V) das Worl nehmen wird « Ebd., S. 20. 

229 Darüber hinaus wurde gezielt die deutsch-französisch -dominierte Trad ition der Arbeiterinterna­
tionale bemüh t, indem immer wieder auf J;rnres, Bebcl und andere Größen de r Bewegu ng reku rriert 
wurde. 
230 Als di e Z usa mm ensetzung der SAI-Exekutive beschlossen wurde, stellte England mit Hender­
so n, MacDonald und T homas drei Vertreter, während die SFIO mit Bracke und Longuet nur zwei 
Delegierte nominieren durfte (für Deutschland traten an: Wels, Crispien, Müller). Henderson fun­
gierte zudem als Vorsi tzender der Exeku tive, Tom Shaw übte gemein sam mit Adler die Funktion des 
SAI-Sekrerärs aus. Prowkoll des ersten Imernationalen Soz iali sti schen Arbeiterkongresses, Ham ­
bu rg, 2 1. bi s 25. Mai 1923, 1974, S. -16. 
231 Auch im Vorwärts wurden in sbesondere di e Schlu ss reden des Kongresses - Hilferding, Slum -
rezitiert, während die engli schen Delegierten nur margi nal Erwähnung fa nden. Vorw'.ins, 26.5. 1923. 
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pagandistischer Schachzug gewesen sein, der in den Partei zeitungen entsprechend 

ausgeschlachtet wurde, jedoch keineswegs der Wirklichkeit entsprach. 232 

1.7- Streit zwischen SPD und Labour Party: Partetkon.ferenz über die Ruh,jrage in 
Easton Lodge 

Spätestens mit dem Amsterdamer Kongress (Januar 1923) war klar geworden, dass 

die internationale Arbeiterschaft auf Verhandlungen statt außerparlamentarische 

Maßnahmen setzen würde. Dieser eigentlich aus der Not geborene Entschluss wurde 

in Hamburg von Blum und Hilferding ideologisch untermauert und in ein abstrak­

tes , von einem »modernen Idealismus« (Blum) geprägtes System internationaler Be­

ziehungen ei ngebettet, des sen entscheidender Katalysator die »Verständigungspoli­

tik« (Hilferding) war. 

Aber welche Ergebnisse konnten mit dieser Politik erzielt werden? Die deutsche 

Reichsregierung hatte am 2.5.1923 bereits den Versuch unternommen, ein »Ver­

legenheitsangebot« an Frankreich zu formulieren, indem der Gesamtbetrag der Re­

parationsleistungen auf 30 Milliarden Goldmark festgesetzt wurde - ein Angebot, 

das in ähnlicher Form schon auf der gescheiterten Pariser Konferenz formuliert wor­

den war. Eine Garantieerklärung für die deutschen Ostgrenzen - wie von Sozialisten 

in Deutschland und Frankreich gefordert - gab die Reichsregierung indes nicht ab, 

weshalb intern im Auswärtigen Amt auch eine rasche Ablehnung der Note erwartet 

wurde. Aufgrund interalliierter Spannungen zwischen Frankreich und Großbritan­

nien, aber auch Dissonanzen zwischen Frankreich und Belgien, blieb Poincare jedoch 

die Genugtuung versagt, Deutschland verbal in die Schranken zu weisen. Stattdes­

sen war er dazu gezwungen, nach Brüssel zu reisen und die deutsche Note »Punkt 

für Punkt« zu widerlegen. 233 

Das Anliegen der SPD in dieser Situation war es, den Druck auf die Reichsregierung 

zu erhöhen, um eine Verbesserung des deutschen Angebotes zu erreichen. Wie Her­

mann Müller, Arthur Crispien und Otto Wels in einem Brief an den SAI-Sekretär 

Tom Shaw deutlich machten , habe di e SPD damit ihre ,, internationale Verpflichtun-

232 Ein entsprechend kontroverses Urteil über den Hamburger Kongress findet sich in einem Artikel 

des kommunistischen Pressediens tes vom 20. 5. 192} Darin wird zunächst auf den ehemaligen Vor­

sitzenden der USPD, G. Ledebour, Bezug genommen, der der SPD sowie der II. internationale Ver­

sagen unterstellt und sich gegen eine Einigung der Arbeiterklasse ausgesprochen habe, stattdessen 

eine Fusion mit der Kl präferiere. Des Weiteren find et eine Rede des »Ruhr-Experten« der Labour 

Party, C . R. Buxton, Erwähnung, der die Stellungnahme des SFIO-Sekretärs Paul Faure al s »ängst­

lich« bezeichnet habe, da dieser mit keinem Satz auf die Ruhrbesetzung eingegangen sei. Gan z anders 

sei in Großbritannien Ramsay MacDonald vorgega ngen, der sich vehement gegen die französi sche 

Aggression zu Wehr gesetzt hätte. Buxton zeichnete seinen Landsmann ergo als leuchtendes Vorbild , 

während er Faure kritisierte. IISG , SAI, Internationaler Sozialistischer Arbeiterkongress, Hamburg, 

Kommunistischer Pressedienst, 20.5. 19 23, IISG/ SAl/20/15. 
233 L. Z1MMERMA N , Deutsche A ugenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, S. 18of 
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gen« hinreichend erfüllt. 234 Dessen ungeachtet bemerkten die drei Sozialdemokraten 

unverhohlen, dass der Einfluss der SPD kaum ausreichen werde, um di e kata stro­

phale Situation im Inland zu verbessern. Deutschland stehe am Rande des Zusam­

menbruch s und benötige dringend Hilfe: » Um es ef.fen auszusprechen: Wir befinden uns 
am A'!fang eines allgemeinen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Zersetzungsprozesses, 
wie ihn die Welt vielleicht, sogar in Sowjetrussland, noch nicht gesehen hat. «235 Eben des­

halb riefen sie Tom Shaw an, die Internationale sowie das Exekutivkomitee der La­

bour Party umgehend über >> unsere Auffass ung der Situation« zu unterrichten. Bei­

de sollten umgehend bei der Regi erung Baldwin vorstellig werden - und zwar mit 

Nachdruck. Die engli sche Regierung mü sse unbedingt von der »wahren Situation« 

in D eutschland unterrichtet werden und ihren starken Einflu ss in Paris und Brüssel 

geltend machen. Die Forderung einer Kapitulation Deutschlands könne nicht zum 

Gegenstand d er Verhandlungen gemacht werden, so das Fazit der deutschen Sozial­

demokraten, di e sich vom Einfluss der britischen Labour Party ganz offensichtlich 

wesentlich mehr erhofften als von ihrer französisch en Schwesterpartei: » Wenn auch 
die Eieflußmoglichkeiten der_franzosischen Soziahrten auf ihre Regierung leider sehr gering 
sind, so besteht dagegen die Möglichkeit einer verhdltnismqßig starken Einflußnahme der 
belgischen Arbeiterpartei aef die Regierung Theunis. Wir stellen Ihnen daher anheim, als 
Sekretdr der Internationale di~jenigen Schrdte in Brüssel bei den belgischen Genossen zu 
unternehmen, die Sie far zweckmqßig halten.«236 

Auch die deutsche Regierung blieb nicht untätig und unterbreitete Frankreich am 

7. Juni ein verändertes Angebot, das jedoch von Poincare kurzerhand abgelehnt wur­

de. Die Begründung lautete schlechthin , das deutsche Angebot sei nicht akzeptabel, 

da die Beendigung des passiven Widerstandes - für ihn weiterhin die Grundlage für 

di e Aufnahme von Verhandlungen - nicht enthalten sei. 237 Das deutsche Angebot 

war zuvor von der Labour Party, namentlich Ramsay MacDonald und Philip 

Snowden, ausdrücklich gelobt worden , auch Salomon Grurnbach hatte sich optimis­

tisch gezeigt - 238 was indes weder für di e SPD noch für di e Regierung Cuno von 

234 Am 8. Juni schreiben Wels, Müller, Cri spien an den Sekretär der SAL Tom Shaw: »Durch unseren 
unaus,gesetzten Druck auf die Reichsregierung und at!f die bürgerlichen Parteien ist es uns gelungen, das neue 
deutsche Angebot so verbessern zu lassen, dqß es sowohl in Bezug at!f die H ö'he der Gesamtsumme, die sich aus 
ihm ergibt, wie auch in der Frage der Garantien dem enispricht, was auf unserer internationalen Konferenz Ende 
M iirz in Berlin vereinbart worden war. [. . J Die Forderung Frankreichs und Belgiens einer Einslellung des 
passiven Widerstandes a!r Vorbedingung jeglicher Verhandlungen oder gar einer Prüfung der deutschen Vorschlage 
fiil(/i aef das Verlangen einer gla!ten Kapitulation Deutschlands h1i1aus. Für die J,-anzö'sische Regierung ist diese 
Forderung ef.fenbar nur eine jener Prestigffragen. gegen die wir uns aef unserer Berliner Konferenz allseitig und 
mit aller Schil'ifc gewandt hatten. « IISG , SAI, Brief von Wels, Müller, Crispien an T. Shaw, 8. 6. 1923, 
IISG/SAl/ 1408 . 
23s Ebd. 
236 Ebd . 
237 L. Z IMMERMANN , Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, S. 180. 
238 In einem Gespräch mit Kess ler vom 7-5. 1923 machte Grumbach deutlich, dass Poincare nicht jede 
Di skussion ablehnen werde und zumindest partiell gesprächsbereit sei. Die Idee einer Absprcngung 
des Rhein landes sei mittlerweile aufgegeben, wie C rumbach deutlich machte. ,,Im Ganzen war Grum-
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Belang war: 239 Solange die französische Regierung stur blieb und die Kapitulation 

des Reiches forderte, das Reich eben dies ablehnte, die britische Regierung wiederum 

auf die Wahrung ihrer Neutralität setzte, konnte beim besten Willen kein Fortschritt 

erzielt werden. 240 

Damit erschöpfte sich auch die Trumpfkarte der SPD, auf die Hilfe der britischen 

Genossen zu setzen, endgültig. Zwar reisten Otto Wels und Rudolf Breitseheid auf 

Einladung MacDonalds Ende Juni 1923 nach London, um dort an einem Parteitag 

der Labour Party teilzunehmen. 241 Indes scheiterte Breitseheids Versuch, die eng­

lischen Genossen für ein entschiedeneres Vorgehen gegen Frankreich und für die 

deutsche Sache zu gewinnen. Ganz im Gegenteil wurde hinter den Kulissen sogar 

von britischer Seite der Vorwurf erhoben, die SPD füge sich widerstandslos den 

preußischen Machthabern und weigere sich gleichzeitig, Regierungsverantwortung 

zu übernehmen - obwohl sie rein numerisch gesehen eben zu diesem Schritt ver­

pflichtet wäre. Als wäre das nicht genug, wurde in den Reihen der Labour Party die 

Forderung laut, den passiven Widerstand umgehend abzubrechen, um Verhandlun­

gen mit Frankreich überhaupt möglich zu machen. 242 Aufgrund der fehlgeschlage­

nen Verhandlungen mit den britischen Genossen empfahl ein offensichtlich frus­

trierter Breitseheid 243 dem Ministerialdirektor des Auswärtigen Amtes, Carl von 

Schubert, »unter der Hand« Verhandlungen mit Frankreich aufzunehmen, da »mit 

England doch nichts anzufangen sei.« 244 

Die eigentliche Streitfrage zwischen Labour Party und SPD zu diesem Zeitpunkt 

war allerdings nicht etwa die Übernahme politischer Macht oder der Abbruch des 

passiven Widerstandes, sondern die mögliche Demilitarisierung des Rheinlandes. 

Bereits im Februar 1923 hatte Rudolf Breitseheid dem Labour-Exekutivkomitee dar-

bach nicht hoffnungslos«, wie Kessler in seinem Tagebuch vermerkte. H. GRAF KESSLER, Das Ta­

gebuch , Eintrag vom 7.5. 1923, Bd . 7, S. 784 f 
239 PA, Büro RM, Stahmer an Schubert, 4 . 6.1923 , 14, Bd. 1, R 28339. 
240 Die französische Haltung wurde auch von der SPD zusehendes negativer konnotiert. So wurde 

die Reaktion Frankreichs auf die deutsche Note Anfang Mai beispielsweise als geschickter Versuch 

Poincares bewertet , eine Lösung der Ruhrkrise unmöglich zu machen. Die SFIO stärkte diese Hal­

tung und vermerkte ihrerseits, dass eine Kapitulation der demokratischen Kräfte in D eutschland nicht 

zumutbar und auch für Frankreich komraprodukLiv sei. F. MENGES, Die Reaktion der sozialistischen 

Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und S.F.I.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia , 

4 , 1976, S. 625- 658 , hier: S. 636 und 644. 
241 IISC, SAI, Brief von Wels an T. Shaw, 22.6.1923, llSG/SAl/1408. 
242 Zur Reise von Wels und Breitseheid: Daily Telegraph, 5.7.1923; S. FEUCHT, Die Haltung der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Aufsenpolitik während der Weimarer Republik 

(1918- 1933), 1998, S. 311; J. F. WRYN N, The Socialist International and the politics of european re­

construction , 1976, S. 59; Labour Party Annual Conference Report, London 1923, S. 22. 

243 Schon Anfang Mai 1923 konstatierte Salomon Crumbach, dass Breitseheid eine »schwere Krisis« 

durchmache und sich durchweg pessimistisch äußere. Aktuell halte der Deutsche weder eine Einigung 

auf internationaler Ebene für möglich, noch einen Eintritt der SPD in eine »bürgerliche Regierung«. 

H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 7-5.1923 , Bd. 7, S. 784f. 
244 Ministerialdirektor von Schubert an Botschaftsral Dufour-Feronce (London), 25.6.1923; in: 

ADAP, A VIII, Nr. 38. 
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gelegt, dass ein Abzug britischer Truppen nicht erwünscht sei. 245 Die Parteiführung 

schien Breitseheids Anliegen zunächst zuzu stimmen - allerdings bahnte sich im 

Frühjahr 1923 ein grundlegender konzeptioneller Wandel der außenpolitischen La­

bour-Strategie an: Anfang März hatte ein ACIQ-Unterausschuss festgestellt, dass 

die Partei keine stimmige Sicherheitspolitik verfolge. Diese sei jedoch in mehrfacher 

Hinsicht der Schlüssel zur Lösung der Ruhrkrise, da es im Kern um Sicherheit und 

nicht um Reparationen gehe. 246 Aus diesem Grund wurde ein Unterausschuss des 

ACIQ damit beauftragt, ein geeignetes Gesamtkonzept zu entwickeln. Dieser erklär­

te klar Anfang Mai 1923, dass die Partei klar und deutlich zu einer Demilitarisierung 

des Rheinlandes tendiere und ihre künftige Politik in ein System kollektiver Sicher­

heit einbetten wolle. 247 Folgerichtig forderte auch der Labour-Parteitag Ende Juni 

1923 den Abzug britischer Truppen aus dem Rheinland sowie die Einberufung eines 

Weltfriedenskongresses. 248 Zwar war dieser Beschluss innerparteilich umstritten ge­

wesen - insbesondere weil die SPD eben diesen Schritt verhindern wollte-, jedoch 

setzte sich innerhalb der Parteiführung um Henderson und MacDonald sowie im 

ACIQ die Ansicht durch, dass nur eine konsequente Abrüstungspolitik den Frieden 

garantieren könne. 249 Hierbei sollte die multilaterale Abrüstungs- und Verständi­

gungspolitik im Völkerbund vorgetragen und umgesetzt werden. 250 

Dieser außenpolitische Kurswechsel hatte selbstverständlich auch Folgen für die 

Kooperation mit den ausländischen Schwesterparteien: Als sich das Büro der Zwei­

ten Internationale am II. Juli in Brüssel versammelte, nahmen die Vertreter der La­

bour Party erstaunlich viel Rücksicht auf die französischen Delegierten, insofern die 

bislang geltenden Reparationsbestimmungen der Internationale im Interesse der 

SFIO aufgeweicht wurden. 251 Anwesend waren unter anderen: Henderson, Blum, 

Vandervelde und Troelstra - Otto Wels konnte die Reise aufgrund von Passschwie­

rigkeiten nicht antreten. 252 Eigentlich wurde aufgrund dessen beschlossen, keine 

245 LHASC, Executive Committee, Sitzung vom 12.2.1923, LP/EC/Minutes/Januar-März 1923. 
246 LHASC, Advisory Committee on International Questions, Minutes, 8.3.1923, IAC/ 1; hierzu 
auch: LHASC, Advisory Committee on International Question s, Minutes, 15. 3- 1923, lAC/ 1. 
247 Die Grundkonstituenten des neuen Konzepts lauteten: Multilaterale Abrüstung und Kontrolle 
der verbleibenden Rüstungsindustrien. W. KRI EGER, Labour Party und Weimarer Republik, 1978, 
S. 279; J. F. WRYN N, The Socialist International and the politics ol european recons truction, 1976, 

S. 59 · 
248 Ebd. 
249 Vgl. H. R. W1 NKL ER, Paths not taken, 1994, S. u6ff 
250 »British Labour denounced the opinion that the existing League was so defective and so perverted by impe­
ria/istic policy that nothing cou!d be done with it. [.. J !f the governments that composed the League genuinefy 
renounced imperialistic, capitalistic, nationa!ist and be!ligerenl po!icy, the existent League could provtde a ftame­
work that, !f certain important defects were remedied, might become a powe,ful Instrument q/pacfflst inter­
nationalism.« Indes plante die Parteiführung um Hendcrson und Mac Donald kei ne blinde Abrüstung 
- MacDonald sah Europa nach wie vor »bis an die Zähne bewa ffnet«-, sondern vielmehr eine »Politik 
der kleinen Schritte«, mit dem Ziel, eine »Balance of Power« herzustel len. Ebd. 
251 IISG , SA!, Bureau, The Ruhr Question, 11.7-1923, lISG/ SAI/BUREAU/599. 
252 LHASC, Labour Party/TUC Joint International Sub-Committee, 1919-1923, Bericht über die 
Brüssel er Konferenz, 13.7. 1923. 
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konkreten Beschlüsse zu fas sen, jedoch nutzten di e anwesenden Delegierten, ins­

besondere Blum und Vandervelde, die G elegenheit, ihre Sichtweise über di e aktuelle 

Entwicklung des Ruhrkonfliktes darzulegen. 253 Ersterer stell te die Behauptung auC 

dass di e Situation in Frankreich so schlecht wie niemals zuvor sei. Di e Bevölkerung 

sei nach wie vor auf der Seite des französischen Präsidenten und die Öffentlichkeit 

könne sich mit dem Status quo erschreckend gut arrangieren. Grund hierfür sei, dass 

Frankreichs Ansehen einen irreparablen Schaden erleide, wenn ein sofortiger Trup­

penabzug befohlen werden würde. Selbst Vertreter der Opposition wie L oui s Lou ­

cheur kämen deshalb zu der Auffassung, dass ein Zurückweichen der Regierung un­

möglich sei. Zwar werde in Frankreich ein Bruch mit England befürcht et, dennoch 

könne das Land nicht nachgeben, aufgrund der von Poincare geschaffenen , fest­

gefahrenen Situation. D er Papstbrief habe in Frankreich einen negativen Effekt evo­

ziert:254 Vertreter der katholi schen Kirche hätten sich vehement gegen seinen Inhalt 

ausgesprochen und sich verletzt gezeigt. Blum sagte weiter, er sei der einzige Ver­

treter in der fran zösischen Kammer gewesen, der sich den Inhalt des Briefes zunutze 

gemacht habe - jedoch mit durchwachsenem Resultat. 255 Anders formuli ert vertra t 

der SFIO-Politiker also die Ansicht, dass es jetzt an Brüssel liege, die Ruhrkrise in 

die richtigen Bahnen zu lenken: Eine Intervention des belgischen Partners könnte 

einen größeren Einfluss auf Frankreichs Politik haben, al s ein möglicher Bruch mit 

England, so Blums Faz it. 256 

Weil Otto Wels das Brüsseler T reffen verpasst hatte, wurde 11 Tage später eine 

Folgekonferenz einberufen: Diese fand am 22. Juli 1923 in Easton Lodge (London) 

statt. 257 Für die SPD nahm der Vorsitzende Adolf Braun teil, 258 der sogleich al s 

erster Delegierter einen Bericht über die Lage in seinem Land präsentierte - und 

dabei sehr forsch e T öne anschlug: »Deufschland ist nicht verloren, aber es befindet sich 
augenblicklich in einem Zustand heftigsten Fiebers. Die von Tag zu Tag wechselnde Lage birgt 

253 llS G, SA !, Bureau, The Ruhr Question, n . 7- 1923, II SG/ SAI/ BU REAU/ 599 . 
254 Hierzu: M . HO FFMANN, Ordnung, Familie, Va terland , 2008, S . 349 f 
255 IIS G, SAI, Bureau, The Ruhr Question, 11. 7- 1923, IISC/ SAl/ BUREAU/ 599. 
256 Ferner schlug er di e E in se tzung einer internationalen Expertenkommiss ion vor, di e Deu tschlands 

Zahlungsfähigkeit feststellen und di e Reparationssumme konkret fix ieren soll e. Di es stellte einen 
klaren Bruch zur Frankfurter Resolution dar - bislang sollte D eutschland nach soziali s ti scher Vor­

stellung nu r für den im Krieg entstandenen Schaden aufko mmen. D och auch Arthur H enderson 

sprach sich für di escn Vorschlag aus und un terstützte Blums Initiative nach Kräften. Ebd. 
257 IIS G, SAI, Bureau, Pan eienkonfe renz über die Ruhrfrage, 22. 7.1 9 23, IIS G/SAI/B ureau/ 854. 
258 W elche Probleme der Besuch Braun s für d ie Labour Party berei tete und welche Umstände all­

gemein mit internati onalen Sozialisten treffen einherg ingen, wird an der folgenden Nachrich t vo n 

Braun an T. Shaw deutlich: » Wels ist in Karlsbad, Crispien ist aef Urlaub, M üller ist von Berlin unabkömm­
lich, so hat der P -V beschlossen, mich zu entsenden. ich komme am Sonnabend um _9-3 0 Uhr vormillags in der 
London Liverpool Street an. Es frt wohl nicht ausgeschlossen, daß Fritz Adler, von dem ich häre, daß er seine Kur 
in Nauheim unterbrechen will, mit dem gleichen Zuge ankommt Sollte das nichl der Fall sein, dann wiire ich sehr 
dankbar, wenn ich am Bahnhefe von einem deutsch oder französisch sprechenden Genossen abgeholt würde. Ich 
bin sonst mit meinen ro englischen Worten in London verloren. « IISC , SAl , Vierparteienkonferenz, D os­

sier betr. die von der SA! einberufe ne Konfere nz der soziali sti schen Parteien Belgiens, D eutschland s 

und Frankreichs und der Labour Party über die Ruhrbesatzung, Easton L odge, 22. Juli 1923, llSC/ 

SAl/ Vierparteienkonfere nz/ 854. 
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die C~fahr unvorhergesehener Ereignisse. Das Wichtigste ist deshalb, keine Z eit mehr zu ver­
lieren. Dies ist auch ein Interesse Englands, das, wenn Poincares Verschleppungstaktik ihr 
Ziel, Deutschlands Kapitulation, erreicht. diplomatisch besiegt und aus der europiiischen 
Politik ausgeschaltet wäre (Hervorhebung, Anm. d V). Notwendig ist vor allem die mora­
lische Stärkung Deutschlands und seiner Arbeiterschaft.« 259 

Damit appellierte Braun unverhohlen an die Labour Party, im Interesse der deut­
schen - und engli schen - Arbeiterschaft Partei zu ergreifen und in der Ruhrfrage 
aktiver zu werden. 260 Des Weiteren erklärte er, auch als Verhandlungsangebot an 
die SFIO, dass die SPD durchaus daz u bereit wäre, den pass iven Widerstand in 
»Formen zu überführen«, die für die franzö sische Regierung erträglich seien. 261 

Die deutsch e Regierung wolle er wiederum dazu auffordern, den aktiven Widerstand 
komplett zu unterbinden, da die Gefahr bestehe, »Frankreich könnte eine extreme na­
tionalistische Gewalttat (etwa gegen einen ftanziisischen Eisenbahnz ug) z um Vorwand der 
Kriegserklärung und des Marsches nach Berlin nehmen.«262 Damit zeigte sich der SPD ­
Delegierte Braun in Eas ton Lodge einerseits kompromissbereit, andererseits sehr 
forsch, insbesondere gegenüber den englischen Genossen. 263 

Retrospektiv betrachtet war das Auftreten der SPD durchaus vielversprechend, 
in sofern die Auswärtigen Ämter in Deutschland, Frankreich, Großbritannien im Juli 

259 »Als M11tel kännten hierzu dienen: a) die Einleitung einer diplomatischen Konversation durch eine Rück­
_ji-age Englands an Deutschland, woraus sich später mündliche Verhandlungen, wenn möglich aller beteiligten 
Milchte ergeben kö°Jmten; b) eine der deutschen Reichsbank gegebene internationale Anleihe, die das Ver/rauen zur 
deutschen Wahrung wiederherstellen könnte; c) eine Bekundung des Interesses der Neutralen (Skandinavien, 
Holland). « Ebd. 
260 Die SPD erhielt ebenfa ll s ein Protokoll der Brüsseler Sitzung vom 11. Juni , so dass Braun über die 
aktuellen Entwicklun gen des Büros informiert wa r. Leon Blum hatte dafC1r plädiert, den assoz iierten 
Parteien Kopien der Treffen zugä ngl ich zu machen. !!SC , SAI, Bureau, The Ruhr Ques tion , 
11 -7- 1923, IISG/SAI/ BUREAU/ 599. 
261 Z u diesem Schluss kam man sowohl im Auswärtigen Amt als auch im Lager der SPD. Insofern 
stell te di e mögliche Aufgabe des pass iven Widerstandes nur vordergründig ein Entgegenkommen dar. 
Z war hatt en Gewerkschaften und SPD zusammen mit den Berlin er Zentralen am 31. 5. erklärt, den 
W iderstand trotz Aufnahme von Verhandlungen fortzusetzen, allerdings zeichn ete sich wenige Wo­
chen später, auch unter Berücksichtigung der ka tas trophalen Versorgungss ituation, ein Umdenken 
ab. Vlg. L. Z 1M MERMAN , Deutsche Außenpoli tik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, S. 181; 
H . A. W 1NKLER, Weimar, 1918-1933, 11998, S. 199 . 
262 IISC , SAI, Vierparteienkonferenz, Dossier betr. die von der SA! einberufene Konferenz der 
soziali sti schen Parteien Belgiens, Deutschlands und Frankreichs und der Labour Party über di e Ruhr­
besa tzung, Easton Lodge, 22. Juli 1923, IISG/SAI/ Vierparteienkonfcrenz/ 854 . 
263 Abschließend fo rmulierte Braun eine Reihe von prakti schen Vorschlägen, die die SPD bei der 
Reichsregierun g für durchsetzbar hielt , womit er unterstri ch, dass seine Partei gewill t war, all es auf die 
diplomatische Karte zu se tzen. »Von Seiten Deutschlands: 1. An Stelle von Zahlungsversprechungen auf 
bestimmte Summen die gesetz liche Überweisung bestimmter Leistungen aus Steuererträgnissen, Staatsbetrieben, 
F!fcindern usw. zum dauernden Bezug bis zu einem bestimmten Hö"chstbetrag [. . J 2. Sqfartige W iederaefnah­
me der Sachlieferungen. 3- Scharfe Ablehnung jedes aktiven Widerstandes durch die Regierung 4. Aufhebung 
aller Regierungsverordnungen über den passiven Widerstand B. Von Seiten Frankreichs: 1. Zurüc~/ührung der 
Ruhrbesetzung 2. Aufhebung der Kriegsgerichtsurteile. 3- Rückgabe der Verwaltung und der Eisenbahn an 
Deutschland « Ebd . 
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1923 längst damit begonnen hatten, ihre diplomatischen Fäden zu spinnen. 264 Auf­

grund diverser Initiativen der deutschen Regierung, wie z. B. der Note vom 2.5.1923 
wurde die Hoffnung au! eine diplomatische Einigung nicht aufgegeben. Sicherlich 

mehrten sich die Stimmen innerhalb der SPD, die einen härteren Kurs gegenüber der 

Regierung Cuno forderten, 265 jedoch war diese Entwicklung zum Zeitpunkt der 

Sozialistenkonferenz in Easton Lodge noch nicht virulent. Eben deshalb setzte 

Adolf Braun im Namen seiner Partei weiterhin und mit großem Pathos auf die Ver­

handlungskarte. 

Allerdings zerschlugen sich die Erwartungen der SPD in Easton Lodge bereits 

wenige Sekunden nachdem der deutsche Delegierte seine Rede beendet hatte: Leon 

B lu m ergriff für die SFI O das Wort und bemängelte, dass seine Partei aufgrund ihrer 

oppositionellen Haltung über die Absichten der Regierung Poincare nicht mehr in­

formiert werde. Des Weiteren wiederholte er die Worte, die er bereits in Brüssel am 

II. Juli geäußert hatte: Die Lage in Frankreich sei schlechter noch als vor drei Mona­

ten , es gebe keinen Widerstand gegen Poincare, der außerdem dazu verdammt sei, 

gegen Deutschland einen Prestigeerfolg zu erzielen. 266 Ganz anders stellte sich die 

Situation in Belgien dar: Emile Vandervelde merkte diesbezüglich an, dass sich die 

Regierung kompromissbereit zeige. Indes betonte er, dass Belgien immer hinter 

Frankreich sehen werde, selbst wenn es zu einem Bruch mit England käme. 267 

Ramsay MacDonald, der als nachfolgender Redner auftrat, versuchte erst gar 

nicht, die Wogen zu glätten: Das Verhältnis mit Frankreich habe sich massiv ver­

schlechtert, es bestehe ein allgemeines Misstrauen gegenüber der Regierung Poinca­

re, insbesondere wegen der Kriegsrüstung. Ergo hielt selbst der oberste Labour-Re­

präsentant im britischen Unterhaus ein Zerwürfnis nicht für ausgeschlossen. Im 

Hinblick auf diplomatische Initiativen des Königreiches, wie von Braun eingefordert, 

äußerte sich MacDonald sehr konkret: Die englische Regierung habe eine Note an 

die französische Regierung geschickt, deren Inhalt allerdings geheim sei. Das all­

gemeine Problem sei jedoch, dass sowohl die Regierung als auch die Labour Party 

gegen einen alliierten Schuldenerlass für Frankreich seien, da dessen militärische 

Rüstung den angeblich desaströsen wirtschaftlichen Status ad absurdum führe. Ab­

schließend äußerte er sich zu einem möglichen Eintritt Deutschlands in den Völker­

bund: Grundsätzlich spreche sich Großbritannien für einen deutschen Beitritt aus 

und freue sich, das Land im Kreis der Völkerbundnationen willkommen zu hei­

ßen. 268 Allerdings konnte sich die SPD von dieser durchaus positiven Reaktion 

264 Vgl. L. Z IMM ERMANN, D eutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Repu blik , 1958, S. 181 ff. 
265 Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik 

während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 314. 
266 IISG , SAI, Vierparteienkonferenz, Dossier betr. die von der SA! einberufene Konferenz der 
soziali stischen Parteien Belgiens, Deutsch land s und Frankreichs und der Labour Party über die Ruhr­

besatzung, Easton Lodge, 22. Juli 1923, IISG/ SAl/ Vierparteienkonferenz/854. 
267 Ebd. 
26s Ebd. 
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MacDonalds kaum etwas versprechen, weil eme kurzfristige Aufnahme Deutsch­

lands auszuschließen war. 269 

Die Schlussresolution des Londoner Meetings betonte, dass die alliierten Regie­

rungen bereits miteinander verhandeln würden. Um Differenzen zwischen den Ver­

handlungspartnern besser lösen zu können, beschloss die SAI, ihren Sekretär Tom 

Shaw ins Ruhrgebiet zu entsenden, auf dass sich dieser ein unverfälschtes Bild von 

der momentanen Situation machen könne. Er sollte dort als »men of confidence« 

agieren, im Auftrag seiner Partei, der internationalen Arbeiterklasse und der Ge­

werkschaften. Ziel des Aufenthaltes sei es, herauszufinden, welche Schritte im Sinne 

einer befriedigenden Lösung der bestehenden Schwierigkeiten unternommen wer­

den könnten. 270 Ergo reagierte die SAI - hier insbesondere Labour Party und SPD 

- sehr Oexibel auf die internationale politische Großwetterlage, in dem Bemühen, 

den beginnenden Verhandlungsprozess mit konstruktiven Vorschlägen zu unterstüt­

zen . Was die interne Kommunikation anbelangt, so war es ein höchst geschickter 

Schachzug der Briten, einen »neutralen « Labour-Vertreter (und zugleich SAI-Sekre­

tär) zu entsenden, der die Lage im Ruhrgebiet im Auftrag der Internationale prüfen 

sollte, was etwaige Streitigkeiten zwischen SPD und SFTO im Keim unterband und 

zugleich den deutschen Genossen das Gefühl geben musste, die Labour Party enga­

giere sich stärker in der Ruhrfrage. 

1. 8. Tom Shaws Reise ins Ruhrgebiet; gescheiterte Einberefung einer internationalen 
Sozia!istenkoriferenz 

Der Bericht Tom Shaws über seine Reise in das Ruhrgebiet wurde am 20 . August 

1923 verfasst. 271 Zu diesem Zeitpunkt hatte das Kabinett Cuno bereits abgedankt 

269 Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschland s zur Aufsenpolitik 

während der W eimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 314-
270 Was konkret unter »bestehenden Schwierigkeiten « versta nden wurde, geht aus dem Bericht nich r 

hervor. Anhand der zuvor stattfindenden Di sku ss ion können indes verschiedene Punkte genannt 

werden, die aus Sicht der soz iali s tischen Delegierten zu Differenzen zwischen den Alliierten geführt 

hatten. Hierzu gehören: D er Abbruch des pass iven Widerstandes als Vorbedingung für Verhand­

lungen, die Berücksichtigung der Lebensbedi ngungen der deutschen Bevölkerung (aus Sicht der 

SAI in sbesondere des arbeitenden Teils), mögliche Hilfsmaßnahmen sowie di e Dringlichkeit, eine 

schnell e Lösung der Ruhrkrise zu find en. Das Problem bestand aus Sicht der SA[ darin, das s die 

tatsächliche Lebenssituation der deutschen Arbeiter - der Betroffenen - nur bedingt in die Debatte 

mit einfloss. Eben aus diesem Grund wurde T. Shaw in das Ruhrgebiet entsendet. Dies geschah, wie 

von S. Feucht vermutet, s icherlich zu einem Teil aus propagandistischen Zwecken. llSG , SAI, Vier­

parteienkonferenz, Doss ier betr. die von der SAI einberufene Konferen z der soziali sti schen Parteien 

Belgiens, Deutschlands und Frankreich s und der Labour Party über die Ruhrbesa tzung, Easton Lod­

ge, 22 . Juli 1923, IISC/SAI/ Vierparteienkonferenz/8 54; zur Interpretation: S . FEUCHT, Di e Haltung 

der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands z ur Außenpolitik während der Weimarer Republik 

(1918- 1933), 1998, S . 314. 
271 IISG, SAI, Vierparteienkonferenz, Bericht über die Lage im Ruhrgebiet, 20.8.1923, llSC/ SAl/ 

854-
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und Gustav Stresemann das Regierungsgeschäft übernommen. 272 Die veränderte po­

liti sche Situation in D eut schland fand indes im Schreiben Shaws keinerl ei Erwäh­

nung - vielmehr standen ausschließlich die Lebensbedingungen der Arbeiter im 

Ruhrgebiet im Fokus: Erwähnung fanden vor allem die Lebensmittelknappheit, die 

ungenügenden Verkehrsbedingungen, die Hyperinflation sowie das rigide Vorgehen 

der französischen Besatzer. 273 Bezüglich der Schwierigkeiten vor Ort kam er zu fol­

gendem Schluss: »Meiner Ansicht nach 1. besteht, wenn nicht so schnell als irgend möglich 
Verhandlungen beginnen, im Ruhrgebiet die Gefahr eines furchtbaren Ausbruchs; 2. ist die 
Ruhrbevölkerung zu einem vernünfiigen Kompromiß durchaus bereit; 3- erkennt die Ruhr­
arbeiterschq_fi, dq_ß sie unmöglich erwarten kann, dq_ß die Franzosen ohne vorhergehende Rege­
lung das Ruhrgebiet verlassen und ist daher, sobald Garantien,Jür eine halbwegs vernünftige 
Beilegung g~funden und die Fretheit zur normalen Arbeit gesichert ist, vollständig bereit; den 
passiven Widerstand aefzugeben. [. . ]. lch meine daher, dq_ß wir so sehr als möglich den Druck 
der i!ffontlichen Meinung aef die französische Regierung konzentrieren müssen [.. )« 274 

In diesem Sinne unternahm Shaw umgehend den Versuch, Arthur Henderson 

schriftlich von einem Treffen des sozialistischen Büros in Paris zu überzeugen. Die­

sen Vorstoß begründete er in seinem Brief am 20.8.1923 mit dem voraussichtlichen 

Scheitern der Verhandlungen auf Regierungsebene, das er für unumstößlich hielt. 275 

In Paris habe er deshalb versucht, die Parteiführung der SFIO dazu zu bewegen, 

stärkeren Druck auf Poincare auszuüben - jedoch ohne Erfolg, weil sowohl Leon 

Blum als auch Paul Faure unpässlich gewesen seien. 276 Aufgrund dessen plädierte 

er mit Nachdruck für eine Konferenz, an der Vertreter aus Belgien , Frankreich, 

272 Am 12. August 1923 hatte F. Eben Stresemann den Auftrag zur Regierungsbildung erteilt. Zwei 
Tage später ste!lte er sein Kabinett vor, darunter vier sozialdemokrat ische Minister (Robert Schmidt , 
R. Hilferding, Wilhelm Sollmann und G. Radbruch). Vgl. H. A. W1NKLER, Weimar, 1918-1933, 
11998 , S. 204ff; Vorwärts , 25.9.1923; F. MENGES, Die Reaktion der sozialistischen Parteien in 
Deutschland und Frankreich (SPD und S.F.1.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4 , 1976, 
S. 625- 658, hier: S. 645. 
273 Eindrücke sammelte Shaw im Zuge seiner Reisen nach Köln , Dortmund und Essen. In Köln , wo 
seit Kriegsende britische Truppen stationiert waren , li eß er sich in sbesondere über mögliche Maß­
nahmen zur Linderung der »unmittelbaren Schwierigkeiten« aufk lären. IISG, SAI, Vierparteienkon­
ferenz, Bericht über die Lage im Ruhrgebiet, 20.8.1923, IIS C/SAl/85+ 
274 Der Bericht Shaws wurde auch im Vorwärts abgedruckt, wo konstatiert wurde, dass da s Schreiben 
unbedingt Beachtung verdiene. Ebd.; S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Partei 
Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 124; Vorwärt s, 
28. 8. 1923-
275 Am 20. 8. schrieb Shaw an Henderson: » You will nolice jrom my report that I am extremely pessimislic 
as lo the future !f negotiations are nol begun. As France is the principal obs!acle lo those negotiations I think we 
musl concenlrale on her. So please hold yourse!f in readiness, !f you possibly can. for a meelii1g in Paris as a 
preliminary perhaps a /arger meeti,zff, afterwards.« IISC , SA!, Korrespondenz mit angeschlossenen Par­
teien, Brief" von Shaw an Henderson, 20.8 .1923, IISG/ SAI/Korrespondenz/1662. 
276 »/ tried to see Leon Blum in Paris, but unfortunale/y he had gone away. 1 have telegraphed to Paul Faun', 
asking !f il bC' possib/C' lo mC'el the French representatives, because in my opinion it is absolutely essential !hat 
pressure should be brought to bem; !f possible, on Poincare at once. « Ebd. 
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Großbritannien und Deutschland beteiligt sein sollten. 277 Insgesamt machte Shaw 
mehrfach deutlich , wie ernst es ihm mit seinem Vorschlag war, da er hinsichtlich der 
anstehenden Verhandlungen äußerst pessimistisch sei und Henderson deshalb in­
ständig darum bat, das internationale Sozialistentreffen so schnell wie möglich zu 
organisieren. 

Hendersons Amwort fiel allerdings sehr verhalten aus: Von den französischen 
Sozialisten dürfe man sich nicht allzu viel erhoffen, ein Treffen des Büros sei zum 
derzeitigen Zeitpunkt aufgrund der anstehenden Wahlen unrealistisch und über­
haupt könne einzig und allein ein Regierungswechsel in Frankreich die erhoffte 
Wende bringen. 278 Anders formuliert traute H enderson der SFIO nicht im Gerings­
ten zu, die Regierung Poincare in Verlegenheit zu bringen, weshalb er Shaw kurzer­
hand vorschlug, das Treffen in London stattfinden zu lassen. Damit sei immerhin 
gewährleistet, dass er persönlich erscheinen könne. 279 

Diese pessimistische und durchaus frankreichkritische Einschätzung blieb offen­
sichtlich nicht ohne Wirkung: Als Tom Shaw am 30. August eine Antwort verfasste, 
zeigte er sich einsichtig und gab Henderson in allen Punkten Recht: »! am personal!y 
extreme!y doubiful as to the good that could be done by a meeting and agree in every detat! with 
your opinion regarding the French and the Belgian organizations and the conditions here in 
Britain. «280 Selbst wenn Großbritannien auf diplomatischer Ebene aktiver werden 
würde - letztlich sei auch Baldwins Einnuss beschränkt, wie Shaw einräumen muss­
te. 281 Dementsprechend relativierte er den Tatendrang seines ersten Briefes, den er 
offensichtlich voll und ganz unter dem Eindruck seiner Ruhrreise verfasst hatte und 
konzentrierte sich wieder auf die Politik des Möglichen. Letztlich blieb ihm auch 
keine andere Wahl: Die SFIO hatte mehrfach eingeräumt, keinen maßgeblichen Ein­
fluss auf Poincare ausüben zu können - also waren der Partei ohnehin die Hände 
gebunden. Selbst der oftmals aktionistisch auftretende Friedrich Adler, der wenige 
Tage später einen Brief an Henderson verfasste, musste einräumen, dass eine Kon­
ferenz derzeit wenig Sinn machen würde. Stattdessen setzte er seine Hoffnungen auf 
Gustav Stresemann, »whose attitude is praised by all «. 282 

277 Shaw zog Köln als mögli chen Treffpunkt in Betracht, um die deutschen Delegiert en miteinzube­
ziehen. Indes zweifelte er am Erfolg dieser Strategie, weshalb er Paris als Versammlungsort vorzog, 
um zumindest das Erscheinen der SFIO-Politiker sicherzustellen, deren potentieller Einnuss er of­
fensichtlich in der momentanen Situation für wichtiger hielt. Im Hinblick auf die SPD stell te er fest: 
»Cologne is surrounded as il were by territory occupied by the ßelgians and the Frmch and there ir wha! is known 
as a »Sperre« or dosed area between unoccupied and occupied Cermany. As J said il may be ex/remely d!ffi"cultjör 
lhe Germ ans even to get lo Cologne, so tha! must be taken inlo cons,deration when giv1i1g your answe,: « Ebd. 
278 IlSG, SA!, Korrespondenz mit angeschlossenen Parte ien, Henderson an Shaw, 29.8.1923, JISG/ 
SA l/ Korrespondenz/1662. 
279 Ebd. 
280 IISG, SAI . Korrespondenz mit angesch lossenen Parteien, Shaw an Henderson, 30.8.1923, IISG/ 
SAI/ Korrespondenz/1662. 
281 Ebd. 
282 IISC , SAI, Korresponden z mir angeschlossenen Parteien, Adler an Henderson, 11.9.1923, IISC/ 
SAI/ Korresponden z/ 1662. 
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Trotz der Absage von Henderson bzw. Adler reiste Shaw nach Berlin und Paris, 

um sich dort mit SPD- und SFIO-Politikern zu beraten. In Deutschland sprach er 

mit Wels, Braun, Stampfer, Hilferding und Abrarnowitsch, in Paris mit Bracke und 

Paul Faure. Das Ergebnis der Gespräche mutet durchaus interessant an: Vor allem 

die Deutschen hätten sich gegen eine Konferenz ausgesprochen - »they think !hat 
though resolutions might be passed no action could result«. 283 Grund für ihre Resignation 

sei das Scheitern von Baldwins Initiative zur Lösung des Ruhrkonfliktes. 284 Weil die 

französischen Sozialisten zu einem ähnlichen Schluss kamen, wurde das Treffen 

schließlich abgesagt, wenngleich Friedrich Adler fast schon trotzig betonte, dass es 

noch andere Probleme als die Ruhrkrise gebe und eine zeitnahe Zusammenkunft des 

Büros deshalb so oder so sinnvoll sei. 285 Zuvor hatten Blum und Bracke noch einmal 

einen letzten Versuch unternommen, Poincare von einem Entgegenkommen zu 

überzeugen, um die Regierung Stresemann vor einem weiteren Erstarken der politi­

schen Zentrifugalkräfte, Kommunisten und Nationalisten, zu retten - allerdings 

ohne Erfolg. 286 Zwar kamen die SFIO-Vertreter zu dem Schluss, dass ihre Demar­

che durchaus nützlich gewesen sein könnte, weil man Poincare unmittelbar - auf 

Basis des Berichtes von Shaw - darlegen konnte, welche politischen und ökonomi­

schen Folgen aus der Ruhrbesetzung erwuchsen, jedoch wurde zum Abschluss des 

Berichts eingeräumt, dass ein unmittelbarer Ertrag nicht zu erwarten sei. 287 

283 Friedrich Adler berichtete ihn einem Brief an Henderson von den Ergebni ssen der Paris- und 
Berlin-Reise Shaws. llSG , SAl, Korrespondenz mit angeschlossenen Parteien , Adler an H enderson, 
15.9.1923, llSG/ SAI/Korrespondenz/1662. 
284 Hinsichtlich der Initiative Baldwins muss kon statiert werden , dass sich das englische Foreign 
Office im Sommer 1923 mehrfach einschaltete, um die Verhandlungen zwischen Deu tschland und 
Frankreich anzukurbeln. Diesbezüglich muss vor allem die Curzon-Note vom Ir. August genannt 
werden, die den Streit über die RuhrakLion zwischen der belgischen und fcm zös ischen Regierung 
öffentlich machte und überdies von britischer Seite klarstellte, dass die Besetzung nach einem Gut­
achten britischer Kronjuristen rechtswidrig sei. Baldwin selbst hatte sich am 2. August in einer Re­
gierungserklärung zu Wort gemeldet und darin die Veröffentlichung des Notenwechsels angekündigt. 
Wenige Tage später, am 19 . September, verkündeten beide Regierungen allerdings nach einem ge­
mein samen Treflen, dass es keine Meinungsverschiedenheiten zwischen Frankreich und England 
mehr gebe. Damit erschöpfte sich die Hoffnung auf eine diplomatische Intervention Großbritanniens 
endgültig. L. ZIMMERMANN , Deutsche Augenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, 
S. 184ff; H. A. W1NKLEK, Weimar, 1918-1933, 31998 , S. 209. 
285 IISG, SAJ, Korresponden z mit angeschlossenen Parteien, Adler an Henderson, 15.9.1923, llSG/ 
SAl/Korrespondenz/1662 . 
286 »Die Genossen Bracke und R!um hatten Freitag, den 23- September 1923 ro Uhr vormillags eine Unterre­
dung mit dem Minislerpriis1denlen Poincari. Die Audienz, um die bereits Dienstag nachmi!lag a'!f Grund der 
neuen Injörmationen durch Genossen Tom Shaw, dem Sekreliir der SA!, der aus Deu/schland kam, angesucht 
worden war, konnte infalge der Verhinderung und der Reisen des Minfrterprcisidenten nicht stat(finden. « IISG , 
SAI, Kontakte mit angeschlossenen Parteien, Bericht über dipl. Mission von Bracke und Blum, 
16.9.1923, IISG/ SAI/Korrespondenz/ 1566; hierzu auch: Bariety, Les Relations franco-allemandes 
apres la premiere guerre mondiale, S. 226 f.; F. MENCES, Die Reaktion der sozialistischen Parteien in 
Deutschland und Frankreich (SPD und S.F.1.0.) auf die Ruhrbesetz ung 1923; in: Francia, 4, 1976 , 
S. 625- 658, hier: S. 637-
287 Poincare habe lau t Blum und Bracke den Eindruck gemacht, dass er eine Katastrophe in Deutsch­
land - der Zusammenbruch der Demokratie - als Chance betrachte, da in einer solchen Situation 
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Damit bewegten sich die sozialistischen Initiativen im Kreis und nicht ein einziges 

Mal war es gelungen, maßgeblichen Einfluss auf die zwischenstaatlichen Verhand­

lungen nehmen zu können.288 Aufgrund dessen vermag es kaum zu überraschen, 

dass von weiteren Treffen einstweilig abgesehen wurde, da man überspitzt gesagt 

der Tatsache Rechnung tragen musste, dass die Verhandlungsbereitschaft der fran­

zösischen Regierung nicht zu beeinflussen war. Zwar kam es im Oktober noch 

einmal zu einer Konferenz von 1GB und SAI in Brüssel, wo ein erneutes Manifest 

verabschiedet wurde, 289 ebenso wie TUC und Labour Party zeitgleich einen öffent­

lichen Brief an Lord Curzon verfassten, mit dem Ziel, Druck auf die Regierung 

Poincare aufzubauen. 290 Allerdings erbrachten diese Propagandainitiativen ebenfalls 

keinen direkten Ertrag, was offensichtlich auch im Lager der Sozialisten niemanden 

überraschte: Nicht umsonst war das Ruhrproblem in Brüssel nur graduell behandelt 

worden - im Fokus standen vielmehr die Lage in Russland, Georgen, Bulgarien, 

Spanien und Ungarn. 291 Wie Beatrice Webb in einem Gespräch mit Harry Kessler 

deutlich machte, könne man aus Sicht Großbritannien s nichts gegen Frankreich un­

ternehmen, wenn man nicht zum Krieg schreiten wolle. Aufgrund dessen brachten 

auch die Bemühungen der Labour Party keinen greifbaren Erfolg, 292 zumal der linke 

Parteiflügel darauf beharrte, man müsse sich um die Zustände im englischen Pro­

letariat kümmern - und nicht um außenpolitische Belange. 293 

Die SAI »scheiterte« genauso wie die englische Regierung in ihrem Bemühen, die 

aufgezeigte diplomatische Sackgasse zu verlassen , was zur Folge hatte, dass dem 

neuen deutschen Reichskanzler, Gustav Stresemann und seinem neuen Regierungs­

partner - der Sozialdemokratischen Partei - , 294 nichts anderes übrig blieb, als zu-

demokratische Kräfte die Oberhand gewinnen könnten. Diesen wahnwitzigen Plan hätten die sozia­
li stischen Delegierten immerhin widerlegt, so ihr Faz it. IJSG , SAI , Kontakte mit angeschlossenen 
Parteien, Bericht über dipl. Miss ion von Bracke und Blum, 16.9.1923, llSG/SAI/ Korrespondenz/ 
1566. 
288 In Frankreich blieb selbst dem einnuss reichen Politiker Lcon Blum schlussendlich nur die Mög­
li chkeit, auf parlamentarischer und publi zistischer Ebene gegen Poincare (erfolglos) zu agitieren. Bei­
spielhaft für Blurns publi zistischen Protest gegen Poincare, siehe auch seine Polemik über »Poinca­
Ruhrs« Bilanz in: Le Populaire, 18. 11. 1923-
289 Das Manifest wurde in sämtlichen Parteipressen veröffentlicht. l!SG , N120/A9/ SAI , Bureau, 
Dossier betr. der Sitzung in Brüssel , 3.-4. Oktober 1923, IISG/SAI/BUREAU/ 600. 
290 IISG , SAI, Bureau , Labour and the European Situation, l!SG/SAI/ BUREAU/ 600. 
291 IISG , SA!, Bureau, Protokoll betr. der Sitzung in Brüssel, 3--4. Oktober 1923, llSG/SAI/BU ­
REAU/600. 
292 H. GRAF KESSL ER, Das Tagebuch , Ei ntrag vom 30.10.1923, Bd. 7, S.1261. 
293 Ebd., Eintrag vom 7-11.1923, Bd. 7, S. 136; Gespräch mit E. Snowden. 
294 Innerhalb der Regierung Stresemann stellten die Sozialdemokraten vier Minister (Robert 
Schmidt , R. Hilferding, Wilhelm Sollmann und G. Radbruch). Der Eintritt in die Große Koalition 
(DVP, DDP, SPD ) war innerparteilich durchau s um stritten gewesen, in sbesondere weil der Abbruch 
des pass iven Widerstandes prakti sch unumgänglich im Hinblick auf weitere Verhandlungen war. Hier 
fürchteten sozialdemokratische Politiker wie z. ß. Hilferding, erneut al s Arbeiterverräter gebrand­
markt zu werden. Bereits einen Monat später, im September 1923, wurde indes im Parteivorstand die 
An sicht vertreten, dass es besser sei , den passiven Widerstand aus eigenen Stücken abzubrechen, al s 
am Ende unter ihm zusam menzubrechen. Im gleichen Sinne sprachen sich am 24. September die 
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mindest einen Teil der französischen Forderungen zu erfüllen: Nach verschiedenen 

Sondierungen erklärte er am 26. 9. den Abbruch des passiven Widerstandes, ohne 

dass es unmittelbar danach zu offiziellen Verhandlungen zwischen Paris und Berlin 

gekommen wäre. 295 Stattdessen sicherte sich die französische Regierung in verschie­

denen Sonderverträgen mit deutschen Industriellen (MI CUM-Verträge) ihre pro­

duktiven Pfänder. Immerhin akzeptierte Poincare am 25. 10. einen englischen Vor­

schlag, der einem internationalen Gremium die Verantwortung zur Prüfung der 

deutschen Zahlungsfähigkeit übertrug. Dies hatte zur Folge, dass am 30. 11. Dawes 

und McKenna berufen wurden, um als Sachverständigen eben diese Tätigkeit aus­

zuüben. Ihr Bericht, der im April 1924 veröffentlicht wurde, führte schließlich im Juli 

und August 1924 zur Abhaltung der Londoner Konferenz, wo über den sogenann­

ten Dawes-Plan, dessen spätere Verabschiedung die Ruhrbesetzung offiziell be­

endete, verhandelt wurde. 296 

Maßgeblich für die Verabschiedung des Dawes-Planes verantwortlich waren die Re­

gierungswechsel in Großbritannien und Frankreich, welche sukzessive einen »welt­

politischen Szenenwechsel« einleiteten: 297 In London führte Ramsay MacDonald 

seit Januar 1924 eine von den Liberalen abhängige Minderheitsregierung an, in Paris 

musste Poincares »bloc national« im Mai 1924 eine empfindliche Niederlage hinneh­

men, woraufhin eine Allianz aus Sozialisten und Radikalsozialisten die Geschicke 

Frankreichs leitete. 

Damit befanden sich sowohl die Labour Party als auch die SFIO zumindest theo­

retisch betrachtet in der Position, stärkeren Einfluss auf das internationale System 

nehmen zu können. Auch wenn die französischen Sozialisten nur indirekt an der 

Regierung Herriot beteiligt waren - und aus Gründen der Parteiraison eine Tolerie­

rungspolitik im Parlament vorzogen 298 
- , deutete sich ein gravierender weltpoliti­

scher Klimawandel an, begünstigt durch die Regierungswechsel in Frankreich und 

Großbritannien. Welche Rolle das Parteiendreieck während der 1924 beginnenden 

»Locarno-Ära« einnahm und ob die von der SAI eingeleiteten, bislang allerdings 

eher ineffizienten Politik der »informellen Diplomatie« in diesem Zeitabschnitt von 

größerem Erfolg gekrönt war, wird im Folgenden zu klären sein. 

verschiedenen Reichstagsfraktionen ( mit Ausnahme der DNVP) aus , am 26. 9. wurde der passive 

Widerstand schließlich abgebrochen. Vgl. H. A. W1 NKLER, Weimar, 1918-1933, 11998, S. 204ff; 
F. M ENGES, Die Reaktion der sozialistischen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und 

S.F.1.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4, 1976, S. 625-658, hier: S. 645. 
295 Vgl. L. ZIMMERMANN , Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958, S. 19of 
296 F. M ENGES, Die Reaktion der soziali stischen Parteien in Deutschland und Frankreich (SPD und 

S.F.1.O.) auf die Ruhrbesetzung 1923; in: Francia, 4 , 1976, S. 625- 658, hier: S. 652 ff.; S. FEUCHT, Die 
Haltung der Sozialdemokratischen Partei D eutsch land s zur Außenpolitik während der Weimarer 

Republik (1918- 1933), 1998, S. 324ff.; H. A . WI NKLER, Weimar, 1918- 1933, 11998, S. 232ff. 
297 Ebd., S. 260. 
298 Paradigmati sch: D. Nrn1-UnscH, Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allianz , 2005, 

S. 69 ff 
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I.!). Resümee: Die blockierte Modernisierung 

Im Hinblick auf die Ruhrkrise sowie die Haltung des Parteiendreiecks muss ab­

schließend festgehalten werden, dass SPD, SFIO, Labour Party zwischen 1921 und 

1923/24 große Anstrengungen unternahmen, die Reparationskrise frühzeitig zu be­

enden. In Frankreich und Großbritannien wurden mehrfach Demonstrationen gegen 

die Ruhrbesetzung veranstaltet, in den Nationalparlamenten Partei für die deutsche 

Regierung respektive die Sozialdemokratie ergriffen und in Parteizeitungen klar und 

deutlich gegen die französische Aggressionspolitik agitiert. Überdies bemühten sich 

die Arbeitervertreter im Rahmen verschiedener Gespräche mit Regierungsvertretern 

darum, ein Einlenken (Frankreich) respektive ein Eingreifen (Großbritannien) zu 

erreichen und den Konflikt frühzeitig zu beenden. Dieser Umstand belegt anschau­

lich, dass es bereits 1921/22 - und nicht erst 1924/25 - zu einem regen Austausch 

zwischen sozialistischen Mittlerfiguren wie Blum, Thomas, Hilferding, Breitseheid, 

MacDonald und staatlichen Repräsentanten kam. 

Wie erklärt sich der zunehmende diplomatische Einnuss sozialistischer Politiker? 

Neben dem parlamentarischen Erfolg der fran zösischen und britischen Arbeiterpar­

tei , die den Handlungsspielraum der jeweiligen Protagonisten sprunghaft erhöhte, 

war es vor allem die »Krise der universalen Diplomatie«, 299 die eine solche Entwick­

lung mit begünstigte: Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges traten parlamentari­

sche Repräsentanten sukzessive in die Fußstapfen der »alten Diplomaten« und er­

hoben Anspruch auf das Arkanum zwischenstaatlicher Verhandlungen. Dabei war es 

nicht nur die Konferenzdiplomatie der Staats- und Regierungschefs, die den alten 

»Berufsdiplomaten« sukzessive in den Hintergrund drängte, sondern auch der stei­

gende Aktionsradius von prominenten Politikern oder Intellektuellen - was sich in 

zahlreichen informellen Gesprächen und Verhandlungen widerspiegelte. Das Auf­

kommen der Massenmedien evozierte eine Disbalance zwischen »Geheimnis und 

Öffentlichkeit«, die von versierten Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens - und 

hierzu gehörten auch sozialistische Politiker - durchaus gewinnbringend austariert 

werden konnte. Damit führte die manifeste Krise der Diplomatie, die sich im Zuge 

der Ruhrkrise zusätzlich verstärkte, zu einer Multilateralisierung der zwischenstaat­

lichen Interaktionen. 300 

Für den Moment zerschellten die Initiativen sozialistischer Politiker allerdings 

wiederholt am Widerstand der französischen Regierung, weshalb die auf Verhand­

lungsbereitschaft basierende Politik des Parteiendreiecks respektive der SAI - vorerst 

- zum Scheitern verurteilt war. Jedoch war das Vorgehen von SPD, SFIO, Labour 

Party weitestgehend alternativlos, wie ausdrücklich betont werden muss: Grund hier­

für war nicht zuletzt, dass die angedachten »Streikmaßnahmen« in Großbritannien 

299 V. ST ELLER, Zwischen Politik und Öffen tlichkeit. Die Pariser Friedensverhandlungen 1919 und 
die Kri se der universalen Diplomatie; in: Zeithi stori sche Forschungen/ StuJies in Contemporary 
History, 8 (2011 ), S. 350-372; hier: S. 35o ff 
300 Ebd.; hierzu auch: G. MüLLER , Europäische Gcscllschaftsbczichungcn nach dem Ersten Welt­
krieg. Das Deutsch-Fran zösische Studienkomitee und der Europiiische Kulturbund, 2005. 
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oder Frankreich bereits im Vorfeld rigoros abgelehnt worden waren. So lag das ein­

zige Manko der neuen »Verhandlungsstrategie« des Parteiendreiecks nicht etwa in 

ihrem fehlenden Pragmatismus, sondern der Tatsache, dass die »Mitspieler« auf Re­

gierungsebene fehlten, die für eine Modernisierung des außenpolitischen Staaten­

systems dringend erforderlich gewesen wären. Eben deshalb kann für die Zeit zwi­

schen 1919 bis 1923 auch von einer »blockierten Modernisierung« gesprochen 
werden, da die Voraussetzungen für eine Flexibilisierung der Außenpolitik nicht 

gegeben waren. Der eigentliche »Durchbruch « in dieser Frage gelang erst nach den 

Regierungswechseln in Frankreich und Großbritannien und der beginnenden Ära 

der »relativen Stabilisierung«. 

2. Locarno und die Modernisierung der Außenpolitik (1924-1926) 

2.1. Triumphzug der Sozialdemokratie? Die Ausgangssituation 1924/ 1925 in Deutschland, 
Frankreich, Grefsbritannien 

Als am 22. August 1925 um drei Uhr Nachmittag der Kongress der Sozialistischen 

Arbeiter-Internationale in Marseille eröffnet wurde, strotzten die Delegierten nur so 

vor Selbstbewusstsein. Tn seiner Eröffnungsrede machte der Vorsitzende Arthur 

Henderson deutlich, »dqß heute alle Parteien der Internationale die historische Mission der 
Arbeiterklasse klarer erkennen und an den Endsieg des internationalen Proletariats stärker 
glauben als je zuvor.« 1 

In seiner ambitionierten Grußbotschaft betonte der englische Parteiführer, dass 

die Sozialistische Internationale nach den Wirren des Weltkrieges nicht nur gefestigt 

und geeint dastehe, sondern auch großartige Erfolge für sich verbuchen könne: 

»Mehr als 300 Tageblätter und Tausende von Wochen- und Monatsblättern tragen unsere 
Botschqßen in die Massen. Bei sechzehn Wahlen in vierzehn verschiedenen Ländern hat in 
diesen letzten zwei Jahren die sozialistische Arbeiterschqft e!f Siege errungen. Arbeiterregie­
rungen bestehen oder haben bestanden in England, Dänemark und Schweden und unsere 
Genossen stehen aef wichtigen Posten in den Regierungen Belgiens und der Tschechoslowa­
keZ: « 2 Im nationalen wie im internationalen Maßstab habe die Internationale damit 

den Punkt erreicht, wo jede einzelne Partei stets die Möglichkeit der Regierungs­

beteiligung in ihrer Propagandaarbeit berücksichtigen müsse. Die Beteiligung an 

Koalitions- oder Minderheitsregierungen, auch die Übernahme alleiniger Regie­
rungsverantwortung, waren für Henderson erstrebenswerte Ziele, sofern diese »der 

Sache der Arbeiterschaft« dienen würden. 

1 Zweiter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Marseille, 22. bis 27. August 1925, 

1975, S. 236. 
2 Ebd. 



196 Zweites Kapitel 

Auch wenn der Brite letztlich für denjenigen Flügel innerhalb der SAI sprach, der 

sich - anders als z.B. die SFIO -Minderheit oder die ILP - 3 dezidiert für Regie­

rungsbeteiligungen aussprach, kann ein Aspekt seiner Ausführungen kaum geleug­

net werden: In den Jahren 1924/25 hatte sich das internationale System grundlegend 

gewandelt und die sozialistischen Parteien (insbesondere in Frankreich und Groß­

britannien) waren an diesem Prozess maßgeblich beteiligt gewesen. Die »sozialisti­

sche Botschaft« wurde also nicht nur »in die Massen« getragen, sondern auch auf 

zwischenstaatlicher Ebene diplomatisch artikuliert. In der beginnenden Phase der 

»relativen Stabilisierung«4 standen die sozialistischen Parteien nach der Ruhrkrise 

gefestigter als jemals zuvor in ihrer Geschichte da. Dementsprechend stellte sich 

auch die »Machtfrage« völlig neu und wie zu zeigen sein wird, wurde sie je nach 

nationaler Ausgangssituation höchst unterschiedlich beantwortet. 

Die Möglichkeit , Regierungsverantwortung zu übernehmen, wurde nicht von al­

len Parteien respektive Parteiflügeln der SAI begrüßt: Der Sieg des Linkskartells in 

Frankreich am II. 3.1924 stellte die SFIO z.B. vor eine regelrechte Zerreißprobe, da 

sich der gemäßigte linke Flügel um Jean Zyromski und Alexandre Bracke vehement 

gegen eine gouvernementale Teilnahme aussprach, während die Extremisten um Jean 

Maurin in ihrer Zeitung »L'Etincelle« von einer Einheitsfront mit dem PCF träum­

ten. 5 Demgegenüber plädierte die Parteirechte um Pierre Renaudel, Vincent Auriol, 

Salomon Grumbach oder Joseph Paul-Boncour dezidiert für die Option, Teil der 

Regierung zu werden, 6 weshalb die Partei kurz vor einer erneuten Spaltung stand. 7 

In dem Bemühen, der SFIO eine solche Belastungsprobe zu ersparen, bekannte sich 

die Parteimitte um Lcon Blum zum Prinzip der »Tolerierungspolitik«. Die »Politik 

der Unterstützung« bedeutete für Blum, der Parlamentsfraktion so viel Freiheit und 

Unabhängigkeit zu erlauben, dass die Fortsetzung der Unterstützung für die Regie­

rung immer und immer wieder neu geprüft werden musste. Mit diesem Modell 

konnte die SFIO Druck auf die Regierung ausüben, deren Politik sogar mitgestalten 

- ohne aber selbst unmittelbar in der Verantwortung zu stehen. Eben dieser Weg 

wurde auf dem außerordentlichen Parteitag in Grenoble beschlossen, wo sich Blum 

gegen die parteiinternen Widersacher behaupten konnte. 8 

3 Vgl. C. LEFRA NC, Der Soziali smu s in Frankreich von 1919 bi s 1939; in: J. DROZ u.a. (Hrsg.), 
Geschichte des Sozialismus, 1977, Bd . Xfll , S. 62. 
4 H. A. W1N KLER, Weimar, 1918- 1933, 11998, S. 298. 
5 Zyromski und Bracke publi zierte in ihrer Zeitung »La Bataille Sociali ste«. Ebd., S. 63-
6 Die sogenannten »Participationistes« befürworteten bereits zuvor eine mögliche Regierungsbetei ­
ligung, wobei vor allem Vincent Auriol in einem Zeitungsartikel vom 23-5.1924 aus verschiedenen 
Gründen für diese Option plädierte. Hierzu gehörten: 1. Die Verpflichtung der SFIO, dem Wil len 
des Volkes, das einer linken Mehrheit das Vertrauen ausgesprochen hatte, nachzukommen; 2. Die 
Aufrechterhaltung der Einheit der SFIO - Auriol interpretierle eine mögliche Toleri erungspolitik 
als Gefahr für die Parteidisziplin; 3- Die Übernahme von Macht als Erhöhung der Handlungsoptio­
nen für die SFIO. Le Populaire, 23-5.1924. 
7 Hierzu: G. Z1 EBURA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 331; D. NER1-ULTSCH, Sozialisten und Radicaux­
eine schwierige Allian z, 2005, S. 98. 
8 Vgl. G. Z1EBURA , Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 340- 351. 
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Ganz anders gelagert war die Situation in Großbritannien, wo die Labour Party 

seit Dezember 1923 die stärkste Fraktion im britischen Unterhaus stellte und kurz 

darauf die Regierungsverantwortung übernahm. 9 Arthur Henderson hatte sich zu­

vor gegen eine Koalitionsregierung mit den Liberalen gestemmt - und stattdessen 

für eine Minderheitsregierung unter Führung der Labour Party plädiert. Infolgedes­

sen kam es im Vergleich zu Frankreich zu einem überraschenden Rollentausch: Di e 

Sozialisten stellten die Regierung, während die Liberalen eine Tolerierungspolitik 

anstrebten. 10 Anders als in Frankreich gab es innerparteilich kaum Zweifel an der 

Entscheidung, Regierungsverantwortung zu übernehmen, zumal das Bekenntnis 

zum »parlamentarischen Weg« innerhalb der britischen Arbeiterorganisation ohne­

hin wesentlich ausgeprägter war im Vergleich zur kontinentaleuropäischen Schwes­

terpartei SFI0. 11 

An dem »Siegeszug« der sozialdemokratischen Parteien Frankreichs und Groß­

britannien, die erstmals nach dem Ende des Weltkrieges parlamentarische Höhenluft 

schnupperten, partizipierte die SPD nur eingeschränkt: Während Labour Party und 

SFIO indirekt oder direkt Regierungsverantwortung übernahmen, war es der SPD 

nicht vergönnt, diesen Schritt zu gehen - obschon sie im Jahre 1924 aus beiden 

Wahlen als stärkste Fraktion hervorging.12 Grund hierfür waren zum einen partei­

interne Flügelkämpfe, zum anderen die Weigerung potentieller Koalitionspartner, 

in sbesondere der DVP, eine Wiederauflage der Großen Koalition anzustreben. 

Nach dem überaus schlechten Wahlergebnis im Mai 192413 wurde die Möglich­

keit, Regierungsverantwortung zu übernehmen, auch von der sozialdemokratischen 

Parteiführung zusehends kriti sch beäugt: Auflnitiative von Hermann Müller wurde 

auf dem Parteitag in Berlin (Juni 1924) deshalb der Oppositionszustand als »Nor­

malfall« deklariert, während die Regierungsbeteiligung ab sofort den »Ausnahme-

9 lm Wahlkampf hatte die Partei zuvor in sbesondere für den Freihandel, Vollbeschäftigung und den 
Völkerbund geworben. Ihr Spitzenkandidat , Ramsay MacDonald hatte se inen Mitbürgern gar »Brot 
und Rosen« versprochen. Vor allem der Werdegang MacDonalds, unehelicher Sohn eines Bauern­
mädchens sowie die Tatsache, dass eine »Partei der Revolution« die Geschicke Großbritanniens lei ten 
sollte, stellten eine herbe Zäsur dar. F. BEDARlDA, Der Sozialismus in Großbritannien; in: J. DRoz 
u. a. (Hrsg.), Geschichte des Soziali smus, 1977, Bd. XI, S. 26 ff. 
10 Die Liberalen unter Führung von Asquith ließen sich (unter Zustimmung der kon servativen 
Partei) tatsächlich auf das von Henderson vorgeschlagene Modell ein. Vgl. W. KRIEG ER, Labour Party 
und Weimarer Republik, 1978 , S. 311 ff 
11 Koalition sabsprachen als »Merkmal « für die Integration in da s jeweilige politische System gab es 
berei ts relativ früh in Großbritannien, z. B. im Jahre 1903, im Zuge der »Entente« zwischen Herbert 
Gladstone und J. R. MacDonald, in deren Folge in einigen Wahlkreisen nur ein Abgeordneter von 
Labour Party oder Liberal Party aufgestellt wurde. Diese Form der Zusammenarbeit wurde in den 
folgenden Wahljahren immer wieder neu aufgelegt. Vgl. S. BERGER , Ungleiche Schwestern?, 1997, 
S. 59 f.; hierzu auch: F. BEALY / H . PELLING, Labour and Politics, 1958 , S. 125-159. 
12 Die erste Wahl fand am 4 . Mai 1924 sLa LL, bei der die SPD 20,5% der Stimmen erreichen konnLe. 
Dieses Ergebnis wurde, auch wenn die Partei erneut die stärkste Kraft im Reichstag war, als katastro­
phal bewertet. Am 7- Dezember - der zweiten Reich stagswahl - gelang es der Partei indes, ihren 
Stimmenantei l von 20,5 auf26% erhöhen. Vgl. H . A. W1NKLER, Weimar, 1918-1933, 11998, S. 272. 
13 Hierzu: D ERS., Der Schein der Normalität , 21987, S. 177-188. 
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fall« darstellen sollte. 14 Dies war nicht zuletzt eine Reaktion des Parteivorstandes auf 

die vehemente Kritik des linken Flügels um Robert Dißmann, der die Koalitions­

politik der letzten Jahre scharf kritisiert hattc. 15 Damit ergab sich also für die SPD, 

die insbesondere in den Anfangsjahren der W eimarer Republik Regierungsverant­

wortung übernommen hatte und mit Friedrich Ebert bis 1925 den Reichspräsidenten 

stellte, eine gänzlich andere Ausgangssituation als für die beiden Schwesterparteien, 

SFIO und Labour Party. 

2.2. Die »Modernisierung« der Außenpolittk nach der Ruhrkrise 

Trotz der beschriebenen Schwierigkeiten der SPD war der Erfolg der sozialistischen 

Parteien in Großbritannien und Frankreich definitiv ein Wendepunkt. Dies galt ins­

besondere für die außenpolitische Ebene, wo die sozialistischen Parteien, so die 

grundlegende These des folgenden Kapitels, wichtige Verhandlungspartner im zwi­

schenstaatlichen Austausch stellen konnten und damit einen entscheidenden Beitrag 

zur »Modernisierung« der Außenpoli tik lieferten. 16 

Der Begriff »Moderni sierung« soll in der vorliegenden Arbeit vor allem als Inter­

nationalisierung der Außenpolitik verstanden werden, geprägt durch multilaterale 

Organisationen sowie multilaterale Kooperationsformen. 17 Die Verabschiedung des 

Dawes-Planes bedeutete den Auftakt der mul tilateralen Konferen zd iplomatie und 

die Verabschiedung vo n der bilateral organisierten Geheimdiplomatie des Ersten 

Weltkrieges. Die Tatsache, dass in Großbritannien und in Frankreich zwei Parteien 

direkte oder indirekte Regierungsverantwortung ausüben konnten, die zuvor im 

Wahlkampf mit Allgemeinplätzen wie Frieden, Kooperation und internationale Ent­

spannung geworben hatten, darf als Teil dieses Entwicklungsprozesses gesehen wer­

den. 

2.2.1. Londoner Konferenz, Dawes-Plan und die Rolle des Parteiendreiecks 

Die Achillesferse des internationalen Staatensystems waren in den Jahren 1924/25 
nach wie vor die deutsch-französischen Beziehungen. Das franzö sische Bedürfnis 

nach mehr Sicherheit war im Zuge der Ruhrbesetzung nicht gelöst worden - ganz 

im Gegenteil: Faktisch war die unilaterale Politik Poincares mit dem Widerstand der 

rheinischen Bevölkerung, dem Stimmungswandel in der französischen Bevölkerung 

14 Sozialdemokrati scher Parteitag 1924. Protokoll mit dem Bericht der Fra uenkonferenz. Berl in 1924, 

1974, S. 83-
1s Ebd., S. 99· 
16 Zur Idee der »Modernisierung der Auf~enpolitik« in der Locarno-Ära: R. BLESS INC, Der mögli­
che Frieden, 2008, S. 9 IT; hierzu auch: P. KR üc rn , Di e Außenpolitik der Republik von Weimar, 
1985, S. 16; C. NrrnHART, Die Außenpolitik der Weimarer Republik, 1999, S. 43 L M. H ER REN. 
Hintertüren zur Macht , 2 000, S. 2. 

17 Dazu gehören in sbesondere: Herausbildung eines Systems kollektiver Sicherheit , Schiedsverträge, 
Kri egsächtun g, Anst ieg der Verständigungsbereit schaft. Vgl. R. BLESSIN C, Der mögli che Frieden, 
2008, S. 9f: 
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und dem Sieg des Linkskartells gescheitert, so dass sich der neue fran zös ische Mi­

nisterpräsident, Edouard Herriot, aus nachvollziehbaren Gründen zu einer »europäi­

schen Verständigungspolitik« bekannte, ja bekennen musste. LetzLlich blieb ihm 

kaum eine andere Wahl, als eben diesen Schritt zu vollziehen, da sich Frankreich 

gegen Ende der Ruhrkrise in einem Zustand der »fast vollständigen diplomatischen 

Isolation« befunden hatte. 18 

Gleich zu Beginn seiner Amtszeit musste Herriot schwierige Verhandlungen mit 

den alliierten Mächten führen und im Zuge der Londoner Konferenz unter Beweis 

stellen, 19 dass die französische Regierung zu einem Umdenken bereit war und tat­

sächlich auf einen Verständigungskurs setzte. 2° Konsequenter Weise musste der 

französische Ministerpräsident die von seinem Vorgänger eingeschlagene Politik re­

vidieren und dem neuen Reparationsplan bzw. Bericht der Expertenkommission zu­

stimmen, der als »Dawes-Plan« in die Geschichtsbücher einging und auf der Londo­

ner Konferenz völkerrechtlich in Kraft gesetzt wurde. 21 

Einer derjenigen Politiker, der maßgeblich dazu beitrug, dass der Dawes-Plan 

wirksam wurde und die Reparationsproblematik damit entpolitisiert werden konnte, 

war der englische Premier-Minister Ramsay MacDonald. Seine Strategie sah vor, zur 

»britischen Interpretation« des Versailler Vertrages zurückzukehren - was konkret 

bedeutet hätte, Deutschland freie Hand in der wirtschaftlichen Entfaltung zu lassen 

sowie die territoriale Integrität des Landes zu garantieren. 22 Nach dieser Lesart soll­

te ein erneuter Alleingang Frankreichs künftig unmöglich gemacht werden. Hierfür 

bot MacDonald Herriot in den Pariser Gesprächen vom 8. und 9. Juli 1924 an, eine 

>> Entente« zwischen Großbritannien und Frankreich zu vereinbaren. Allerdings soll­

te diese nicht wie im Ersten Weltkrieg durch eine gemeinsame Militärallianz be­

schlossen werden, sondern sich multilateral, d. h. auf Basis einer gemeinsamen 

Deutschlandpolitik auszeichnen. 23 Mit diesem kooperativen Politikstil war MacDo­

nald ein wichtiger Wegbereiter jener Verständigungspolitik, die mit der Verabschie­

dung des Dawes-Planes ihren Anfang fand. 

18 C. BAECHLER, Gustav Stresemann (1878-1929), 199 6, S. 447 f. 
19 Hierzu: D. NERI -ULTSCH , Soziali sten und Radicaux - eine schwi erige Allianz, 2005, S. 122. 
Wichtige Aktensammlungen zur Londoner Konferenz: Proceeding of the London Reparation Co n­
ference, Vol. r, The lnteralli ed Confcrcnce, Vol. 2, The Internat ional Conference, London 1924; 
Documents diplomatiques. Conference de Londres. 16 juillet au 16 aoGt 1924, Paris 1925; Die Lon­
doner Konferenz, Juli -August 1925, 1925. 
20 Wie Crumbach in einem Cespr;ich mit Kessler und Breitseheid deutlich gemacht habe, sei eine 
,, ungü nstige« Reaktion der britischen Regierung eine Katas trophe für die linke Regierung in Frank­
reich, was einen Sturz der versöhnungsfreundlichcn Regierung H erriot zur Folge haben könnte. 
Kess ler kam zu dem Schluss: »Man sieht was auf dem Spiel steht: Nichts weniger als der Friede 
Europas.« H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 22 .6.1923, Bd. 8, S. 345. 
21 Vgl. D. Nrn1-ULTSCH, Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 124; 
S. FE UCH T, Die Haltun g der Soziald emokratischen Partei Deutschland s zur Außenpolitik während 
der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998 , S. 330 f.; F. KNIPPING, Deutschland, Frankreich und das 
Ende der Locarno-Ära, 1987, S. 17ff 
22 Vgl. W. KRIEGER, Labour Party und Weimarer Republik , 1978, S. v2 f. 
23 Ebd. 
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War die Evolution des Dawes-Planes nur ein Erfolg des britischen Premier oder auch 

der Sozialistischen Internationale? Erfolgte der politische Aufstieg MacDonalds in 

enger Abstimmung mit der SAI oder wurde er auf eigene Faust durchgeführt? Diese 

Fragen stellen sich sicherlich, wenn man berücksichtigt, dass MacDonald in der Ver­

gangenheit ein wichtiger Protagonist der internationalen Sozialdemokratie gewesen 

war. Betont werden muss an dieser Stelle jedoch, dass er in seiner Funktion als 

Premierminister weitestgehend souverän agierte und den Parteiapparat - wie auch 

die Arbeiterinternationale - in seine Entscheidungen nur bedingt einweihte. Als sich 

das Exekutivkomitee der SAI im Februar 1924 in Luxemburg versammelte, bat der 

englische Delegierte Cramp um »Verständnis« für die britische Arbeiterbewegung, 

die zwar »im Amt, aber nicht an der Macht sei Die englische Delegation kenne die Absichten 
MacDonalds nicht im Einzelnen, sie müsse aber Wert dara11f legen, dqß die zu fassende 
Resolution nicht den Gegnern Vorschub leiste, die die Arbeiterregierung beschuldigen, unter 
dem Diktat der f nternationale zu stehen.« 24 Mit anderen Worten war der Delegierte der 

Labour Party nicht im Bilde über die Aktivitäten seines Premiers, musste aber trotz­

dem dafür sorgen, dass auf der Luxemburger Konferenz kein Beschluss gefasst wur­

de, der die Partei und damit MacDonald in Misskredit bringen könnte. 

Auf dem Treffen der SAI-Exekutive in Luxemburg deutete sich aber ohnehin ein 

Paradigmenwechsel an, insofern die Arbeiterinternationale in Zukunft, so die Vor­

stellung der Delegierten, einen Beitrag zur »Modernisierung« des Staatensystems 

leisten sollte: Adolf Braun merkte im Namen der SPD an, dass man sich »kapitalis­

tischen Lösungsvorschlägen« nicht gänzlich entziehen könne. 25 Der Belgier Louis 

de Brouckere äußerte sich ähnlich und würdigte die Erfolge der Verständigungspoli­

tik der letzten Monate, die - seiner Ansicht nach - auch einen sozialistischen Beitrag 

hätten. Daher plädierte er auch dafür, die Hoffnungen, die mit sozialistischen Ver­

ständigungsbemühungen einhergehen würden, in Zukunft nicht zu verkleinern. 26 In 

gewisser Weise findet sich damit bereits der Gedanke ausgedrückt, dass sich die 

Sozialistische Internationale der von Herriot und MacDonald eingeleiteten inter­

nationalen Verständigungspolitik nicht verweigern konnte, wenn sie nicht den An­

schluss verlieren wollte. Eben deshalb wurde in der Schlussresolution der Exekutiv­

sitzung beschlossen, dass der Sieg der britischen Arbeüerpartei einen »Fortschritt« 

darstellte, da die kapitalistischen Regierungen dazu gezwungen werden würden, eine 

»friedliche ökonomische Lösung des Reparationsproblems zu suchen«. 27 Die sich 

anbahnende >,Verständigung« in dieser Frage wurde ausdrücklich gelobt. 28 

24 IISG, SA!, Sitzung des Exekutivkomitees der SAI am 16. und 17- Februar 1924 in Luxemburg, 
IlSG/ SAI/198/3. 
25 Ebd. 
26 Ebd. 
27 llSG, SAT, Sitzung des Exekutivkomitees der SA! am 16. und 17- Februar 1924 in Luxemburg, 
TI SG/SAI/198/19. 
28 Ebd. 
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Diese verständigungsorientierte Politik wurde in der Folgezeit fortgesetzt: Auch im 

Vorfeld der Londoner Konferen z äußerte sich die SAI verhältnismäßig moderat und 

gestand dem Plan der Sachverständigenkommission in einer Resolution vom Juli 

1924 immerhin zu, »gewisse Ansätze zur Lösung des Problems« zu enthalten. 29 

Insgesamt entsteht der Eindruck, dass die Arbeiterinternationale den von 

MacDonald initiierten außenpolitischen Klimawandel zwar begrüßte, ihn jedoch in 

keinster Weise mitgestaltete. Die SAI leistete keinen Widerstand, passte sich an, da 

jeder Schritt zur Modernisierung des internationalen Staatensystems - zumal nach 

der verheerenden Ruhrkrise - als Fortschritt interpretiert wurde und der britische 

Premier, trotz seiner Abstinenz und der steigenden Machtfülle, weiterhin als Teil 

der internationalen Agentur der Arbeiterklasse angesehen wurde. 

Wie die Labour Party unterstützten auch SPD und SFIO den Dawes-Plan nach 

Kräften, was vor allem in Frankreich zu heftigen Auseinandersetzungen führte: Nach 

der Rückkehr Herriots aus London wurde von konservativer Seite scharfe Kritik an 

dem Abkommen geübt, die Rede war von einer »annulation des dettes interalliees«. 30 

Doch Herriot verteidigte die Ergebnisse der Konferenz in der französischen Kam­

mer und lobte sie als Beginn eines wahrhaftigen Friedens. 31 Unterstützt wurde er in 

der Debatte von Leon Blum, der erstens deutlich machte, dass seine Partei die Politik 

der Regierung unterstütze und zweitens die Gelegenheit nutzte, die Politik Poincare 

erneut scharf zu kritisieren. 32 Im Hinblick auf die deutsche Republik konstatierte 

Blum erneut, dass es zwei diametral entgegengesetzte Kräfte gebe: Die Sozialdemo­

kraten und Gewerkschaften auf der einen und die Kräfte der Reaktion auf der ande­

ren Seite. Eben aus diesem Grund sei es unabdingbar, den republikanisch gesinnten, 

den »guten Teil« Deutschlands mit allen Kräften zu unterstützen. 33 Zum Abschluss 

seiner Rede versuchte Blum, die inhaltliche Übereinstimmung zwischen Radikalso­

zialisten und SFIO mit dem nötigen Pathos anzureichern, indem er auf den gemein­

samen Beschluss verwies, die sterblichen Überreste von Jean James möglichst zeit­

nah in den Pantheon zu überführen, was dem gemeinsamen Kampf für das Londoner 

Abkommen zusätzlich einen einheitsstiftenden Moment gab. 34 

29 Kriti siert wurde allerdings, das s der deutschen Arbeiterklasse höhere Lasten als den kapitalisti ­

schen Klas sen auferlegt werden würden. Gleichermaßen wurde gefordert, die deutschen D elegierten 

ebenfall s nach London zur internationalen Regierungskonferenz zu laden, im Sinne der Gleichbe­

rechtigung und dem Interesse an einer multilateralen Politik. IISG , SAI, Bureau, 4. Juli 1924, IISG/ 

SAI/ BUREAU/602. 
30 L e Temps, 25. 8 .1924. 
31 Vgl. D. NER1 -ULTSCH, Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 125. 
32 J.O., Chambre des D eputes, 23.8.1924, S. 3009- 3021. 
33 Für das Londoner Abkomm en, das mit 336 gegen 204 Stimmen angenommen wurde, stimmten in 

der französischen Kammer: SFIO, Parti radical et radical sociali ste, Republicains socialistes und di e 

Gauche radicale. Ebd. 
34 Ebd.; D . NERr-UuscH, Soziali sten und Radicaux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 127. 
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Für die SPD war die Zustimmung zum Dawes-Plan ebenfalls nie fragwürdig oder 

gar problematisch gewesen. 35 Vielmehr wurde der Versuch , über die Fortsetzung der 

Erfüllungspolitik zu einer Verständigung zu gelangen, als einzige Alternative zum 

Konfrontationskurs der Nationalisten in Deutschland und Frankreich aufgefasst, 

weshalb die Londoner Konferenz insgesamt sehr wohlwollend interpretiert wurde. 36 

Die anerkennende Haltung von SPD und SFIO gegenüber der Reparationskon­

ferenz war keineswegs überraschend: Wie im Folgenden zu zeigen sein wird, betei­

ligten sich beide Parteien intensiv an der praktischen Ausarbeitung der Verständigungs­

politik. Die grundlegende These lautet hierbei, dass man klar und deutlich zwischen 

SAI und Parteiendreieck differenzieren muss: Während sich die internationale Agen­

tur der Arbeiterklasse darauf beschränkte, die internationale Entwicklung zu kom­

mentieren, waren beide kontinentaleuropäische Schwesterparteien aktiv gestaltend am 

Verhandlungsprozess beteiligt. 

Auf der Londoner Konferenz wurde die SPD - wenn auch inoffiziell - von Rudolf 

Breitseheid vertreten, der hinter den Kulissen im Sinne der Partei auf den französi­

schen Ministerpräsidenten einwirken sollte. 37 Breitseheid war bereits einen Monat 

vor der Konferenz, im Juni 1924, in Paris gewesen, um mit Herriot unter anderem 

über die brisante Räumungsfrage zu sprechen. Begleitet wurde er dabei von dem 

elsässischen SFIO-Politiker Salomon Grumbach. 38 

Die Ergebnisse des Gesprächs fasste Breitseheid schriftlich zusammen und 

schickte sie anschließend an den deutschen Außenminister, Gustav Stresemann. 39 

Aus deutscher Perspektive war die diplomatische Mission des Sozialdemokraten ein 

herber Rückschlag, denn Herriot machte deutlich, dass er das Ruhrgebiet nur dann 

von französischen Truppen räumen lassen werde, wenn Deutschland im Gegenzug 

»neue Pfänder« anbiete. 40 Der Grund für dieses plötzliche Abweichen vom Dawes­

Plan, der keine weiteren produktiven Pfänder vorsah, war aus Sicht des französischen 

Ministerpräsidenten die unsichere politische Zukunft des Nachbarlandes: »Man 
weiß nicht wie Deutschland in foef oder zehn Jahren aussehen wird Wenn es dann eine 
Regierung gibt, die nicht zahlen will, - was dann?» 41 Allein , diese Forderung wäre für 

die deutsche Delegation in London schlichtweg untragbar gewesen. Daher beriet 

35 Vgl. J. ZARUSKY, Die deutschen Sozialdemokraten und das sowjeti sche Mod ell, 1992, S. 189. 
36 Das Abkommen per se wurde sogar für so populär gehalten, dass die SPD eine Volksabstimmung 
für den 4- Mai vorschlug - über das Reparationsabkommen. Vgl. H. A. WI NKLER, Der Schein der 
Normalität , 21987, S. 190. 
37 Ebd. 
38 Hinweise auf"die Anwesenheit Breitseheid s in Pari s finden sich auch in den Tagebüchern von Graf 
Kess ler. In einem Eintrag vom 24.6.1924 berichtet dieser von einer Sitzung im »Carnegie In stitut «, 
wo er als Hauptredner aufgetreten sei. Breitseheid und Grumbach se ien u. a. im Podium gesessen und 
hätten sich an der anknüpfenden Di sku ss ion, die sich um den Friedenswillen Deutschland s drehte, 
beteiligt. H. GRAF K ESSLER , Das Tagebuch, Eintrag vom 24.6.1924, Bd. 8, S. 348 f 
39 PA, Büro Staatssekretariat, Brief von Breitseheid an Stresemann, 21. Juni 1924, A Bd.} R 28900. 
40 Ebd. 
41 Ebd. 
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sich Breitseheid im Anschluss des Gespräches sofort mit Grumbach, um das weitere 

Vorgehen zu besprechen - mit dem Ziel, Herriot von seiner Meinung abzubringen: 

»Ich habe sefort Grumbach, dem die Sache auch sogleich bedenklich vorkam, Moutet und 
Renaudel in Bewegung gesetzt, und sie haben mir zugesagt, alles zu tun, um Herriot von 
einem nicht ungefahrlichen Weg abzubringen. Sie meinten, man solle diese Idee in ihrer Be­
deutung nicht überschätzen. Der Eiefltefs der Sozialisten werde ihn hindern von der Route des 
Dawesgutachtens, das keine anderen Pfander vorsehe, abzubringen. Herriot habe sich noch 
nicht eingearbeitet, und taste noch ein wenig umher. « 42 

Wie aus dem Tagebuch von Harry Graf Kessler hervorgeht, trafen sich einige ver­

ständigungsorientierte Kräfte, darunter auch Breitseheid und Grumbach, am 

27-6.1924 zu einem gemeinsamen Frühstück, an dem u. a. der französische Innen­

minister, Duvernoy, teilnahm. Im Verlauf des Gesprächs sei die Ansicht vertreten 

worden, dass man eine »gemeinsame Front« bilden müsse im Kampf gegen die 

»Kräfte der Reaktion«, auch auf Regierungsebene: »Duvernoy, Riedt, Breitseheid, 
Grumbach waren einer Meinung, dqß sie möglichst bald, wenn nicht einen gemeinsamen 
Feldzugsplan, so doch eine Methode der Zusammenarbeit entwickeln sollten; so dqß der eine 
Premierminister oder Reichskanzler zum andren in vertrauliche Beziehungen träte, u. ihn im 
voraus von seinen Schritten u. Außerungen in Kenntnis setzte, um Überraschungen u. falsche 
Schlüsse zu vermezden.« 43 Diese kooperative Politikvorstellung hatte durchaus einen 

realpolitischen Hintergrund: Kessler kam zu dem Schluss, dass Breitseheid von der 

Haltung Herriots »enttäuscht« sei und sich insgeheim die SFIO an der Schaltzen­

trale der französischen Regierung wünsche. Diese Einschätzung deckt sich in gewis­

ser Weise mit dem Brief Breitseheids an Stresemann. 44 Grumbach machte Kessler 

gegenüber deutlich, dass es in Paris zudem zu einer SFIO-Konferenz über den der­

zeitigen Stand der französischen Außenpolitik gekommen sei, an der auch Breit­

scheid teilgenommen habe. 45 

Während der Londoner Konferenz leistete Breitseheid im Juli/August 1924 
schließlich mit seinen inoffiziellen Bemühungen einen wichtigen Beitrag zur Ver­

handlungsführung, wie unter anderem aus dem Nachlass von Gustav Stresemann 

hervorgeht. 46 In seinen Aufzeichnungen berichtete der deutsche Außenminister 

durchaus positiv über das Treffen zwischen Breitseheid und Herriot, insbesondere 

weil der Sozialdemokrat wichtige Erkenntnisse über die Lage im franzö sischen La­

ger liefern konnte: »Gegen Abend kam Dr. Breitseheid zu uns, der, wie er mitteilte, 2 '/2 
Stunden mit Herriot gesprochen hatte. Er schilderte Herriot als volllwmmen zusammen-

42 Ebd. 
43 H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 27-6.1924, Bd. 8, S. 350 f. 
44 PA, Büro Staatssekretariat, Brief vo n Breitseheid an Stresemann, 21. Juni 1924, A Bd. J R 28900. 
45 H . GRAF KESSLER , Das Tagebuch, Eintrag vom r. 7- 1924, Bd. 8, S. 360. 
46 Allgemein hierzu: R. Ku NKHAMMER, Die Außenpolitik der Sozialdemokratischen Partei 
Deut schlands in der Zeit der Weimarer Republik, 1955, S. 118 ff.; P. P1STOR1us, Rudolf Breitseheid 
1874-1944 , 1970, S. 221 ff, 254 ff. 
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gebrochen unter der Last der Koreferenz und unter seiner Umgebung, die voller Intrigen sei'. 47 

Der französische Ministerpräsident habe Breitseheid vorgeschlagen, die Ruhrräu­

mung erst nach Ablauf der alliierten Militärkontrolle erfolgen zu lassen sowie einen 

Sicherheitspakt zwischen beiden Ländern zu beschließen, um die Gefährdung 

Frankreichs in Zukunft ausschließen zu können. Des Weiteren wurde angeregt, 

einen Handelsvertrag zu vereinbaren. 48 Stresemann antwortete darauf, dass ein Zu­

sammenhang zwischen Militärkontrolle und militärischer Räumung parlamentarisch 

nicht durchsetzbar wäre, ein Handelsvertrag zwischen Deutschland und Frankreich 

allerdings schon. Indes konnte bereits eine Woche später, am 15. August 1924, ein 

entscheidender Fortschritt _e rzielt werden, als Herriot über den SFIO-Politiker Salo­

mon Grumbach mitteilen ließ, dass eine schrittweise Umsetzung des Abzuges 

durchaus im Bereich des Möglichen liege. 49 Wenige Stunden später, am 16. August 

1924, wurde der Dawes-Plan schließlich verabschiedet. 

Es war nicht zuletzt das Engagement MacDonalds, das einen solchen Kompro­

miss möglich gemacht hatte: 50 Stresemann vermerkte hierzu in seinen Noti zen , dass 

ihm der britische Premier zuvor in einem persönlichen Gespräch mitgeteilt habe, 

»s tärksten Einfluss« auf Herriot ausüben zu wollen - offensichtlich nicht ohne Er­

folg. 51 Die Konferenz taktik von MacDonald bestand im Wesentlichen darin, Herriot 

von der dringenden Notwendigkeit einer sofortigen Ruhrräumung zu überzeugen. 

Sein schlagendes Argument lautete hierbei, dass die Anleihen amerikanischer Privat­

banken (circa 40 Millionen Pfund) an Deutschland nur dann erfolgen würden, wenn 

das Land nicht mehr besetzt sei. Es bedarf keiner besonderen Begründung, dass die 

deutsche Republik nur mit Hilfe besagter Kredite dazu in der Lage war, ihren 

Reparationsverpflichtungen nachzukommen. 52 Insofern besaß die Drohkulisse 

MacDonalds einen für Frankreich materiell höchst relevanten Aspekt, den Herriot 

in seiner weiteren Vorgehensweise mit berücksichtigen musste. Das galt umso mehr, 

als der britische Premier in seinem Anliegen vom britischen Vertreter in der Repara­

tionskommission, Sir John Bradbury, von G eneral Dawes sowie vom amerikanischen 

Botschafter, Frank B. Kellogg, maßgeblich unterstützt wurde. 53 

Aus den Ausführungen geht exemplarisch hervor, dass der Anteil der sozialistischen 

Akteure am Zustandekommen des Londoner Vertragswerkes enorm war - im Fall 

von SPD und SFIO insbesondere auf einer informellen Basis. Diesbezüglich muss 

hervorgehoben werden, dass die Mittierfiguren keinem bestimmten Beschluss der 

47 PA, NL GusLav SLresemann, 7. August 1924, 7172/ H156296-4620 (AugusL, 1924, Londoner Kon­
feren z). 
48 Ebd. 
49 PA , Referat Deutschland , Deutsche Delega Li on London 2, 15.8. 1924, Aufzeichnungen SLrese­
mann , 1 Aa3-
5o Über die im Anschluss an die Konferen z stattfindenden britisch-f'ran zösischen Verhandlungen, 
siehe auch: Echo de Pari s, 8.9 .1924; Homm e Libre, 7. 9: 1924. 
51 Ebd. 
52 W. KRIEGER, Labour Party und Weimarer Republik , 1978, S. 327. 
53 Ebd. 
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Internationale folgten und weitestgehend auf sich allein gestellt waren. Das SAI­

Bureau hatte sich im Februar 1924 zwar darauf verständigt, »alles Notwendige« zu 

tun, um das deutsche Reparationsproblem zu lösen, 54 jedoch gab es kein konkretes 

außenpolitisches Strategiepapier, das ein gemein sames Vorgehen konkretisiert hätte. 

Damit wurde transnationalen Akteuren wie Breitseheid, Grumbach, Blum, Hilfer­

ding oder MacDonald ein relativ großer Handlungsspielraum gegeben, ohne dass 

ein besonderer Wert auf die Wahrung einer nicht näher definierten »sozialistischen« 

Außenpolitik gelegt wurde. 

Das Fehlen eines gemeinsamen Strategiepapiers vermag allerdings nicht zu über­

raschen, da die Mächtekonstellation im internationalen Staatensystem zu Beginn des 

Jahres 1924 aus sozia li stischer Perspektive all es andere als vielversprechend war: 

Noch am 11. r. monierte Breitseheid in einem In terview, dass es keine allzu große 

Hoffnung auf eine Verständigungspolitik gäbe, weil sich die Haltung Poincares kei­

nen Deut verändert habe. 55 Daran konnte auch das Bemühen MacDonalds, mit dem 

französischen Ministerpräsidenten zu verhandeln, herzlich wenig ändern. 56 Die pes­

simistische Haltung des Sozialdemokraten erscheint durchaus nachvollziehbar, wenn 

man berücksichtigt, dass sämtliche Verständigungsinitiativen der SAI zwischen 1922 
und 1924 abgeschmettert worden waren. Somit bestand für die transnationalen Me­

diatoren auch zunächst kein besonderer Anlass, an einen nachhaltigen Klimawechsel 

im internationalen Staatensystem zu glauben. Was allerdings die Perspektive völlig 

veränderte, war der Regierungswechsel in Frankreich und der Sieg des Linkskar­

tells.57 Bereits im Juli 1924, wenige Tage vor der Londoner Konferenz und nur we­

nige Monate nach Breitseheids Interview, notierte Eric Phipps, engli scher Botschaf­

ter in Frankreich, dass Leon Blum in einem Gespräch mit ihm den »Poincarismus« 

für tot erklärt habe. 58 Insofern deutete sich nach dem Sieg des Linkskartells ein sehr 

plötzlicher Perspektiv- und Paradigmenwandel im Lager der Sozialisten an, die, zu­

mindest in Frankreich und Großbritannien, erstmals unmittelbaren Einfluss auf zwi­

schenstaatliche Verhandlungen nehmen konnten. 

Auf diese ruckartige Entwicklung reagierte die SAI als Organisation, wie bereits 

dargelegt, verdächtig langsam, was einzelnen Akteuren - insbesondere aus den Füh-

54 IISG , SAI, Sitzung des Exekutivkomitees der SAI am 16 . und 17- Februar 1924 in Luxemburg, 

llSC/ SAl/ 198/19. 
55 PA, Büro Staatssekretariat, Telegramm vom 11.1.1924, Büro Staatssekretär: A Bd. 2: R 28899k. 
56 Ohnehin wurde im Au swärtigen Amt mehrfach kolportiert - unter anderem gegenüber Breitseheid 

- dass sich di e Labour-Regierung in ihrer Innen- und Aufsenpolitik unwesentlich von der Vorgänger­

regierung unterschied . Hierzu: PA, Büro Staatssekretariat, Lageprotokoll zur innenpolitischen Situa­

tion in England, 18. Februar 1924, Büro Staatssekretär: A Bd. 2: R 28899k; PA , Büro Staatssekreta­

riat, Dufour an Schubert, London den 21.2.1924, Büro Staatssekretär: A Bd. 2: R 28899 k. 
57 lm Nachlass Stresemanns findet sich ein ausfü hrli cher Bericht über die innenpoliti sche Lage in 

Frankreich sowie dem Verhalten der SFJO im Falle eines Regierungswechsel s. PA, NL Custav Stre­

semann , Bericht über di e innenpoliti sche Lage in Frankreich , 14. 5. 1924, 7169/ H155656-9250 (M ai 

bis Juni 1924). 
58 TNA, PRO, Foreign Office, Telegram Mr. Phipps, 25. Juli , TNA/ PRO/ FO 371/10541; Hierzu 
auch ein Artikel Blums zum Wiederaufleben der internationalen Bez iehungen, siehe: Le Populaire, 

4 · 5· 192 4 · 
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rungsgremien des Parte iendreiecks - die Gelegenheit eröffnete, mittels eigener Kon­

ta kte und Initiativen aktiv zu werden . Mit in dieses Bild passt, dass es auch in der 

Folgezeit einen regen Ko ntakt zwischen Blum und dem britischen Botschafter gab, 

der einzig und allein dem Ziel gewidmet war, den Londoner Vertrag mittels infor­

mell er Kontakte oder Beziehungen zum Abschluss zu bringen und dadurch die ein­

geleitete Verständigungspolitik fortzusetzen - wenn auch zunächst mit eher mäßi­

gem Erfolg: Als di e Rat ifi zierung des Abkomm ens im französischen Parlament 

anstand, mahnte Blum den britischen Diplomaten Phipps bzw. di e briti sche Regie­

rung dazu an, »to give Herriol something to show on his return to Paris .for the great conces­
sions which he bad made. «59 Konkret bezog er sich auf di e interalliierten Schulden und 

verlangte unter anderem, dass Frankreich in den näch sten vier Jahren keinen Beitrag 

zahlen sollte. 60 Dieser weitreichende Vorschlag wurde vom bri tischen Finanzminis­

terium verständlicherweise umgehend abgelehnt, 61 zumal zu di esem Z eitpunkt be­

reits klar schien, das s der Vertrag im fran zös ischen Parlament unterzeichnet werden 

würde. 62 Stattdessen wurde auf der Londoner Ko nferenz vereinbart, die Frage der 

interalliierten Schulden einer Expertenkommission zu übergeben. 63 

Auch wenn, wie am Beispiel Blums und seiner gescheiterten Einflussnahme auf die 

britische Außenpolitik deutlich wird , die Initiativen des Parteiendreiecks keineswegs 

ei ne reine »Erfolgsgeschichte« waren, so leisteten di e Sozialdemokraten - insbeson­

dere Rudolf Breitseh eid , Salomon Grumbach und Ramsay MacDonald - dennoch 

einen wichtigen Beitrag zur Unterze ichnung des Londoner Vertragswerkes. 64 Wa­

rum das Dawes-Abkommen vom Parteiendreieck als Fortschritt betrachtet wurde, 

wird am Anschaulichsten in einer Rede von Rudolf Hilferding deutlich, der das 

Übereinkommen auf dem Berliner Parteitag 1924 als »einzig unmittelbar mögl iche 

Lösung« der Reparation sfrage bezeichnete. 65 Dieser »realistisch « anmutende Duk­

tus war keineswegs neu: Bereits in den Jahren zuvor hatte sich das Parteiendreieck in 

außenpoliti scher Hin sicht an einer »Politik d es Möglichen« orientiert, wes halb die 

Rede Hilferdings nahtl os auf die beteiligten Parteien bzw. Protagonisten übertragen 

59 TNA, PRO, fore ign Office, Aufzeichnung Mr. Phipps vom 10./ u. 8. 1924, TNA/ PRO/ FO 1,71/ 
1054 1. 
60 »M. Blum replied that, broadly speaking a solution whereby France would be relieved o/all payments far, say, 

jöur years and u1111J she had obtained.from Germany the .five milliards ef gold marks still due to her fa r payments 
in the devastated regions, would be considered_fair The Spa percentages should, moreo·ver, be revised. « TNA , 
PRO, Foreign Office, Aufze ichnung Mr. Phipps vom 10./ 11. 8. 192 4 , TNA/ PRO/ FO 371/ 10541. 
61 T NA, PRO, Foreign Office, Lampson an Phipps, 20.8 . 1924, TNA/ PRO/ FO 371/ 10541. 
62 Ebd. 
63 R. B1.css1 NC, Der mögliche Frieden, 2008, S. 162; hierzu auch: Oeuvre, 7.9.1924. 
64 Kriti sch wurde im A A indes der Beitrag von Ph . Snowden bewertet, der im Zuge de r Londoner 
Konferenz wiederholt mit »ul tra-deutschen « Standpunkten aufgefallen se i. Snowden habe der deut­
schen Delegation mi t seinem »150%igen Deutschtum« große Schwierigkeiten bereitet, womit vermut­
li ch v. a. dessen Frankophobie gemeint ist. Eben dies r;iumte Stresemann in einem Gespräch mi t 
H. C. Kessler ein . H . CKAF KESSLE R, Das Tagebuch, Eintrag vom 26 .8. 1924, Bd. 8, S. 406. 
65 Verhandlungen des Rei chstags. Stenographische Berichte, Bd. 381, S. 808 (Hilferding); hierzu 
auch: H. A. W1NKLER, Der Schein der Normal ität , 21987, S. 19 1. 
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werden kann. Wie bereits dargelegt, fehlten in der Vergangenheit allerdings die 

»Mitspieler« auf Regierungsebene, die für eine Verständigungspolitik dringend nö­

tig gewesen wären. Dies änderte sich im Jahre 1924 schlagartig mit den Regierungs­

wechseln in Großbritannien und Frankreich, da sich sowohl die Labour-Party als 

auch das Linkskartell für multilaterale Vereinbarungen im Sinne einer Politik des 

Ausgleichs aussprachen. 66 

Für die sozialistischen Parteien eröffnete sich damit erstmals die Möglichkeit, den 

Verständigungsprozess aktiv mit zu gestalten und als Ansprechpartner zu positio­

nieren. Beispielhaft hierfür steht ein Gespräch von Rudolf Breitseheid und Salomon 

Grumbach mit Edouard Herriot im September 1924, in dem letzterer den Vorschlag 

unterbreitete, dass Deutschland doch endlich »dem Völkerbund beitreten,< solle. Er 

bat Breitseheid und Crumbach darum, die französische Befürwortung des deutschen 

Beitritts auch an Ramsay MacDonald weiterzuleiten, der sich bereits zuvor in Genf 

für diesen Schritt stark gemacht hatte. 67 

Mit anderen Worten hatte die internationale Sozialdemokratie binnen weniger 

Monate stark an Format und Einfluss gewonnen. Möglich wurde das nicht zuletzt 

deshalb, weil die Außenpolitik von SPD, SFIO und Labour Party prinzipiell offen 

gestaltet wurde, d. h. viel Interpretationsspielraum zuließ. Die jeweiligen Parlaments­

fraktionen agierten in der Praxis nicht etwa dogmatisch , sondern ausgesprochen 

»gouvernemental«, 68 weshalb die offizielle Politik ihres jeweiligen Nationalstaates, 

zumindest seit dem Beginn der »Verständigungsära«, nach Kräften unterstützt wur­

de. In diesem allzu grob gesteckten Rahmen hatten Politiker wie Leon Blum, Salo-

66 Eingeräumr werden muss gewiss, dass die bereits im November 1924 erfolgte Abwahl der Regie­

rung MacDonald, nur wenige Monate nach seiner Amtsübernahme, in diesem Kontext einen Rück­

schritt darstellte. Vgl. F.-J. BRüGGEMEIER, Geschichte Großbritanniens im 20. Jahrhundert , 2010, 

S. r45. 
67 Im Zuge der Diskussion über den möglichen Völkerbundsbeitritt Deutschlands kam es zu ein er 

intensiven Kooperation zwischen Breitseheid , Grumbach, MacDonald, Henderson, die allesamt in 

Genf darum bemüht waren, einen solchen Meilenstein der internationalen Beziehungen - wenige 

Monate nach dem Ende der Ruhrkrise - zu ermöglichen. Ständigen Kontakt habe Breitseheid nach 

der Darstellung Graf Kess lers zu Otto Wels bzw. dem Reichspräsidenten Ebert gehalten, die von ihm 

über den Fortschritt der Verhandlungen informi ert wurden. Schlussendlich wurden die lnitiiativen 

allerdings vom deutschen Auswärtigen Amt torpediert: E in deutscher Beitritt wurde von Stresemann, 

vor allem aufgrund der ungeklärten Schuldfrage, als »übereilt« angesehen und daher vertagt. Ange­

kündigt wurde stattdessen ein »alsbaldiger« Beitritt, ohne konkretes Eckdatum. H. GRAr- KESSLER , 

Das Tagebuch , Eintrag vom 5.9 . 1924, Bd. 8 , S. 426 ff; Eintrag vom 10.9.1924, S. 437 ff.; E intrag 

vom 13. 9., S. 448 f; Gespräch zwischen Kessler und Müller/ LocbejWels: Eintrag vom 16. IO. 1923, 

S. 516; guter Überblick über den möglichen dt. Völkerbundbetritt 1924: J. ZARUSKY, Die deutschen 

Sozialdemokraten und das sowjetische Modell, 1992, S. 189 ff 
68 Die Vorstellung, dass die Parteien »gouvernemental« agierten , sobald es um die Außenpolitik 

ging, geht auf Michael Stürmer zurück. In Bezugnahme auf die SPD kon statierte er, dass die sozial­

demokratische Reichstagsfraktion , sobald es um außenpolitische Themen ging, ihre innenpolitischen 

Konflikte »abstrahierte« und sich mit den Zielen der offiziellen deutschen Außenpolitik identifizier­

te. Dieser Gedanke kann , zumindest ab Mitte 1924 (mit dem Ende der Ära Poincare), auch auf die 

SFIO übertragen werden. Die Labour Pany wies in Bezug auf ihre außenpolitische Linie, ähnlich wie 

die SPD, seit Kriegsende ein hohes Maß an Übereinstimmung mit ihrer Regierung auf Vgl. 

M. STÜRMER, Koalition und Opposition in der Weimarer Republik, 1967, S. n o. 
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111011 Grumbach, Rudolf Breitseheid, Rudolf Hilferding, Arthur Henderson oder 

Ramsay MacDonald ausreichend Spielraum , ihre eigenen Vorstellungen zu ent­

wickeln und durchzusetzen. 

2.2.2. Locarno und die Suche nach Sicherheit: Vorbereitung des Vertragswerkes und 
infarmelle Einbeziehung der SPD in den Verhandlungsprozess 
zwischen Deutschland und Frankreich 

Im Zuge der Londoner Konferenz wurde der Versuch unternommen, die Rückkehr 

zum internationalen Faustrecht zu verhindern und stattdessen kooperative und ge­
waltfreie Beziehungen zu etablieren. Ein grundlegender Streitpunkt, der nach wie 

vor ungelöst schien, war hierbei das wechselseitige Bedürfnis nach Sicherheit. Die 

französische Regierung hatte erkannt, dass die Stabilisierung des internationalen 

Systems nichl ohne einen deutsch-französischen Interessenausgleich möglich sein 

würde, weshalb beide Staaten zu Kompromissen bereit sein mussten. 69 Grundsätz­

lich gab es zwei zentrale Ansätze zur Lösung des Sicherheitsdilemmas: Erstens eine 

Fortführung des französisch-englisch-amerikanischen Garantiepakts von 1919 (oder 

aber zumindest eine separate Allianz zwischen Frankreich und Großbritannien), 

zweitens der Ausbau des kollektiven Sicherheitssystems des Völkerbundes. 70 Die 

erste Variante scheiterte u. a. am Widerstand Großbritanniens, das bündnispoliti­

sche Verpflichtungen auf dem Kontinent ablehnte. Dementsprechend blieb der Aus­

bau des kollektiven Sicherheitssystems die wohl realistischste Option, sowoh l die 

französische Sekuritätspolitik als auch die deutsche Restaurationspolitik zu berück­

sichtigen und überdies eine Phase der Entspannung und Verständigung einzu­

leiten. 71 

Vor allem für die deutschen und französischen Sozialisten war die Sicherheitsfrage 

ein Kardinalproblem: Die Ruhrkrise hatte den Parteien vor Augen geführt, dass eine 

angemessene Antwort auf das französische Sicherheitsdilemma vonnöten war, um 

stabile außenpolitische Bedingungen zu ermöglichen. Insbesondere die SPD hatte 

69 H. MöLLER, Europa zwischen den Wellkriegen, 1998 , S. 49 . 
70 S. FEUCHT, Di e H altung der Sozialdemokrati schen Partei Deulschlands zur Außenpolitik wäh­
rend der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 332 ff 
71 Die ldee eines koll ektiven Sicherheitssys tems kann, wie Ralph Bless ing in se iner Di ssertation 
darlegt, als eines der zentralen Elemente des Modells liberaler Friedenssicherung bezeichnet werden. 
Die »kollektive Sicherheit« ist dabei vergleichbar mit dem älteren Modell der »Balance of powers«, 
wobei im erstgenannten Fall das Prinzip der Abschreckung eine wesentlich größere Rolle spielt: 
W ährend die »Balance of powers« von einem CleichgewichL der Kräfte ausgeht und ein übergreifen­
des Bündnis nichl zwingend voraussetzt, orientiert sich das System »koll ekliver Sicherheit« am Prin­
zip der Abschreckung sowie an der Machl aller gegen potentielle Aggressoren. Ein »Außen « ist in 
diesem Modell nicht mehr vorgesehen, ebenso wenig wie es »Gegner« bzw. konfrontative Politik­
strategien geben sollte. Der Schwerpunkt liegt also auf kooperativen Handlungsstrategien - mit 
dem Ziel, den Frieden nicht nur zu sichern, sondern nach Möglichkeit zu garantieren. R. BLESSI NC, 
Der mögliche Frieden , 2008, S. 185. 
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erfahren müssen, dass außenpolitische Krisen und deren wirtschaftliche Folgen zu 

einem A ufstieg extremistischer Kräfte führen konnten, die den politischen Einfluss 

der Sozialdemokratie auf lange Sicht erheblich gefährden mussten. 72 Eben deshalb 

unterstützte die SPD in ihrer Rolle als »mitregierende Oppositionspartei« 73 die 

Regierung Luther, deren Sicherheitsinitiative vom 9. Februar 1925 - dem Angebot 

einer Garantie der deutschen Westgrenzen - eine Politik des Interessensausgleichs 

zwischen D eutschland und Frankreich einleitete und damit dem sozialdemokrati­

schen Konzept friedlicher Konfliktlösungen entsprach. Diesbezüglich verkündete 

der »Vorwärts«, dass die Frage der europäischen Sicherheit von so überragender 

Bedeutung sei, »dqß sie getrennt von allen innenpolitischen Angelegenheiten betrachtet wer­
den muss«. 74 

Das deutsche Angebot kam für die SPD, vor allem aber für RudolfHilferding und 

Rudolf Breitseheid keineswegs unvermittelt: Im Verlauf einer Unterredung zwischen 

dem Staatsekretär des Auswärtigen Amtes, v. Schubert sowie Hilferding, wurde die 

SPD noch vor der Übergabe des Memorandums an die französische Regierung über 

den genauen Inhalt der Initiative informiert. 75 Damit versuchte das Auswärtige Amt 

gezielt, die deutsche Sozialdemokratie in den Verhandlungsprozess miteinz ubezie­

hen. Auslöser hierfür war, wie aus dem Tagebuch von Harry Graf Kessler hervor­

geht, ein wenige Tage zuvor stattfi ndendes Gespräch Kesslers mit von Schubert und 

dem deutschen Botschafter in Paris, Hoesch, in dem er den Vorschlag erbrachte, 

» J emanden zu Blum zu schicken, der die Sache mit ihm sogar bis in die Einzelheiten berede 
und ihn veranlasse zu Herriot hinzugehen.« 76 Schubert dachte zuerst an Rudolf Breit­

seheid, der ein »gegebener Vermittler« sei, räumte jedoch ein, dass der Sozialdemo­

krat sich nicht in Frankreich bewegen könne, »ohne daß die ganze Nationalisten 

Presse in Paris schreie«. Infolgedessen habe man, wie Kessler in seinem Tagebuch 

vermerkte, Rudolf Hilferding als Mittierfigur auserkoren, »er fahre so wie so [sie!] zu 
irgend einer Besprechung nach Paris«. 77 

Das Anfang Februar 1925 stattfindende Gespräch zwischen Hilferding und von 

Schubert trug - ebenso wie die jüngsten außenpolitischen Entwicklungen - erfolg­

reich dazu bei , dass die SPD davor zurückschreckte, die Reichsregierung zu stür­

zen. 78 Ursprünglich war Hilferding ins Auswärtige Amt gekommen, um v. Schubert 

ganz offiziell mitzuteilen, dass die französischen Sozialisten Breitseheid und ihn 

dazu aufgefordert hatten, am 8 . 2. zum Parteikongress nach Grenoble zu fahren so-

72 Vgl. R. BEHRING, Option für den Westen. Rudolf Hilferd ing, C urt Geyer und der alllitotalitäre 
Kon sens; in: M. ScHM EIT ZNER (Hrsg.), Totalitarismuskritik von links, 2007, S. 135- 160; hier: S. 138. 
73 Vgl. H . A. W1 NKLER, Der Schein der Normalität, 219 87, S. 251; K. RIESEBERG, Die SPD in der 
Locarno-Kri se, Oktober/November 1925; in: VfZ 30, 1982, S. 130-161; hier: S. 134-
74 Ebd.; Vorwärts, 25.3-1925. 
75 PA , Büro Staatssekretär, FS, Aufzeichnungen v. Schuberts vom 3.2.1925, Bd. 1, BI. 51- 56. 
76 H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Einrrag vom 29.1.1925, Bd. 8, 19 23-1926, S. 587ff 
77 Ebd. 
78 Ausschlaggebend für den Bruch wären in erster Linie innenpolitische Differenzen gewesen. Vgl. 
K. R1ESEBERG, Die SPD in der Locarno-Krise, Oktober/November 1925; in: VfZ 30, 1982, S. 130-
161; hier: S. 134 f 
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wie anschließend nach Paris zu kommen, um gemeinsam »in vertraulicher Atmo­
sphäre« die deutsch-französischen Beziehungen zu diskutieren. 79 Diesbezüglich 
wird vermutet, dass die SFIO bereits im Vorfeld über die britisch-französischen Ge­
spräche informiert worden sei und nun den Kontakt zu den deutschen Genossen 
suche. 80 Wahrscheinlicher ist jedoch, dass Hilferding und Breitseheid nach Rück­
sprache mit der Partei und dem Auswärtigen Amt vereinbart hatten , den französi­
schen Parteitag zu besuchen und Leon Blum davon zu überzeugen, auf Herriot ein­
zuwirken. Die Tagebucheinträge Kesslers erwecken jedenfalls den Anschein, als sei 
die Vermittlungsreise der beiden Sozialdemokraten eine kurzfristige Reaktio n auf 
die Kammerrede Edouard Herriots vom 28.1.1925, in deren Verlauf er Deutschland 
militaristische Tendenzen unterstellte und die Sicherheitsfrage in den Mittelpunkt 
seiner Überlegungen rückte. 81 

Die strategische Unterredung zwischen Schubert und Hilferding im Vorfeld stand 
jedenfalls gänzlich ganz in diesem Kontext: Beide teilten die Auffassung, dass die 
Lösung der Sicherheitsfrage oberste Priorität besitze und der Schlüssel für alle an­
stehenden Streitfragen (Entwaffnungs- oder Räumungsfrage) sei. 82 Schubert eröff­
nete Hilferding, dass Frankreich die Sicherheitsfrage seiner Meinung zufolge dazu 
nutzen werde, alle anstehenden Fragen zuungunsten Deutschlands zu entscheiden. 
Aus diesem Grund sei man selbst aktiv geworden und habe bereits »Sondierungen« 
eingeleitet. Der Erfolg der deutschen Note hänge aber ganz bestimmt davon ab, dass 
dieses Vorhaben vertraulich behandelt werde. Aus diesem Grund bat er Hilferding 
darum , die sozialistische Presse zur Zurückhaltung anzuhalten, was ihm dieser auch 
umgehend versicherte. Im Gegenzug zielte der Sozialdemokrat auf einen raschen 
Eintritt Deutschlands in den Völkerbund ab, um die Verhandlungsposition der Re­
publik aufzubessern. Zum Abschluss des Gesprächs garantierte er dem Staatssekre­
tär, dass er mit den französischen Sozialisten, insbesondere Leon Blum, sprechen 
und ihnen die deutsche Initiative schmackhaft machen werde. Überdies werde er, 
Hilferding, versuchen, Herriot »unter der Hand « davon abzubringen, etwaige »ga­
ranties physiques« für die Lösung der Sicherheitsfrage zu verlangen. 83 lm Denken 
des fran zösischen Ministerpräsidenten konnte eine Einigung zwischen Deutschland 
und Frankreich nur dann erfolgen , wenn sich die deutsche Regierung zu weitreichen­
den Garantien bereit erklären würde. Ziel der sozialdemokratischen »Botschafter« 
war es daher, Herriot von dieser Idee abzubringen, da eine erneute Preisgabe deut-

79 Hierzu auch: lnrernationale Information, Vor dem fran zös ischen Parteitag, 29.1. 1925, Bd. II , 1925; 
ebd ., Die In ternat ionale auf dem fran z. Parteitag, 12.2.1925. 
80 S. FEUC HT, Die Haltung der Sozialdemokrat ischen Partei Deutschlands zur Außenpoli tik wäh­
rend der Weiman:r Republik (19 18- 1933), 1998, S. 341. 
81 H. GRAr KESSLER , Das Tagebuch, Eintrag vom 29.1. 1925, Bd. 8, S. 584L 
82 PA , Büro Staatssekretär, FS, Aufzeichnungen v. Schuberts vom 3.1.1925, Bd. 1, BI. 51-56. 
83 »Ich bat Herr H1!ferding, doch seinen Eir!f?uss bei seinen flanzbsischen Freunden dahin auszuübm. daß sie 
Herrn Herriot dazu briich!cn, von diesen Garantien Abstand zu nehmen und sich vielmehr den vertraglichen 
Caranlien zuzuwenden. Herr Hi!ferding teilte vollkommen meine Meinung und versprach mir, unter der band 
und ganz vertraulich in diesem Sinne zu wirken. « Ebd. 
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scher Interessen aus Sicht der Reichsregierung - und der SPD - untragbar gewesen 

wäre. 

Nicht zuletzt deshalb war die diplomatische Mission Hilferdings bzw. Breit­

seheids von hohem Wert für das Auswärtige Amt, was auch von Schubert so inter­

pretierte: Zwei Tage später berichtete er dem deutschen Botschafter in Paris, Leo­

pold von Hoesch , dass das Gespräch zwischen ihm und Hilferding hervorragend 

verlaufen sei. 84 In Bezug auf die informellen diplomatischen Kontakte der SPD und 

ihrem W ert für das Auswärtige Amt zog der Staatssekretär dabei ein überraschend 

positives Fazit: »Ich glaube, dqß die beiden deutschen Sozialdemokralen uns auch in der 
Sicherheitifrage eine gewisse Hilfestellung geben können und auch geben werden. Herr Hi!fer­
ding war al!ßerordentlich verständig und ich glaube dasselbe nach meinen letzten Etfahrungen 
auch von Herrn Breitsche,d annehmen zu kiinnen. Sollten Dich die Herren aufsuchen, so 
würde ich Dich bitlen, sie sehr .freundlich zu empfangen, ihnen gegenüber aber meinen Brief 
an dich nicht zu erwähnen. Ob Du ihnen etwas von der wohl dann inzwischen etjölgten 
Demarche sagen kannst, lässt sich natürlich im Augenblick schwer beurtetlen. !eh glaube, dqß 
man ihnen ein z iemlich weitgehendes Vertrauen schenken kann, andererseits aber müssen wir 
eben doch versuchen, in Zukunfl solche diplomatischen Eriirterungen ganz geheim zu führen. 
Wenn dies gelingt, so kö"nnen wir in Zukwifi selbst solchen Herren gegenüber in der Geheim­
haltung keine Ausnahme machen. «85 Damit hatte von Schubert den Eindruck gewon­

nen , dass die SPD ihren Beitrag zur Lösung des Sicherheitsproblems leisten wollte. 

Die Tatsache, dass er sich von den diplomatischen Kontakten der Sozialisten - zu­

mindest temporär - einen positiven Effekt für die anstehenden Verhandlungen er­

hoffte, lässt dabei tief blicken, zumal von Hoesch bereit s am r. 2. das Vorhaben ge­

äußert hatte, persönlich den Kontakt zu Blum und Herriot zu suchen. 86 Offiziell 

hergestellt wurde dieser aber nun von den Sozialdemokraten, wie das ursprünglich 

auch Kessler vorgeschlagen hatte. 87 

Vom 8.-12. Februar vertraten Hilferding und Breitseheid die SPD auf dem französi ­

schen Parteitag in Grenoble. 88 ln seiner Rede auf dem Parteitag lobte Hilferding, der 

von S. Grumbach übersetzt wurde, die Entwicklung der deutsch-französischen Be­

ziehungen, mahnte aber zugleich dazu an , den eingeschlagenen Kurs fortzusetzen. 

Seiner Argumentation zufolge habe die SPD bei der letzten Wahl nur deshalb so 

schlecht abgeschnitten, weil sie mit ihren außenpolitischen Positionen kaum Erfolge 

für sich verbuchen konnte. Deshalb seien reaktionäre und extremistische Kräfte auf 

dem Vormarsch in Deutschland. An die französischen Genossen appellierte Hilfcr-

84 PA , Büro Staatssekretär, FS, Schubert an Hoesch, 5.2.1925, FS, Bd. 1, R29082. 
85 Ebd. 
86 PA, Büro StaatssekreLär, FS, Hoesch an SchuberL, 1.2.1925, Bd. r, R29082. 
87 H. GRAF Kr.ssLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 29.1.1925, Bd. 8, S. 584f 
88 Vgl. Pani Socialiste. Scction fran~ai se de l'Internationale Ouvriere. XXIIe Congres National. 
Tenu a Grenoble, les 8, 9, 10, II eL 12 Fcvrier 19 25. Comptc Rrndu Stenographique, Pari s 1925 ; 
Internationale Informat ion, Vor dem französischrn Parteitag, 29.1.1925, Bd. 11, 1925; ebd., Die Inter­
nationale auf dem franz. Parteitag, 12.2.1925. 
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ding, Druck auf die Regierung auszuüben, umso rasch wie möglich eine Einigung 

zwischen Deutschland und Frankreich herbeizuführen. 89 

Ebenso wie Hilferding unterstützte auch Rudolf Breitseheid die deutsche Sicher­

heitsinitiative: In einem Interview mit der »Neuen Züricher Zeitung« konstatierte er, 

dass die Regierung Luther keineswegs eine nationalistische Politik betreibe und sah 

in ihr einen zuverlässigen Partner für Frankreich. Luther führe sein Kabinett mit 

straffer Hand und habe sich wiederholt für die deutsch-französische Annäherung 

ausgesprochen. 90 Wie sein Parteigenosse plädierte er dezidiert für den Eintritt 

Deutsch lands in den Völkerbund sowie die Schaffung eines kollektiven Sicherheits­

systems. Nur mithilfe außenpolitischer Erfolge sowie der politischen Gleichstellung 

Deutschlands könne der Gefahr, welche von reaktionären Kräften wie den Deutsch­

nationalen ausgehe, begegnet werden. »Aber wir [Sozialdemokraten, Anm. d. V] sind 
überzeugt, daß nur ein Einvernehmen, in welchem Deutschland nicht Oijekt, sondern mit­
bestimmender Tet! ist, seinen Zweck eifüllen wird.« 91 Konkret forderte Breitseheid also 

ein Entgegenkommen der Franzosen sowie einen Dialog auf A ugenhöhe. Gleichzei­

tig erklärte er sich verständnisvoll gegenüber der Furcht der Franzosen, einen wert­

losen Garantiepakt, der jederzeit gebrochen werden könne, zu unterzeichnen. Dieser 

Angst versuchte er mit schlüssigen Argumenten entgegenzutreten: Ein Sicherheits­

pakt, in dem die deutsche Republik mitbestimmender Faktor und nicht nur Objekt 

sei, werde nach Ansicht des Sozialdemokraten ein anderes Schicksal erleiden als das 

1919 geschlossene »Abkommen mil Wilson und Lloyd George«.92 

Die diplomatische Mission der beiden SPD-Politiker trug maßgeblich dazu bei, 

die SFIO von der Notwendigkeit zu überzeugen, die deutsche Initiative mit Wort 

und Tat zu unterstützen. Dies geht aus der wohlwollenden Rezeption der Rede Hil­

ferdings in der französischen Presse beispielhaft hervor. 93 Für das Auswärtige Amt 

hatte sich die Involvierung der Sozialdemokraten also durchaus gelohnt: Auch wenn 

es Differen zen in der Bewertung des Ist-Zustandes gab, 94 unterstützten Breitseheid 

und Hilferding sowohl die Regierung Luther als auch die deutsche Sicherheitsini­

tiative. 95 Das war keineswegs selbstverständlich, wenn man die Perspektive der SFIO 

in das Fazit miteinbezieht: Der französische Parteiführer Leon Blum war im Vorfeld 

89 Hierzu : Le peuple, 9.2.1925; Homme Libre, 9.2 .1925; Avenir, 7-2.1925. 
90 Neue Züricher Zeitung, 22.2. 1925. 
91 Ebd. 
92 Berücksichtigt man, dass Stresemann der SPD im Jahre 1926 in Aussicht stell te, einen Delegienen 
im Völkerbund zu stellen, kann dies durchaus als Eigenwerbung Breitseheids gewertet werden. Ebd.; 
zum Schreiben Stresemann s: PA , NL Stresemann, Stresemann an Müller, 9. 8. 1926, Bd. 26 , Dok. H 
159318-322/330; S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Partei Deutschlands zur Auf5en­
politik während der Weimarer Republik (1918-1933), 1998 , S. 345. 
93 Oevre, 9.2.1925; Le Populaire, 9.2.1925; Homme libre, 9.2. 1925; Le Pcuple, 9.2.1925. 
94 Feucht nennt hier insbesondere die Völkerbundfrage, das Genfer Protokoll sowie die deutsch ­
russischen Beziehungen. Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrat ischen Panei Deutsch­
lands zur Aufsenpolitik während der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 345. 
95 Hierzu auch die Bemerkung im Tagebuch von Harry G ra f Kessler, dem Hi lfereling sagte, dass man 
»sogar.für das nal ionalislische Kabine// Luther in Frankreich gut Weller zu machm versucht« habe. H . GRAF 
KESSLER, Tagebücher 1918 - 1937, 21961 , S. 440. 
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der deutschen Initiative mehr als verärgert über das Verhalten der Regierung Luther. 

Zwar attestierte er dem Kanzler eine pazifistische Grundhaltung, zweifelte jedoch an 

der Möglichkeit, mit Deutschland einen Garantiepakt zu vereinbaren. 96 Insofern war 

es von zentraler Bedeutung, dass Breitseheid und Hilferding in Grenoble unmiss­

verständlich Partei für die deutsche Regierung ergriffen. 

Dass die sozialistische Verständigungsinitiative für das Auswärtige Amt äußerst 

relevant war, wird des Weiteren an dem Bericht des Staatssekretärs von Schubert 

deutlich, der sich am 20. 2. mit Hilferding über die Ergebnisse der Pariser Reise be­

sprach: 97 Tatsäch li ch hatte Hilferding in Grenoble die Gelegenheit erhalten, sich mit 

Blum unter vier Augen zu unterhalten. Er habe dem französischen Parteiführer im 

Verlauf des Gesprächs deutlich gemacht, dass man mit der Regierung Luther »ganz 

gut französischerseits « verhandeln könne, weshalb einer Sicherheitsinitiative nichts 

im Wege stünde. 98 Blum habe daraufhin erwidert, dass sich die Situation nicht ganz 

so einfach für ihn darstelle: »Einmal sei in England die Labourregierung ersetzt worden 
durch die konservative Regierung Chamberlains und andererseits sei in Deutschland wider 
Erwarten keine zuverlässige republikanische Regierung ans Ruder gekommen.« 99 Offen­

sichtlich konnte Hilferding sein Gegenüber trotzdem davon überzeugen, auf Herriot 

positiv einzuwirken und den deutschen Verhandlungsführern »keine Schwierigkei­

ten« zu bereiten. Er versprach abschl ießend sogar, Herriot »in dem gewünschten 

Sinn« zu beeinflussen. Das Gespräch der beiden Sozialdemokraten fand unmittelbar 

vor den Verhandlungen zwischen dem deutschen Botschafter und Herriot statt. 100 

Schubert gegenüber äußerte Hilferding die Vermutung, dass die Franzosen im­

mer noch auf die Verwirklichung des Genfer Protokolls hoffen würden. 101 Deshalb 

hätte Blum deutlich gemacht, dass ein Sicherheitsvertrag zwischen Deutschland und 

Frankreich nur dann zustande kommen könne, wenn dieser nicht gegen das Genfer 

Protokoll verstoße, welches regionale Abkommen außerhalb des Völkerbundes ab­

leht:Ite.102 Hier ist zu vermuten, dass im Vorfeld des Gesprächs eine Unterredung 

zwischen Labour Party und SFlO stattgefunden hatte. Denn faktisch lehnte die La­

bour Party, wie noch zu zeigen sein wird, jedes Abweichen vom Genfer Protokoll, das 

ursprünglich von Ramsay MacDonald im Jahre 1924 initiiert wurde, rigoros ab. Hil-

96 TNA, PRO, Foreign Office, Telegram Mr. Phipps, Zusammenfassung eines Gesprächs mit Leon 

Slum, 2.2. 1925, TNA/ PRO/ FO 371/ 11045/837. 
97 PA , Staatssekretariat, Aufzeichnungen von Schuberts, 20.2 .1925, FS, Bd. 2; R 29084. 
98 Ebd. 
99 Ebd. 

100 Ebd. 
101 Das Genfer Protokoll wurde im H erbst 1924 von Ramsay MacDonald und Edouard Herriot in 

die Satzung des Völkerbundes aufgenommen. Allerdings weigerte sich die nachfolgende engl ische 

Regierung Baldwin, das Werk zu ratifi zieren. Faktisch sah das Abkommen vor, das s im Angriffsfall 

auf einen Mitgliedstaat all e an den Völkerbund assoziierten Staaten beis tehen so llten. Damit sollte 

die bestehende Sicherheitslücke gesch lossen und zugleich das Völkerbund s-Prinzip aufrechterhalten 

werden. Regionale Abkommen, wie sie im Vorfeld des Ersten Weltkriegs geschlossen wurden, lehnte 

das Protokoll ab, stalldessen so llte das Prinzip der Schiedsgerichtsbarkeit herrschen. Aufserdem wur­

de die a ll gemeine Abrüstung gefordert. Hi erzu: A. PFE IL , Der Völkerbund , 1976, S. 86-69. 
102 Vgl. R. BLESSING, D er mögliche Frieden , 2008 , S. 208. 
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ferding mutmaßte diesbezüglich, »daß zwischen Frankreich und England sehr viel über 
den Sicherheitspakt geredet wird« 103 Die zuvor stattfindende Unterred ung zwischen 

dem britischen Botschafter Phipps und L. Blum unterstützt di ese These durch­

aus.104 Generell schien Hilferding über den Widerstand der Labour Party äußerst 

beunruhigt, weshalb er sich in Pari s zusätzlich mit dem französischen Diplomaten 

Pierre Comert traf, der als Generalsekretär des Völkerbundes amtierte. Dieser erklär­

te Hilferding, dass durchaus die Möglichkeit bestünde, dass Großbritannien das 

Genfer Protokoll in veränderter Form unterzeichnen werde. 105 

Aus den Ausführungen geht hervor, dass die beiden SPD-Vermittler, Breitseheid 

und Hilferding, maßgeblich zu einem erfolgreichen Start der offiziösen deutschen 

Vermittlungsbemühungen beitrugen. Mit Hilfe ihrer Kontakte zu Leon Blum ge­

lang es, die SFIO auf die Seite der Befürworter der deutschen Initiative zu ziehen 

und den französi schen Ministerpräsidenten, Edouard Herriot, in diesem Sinne zu 

beeinflussen. Sowohl die SPD als auch das AA teilten hierbei die Auffassung, dass 

das französische Regierungsoberhaupt von Blum »abhängig sei «, 106 weswegen der 

Frankreich-Aufenthalt von Hilferding und Breitseheid von gehobener Relevanz für 

die deutsche Außenpolitik war. Trotz der durchaus vorhandenen Differenzen zwi­

schen SPD und dem Auswärtigen Amt 107 unterstützte die Partei die offiziellen 

deutschen Bemühungen einer Annäherungspolitik mit Frankreich und fungierte 

hierbei als W egbereiter derselben. Aufgrund ihrer Parteizugehörigkeit standen die 

beiden Mittierfiguren nicht im Verdacht, als Anwälte des deutschen Nationalismus 

aufzutreten , sondern wurden stattdessen, wie anhand der gemäßigten französischen 

103 PA, Staatssekretariat, Aufzeichnungen von Schuberts, 20.2.1925, FS, Bd. 2; R 29084. 
104 In einem Gespräch mit dem britischen Botschafter Phipps unterstellte Leon Blum der britischen 
Regierung, ei nen gesonderten Sicherheitspakt z.B. zwischen Deutschland, Frankreich und Grof;bri­
tannien aufgrund des 1924 verabschiedeten Genfer Protokolls, welches regionale Abkommen auf~er­
halb des Völkerbundes ab lehnte, sabotieren zu wollen. Aufgrund dieser sehr negativen Überlegungen 
habe Blum nach Auffass ung des Botschafters einen äußerst deprimierten Eindruck gemacht. Auf 
Basis dieser Infor mationen kann deshalb konstat iert werden, dass der Besuch Breitseheid s und Hil ­
ferdings von zentraler Bedeutung für die (in der Folgezeit zunehmend) positive Haltung der SFIO 
gegenüber ei nem Sicherheitspakt zwischen Deutschland und Frankreich war. TNA, PRO, Foreign 
Office, Telegram Mr. Phipps, 2.2. 1925, TNA/ PRO/ FO 371/11 045/837. 
105 H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 18.2.1925, Bd. 8, S. 592 f; PA , Staatssekretariat, 
Aufzeichnungen von Schuberts, 20.2.1925, FS, Bd. 2; R 29084; PA, Büro Staatssekretä r, FS, Auf­
zeichnungen v. Schuberts vo rn 3-2. 1925, Bd. 1, BI. 51 - 56; das Auswärtige Amt befand sich zu diesem 
Zeitpunkt bereits in Gesprächen mit der engli schen Regierung hinsich tlich eines möglichen Sicher­
hei tspaktes zwischen Deutschland und Frankreich. Vgl. P. KR ÜGER , Die Außenpolitik der Republik 
von Weimar, 1985, S. 272. 
106 H. GRAF KESSLER , Das Tagebuch , Eintrag vom 29.1. 1925, Bd. 8, S. 586. 
107 Hierzu gehörten die unterschiedliche Gewichtung der Völkerbundfrage, des Genfer-Protokolls 
sowie die deutsch-russ ischen Beziehungen im Allgemeinen. Während die SPD durchaus dazu berei t 
war, die Beziehungen zu Russland zu belasten, war das A A mehr denn je daran interess iert, Rücksicht 
auf die russ landfreundlichen Gruppierungen im Inland zu nehmen. Vgl. S. FEUCHT, Die Hailung der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918-

1933), 1998 , S. 345· 
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Presse überaus deutlich wird, als Mediatoren zwischen beiden Ländern wahrgenom­

men. 

Aus den Quellen geht indes hervor, dass sich die SPD -Politiker mit ihrer ver­

änderten Rolle nicht immer wohl fühlten: Laut Harry Graf Kessler hegte Rudolf 

Hilferding im April 1925 ernsthafte Zweifel an der Redlichkeit seines Tuns und stell­

te offen in Frage, ob die SPD weiterhin die deutsche Außenpolitik unterstützen 

solle. »Hi!ferding meinte entschieden Nein! Bisher hätten er und seine Freunde sogar for das 
nationalistische Kabinett Luther in Frankreich gut WeLLer zu machen versucht; jetzt sei es 
damit aber aus. Er rate auch mir, die Finger davon zu lassen. Man würde sich nur nutzlos 
kompromittieren und um.Jeden Kredit bringen. « Dessen ungeachtet gibt es keine Belege 

dafür, dass diese vehemente Ablehnung konkrete Folgen hatte bzw. eine Abkehr vom 

bisherigen Kurs evozierte. 108 

2.2-3. Salomon Grumbach und die Reaktion der SFJO auf das deutsche Angebot 

Summa summarum wurde die deutsche Sicherheitsinitiative durchaus wohlwollend 

in Frankreich und Großbritannien aufgenommen.109 Zweifel gab es allerdings wei­

terhin an der Vertrauenswürdigkeit der deutschen Regierung, die insbesondere in 

Frankreich als latent nationalistisch angesehen wurde. Unter anderem deshalb statte­

te Salomon Grumbach dem Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Carl von Schu­

bert, gemeinsam mit seinem Freund Rudolf Breitseheid im März 1925 einen Besuch 
ab.110 

Grumbach äußerte sich zu Beginn des Gespräches sehr besorgt über die öffent­

liche Meinung in Frankreich und machte die DNVP als Hauptschuldigen aus: Seiner 

Ansicht zufolge würde die deutsche Sicherheitsinitiative in Frankreich deshalb mit 

großem Misstrauen aufgenommen werden, weil sie von einer deutschen Regierung 

mit deutschnationalem Einschlag ausgingen. Ein Großteil der Bevölkerung vermute 

»eine gegen Frankreich gerichtete Absicht« hinter den deutschen Vorschlägen. 111 

Auch wenn der Staatssekretär in seinen Aufzeichnungen hervorhob, dass Grumbach 

über die »Stimmung« im eigenen Land referierte - und nicht über die Seinige-, so 

erhält der Leser doch den Eindruck, dass der französische Sozialist wie seine Lands­

leute an den Absichten der deutschen Regierung zweifelte. 

Gemeinsam mit Breitseheid bemühte sich Carl von Schubert darum, Grumbach 

wieder zu beruhigen. Seine Argumentation war durchaus triftig: Sowohl der deut­

sche Kanzler als auch der Außenminister hätten bereits früheren Kabinetten 

angehört, die ihre ehrlichen Absichten in der Vergangenheit unter Beweis stellen 

konnten. Außerdem sei die Tatsache, dass eine Regierung mit Beteiligung der 

Deutschnationalen einen solchen Vorschlag unterbreite, Beweis genug für die kon-

108 H . GRAF KESSLER , Das Tagebuch, Eintrag vom 27.4.1925, Bd. 8, S. 681. 
109 Vgl. P. KRÜGER , Die Außenpolitik der Republik von Weimar, 1985, S. 277. 
110 PA, Staatssekretariat, Aufzeichnungen von Schuberts, 9.3-1925, FS, Bd. 2; R 29084. 
111 Ebd. 
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tinuierliche Außenpolitik D eutschlands. »Ich fragte dann Herrn Grumbach, ob nicht im 
Gegenteil man ftanzb'sischerseits Wert daraif legen müsse, dass ein solcher Pakt von einer 
Regierung geschlossen würde, an der Deutschnationale Tet! hatten, die aif diese Weise ge­
zwungen würden, einen solchen Pakt mit zu indossieren. Dies gebe doch Frankreich schlü!ßlich 
für die Zukunft eine grefsere Garantie, als wenn dieser Pakt gegen die starke Opposition von 
rechts von einer links gerichteten Regierung abgeschlossen worden wiire«. 112 Grumbach 

pflichtete von Schubert in diesem Punkt durchaus bei , gab aber gleichzeitig zu be­

denken, dass »gewissen französischen Kreisen « dieses Argument schwer beizubrin­

gen sei. Er selbst sei den deutschen Vorschlägen gegenüber höch st skepti sch gewe­

sen, wie der Sozialist einräumen musste, weil eine deutschnationalc Regierung in 

Deutschland an der Macht sei. Mittlerweile habe er sich allerdings von der Unrich­

tigkeit seiner Argumentation überzeugt. 

Wichtig war di e Mitteilung Grumbachs, dass er kurz vor seine Abreise die Gele­

genheit erhielt, mit dem französischen Ministerpräsidenten, Edouard H erriot, zu 

sprechen . Dieser habe ihm versichert, dass er di e deutschen Vorschläge »ganz objek­

tiv und ernsthaft« prüfen wolle. H erriot honoriere die Tatsache, dass D eutschland 

aus eigener Initi ative heraus an Frankreich herangetreten sei. 113 Allerdings sei eine 

Einigung beider Länder noch in weiter Ferne, so die Einschätzung Grumbachs. Vor 

all em die Behandlung der Ostfrage erwecke großes Misstrauen in Frankreich, da 

»eine Änderung der Ostgrenzen« der »Ausgangspunkt« für »eine Änderung der 

Grenzen im Westen« sein könne. 114 Mit anderen Worten gab es also von französi­

scher Seite erhebliche Zweifel an der deutschen Sicherheitsinitiative. Die Tatsache, 

dass sich Grumbach vor seiner Abreise mit H erriot getroffen hatte, belegt zwar 

nicht, dass sein Gespräch mit von Schubert offiziellen Charakter haue - immerhin 

ist aber davon auszugehen, dass es mindestens darum ging, di e Ernsthaftigkeit der 

deutschen Absichten auf Leib und Magen zu prüfen. Dies galt umso mehr, als sich 

Frankreich im März 1925, außenpoliti sch betrachtet, in einer durchaus prekären Si­

tuation befand, da der gewünschte trilaterale Pakt zwischen Frankreich, Großbritan­

nien und Belgien kaum zu realisi eren war und tatsächlich auch wenige Tage nach 

dem Gespräch zwischen Grumbach und dem Auswärtigen Amt endgü ltig scheiter­

te. 115 Insofern war von Schubert sehr daran gelegen, die Bedenken des Franzosen zu 

zerstreuen, da man in dem SFIO-Politiker offensichtlich einen potentiellen Verbün-

11 2 Ebd. 
113 Ebd . 
114 Zusä Lzlich würden die anstehenden Verhandlungen von polnischer Seite erschwert, da »die Polen 
alles aefböten, um die_franzosische ef.fentliche Meinung aefzupeilschen. Das sei ihnen auch gelungen.« Da die 
Abgeordneten in der fran zös ischen Kammer nach Ansicht Grumbach s »keine blasse Ahnung« von 
der O stfrage hätten, könnte das Projekt - d. h. der SicherheitspakL zwischen Deutschland und Frank­
re ich - im fran zös ischen Parlament zu Fall gebracht werden. Ebd. 
115 Das endgültige Scheitern des Paktes löste in Regieru ngskreisen ti efe Bes türzung aus. Vgl. 
R. BLESS IN G, Der mögliche Frieden , 2008, S. 227; hierzu auch: C. A. WuRM , Die fran zösi sche Si­
cherheitspoli tik in der Phase der Umorientierung, 1979, S. 262. 
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deren vermutete und der deutschen Sicherheitsinitiative gewisse Erfolgschancen ein­
räumte.116 

Ein weiterer wichtiger Punkt war der deutsche Wunsch, dem Völkerbund bei­

zutreten. Grumbach bemerkte hierzu, dass Deutschland zu viel Rücksicht auf Sow­

jet-Russland nehme. Daher vermute man in Frankreich einen neben dem Rapallo­

Vertrag abgeschlossenen »Geheimpakt« zwischen beiden Ländern, der Deutschland 

Zurückhaltung auferlege. Breitseheid und von Schubert versicherten dem Franzosen 

ausdrücklich, dass ein solcher Vertrag nicht existiere und dass Deutschland aus ver­

schiedenen Gründen dazu gezwungen sei, auf Russland Rücksicht zu nehmen. 117 

Die Haltung von Breitseheid überrascht, da die SPD hinter den Kulissen keineswegs 

mit der Meinung des Auswärtigen Amtes in dieser Frage einverstanden war. Offen­

sichtlich war aber auch Breitseheid sehr daran gelegen , Grumbach von der Idee ab­

zubringen, dass Deutschland einen Geheimvertrag mit Russland unterhalte. 118 

Gleichfalls sekundierte der SPD-Politiker dem Staatssekretär von Schubert in der 

Frage der »elements stables«: Breitseheid machte deutlich, dass er neu zu schaffende 

Organe, die Deutschland kontrollieren sollten, für unerträglich halte. Grumbach 

stimmte den beiden Deutschen in diesem Punkt zu.119 

Zum Abschluss des Gesprächs ließ der Franzose durchblicken, dass er seinen 

Parteifreund, den französischen Delegierten im Völkerbund, Joseph Paul-Boncour, 

höchst kritisch bewertete. 120 Dieser hatte sich in der Vergangenheit stark für eine 

permanente Kontrolle im Rheinland eingesetzt - von Schubert sprach von einem 

»Regime im Rheinland« -, was selbst Grumbach für übertrieben hielt. Wie Breit­

scheid und von Schubert zu Recht anmerkten, hatte Frankreich durch das Londoner 

Abkommen bereits weitreichende finanzielle Garantien erhalten und mit dem ange-

116 Der Staatssekretär erklärte Grumbach deswegen ausführlich, was ein Schiedsvertrag mit Polen in 

realiter zu bedeuten hatte und das s kein Anlass zur Sorge für Frankreich bestehe. Offensichtlich 

gelang es von Schubert tatsächlich, Grumbach im Interesse des Auswärtigen Amtes zu beeinflussen: 

»Herr Crumbach ging durchaus aef diese ldeen ein und lief! auch durchblicken, daß vielleicht die Sache anders 
sich wenden kifnne, wenn die Polen den Bogen zu sehr überspannten und die C~/ahr im Osten übertrieben. kh 
erwiderte, sie seien meiner Ansicht nach aef dem besten Weg hierzu.« Ebd. 
117 Ebd. 
118 Die sowjetische Regierung fürchtete durch einen VölkerbundeintritL die »Verwestlichung« 

Deutschlands und damit den Verlust des Quasi-Bündnispartners. Das Auswänige Amt versuchte 

durchaus, auf diese Bedenken Rücksicht zu nehmen, unter anderen aufgrund russlandfreundlicher 

Gruppierungen intern. Demgegenüber stellte die SPD den Erfolg der Sicherheitsinitiative an die erste 

Stelle, nahm in dieser Frage also eine andere Haltung als das AA ein. Zur Haltung der SPD in dieser 

Frage: J. ZARUSKY, Die deutschen Sozialdemokraten und das sowjetische Modell, 1992, S. 189; 
S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Augenpolitik während 

der Weimarer Republik (r9r8 - 1933), 1998, S. 345. 
119 Ebd. 
120 Die Nominierung Paul-Boncours, der sich als Abgeordneter Frankreichs und nicht der SFIO 

betrachtete, wurde innerhalb der Partei höchst kriti sch bewertet. Paul -Boncour fungierte nicht nur 

als Delegierter des Völkerbundes, sondern war zugleich Mitglied der Heereskommission, der Kom­

mission für auswärtige Angelegenheiten der franzö sischen Kammer sowie Vorsitzender des Studien­

komitees des Obersten Rates der nationalen Verteidigung. Hierzu: ebd., S. 345; ADAP, A XII, 

Nr. 99, Anm. 14, S. 239. 
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strebten Sicherheitspakt zudem eine weitere politische Garantie in Aussicht gestellt 

bekommen. 121 Grumbach bewertete diesen Punkt offensichtlich ähnlich und sicherte 

der deutschen Regierung seine Unterstützung zu , um den Sicherheitspakt realisieren 

zu können. Gleichzeitig bedauerte er allerdings, dass das Genfer Protokoll nicht zu­

stande gekommen sei. Von Schubert sah sich hier noch einmal dazu genötigt, aus 

deutscher Sicht klarzustellen, dass es keineswegs die Absicht der deutschen Regie­

rung sei, das Genfer Protokoll »totzumachen«. Vielmehr könnte der Sicherheitspakt 

einen Vorläufer bilden zu einer »internationalen Abmachung nach dem Muster des Geifer 
Protokolls. « Offensichtlich gefiel dem Franzosen diese Aussicht, weshalb von Schu­

bert darum bemüht war, seinen Vorstoß positiv zu zeichnen: »Herr Grumbach hatte 
hierfar grqßes Verstiindnis. « 122 

Wie aus dem Tagebuch Harry Graf Kesslers hinreichend hervorgeht, hatte die 

Deutschlandreise Grumbachs eine überaus positive Wirkung auf die Haltung der 

SFIO: Am 3r. 3. trafen sich Grumbach und Kessler in Paris und besprachen unter 

anderem den Status quo der deutsch-französischen Beziehungen. 123 »Er gab mir eine 
Darstellung der Stellung der ftanziisischen Sozialisten zu unserem Vorschlag Er hat in Berlin 
eine Unterredung mt"t Schubert gehabt u. darüber dem Parteivorstand hier berichtet. Er sagt: 
er selbst u. auch die Partei sei überzeugt, dqß die deutsche Regierung den Vorschlag in gutem 
Glauben gemacht habe; aber Mißtrauen herrsche gegen die englische Regierung, da sie den 
Vorschlag nur deshalb günstig azefgenommen habe, weil sie in ihm einen Sturmbock zur Zer­
störung des Protokolls sehe. « 124 Konkret warf Grumbach der englischen Regierung vor, 

das Genfer Protokoll zerstören zu wollen. Grundsätzlich seien die fran zös ischen 

Sozialisten aber der Ansicht, man dürfe das deutsche Angebot, die Grenze zu garan­

tieren, nicht zurückweisen. Gespräche mit Herriot hätten ergeben, dass er diese An­

sicht teile. Allerdings fordere die SFIO, dass der Pakt im Rahmen des Völkerbundes 

unterzeichnet werden solle. »Die ftanzifsischen Sozialisten würden sich aber zefrieden­
geben, wenn der Eintritt Deutschlands u. der Abschluß des Paktes pari passu stattfinden. « 125 

Dementsprechend hielten Grumbach und die SFIO weiterhin am Genfer Protokoll 

fest , das von der Labour Party geradezu heroldhaft gegen die britische Regierung 

verteidigt wurde. Gespräche zwischen Kessler und einem Vertrauten MacDonalds 

hatten diesbezüglich ergeben, dass die Labour Party keinen Pakt akzeptieren könne, 

der gegen das Protokoll verstoße. 126 

Die Deutschlandreise Salomon Grumbachs stellt nachhaltig unter Beweis, dass sich 

die SFIO in den Annäherungsprozess einklinkte. Innerhalb der französischen Partei 

setzten sich Blum und der Elsässer Grumbach für die Unterstützung der deutschen 

Initiative ein - offensichtlich mit Erfolg, wie der Tagebucheintrag von Harry Graf 

121 PA , Staat ssekretariat, Aufzeichnungen von Schuberts, 9.3-1925, FS, Bd. 2; R 29084. 
122 Ebd. 
123 H. GRAI' KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 31.3-1925, Bd. 8, S. 659 f. 
124 Ebd. 
12s Ebd. 
126 Ebd., Gespräche vom 22. und 23- März 1925, S. 651 ff 
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Kessler unter Beweis stellt. Hier geht man sicher nicht fehl in der Annahme, dass das 

vorab stattfindende Gespräch zwischen Grumbach, Breitseheid und von Schubert in 

Berlin von entscheidender Bedeutung war für die deutschlandfreundliche Haltung 

der SFIO, ebenso wie der Frankreich-Aufenthalt von Hilferding und Breitseheid. 

Während der Unterredung im Auswärtigen Amt tat sich vor allem Letztgenannter 

darin hervor, die Positionen der Reichsregierung gegenüber Grumbach zu verteidi­

gen. Damit verhalf er der deutschen Initiative - aus Sicht der französischen Sozialis­

ten - zu einer gewissen Glaubwürdigkeit. 

Insgesamt fällt auf, dass die deutschen und französischen Sozialisten spätestens 

seit Juli 1924 eine veränderte Rolle im zwischenstaatlichen Verhandlungsprozess ein­

nahmen, den sie nicht mehr als Beobachter kommentierten, sondern aktiv mitgestal ­

teten. Dieser außenpolitische Paradigmenwechsel wurde auch in ideologisch-pro­

grammatischer Hinsicht begleitet: Bereits auf dem Berliner Parteitag der SPD im 

Jahre 1924 wies ihr maßgebliche Theoretiker, Rudolf Hilferding, darauf hin, dass 

die Außenpolitik der Partei eine »Politik der Realitäten « und keine »Politik der Uto­

pie« sein dürfe. 127 Die Basis einer solchen »realistischen« Außenpolitik seien öko­

nomische Entwicklungstendenzen sowie die »außerordentlich wichtigen staatlichen 

Machtinteressen « - was impliziert, dass sich die Friedenspolitik der SPD weniger an 

ideologischen Maßstäben , sondern realpolitischem Kalkül orientieren sollte. Inso­

fern lag der »informellen Diplomatie« der sozialistischen Mittierfiguren auch eine 

theoretische Fundierung zugrunde, die wenig später, genauer gesagt auf dem Mar­

seiller SAI Kongress 1925, desgleichen auf internationaler Ebene Anerkennung fand. 

Innerhalb der SFIO fand das Konzept einer »pragmatischeren« Außenpolitik zu­

nehmend Anerkennung: Die Parteiführung vertrat die Auffassung, dass die in der 

Vergangenheit geschlossenen Abkommen, die zur Verbesserung der internationalen 

Lage beigetragen hatten (Dawes-Plan, Genfer Protokoll), maßgeblich auf den Ein­

fluss der sozialistischen Parteien zurückzuführen gewesen seien. Insofern folgte 

auch Grumbachs Besuch in Deutschland einer gewissen »Parteilogik«, die vor allem 

von Leon Blum vertreten wurde, der der Auffassung war, nur der internationale So­

zialismus könne das internationale Staatensystem reformieren. 128 Auch für die 

SFIO ging es also darum, indirekten Einfluss auf den Verhandlungsprozess zu neh­

men, der zum Abschluss eines Sicherheitspaktes zwischen Deutschland und Frank­

reich führen sollte. Leon Blum hatte in diesem Kontext bereits im Februar 1925 sein 

Konzept kollektiver Sicherheit in der französischen Kammer präsentiert. 129 Dabei 

ging es ihm vor allem darum, die Notwendigkeit der internationalen Solidarität auch 

auf zwischenstaatlicher Ebene zu unterstreichen. Hinsichtlich des deutsch-französi­

schen Sicherheitspaktes kam Blum zu dem Schluss, dass dieser zwar ein regionaler 

Vertrag sei und damit per definitionem gegen das Genfer Protokoll verstoße. Aller-

127 Sozialdemokratischer ParLeitag 1924. Protokoll mit dem Beri cht der Frauenkonferenz, Berlin 

1924, 1974, S. 196. 
128 Hierzu: Oeuvre, 18 . 8.1925. 
129 G. Z1 E BURA , Leon Blum, 1963, Bd. r, S. 311. 
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dings sei dennoch das Prinzip der Schiedsgerichtsbarkeit gewährleistet, da es sich um 

einen Pakt der Gleichberechtigung handele, der etwaige Streitpunkte auf eben die­

sem Wege löse. Wie von Schubert oder Breitseheid interpretierte auch Blum einen 

möglichen deutsch-französ ischen Sicherheitspakt als »Vorarbeit« für künftige Ver­

träge.130 Damit bekannte sich also auch di e französische sozialisti sche Partei zu 

einem pragmati schen Politikbegriff Kennzeichnend ist hierbei, dass die Eckpfeiler 

ihrer Außen- und Sicherheitspolitik - Abrüstung, kollektive Sicherheit, Schieds­

gerichtsbarkeit - anders als vor 1923/24 nicht mehr als »D iktat« des Versailler Ver­

trages, sondern als elementarer Bestandteil eines noch zu schaffenden kollektiven 

Sicherheitssystems interpretiert wurden. 131 

2.2.4. Labour Party: Genfer Protokoll als außenpolitische Doktrin 

Anders al s SFIO und SPD, die hin sichtlich ihrer außenpolitischen Vorstellungen 

überwiegend »gouvernemental « agierten, verfolgt die Labour Party trotz ihrer Beja­

hung von Regierungsverantwortung und pragmatischen Lösungen ein relativ starres 

Programm. Dreh- und Angelpunkt der außenpolitischen Zielvorstellungen der eng­

lischen Arbeiterpartei war in diesem Kontext das Genfer Protokoll. 132 

Im Anschluss an di e Londoner Konferenz hatten der französische Minis terprä­

sident, Edouard H erriot und der englische Premierminister, Ram say Mac Donald, im 

Sommer 1924 eine Konferenz über Abrüstung und wechselseitige Hilfe im Angriffs­

fall vereinbart. Diese fand Anfang September in Genf statt. 133 In seiner Rede vor 

dem Völkerbund am 3-9.1924 verkündete MacDonald das Ende militärischer Alli­

anzen und die Schaffung eines Sys tems der »perfekten Sicherheit«. 134 D er »New 

Statesman« besang den Auftritt des britischen Premiers in den höchsten Tönen 

und behauptete, MacDonald könne in Anbetracht seiner beeindruckenden Präsenz 

getrost den cäsarischen Vers »ich kam , sah und siegte« in sein Tagebuch eintra­

gen. 135 Auch wenn die unmittelbare Antwort H erriots wesentlich zurückhaltender 

ausfiel, wurde am 2. Oktober 1924, nach wochenlangen Verhandlungen, das »Genfer 

Protokoll « von der Völkerbund sversammlung angenommen. Der Kerninhalt des Do­

kuments lautete, dass Angriffskriege geächtet wurden und alle Völkerbundmitglieder 

sich dazu verpflichteten, dem Land , das einen solchen Angriffskri eg führen wolle, 

ihrerseits den Kri eg zu erklären.136 Auch wenn die Resolution auf Initiative Frank­

reichs nicht al s »MacDonald-Resolution « in di e Geschichte eingehen sollte, 137 son­

dern vielmehr zu einem anglo-französischen Pakt etikettiert wurde, sah man die Ver-

130 Ebd. 
131 Hierzu: R. CoMBIN, Les sociali stcs et la guerre, 1970, S. 140. 
132 Vgl. H. R. W1 NKLER , Parhs not taken, 1994, S. 155f. 
133 Vgl. D. MARQ_l]AND, Ramsay MacDonald , 1977, S. 351. 
134 Ebd. 
135 Zit. n. D. MA RQ_l]AND, Ramsay MacDonald , 1977, S. 353. 
136 Vgl. R. BLESS ING, Der mögliche Frieden, 2008, S. 217. 
137 TNA, PRO, Mac Donald Diary, Tagebucheintrag vom 21.9 . 1924 , TNA/PRO/30/69/1753-
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abschiedung des Protokolls in erster Linie als Leistung des britischen Premierminis­

ters an. 

Ironischerweise sprach sich MacDonald allerdings bereits kurz nach seiner Rück­

kehr aus Genf gegen das Protokoll aus: »l came to the conclusion that the alteration that 
was required was the very smallest .facLion o/ a change in the angle of vision. « 138 Konkret 

hatte er dem britischen Völkerbundsdelegierten, Lord Parmoord, zuvor erklärt, dass 

seine Unterschrift allenfalls eine »Empfehlung« für seine Regierung sei, all erdings 

keinen »bindenden Charakter« besitze. Hintergrund hierfür waren die anglo-franzö­

sischen Diskussionen über Sinn und Zweck des Genfer Protokolls: Aus französi­

scher Sicht war ein »Militärpakt« erforderlich - aus der Perspektive Großbritanniens 

ein bloßer Verzicht auf Gewaltanwendung. Einen allgemeinen Sicherheitspakt könne 

das Inselreich, so MacDonald, erst dann akzeptieren, wenn der Völkerbund universal 

gemacht werde - sprich die USA, Deutschland und Sowjetrussland zum Eintritt 

bewegt werden würden. 139 Eben deshalb erklärte der engli sche Premierminister in 

einem Brief Herriot gegenüber, dass man die jetzige Fassung des Protokolls nicht 

als »Evangelium« auffassen dürfe. 140 Die Tatsache, dass die Nachfolgeregierung 

Baldwin den Pakt stel lvertretend für Großbritannien ablehnte, musste dem Labour­

Politiker also nur bedingt missfallen haben. 141 MacDonald, der ein überzeugter Pa­

zifi st war, favorisierte eine »idealistische« Version des Protokolls - und eben kein 

verkapptes anglo-französisches Militärbündnis. Anders als sein Parteifreund Arthur 

Henderson, der sich klar und deutlich für Sanktionen aussprach und damit der Po­

sition Frankreichs nahe kam, war MacDonald der Auffassung, dass sich eine inter-

138 Zit. n. : J. F. WRYN N, The Socialist llllernational and th e politics of european recon struction, 

1976, S. 79. 
139 Vgl. L. ZIMMERMANN , Deutsche Au/senpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958 , S. 247f 
140 Ebd. 
141 Wolfgang Krieger vermutet hinter der Ablehnung MacDonalds eine »Verschwörung« des briti­
schen Militärs: Bereits einen Tag nach der Veröffentlichung des Genfer Protokolls übte das »Com­
mittee of lmperial Defence (CID)« harsche Kritik an der Vereinbarung. Das Foreign Office hatte 
zuvor angekündigt, dass das Protokoll vom ClD, den e!llsprechenden Ministerien und im Parlament 
ausgiebig diskutiert werde, um die SiLUation zu cntschärfcn. Allerdings verkündete die Admiralität 
kurz darau( dass die britische Flotte - und damit das Empire - durch das Protokoll in Gefahr gerate, 
da eine erhebliche Reduktion der F lottenstärke zu befürchten sei. Wenige Tage später ließ Mac Do­
nald schlu ssendlich verkünden, dass seine Ulllerschrift nur ei ne »Empfehlung« für seine Regierung 
sei, allerdings keinen verpflichtenden Charakter habe. Ergo habe der britische Premier bereits kurz 
nach der Unterzeichnung den Interessen sein er Militärs nachgegeben, so das Fazit von Krieger. De 
facto mü ssen allerdings noch andere Faktoren in das Urteil des Premiers mit eingeflossen sein: Der 
MacDonald-Biograph Marquand vermutet bei spiel sweise, dass dem Briten vor allem der Kompro­
misscharakter des Protokolls missfallen haben dürfte. Auf Initiative der Franzosen war beschlossen 
worden , dass Staaten , die sich der Abrüstungsverpflichtung entziehen wollten, als »Aggressoren « zu 
gelten hatt en. insgesamt sollte das Protokoll nach An sicht von Herriot mit »Exekutivgewalt« gesi­
chert werdcn - wa s zumindest partiell der fran zösischen Vorstellung von einem Militärpakt ent­
sprach. Eben dies lehnte MacDonald , ganz im Gegen satz zu A. Henderson, der die Verhandlungen 
begl eitet hatte, ab. Vgl. R. BL ES SIN G, Der mögliche Frieden, 2008 , S. 209; W. KRI EGER, Labour 
Party und Weimarer Republik , 1978, S. 352; D. MAR~A ND, Ram say MacDonald, 1977, S. 355f. 
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nationale Organisation allein auf den guten Willen ihrer Mitglieder verlassen 

bräuchte, um eine effiziente Politik verfolgen zu können .142 

Nach der Abwahl der Regierung MacDonald wurde weiterhin am Genfer Pro­

tokoll festgehalten. Wichtig ist hier vor allem die Erkenntnis, dass sich die Labour 

Party einer »idealistischen« Version des Protokolls verschrieb und folglich den im 

Völkerbund ratifizierten und von der Regierung Baldwin abgelehnten Beschluss 

nur als »ersten Schritt« in die richtige Richtung betrachtete. 

Nach seinem Scheitern im Herbst 1924 wurde der Versuch unternommen, MacDo­

nald in seiner Funktion als »public leader« abzusetzen, allerdings ohne Erfolg. 143 

Insofern war personell wie auch inhaltlich eine gewisse Kontinuität gewährleistet, 

weshalb die am Völkerbund orientierte außenpolitische Linie, welche die Umsetzung 

der Crundsritze des Genfer Protokolls als zentrale Aufgabe begrifl beibehalten wur­

de. Selbst das ansonsten eher realpolitisch beeinflusste ACIQ sprach sich für die 

Beibehaltung dieser Politik aus. 144 

Zwar wurde auf dem Parteitag der Labour Party in Liverpool im Herbst 1925 
erneut scharfe Kritik an dieser Vorgehensweise geübt - 145 desgleichen nahm die 

Labour-Presse zumindest in Teilen eine ambivalente Haltung gegenüber dem Pro­

tokoll ein -, 146 allerdings war das Schriftstück bis zur Konkretisierung der Locar-

142 Bezeichnenderweise führten diese Unterschiede in der Bewertung allerdings zu keinem offenen 
Konnikt, da die Labour-Regierung wenige Wochen nach Unterzeichnung des Protokoll s abgewählt 
wurde. H . R. W1NKLER, Paths not taken, 1994, S. 161 ; W. KRIEGER , Labour Party und Weimarer 
Republik, 1978, S. 35 1. 
143 Dieser Versuch wurde in sbesondere von dem Gewerkschaftsführer und außenpolitischem Exper­
ten, Ernest Bevin, unternommen. Allerdings sprach sich der Parteichef Arthur Henderson gegen 
diesen Vorstoß aus , da er trotz aller Rivalität zu MacDonald nach wie vor in ihm das Zugpferd der 
Partei sah. Egon Wertheimer urteilte über Henderson, er traue ihm nicht zu, die Führung der Partei 
zu übernehmen. Ähnlich verhalte es sich mit Clynes, weswegen man an MacDonald festhalten müsse, 
obwohl dieser einen »Christus-Komplex« habe und sich mehr als Missionar denn als Politiker begrei­
fe. Vgl. H. R. W1NKLER, Paths not taken, 1994, S. 155; H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag 
vom 22.3. 1925, Bd. 8, S. 649 . 
144 Konkret bemerkte das ACIQ zum Genfer Protokoll: ,, The Committee recommends that the Party'., 
policy on the Protocol should bc formulated as Jollows: the Party s/ands by the Protoco/ on the ground !hat it 
furnishcs the only prac!iml plan al presen! for obtaining disarmament and substit11ting arbitration [. . ). The 
Committee recommends this policy on the assumption that the Protoco/ would be ratjfied slmultaneously by 
Germany. France and Great Brilain. « LHASC , Advisory Commirtee on international Questions, Mi­
nutes , 11. 2. 1925. L//IAC/I/rlß. 
145 Neben der TUC um Ernest Bevin , die bereits das Dawes-Abkommen höchst kritisch bewertet 
hatten, sprach sich auch die [LP zusehends gegen die Politik von MacDonald aus . Nichtsdestotrotz 
war der Parteitag in Liverpool ein Triumph von MacDonalds Führerschaft, denn faktisch konnte er 
sich gegen seine Konkurrenten erfolgreich behaupten. Vgl. H. R. WINKi.ER , Paths not taken, 1994, 
S. 157ff; D. MAR~AND, Ramsay MacDonald , 1977, S. 425ff 
146 Insbesondere »Clarion« und der »New Statesman sprachen sich sukzessive gegen ein Festhalten 
am Genfer Protokoll aus. Demgegenüber nahm das »Labour-Magazine« eine eher positive Halt ung 
ein , insbesondere der Personenkreis um C. N. Barnes und P. Noel-Baker. Die ILP bzw. der »New 
Leader« um H. N. Brailsford kritisierten das Protokoll in Teilen, vor allem hinsichtlich der Definition 
des »aggressiven Verhaltens«, welches den eigentlichen Beistandspakt aktivieren sollte. Wesentlich 
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no-Verträge der vielleicht wichtigste Fixpunkt 1m außenpolitischen Denken der 

Partei. 147 

Von besonderem Interesse ist di e Haltung der Labour Party deshalb, weil sie sich 

mit ihrem Festhalten am Genfer Protokoll innerhalb der SAI zusehends isolierte und 

dabei im Vorfeld der Locarno-Verträge vor allem mit der SFIO und der SPD in 

Konflikt geriet. Die beiden kontinentaleuropäischen Parteien hatten sich zwar eben­

falls dem Genfer Protokoll verschrieben, interpretierten den möglichen Sicherheits­

pakt zwischen Deutschland und Frankreich allerdings anders als ihre britische 

Schwesterpartei: Sowohl SFIO als auch SPD bejahten den Sicherheitspakt und sa­

hen in ihm einen wichtigen Fortschritt, der das internationale System - hier vor 

allem die deutsch-französischen Beziehungen - sukzessive entlasten konnte. Dem­

gegenüber wollte die Labour Party nur eine »ganzheitliche Lösung« akzeptieren, die 

im Rahmen des Völkerbundes verabschiedet wurde, und keinen genuin deutsch-fran­

zösischen Pakt. Im Folgenden wird daher beschrieben werden, mit welchen Argu­

menten die drei Parteien in einem transnationalen Rahmen aufeinandertrafen - vor 

allem aber, ob hierbei eine besondere »deutsch-französische Zusammenarbeit« zwi­

schen SPD und SFIO festgestellt werden kann. 

2.2 .5- SPD, SFJO vs. Labour Party: Transnationale Debatten zur Lösung des 
»Sicherheitsproblems« 

Innerhalb der SAI wurde das Genfer Protokoll seit dem Frühjahr 1924 intensiv dis­

kutiert. 148 Dabei kristallisierte sich heraus , dass die Sozialistische Internationale das 

Protokoll nach Möglichkeit unterstützen würde. 149 Ein triftiger Grund hierfür war 

aggressiver trat P. Snowden auf, der die »blinde« Unterstützung für das Protokoll scharf kriti sierte. 
VgL H. R. W1NKLER, Paths not taken, 1994, S. 163ff 
147 »Die Parlei ist der Ansicht, daß England alles, was in seinen Krqftm steht, tun soll, um die Annahme der 
Grundsatze des Protokolls und die Abhaltung der Abrüstungskonferenz zu sichern.« Daran änderte auch die 
Tatsache nichts, dass bis zuletzt keine Konkretisierung erfolgte (insbesondere im Hinblick auf" mög­
liche Sanktionen), obwohl es erhebliche Meinungsverschiedenheiten gab, insbesondere zwischen 
Henderson und MacDonald. Harry Graf Kessler beschrieb Henderson als waschechten »John Bull«, 
der einen einmal gefass ten Entschluss rigoros durchzusetzen wusste. MacDonald hingegen sei ein 
Kelte, dem man ei n »zweites Gesicht« durchaus zutrauen würde. Internationale Information, Die 
engli sche Arbeiterpartei und das Genfer Protokoll, r9. 3-1925, Bd. II , 1925; H. GRAF KESSLER, Das 
Tagebuch, Eintrag vom 22.3.1925, Bd. 8, Eintrag vom 19.3-1925, Bd. 8, S. 640. 
148 Am 27. März 1924 wurde ein Rundbrief an die assoziierten Parteien verschickt, worin klar der 
Versuch unternommen wurde, die Debatte über die Arbeiterinternationale - sprich »zentral « - zu 
koordini eren: »Die Geschqftskommirsion der SA! hat den Wunsch, die Meinungen der Mitglieder unserer 
Exekutive über die Frage der Garantieverträge im Kriegsfall, die den Vo/kerbund 111 nächster Zeit beschqfiigen 
wird und die Taktik, die die Arbeiterklasse diesem Prqjekt gegenüber einzuschlagen ha!, kennen zu lernen. f.. J 
Wir wären Ihnen sehr dankbar, wenn sie uns ihre Ansicht, oder die Ansicht eines Genossen ihres Landes, der sich 
besonders mit diesen Problemen beschqftigt, bekannlgeben könnlen.« IIS G, SA!, Politische Fragen, Garan­
tieverträge, Rundbrief von F. Adler, 27.3.1924, IISG/ SAI/Politische Fragen/ 1171/ 1. 
149 Beispielhaft hierfür steht die Sitzung der SAI-Exekutive im September 1924, die im Zuge der 
Sechzigjahrfeier der In ternationale in London stattfand. Leon Blum und H. N. Brailsford wurden im 
Rahmen der Exekutivsitzung damit beauftragt, ei n Expose zum Thema der Garantieverträge zu er-
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unter anderem, dass gleich mehrere Sozialisten aus unterschiedlichen Ländern am 

Entstehungsprozess beteiligt gewesen waren und das Ergebnis maßgeblich unter­

stützt hatten (für Frankreich: Joseph Paul-Boncour; für Großbritannien: Arthur 

Henderson, Ramsay MacDonald). 

Die zu Beginn des Jahres 1925 verstärkt aufkommende deutsche Sicherheitsinitia­

tive änderte zunächst herzlich wenig an dieser außenpolitischen Grundhaltung. Um 

das Genfer Protokoll nach außen hin weiter zu unterstützen, wurde im März 1925 auf 

Initiative der Labour Party eine Absichtserklärung an die Arbeiterparteien aus 

Deutschland, Belgien, Frankreich und Großbritannien verschickt, in der die Parteien 

ihre schriftli che Zustimmung erklären sollten. 150 Auf Wunsch der Briten sollte sich 

die Arbeiterinternationale weiterhin klar positionieren und ihre Unterstützung für 

das Völkerbundsproj ekt zum Ausdruck bringen. Dass dadurch recht unverhohlen 

Kritik an der gegenwärtigen außenpolitischen Entwicklung geübt wurde - hier vor 

allem an der deutschen Sicherheitsinitiative, wie MacDonald offen einräumte-, 151 

stand freilich auf einem anderen Blatt. Der tatsächliche Hintergrund für den Vorstoß 

der Labour Party war nach eigenen Angaben eine zeitnahe Abstimmung im briti­

schen Unterhaus, wo das Genfer Protokoll am 24.3.1925 zur Debatte stand. 152 Zu 

diesem Zweck wurde unter anderem eine nationale Kampagne für das Protokoll ini­

tiiert , mit dem Ziel »eine grqße Vo!!tSbewegung defür enifesseln zu können«. 153 

Wie bereits dargelegt, unterstützten SPD und SFIO die deutsche Sicherheitsinitia­

tive zu diesem Zeitpunkt (März 1925) bereits nach Kräften. Aus diesem Grund fiel 

die Antwort der deutschen Sozialdemokraten auf den Brief der Labour Party erwar­

tungsgemäß sehr verhalten aus: Otto Wels, der stellvertretend für seine Partei ant­

wortete, stellte zwar fest , dass sich Fraktion und Parteivorstand vollkommen darüber 

einig wären, »auf dem Boden des Genfer Protokolls« zu stehen. 154 Allerdings beton-

stellen. lm Rahmen einer gemeinsamen Sitzung von SAI und 1GB wurde das Genfer Protokoll indes 
eindeutig priorisiert und die Möglichkeit, separate Garantieverträge abzuschließen , delegitimicrt. 
In ternationale Information, SA I-Exekutivs itzung, 27--29 . 9. 1924, Bd. 1, 1924, No. 2; zur gemein­
samen Sitzung von lGB/ SAl: internationale lnformation , Bureau-Sitzung von 1GB und SAI, 3-/ 
4.1.1925, Bd. II, 1925. 
150 Unterzeichnet werden sollte folgender Text: » We, the undemif,ned representatives ef the Labour and 
Socia/ist Parties qf Be((!,ium, France, Cermany and Creat Brilain, appea/ to the peoples qfour respective countries 
who are so vita!ly a_/fected by the prob/ems presented in the search far peace, lo use every ef.for! /o secure lhe 
ratijicalion ef !he Ceneva Prolocol, with any amendments that may be deoded upon as a resu/1 offurther 
discussions in !he League ef Nations. « IISG , SA!, Po li tische Fragen, Garantieverträge, Rundbrief Tom 
Shaw, 19. 3.1925, IIS G/SAI/PolitischeFragen/11 75/31 . 
151 In ein em Gespräch zwischen Harry Graf Kess ler und R. Mac Donald merkte der britische Politi­
ker klar und deutlich an , dass er strikt gegen den deutsch-französischen Pakt se i. H. GKAF KESSLEK, 
Das Tagebuch, Eintrag vom 22.3-1925, Bd. 8, Eintrag vom 11.3.1925, Bd. 8, S. 632 ff 
152 IISG , SAI , Politi sche Fragen , Garantieverträge, Rundbrief Tom Shaw, 19 .3- 1925, IISG/ SAl/ Poli ­
ti scheFragen/1175/3 1. 
153 H . GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 22.3.1925, Bd. 8, Eintrag vom 11. 3.19 25, Bd . 8, 
S. 632 ff 
154 IISG , SAI, Politische Fragen , Garantieverträge, Brief von Otto Wels an T. Shaw, 30.3- 1925, 
I IS G / SAI/ Politi scheFragen/1175/ 41. 
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te er ebenso, »dqß wir aus Realitätsgründen zu anderen Fragen der Sicherung Stellung 
nahmen, entsprechend der Absprache, die in Brüssel zwischen uns und Leon Blum stattgefun­
den hat. Die waren, wie lhr Euch entsinnen werdet, falgende: Wir freien ein r.) Für das 
Genfer Protokoll, falls das nicht durchfahrbar .. . 2.) Für allgemeine Garantieverträge und 
wenn auch die nicht zu erreichen . . . 3.) Für eine andere Lösung, über die insbesondere die 
deutschen und _französischen Sozialdemokraten sich vorher verständigen. « 155 

Wenn man miteinbezieht, wie stark die SPD bereits in die Sicherheitsinitiative des 

Auswärtigen Amtes involviert war, kann durchaus die These aufgestellt werden, dass 

die Partei längst nicht mehr an den Erfolg des Genfer Protokolls glaubte. Intern 

wurde bereits »eine andere Lösung« - in diesem Fall der deutsch-französische Si­

cherheitspakt - bevorzugt, im Übrigen gemeinsam mit der SFIO. Die Tatsache, dass 

Wels dezidiert auf ein Gespräch zwischen Lcon Blum und ihm verwies, um seine 

Argumentation zusätzlich zu stützen, spricht diesbezüglich Bände. Ein an die SAI 

gerichtetes Schreiben vom 2. 4 . zeigt zwar, dass die deutschen Sozialdemokraten 

darum bemüht waren , die Wogen zu glätten , indem zunächst behauptet wurde, 

»identischer« Auffassung mit der Labour Party zu sein. 156 Allerdings bedarf es kei­

ner großen Prophetie um zu behaupten, dass die beiden Parteien völlig unterschied­

liche Ansichten vertraten. Tatsächlich kritisi erte die SPD den Entwurf der britischen 

Arbeiterpartei scharf und verteidigte die Vorgehensweise der deutschen Regierung. 

Der Verfasser des Schreibens war abermals Otto Wels, der zu dem Schluss kam, dass 

das Rundschreiben der Labour Party, »dem wir unsere Unterschriften geben sollen [. . J 
die gegenwärtige politische Sachlage nicht klar kennzeichnet. « 157 

Das Anliegen von Wels wurde von Seiten der SAI durchaus ernst genommen: 

Wenige Tage nach dem Schreiben des SPD-Politikers ließ die Geschäftskommission 

der Arbeiterinternationale verkünden, dass es zum gegenwärtigen Zeitpunkt wohl 

am sinnvollsten wäre, auf eine von MacDonald angeregte Kundgebung 158 gänzlich 

zu verzichten. Stattdessen wurde vorgeschlagen, die Debatte auf dem nächsten Tref­

fen des SAI-Exekutivkomitees weiterzuführen. 159 

155 Ebd. 
156 IISG, SA!, Politi sche Fragen, Garantieverträge, Brief von Otto Wels an die SAI, 2.4-1925, IISG/ 
SAI/PolitischeFragen/ n75/ 42. 
157 Ebd. 
158 Im Rundschreiben der SA! wurde hierzu Folgendes vermerkt: »Genosse MacDonald hat die An­
regung gemacht, ob man nicht in der Frage des Ge'!fer Protokolls. das am nächsten Dienstag (24.ds.) im Unter­
haus zur Deballe stehen wird, eine Kundgebung der sozialistischen Parteien der vier in erster Linie beteiligten 
Länder, also Belgien. Deutschland, Frankreich, England möglichst rasch zustande bringen kännte. Und zwar geht 
der Gedanke dah1i1, daß von.Jedem Land zwei Genossen die allgemein bekannt und insbesondere milden Fragen 
der auswärtigen Politik auch in effizie!ler Funktion zu tun hallen, die Kundgebung zeichnen. « IISG, SA!, 
Politi sche Fragen, Garantieverträge, Rundbrief Tom Shaw, 19.3.1925, IISG/ SAI/Politi scheFragen/ 

u75/31. 
159 IISG , SAI, Politische Fragen, Garantieverträge, Brief von Adler an die SPD, 3- 4 . 1~)25, IISG/ SAI/ 
PolitischeFragen/ 11 75/47; hierzu auch: Internationale Information, Sitzung der Exekutiv der SAI, 
14-5. 1925, Bd. 11 , 1925. 
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Das Treffen des Exekutivkomitees fand am 9./10. Mai in Paris statt, sprich wenige 

Wochen nach der Debatte über die gemeinsame Kundgebung. 160 Vor allem die bri­

tische Arbeiterpartei wollte das Treffen dazu nutzen , ihre Haltung gegenüber dem 

Sicherheitspakt deutlich zu machen. Ziel war es dabei , die deutsche Initiative zumin­

dest zu rügen, um damit die Prinzipien des G enfer Protokolls weiterhin am Leben zu 

erhalten. Daher machte Arthur Henderson 161 stellvertretend für seine Partei deut­

lich , »that the International shou!d do everything in its power to keep the princip!es ef the 
Protoco! a!ive [. . ). « 162 Es sei keineswegs klar, ob der Sicherheitspakt mit den Prinzi­

pien des Genfer Protokolls konform gehe, oder ob die allgemeine Abrüstung, die von 

der Labour Party dringend eingefordert wurde, mit inbegriffen sei. Eben deshalb 

müsse sich die Internationale die Frage stellen, ob der Sicherheitspakt in der jetzigen 

Form erstrebenswert sei. 

Leon Blum entgegnete Henderson, dass sich auch die SAI den gegebenen Reali­

täten anpassen müsse: Die entscheidende Frage laute hierbei, was denn passieren 

würde, wenn das Protokoll am Ende nicht unterzeichnet werde - auch damit müsse 

sich die Internationale befassen. Hier zweifelte auch der französische Sozialistenfüh­

rer am Erfolg des Genfer Protokolls und war eben deshalb darum bemüht, die briti­

schen Zweifel zu zerstreuen. Seiner Ansicht nach weise die deutsche Sicherheitsini­

tiative ohnehin erstaunliche Parallelen zu einem 1923 verfassten Dokument der 

Internationale auf Konkret spielte Blum auf den sozia listischen Reparationsplan 

vom 25./26. März 1923 an, 163 der unter anderem von Tom Shaw, Rudolf Hilferding, 

Rudolf Breitseheid sowie Vincent Auriol konzipiert worden war und dabei erstens 

den deutschen Eintritt in den Völkerbund forderte und zweitens den Versuch unter­

nahm, das französische Sicherheitsbedürfnis mit weitreichenden Garantieerklärun­

gen zu bcfriedigen .164 Abschließend betonte Blum, dass es für alle Parteien der In­

ternationale schwer werden würde, eine rein negative Haltung gegenüber der 

deutschen Sicherheitsinitiative einzunehmen - was als klare Spitze gegen die Labour 

Party zu verstehen war. 165 

160 LHASC, LS I, Exekutivkomiree, Paris, 9 ./ 10. 5. 1925, LSl/ 14/ 18/ 1. 
161 Während MacDonald eher abwägend argumentierte, sprach sich H enderso n, wie Harry Grar 
Kessler in seinen Tagebüchern deutlich macht, am deutlichsten gegen den Sicherheitspakt aus. 
H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 22.3-1925, Bd. 8, Eintrag vom 11.3-1925, Bd. 8, 
S. 632 ff 
162 LHASC , LSI , Exekutivkomitee, Paris, 9./10. 5. 1925, LSI/ 14/1 8/1. 
163 Zum sozialistischen Reparation splan aus dem Jahre 1923, siehe auch: L. ZIMMERMANN, Deut­
sche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958, S. 162; siehe auch: LHASC , Parliamen­
tary Labour Party, Minutes 1923 Special Meeting of ehe Party, 21.3-1923, LP/ PLP/ Minutes 1923/ 21-

23-
164 LHASC , LSI , Exekutivkomitee, Pari s, 9./ 10. 5. 1925, LSI/14/18/ 1. 
165 Immerhin mu ss eingeräumt werden, dass Teile der Labour Party zumindest se it dem Frühjahr 
r925 kritisch mit der sta rren Position von MacDonald, Brailsford und Henderson umgingen: Die 
politischen Vertrauten von R. MacDonald, Deli sle Burns und Lee Smith, sahen die ablehnende Hal­
tung der Parteirührung z.B. durchaus mit Skepsis, ebenso wie der Finan zexperte Ph. Snowden. 
H. GRAF KESSLER, Das Tagebuch, Eintrag vom 22.1-1925, Bd. 8, Eintrag vom 17-3- 1925, Bd. 8, 
S. 640; Eintrag vom 20.3. 1925, Bd. 8, S. 648. 
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Otto Wels , der nach Blum das Wort ergriff, war sichtli ch darum bemüht, die 

diplomatischen Offerten seiner Regierung in einem möglichst positiven Licht er­

scheinen zu lassen: Die deutschen Vorschläge hätten die Politiker in seinem L and 

regelrecht begeistert und er zweifle keine Sekunde daran , dass sie ein Schritt in die 

richtige Richtung seien - auch im Hinblick auf das Genfer Protokoll. Die kritische 

Haltung der Labour Party könn e er durchaus nachvollziehen - immerhin befinde 

sich die briti sche Arbeiterpartei auf der harten Oppositionsbank -, allerdings sei 

die Situation in D eutschland grundverschieden und daher auch anders zu bewerten. 

Die Regierung Luther werde von der extremistischen Rechten für die Sicherheits­

initiative heftig attackiert und eben deshalb bat Wels di e SAI, keine Resolution zu 

unterzeichnen, die den Erfolg der deutsch-französischen Verhandlungen gefährden 

könnte.166 

Daraufhin verabschiedete das Exekutivkomitee eine Resolution, die das Genfer 

Protokoll weiterhin favorisierte, di e deutsche Initiative allerdings nicht zurückwies. 

Damit wurde die Brüsseler Resolution der Internationale, di e zu Beginn des Jahres 

1925 verabschiedet worden war und sich dezidiert das Genfer Protokoll aussprach, 

erneut bekräftigt.167 Auf Initiative von Alexandre Bracke (SFIO) und Otto Bauer 

(SDAP) wurde indes ei ne Zusatzresolution in Angriff genommen, die der veränder­

ten Situation Rechnung tragen sollte. Folgende Passage wurde dabei von der Labour 

Party scharf kritisiert: .»At the same time the Executive is unanimous that it is the duty ef 
the L.S.l as lang as the Ceneva Protocol cannot be ratified, to support also pacts ef guarantee 
ef a more limited character, under the condition that England, France and Be!gium on the one 
hand, and Cermany on the other, are induded in the pact and that the security ef both stdes be 
equa/ly guaranteed [. . ).« 168 

H enderson erklärte, dass eine Zu satzresolution dieser Machart ausnahmslos den 

britischen Konservativen, die das Genfer Protokoll rigoros ablehnten, in die Hände 

spielen würde. 169 Des Weiteren zweifelte er am Zustandekommen des Sicherheits­

paktes: Zum gegebenen Zeitpunkt habe die SAI zu wenig Informationen über das 

deutsche Angebot, dessen Bewertung noch ausstehe, und die Verhandlungen befän­

den sich außerdem nach wie vor in einem kritischen Stadium. Die Kritik des Briten 

hatte zur Folge, dass der Zusatzantrag tatsächlich gestrichen wurde - stattdessen 

einigte man sich darauf, eine Sonderkonferenz des SAI-Büros einzuberufen , um 

166 LHASC, LSI , Exekutivkomitee, Paris, 9 ,/10. 5.1925, LSl/ t4/18/ 1. 
167 Hierzu: VorwärLs, 12.5.1925; S. FE UC H T, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Partei D eutsch­

lands zur Außenpolitik wä hrend der W eimarer Republik (1918-1933), 1998, S . 377-
168 LHASC , LSI, Exekuti vkomitee, Pari s, 9./10. 5. 1925, LSI/ 14/ 18/ 1. 
169 Ein e Lesar t der rigiden Haltung der Labou r Party lautet, dass die Panei an dem Genfe r Protokoll 

nur deshalb so krampfhaft fest hielt, weil sie es als Regierungspartei befürwortet und mit gesta ltet 

hatte - di e konservative Regierung nach dem Regieru ngswechsel indes nun all es daran setze, das 
Protokoll zu zerstören. Daher sei d ie briti sche Arbei terpartei gewissermaßen in der »Pnicht« gewe­

sen, das Abkommen am Leben zu hal ten und sich der konservativen briti schen R egierung zu erweh­

ren. MacDonald bestätigte di es indirekt in einem Gespräch mit Kessler im März 1925. H. GRAF 

KESSLER, Das Tagebuch , Eintrag vorn 11.3.1925, Bd. 8, S. 632. 
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den Grundsatzkonflikt, der sich zwischen SPD/SFIO auf der einen und der Labour 

Party auf der anderen Seite abspielte, ein für alle Mal klären zu können. 170 

Tatsächlich wurde das »Sicherhei tsproblem« im Lager der Engländer äußerst kri­

tisch bewertet, wie ein Brief von Tom Shaw an Arthur Henderson hinreichend deut­

lich macht: 171 Unter den gegebenen Um ständen sei es dringend erforderlich, das 

angedachte Treffen des Büros möglichst zeitnah einzuberufen - ansonsten laufe 

man Gefahr, vier Parteien mit vier unterschiedlichen Meinungen in ihren jeweiligen 

L änderparlamenten über den Sicherheitspakt abstimmen zu lassen. 172 H endersons 

Antwort auf diesen Vorschlag fiel äußerst resolut aus: Die Labour Party sei dazu 

bereit, ein solches Treffen anzuberaumen, allerdings stehe die Partei nach wie vor 

hinter den Prinzi pi en des Protokolls »and will slrongly oppose any pacts ef guarantiee ef 
a limited character which are ~( the nature ef Alliances or Groups ef Nations and are not based 
on the principles ef the Protoco/. « 

173 

In der Folgezeit gelang es der Labour Party, ihre Blockade-Haltung auch in London, 

wo am 4 . Juli ein Treffen des SAI-Büros stattfand, aufrecht zu halten. 174 Trotz der 

Bemühungen von SPD und SFIO, die Zustimmung der Internationale für den Si­

cherheitspakt zu erwirken, setzten sich die Briten also vorerst durch. Der Sicherheits­

pakt wurde vom soziali stischen Büro für nicht ausreichend erachtet, weil erstens die 

Forderung zur allgemeinen Abrüstung nicht darin enthalten war, zweitens das Prin-

170 Stefan Feucht stellt diesbezüglich die Vermutung auf, dass sich hier bereits eine Revision der 

bisherigen SAI-Position (voll e Unterstützung für das Genfer Protokoll) andeutete. Hier muss aller­

dings erstens betont werden, dass das Protokoll allenfal ls seit Frühjahr 1924 eine Rolle innerhalb der 

SA! spielte und zweitens, dass das Projekt als solches von Ramsay MacDonald respektive der Labour 

Party forciert wurde - und nur bedingt von SFlO oder SPD. Ergo handelt es sich hierbe i um ein 

Vorhaben, das von den anderen Parteien zwa r unterstützt, jedoch keineswegs als unum stößlicher 

Bes tandteil der außenpolit ischen Doktrin betrachtet wurde (ohnehin ist zu fragen: welche augenpoli­

tische Doktrin?). Die Tatsache, dass sowohl die fran zös ische als auch die deutsche Arbeiterpartei die 

deutsche Sicherheits ini t iat ive unterstützten , beleg t dies hinreichend . Insofern sollte in der Bewertung 

der Pariser SAI-Exekutivsitzun g vom 9./ 10. M ai viel eher darauf rekurri ert werden , dass das Genfer 

Protokoll als solches all enfall s seit kurzer Zeit ein Bestandteil der SA l-Außenpolitik gewesen war -

und dass di e Labo ur Party mit ihrem Versuch , dieses fes t in das Programm zu verankern, gescheiten 

war. Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrat ischen Partei Deut schlands z ur Auf~enpolitik 

wä hrend der W eimarer Rep ublik (1918-1933), 199 8, S. 377-
171 llSG , SA[, Korres ponden z mit den angeschlossenen Parteien, Labour Party, Shaw an H enderson , 

21.5.1925, IIS G/SAI/Korrespondenz/1664/11 . 
172 Zwar wurde der Brief offi ziell im Namen des SAI-Sekretariats verfasst - es li egt j edoch auf der 

Hand , dass Shaw als Teil der Labour-Führung auch di e Interessen der briti schen Arbeiterpartei ver­

trat. lm Hinblick auf den Sicherheitspakt kann im Übrigen konstatiert werden, das s seine Mutma­

ßu ng, es gebe momentan »vier Parteien mit vier unterschied lichen M einungen« ni cht di e Rea li tät 

widerspiegelte. Fakt isch hatten sich SPD und SFIO darauf geei nigt, den Sicherheitspakt zu unter­

s tützen. Ebd. 
173 IISG , SA! , Korrespondenz mir den angeschl ossenen Parteien, Labour Party, H enderson an Shaw, 

22.5.1925, JISG/ SAI/ Korrespondenz/1664/ 15. 
174 Hierzu: K. RIES EllERG, Die SPD in der Locarno -Kri se, Oktober/Nove mber 1925; in: VfZ 30, 

1982, S. 130-16 1; hi er: S. 135 ff. ; Vorwärt s, 9.7.1925; IISG , SAI, Bureau , Sitzung vom 4. 7.1 925, 

IISG / SAI/ Burcau/ 60 8 und 6ll. 
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zip der Schiedsgerichtsbarkeit nur bedingt gewährleistet wurde (im Sicherheitspakt 

war keine Schlichtung in politischen Streitfragen vorgesehen), drittens die Schieds­

verträge zwischen D eutschland, Polen, der Tschechoslowakei und Frankreich nur 

unter Garantie einer Macht (Frankreich) vereinbart werden so llten, und viertens 

der Verdacht bestand , dass sich der Vertrag in letzter Konsequenz gegen Sowjet­

Russland wendet.175 Infolgedessen beschloss das Büro, dass »kein Teilvertrag« be­

schlossen werden sollte, der in irgendeiner Form im Widerspruch zum Genfer Pro­

tokoll stehe. 176 Damit war erneut eine Formulierung »ex negativo« geschaffen wor­

den , die den deutsch-französischen Sicherheitspakt zwar nicht gänz.lich ausschloss, 

zumindest aber deutlich machte, dass die SAI weiterhin das Protokoll favorisierte. 

Ein signifikanter Fortschritt gegenüber der Pariser Exekutivsitzung vom 9. 5. konnte 

also nicht erwirkt werden, die Labour Party hatte ihre Zweifel erneut kenntlich ma­

chen können. Abschließend wurden die einzelnen Mitgliederparteien dazu aufgefor­

dert, ihre unterschiedlichen Meinungen und Ansichten schriftlich niederzulegen, um 

diese auf dem bevorstehenden SAI-Kongress in Marseille kundzutun. 

Dass das Treffen in London alles andere als ein Fortschritt war, wird an einem 

Brief deutlich, den Pierre Renaudel am Folgetag an Friedrich Adler verfasste. Darin 

unterbreitete Renaudel den Vorschlag, ein gesondertes Treffen zwischen den belgi­

schen, französischen und deutschen Sozialisten abzuhalten. 177 Implizit ging der 

Franzose also bereits davon aus, dass die Labour Party nicht klein beigeben und 

weiterhin am Genfer Protokoll festhalten würde. Aufgrund der ähnlichen Interessen­

lage zwischen SFIO und SPD, die beide an dem Zustandekommen des Sicherheits­

paktes interessiert waren, erschien eine bi- oder trilaterale Kooperation - außerhalb 

der SAI - in diesem Fall mehr als sinnvoll. 178 

Tatsächlich fand das von Renaudel angeregte Zusammentreffen von SPD, SFIO 

und POB am 20. Juli in Brüssel statt. 179 Inhaltlich legten sich die drei Parteien darauf 

fest , den Sicherheitspakt zu unterstützen und machten dies in einer entsprechenden 

Stellungnahme kenntlich. 180 Damit hatten sich sowohl die deutsche als auch die fran­

zösische Arbeiterpartei über die Internationale hinweggesetzt und plädierten trotz 

aller Unklarheiten entschieden für die Realisierung des deutsch-französischen Si-

175 Anwesend waren beim Treffen des SAI-Büros unter anderem: A . Hendcrson, T. Shaw, 0. Wels, 

P. Renaudel. IISG , SAI, Bureau, Sitzung vom 4.7-1925 , IISC/ SAI/ Bureau/608 und 6II . 
176 »In Bezug ai!f die in Diskussion stehenden Vorschläge eines Sicherheitspaktes.fordert die SAI, bei Aufrecht­
erhaltung ihres Standpunktes, daß alle Anstrengungen gemacht werden sollen, um eine endgültige Durdjuhrung 
des Genfer Protokolls zu erlangen, einstweden, solange dieses Ergebnis nicht erzielt werden kann, die angeschlos­
senen Partrien aief, darüber zu wachen, daß kein Tetlvertrag im Widerspruch zu den oben niedergelegten Grund­
sätzen beschlossen werde.« Ebd.; Internationale Information, Sitzung des Bureaus der SAI, 9. 7.1925, 

Bd. II. 1925. 
177 IISC, SAI, Korrespondenz mit angeschlossenen Parteien, SFIO, Renaudel an Adler, 5.7.1925, 

IISG / SAI/ Korrcspondcn z/1615/ 8. 
178 Hierzu auch: R. CoMBIN, Les sociali stes et la guerre, 1970, S. 122 f 
179 Über das Brüsseler Zusammen treffen: K. R I ESEFlFRG, Die SPD in der Locarno-Krise, Oktober/ 

November 1925; in: VfZ 30, 1982, S. 130- 161; hier: S. 137-
180 Hierzu auch die Rede von Leon Blum auf den Kongress von Marseille im August 1925: Zweiter 

Kongress der Soziali stischen Arbeiter-Internationale, Marseille, 22. bis 27. August 1925, 1975, S. 136f 
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cherheitspaktes. Diese Haltung kann genau genommen als Verstoß gegen die Statu­

ten der SAI bewertet werden, die sich in Bezug auf ihre äußere Politik sehr deutlich 

positionierte: G emäß der Beschlüsse des Hamburger Gründungskongresses (1923) 
war die Autonomie der Einzelparteien in außenpolitischen Fragen eingeschränkt 

und die Geltungsmacht der Internationale anzuerkennen.181 Aufgabe von SPD und 

SFIO wäre es also gewesen, eine endgültige Klärung innerhalb der Internationale 

abzuwarten und ers t dann eine gemeinsame Kooperation anzustreben. Tatsächlich 

wurde die deutsche Sicherheitsinitiative aber bereits seit Beginn des Jahres 1925 von 

beiden Parteien unterstützt! 

Diese Entwicklung war vor allem der deutschen Arbeiterpartei zuzuschreiben, die 

sich von Anfang an dezidiert hinter die Regierung Luther stellte und mit Hilfe ihrer 

beiden »Diplomaten « - Breitseheid und Hilferding - auch die SFIO von den Vor­

zügen der deutschen Offerte sukzessive überzeugen konnte. Im Verbund mit den 

französischen Genossen gelang es auch innerhalb der SAI, jedweden Versuch der 

Labour Party, vom Genfer Protokoll abweichende Abkommen offiziell zu verurtei­

len , abzuschmettern und stattdessen eine graduelle Aufweichung der außenpoliti­

schen Doktrin zu erreichen. 182 Trotz alledem stand eine finale Klärung der Sicher­

heitsfrage noch aus, weshalb der SAI-Kongress in Marseille, der im August 1925 
stattfinden sollte, einen geradezu programmatischen Charakter hatte. 

2.2.6 SAI-Kongress in Marsez!fe 

Der zweite Kongress der Sozialistischen Arbeiterinternationale nahm am 22. August 

1925 in Marseille seine Arbeit auf 183 Bereits in seiner Eröffnungsrede machte der 

Vorsitzende Arthur Henderson deutlich, dass der »Sicherheitsfrage« beim diesjäh­

rigen Kongress der SAI eine gesteigerte Bedeutung zukam. 184 Dabei war es dem 

Briten offensichtlich ein wichtiges Anliegen, die Vorzüge des Genfer Protokolls 

möglichst überschwänglich darzustellen und dadurch ein klares Statement abzuge­

ben: »Die Entwicklung der sozialistischen Politik in dieser alles überragenden Frage (Kriegs­
verhinderung, Anm. d. V) hat ihren Ausdruck gefunden in dem GeJ?fer Protokoll zur.fried­
lichen Bet!egung inLernalionaler SLreitflille. Ich betrachte dieses Werk als die unmittelbare 
Leistung der sozialisLischen Arbeiterparteien, und die in ihm niedergelegte Politik ist meiner 
Ansicht nach die einzige wirksame Methode, den Welifrieden zu erhalten.[..).« 185 

181 Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 286. 
182 Vgl. K. R1ESEBERG, Die SPD in der Locarno-Krise, Oktober/November 19 25; in: VfZ 30, 1982, 
S. 130- 161 ; hier: S. 136. 
183 Hierzu: J. F. WRYN N, The Sociali st International and the politics of european reconstruction, 
1976 , S. 83 ff; II SG, SA!, Zweiter Kongreß . Marseille, 1925, IISG/ SAI/ Zweiter Kongreß. Marseille, 

1925/23 ff 
184 Henderson selbst hatte im Jahre 1925 eine ausführli che Broschüre über das Genfer Protokoll ver­
öffentlicht. Hierzu auch: A. H EN DERSON, Labour and the Ceneva Protokoll , 1925; Fundort : !!SC , 
SAL Genfer Protokoll, IISG/SAI/ Ccnfcr Protokoll/ 1175. 
185 Zweiter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Marseille, 22. bis 27. August 1925, 

1975, S. 238 f 
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Nach dieser Eloge auf das Protokoll kam Henderson selbstredend auch auf den 

»konkurri erenden« Sicherheitspakt zu sprechen. In dem Bemühen, die bisherigen 

Fortschritte zu relativieren, stellte der Labour-Politiker dabei folgende Rechnung auf 

Welche wie auch immer geartete Haltung die sozialistischen Arbeiterparteien gegen­

über dem angedachten Sicherheitspakt zwischen Deutschland, Frankreich, Großbri­

tannien, Italien und Belgien auch einnehmen würden - niemals könne er das gleiche 

Ergebnis erzielen wie das Protokoll. Immerhin hatte Henderson offensichtlich be­

griffen, das s die briti sche Arbeiterpartei ihre Position aufweichen musste, um sich 

innerhalb der SAI nicht weiter zu isolieren. Deshalb gelangte er zu der Erkenntnis, 

dass der Sicherheitspakt nicht »zwingend« gegen das Protokoll verstoßen müsse. 186 

Bereits im Vorfeld des Kongresses hatte Ramsay MacDonald den Versuch unter­

nommen, die Meinungsverschiedenheiten zu relativieren. So ließ er in einem im 

»Vorwärts« veröffentlichten Artikel durchblicken, das s seine Partei durchaus dazu 

bereit sei, ihre Position hinsichtlich des Genfer Protokolls zu revidieren. 187 Anderer­

seits geht aus einem Gespräch des britischen Botschafters Eric Phipps mit dem fran­

zösischen Sozialistenführer Leon Blum hervor, dass die Situation längst nicht so 

entspannt war, wie MacDonald dies in seinem »Vorwärts «-Artikel suggerierte: Im 

Verlauf der Unterredung zwischen dem fran zös ischen Sozialisten und dem briti­

schen Botschafter, die wenige Wochen vor dem Kongress in Marseille stattfand, 

echauffierte sich Blum mehrfach über die Labour Party, die sich partout weigere, 

vom Genfer Protokoll abzuweichen. 188 Somit kann nur bedingt von einer »versöhn­

lichen Haltung der Labour Party« gesprochen werden, 189 da die britische Arbeiter­

partei erst gegen Ende des Jahres 1925 endgültig dazu bereit war, ihre Position zu 

revidieren. 190 In dieser Zeit nahm insbesondere der parlamentarische Flügel (PLP) 

eine grundlegende Oppositionshaltung gegenüber dem Außenminister Austen 

186 Ein solcher Kompromiss bahnte sich bereits im März 1925 an infolge der England-Reise von 
Harry Graf Kessler, im Verlauf derer er unter anderem mi t den wichtigsten Labour-Politikern Ge­
spräche führte. Hier kri stalli sierte sich di e Lösung heraus, dass die Labour Party dann einem Sicher­
heitspakt zustimmen werde, wenn dieser nicht grundsä tzlich gegen das Protokoll verstoße, sondern 
vielmehr eine »Brücke« darstellen könne hin zur Realisierung des Genfer Protokolls. H. GRAF K ESS­

LER, Das Tagebuch, Eintrag vom 18.3. 1925, Bd. 8, S. 643. 
187 In derselben Ausgabe des Vorwärts veröffentlichte Hermann Müller einen Artikel über die Not­
wendigkeit zur Umgestaltung des Völkerbundes. Zudem konstatierte er, dass ei n weiteres Festhalten 
am Genfer Protokoll kontraproduktiv sei, so fern der mögliche Abschluss eines Sicherheitspaktes 
dadurch erschwert werde. Insgesamt betrachtete er den Sicherheitspakt als eine erste »Etappe« zur 
Befriedung Europas sowie zur Schaffung eines wirklichen Völkerbundes. Otto Wels vertrat in seinem 
Artikel, der ebenfalls am 23. 8. veröffentlicht wurde, eine äh nliche Meinung und konstatierte zudem, 
dass sich die SPD in Übereinstimmung mit der überwiegenden Mehrheit der Internationale befinde. 
Damit unternahm Wel s zugleich den Versuch, parteiinterne Kritik am Verhalten der deutschen Ar­
beiterpartei zu unterbinden. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 379. 
188 TNA, PRO, Foreign Office, Telegram Mr. Phipps, 3-8.1925, TNA/ PRO/ FO 371/ 11 046. 
189 S. FEUCH T, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur AuEenpoli tik wäh­
rend der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 380. 
190 Paradigmatisch: H. R. W1NKLER, Pa ths not taken, 1994, S. r64fL J. F. WRYN N, The Socialist 
International and the po li tics of european reconstrucrion, 1976 . S. 82 f; hierzu auch das umfassende 
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Chamberlain ein, der den Sicherheitspakt im Namen der konservativen Regierung 

Baldwin befürwortete. 191 In gewisser Weise befand sich die Führungsriege um 

MacDonald und Henderson also auch in einem »strategischen Dilemma«, da sie 

auf nationaler Ebene kein Interesse daran haben konnte, ihre Oppositionshaltung 

aufzugeben - andererseits aber von SPD und SFIO zu eben diesem Schritt gedrängt 

wurde. 

In Marseille wurde die eigentliche D ebatte über die »internationale sozialistische 

Friedenspolitik« erst am 23- 8. eröffnet, also einen Tag nach Kongressbeginn. Als 

erster Delegierter erhielt Charles R . Buxton das Wort, der für die Labour Party vor­

sprach. In Verlauf seiner Rede machte er deutlich, dass Genosse Henderson eingangs 

bereits ausführlich über das Genfer Protokoll gesprochen habe, weshalb er sich einer 

weiteren Erörterung enthalte. 192 Diese Zurückhaltung war für die britische Arbeiter­

partei nicht unüblich, die bereits auf vorherigen Kongressen in programmatischer 

Hinsicht einen sehr gesch lossenen Eindruck hinterlassen hatte. Stattdessen erörterte 

Buxton insbesondere di e Nachteile des Sicherheitspaktes und stigmatisierte das Ab­

kommen als potentiellen Z ankapfel, der die Staaten Europas ob seiner klaren Spitze 

gegenüber Ru ssland in zwei Lager teilen würde. 193 Die Befürworter des Paktes wür­

den sich der Illusion hingeben, den Frieden mit einer Reihe von Verträgen sicher­

stellen zu können. Jedoch biete das Abkommen weder einen Abrüstungsplan an, 

noch könne es militäri sche Aktionen verh indern : »Eine militärische Aktion könnte 
nämlich aef C rund eines einseitigen Beschlusses einer der Parteien unternommen werden.« 194 

Überdies monierte Buxton, dass der Pakt in seinen Grundzügen nicht etwa auf 

Gleichheit basiere, sondern auf Ungleichheit, denn eine Vertragsseite sei bis an die 

Z ähne bewaffnet (Frankreich), während die andere (Deutschland) vollkommen ent­

waffnet sei. Aus diesem Grund kam er zu dem Schluss, dass der Sicherheitspakt mit 

dem Prinzip der Schiedsgerichtsbarkeit eng verbunden werden müsse: »Aber das eine 
mefs feststehen: wir kiinnen einem beschrdnkten Pakt nur dann zustimmen, wenn er nicht 
aefserhalb des Rahmens des Viilkerbundes geschlossen wird. « 195 

Im Folgenden ergriff Rudolf Hilferding das Wort. Dass der Deutsche eine voll­

kommen andere Position als sein Vorredner vertreten würde, war mehr als offensicht­

lich: Hilferding hatte in den Wochen und Monaten zuvor mehrfach deutlich ge­

macht, dass die Außenpolitik der internationalen Sozialdemokratie eine Politik der 

Statement von Norman Angel! , verfass t im Auftrag des ACIQ: LHASC , Advisory Committee on 
Internation:il Questions, Memos 1924- 36, November 19 25. 
191 H. R. WrNKL ER, Paths not taken, 1994, S. 164ff. 
192 Zweiter Kongress der Soziali sti schen Arbeiter-Internationale, Marseille, 22. bis 27. August 1925, 
1975, S. 257-
193 Grundsätz li ch wurde der Sicherheitspakt im Lager der Labour Party als ein mögliches »deutsch­
engli sch-französisches Abkommen« interpretiert, das sich »gegen Russland « richte. H . GRAr-' Kcss­
LER . Das Tagebuch, Eintrag vom 5.3. 1925, Bd. 8, S. 617 ff. 
194 Zweiter Kongress der Soziali stischen Arbeiter-Internationale, Marsei ll e, 22. bis 27. August 1925, 
i975, S. 257-
19s Ebd. 
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Realitäten sein müsse und eben keine Politik der Utopie. 196 Deshalb forderte er mit 

Nachdruck, den Status quo der internationalen Politik anzuerkennen und die eigene 

Vorgehensweise danach abzustimmen. 197 Hilferding rekurrierte darauf: dass <lie 

Neuorganisation der bestehenden Ordnung nur mit der Unterstützung der interna­

tionalen Sozialdemokratie verwirklicht werden könne. Die Masse der arbeitenden 

Bevölkerung nehme aktiv an diesem Prozess teil und müsse deshalb >, die Macht ihres 

Bewusstseins in die politische Waagschale werfen «. 198 Abermals akzentuierte er, 

dass die Phase des utopischen Pazifismus abgeschlossen und der Zeitabschnitt des 

realen Pazifismus begonnen werden müsse »und zwar deswegen, weil wir nicht mehr an 
die Menschlichkeit, an die allgemeine Vernueft, an die Gefuhle des Abscheus vor dem Morden 
des Krieges appellieren, sondern weil wir uns aef die reale, wachsende Macht des Proletariats, 
aefseine wachsende Feindscheftgegen den Krieg, aef die politische Kreft der Arbeiterbewegung 
stützen. « 199 Die Stellung der Internationale zum Krieg habe sich keinesfalls verändert 

- neu sei der Kampf nur in der Methode, weil eben nicht mehr der Generalstreik das 

Mittel der Wahl sei, sondern »die politische Neuorganisation Europas und der 

Welt«, die Schritt für Schritt erfolgen müsse. 

Was konkret unter einer »Neuorganisation « zu verstehen sei oder wie man diese 

bewerkstelligen könnte, machte Hilferding im Folgenden anhand seiner Formel zur 

»politischen Dreifaltigkeit« deutlich: 200 »Die Volkerbundpolillk muss ausgestaltet werden, 
und es ist unsere Formel, die heute gesiegt hat, die Formel, die verlangt, dqß die Völkerbund­
politik verwirklicht werden soll· Sicherheit, Schiedsgericht, Abrüstunt; «201 Indem der Sozi­

aldemokrat in seiner Rede die Leistung von MacDonald , Henderson, Herriot und 

Paul-Boncour namentlich erwähnte und bewusst hervorhob, nahm er der Labour 

Party geschickt den Wind aus den Segeln. Hilferdings einfache Botschaft lautete, 

dass auch die deutsche Sozialdemokratie die gleichen utopischen Zielsetzungen ver­

folgte, wie alle anderen Parteien auch. Somit gab er sich ebenfalls große Mühe, die 

allgemeine Abrüstung als »wichtigste der realen Garantien des wirklichen Friedens« 

hervorzuheben, was zuvor bereits Henderson und Buxton formuliert hatten. 202 

196 H . A. W1NKLER, Der Schein der Normalität, 21987, S. 191. 
197 »Denn es gibt für uns Sozialisten heute kein wichtigeres, kein unmi1telbareres Ziel als die Verhütung des 
Krieges. Denn, Genossen und Genossinnen, schlecht genug ist es, daß wir im Kaptia/ismus noch leben und unser 
ganzes Leben ist nur lebenswert, weil wir den Kampf gegen den Kapitalismus flihren, aber uefassbar und 
verabscheuungswürdig ist der Gedanke, dqß wir noch einmal sterben sollen.flir den Kapitalismus (Hervor­
hebung im Text, Anm. d. V).« Zweiter Kongress der Soziali stischen Arbeiter-Internationale, M arseille, 

22 . bis 27. August 1925, 1975, S. 259. 
19s Ebd. 
199 Hierzu auch: Vorwärts , 24-8.1925. 
200 Zum Rededuell zwischen Hilferding und Bu xton siehe auch: Arbeiterzeitung, Wien, 27. 8. 1925; 

Leipziger Parteizeitung, 28.8.1925; Arbeiterzeitung, 28.8.1925. 
201 Zweiter Kongress der Soziali stischen Arbeiter-Internationale, Marseille, 22. bi s 27- August 1925, 

1975, S. 262; zur Hervorhebung der »Politi schen Dreifaltigkeit« im außenpolitischen Denkmodell 

Hilferdings siehe auch: S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Partei Deutschlands zur 

Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998, S. 38 1. 
202 Ebd.; Vorwärts , 24.8.1925. 
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Nach diesen eher theoretisch gehaltenen Phrasen kam Hilferding auf den Sicher­
heitspakt zu sprechen: Das Genfer Protokoll sei zwar in programmat ischer Hinsicht 
ein wichtiger Schritt, all erdings kein real existierendes Abkommen. Au s diesem 
Grund müssten bis zur Ratifi zierung des Protokolls alle »Zwischenschritte« unter­
nommen werden , die in dieselbe Richtung zielten: » Wir wollen keinen Schritt unterlas­
sen, der die Moglichkeit gibt, das Cerifer Protokoll später zu verwirklichen, wenn dieser Schritt 
geeignet ist, die aktuelle Kriegsg~fahr zu vermindern. «203 Im Anschluss daran widmete er 
sich dezidiert der britischen Labour Party und versuchte die bes tehenden Konfökte 
zu relativieren: Spannungen habe es in der Internationale immer gegeben und es 
gäbe auch Differenzen, die vom »internationalen Geist beseelt« seien. Mit diesen 
Worten reichte Hilfrrding den britischen Genossen im übertragenen Sinne die 
Hand, nannte ihre Skepsis »verständlich « und forderte sie zudem dazu auf, mit der 
SPD und der SFIO gemeinsam an »einer Front« zu kämpfen. 204 Aus der Tatsache, 
dass sich die deutsche Arbeiterpartei längst mit den französischen Genossen ge­
ei nigt hatte und Seite an Seite mit ihnen für die Verwirklichung des Sicherheitspak­
tes stritt, machte der Sozialdemokrat überhaupt keinen H ehl mehr: »Für uns kon­
tinentale Sozialisten ist es lebenswichtig, daß wir einen Schritt vorwärts tun, daß mil diesem 
vergifteten Hass in der auswiirtigen Politik zwischen Deutschland und Frankreich atf:fgeriiumt 
wird« 205 Damit kann also durchaus ein Wendepunkt in der Geschichte der interna­
tionalen Sozialdemokratie ausgemacht werden: Vielleicht zum ersten Mal nach 1919 
gab es eine starke Interessenkonvergenz zwischen deutschen und französischen So­
zialisten, die sich praktisch unter Ausschluss der briti schen Arbeiterpartei, die bis­
lang unbestritten die dominanteste Rolle innerhalb der SAI eingenommen hatte, auf 
eine bestimmte politische Linie einigen konnten - und diese mittels informeller Di­
plomatie nach außen hin vertraten. 

203 Damit hielt der Sozialdemokrat also ein krafLvoll es Pl iidoyer für die Annahme des Sicherheits­
paktes durch die SA!. Auch die Briten versuchte Hi llerding gezielt zu überzeugen, ihre Meinung zu 
rev idieren , indem er bezeugte, »alle Anstrengungen « unternehmen zu wollen, »die Gegenseitigkeit. das 
obligatorische Schiedsgericht und die Unterstellung der Schird~f!,erichtsvertrilge unter die allgemeine Garantie drs 
Völkerbundes [. . J zu verwirklichen. Gdingt uns, in diesem Sinne dif Verhandlungen über den Pakt zu beein-

j?ussen, gelingt es um, zwischen Deutschland und Frankreich vor allem, abrr auch zwischen Deutschland und 
dem Weslen überhaupt, zwischen Deutschland und seinen bstlichen Nachbarn zur Entspannung zu kommen, 
dann. glaube ich, werden allr Bestrebungen/ur eine Verwirklichung des Genfer Prolokolls,für eine Durc~führung 
der Abrüstung nicht gehindert waden, sie werden im Gegente,I dadurch g(!fördert wrrden. « Zweiter Kongress 
der Soziali stischen Arbeiter-In ternationale, Marseill e, 22. bis 27. August 1925. 1975, S. 264 f 
204 »Es ist durchaus venländlich, dcifs unsere englischen Genossen mit Stolz daraef hinwrisrn, daß es ihre 
Regierung war, dir zusammen milder von unseren franzb:rirchen Freunden unterslülz len Regierung H erriot in 
Genf das grefsr Werk geleislel hat; es irt durchaus venländlich, sage ich, wenn unsere englischen Genossen das 
Genfer Protokoll so hoch schätzen und so fest halten wollen, dqß sie.fürchten, es könnte ihnen drr Sicherheitspakt 
im Kampfe um das Gef!fer Protokoll Hindemissr berriten. Aber ich glaube, auch hier ist die internationale 
Gesinnung dasjenige. was dir Labour Party mit uns in dieselbe Fron!, in dieselbe Linie führen wird.« Ebd., 
S. 265. 
20s Ebd. 
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Am Folgetag begann Leon Blum mit seiner Rede zur internationalen Friedenspoli­

tik. 206 Der französische Sozialistenführer unterstrich erneut, dass der Grundgedan­

ke zur deutschen Sicherheitsinitiative dereinst von sozialistischen PoliLikern erbracht 

wurde: Bereits im Jahre 1922 hätten Breitseheid, Hilferding, Müller, Auriol, Huys­

rnans und Tom Shaw einen allgemeinen Garantiepakt eingefordert. 207 

In Bezugnahme auf das Genfer Protokoll konstatierte er, dass es falsch sei zu 

sagen: »Das Protokoll, nichts als das Protokoll, das Protokoll oder gar nichts von alledem.« 208 

Wie zuvor Hilferding merkte also auch Blum an , dass man erst die Zwischenschritte 

nehmen müsse, um irgendwann einmal weiteren großen Schritt nach vorne machen 

zu können. In diesem Kontext sei die Position der Labour Party grundverkehrt: 

»England kann nicht Nein sagen, wenn Frankreich und Deutschland ihrerseits zu einem Ja 
entschlossen sind, und es geht auch nicht an, dem Vorschlag des Genossen Buxton zu_folgen und 
jeder einzelnen Nation und jeder einzelnen Parlament!fraktion in jedem Lande die Freiheit 
ihrer Entscheidung zu überlassen. Der Kongrefs ist ber*n, diese Frage so oder so positiv zu 
beantworten.« 209 

Der Schulterschluss zwischen SPD und SFIO war damit offiziell vollzogen und 

die Labour Party vorläufig isoliert. 210 Im Folgenden räumte Blum allerdings ein, dass 

der Sicherheitspakt im Geiste des Genfer Protokolls verfasst werden würde und dass 

es die Aufgabe der SAI sein müsse, den Weitergang der Verhandlungen im Sinne 

des Protokolls zu beeinflussen. Auch der Franzose war also darum bemüht, der bri­

tischen Arbeiterpartei di e Gelegenheit zu eröffnen, Verbesserungsvorschläge zu äu­

ßern und damit die eigene Würde zu wahren. Wie Hilferding ließ Blum indes keinen 

Zweifel daran, dass sich sowohl die deutsche als auch die französische Partei für den 

Pakt aussprechen würde. 211 

Das auffällige Werben um die Zustimmung der Briten hatte aus Sicht von SPD 

und SFIO durchaus einen triftigen Grund: Sowohl der deutschen als auch der fran­

zösischen Parteiführung musste klar gewesen sein , dass der Segen der SAI die partei­

interne Unterstützung für den deutsch-französischen Sicherheitspakt maßgeblich 

beeinflussen würde. Nicht umsonst hatte Rudolf Breitseheid auf dem SPD-Parteitag 

in Heidelberg, der wenige Wochen nach dem SAI-Kongress stattfinden sollte, mehr­

fach darauf abgezielt, dass die sozialistische Arbeiterinternationale felsenfest hinter 

206 Eine kritische Rezension seiner Rede, siehe: Echo de Paris, 7.9.1925. 
207 Hierzu: L. Z1MMERMAN N, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958, 
S. 162; siehe auch: LHAS C, Parliamentary Labour Party, Minutes 1923 Special Meeting of" the Party, 
21.3.1923, LP/ PLP/ Minutes 1923/21-23. 
208 Zweiter Kongress der Soziali sti schen Arbeiter-Internationale. Marseille, 22. bis 27- August 1925. 
1975, S. 270. 
209 Ebd. 
210 Hierzu auch: .J. ZARUSKY, Die deut schen Sozialdemokraten und das sowjetische Modell, 1992, 
S. 194-
211 Zweiter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale. Marseille, 22. bis 27. August 1925. 
1975, S. 271 f 
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der deutschen Initiat ive stünde - was eine glatte Lüge war. 212 Genau genommen war 

der Pakt weder in Frankreich noch in D eutschland unumstritten , 213 weshalb beide 

sozialistischen Parteien auf einen positiven SAI-Beschluss angewiesen waren, übri ­

gens auch im Hinblick auf die Alltagspolitik und die damit verbundenen Auseinan­

dersetzungen mit rivalisi erenden Parteien insbesondere auf dem rechten und konser­

va tiven Flügel, di e sich einen negativen Bescheid der SAI mit Sicherheit zunutze 

gemacht hätten. Um die Zustimmung der Arbeiterinternationale zu erhalten, war 

di e Zustimmung der L abo ur Party vielleicht nicht zwi ngend notwendig, zumindes t 

aber hilfreich - vor allem wenn man berücksichtigt , da ss MacDonald und H enderson 

über weitreichende Kontakte zu führenden britischen Politikern verfügten, die für 

künftige Verhandlungen von gehobener Relevanz sein könnten. 

In Marseill e gelang es den deutschen und französischen Soziali sten schlussend­

lich , ihre Position durchzusetzen: Am 27. 8. wurde die Resolution zur internationa­

len sozialisti schen Friedenspolitik verkündet - hierbei kam es den Verfassern darauf 

an, »aef der einen Seite zu kritisieren, was an dem Sicherheitspakt auszusetzen ist; aber aef 
der anderen Seite doch ins Auge zu fassen, was wir gutheißen müssen, was uns ein Fortschrill 
zu sein scheint. «214 

Bezeichnenderweise erhi elt Arthur H enderson als erster Redner di e Gelegenheit, 

die Resolution zu »würdigen «. Dabei räumte er ein, dass es innerhalb der Kommis­

sion »große Schwierigkeiten« gegeben habe, di e man jedoch erfolgreich ausräumen 

konnte. 215 Die Labour Party habe innerhalb der Kommission imm erhin durch setzen 

können , dass künftige Entwürfe zu Sicherh eitsverträgen auf einer Sonderkonferenz 

im Einvernehmen mit der SAI-Exekutive geprüft und diskutiert werden müssten . 216 

Insgeheim hatte sich di e britische Arbeiterpartei also eine Art Interventionsrecht 

geschaffen, insofern j ede Fassung vor ihrer Verabschiedung den Segen der SAI-Exe-

212 Breitseheid verkündete in H eidelberg - an die parte iin tern en Kritiker des Unterstützungskurses 
für die Regieru ng Luther geri chtet -, dass der Gedanke eines »Sicherheirspaktes« nicht nur der Par­
te irai son folge, sondern auch jener Linie, die auf »zahlreichen Konferenzen un serer Internationale 
fes tgelegt worden ist.« Sozialdemokratischer Parteitag 1925. Protokoll mit dem Bericht der Frauen­
konferenz, H eidelberg 1925, 1974, S. 248 . 
213 In Frankreich waren neben den parteiinternen Kritikern um Jea n Zyromski und A. Bracke zu­
nächst auch eher gemäßigte Soziali sten wie Lcon Blum oder Salomon Grumbach aus verschi edenen 
Gründen skeptisch ob der Erfo lgschancen der deutschen Sicherheitsini tiat ive. Hi er mussten in s­
besondere Hilferding und Breitseheid Überzeugungsarbeit lei sten, bis sich der genü f5 igte bzw. rechte 
Flügel um Blum, G rumbach, Renaudel oder Paul Faure für den Pakt aussprach. Auch die Richtungs­
disku ss ion inn erhalb der SFIO über Sinn und Zweck der »Unterstützungspolitik« schlossen die 
außenpoli tische Entscheidu ng, die Regierung H erriot zu unters tützen, in gewisser Weise mi t ei n, 
auch wenn die Innenpolitik, ähnlich wie in Deutschland, wesentl ich stärker im Zen trum der Kriti k 
stand. Hierzu: G. Z 1rnuRA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 11 1; D. NER1-ULTSC H, Soziali sten und Rad i­
caux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 177 ff 
214 Zweiter Kongress der Soziali stischen Arbeiter-In ternationale, Marseille, 22. bis 27. August 1925, 
1975, S. 318 f. ; zu den Streit igkeiten innerhalb der Kommi ss ion siehe auch: Arbeiterzeitung, 
30.8 .1 925. 
215 Der Kommi ssion gehörten unter anderem Hilferding, Renaudel und Buxton an. 
216 Zweiter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-llllernationale, Marseill e, 22. bis 27. August 1925, 
1975, S. 319 f. 
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kutive erhalten musste. 217 Im Gegenzug mussten die Labourites indes auf ihre allzu 

starre Fixierung auf das G enfer Protokoll verzichten und die deutsche Sicherheits­

initiative akzeptieren , was durchaus als Niederlage der Briten interpretiert werden 

muss. Zwar betonte Henderson abschließend, dass der Geist des Genfer Protokolls 

weiter fortleben würde - dem neutralen Beobachter musste jedoch klar geworden 

sein, dass die Resolution des Kongresses die beiden kontinentalen Arbeiterparteien 

klar bevorzugte und die englische Arbeiterpartei zu einem Umdenken zwang. 218 

Hendcrsons Floskeln konnten an dieser Tatsache rein gar nichts ändern. 

Die Folgeredner Breitseheid, Blum und De Brouckere gaben sich zwar große Mü­

he, das Genfer Protokoll vordergründig regelrecht anzupreisen. Allerdings machten 

sie keinen Hehl daraus, dass sie sich eine realistische und praxisorientierte Außen­

politik der SAI wünschten. Aus diesem Grund ergriffen sie klar und deutlich Partei 

für den Sicherheitspakt und lobten die Resolution von Marseille als wichtigen 

Schritt in die richtige Richtung. 219 

Parallel zum Marseiller Kongress (August 1925) deutete sich eine Annäherung 

zwischen Deutschland und Frankreich auf Regierungsebene an. Die fran zös ische 

Antwortnote vom 24-8.1925 beinhaltete den Vorschlag über einen möglichen Si­

cherheitspakt in direkte Verhandlungen einzutreten. 220 Damit nahm das Abkommen 

konkrete Formen an , was natürlich auch den sozialistischen Parteien nicht verborgen 

bleiben konnte. Umso größer wurde die Notwendigkeit seitens der SAI, eine ein­

deutige Position zu beziehen und die bestehenden internen Konflikte zu beenden. 

Dieses Ziel konnte mit dem Kongress 1925 erreicht werden, weshalb die SAI, aller 

idealistischen Rhetorik zum Trotz , durchaus angemessen auf die Entspannungsten­

denzen im internationalen System reagierte. Das war, zusammenfassend gesprochen, 

insbesondere ein Verdienst von SPD und SFIO. 

2.2-7- Finales Urteil des Parteiendreiecks über den Sicherheitspakt; Anpassung an den 
Modernisierungsprozess des internationalen Staatensystems; endgültige Adaption des 
Wilsonschen Friedensmodells 

Der angestrebte Sicherheitspakt zwischen Deutschland und den Westmächten wur­

de vom 5. bis 16. Oktober in Locarno verhandelt und paraphrasiert. 221 Kern des Ver-

217 Zudem durften Sicherheitsverträge nicht im Widerspruch zu im Völkerbund verabschiedeten 
Schiedsgerichtsverträgen stehen , was eine weitere Einschränkung bedeutete. Hier war also von der 
Labour Party klar der Versuch unternommen worden, das Verabschieden von Sicherheitsvereinbarun­
gen, die sich außerhalb des Völkerbundes bewegten, zu erschweren. Ebd. 
218 Zur Haltung von MacDonald und Henderson, siehe auch: H. R. W1NKLER , Paths not Laken, 

1994, S. 167 ff 
219 Hierzu auch: J. F. WRY NN, The Socialist International and the politics of european reconstructi­
on, 1976, S. 84f. 
220 Vgl. R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008, S. 236 fC; P. KRÜGER, Die Außenpolitik der 
Republik von Weimar, 1985, S. 294ff 
221 Hierzu: ebd., S. 299; R. BLESS ING, Der mögliche Frieden , 2008, S. 241. 
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trages war der Garantiepakt zwischen Deutschland, Frankreich, Belgien, Italien und 

Großbritannien, der die deutsch-französische sowie deutsch-belgische Grenze ge­

mäß den Bestimmungen des Versailler Vertrages bestätigte. 222 

Vor allem in Deutschland, genauer gesagt im sozialdemokratischen Lager, wurde 

das Ergebnis geradezu euphorisch gefeiert. Von einem »Sieg des Friedens«, einem 

»weltgeschichtlichen Ereignis« oder einer »Zeitenwende« war im Vorwärts die Rede, 

was die Zustimmung der SPD für die Reichsregierung Luther abermals unter­

streicht. 223 Indes war die Zustimmung der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion 

für die Locarno-Verträge zu diesem Zeitpunkt mehr als unklar: Nach der »Fahnen­

fü,cht « der Deutschnationalen musste die SPD, obwohl nicht Mitglied der Regie­

rung, in die Bresche springen und für die Ratifizierung des Abkommens Sorge tra­

gen. Diese Option wurde im Reichsvorstand, namentlich von Wels, Müller und 

Hilferding, zunächst aus nachvollziehbaren Gründen abgelehnt, da man die DNVP 

nicht aus der Verantwortung entlassen wollte. 224 Stattdessen wurde über eine 

Reichstagsauflösung diskutiert, da man, wie es Breitseheid formulierte, auf keinen 

Fall der »Lückenbüßer für die Deutschnationalen« sein wollte. Jedoch machte sich 

bereits am 6. November, wenige Wochen nach der Konferenz von Locarno, ein Um­

denken in der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion bemerkbar. Einflussreiche 

Sozialdemokraten wie Breitseheid oder Paul Löbe kamen zu der Einsicht, dass Neu­

wahlen herzlich wenig an der momentanen Konstellation ändern könnten -weshalb 

eine Kurskorrektur, die Zustimmung für die Locarno-Verträge im Parlament und der 

Verbleib in der Opposition gefordert wurde. 225 

Auch der Paradigmenwechsel der Labour Party könnte ein entscheidender Grund 

für die Haltung der SPD gewesen sein, auf Neuwahlen zu verzichten und den Pakt 

von Locarno im Parlament zu billigen: 226 In einem Telegramm des britischen Bot­

schafters, Lord D'Abernon, berichtete dieser von einem Deutschland-Aufenthalt 

MacDonalds. Letztgenannter habe sich mit den sozialdemokratischen Parteiführern 

222 Als Garanti emächte fungi erten hierbei Großbritannien und Italien: Bei einem mögli chen Ein­
marsch belgischer oder fran zös ischer Truppen in Deutschl and oder einem deutschen Angriff deut­
scher Truppen auf Belgien oder Frankreich würden Italien oder Großbr itannien zugunsten des An­
gegriffenen eingreifen. Damit waren die fran zösischen »Sanktionen« unmöglich gemacht worden -
ebenso wie eine gewaltsame Änderung der Wes tgrenzen durch den deutschen Nachbarn. Darüber 
hinaus wurde vereinbart , dass etwaige Streitfragen schiedsgerichtlich geklärt werden so llten, sofern 
keine diplomatische Lösung möglich war. Die Anerkennung der deutschen O stgrenzen (Deutschland 
und die Tschechoslowakei, Deut schland und Polen) erfolgt e ohne Schiedsklausel, wobei Frankreich 
als Garantiemacht fungi erte. Absch ließend wurde Deutschland s Eintritt in den Völkerbund durch 
den Vertrag schriftlich fixiert. P. KRÜGER , Die Außenpolitik der Republik von Weimar, 19 85, S. 299. 
223 H. A. W1NKLER, Der Schein der Normalität , 21987, S. 256; Vorwärts, 7-10. 1925. 
224 Hi erzu : K. R1 ESEBERG, Die SPD in der Locarno-Kri se, Oktober/ November 19 25; in: VfZ 30, 
1982, S. 130-161; hi er: S. 142 ff 
225 Ebd., S. 144 f 
226 Vgl. ebd., S. 146; hierzu auch: Telegramm Nr. 402 des britischen Botschafters in Deutschland, 
Lord D'Abernon, an das Foreign Office vom 28 .10.1925: TNA , PRO, Foreign Office, Telegrarn Lord 
D'A bernon , 28.10. 1925, TNA/ PRO/ FO 37 1/ 10714. 
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unterhalten und dabei den Eindruck gewonnen, dass die SPD bezüglich der Option, 

Neuwahlen zu veranschlagen, keine einheitliche Meinung vertrete. 227 In den Gesprä­

chen habe MacDonald dezidiert die Position vertreten, dass die SPD um keinen Preis 

Neuwahlen abhalten dürfe, im »Interesse Europas«: »In his conversations with Socialist 
leaders Mr. MacDonald has exercised beneficial iefluence in urging them to subordinate party 
interests to general we!fare ef Europe. He pressed them not to insist on a general election beföre 
signature efpact in London. !f indeed a general election was necessary at all it could be drforred 
untzl efter London. «228 D'Abernon war im Verlauf seiner Unterredung mit MacDo­

nald also zu der Erkenntnis gelangt, dass dieser die SPD erfolgreich beeinflussen 

konnte, was er offensichtlich sehr positiv bewertete. 

Was den angesprochenen außenpolitischen Kurswechsel innerhalb der britischen 

Arbeiterpartei anbelangt, so lässt sich im Anschluss an den Kongress von Marseille 

ein allgemeiner Stimmungsumschwung feststellen. 229 Final äußerte sich diese Kehrt­

wende in der Zustimmung der Labour Party zum Sicherheitspakt im britischen 

Unterhaus am 18. November 1925. 230 Der Beschluss, die Locarno-Verträge anzuneh­

men, wurde zuvor in einer internen Sitzung am 17. II. mit 53 zu ro Stimmen an­

genommen. Sicherlich forderte die Partei in einer Resolution »weitere Schritte« ein, 

die zur Realisierung des Genfer Protokolls führen sollten, all erdings änderte dies 

wenig daran, dass sich die Labour Party der internationalen Entwicklung erfolgreich 

angepasst hatte. 231 

Der Historiker William Lee Blackwood stellt in diesem Kontext die These auf, dass 

das Einlenken der Labour Party eine »Zeitenwende« innerhalb der Internationale 

symbolisiere: Nach 1925 sei die SPD die dominierende Partei innerhalb der SAI 

gewesen , bis hin zum Zusammenbruch der deutschen Demokratie im Jahre 1933- 232 

In der Locarno-Frage sei es der deutschen Partei gemeinsam mit der SFIO erfolg­

reich gelungen, die britische Arbeiterpartei zu marginalisieren und den »fatalen « 

Sicherheitspakt, der den Beginn der Appeasement-Politik markiere, gegen alle SAI­

internen Widerstände durchzusetzen. Sein finales Urteil lautet, dass es das Münch­

ner Abkommen 1938 ohne die Locarno-Verträge niemals gegen hätte, die wiederum 

maßgeblich von SPD und SFIO vorbereitet worden seien: » Without European socia-

227 Während Hilferding unbedingt Neuwahlen abhalten woll e, spreche sich der Ministerpräsident 
Preußens, Otto Braun, dezidierL gegen diese OpLion aus. »Other /eaders realise that a genera/ elec!ion wt!I 
probably /ead to no dear or beneficial resu!t.« Ebd. 
22s Ebd. 
229 Vgl. H . R. W1 NKLER, Paths not taken, 1994, S. r64ff 
230 Vgl. K. R1 ESEHERG, Die SPD in der Locarno-Krise, Oktober/November 1925; in: VfZ 30, r982 , 
S. 130-161; hier: S. 146 
231 LHASC , Parliamcntary Labour Pany, Minutes 1925, 17.11.1925. 
232 W. A. BLACKwooo, The Socialist Imprint on International RclaLions in lnLerwar Europe; in: 
M . B. B. B1sKUPSKI (Hrsg.), ldeology, politics, and diplomacy in EasL Central Europe, 2004 , 
S. 80-119; hier: S. 116. 
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lism, Lhe pacfficalion-appeasement duo would, in all like!thood, never have seen the light ef 
day. «233 

Dieser Interpretation muss in mehrfacher Hinsicht widersprochen werden: Zwar 

ist die Beobach tung, dass sich SPD und SFIO in außenpolitischen Fragen zu­

sehend s annäherten , zweifelsohne korrekt. Allerdings war die »Marginalisierung« 

der Labour Party allenfall s temporärer Natur, da die W eiterentwicklung der kollekti­

ve n Sicherheit, in sbesondere in der Abrüstungsfrage, nur in enger Abstimmung mit 

der briti schen Partei erfolgen konnte. Die »Labourites« waren ein zentraler Bes tand­

teil des internationalen Internationali smus, was sich nichL zuletzt personell in der 

Person Arthur H endersons widerspiegelte, der weiterhin als Vo rsitzender der Orga­

nisation fungi erte. 

Die darüber hinaus gezogene Analogie - von Locarno bis hin zum Münchener 

Abkommen - mag eine treffende Charakterisierung der briti schen Außenpolitik 

zwischen den Weltkri egen sein , 234 jedoch keine schlüssige Beschreibung der interna­

tionalen Beziehungen zwischen 1923-29 . Berücks ichtigt man di e Ausgangssituation 

im Jahr 1923, so war Locarno nicht der Sargnagel der europäischen Diplomatie, son­

dern ein wichtiger Schritt hin zu einem »System der kollektiven Sicherheit«. 235 

Nach der Zustimmung der Labouritcs zum Sicherheitspakt verli ef das Treffen des 

SAI-Exekutivkomitees vom 4.j5. 11.1925 ausgesprochen konfliktfrei :236 Zwar wurde 

zu Beginn des Meetings bedauert, dass eine Verwirklichung des Genfer Protokolls 

nicht erreicht werden konnte - jedoch wurde betont, dass die Verträge von Locarno 

einen »ersten Schritt« darstellten »towards the pacification of Europe«. Im Protokoll 

wurde diesbezüglich geradezu euphemisch vermerkt: »[.. J The Treaties ef Locamo are 
a corifession that the method ef regulaling relations between nations by violence, a method 
which has always been faughL by international Socialism, has now proved a failure. « 237 

Damit bekannte sich die SAI-Exekutive endgültig zum Sicherheitspakt und führte 

ihre »gouvernementale Außenpolitik«, die sich nach 1919 im Kern an den liberalen 

Grundsätzen Woodrow Wilsons orientierte, weiter fort. Mit der Zustimmung zu 

den Locarno-Verträgen räumte die internationale Arbeiterschaft ein , dass jenes zwi­

schenstaatlich fixierte Abkommen einen gangbaren Kompromi ss darstellte, der auch 

von der Arbeiterinternationale akzeptiert werden konnte. Maßgeblich hierfür war, 

dass die SAI seit dem Z eitpunkt ihrer Gründung stets auf aktuelle Entwicklungen 

im internationalen System reagiert und ihre Forderungen und Reso lutionen den ge­

gebenen Realitäten angepasst hatte. Dies implizierte aber, dass di e seit 1924 einge­

leitete Phase der internationalen Entspannung zwar mit sozialistischer Beteiligung 

eingeleitet wurde, jedoch nur bedingt eine genuin »sozialdemokratische« oder »so-

233 Ebd. 
234 C . NIEDHART, Gesch ichte Englands im 19. und 20. Jahrhunden, 32004, S. 156 f. 
235 R. BLESSIN C , Der mögli che Frieden, 2008, S. 447. 
236 Eine ausführliche Darstellung der Resolu tion find et sich in: LHAS C, LSI, Exekutivkomitee, 

Pari s, 9./10. 5. 192,, LSl/19/1. 
237 Ebd. 
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zialistische« Handschrift trug 238 - was, par consequence, ebenfalls ein Widerspruch 

zu den Thesen Blackwoods markiert. 

Wie Ralph Blessing in seiner Dissertation zur >>Modernisierung <ler Außenpoli­

tik« in den Jahren 1923-29 notiert, waren es vor allem die Einflüsse des »liberalen 

Modells« auf das internationale System, die einen Modernisierungsschub überhaupt 

erst ermöglichten. Hierzu zählte er an vorderster Stelle das Friedensmodell von 

W. Wilson - und hier vor allem die Punkte »Herbeiführung eines gerechten Frie­

dens«; »Demokratisierung der Nationalstaaten«, »Selbstbestimmungsrecht der Völ­

ker«, »Ende der Geheimdiplomatie«, »Friedenssicherung durch Durchsetzung des 

Freihandels«; »Regelung aller Konflikte durch den Völkerbund «. 239 

Die aufgezählten Punkte, die in den Folgejahren dem Idealbild einer internatio­

nalen Staatengemeinschaft entsprachen, wurden von der Sozialistischen Arbeiter­

internationale in großen Teilen übernommen und in die außenpolitische Doktrin 

integriert, deren Zustandekommen einen fortwährend komplizierten Diskussions­

prozess voraussetzte. Faktisch lässt sich bereits anhand der Positionen der beiden 

wichtigsten Befürworter des Sicherheitspaktes - SPD und SFIO - feststellen, dass 

die außenpolitische »Haltung« des Parteiendreiecks stets volatil war und neu verhan­

delt werden musste. Zwar sprachen sich beide Parteien für den Pakt aus , allerdings 

aus höchst unterschiedlichen Beweggründen: Während die SFIO Locarno vorrangig 

danach bewertete, ob der Frieden in Europa sicherer gemacht werden konnte und die 

Bedürfnisse des französischen Nationalstaates damit »saturiert« werden würden, 

hatte die deutsche Sozialdemokratie wesentlich komplexere Bedürfnisse. Mit dem 

Sicherheitspakt verband die SPD vor allem die Hoffnung, Deutschland aus seiner 

isolierten Stellung im internationalen System zu befreien und zur Gleichberechti­

gung führen zu können , die in Versailles nicht erfolgt war. Nationale Beweggründe 

standen also besonders stark im Fokus, was sich - wie bereits beschrieben - unter 

anderem an der engen Zusammenarbeit zwischen SPD und Auswärtigem Amt mani­

festierte. 240 

Unter diesen Umständen überrascht es nicht, dass sich sozialistische Mittierper­

sonen wie Breitseheid, Blum oder Hilferding weniger an eigenen Prämissen oder 

den en ihrer Partei orientierten, sondern vielmehr an den gegebenen außenpoliti schen 

Realitäten. Hilferdings realistischer Pazifismusbegriff war ein gangbarer Versuch , 

eben diesen Anpassungsprozess auch auf theoretischer Ebene zu fassen. Im Vorfeld 

des Marseiller Kongresses hatte die SAI kein hinreichend akzeptiertes außenpoliti-

238 Diese Analyse folg t der These Horst Lademachers, der die Au ßenpolitik der SAI al s »Kopie« der 
Wilsonschen (Friedens-) Polilik zeichnet: »Die Parteien der Internationale stellten keine eigene fiiedenspoli­
tische Konzeption 'Uor, sondern übernahmen einen Vorschlag aus der ,gref1m Politik<, der etwa den Vorstellungen 
der russischen Februarreruo/utionäre am niichsten kam. Das heißt aber auch: Indem die Internationale die W il­
sonschen Punkte als Leitlinie künfi('!,er Friedensordnungen rezipierte, verzichtete sie a!ff eine e1tene al!f1enpolili­
sche Analyse.« H. LA D EM AC H ER, Kosmopolitismus, Solidarität und Na tion; in: F. VA N H oTH OON / 
M . VAN DER LI NDEN (H rsg.), lmernalionalism in the Labour Movement, 1830-19 40, Bd. 2, 1988, 
S. 37 1- 39 1; hier: S. 383-
239 R. BLESSIN G, Der mögliche Friedrn, 2008, S. 16. 
240 Hierzu: U. Hoc HSC HI LD, Sozialdemokrati e und Völkerbund , 1980, S. 141 f. 
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sches Programm, was am Beispiel der Debatte über den Sicherheitspakt allzu deut­

lich wurde. Insofern besaß Hilferdings programmatischer Vorstoß fast schon die 

Funktion eines Versuchsballons, der di eses Dilemma beheben und der internationa­

len Arbeiterschaft suggeri eren sollte, die SAl verfüge nunmehr über einen fixen au­

ßenpolitischen Plan. Indes konnten di e transnationalen Mittierfiguren den bestehen­

den Annäherungsprozess auf zwischenstaatlicher Ebene allenfalls forcieren -

letztlich waren sie auf Mitspieler, insbesondere in den Auswärtigen Ämtern , weiter­

hin angewiesen . Die Fragilität dieser Strategie lag auf der Hand, da der Modernisie­

rungsprozess der internationalen Politik (Herausbilden eines Systems kollektiver Si­

cherheit, Schiedsverträge, Kriegsächtung, Anstieg der Verständigungsbereitschaft) 

zu keinem Z eitpunkt unumkehrbar blieb und nur eine Option von vielen darstellte. 

Zugespitzt formuliert war das Verfolgen ei ner »modernen« Außenpolitik keines­

wegs das Ziel der beteiligten Nationalstaaten, sondern nur eine M ethode zum Errei­

chen anderer Ziele - zum Beispiel der Revision des Versailler Vertrages. 241 Folglich 

stand auch die Außenpolitik des Parteiendreiecks, die sich von einer Fortführung der 

»Locarno-Politik« abhängig machte, auf tönernen Füßen. 

2.2. 8. Vorschlag der ILP. Annaherung an die Kommunistische lnternalionale 

Wie sehr die SAI-Mehrheit Gefallen an dem dezid iert reformistischen Kurs gefun­

den hatte, wird an dem Vorstoß des lLP-Del egierten Fenner Brockway deutlich , der 

im Februar 1926 den Vorschlag unterbreitete, eine gemeinsame Konferenz mit der 

Kommunistischen Internationale abzuhalten. Zi el solle es dabei sei n , eine »all-inclu­

sive-International « zu gründen, gemeinsam mit den Kommunisten. 242 

Die Reaktion der SAI, vor allem aber der Labour Party, auf diesen Vorschlag war 

geradezu vernichtend: Arthur Henderson merkte stellvertretend für die britische Ar­

beiterpartei an, dass die ILP mit ihrem Anliegen gegen sämtliche Parteibeschlüsse 

der letzten Jahre verstoße - insbesondere gegen den auf dem Parteitag in Liverpool 

gefassten Vorsatz, die Kommunistische Partei aus den Reihen der britischen Arbei­

terpartei auszuschließen. 243 Abgesehen davon hätte die ILP in Marseille ausreichend 

241 Wie R. Blcssing und H. Hagspiel treffend formu li eren, gesta ltete sich der Moderni sierungspro­
zesses der Außenpolitik äußerst schleppend . Sowohl im außenwinschaftlichen Bereich, als auch auf 
politischer, kultureller und zivilgesellschaCtlicher Ebene stand stets der jeweilige nationale Standpunkt 
im Vordergrund und äußerst selten eine dezidiert »multinationale« Zielsetzung sowie das Verfolgen 
einer Annäherungs- und Verständigungspolit ik. Die Mod ern isierung der Aufk npolitik in den Jahren 
1923-29 war also nur bed ingt das Ziel der jewei li gen Staaten, sondern vielmehr eine Methode zum 
Erreichen anderer Ziele wie z. B. die Durchsetzung von Revisions- oder Requi siti onsforderungen. 
Vgl. R. BLESS ING, Der mögliche Frieden, 2008, S. 446 f; H. HAGSPI EL, Die Auffassung und die 
Ben ützung von Kon zepten der »neuen Diplomatie« in der deutsch -fran zösischen Verständigungs­
politik (1924-1928); in: J. BARIETY / A. FLE URY, Mouvements et ini tiatives de paix dans la politique 
internationale, 1987, S. 335-353; hier: S. 351. 
242 LHASC , LSI , Treffrn der bri ti schen Sektion des Exekutivkomitees, 17.2. 1926, LSl / 14/21/ 1. 
243 IISC , SAI, Moskau und die unabhängige Arbeiterpartei , Arthur H enderson, Februar 1926, IISG/ 

SAI/ 234/r. 
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Gelegenheit gehabt, ihr Anliegen vor der »höchsten Instanz der Sozialistischen Ar­

beiter-Internationale« - dem Kongress - vorzubringen. Genau das sei aber nicht 

passiert, weshalb der Vorschlag der Unabhängigen nicht ernst genommen werden 

könne. Darüber hinaus verwies Henderson auf die bisherigen Beziehungen zwischen 

KI und SAI: »Die Idee, die sozialistischen und die kommunistischen Arbeiterparteien in einer 
internationale zusammenzefassen, ist nicht neu. Sie wurde auch in der Kommunistischen 
Internationale im Jahre 1922 erörtert, und wurde durch diese ef.fiziell als ,utopisch und 
schändlich< abgewiesen. « Damit gäbe es, so Henderson, nicht den geringsten Grund, 

eine gemeinsame Konferenz mit den Kommunisten abzuhalten. 244 

In diesem Sinne äußerte sich auch die SAI-Exekutive in einer umfangreichen Stel­

lungnahme. Zu Beginn des Schreibens wurde vermerkt, dass »die Frage der prakti­

schen Durchführbarkeit dieses Vorschlags der ILP« bereits zuvor durch die KI ent­

schieden worden se i, indem die Kommunisten die Forderung der britischen 

Unabhängigen höch st polemisch kommentiert hätten . 245 Ergo stelle die Einheit der 

Arbeiterklasse zum gegebenen Z eitpunkt nichts weiter als eine lllusion dar; eine 

mögliche Aktionseinheit zwischen SAI und KI würde eine Schwächung und keine 

Stärkung der internationalen Arbeiterschaft hervorrufen. Das Statement der SAI 

war an Deutlichkeit kaum zu überbieten: Die übereinst im mende Auffassung der 

Exekutive lautete, dass ei ne gemeinsame Aktionseinheit mit der Kommunistischen 

Internationale grundsätzlich abgelehnt werden müsse. 246 Daran änderte auch die 

Tatsache nichts, dass zum Abschluss des Schreibens fast schon obligatorisch be­

merkt wurde, dass ei ne »allumfassende Internationale theoretisch gesprochen weiter­

hin wünschenswert sei: »Aber die stärkste Bürgscheft, defs dem entsetzlichen Krefiever­
brauch der Arbeiterklasse, der in den Spaltungen begründet 1:rt, Einhalt getan wird, liegt in 
dem stetigen und unbeirrbaren Fortschritt des Aefbauens der sozialistischen Arbeiterinterna­
tionale. Je krefiiger sie wird, umso naher ist der Tag, wo das Weltproletariat wieder vereinigt 
sein wird in einer allumfassenden lnternationale. «247 Zum gegebenen Zeitpunkt besaß 

diese zukunft sgerichtete, fast schon utopisch anmutende »Vision« einer geeinten 

Arbeiterklasse allerdings keinerlei Gültigkeit, wie aus dem Memorandum allzu deut­

lich hervorging. 

Im Vorfeld der Exekutivsitzung war F. Brockway mit der Bitte an Adler heran­

getreten, den Beschluss der Labour Party, die das Ges uch der ILP wie bereits darge-

244 Ebd. 
245 Adler bemerkte hierzu, dass der Vorschlag der ILP in der »Prawda« mit Hohn und Spott über­

zogen worden sei - was bereit s als Antwort ausreiche, um di e M einung der KI ausreichend ein schät­

zen zu können. llSG , SA! , Rundschreiben von F. Adler, 11. 3. r925, IIS G / SAI/ 235/ 1. 
246 Hintergrund für den Vorstoß der ILP war unter anderem der Vorschlag der Ko mintern , eine 

gemeinsame Kampagn e zur Unterstü tz ung der engli schen Bergarbeiter z u organi sieren. Zuvor war 

in Großbritannien der ers te General streik in der G eschichte des Landes au sgebrochen, weil den Berg­

arbeitern einschneidende Lohnsenkungen angedroht wurden. Dies nahm die Komintern zu m Anlass, 

eine Aktionseinheit mit der SA! respekt ive der briti schen A rbeiterpartei in dieser F rage anzustreben. 

Hierzu: W. KowALSKI ct.al. , G eschichte der Soziali stischen Arbeiter-International e (1923-1940), 

1985, S. 78 ff 
247 TISG , SAI, Rund schreiben von F. Adler, 11. 3.1925, llSG / SAl/ 235/ 1. 
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legt rigoros ablehnte, von der SAI kommentieren zu lassen. 248 Anstatt allerdings den 

britischen Unabhängigen Recht zu geben, wurde das Anliegen der ILP final von der 

SAI-Exekutive zurückgewiesen, mit 247 zu 2 Stimmen. 249 Damit wurde der Labour 

Party also Recht gegeben, die sich mit Händen und Füßen gegen die aufbegehrenden 

Unabhängigen im eigenen Lager zur Wehr setzte. Grundsätzlich wurde die ableh­

nende Haltung der SAI gegenüber einer möglichen Einheitsfront in den Folgejahren 

beibehalten, weshalb der Beschluss der SAI-Exekutive vom April 1926 paradigma­

tisch für die antikommunistische Haltung der Arbeiterinternationale steht, die so­

wohl von der britischen als auch von der deutschen und fran zösischen Arbeiterpartei 

bis 1933 beibehalten wurde. 250 

Nicht zuletzt deshalb war der Marseiller Kongress 1925 der Ursprung für eine 

enge transnationale Zusammenarbeit des linken Flügels - vor allem zwischen ILP 

und SPD-, der sich mit dem erneut bekräftigten Bekenntnis zum Reformismus 

schwer tat. Das implizite Plädoyer des Ex-Marxisten Hilferding für eine enge Zu­

sammenarbeit mit bürgerlichen Parteien in außenpolitischen Fragen sowie die ableh­

nende Haltung der SAI gegenüber Sowjetruss land waren für innerparteiliche »Dis­

sidenten« wie Brockway, Jowett, Seydewitz, Rosenfeld oder L evi Anlass genug, die 

Kontakte untereinander zu forcieren und die Schaffung eines linken SAI-Flügels 

anzuberaumen. 251 Diese Entwicklung steht letztlich beispielhaft dafür, dass Hilfcr­

dings »realisti scher Pazifismus« innerhalb der SAI mehrheitsfähig, aber al les andere 

als unumstritten war, da diese Entwicklung einherging mit einem positiven Bezug 

auf das kapitalistische System in sgesamt. 

2.2.9. Parteiendreieck und Völkerbund: Deutschlands Aefnahme in den Genfer Bund und 
der »Fall« Pau!-Boncour, 1926 

Nach der Annahme der Verträge von Locarno im deutschen Reichstag beschloss die 

Regierung Luther / Stresemann im Februar 1926, Deutschlands Aufnahme in den 

Völkerbund zu beantragen. 252 Die deut sche Sozialdemokratie bemerkte hierzu , dass 

es zwar sehr bedauerlich sei, dass diese r Schritt nicht bereits einige Jahre zuvor er­

folgt sei, erk lärte sich jedoch mit dem Vorschlag der Reichsregierung selbstredend 

einverstanden. 253 

Die Schwesterparteien der deutschen Arbeiterpartei, SFIO und Labour Party, 

hatten sich bereit s in den vergangenen Jahren äußerst positiv hinsichtlich einer Auf­

nahme Deutschlands in den Völkerbund geäußert und hielten de facto seit der Grün-

248 IISG , SA! , Brockway an Adler, 26.2. 1926, II SG/ SA l/ 1701/ 11 . 
249 lISG , SAL Stellungnahme der SAI-Exekuti ve, 11 .4.1925, IISG/ SAl/ 2y9/ 1. 
250 Hierzu: W. KowALSKI et.al. , Geschichte der Soziali sti schen Arbeiter-Internat ionale (1923- 1940), 
1985, S. 80- 87-
251 Vgl. S. Brncrn, Ungleiche Schwestern?, 1997, S. 270: W. BusC HAK , Das Londoner Büro. 1985, 
S. 30- 65. 
252 Hierzu: H. A. W1 N KLER , Weimar, 1918- 191~, ' 1998, S. 310. 
253 Vgl. U. Hoc11scH ILD, Sozialdemokratie und Völkerbund, 1980, S. 205. 
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dung der SAI im Jahre 1923 an dieser Haltung fest. 254 Während die Labour Party 

bereits in den unmittelbaren Nachkriegsjahren ei ne überwiegend positive Haltung 

gegenüber dem Völkerbund vertreten hatte und eine Aufnahme D eutsch lands unbe­

dingt nahe legte, 255 tat sich die französische Partei wesentlich schwerer mit dem 

Genfer Bund und stigmati sierte ihn als ineffi zient und imperialistisch. Die Negativ­

folie der SFIO änderte sich erst gegen Ende des Ruhrkonfliktes zwischen 1923 und 

1924, als die bisherigen Gegner des Völkerbundes um Jean Longuet, Pressemane 

und Paul Faure ihre H altung revidierten und im Folgenden die Auffassung vertraten, 

dass die immerzu präsente Kri egsgefahr nur durch ei ne stärker werdende Arbeiter­

bewegung und mit Hil fe einer supranationalen Organisation eingedämmt werden 

könnte. 256 Hintergrund für diesen Paradigmenwechsel war der sich abzeichnende 

Popularitätsverlust des bloc national sowie der Sieg des Linkskartells im Jahre 1924, 
was mit einer steigenden M achtperspektive der SFIO einherging. Grundsätzlich 

wurde die internationale Lage seit dem Hamburger Kongress der SAI (1923) deutlich 

posit iver beurteilt - eine Entwicklung, an der die französische Arbeiterpartei, nach 

Ansicht Leon Blums, maßgeblichen Anteil hatte, insbesondere durch di e Umset­

zung des Dawes-Plan s, des Genfer Protokolls sowie der Locarno-Verträge. 257 Ziel 

der SFIO war es fortan, einen universalen und demokrati schen Völkerbund zu schaf­

fen, weshalb die Partei , allen voran Leon Blum, ebenfalls auf einen deutschen Beitritt 

drängte. 258 

Unter diesen Umständen vermag es kaum zu verwundern, dass auch di e SAI in 

ihren Stellungnahmen und Resolutionen ein besonderes Gewicht auf die A ufnahme 

D eutschlands in den Genfer Bund legte. 259 Zwar kritisierte die SAI nach wie vor, 

dass der Völkerbund »unvoll ständig« sei, da ihm weder die USA noch die UdSSR 

angehörten, jedoch wurde, als die Aufnahme D eutschlands im September 1926 er­

folgt war, zumindest eingeräumt, dass der Genfer Bund kein »Werkzeug des En­

tente-Kapitalismus« mehr sei. 260 Insofern wandelte sich das Verhältnis der SAI 

zum Völkerbund grundlegend und die 1925 in Marseille beschlossene Hinwendung 

zu einer reformistischen Friedenspolitik verstärkte diese Entwicklung zusätzlich. 

254 IIS G, SA! , Vierparteienkonferen z, Dossier betr. die von der SAl einberu fene Konferenz der 
sozialisti schen Parteien Belgiens, DeuL schland s und Frankreichs und der Labour Party über die Ruhr­
besatzun g, Easton Lodge, 22 Juli 1923, IIS G/SAifVie rparteienkonferenz/854. 
255 Hierzu: Labour Pany General Election Manifcstos, S. 16; H. R. W1 NKLER, Paths not taken , 1994, 
S. 70; vgl. auch: Kapitel 3-2 .1. 
256 Hierzu siehe auch di e Notizen der französischen Poli zei hinsichtl ich der positiver werdenden 
Haltung der SFIO gegenüber dem Völkerbund. A.N. Paris, Ligue des droits de l'hornrne Polizei­
berichL, März-Juli 1923, F7/12884-
257 Vgl. C. Z1EBURA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 31 0. 
258 Vgl. U. HocHSCHtLD, Sozialdemokratie und Völkerbund, 1980, S. 174 f. 
259 P. KrRCH EISEN, Die SozialisLische Arbeiter-Internationale und der Versuch einer reformistischen 
Friedenspolitik, 1978, S. 14 f. 
260 Hi erzu: Dritter Kongress der Soziali stischen Arbeiter-Internationale, Brüssel, 5.- 11. Aug. 1928, 
1974, Bd. I, S. 65f. 
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Problematisch war indes, dass der Völkerbund auch mit sozialistischer Beteiligung 

nicht etwa zu einem »Völkerbund der Völker« mutierte, sondern stattdessen auf dem 

Status quo verharrte. Tatsächlich konnten die von linken Regierungen entsandten 

Vertreter den Völkerbund nur bedingt »im Sinne des Sozialismus« beeinflussen. 

Ein prominentes Beispiel hierfür war der »Fall Paul-Boncour«, der innerhalb der SAI 

für großes Aufsehen sorgte: 261 Nach dem Sieg des Linkskartells in Frankreich 1924 
forderte die SFIO die Entsendung eines Sozialisten in die französische Völker­

bundsdclegation. Nachdem sowohl Leon Blum als auch Pierre Renaudel, die sich 

zu diesem Zeitpunkt die Meinungsführerschaft innerhalb der Partei teilten, ein sol­

ches Mandat abgelehnt hatten, wurde Joseph Paul-Boncour im Mai 1924 von der 

Kammerfraktion sowie der CAP der SFIO einstimmig als Delegierter vorgeschla­

gen. Bei der Nominierung hatten sich selbst Kritiker des Völkerbundes wie etwa Jean 

Longuet oder Pressemane zurückgehalten, nur Jean Zyromski und die Parteilinke 

übten Kritik an der Entscheidung der SFIO. 262 Grundsätzlich wurde die Nominie­

rung Paul-Boncours, der dem rechten Flügel der Partei angehörte, also begrüßt. 

Solange die französische Partei die Regierung unterstützte, gab es de facto keiner­

lei Schwierigkeiten mit der Präsenz Paul-Boncours im Völkerbund. Erst als SFIO in 

die Opposition zurückkehrte, kam es zum Konflikt, da ein Sozialist die »antisozia­

listische Politik« der Regierung Poincare, die sich seit Juli 1926 im Amt befand, un­

terstützen musste. Auf Antrag Leon Blums beschloss das CAP deshalb, in Zukunft 

ständig prüfen zu dürfen, ob die Zustimmung zur Ernennung Paul-Boncours weiter 

aufrechterhalten werden könne. Ergo wollte sich das oberste Parteigremium das 

Recht herausnehmen, Paul-Boncour die Zustimmung zu verweigern, sofern dies für 

nötig gehalten wurde. Eine finale Entscheidung könne allerdings nur die SAI treffen , 

so das Fazit der »Commission administrative permanente«. 263 

Innerhalb der SAI wurde der Fall Paul-Boncour ebenfalls als großes Problem 

wahrgenommen: Wie Otto Bauer in der Exekutivsitzung vom 15. Mai 1926 deutlich 

machte, stünden die jüngsten Reden und Beschlüsse Paul-Boncours im Widerspruch 

zur offiziellen Politik der SAI, was als Ärgernis empfunden wurde. 264 Friedrich Ad­

ler sah sich deshalb zu der Aussage genötigt, man müsse grundsätzlich zwischen 

zwei Kategorien von sozialistischen Delegierten unterscheiden: Denjenigen, die eine 

sozialistische Regierung vertreten würden und jenen, die eine bürgerliche Regierung 

261 U. Hoc1-1sc1-11Lo, Sozialdemokratie und Völkerbund, 1980, S. 177; P. K1RCHEIS EN, Die Sozialis­
tische Arbeiter-Internationale und der Versuch einer reformistischen Friedenspolitik, 1~)78 , S. 14; 
W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozia li stischen Arbeiter-Interna tionale (1923-1940), 1985, 

S. 95f. 
262 U. Hoc1-1sc1-11Lo, Sozialdemokratie und Völkerbund, 1980, S. 177. 
263 Vgl. G. ZIEBURA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 312. 
264 Vgl. P. K1RCHEIS EN, Die Sozialistische Arbeiter-Internationale und der Versuch einer reformisti­
schen Friedenspolitik, 1978, S. 15. Beispielsweise hatte sich die SAI für die Demokrati sierung des 
Völkerbundes eingesetzt (April 1926), während Paul-Boncour die Aurfassung vertrat (Mai 1926), dass 
die Großmächte einen ständigen Ratssitz bekommen mü ssten. IISG , SAI, Paul Boncour und der 
Völkerbund, Brief der SAI Exekutive, 15.5.1926 , IISG/S AI/ Paul-Boncour/249/34. 
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unterstützen. 265 Abschließend forderte die SAI eine Stellungnahme der SFIO zum 

Fall Paul-Boncour. 

Das Antwortschreiben der SFIO wurde am 17- Juli 1926 von Jean Baptiste Severac 

verfasst, nach dem Parteitag von Clermont-Ferrand. Teil des Schreibens war eine 

gekürzte Stellungnahme Paul-Boncours, in der Letztgenannter deutlich machte, dass 

er stets »volle Handlungsfreiheit« von Briand erhalten habe und sich seine Ratschlä­

ge und Entscheidungen keineswegs dem Verdikt einer bürgerlichen Regierung un­

terworfen hätten. 266 Severac machte deutlich, dass sich der Parteivorstand mit der 

Stellungnahme Paul-Boncours befasst und darauf aufbauend beschlossen hätte, dass 

das vorliegende Problem nur durch den erweiterten Parteivorstand, der sich morgen 

in Paris treffen werde, besprochen werden könne. 267 

Schlussendlich wurde vom erweiterten Parteivorstand beschlossen, »dqß die Frage 
auf internationaler Grundlage durch die Exekutive der SA! gelöst werden soll Weiters hat er 
beschlossen, dqß die Delegierten der Sozialistischen Partei Frankreichs in der Exekutive sich 
gegen die Annahme einer Delegation zum Volkerbund durch einen Sozialisten aussprechen 
sollen, wenn diese von einer bürgerlichen Regierung ausgeht. «268 Anders formuli ert wurde 

eine endgültige Entscheidung über die Frage der Völkerbundvertretung also an die 

SAI abgewälzt. 269 

Allerdings weigerte sich die SAI, der Bitte der SFIO nachzukommen: So be­

schloss das Exekutivkomitee der SAI in einer äußerst schwachen Resolution , dass 

eine endgültige Entscheidung in der Frage der Völkerbundvertretung den nationalen 

Parteien selbst überlassen bleiben musste. Damit wurde der »Schwarze Peter« also an 

die jeweiligen Länderfraktionen zurückgegeben, die künftig souverän entscheiden 

sollten. 270 Die Entscheidung des Exekutivkomitees überrascht insofern, als die SAI 

265 llSC , SAI, Paul Boncour und der Völkerbund , Brief der SFIO, 17-7-1926, IISG/SAI/Paul -Bon­
cour/249/38. 
266 Ebd. 
267 Einige Tage zuvor (am 5. Juli ) hatte Adler einen persönlichen Brief an Severac verfass t und darin 
konstat ien , dass es für ihn vollkommen irrelevant sei, ob sich Paul-Boncour mit den Beschlüssen der 
SFIO in Einklang befinde. Viel ent scheidender sei die Frage, ob er sich im Sinne der SAI äußere. 
»Und dqß seine Rede in Polen, die eine Verherrlichung des polnischen Militarismus war, und Souyet-Russland 
liebe zum Völkerbund durch die Drohung mit polnischen Soldaten einprügeln will, in scharfen Gegensatz zur 
Politik der SA!, wie sie in den Resolutionen der Kongresse von Hamburg und Marseille niedergelegt ist, steht, 
braucht keine weiteren Erörterungen.« Abschließend machte Adler indes deutlich, dass dies nur seine 
persönlichen Ansichten se ien und nicht die der SAI. In Polen hatte Paul-Boncour zuvor den pol­
nischen Militarismus mit den Worten »es lebe Marschall Pilsudski « verherrlicht. Pilsudski war zuvor 
von Arthur H enderson als »Militärdiktator« oder »Unzurechnungsfähiger« beschimpft worden. 
1 !SC, SAI , Paul Boncm11· und der Völkerbund, Brief von F. Adler, 5.7.1926, IISC/ SAI/ Paul-Bon­

cou r/249/ 40. 
268 IIS G, SA!, Paul Boncour und der Völkerbund, Brief der SFIO, 19. 7- 1926, llS G/SAI/ Paul-Bon-

cour/249/41. 
269 Ei ne Zusammenfassung der bi sher igen Briefwechsel wurde am 21. Juli 1926 von F. Adler an die 
Parteien der SAI versendet. IIS G, SA!, Paul Boncour und der Völkerbund, Brief von F. Adler, 
21.7.1926 , IISG/SAI/Paul-Boncour/249/42. 
270 IISG, SA!, Sitzung des Exekutivkomitees, 28./29 . August 1926, lISC/ SAI/Exekutivkomi tee/ 
2 45/ 14· 
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demzufolge freiwillig darauf verzichtete, den jeweiligen Länderparteien eine einheit­

liche Haltung aufzuerlegen. Hintergrund für diesen Verzicht war ein vorheriger 

Streit zwischen den französischen Delegierten auf der einen und den britischen 

und skandinavischen Delegierten auf der anderen Seite: Die dänischen und schwe­

dischen Sozialdemokraten hatten die SAI informiert, dass sie den französischen 

Standpunkt ablehnen und überdies die Kompetenz der SAI, auf diesem Gebiet in­

ternational bindende Beschlüsse zu fassen, nicht anerkennen würden. Dieser Argu­

mentation konnte sich auch die SAI nicht verschließen, weshalb am 27.8.1926 eine 

erneute »Gummiresolution« veröffentlicht wurde: »Dorf, wo rein sozialisLische Regie­
rungen bestanden oder bestehen, wie früher in England und Schweden und gegenwärtig in 
Dänemark, hat sich als vollständig selbstverständlich ergeben, dqß die sozialistischen Regierun­
gen ihre sozialistischen Vertreter nach Genf entsenden.« 271 Schlussendlich enthielt sich die 

SAI-Exekutive eines klaren Urteils. 

Innerhalb der französischen Partei wurde der Konflikt zwischen Befürwortern und 

Gegner einer ständigen Völkerbundsvertretung niemals ganz überwunden. Der rech­

te Flügel um Grumbach und Emile Kahn verteidigte den Völkerbund, da er ihn für 

perfektibel hielt - und selbst Leon Blum sah keinen gravierenden Konflikt zwischen 

einem »sozialistischen Völkerbunddelegierten « und der »sozialistischen Doktrin« 

per se. Hingegen monierte der linke Flügel um Bracke und Zyromski weiterhin, dass 

ein Sozialist, der für eine bürgerliche Regierung im Völkerbund tätig werde, fast 

schon zwangsläufig eine imperialistische Politik vertreten müsse. 272 In den Folge­

jahren blieb das Thema weiterhin aktuell - bis Paul-Boncour schließlich von der 

SFIO dazu aufgefordert wurde, seinen Posten als ständiger Vertreter Frankreichs 

im Völkerbund aufzugeben, was dazu führte, dass er im Jahre 1931 den Entschluss 

fasste, seine Partei zu verlassen. 

Der Fall Paul-Boncour kann nicht losgelöst von der innerfranzösischen Debatte 

über das Für und Wider einer sozialistischen Regierungsbeteiligung betrachtet wer­

den: Seit Januar 1926 war Leon Blum diesbezüglich um eine grundsätzliche Klärung 

bemüht, weshalb er auf dem außerordentlichen Parteitag in Paris seine berühmte 

Unterscheidung zwischen »conquete de pouvoir<, und »exercise de pouvoir« präsen­

tierte. 273 Ersteres bezeichnete den revolutionären Akt der Machteroberung, Letzte­

res die Ausübung der Macht im parlamentarischen System, die für Sozialisten nur in 

Ausnahmefällen - Krieg, Bedrohung der Demokratie - vertretbar sei. Im Hinblick 

271 IISG, SA!, Der Völkerbund und die soziali sti sche Arbeiterinternationale, 27-8 .1926, IISG/SAI/ 
249/ 1. 
272 Vgl. G. Z1rnuRA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 312. 
273 Hierzu: L. BLuM, Le Parti Socialiste et la participation ministerielle; in: Drns. (Hrsg.), Le Pani 
Socialiste et la participation mini steriell e, 1926, S. 3-33; hierzu auch: G. Z1rnuRA, Leon Blum, 1963, 
Bd. 1, S. 331 ff; A. BERGOUNiou x, L'evolution doctrinal e du socialisme franc;:ais dans l'entre-deux­
guerres; in: E. CoLOTTI (Hrsg.), L'Intcrnaz ionale operaia e socialista Lra le due guerre, 1983/84, 
S. 1157-80; H. A. W1NKLER, Klassenkampf versus Koalition ; in: Geschichte und Cesellschafr, Bd. 17, 
1991, S. 183- 219; hier: S. 188. 
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auf die Frage der Regierungsbeteiligung kam Blum zu dem Schluss, dass in Frank­

reich nur eine Koalition mit der bürgerlich-progress iven radikalsozialistischen Partei 

denkbar sei, in Form der berei ts praktizierten Un terstütz ungspolitik, womit der pro­

grammatische Vordenker der SFIO die voneinander divergierenden Parteiströmun­

gen erfolgreich integrieren und die Kontroverse um die Parti zipation vorerst beenden 

konnte. 274 Wie H . A. Winkler zurecht bemerkt, ging damit ein Verlust an M acht­

optionen einher, der allerdings in Frankreich zu verschmerzen war, da sich di e Situa­

tion grundlegend von der Lage unterschied, in der sich insbesondere die deutsche 

Sozialdemokratie befand: Die von der SFIO praktizierte »Politik der Diagonale« 

hatte keinerlei Folgen für den Fortbestand des Regi erungssystems, da ein Versagen 

der Regierungsbeteiligung/ Regierungsunterstützung durch die Sozialisten - anders 

als in D eutschland - keine systemdestabilisierenden Folgen gehabt hätte. 275 Auch 

hatte dieser aufgrund innerparteilichen Querelen ent stehende Konflikt um di e Frage 

der Regierungsbeteiligung kaum Folgen für den außenpolitischen Kurs der Partei: 

Wie im folgenden Kapitel noch zu zeigen sein wird, setzte die SFIO-Führung ihren 

»Locarno-Kurs ,, fort und agierte weiterhin »gouvernemental« im Sinne der Stabili­

sierung des internationalen Systems, insbesondere in Zusammenarbeit mit der SPD. 

Insgesamt muss betont werden , dass der Völkerbund mehr und mehr zur Hauptform 

der reformi stischen Friedenspolitik der SAI wurde. Dies manifestierte sich deutlich 

anhand der Unterstützung für den deutschen Beitritt durch die französischen und 

englischen Sozialisten. 276 D er Fall Paul-Boncour stellte in diesem Kontext zwar zu­

nächst einen Rückschritt dar, jedoch kann hier zu keinem Z eitpunkt von einer »Re­

vision « des eingeschlagenen reformistischen Kurses gesprochen werden. Vielmehr 

entsteht der Eindruck, dass die »gouvernementale« Außenpolitik der SFIO, di e 

dem innenpolitischen Schlingerkurs entgegengesetzt war, mit der Anprangerung 

Paul-Boncours kaschiert werden sollte. 

Weitreichende Folgen hatte der »Fall « Paul-Boncour ohnehin nicht: Die SAI-Exe­

kutive hatte in einer neuen »Gummiresolution« den Beschluss gefasst, jede Partei 

souverän entscheiden zu lassen, um dadurch einen internen Konflikt zwischen den 

einzelnen Sektionen zu umgehen. Damit war di e unmi ttelbare Beteiligung von So­

zialdemokraten in den Institutionen des Völkerbundes legitimiert worden - was eine 

sinnvolle und letztlich nötige Ergän zung zum bereits eingeschlagenen aufsenpoliti ­

schen Kurs im Zuge der »Locarno«-Politik darstellte. 

274 Vgl. G. Z1rnuRA, Leon Blum, 1963, Bd. r, S. 331 ff 
275 H. A. W1NKLER, Klassenkampf versus Koali tion; in: Geschichte und Gesellschaft, Bd. 17, 1991, 
S. 183- 219; hi er: S. 188 . 
276 Vgl. P. K1RCHETSEN, Die Soziali stische Arbeiter-Internationale und der Versuch einer reformisti­
schen Friedenspolitik, 1978 , S. 14-
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2-3. Resümee: Beitrag des Parteiendreiecks zur Modernfrierung des internationalen Systems 

Aus den Ausführungen geht hervor, dass die sozialistischen Mittierpersönlichkeiten 

einen wichtigen Beitrag zum zwischenstaatlichen Annäherungsprozess - und daran 

anknüpfend: der Modernisierung des internationalen Staatensystems - geleistet ha­

ben. Voraussetzung hierfür waren die Regierungswechsel in Großbritannien und 

Frankreich, die einen außenpolitischen Klimawechsel nachhaltig begünstigten. 

Wie die Tagebücher des Kosmopoliten Harry Graf Kessler beispielhaft deutlich 

machen , konnten die transnationalen sozialistischen Akteure bei ihrer Vermittlungs­

arbeit auf ein hervorragendes Netzwerk zurückgreifen, in dem die Parteizugehörig­

keit per se keine große Rolle spielte. So trafen sich Breitseheid und Hilferding wäh­

rend ihrer Zeit in Frankreich nicht nur mit SFIO-Politikern wie Blum, Auriol, 

Grumbach oder Renaudel, sondern auch mit einflussreichen französischen Politi­

kern wie Herriot oder Loucheur. 277 Gleichermaßen wurden dem deutschen Kanzler 

Marx von Kessler wichtige und einflussreiche Persönlichkeiten in London vor­

gestellt bzw. empfohlen, hierunter auch MacDonald oder Snowden. 278 Aus den Ak­

ten des »Foreign Office« kann wiederum gefolgert werden, dass Leon Blum regel­

mäßigen Kontakt zum britischen Botschafter in Paris, Phipps, pflegte, 279 so wie sich 

im Allgemeinen ein immer enger werdender Austausch zwischen führenden Sozia­

listen und einflussreichen Diplomaten feststellen lässt. 280 

Andererseits weist Jürgen Mittag 281 nicht zu Unrecht darauf hin, dass insbesondere 

die Außenpolitik der SPD kaum über eine Unterstützung der Außenpolitik Strese­

manns hinausgereicht hätte, 282 was letztlich beispielhaft dafür stehe, dass die Partei 

nicht dazu in der Lage gewesen sei, ein »europapolitisches Programm « zu ent­

wickeln. Zu fragen ist allerdings an dieser Stelle, wie dieses »Programm« ausgesehen 

hätte, geschweige denn ob es in der politischen Praxis überhaupt durchführbar gewe­

sen wäre. Zugespitzt formuliert zeigen bereits die zahlreichen Konflikte zwischen 

SPD, SFIO, Labour Party sowie zwischen Berlin, Paris, London über den deutsch­

fran zösischen Sicherheitspakt beispielhaft auf, dass eine Unterstützung des Moder­

nisierungsprozesses mittels einer informellen Diplomatie, im Windschatten von 

Stresemann und Briand, alternativlos war. Natürlich ist dem Ministerialdirektor 

277 H. GRAF KESSLER , Das Tagebuch, Eintrag vom 5.9.1924 , Bd. 8, S. 425f 
278 Ebd., Eintrag vom 3-8.1924 , S. 382 ff 
279 Hi erzu z.B .: TNA , PRO, Foreign Office, Telegram Mr. Phipps, 25. Juli , TNA/ PRO/FO 371/ 

1054'-
280 So lassen sich anhand der Akten mehrfach Gespräche zwischen Blum und Hoesch , Hoesch und 

Breitscheid/ Hillerding, Breitseheid und Sthamer, MacDonald und Sthamer Blum und Phipps nach­

zeichnen. 
281 J. M1TTAG, Sozialdemokratische Parteienkooperation, 2008, S. 1- 21; hi er: S. 7; im Internet: http:// 

library.fes.de/pdf-filcs/akademie/ online/ 06100.pdf [ zuletzt abgerufen am t. 6. 2013]. 
282 Ebenfalls kriti sch zum »Beitrag« der Soziali sten zur Diplomatie der Z wischenkri egszeit: W. L. 
BLACKwooo, German Hegemony and the Socialist lnternational's Place in Interwar European Di­

plomacy; in: European Hi srory Quarterly, Bd. 31/1, 2011, S. 10 1- 140; hier: S. 103-
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von Schubert zuzu stimmen, wenn er konstatiert , dass es für Deutschland weitaus 

besser sei, wenn eine »Rechtsregierung« internationale Abkommen abschließe, weil 

sie dann ausnahmsweise auch »daran gebunden sei«. 283 Ein ausgefeiltes »europa­

politisches Programm« der SPD respektive der SAI hätte an diesem Umstand aber 

kaum etwas ändern können , was letztlich als Akklamation für Hilferdings Konzept 

einer »realistischen Außenpolitik« verstanden werden kann. 

3- Weiterentwicklung der kollektiven Sicherheit: 

Kriegsächtung, Reparations- und Abrüstungsfrage (1926-1929) 

Mit dem deutschen Beitritt zum Völkerbund im September 1926 wurde ein großer 

Schritt hin zur Universalität des Genfer Bundes getan. Dieser verlor endgültig das 

Stigma, ein bloßes Machtinstrument der Entente-Mächte zu sein, die sich über die 

im Ersten Weltkrieg unterlegenen Staaten hinwegsetzten. Für die Weiterentwick­

lung der kollektiven Sicherheitsstrukturen im Genfer Bund war es von entscheiden­

der Bedeutung, die bereits begonnen Ansätze fortzuführen und damit endgültig von 

der Machtpolitik der Vorkriegszeit Abstand zu nehmen. 1 

Ein wesentlicher Bestandteil war hierbei die Abrüstungsfrage. 2 Das Ideal des Völ­

kerbundes, wie er von Woodrow Wilson erdacht wurde, sollte insbesondere durch 

die Erfüllung zweier wesentlicher Bedingungen umgesetzt werden: Erstens die 

Schaffung eines Systems kol lektiver Sicherheit, zweitens die substantielle Abrüstung 

der im Zuge des Krieges hochgerüsteten Nationen. 3 Bislang waren Verhandlungen 

diesbezüglich vor allem am französischen Staat gescheitert, der zuallererst das eige­

ne Sicherheitsbedürfnis zu befriedigen suchte, ehe die Reduktion der eigenen Armee 

ernsthaft in Betracht gezogen wurde. 4 Eben deshalb war Locarno ein wichtiger 

Schritt auch aus Sicht des deutschen Auswärtigen Amtes gewesen, um die Gleich­

berechtigung Deutschlands unter anderem in der Frage des »Kriegsapparates« zu 

erreichen. 5 Hinzugefügt werden muss, dass auch die angelsächsischen Mächte ein 

vitales Interesse an der Entmilitarisierung hatten , insofern sie wirtschaftliche und 

283 H. C RAF KESS LER, Das Tagebuch , Eintrag vom 19 .2.1925, Bd. 8 , S . 592 ff 
1 Hierzu: R . BLESSTNG, Der mögliche Frieden, 2008 , S. 265. 
2 Vgl. J. F. W RYNN, The Socialist International and the politics of european recon struction , 1976 , 

S. 9 0; S. F EUC HT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei D eutschlands zur Außenpolitik 

während der Weimarer Republik (1918 -1933), 1998, S. 419 f. 
3 Die Abrüstung nahm in Wilsons 14-Punkte-Plan eine zentrale Stellung ein. Hiernach sollLen die 

Mitglieder des Völkerbundes ihre Truppen sowie den Wehretat reduzieren und etwaige Konflikte 

schiedsgerichtli ch im Rahmen des Völkerbundes klären. Der Völkerbundsrat sollte einen allgemeinen 

Abrü stungsplan ausarbeiten und dabei den besonderen Bedingungen der jeweiligen Länder (Bevöl­

kerung, Geographie) Rechnung tragen . Hierzu: L. ZIMMERMAN N, Deutsche Außenpolitik in der 

Ära der W eimarer Republik , 1958, S. 441. 
4 Vgl. R. BLESSING, Der mögli che Frieden, 20 0 8 , S . 285. 
5 Vgl. M. SALEWS KI, Zur deutschen Sicherheitspolitik in der Spiilzeit der Weimarer Republik ; in : 

VfZG , 1974, S. m-147; hier S. 123 f. 
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finanzpolitische Ordnungsfaktoren eng mit der Möglichkeit zur Truppenreduzie­

rung verknüpften. Dies führte dazu , dass die Abrüstungsfrage in der Folgezeit ein 

veritables Element der internationalen Politik darstellte, während sie in der Vergan­

genheit eher ein Kernbestand pazifistischer Wunschvorstellungen gewesen war. 

3.1. Haltung der SA! sowie des Parteiendreiecks zur Abrüstunggrage 

Der erfolgreiche Abschluss der Locarno-Verträge evozierte einen Perspektivwechsel 

im Lager der kontinentaleuropäischen Sozialdemokratie: Der »Geist von Locarno« 

sowie der Eintritt Deutschlands in den Völkerbund wurden beispielsweise im Lager 

der SPD als Vorboten einer sozialdemokratischen Ära gesehen und dementspre­

chend euphorisch gefeiert. 6 Die überschwängliche Beurteilung der Sicherheitsverträ­

ge führte zu der Überzeugung, dass die begonnene Politik der Verständigung fort­

gesetzt werden sollte. In Deutschland erwarteten sich die Sozialdemokraten hiervon 

einen Beitrag zur Sicherung der Demokratie auf nationaler Ebene - und auf interna­

tionaler Ebene die Möglichkeit, eine friedliche Revision des Versailler Vertrages zu 

erreichen, um dadurch nationalistische Kritiker im Inland in die Schranken verwei­

sen zu können und den eigenen politischen Einfluss zu vermehren. 7 Auch wenn eine 

offizielle Unterstützung der deutschen Außenpolitik in Form einer Regierungsbetei ­

ligung aufgrund der massiven Differenzen zwischen dem linken SPD-Flügel und 

dem rechten Flügel der DVP nicht möglich war, so wurden die außenpolitischen 

Maßnahmen Stresemanns dennoch im Parlament mitgetragen. In der Zwischenzeit 

konzentrierte sich die Sozialdemokratie unter diesen Umständen weiterhin auf ihre 

informelle Diplomatie und versuchte, z.B. mit der Entsendung von Breitseheid in 

die deutsche Völkerbunddelegation, über Umwege Einfluss auf die deutsche Außen­

politik zu nehmen. 8 Die Abrüstungsfrage war hierbei ein wesentlicher Bestandteil 

der Parteidoktrin. 

Auch im Lager der SFIO machte sich im Zuge der Modernisierung der Außen­

politik ein vergleichbarer Perspektivwandel bemerkbar: Die Abrüstungsfrage wurde 

nicht mehr als Diktat des Versailler Vertrages gesehen, sondern vielmehr als Mög­

lichkeit, ein System kollektiver Sicherheit erschaffen zu können. 9 Wie Leon Blum im 

August 1925 auf dem Marseiller Kongress der SAI deutlich machte, seien Abrüstung 

und Schiedsgerichtsbarkeit nicht voneinander zu trennen: » Wir sagen: Sicherheit durch 
Schiedsgericht und durch Abrüstung Der Schiedsgerichtsvertrag sichert eine Lösung der 
Streiifragen und die Entwajfnung ist schon deshalb nötig, weil sie allein die Gewähr bietet, 
dqß die Schiedsgerichtsverhandlungen tatsächlich wirksam werden.« 10 Diese Formel - eine 

6 Vgl. H. A. W1 NKLER, Der Schein der Normalität, 21987, S. 256; Vorwärts, 7-10.1925. 
7 Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Aufsenpolitik 

während der Wei marer Republik (1918-1933), 1998, S. 428. 
8 Vgl. H. A. W1NKLER, Der Schein der Normalität, 21987, S. 259 - 268. 
9 Vgl. R. GoMBIN, Les socialistes et la guerre, 1970, S. 140. 

10 Zweiter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Marseille, 22. bi s 27- August 1925, 

1975, S. 26. 
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dezente Korrektur von Hilferdings »Dreifaltigkeits-Theorem« - wurde von der SAI 

später übernommen und mit der Forderung nach regionalen Abrüstungsverträgen 

verbunden. 11 In diesem Kontext ist hervorzuheben , dass die SFIO ähnlich wie die 

SPD eine sehr konkrete, an politischen Sachfragen orientierte Haltung vertrat. Nach 

Auffassung L. Blums war eine kollektive Abrüstung unabdingbar für Frankreich und 

Europa: Diese begriff er 1. ... als materielle Voraussetzung für jegliche Sozialrefor-

men auf nationaler Ebene; 2 .... als Grundbedingung, um den Frieden in Europa zu 

wahren; 3 .... als MöglichkeiL für Frankreich, die gewünschte Entmilitarisierung des 

deutschen Nachbarn vertraglich neu zu fixieren, auf einer gleichberechtigten Basis, 

im Völkerbund. 12 Ziel war es hierbei, im Zuge einer »Politik der kleinen Schritte« 

sukzessive Fortschritte zu erzielen, was die Parallelität des SFIO-Ansatzes zur rea­

listischen Außenpolitik Hilferdings nachhaltig deutlich macht. 

Demgegenüber war der Pazifismus der Labour Party in der Zeit der relativen 

Stabilisierung weitaus idealistischer angelegt, als das bei den kontinentaleuropäi­

schen Schwesterparteien der Fall war. 13 Nachdem deutlich wurde, dass sich das Gen­

fer Protokoll in absehbarer Zeit nicht realisieren lassen würde, legte die britische 

Parteiführung alles daran, die Abrüstungsfrage entscheidend zu forcieren: Das 

ACIQ vermerkte hierzu in einer im Juli 1926 stattfindenden Sitzung, dass die Ar­

beiterpartei die Abrüstungsfrage neu befruchten und im House of Commons unbe­

dingt zur Diskussion stellen müsse. 14 Auf der Jahreskonferenz der Partei in Margate 

wurden die Arbeiter dazu aufgerufen, ihren Regierungen deutlich zu machen, dass 

sie im Falle einer Kriegsandrohung umgehend mit der Organisation allgemeinen 

Widerstands beginnen würden, einschließlich der Verweigerung des Wehrdienstes, 

der Waffenproduktion, usw.15 Diese Haltung wurde in einer Sitzung des »Interna­

tional Committee« (Februar 1927), an der auch eher konservative Parteiführer wie 

Arthur Henderson teilnahmen, bekräftigt und weiter ausgearbeitet. 16 Anders formu­

liert vertrat die britische Arbeiterpartei nach dem Abschluss der Locarno-Verträge 

einen nahezu utopischen Pazifismus, der stark an die Position von SPD und SFIO -

respektive der Zweiten Internationale - vor 1914 erinnerte. Egon Wertheimer, Aus­

landskorrespondent des Vorwärts in London, unternahm im Jahre 1929 den Versuch, 

diese geradezu paradoxe Entwicklung rückwirkend zu erklären. Dabei kam er zu dem 

Schluss, dass die militärischen Instinkte in Großbritannien im zurückliegenden Jahr-

11 Le Populaire, 30.9. 1926. 
12 Dieses Drei-Punkte-Programm für Frankreich gehl auf einen Artikel L. Slums in der Populaire 
zurück. Le Populaire. 14./15. 12. 1927. 
13 P. K1R CHEI SEN, Die Sozialistische ArbeiLer-lnLernaLionale und der Versuch einer reformistischen 
Friedenspolitik, 1978, S. 4. 
14 Die Haltung der britischen Delegierten im Völkerbund sei konstruktiv - aber dennoch verbes­
serungswürdig. Konkret plädierte das AClQ dezidiert für weitreichende und unilaterale Abrüstungs­
maßnahmen. LHASC , Advisory Committee on International Questions, Minutes. Juli 1926. 
15 P. K1RCHE IS EN, Die Soziali stische Arbeiter-Internationale und der Versuch einer reformistischen 
Friedenspolitik, 1978, S. 4 . 
16 LHASC, National Executive Committee, Internationales Komitee, 3.2. 1927, LHASC/ LP/ EC/ 
Minutes, Februar 1927. 
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zehnt verkümmert seien, ebenso wie im pazifistischen Amerika. Das kriegerische 

»Heldentum« sei nahezu ausgestorben und der Mythos des gewonnenen Krieges 

liege zertrümmert am Boden. Nach jahrhundertelangen Eroberungszügen und terri­

torialen Annexionen sei die britische Nation mittlerwei le saturiert und paralysiert -

was sich in der Haltung der britischen Arbeiterpartei nahezu beispielhaft widerspieg­

le.17 Gewiss, der Wahrheitsgehalt der tendenziösen Äußerungen Wertheimers darf 

sicherlich bezweifelt werden . Jedoch gab es tatsächlich einen entscheidenden Unter­

schied zwischen der SPD / SFIO auf der einen und der Labour auf der anderen Seite: 

Die Unterscheidung zwischen Angriffs- und Verteidigungskriegen spielte im Den­

ken der britischen Arbeiterpartei eine vollkommen untergeordnete Rolle. 18 Dement­

sprechend vermag es kaum zu verwundern, das s die Abrüstungsfrage von der La­

bour Party wesentlich radikaler beantwortet wurde, als das bei SPD oder SFIO der 

Fall war. 19 

3-2 . SA!- Gründung der Abrüstungskommission 

Hintergrund für die steigende Relevanz der Abrüstungsfrage im sozialistischen La­

ger war die parallel laufende internationale Entwicklung in dieser Frage: Im Dezem­

ber 1925 formierte der Völkerbundsrat die »Vorbereitende Kommission für die Ab­

rüstungskonferenz«, die im Mai 1926 zum ersten Mal tagte. 20 Mit der Gründung 

einer solchen Kommission im Völkerbund verband die SAI große Hoffnung - unter 

anderem deshalb, weil Joseph Paul-Boncour damit beauftragt wurde, die französische 

Delegation in der »Vorbereitenden Kommission« anzuführen, 21 ebenso wie Louis de 

17 E. WERTH EIM ER, Die Außenpolitik der britischen Arbeiterpartei; in: Der Kampf, 22, 1929 , S. 508. 
18 P. K1RCHEISEN, Die Sozialistische Arbeiter-Internationale und der Versuch einer reformi sti schen 
Friedenspolitik, 1978 , S. 4. 
19 Selbst der Linksrutsch der ILP seit dem Marseiller Kongress 1925 konnte an dieser Tatsache nichts 
ändern. Der führende Aulsenpolitiker der britischen Arbeiterpartei , Ram say Mac Donald , echauffierte 
sich zwar mehrfach über die »cheap thoughts« der ILP, die einen sofortigen Übergang vom Kap­
titalismu s hin zum Sozialismus mit aller Macht erzwingen wolle. Allerdings wurde die ILP-Resoluti ­
on zur »war res istance«, die gemei nhin auf die einfache Formel »Throw down your weapons « redu­
ziert werde kann, auf der Jahreskonferenz in Margate allgemein akzeptiert. Der Historiker Henry R. 
Winkler stellt diesbezüglich die These auf, dass die Labour-Führung keinen großen Wert auf die 
Verhind erung solcher »utopischer« Resolutionen gelegt hätte, da sie oh nehin keine Bedeutung für 
die praktische Ausgestaltung der Außenpolitik gehabt hä tten. Anders formuliert se i die ILP-Resolu­
tion also zugun sten einer »Wohlfühl -Politib angenommen worden in Margate, ohne dass sie prakti ­
sche Bedeutung gehabt hätte. Dies wurde im Lager der kontin entaleuropäi schen Sozialisten durchau s 
anders gesehen. Am Bei spiel der unt erschied lichen Konzept e zur »Landesverteidigung« innerhalb der 
SA! wird noch zu zeigen sei n, dass die ideali stisch anmutende Haltung der Labour Party in der 
Abrüstungsfrage durchau s kontrovers di sk utiert wurde, insbesondere innerhalb des Parteiendreiecks. 
Vgl. H. R. W1NKLER , Paths not taken, 1994, S. 17of. 
20 Vgl. J. F. WRYN N, The Socialist Internat ional and the politics of european reconstruction , 1976, 
S. 91. 
21 Anders al s im zuvor darges tellten KonnikL zwischen SFIO und Paul-Boncour hatte sich der so­
zialistische Vertreter im Vorfeld die Erlaubnis seiner Partei eingeholt, die Kommission anführen zu 
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Brouckere, der als Vertreter Belgiens vertreten war. 22 Da die SAI, hier vor allem SPD 

und SFIO, bereits in der Vergangenheit »bürgerliche« Projekte unterstützt hatte -

zuletzt im Zuge der Ausarbeitung der Locarno-Verträge - , war es nur folgerichtig, 

einen erneuten (zwischenstaatlichen) Kompromiss anzustreben und die eigene Stra­

tegie mit den im Völkerbund vertretenen Zielvorstellungen abzugleichen. 

Im Zuge dieser Entwicklung ließ das SAI-Sekretariat im Juli 1926 einen Rund­

brief versenden, in dem die Gründung einer Abrüstungskommission angekündigt 

wurde. 23 Bereits zum 9. August 1926 konnte eine definitive Zusammensetzung der 

Kommission lanciert werden, 24 der de Brouckcre, Müller, Bracke, Cramp, Albarda 

sowie Deutsch angehören sollten. 25 Die Konstituierung der Abrüstungskonferenz 

per se verlief alles andere als konfliktfrei: Insbesondere die SPD - genauer gesagt 

Otto Wels - übte harsche Kritik an der kurzfristigen Einberufung derselben . 26 Des­

gleichen echauffierte sich die ILP, wenn auch aus anderen Motiven, auf der Züricher 

Sitzung des Exekutivkomitees, die am 11./12. April 1926 stattfand, über die fehlende 

Beteiligung der Sowjetunion an den Konferenzen des Völkerbundes und forderte in 

diesem Kontext erneut die Schaffung einer allumfassenden Internationale unter Be­

teiligung der KI. 27 Die Anpassung der SAI an den Modernisierungsprozess des 

internationalen Systems sollte indes nahtlos fortgesetzt werden, weshalb der Vor­

stoß der ILP brüsk zurückgewiesen wurde. 28 

Die erste Sitzung der Abrüstungskommission fand am 26. August 1926 statt. Die 

Delegierten stellten hierbei mit Besorgnis fest , dass die einzelnen Sektionen voll­

kommen unterschiedliche Meinungen verträten, weshalb erneut an einer gemein-

dürfen. Dies machte P. Renaudel im Rahmen einer Exekutivsitzung der SAI in Zürich deutlich. 
LHASC, LSI, Executive Committee, 14.4. 1926, LSI/14/21/1/1. 
22 P. Kr RC H E IS EN, Die Sozialistische Arbeiter-Internationale und der Versuch einer reformistischen 
Friedenspolitik, 1978, S. 8. 
23 IIS G, SAI, Abrüstungskommission, Brief des SA! Sekretariats, 26.7.1926 , IIS C/ SAI/ Abrüs­
rungskommission/758/3-
24 Internationale Information, Die Sitzung der Exekutive der SAI, 4.9.1926 , Bd. 3, 1926, S. 154 ff 
25 IISG, SAI, Abrüstungskommission, Brief des SAI Sekretariats, 9.8.1926 , ISG/ SAT/ Abrüstungs­
kommission/759/2. 
26 Wels teilte Adler postalisch mit, dass er die Einberufung einer Rüstungskonferen z »ohne Vor­
bereitung« für vollkommen zweck los halte, zumal die SPD zeitgleich eine Sitzung des Parteivorstan­
des eingeplan t hätte. Das »Timing« der SA! wurde von Seiten der deutschen Sozialdemokraten also 
für verbesserungswürdig gehalten. Darauföin unternahm Adler in einem ausführlichen Schreiben den 
Versuch, die SAI-Initiative erklärbar zu machen und den gewähl ten Zeitpunkt ihrer Konstituierung 
näher zu erläutern. llSG , SAT, Abrüstungskommission, Brief des SA! Sekretariats, 26 .7- 1926, IISC/ 
SAI/ Abrüstungskommission/758/3; ebd., Telegramm von 0. Wels an F. Ad ler, 4-8.1926; ebd., Brief 
des SA! Sekretariats , 9.8.1926. 
27 Vorgelegt wurde das Memorandum von Fenner Brockway, der in Zürich zum ersten Mal initiativ 
wurde und sein en Traum von einer Aktionseinheit mit der Komintern durch einen Linksrutsch der 
SAl zu erreichen suchte. LHASC, LSI, Executive Commi ttee, 14.4. 1926, LSl/14/ 21/ 1/ 1; IIS G, SA!, 
Dossier betr. die Sitzung in Z ürich. 28 .- 29. August 1926, IS G/S AT/ Abrüstungskommiss ion/250; 
Vgl. W. BuscHAK, Das Londoner Büro, 1985, S. II ff 
28 Vgl. ebd ., S. 14-
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samen und vor allem einheitlichen Linie gefeilt werden sollte. 29 Zu diesem Zweck 

versendete die SAI-Abrüstungskommission, die Arbeitsmethode der »Vorbereitende 

Kommission « des Völkerbundes nachahmend, 3° Fragebögen an die Mitgliederpar­

teien der SAI. 31 

Diese eigentlich gute Idee konnte sich in praktischer Hinsicht nicht im Gerings­

ten bewähren: Am Ende ant warteten nur fünf Parteien auf den Fragebogen der SAI­

Abrüstungskommission ( die deutsche Sozialdemokratie; die unabhängige Arbeiter­

partei in Großbritannien ; di e sozialdemokratische Arbeiterpartei Schwedens; die 

niederländischen und österreichischen Sozialdemokraten), während die übrigen Par­

teien eine Beantwortung verweigerten, was di e eigentliche Intention der Initiatoren, 

eine gemeinsame Linie festzulegen, ad absurdum führte. 32 So verkam di e Arbeit der 

Abrüstungskommission aufgrund der fehl enden Beteiligung der einzelnen Sektio­

nen zu einer nutzlosen »Fleißarbeit«, deren akademische Erörterungen kaum Rele­

vanz für die Politik der SAI respektive des Parteiendreiecks als solches besaß. 

3-3- Verhandlungen von Thoiry: Luxemburger Konferenz der SA/ 

Wesentlich bedeutsamer als die innenpolitischen Querelen der SAl war der außen­

politische Impuls von Briand und Stresemann zur Gesamtlösung der deutsch-fran­

zösischen Beziehungen: Realpolitischer Hintergrund war die heimliche arrangierte 

Zusammenkunft von Briand und Stresemann am 17. September in einer Gastwirt­

schaft des kleinen Dorfs im franzö sischen Jura, Thoiry. 33 Im Verlauf der Unter­

redung zwischen den beiden Außenpolitikern und ihrer Entourage wurde von beiden 

Seiten der Versuch unternommen, die »Gesamtregelung« der deutsch-fran zösischen 

Probleme zu erreichen, was im Rahmen der Möglichkeiten tatsächlich gelang. 34 

29 Driuer Kongress der Soziali st ischen Arbeitc:r-l11Lernationale, Brüssel, 5.- 11. Aug. 1928, 1974, Bd. 1, 
S. 81. 
30 Vgl. P. K1R CHEIS EN , Die Sozia li sti sche Arbeiter-Internationale und der Versuch einer reformisti­
schen Friedenspolitik, 1978, S. 9. 
31 Folgende fünf Fragen sollten dabei von den Einzelparteien beantwortet werden: 1. [tabj»Sollten 
sobald als mäglich die aef der Abrüstungskon_ferenz vertretenen Länder eingeladen werden, sich darüber zu 
äußern, welche Abrüstungsmf!ßnahmen sie für ihren Teil zuzustimmen bereit sind? 2.[tab]Falls es nicht gelingt, 
zu einer allgemeinen Abrüslungskonvention zu gelangen, sollen Anslrengungen gemacht werden, um gebietsweise 
Abrüstungsvereinbarungen herbeizuführen? 3-[tab]A,ef welche Weise sollen die von einzelnen Ldndern_freiwt!lig 
durchg~fohrten Abrüslungsmefsnahmen g~(order! werden? 4.[tab] S0/I eine inlemationa/e Kontrolle der Rüslun­
gen und der Produktion zu Kriegszwecken eingerichtet werden und auf welche vVetse kann diese Kontrolle wirk­
sam gemacht werden? 5.[tabJ!nwieweil haben die angeschlossenen Arbeiterparteien die Moglichkeit, in ihrem 
eigenen lande das Ausmf!ß der Kriegsvorbereitungen _festz ustellen und wirksam zu kontrollieren?« I IS G, SA 1, 
Abrüstu ngskommi ss ion, Materia li en 1, 26.8.1926 , II SG/SAI/Abrüstungskommi ssion/760/70. 
32 Al s Beleg hierzu : IISG , SAJ, Abrüstungsko mmi ssion, Materialien 1, 26 . 8. 1926, l! SG/SAI/ Ab­
rüstungskommi ss ion/7 60/ 63-
33 Hierzu: H.-0 . S1rnuRc, Das Gespräch zu Thoiry 1926; in: E. SCH Ui.i N (Hrsg.), Gedenkschrift 
Martin Göhring, 1968, S. 320; H . HACSPI EL , Verständigung zwischen Deut schl and und Frankreich, 

19 87. S. 317-
34 Ebd., S. 320. 
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Allerdings wurden die »Absprachen von Thoiry« 35 ex post höchst unterschiedlich 

aufge nommen: Während sich in D eutschland bereits ro Tage nach dem Treffen von 

Briand und Stresemann ein »Thoiry-Ausschuss« bildete, wurde auf der anderen Sei­

te des Rheins auf solche Planspiele gänzlich verzichtet. Grund hierfür war die große 

Ablehnung, auf die der Vorstoß Briands im französischen Kabinett stieß, was zur 

Folge hatte, dass wilde Mutmaßungen über etwaige geheime Vereinbarungen und 

Zugeständnisse hervorgerufen wurden, die der französische Außenminister seinem 

deutschen Koll egen gegenüber geäußert hätte. Die beiden Außenpolitiker hatten 

sich im Verlauf der Verhandlungen vom realpolitischen Kontext ihrer Länder ent­

fernt, was vor allem in Frankreich scharfe Kritik evozierte, aufgrund der weitreichen­

den Konzessionen an D eutschland. Stresemann kam infolgedessen zu dem Schluss, 

dass Thoiry eben nicht die deutsch-französische Realität darstellte und Briand eben­

so wenig »Frankreich« repräsentierte, sondern nur einen kleinen Teil davon. 36 

Selbstredend stand auch das Vierparteientreffen der Sozialisten aus Deutschland, 

England, Frankreich und Belgien, das am 2r./22. II. 1926 in Luxemburg stattfand, 

gänzlich unter dem Eindruck der »Absprachen von Thoiry«. 37 

Wie Rudolf Breitseheid im Vorfeld in einem Gespräch mit Stresemann deutlich 

machte, waren die Verhandlungen zwischen Deutschland und Frankreich der eigent­

liche Anlass für die Sozialisten, sich in Luxemburg zu versammeln und den der­

zeitigen Stand der deutsch-französischen Beziehungen zu diskutieren. Stresemann 

fasste das Gespräch mit dem Sozialdemokraten wie folgt zusammen: »Herr Dr. Breit­
scheid teilte mit, daß am 7. November die Vertreter der sozialistischen Parteien von England, 
Frankreich, Belgien und Deutschland zusammenkämen und man auch bei dieser Gelegenheit 
die Räumungifrage und die ganze Thoiry-Frage eri/rtern werde. Ich sagte Dr. Breitseheid, daß 
es mir schiene, als wenn man jetzt so taktieren müsste, daß in allererster Linie die Frage der 
Militärkontrolle zu Ende g~fuhrt werden müsse, damit diese nicht als Alpdruck auf den Be­
ziehungen zwischen beiden Ländern laste. In der Thoiry-Sache könne man vorläeftg nicht 
weiterkommen, da man in Frankreich teils daraef warte, ob Poincare sich halte - was Dr. 
Breitseheid und ich als wahrscheinlich ansehen - teils auf das Ergebnis der amerikanischen 
Wahlen hinschaue und jedenfalls vor Dezember oder auch vor Januar eine Entscheidung in 
der Frage der Schuldenerkenntnis garnicht erwartet werden könnte. «38 Die französischen 

Sozialisten seien grundsätzlich mit der Rheinlandräumung einverstanden, so das 

Fazit des Sozialdemokraten. 

35 1. Reduzierung der Besatzungstruppen, 2. Räumung der 2. und 3- Zone; Rückgabe des Saargebiets 
an Deutschland; 4. Abschaffung der Militärkontrolle; 5. Kommerzialisierung eines Teils der deut­
schen Eisenbahn-Obligationen zugunsten Frankreichs; 6. Neutralität Frankreichs in der Frage um 
Eupen und Malmedy. Hinzu ka m dann noch die Mobilsierung von Reparationsobligationen durch 
das Deursche Reich. R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008, S. 351. 
36 Vgl. H. HAGSPJ EL, Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich, 1987, S. 321. 
37 IISC , SAI, Vierparteienkonferenz, Luxemburg, 21./22. 11.1926, SAI/Vierparteienkonferenz/903. 
38 PA, NL Custav Stresemann, Bd. 45, Aufzeichnung v. 1.11.1926, H,62876-78. 
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Was Breitseheid Stresemann gegenüber jedoch verschwiegen hatte, waren die 

grundlegenden Aversionen im Lager der internationalen Sozialdemokratie gegen­

über dem Erfolg der deutsch-französischen Annäherungspolitik. Vor allem die 

SPD blickte neidisch auf den deutschen Außenminister, der sich seit einigen Mona­

ten im Ruhm des außenpolitischen Fortschritts sonnen konnte. Tatsächlich waren 

vor allem Briand und Stresemann die Männer der Stunde, während die Sozialdemo­

kraten weitestgehend außen vor gelassen wurden - obwohl auch sie einen gewichti­

gen Anteil am bislang Erreichten gehabt hauen. 

Am 27. Oktober 1926, wenige Wochen nach dem Treffen von Thoiry, hatte Otto 

W els deshalb einen Brief an Friedrich Adler geschrieben, in dem er seinem Unmut 

über diese »propagandistische« Schieflage Luft verschaffte: »Es handelt sich.für uns um 
agitatorische und praktische politische Fragen. Das agitatorische Moment sehen wir darin, dqß 
die Politik der Internationale in gewissem Sinne im Völkerbund fartgefuhrt wird und dqß 
Leute wie Stresemann, Schubert und Schacht, Briand und Loucheur aef der anderen Seite, 
die Früchte der Polittk in agitatorischer Beziehung ernten, die uns zufällen müssten. Dqß die 
englische Arbeiterpartei in gleichen Masse daran interessiert wäre wie wir, glaubten wir nach 
der Aufnahme des Macdonaldschen Geefer Protokolls in England entnehmen zu düifen. « 39 

Ziel der Sozialdemokratie sei es, so Wels, eine eigene Lösung der Thoiry-Frage 

anzustreben und sich diesbezüglich mit den französischen, englischen und belgi­

schen Genossen kurzzuschließen. Dabei sollten »gemeinsame Richtlinien « für die 

sozialdemokratische Außenpolitik gefunden werden, damit man der Festsetzung 

einer Endsumme für die deutschen Reparationszahlungen näher kommen könne: 

»Die englischen und _französischen Genossen fahlen mit uns die dringende Notwendigkeit; die 
Sozialdemokratie in der europä'ischen Befriedungifrage wieder in stärkeren Mqße fahrend zu 
machen. [. . J Ich schreibe diesen Brief heute, weil Breitseheid, mit dem ich die Unterredungen 
gefuhrt habe, erst gestern nach hier zurückgekommen ist und ich der Zustimmung der betref 
finden Genossen, mit Ausnahme der Engländer, die noch nicht geantwortet haben, sicher 
bin. «40 Aus dem Brief von Otto Wels folgt, dass Breitseheid zuvor in Frankreich 

gewesen war, um sich mit der SFIO in dieser Frage zu beraten. 

Tatsächlich finden sich im politischen Archiv des Auswärtigen Amtes, abermals 

im Nachlass von Stresemann, entsprechende Dokumente, der den Auslandsaufent­

halt von Breitseheid hinreichend dokumentieren. Breitseheid fertigte während seiner 

Frankreich-Reise Notizen an und sendete diese anschließend an Stresemann. 41 

Dieser Vorgang überrascht insofern, als sich Wels in etwa zeitgleich in dem bereits 

skizzierten Brief an Adler darüber beschwerte, dass die Sozialdemokratie in der öf­

fentlichen Darstellung zu wenig Aufmerksamkeit erhalte. 42 Der enge Informations­

austausch zwischen Breitseheid und Stresemann hinterlässt vor diesem Hintergrund 

39 IISC , SAI, Zweiter Vierparteienkonferenz, 1926, Brief Wels an Adl er, 27.10.1926 , IISC/ SAI/ 
Vierparteienkonferenz/ 9 03. 
40 Ebd. 
41 PA, NL Gustav Stresemann, Bd. 45, Brief v. Breitseheid an Stresemann, 27.10.1926, H162876-78. 
42 IISC , SAI, Zweiter Vierpart eienkonferenz, 1926, Brief Wels an Adler, 27.10.1926, IISC/ SAI/ 
Vierparteienkonferenz/ 903-
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einen seltsamen Beigeschmack. Fakt war allerdings, dass sich Breitseheid im Rahmen 

der Verständigungspolitik längst den Rang einer eigenständigen Kraft erarbeitet hat­

te, deren Primärziel es war, den eingeschlagenen Weg des Friedens und der Verstän­

digung fortzuschreiten. 43 Eine Fortsetzung dieser Politik auf zwischenstaatlicher 

Ebene wäre ohne die Mithilfe des Außenministers respektive der jeweiligen Regie­

rungen nicht möglich gewesen. 

In seinen Aufzeichnungen kam Breitseheid zu dem Schluss, dass eine Fortsetzung 

der Thoiry-Politik durchaus realistisch sei: »Mein Gesamteindruck ist der, dqß in Frank­
reich nach wie vor der ernste Wille zu einer Verständigung mit Deutschland besteht, und dqß 
man aef dem in Thoiry eingeschlagenen Wege weiter zu gehen entschlossen ist Die hier und da 
auftauchenden Meldungen über einen Rückschlag in der i!lfentlichen Meinung sind falsch, 
obwohl natürlich zuzugeben ist, dqß bestimmte Persiinlichkeiten mindestens das Tempo ver­
langsamen mö'chten. Zu diesem gehört sicher auch Poincare, obwohl mir sowohl Blum und 
Auriol, die kürzlich eine längere Besprechung mit ihm hatten, wie auch Briand versicherten, 
dqß der ftanzifsische Ministerpräsident sich in einer ganz anderen und wesentlich günstigeren 
Stimmung befinde als vor zwei oder drei Jahren. « 44 

Der Paris-Aufenthalt Breitseheids, den er im Oktober 1926 absolvierte, unterteilte 

sich in zwei Etappen, wie aus den Aufzeichnungen hervorgeht: 1. Die Gespräche mit 

französischen Parteifreunden über die Einberufung einer internationalen Konfe­

renz;45 2. Eine Unterredung mit dem französischen Außenminister, Aristide Briand, 

über den gegenwärtigen Stand der deutsch-französischen Beziehungen. 46 Im Verlauf 

des Gesprächs mit Briand, an dem auch Grumbach und Blum teilnahmen, habe der 

französische Außenminister die Ansicht vertreten, dass er die Mehrheit des franzö­

sischen Volks auf seiner Seite wisse und eine Fortführung der Aussöhnung beider 

Länder nach wie vor im Bereich des Möglichen liege. Insgesamt habe Briand größten 

Wert darauf gelegt, etwaige Missverständnisse und Zweifel im Rahmen der Unter­

haltung mit Breitseheid zu zerstreuen. Allerdings sei er nicht dazu imstande gewe­

sen, gewisse »technische« - oder vielmehr: wirtschaftliche - »Schwierigkeiten«, die 

mit einer Intensivierung der Annäherung einhergehen könnten, zu zerstreuen: »Es 
handelt sich da in erster Linie um die ablehnende Haltung der Bank von England und die 
zweifelhafte Stellung Amenkas gegenüber der Mobilisierung der Eisenbahnobligationen. « 47 

Die mögliche Kommerzialisierung der Eisenbahnobligationen war ein fixer Bestand­

teil der Vereinbarungen von Thoiry zwischen Stresemann und Briand, ebenso wie 

43 Hierzu: P. P1sTORTUS, Rudolf Breitseheid 1874-1944, 1970, S. 257 f 
44 PA, NL Gustav Stresemann, Bd. 45, Briefv. Breitseheid an Stresemann , 27.10.1926, H162876-78 . 
45 Besonders engen Kontakt pflegte Breitseheid in den 20er Jahren zu Blum Auriol, Grumbach, 

Renaudel. Während seiner Paris-Reise im Oktober 1926 traf sich der Sozialdemokrat u. a. mit den 

oben genannten Personen sowie dem belgischen Sozialisten de Brouckere. Dies klärt unter anderem 

auch die Frage, wie sich die SPD die Zustimmung Belgiens, eine Vierparteienkonferenz abzuhalten, 

versichern konnte. Vgl. P. P1sTORIUS, Rudolf Breitseheid 1874- 1944, 1970, S. 223; PA, NL Gustav 
Stresemann, Bd. 45 , Brief v. Breitseheid an Stresemann, 27-10.1926, H162876- 78 . 
46 Nach Gesprächen mit den erwähnten SFIO-Politikern war Breitseheid von A . Briand, der von 

se in er Anwesenheit über Dritte erfahren hatte, zum Frühstück eingeladen worden. Ebd. 
47 Ebd. 
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die Mobilisierung von Reparationsobligationen. 48 Ein wesentlicher Bestandteil für 

die Zustimmung der Washingtoner Regierung und die Öffnung des amerikanischen 

Marktes sei allerdings die Unterzeichnung des französisch-amerikanischen Schul­

denabkommen, 49 was bislang, so Briand, am Widerstand Poincares gescheitert sei. so 

Der Finanzminister Louis Loucheur, der ebenfalls mit Breitseheid sprach, habe den 

Vorschlag erbracht, dass Deutschland seine Unfähigkeit zur dauernden Leistung der 

Zahlungen aus dem Dawes-Abkommen erklären so ll e. Dieser Schritt sei die einzige 

Möglichkeit, Amerika an den Verhandlungstisch zu bringen. 51 In Bezug auf den 

Abzug der fran zösischen Truppen aus dem Rheinland bzw. der französischen Mili­

tärkontrolle hätten alle Gesprächspartner, auch diejenigen sozialistischer Provenienz, 

deutlich darauf hingewiesen, dass ein Verzicht auf Kontroll en nicht vermittelbar sei. 

Das Auswärtige Amt solle deshalb darüber nachdenken, was für Deutschland in 

dieser Hinsicht »erträglich« sei. Als weiterer Punkt wurde u. a. die endgültige Fest­

setzung der deutschen Reparationssumme genannt, auf Basis der derzeitigen Zah­

lungsmöglichkeiten des deutschen Staates. 52 

Darauf aufbauend kam Breitseheid zu dem Schluss, dass die Rheinlandräumung 

insbesondere von der französischen Linken, aber auch von Briand akzeptiert werde. 

Was den Fortschritt des in Thoiry eingeschlagen Kurses betraf, so erkannte der So­

zialdemokrat gewissermaßen einen »Stillstand«, 53 da man in Paris zunächst abwar­

ten wolle, ob sich Poincare in seinem Amt halten könne. Ein weiter Punkt, der eine 

Stagnation evoziere, seien die bevorstehenden Wahlen in den USA, weshalb im Hin­

blick auf die Weiterentwicklung der deutsch-französischen Beziehungen insgesamt 

kein allzu großer Fortschritt erwartet werden könne. Eben dies wurde von Breit­

scheid höchst kritisch bewertet, da ein allzu langes »Hinziehen« der Thoiry-Frage 

sehr riskant sei in Bezug auf die innenpolitische Situation in D eutschland, da bei 

einem Ausbleiben der Rheinlandräumung ein Stimmungsumschwung zuungunsten 

der Verständigungspolitik zu befürchten sei. Unter anderem deshalb räumte er dem 

Luxemburger Treffen der Sozialdemokraten im November 1926 einen hohen Stel­

lenwert ein. 54 

Das Luxemburger Vierparteientreffen, das am 21./22.11. 1926 stattfand und vom Ber­

liner Abendblatt bezeichnenderweise als »Thoiry-Konferenz« etikettiert wurde, 55 ist 

48 Vgl. R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008 , S. 351. 
49 Hierbei handelte es sich um das sogenannte »Mellon-Beranger-Abkommcn« zur Regelung der 
französischen Kriegsschulden in den USA. Vgl. ebd., S. 352. 
50 PA, NL Gustav Stresemann, Bd. 45, Briefv. Breitseheid an Stresemann, 27.10.1926, H162876- 78 . 
51 Ebd. 
52 Ebd. 
53 Hierzu: Vorwärts , 17. 11.1926. 
54 PA , NL Gustav Stresemann, Bd. 45, Aufzeichnung v. 1.11.1926, Hr62876-78. 
55 H. ADOLPH, Otto Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokratie 1894- 1939, 1971 , S. 215; 
Berliner Abendblatt, 25. 10. 1926. 
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vergleichsweise schlecht dokumentiert. Überliefert ist immerhin die Resolution der 

Konferenz, deren Inhalt in vielfacher Hinsicht aufschlussreich ist. 56 

Zu Beginn der »Deklaration der Luxemburger Konferenz« hoben die Autoren 

hervor, dass sie ausdrücklich bedauern würden, dass die in Thoiry angestrebte Ver­

ständigung nicht viel früher umgesetzt wurde, »obwohl die sozialistischen Parteien der 
beteiligten Liinder bereits seit Kriegsende den Weg der Befriedung gewiesen hatten.<<57 Of­

fensichtlich war es SPD, SFIO, POB und Labour Party ein besonderes Anliegen, 

den Beitrag der internationalen Sozialdemokratie zur Verständigungspolitik dezi­

diert hervorzuheben. In diesem Sinne wurde »das System der Locarnoverträge« aus­

drücklich gelobt, da es eine dauerhafte Befriedung der Rheingrenzen erreicht habe. 

Die Initiative hierzu sei insbesondere aus dem sozialistischen Lager gekommen, da 

die SAI bereits im Jahre 1923 von einer solchen Lösung der internationalen Span­

nungen gesprochen hätte. Als zweiter Punkt wurde die Aufnahme Deutschlands in 

den Völkerbund herausgepickt - und auch hier kamen die Autoren zu dem Schluss, 

dass es bereits im Jahr 1925, genau genommen auf dem SAI-Kongress in Marseille, 

einen gleichlautenden Vorschlag gegeben hätte. 58 Die im Vorfeld des Vierparteien­

treffens geäußerte Kritik von Otto Wels, der bemängelt habe, dass Politiker wie 

Stresemann oder Briand die »Früchte« der Verständigungspolitik ernten würden, 

während die internationale Sozialdemokratie leer ausginge, 59 hatte offensichtlich 

einen nachhaltigen Eindruck hinterlassen. 

Viel entscheidender als der Versuch einer Selbststilisierung war jedoch die Bewer­

tung des Status quo in den internationalen Beziehungen: Ziel der in Luxemburg 

versammelten Parteien war es, mit Hilfe einer internationalisierten Kontrolle 

Deutschlands die Beschleunigung der Rheinlandräumung zu erreichen und dadurch 

die Abrüstungsfrage, deren zufriedenstellende Beantwortung eng mit der Lösung 

der deutsch-französischen Differenzen zusammenhing, entscheidend voranzubrin­

gen. 60 Eben deshalb wurde der konkrete Vorschlag unterbreitet, eine »internationale 

Abrüstungskommission« ins Leben zu rufen. Besagtes Gremium sollte maximal bis 

56 Anwesend waren in Luxemburg u.a.: Breitseheid, Müller, Crispien , Schmidt, Sollmann Wel s 

(Deutschland), Auriol, Blum, Braacke, Paul-Boncour, Renaudel, Faure (Fr:mkreich), Gi lli es, Roberts 

(England). IISG, SAI, Vierparteienkonferenz, 21./ 22 . 11. 1926, IISG/ SAljVierpaneienkonferenz/ 905/ 

22; hierzu auch: Internationale Information, Vierländerkonferenz in Luxemburg, 27.11.1926, Bd. 3, 

1926, S. 237. 
57 IISG, SAI, Vierparteienkonferenz, Deklaration, IISG/ SAl/Vierparteienkonferenz/905/ 1. 
58 Ebd. 
59 IISC, SAI, Zweiter Vierparteienkonferenz, 1926, Brief Wels an Adler, 27-10. 1926, IISC/ SAI/ 

Vierparteienkonferenz/ 903-
60 »Nach Feststellung der E,füllung der mt!itiirischen Ausstiegsklauseln des Vmailler Vertrags durch die deutsche 
Regierung ist die interalliierte Mlliliirkommission aus Deutschland zurückzuziehen. Der Völkerbund ernennt 
eine aus Vertretern von Bundesmi(r;/iedern bestehende zivile Kommission, in der Deutschland vertreten ist, und 
diejlir eine Übergangszeit, in der die Abrüstungskontrolle für alle Mitglieder des Völkerbundes noch nichtgerege!t 
ist, das Recht erhält. zu prüfen, ob die Bestimmungen des Versai!ler Vertrages hinsichtlich der Entrm!itarisierung 
des linken Rheinl.(/ers und der rechtsrheinischen neutralen Z one nicht verletz! werden [. . ]. " Hierzu auch: 

IISC, SAI, Vierparteienkonferenz, Le Populaire, Zeitungsartikel , ohne Datum, IISG/ SAijVierpar­

teienkonferenz/905/ 19/ 20. 
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1935 - dem Jahr, in dem der Versailler Vertrag die Besetzung der deutschen Gebiete 

offiziell beendete - Geltung besitzen. 61 Eine darüber hinaus gehende Regelung soll­

te nicht verwirklicht werden, sondern stattdessen in eine allgemeine Konvention aller 

im Völkerbund vertretenen Parteien überführt werden. 62 

Die vorgeschlagene Regelung einer internationalisierten »Abrüstungskommis­

sion « ist in erster Linie als Kompromiss zwischen der deutschen und der französi­

schen Partei zu interpretieren: Während die SFIO darauf pochte, eine akzeptable 

Lösung der Sicherheitsfrage zu verwirklichen, wollte die SPD ein weiteres »Finanz­

geschäft« a la Thoiry verhindern und stattdessen die Rheinlandräumung von der 

Reparationsfrage trennen. 63 Diese Zielsetzung konnte in Luxemburg erreicht wer­

den, 64 allerdings war dieser innersozialistische Kompromiss der SAI, das kann an 

dieser Stelle bereits vorweggenommen werden, keine Lösung für die zwischenstaat­

lichen Beziehungen: Der 1929 verabschiedete Young-Plan verknüpfte die Rheinland­

räumung mit der Reparationsfrage und setzte damit eben das um , was Wels und die 

SPD in Luxemburg zu verhindern suchten. 65 

3-4- Dritter SAJ-Kongress ;n Brüssel, 1928: Djjferenzen zur Weh,ftage und zur Abrüstung 

3-4-r. Vorgeschichte des Kongresses: Stagnation der Verständigungspolittk; Sti/Mand in der 
Abrüstungifrage 

Im Anschluss an die Luxemburger Konferenz konnten auf zwischenstaatlicher Ebene 

keine signifikanten Fortschritte erzielt werden . Dies galt sowohl für die Abrüstungs­

frage, als auch für die Weiterentwicklung der deutsch-französischen Verständigung 

im Allgemeinen. 66 Die dritte Sitzung der vorbereitenden Abrüstungskommission im 

Völkerbund, die vom 21. März bis zum 26. April 1927 stattfand, blieb weitestgehend 

erfolglos, da in so gut wie allen Fragen, wie der Quai d'Orsay bemängelte, profunde 

Meinungsverschiedenheiten bestanden hätten. Aus Sicht der fran zösi schen Regie­

rung habe das Abrüstungsproblem die Frage der Sicherheit in den Hintergrund ge­

drängt; allerdings müsse erst das akute Sicherheitsproblem gelöst werden , ehe ein 

61 Des Weiteren wurde di e Resolution mit der Forderung an den Völkerbund verbunden, so schnell 
wie möglich eine all gemeine Abrüstungskonferenz einzuberufen. S. FEUC HT, Die Haltung der Sozi­
aldemokrati schen Partei Deutschlands zur Außenpoli tik während der Weimarer Republik (1918 -

1933), 1998 , S. 439· 
62 llSC , SA!, Vierparteienkonferenz, Deklarat ion, fTS C/SAI(Vierparteienkonlerenz/905/1; Vor­
wärts, 31.1.1928. 
63 In Thoiry scheitert e die Rückgabe des Saa rl andes und der Rheinlandräumung am fran zösischen 
Wunsch nach wirtschaft li cher Hilfe. L. Z IMMERMANN, Deut sche Aulsenpolitik in der Ära der Wei­
marer Republik, 1958, S. 314 ff. 
64 Vgl. H. AD OLPH , Orro Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokrati e 1894-19"39 , 1971, 
S. 215. 
65 Ebd.; Vorwärt s, 1. 12. 1929. 
66 Vgl. P. KR ÜGER, Di e Au ßenpolitik der Republik von Weimar, 19 85, S. 353; S. FEuc HT, Die Hal­
tung der Sozialdemokrati schen Partei Deutschl and s zur Au ßenpolitik während der Weimarer Repu­
blik (191 8-1 93"3), 1998, S. 44'3-
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Fortschritt in der Abrüstungsfrage erzielt werden könnte. Bis dahin werde der fran­

zösische Staat an seinen Pfändern (Rheinland) weiter festhalten. 67 

D ementsprechend war das Jahr 1927 im Hinblick auf die zwischenstaatlichen Be­

ziehungen vor allem von Stillstand geprägt. 68 Weder konnte die aus deutscher Sicht 

heiß ersehnte Rheinlandräumung erreicht, noch ein Fortschritt in der Abrüstungs­

frage erzielt werden. 69 Daran änderte auch die Tatsache nichts, dass Rudolf Breit­

scheid erneut nach Frankreich reiste, um für Deutschland im April 1927 auf dem 

SFIO-Parteitag in Lyon zu werben, pro Abrüstung und Rheinlandräumung. 70 Wie 

aus einem Artikel der »Liberte« hervorgeht, habe Breitseheid im Rahmen seines 

Frankreich-Aufenthaltes auf geradezu penetrante Art und Weise die deutschen Inte­

ressen vertreten - ohne Rücksicht auf die »internationale Solidarität«. Auf einem 

Bankett, das im Anschluss an den Parteitag stattfand - daher auch die Artikelüber­

schrift »entre Schnorrers« - , habe der Sozialdemokrat eine Rede gehalten und deut­

lich gemacht, dass man sich die Freundschaft seines Nachbarn erst einmal verdienen 

müsse, womit er auf die Räumung des Saarlandes sowie des Ruhrgebietes anspielte, 

die seiner Ansicht nach unbedingt erfolgen müsse. Die »Liberte« kam infolgedessen 

zu dem Schluss, dass der Deutsche eine Realpolitik vertrete, die den Auffassungen 

Stresemanns sehr ähnlich sei und die herzlich wenig mit dem üblichen sozialistischen 

Pathos gemeinsam habe. Fast schon empört prangerte der Verfasser des Artikels an, 

dass die französischen Sozialisten unbedingt auf diese Anmaßung hätten reagieren 

müssen - doch faktisch hätten weder Blum noch Grumbach den Mumm gehabt, auf 

Breitseheids »dreiste« Rede zu antworten. Dies entlarve die französischen Sozialis­

ten als Antipatrioten, so der logische Umkehrschluss des Autors. Blum, der einige 

Zeit später das Wort ergriff, habe schlussendlich vor den Deutschen kapituliert und 

Breitseheid die volle Unterstützung der SFIO zugesichert. 71 

Allerdings war die offizielle Linie der deutschen Außenpolitik nicht unumstritten 

im Lager der SPD: Das Erstarken reaktionärer Kräfte in Deutschland erschwerte den 

Unterstützungskurs für die Reichsregierung, da die Kritik aus den eigenen Reihen 

massiv anstieg und die Unterstützung für die Politik Stresemanns sukzessive zur 

Belastung wurde. Das »Verhältnis zur staatlichen Macht« schien also brüchig zu 

sein, auch wenn die gouvernementale Außenpolitik letztlich fortgesetzt wurde. 72 

67 Vgl. R. BLESSJNG, Der mögliche Frieden, 2008, S. 294-
68 Mit in dieses Bild passt, dass von Schubert Kess ler gegenüber deutlich machte im November 1927, 
er habe den Glauben an den Völkerbund verloren. »Es sei wie vor 1914. vVie damals ein Wettrennen 
rtattgtjimden habe zwischen den Kräften, die den Frieden sichern wollten, und denen, die aef einen Krieg 
zu/rieben, und wie damals fast die Friedenskräfte gesiegl hällen. « H . GRAr- KESSLER, Das Tagebuch, Ein­
trag vorn 22.11.1927, Bd. 9, S. 169. 
69 Immerhin zog die interalliierte Militärkontrolle am 31.1.1927 aus Deutschland ab. Vgl. H. HAG ­
SPIEL, Verständigung zwi schen Deutschland und Frankreich, 1987, S. 339. 
70 Hierzu: Le Peuple, r8. 4. 1927; Populai re, 20.4.1927. 
71 Liberte, 20.4. 1927. 
72 Seit dem Heidelberger Parteitag der SPD 1926 mehrten sich kriti sche Stimmen innerhalb der 
Partei, insbesondere um Paul Levi , die eine friedliche Außenpolitik der »Bourgeoisie« für »Lug und 
Trug« hielten. Winklcr, H. A. W1NKLER, Der Schein der Normalität , 21987, S. 333 und 338. 
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Die Rüge des linken SPD-Flügels manifestierte sich beispielweise auf dem Parteitag 

in Kiel 1927, wo sich Rudolf Breitseheid sowohl für seine Teilnahme in der deutschen 

Völkerbundsdelegation , 73 als auch für die Zusammenarbeit mit Stresemann ener­

gisch verteidigen musste. 74 

Das scheinbar nibelungenartige Festhalten Breitseheids an dem deutschen Au­

ßenminister darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Sozialdemokrat 

ebenso wie seine Partei kritisch mit der deutschen Reichsregierung ins Gericht 

ging: 75 Im September 1927, als die Vollversammlung des Völkerbundes die Vorberei­

tende Abrüstungskommission dazu aufforderte, ihre Arbeit zu beschleunigen, hät­

ten die französischen Politiker Aristide Briand und Joseph Paul-Boncour, wie aus 

einem internen Bericht des Auswärtigen Amtes hervorgeht, Tuchfühlung mit Breit­

scheid aufgenommen. Ziel der Franzosen sei es hierbei gewesen, die Stagnation der 

deutsch-französischen Beziehungen in den Zeiten des »Bürgerblocks« in beiden 

Ländern zu durchbrechen und mit Breitseheid ins »Geschäft« zu kommen. 76 Den 

Sozialdemokraten wurde unterstellt, gemeinsam mit Briand und Paul-Boncour die 

deutsch-französische Annäherung so lange zu blockieren, bis eine Linksregierung 

in Deutschland ins Amt komme: »Seit mehreren Tagen beobachte ich, dqß Briand und 
Paul-Boncour enge Fühlung mit Breitschetd nehmen und Unterhaltung über SLresemanns 
Besprechungen fahren, die sich al!l eine .französisch-deutsche Versländigungspolitik beziehen, 
die nach dem Zustandekommen einer Lin!eSregierung in Deutschland und Frankreich, also 
nach den Wahlen, gefuhrt werden soll Von den Sozialisten ist ebenfalls die Annahme des 
Genfir Protokolls zugesichert und ein Ostlocarno in Aussicht gestellt worden. Breilschetd emp-

fi'ehlt den Franzosen, der jetzigen deutschen Reichsregierung keine Zugeständnisse zu machen 
und die Wahlen abzuwarten. Diese Intrige ist zum Teil an der Haltung Briands gegenüber 
Stresemann schuld. « 77 

73 Die Tatsache, dass Breitseheid für die deutsche Völkerbundsdelegation tätig wurde, empfand der 
deutsche Außenminister, Gustav Stresemann , als wichtiges Signal in Richtung Frankreich. In sofern 
versuchte Stresemann umgehend bei Hermann Müller zu intervenieren, als Breitseheid s Teilnahme 
an der Delegation parteiintern zur Debatte stand. Ein Fernbleiben der SPD könne in Frankreich dazu 
führen. dass rechtsgerichtete Krei se eine »Umorientierung« der deutschen Außenpolitik konsta tieren 
könnten , was die Fortsetzung der deutschen Verständigung erheblich erschweren muss te. Insofern 
war Breitseheids Verbleib in der Völkerbundsdelcgation auch nach Auffassung des Auf5enm inisteri ­
ums ei n entscheidender Sch lüssel für den Erfolg der deutschen Außenpolitik. Hi erzu: P. P1sTOR1us, 
Rudolf Breitseheid 1874- 1944, 1970, S. 224 f 
74 SPD Parteitag in Kiel , Protokoll mit dem Bericht der Frauenko nferenz, Kiel 1927, S. 244. 
75 »Aber das Verhällnis von Slresemann und Schuber! seijetzt leider nich! mehr gut. Schuber! habe Stresemann 
in Geef manchmal tagelang nicht sprechen kö"nnen. Dadurch sei unter Andrem auch das Unheil mit der Tannen­
bergrede verschuldet worden, weil Stresemann Schubert nicht emf!fangen habe, der ihm den vom Rechts Kab1i1ett 
1n Berlin nachträglich rer,)!dierten Text der Rede vorlegen wollte. « H. GRAF KES SLE R, Das Tagebuch , Ein­
trag vom 8.10.1927, Bd. 9, S. 153; die »Tannenberg-Rede« des Reichspräsidenten Hindenburg führte 
unter anderem zu einem diplomati schen Nachspiel. in sofern Stresemann ein klärendes Gespräch mit 
dem fran zös ischen Botschafter, de Margerie, führen mu ss te. 
76 Vgl. P. P1srnR1us , RudolrBreitscheid 1874-1944, 1970, S. 269. 
77 PA, NL Stresemann, Aufzeichnung ohne Unterschrift , Telephonat vom 21. September 1927, 
Bd. 59, Dok. H 7369/ H 166253-
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Inwieweit dieser Vorwurf zutrifft, bleibt fraglich , zumal Breitseheid nach dem tat­

sächlichen Zustandekommen einer SPD-Regierung unter Hermann Müller im Jahre 

1928 zunächst zur Vorsicht anriet und ein deutsches Vorpreschen in der »Okkupati­

ons-Frage« für bedenklich erachtete. 78 Ein weiterer Punkt, der gegen eine »Intrige« 

Breitseheids spricht, war das angespannte Verhältnis zwischen SPD und SFIO in der 

Wehr- und Abrüstungsfrage in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre: Eine Über­

einkunft zwischen beiden Parteien gestaltete sich höchst problematisch, da die fran­

zösischen Genossen eine geradezu penetrant staatsbejahende Haltung gegenüber 

der Heeresorganisation in Frankreich einnahmen. So stimmte die SFIO im März 

1927, zwischen Scylla und Charybdis navigierend, 79 einstimmig für die Gesetzesvor­

lage zur »Organisation der Nation im Kriege«, die von Joseph Paul-Boncour- einem 

Sozialisten - eingebracht wurde. 80 Ziel des Gesetzes war es, im Kriegsfall alle Fran­

zosen in die militärische Landesverteidigung miteinzubeziehen, unabhängig von Al­

ter oder Geschlecht. Hintergrund für diesen Vorstoß war die gewollte Integration 

des französischen ProletariaLs in die französische Armee - auf den ersten Blick also 

ein »sinnvoller« Schritt hin zur Emanzipation der französischen Arbeiterklasse. Tat­

sächlich wurden dem Staat jedoch die Mittel gegeben, die Rechte der Arbeitnehmer 

im Mobilmachungsfall außer Kraft zu setzen und im Interesse der »defense natio­

nal « zur Landesverteidigung zu verpföchten. Die Aktionsfreiheit von Partei und 

Gewerkschaft wäre außer Kraft gesetzt und a priori in den Dienst jeder beliebigen 

Regierung der französischen Republik gestellt worden. 81 Dementsprechend erregte 

das Gesetz auch außerhalb Frankreichs für Aufsehen, insofern ein Sozialist (Paul­

Boncour) dazu beigetragen hatte, r. die französische Heeresorganisation zu optimie­

ren und 2. die Rechte des französischen Proletariats zu schwächen. 

Allerdings darf die Gesetzesvorlage von Paul-Boncour keineswegs als »Paradig­

menwechsel« der SFIO in der Abrüstungsfrage interpretiert werden: 82 Während Le­

on Blum die Verkleinerung des Heeres seit Mitte der zwanziger Jahre als »Schlüssel« 

zur »pazifistischen Diplomatie« interpretierte, 83 vertrat der rechte Flügel der Partei 

die Auffassung, dass nur die Schaffung einer internationalen Armee den Frieden 

78 Vgl. P. P1srnR1 us, Rudolfßreitscheid 1874-1944, 1970, S. 269. 
79 Das Verhalten der SFIO zwischen 1927 und 1932 war, wie Daniela Neri-Ultsch darlegt, ein ständi­
ger Balanceakt zwischen Parteidoktrin und politischer Taktik. Di e Zustimmung zur Wehrpolitik war 
nicht unumstritten, allerdings setzte sich der rechte SFTO -Flügel um Crumbach, Renaudel und Paul­
Boncour letzten Endes durch. Vgl. D. Nrn1-ÜLTSCH , Sozialisten und Radicau x - eine schwierige 
Allianz, 2005, S. m ff. 
80 J. PAUL-BONCOUR, Entre deux guerres, Souvenir sur la Ille Rcpublique, Bd. 2: Les lendemains de 
la victoire 1919- 1934, 1944, S. 244.; allgemein: W. Ko wALSKI et.a l. , Geschichte der Sozialistischen 
Arbeiter-Internationale (1923-1940), 1985, S. 95; Vgl. D. Nrn1-Ü LTSCH, Sozialisten und Radicaux -
eine schwierige Allianz, 2005, S. 3roff.; C. Z1rnuRA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 314f 
81 W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 1985, 

S. 95· 
82 Hier muss Kowalski , der der SFIO impli zit »nat ionalistische« Allüren unterstellt, klar widerspro-
chen werden. Ebd. 
83 Vgl. G. Z1EBURA , Uon Blum, 1963, Bd. 1, S. 314f 
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garantieren könne. 84 Trotzdem herrschte innerhalb der französischen Arbeiterpartei 

weitestgehend Kon sens darüber, dass Frankreich die Initiative ergreifen und eine zu­

künftige Abrüstung von einer internationalen Kontrolle (Völkerbund) überwacht 

werden und augerdem nach dem Prinzip der Reduzierung und nicht der Limitierung 

vonstatten gehen müs se. 85 

Innerhalb der SA[ verneinten vor allem die österreichische und deutsche Sozialde­

mokratie das Eintreten für eine »Miliz-Armee« Jaures-scher Prägung, 86 da man sich 

dadurch innenpolitisch zu sehr an die Politik der nationalistischen Parteien anlehnen 

würde. 87 Beide Parteien verlangten von der Exekutive, das s sie baldigst Klarheit in 

dieser Frage schaffen müsse. 88 Jedoch gelang es der SAI bis zum dritten Kongress in 

Brüssel 1928 nicht, di e Differenzen in der Abrüstungsfrage zu klären. Der Status 

qua im Jahr 1927 sah demnach wie folgt aus: Di e englische ILP forderte die totale 

Abrüstung, 89 der SFIO verlangte es nach einer Miliz-Armee 90 und Hermann Müller 

forderte für die SPD die Gleichberechtigung Deutschlands in der Abrüstungsfrage 

ein, 91 mit dem Verweis darauf, dass eine weitere Abrüstung des deutschen Heeres 

aufgrund der Bestimmungen des Versailler Vertrages ohnehin keinen Sinn machen 

würde. Der Versuch der SAI-Abrüstungskommi ssion, dieses offensichtliche Chaos 

aufzulösen und die verschiedenen Positionen zu vereinheitlichen, scheiterte wie be­

reits dargelegt an der Tatsache, dass die ausgeteilten Fragebögen nur von fünf Par­

teien beantwortet wurden. Aus diesem Grund hatte der 1927 veröffentlichte Kom­

missionsbericht kaum Aussagekraft - de facto ein Armutszeugnis der SAl , die vieles 

84 Problematisch war hierbei indes die höchst unterschied liche Bewertung des Völkerbundes: Wäh­
rend L. Blum und der linke Flügel den Genfer Bund kritisch sah, wurde eben dieser von Renaudel 
und dem rechten Flügel leidenschaftlich verteidigt. Deshalb trat Letztgenannter auch für die Schaf­
fung ei ner Völkerbundarrnee ein und bezeichnete die ein se itige Abrüstung Frankreichs als »Häres ie«. 
Die Kontroversen über die Fragen der Sicherheit und Landesverteidigung führten zu Beginn der 3oer 
Jahre zur erneuten Spaltung der SFIO, als zunächst Paul -Boncour aus der Parrei austrat und sich 1933 
die Neosozialisten um Dcat und Renaudel formierten. Hierzu: R. CoMl:ll N, Les sociali stes et la 
guerre, 1970, S. 155; D. Nrn 1-ULTSC H, Soziali s1en und Radi caux - eine schwi erige Allianz, 2005, 
S. 31 r f; Le Populaire, 25.9.1924; Le Populaire, 2.10. 1924; La vie Socialisre, 21.7. 1928. 
85 Vgl. D. Nrn 1-ULTSCH , Sozia li sten und Radica ux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 312. 
86 Zum Miliz Begriff der SFIO, wie er von Jaurcs ersonnen wurde: J. jA uRES, Die neue Armee, 1913. 
87 In ternationale In fo rmation, Sozialdemokratie und Wehrfrage, Bd. 6.1, 1929, S. 8. 
88 Diese Position wurde in sbesondere von Otto Bauer auf dem SAI-Kongress der Exekutive 1927 
vertreten: ,, Wenn wir dm Kampf far die Wiederherstellung der allgemeinen Wehrpflicht at!faehmen, dann 
würden wir in der Gesellschaft derer sein. die die Wiederherstellung der alten Militiirmachl wünschen.« IISC , 
SA!, Doss ier betr. die Si tzung in Brüssel. rr.- 12. September 1927, SAI/ Exekutive/ 291 / 13; !!SC , SA! , 
Abrüstungskommi ss ion, Brief von H. Müller an F. Adler, 15.2.1927, l lS C/ SAI/ Abrüstungskommis­
sion/760/33-
89 IISC, SA!, Doss ier betr. die Sitzung in Brüssel. 11.- 12. September 1927, SAI/ Exekutive/ 291 / 17. 
90 W. KowALSKI et.al., Geschichte der Soziali stischen Arbeiter-Internat ionale (1923- 1940), 1985, 

S. 95· 
91 !!SC , SA! , Abrüs tungskomm ission, Brief von H. Müller an F. Adler, 15.2. 1927, IISC/ SAI/Ab­
rüstungskom mi ss ion/760/33 . 
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besser machen und im direkten Vergleich zum Völkerbund mit gutem Beispiel voran 

gehen wollte. 92 

Am Vorabend des dritten Kongresses lagen der SAI neben den Fragebögen der 

internen Abrüstungskommission insgesamt drei neue Resolutionen zur Reduzie­

rung der Streitkräfte vor - von der ILP, der Labour Party und der SPS. 93 Die Tatsa­

che, dass die englischen Sozialisten zwei verschiedene Anträge eingereicht hatten 

(ILP und Labour Party), lässt bereits darauf schließen, wie konfus die Situation tat­

sächlich war, sowohl parteiintern als auch innerhalb der Internationale. 94 Inwiefern es 

auf dem Brüsseler Kongress unter diesen ungünstigen Voraussetzungen gelang, die 

internen Konflikte zu klären und eine einheitliche Position in der Abrüstungsfrage 

und dem »Verhalten der Proletarier im Kriegsfall« zu finden, wird im folgenden 

Kapitel zu klären sein. 

3-4-2. Der Brüsseler Kongress der SAI 1g28 

Zum Zeitpunkt des Brüsseler Kongresses erreichte die internationale Entspan­

nungspolitik zumindest auf offizieller Ebene ihren Höhepunkt: Mit der Unterzeich­

nung des »Kriegsächtungspakts« in Paris durch den amerikanischen Außenminister 

Kellogg und seinem französischen Kollegen Briand im August 1928 schien ein wich­

tiger Fortschritt in den zwischenstaatlichen Beziehungen gelungen zu sein. 95 Dies 

galt vor allem deshalb, weil mit den USA und wenig später der UdSSR zwei Mächte 

an dem Kriegsächtungsvertrag teilnahmen, die abseits des Völkerbundes standen. 96 

Die fünfzehn Unterzeichnerstaaten, darunter auch Deutschland, gelobten feierlich , 

auf den Krieg als Mittel der Politik gänzlich zu verzichten und sich zur friedlichen 

Streitschlichtung zu bekennen. In der Weltöffentlichkeit wurde dadurch die Hoff­

nung geschürt, einen entscheidenden Schritt in Richtung einer aufrechten Verstän­

digungspolitik gegangen zu sein und eventuell sogar eine endgültige Lösung aller 

Streitfalle und Konflikte gefunden zu haben. 

92 W. KowALSK I eL.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923-1940), 1985, 
S. 101. 
93 IISG , SA! , Kongress in Brüssel 1928, Dokumente zu Punkt 2 der Tagesordnung, SAI/Brüsscl/56/ 
1. 

94 Während die fLP auf dem Marseiller Kongress der SAf 1925 keine eigenen Positionen vertreten 
und sich der Stammpartei - der Labour Party - inhaltlich weitestgehend anschlossen hatte, begann sie 
nach 1925 sukzess ive damit, eigene Resolutionen einzubringen , z.B. hin sichtlich der möglichen »all­
inclusive-lnternational«. im Verbund mit der KI. Das Entwickeln von eigenen Argumentationssträn­
gen, die öffentlich verkündet wurden und inhaltlich stark von der offiziellen Parteilinie divergierten, 
war der Labour Party selbstredend ein Dorn im Auge, weshalb der Versuch unternommen wurde, die 
»Emanzipation« der ILP so stark wie möglich zu behindern. Vgl. W. BusCHAK, Das Londoner Büro, 
1985, S. 19; H. R. W1NKLER, Paths not taken, 1994, S. 172ff; zu den Resolutionen von ILP und 
Labour Party: llSG , SAI, Dritter Kongress Brüssel , 1928, Resolutionen, IISG/ SAI/Brüsscl / 55 u. 56. 
95 Vgl. H. HAGSPIEL, Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich , 1987, S. 344; R. BLES­
SING, Ocr mögliche Frieden, 2008 , S. 312 ff.; P. KR ÜGER, Friedenssicherung und deutsche Rcvisions­
politik; in: VtZ, 22, 1974, S. 227- 257-
96 Vgl. R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008 , S. 312. 
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Als der Kongress der Sozialistischen Arbeiterinternationale im »Maison du peuple« 
in Brüssel am 5. August 1928 seine Pforten öffnete, war die in ternational e Politik 
zunächst ein untergeordnetes Thema: Nachdem der Präsident, Arthur H enderson, 
seinen Platz eingenommen hatte, erhoben sich alle Anwesenden von ihren Plätzen 
und der Arbeitergesangverein »!'Echo du peuple« sang di e Internationale. 97 Nach 
diesem feierlichen Akt erklärte Emile Vandervelde den Kongress offiziell für eröffnet 
und Arthur Henderson begann mit sei ner Eröffnungsrede. 98 

Dieser eher schablonenhafte und sclbstreferentielle Eröffnungsakt darf indes 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Brüsseler Kongress mehr denn je im Schat­
ten der großen Politik stand: Sowohl Henderson als auch sein Folgeredner, Emile 
Vandervelde, forderten unverblümt die Räumung des Rheinlandes und die interna­
tionale Abrüstung. Am nächsten Tag titelte der Vorwärts dementsprechend: »Die 
Friedenifänfare von Brüssel - Das Weltproletariat fardert Frieden, Räumung, Abrüstung«. 99 

Diese deutlichen Forderungen mussten sowohl der SPD, als auch der deutschen 
Reichsregierung gut gefallen haben , die anlässlich der Unterzeichnung des Briand­
Kellogg-Paktes einen neuen Vorstoß unternommen hatte, die Rheinlandräumung 
noch offensiver zu verlangen. Der Räumungsan spruch per se war von Frankreich 
indes nicht anerkannt worden, was Poincare mit der öffentlichen Meinung im Inland 
begründet hatte. 100 D essen ungeachtet forderte di e SAI-Exekutive in Brüssel eine 
sofortige Räumung des Rheinlandes. 

Passend zum Briand-Kellogg-Pakt, den die überwiegende Mehrheit der SAI strikt 
ablehnte, 101 wurde der SAI-Kongress von ambitionierten Friedensreden ausgefüllt. 
Beispielsweise erinnerte Rudolf Breitseheid an die deutsche Invasion in Belgien 1914 
und zog zur Erheiterung der anwesenden Delegierten amüsante Parallelen zur Ist­
Zeit - dem »Einmarsch« der SPD auf dem Brüsseler Kongress: » Wt·r Deutschen sind 
mit besonderen Gefuhlen des Dankes nach Brüssel gekommen. Aef uns lastet schmerzlich die 
Erinnerung an die Augusttage 1914. Wenn damals selbst Bethmann Hol/weg von dem Un­
recht sprach, das Belgien geschah, wieviel schmerzlicher müssen wir Sozialisten dieses Unrecht 
empfinden! Wt·r schulden daher den belgischen Genossen eine Wt"edergutmachung und die 
besteht [. . ) vor allem darin, daß wir mit besonderem Eifer for den Frieden wirken wollen. 
Heute sind wir wieder irz Belgien einmarschiert, nicht Armeekorps wie damals, nur 100 

Mann stark. [. . J Wir sind als Armee des Friedens einmarschiert.« 102 Unterstützung er­
hielten Breitseheid und die SPD insbesondere von den französischen Genossen -

97 Dritter Kongress der Soziali sti schen Arbeiter-Internationale, Kongress-Protokolle der Sozia li sti ­
schen Arbeiter-Internationale, Bd. 3, Teil 2, Abteilung V-IX Berichte und Verhand lungen, 1974, 
S. V1. 4. 

98 Ebd. 
99 Vorwärts, 6. und 7.8.1928. 

100 Vgl. L. ZIMMERMA NN , Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958. S. 357 f 
101 Eine Au snahme stellte hierbei die SFIO dar, die den Pakt - weil es zumindest partiel l ei ne 
»französische Initiative« war - durchau s begrüßte. Vgl. J. F. WRYNN, The Socialist International 
and the politics of european reconstruction, 1976, S. 110. 
102 Vorwärt s, 7- 8. 1928. 
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allen voran Leon Blum -, die einen offiziellen Antrag für die Rheinlandräumung auf 

dem Kongress einbrachten. 103 Blum machte stellvertretend für die SFIO deutlich, 

dass die Internationale in ihrem gegenwärtigen Zustand zwar noch zu schwach sei, 

ihre Forderungen »restlos durchzubringen«, allerdings sei sie bereits stark genug, 

ihren Anschauungen Nachdruck zu verleihen. 104 Diese Formel, die mit »stür­

mischem Applaus« gefeiert wurde, konnte indes kaum über das eigentliche Dilemma 

der internationalen Arbeiterbewegung hinwegtäuschen: Faktisch konnten die deut­

sche und die französische Sozialdemokratie zwar Einigkeit demonstrieren auf dem 

Weltkongress der SAI und ihre Forderungen propagandistisch untermalen - tatsäch­

liche Auswirkungen auf die zwischenstaatlichen Beziehungen hatte die deutsch-fran­

zösische Initiative in Sachen Rheinlandräumung jedoch mitnichten. 

Hinsichtlich des Status quo des internationalen Systems gab sich die SAI trotz 

des erzielten Etappensieges zwischen Briand und Kellogg gewohnt überkritisch: Am 

Kellogg-Pakt wurde bemängelt, wie Henderson deutlich machte, dass die Unter­

zeichnung nicht etwa unverzüglich, sondern verspätet erfolgt war. 105 Wie auf den 

Kongressen zuvor wollte sich die SAI also als »bessere« Alternative zur zwischen­

staatlichen Politik darstellen, was einer gewissen Ironie nicht entbehren konnte: Tat­

sächlich war die Verflechtung zwischen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 

bzw. ihren Sektionen und dem internationalen Staatensystem mit seinen »reaktionä­

ren « Regierungen niemals größer gewesen. Indem Henderson forderte, dass die Re­

gierungen endlich Farbe bekennen müssten im Völkerbund und insbesondere die 

Abrüstungsbemühungen forcieren sollten, lenkte er allenfalls von der Schwäche des 

eigenen Lagers ab. 106 Im Grunde waren die sozialistischen Parteien bislang keines­

wegs geeinter in der Abrüstungsfrage gewesen, als das in der Völkerbundversamm­

lung und den daran beteiligten Regierungen der Fall gewesen wäre. 

Indes konnte auf dem Brüsseler Kongress gerade in der Abrüstungsfrage ein über­

raschender Kompromiss zwischen den zuvor entzweiten Fraktionen erzielt werden: 

Die Redebeiträge von Hugh Dalton (Labour Party), Renaudel (SFIO), Brockway 

(ILP) und Arthur Crispien erzeugten eine konsensuale Atmosphäre, da sich die Dis­

kutanten inhaltlich nicht im Geringsten widersprachen. Genau genommen be­

schränkten sich die Wortmeldungen auf die Aussage, dass allgemeine Abrüstung 

unabdingbar sei, um den Frieden in Europa und der Welt aufrechterhalten zu 

können. 107 Wie aus den Aktenbeständen der britischen Arbeiterpartei hervorgeht, 

konnten sämtliche Divergenzen im Vorfeld geklärt werden, u. a. im Rahmen der SAI­

Exekutive, wo der finale Bericht der Abrüstungskommission erstmals präsentiert 

103 Vorwärts, 10.8.1926. 
104 Ebd . 
105 Dritter Kongress der Soziali sti schen Arbeiter-Internationale, Kongress-Protokolle der Soziali sti ­

schen Arbeiter-Internationale, Bd. 3, Teil 2, Abteilung V-IX Berichte und Verhandlungen, 1974, 
S. V1. 10. 
106 Ebd. 
107 Hierzu z.B . der Beitrag von Crispien. Ebd., S. VI. 145. 
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wurde. 108 Dementsprechend verwundert es kaum, dass die Redner auf dem Brüsseler 

Kongress auf die gemeinsame Resolution verwiesen und ansonsten auf eine offene 

Diskussion verzichteten. 

Die SAI-Resolution zu Militarismus und Abrüstung - das bislang umfangreichste 

und detaillierteste Dokument in dieser Frage - erweckte den Anschein völliger Ein­

stimmigkeit zwischen den Delegierten. 109 Darin gefordert wurde die völlige Abrüs­

tung zu Land, zu Wasser und in der Luft, unablässige Aufklärung der Arbeiter über 

Gefahren und Risiken der Rüstung sowie von der Arbeiter-Internationale selbst »alle 
Regierungen unter den stiirkst möglichen Druck zu setzen«.110 Darauffolgend wurden eine 

Reihe von allgemeinen Forderungen erhoben, die insbesondere die internen Kon­

flikte zwischen den Parteien unterbinden sol lten. Wie bereits dargelegt, tendierte 

die SFIO zur Milizarmee, während die Labour Party eine Berufsarmee befürwortete 

und der Landesverteidigung per se wesentlich kritischer gegenüberstand. 111 Um die­

sen Konflikt zu klären, wurde in der Resolution des Brüsseler Kongresses verlangt, 

dass jede Nation »die gleiche Freiheit in der Wahl ihres Heeressystems« haben müsse. 

Diese auf den ersten Blick harmlose Formulierung war in Bezug auf die bestehenden 

Konflikte des Parteiendreiecks ein wahrer Geniestreich: Erstens wurde der SPD das 

lang ersehnte Recht auf Gleichberechtigung gewährt, zweitens wurde der Labour 

Party die Legitimität der Berufsarmee zugestanden und drittens wurde die Miliz­

armee der SFIO implizit akzeptiert. Damit konnte der Konflikt um die »richtige,, 

Heeresform, der eine interne Einigung in der Abrüstungsfrage stets blockiert hatte, 

doch noch überwunden werden. Im letzten Teil der Resolution wurde schließlich der 

Versuch unternommen, die Funktion eines internationalen Rüstungsübereinkom­

mens, 112 di e Konstituierung des Heeres, 113 die Art der Kriegsführung 114 sowie die 

108 Das Treffen der SAI-Exekutiv<: im Februar 1928 schuf inhaltlich ein<: wichtige Grundlage für di<: 
in Brüssel präsentierte Resolution. Zwar bereit<:t<: die SAl-Abrüstungskommission das Pamphlet 
inhaltlich vor - darüber abgestimmt wurde jedoch im Rahmen der SAI-Exekutive. Auf dem Treffen 
anwesend waren unter anderem: Rrnaudel, Bracke, Longuet (SFIO); H<:nderson, Cramp, Kirkwood, 
Gilli<:s (Labour Party); Crispien, Müller W<:l s (SPD). LHASC , LSI, SA! Exekutive, 25./26. 2. 1928, 
LSI/ 15/ 13-
109 Vgl. W. KowALSK I et.a l. , Geschichte der Sozialisti schen Arbeiter- lnt<:rnationale (1921- 1940), 
1985, S. 103 ff 
110 Die SA! betrachte es als ihr<: Pflicht aller sozialistischen Arbeiterparteien: >,f. Die Aufnahme eines 
Gesetzes in die Gesetzgebung ihres Landes zu erlangen, das.Jede militärische oder 1i?dus1rtdle Mobilisierung 
ausschlieflt f. . J: 2 . Den stiirkst moglichen Druck der Massen, selbst in der revolutionärsten Form gegen jede 
R~f!,ierung aufz ubieten. die es ,in Falle eines internationalen Konfliktes ablehnt, sich einem Schiedsspruch zu 
unterwe,ftn und zum Kriege schreitet. « Hierzu: Driller Kongress der Sozialisti schen Arbeiter-Interna­
tionale, Kongress-Protokolle der Sozialistischrn Arbeiter-Internationale, Bd. 3, Teil 2 , Abteilung V­
IX Bericht e und Verhandlungen, 1974, S. IX. 7. 
111 Vgl. W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 
,9 85, S. 94ff. 
112 »Die Hauptaefgabe eines Rüstungsüberkommenes mujs sein, dafür Sorge zu tragen, daß kein Staat sefort bei 
Ausbruch eines internationalen Konflikts grefse Massen ausgebildeler und bewajfneter Truppen zu einem Angr!fl 
bereit hat. « Daher müsse das Abkommen für möglichst geringe Heeresgrößen in den Kasernen sowie 
kkine Waffenvorräte Sorge tragen. Dritter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, 
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Gewaltenteilung zwischen H eer und Parlament auf nationaler Ebene im Kriegsfall 115 

näher zu definieren . 

Insgesamt stellte diese Resolution für die SAI und ihre reformistisch geprägte 

»realistische« Außenpolitik weder einen ForL- noch einen Rückschritt dar. 116 Die 

nationale Souveränität der Parteien sowie die Notwendigkeit parlamentarischer Mit­

bestimmung wurden erneut anerkannt und sogar bekräftigt. Auf der anderen Seite 

wurden klassenkämpferische Aspekte zwar relativ stark hervorgehoben (gefordert 

wurde z.B. ein »rücksichtsloser Kampf gegen den Kapitalismus«), 117 jedoch war dies 

für SAI-Resolutionen und die dazu gehörigen Deklamationen weder ein Novum 

noch besonders unüblich. Die Tatsache, dass die »Totalitarismusdoktrin« der SAI, 

maßgeblich vorbereitet von den russischen Renegaten Abramowitsch und Rusanov, 

ihre Stoßrichtung sowohl gegen den Faschismus als auch gegen den Kommunismus 

lenkte, unterstreicht die »reformistische« und »anti-totalitaristische« Stoßrichtung 

des Brüsseler Kongresses zusätzlich und macht hinlänglich deutlich, dass es keinen 

»Linksrutsch<< der SAI geben sollte. 118 

Mit anderen Worten war die »realistische« Außenpolitik aus Sicht der Delegier­

ten alternativlos. Paradigmatisch hierfür steht die SAI-Resolution zu Militarismus 

und Abrüstung - und hier vor allem die im zweiten Artikel nachdrücklich betonte 

»Pflicht« aller sozialistischen Parteien, Gesetzesvorhaben zu unterstützen, die »jede 

militärische oder industrielle Mobilisierung« ausschlössen. 119 Implizit wurde damit 

vonseiten der SAI eine Fortsetzung des bisherigen Unterstützungskurses durch die 

sozialistischen Parteien verlangt, die in der Vergangenheit, wie z.B. in Deutschland 

Kongress-Protokolle der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Bd. 3, Teil 2, Abteilung V-IX Be­

richte und Verhandlungen, 1974, S. TX. 9ff 
11 3 Wenn sich ein Land für di e Wehrpnicht statt der Berufsa rmee entscheide, solle die Dienstpflicht 

des einzelnen Absolventen auf eine bestimmte Zeit befristet sein , so das Fazit der SAI-Reso lution. 

Des W eiteren solle die Zahl der möglichen Wehrdienstlei steten limitiert werden. Ebd. 
114 Hierzu waren folgende Punkte vorgesehen: 1. Verbot von Gaskriegen; 2. Beschränkung der Z ahl 

schwerer Geschütze; 3. Beschränkung der finan ziellen Aufwendungen für das Heer; 4. Internationale 

Kontrolle für Erzeugung von Kri egsmitteln. Ebd. 
115 Verfügungsgewalt der Parlamente über Heer und Flotte; Verbot der Verwendung militäri scher 

Kräfte in Konflikten zwischen Kapital und Arbeit; Beseitigung aller Schranken, die das H eer vom 

Volk trennt; D emokratis ierung des Heeres. Ebd. 
116 Diese Aussage steht in Widerspruch zur Arbeit Stefan Feuchts, der den Brüsseler Kongress als 

klaren Rückschritt wertet. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei D eutschland s 

zur Aufsenpolitik während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 458 . 
117 Ebd.; Dritter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Kongress-Protokolle der So­

ziali st ischen Arbeiter-Internationale, Bd. 3, Teil 2 , Abteilung V-IX Berichte und Verhandlungen, 

1974, S. IX. 12. 
118 Auch die Theoriedebatte zum Thema »Die wirlschafliiche Situation der Nachkriegszeit und die 

ökonomische Politik der Arbeiterklasse« war weitestgehend von reformistischen Theorien bestimmt 

worden. Zum Thema Totalitari smustheorie: ebd., S. VlI. 49 ff; W . KmxrALSKI et.al., Geschichte der 

Sozialistischen Arbeiter-Internationale (r923-r940 ), 1985, S. 106 f; zum Thema wirtschallliche Si­

tuation der Nachkriegszeit: Dritter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-lnternacionale, Kongress­

Protokolle der Sozialisti schen Arbeiter-Internationale, Bd. 3, Teil 2, Resolutionen, 1974, S. IX. 20 f 
Zur Kolonialresolution , siehe: ebd., S. IX. 23-
119 Ebd., Bd. p., Resolutionen, S. IX . 7. 
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die SPD oder in Frankreich die SFIO, eigen tli ch bürgerlichen Regierungen ihre Zu­

stimmung für den eingeschlagenen Verständigungskurs auf außenpoliti scher Ebene 

gegeben hatten. 120 

3.5. Das Parteiendreieck und die internationalen Beziehungen 1928/29: Wahlsieg der SPD, 
Hef.foung aef Rheinlandräumung-jedoch: Stagnation der Verhandlungen, Erneuerung 
der »Enlente cordiale«, Stillstand 

Kurz nach dem Brüsseler Kongress der SAI wurde, am 27.8.1928, der bereits an­

gesprochene Briand-Kellogg-Pakt von den Außenministern der Großmächte in Paris 

unterzeichnet. Dieses oft geschmähte Abkommen besaß, wie Ralph Blessing über­

zeugend darlegt, durchaus das Potential , die internationalen Beziehungen zu »mo­

dernisieren«.121 Dies galt umso mehr, als aus Washington vermehrt positive Signale 

kamen, sich stärker in der Frage der Kriegsverhütung zu engagieren. 122 In der Ver­

gangen heit war das Engagement der USA, wie am Beispiel der Locarno-Verträge 

oder des Dawes-Planes zu sehen, stets ein Katalysator für die Verbesserung der 

deutsch-französischen Beziehungen gewesen. 123 Unter anderem deshalb war die Ver­

abschiedung des Paktes ein potentiell wichtiger Schritt im Hinblick auf die Schaf­

fung eines kollektiven Sicherheitssystems. 124 

Wenig Bewegung gab es jedoch in Bezug auf konkrete Fragen der Außenpolitik: 

Mit der Schaffung einer britisch-französ ischen »Quasi-Entente« 1928/29 verringerte 

sich der Verhandlungsspielraum der deutschen Regierung. Im Juli 1928 kam es zu 

einem Abrüstungskompromiss zwischen England und Frankreich, der aufgru nd 

von Indiskretionen der Öffentlichkeit bekannt wurde. Inhaltlich sollte die französi­

sche Regierung Großbritannien in der Seerüstung unterstützen, während Frankreich 

im Gegenzug hierfür eine wohlwollende Haltung hinsichtlich der Landesverteidi­

gung zugesichert wurde. 125 Dieser Kompromiss richtete sich gegen den deutschen 

120 Eine zeitgenöss ische Zusammenfassung des Brüsseler Kongresses anlässlich der Buchpräsenta­
tion der SA!, formu li ert von A. Bracke, findet sich in: In ternationale Information, Die SA] am Brüs­
seler Kongress , 6. 4.1929, Bd. 6. 1., 1929 , S. 120. 
121 Vgl. R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008, S. 325f; Allerdings wurde der Kellogg-Pakt nur 
verhalten posi ti v im Auswärtigen Amt aufgenommen. Wie der Leiter der Rechtsabteilung, Friedrich 
Gaus, gegenüber Harry Graf Kess ler deutlich machte, zweifelte das AA mehr und mehr an dem 
Vers tändigungswunsch Frankreichs. H . G RAi' KESSLER , Das Tagebuch, Eimrag vom 29.5.1928, 
Bd. 9, S. 185. 
122 R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008, S. 325f 
123 Hierzu auch: J. BARIETY, Le »Plan Briand Kellogg de renonciation a la guerre« de 1928; in: 
J. H EIDEKI NG / G. H UFN AG EL/ F. KN1rr1 NG, Wege in die Zeitgeschichte, 1989, S. 448-459; hier: 

S. 449 · 
124 Klaus Hildeb rand spricht hinsichtlich der Verabschied ung von einem »morali schen Quali täts-
sprung«, insofern Krieg von offiziell er Seite geächtet wurde. In sgesamt wurde der Pakt jedoch bereits 
von Zeitgenossen, z. B. von Paul-Boncour, in späteren Jahren von den Anhänger c.ler reali sti schen 
Schule, scharf krit isiert. R. Bu:ss1Nc, Der mögliche Frieden, 2008, S. 325. 
125 Vgl. J. JAC08SON, Locarno Diplomacy, 1972, S. 187 ff; R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008, 
S. 368 ff 
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Wunsch nach Gleichberechtigung in der Wehrfrage, da die geforderte Abrüstung zu 

lande durch den englisch-französischen Ausgleich blockiert wurde. Während die 

SPD diese Entwicklung positiv bis neutral bewertete, 126 war die Reichsregierung ge­

radezu entrüstet über die Erneuerung der »Entente cord iale«. 127 

Im Kontext der »informellen Diplomatie« des Parteiendreiecks gab es zunächst 

keine allzu großen Fortschritte. Grund hierfür war nicht zuletzt, dass sich in der 

Vergangenheit vor allem die deutschen Sozialdemokraten - insbesondere Breit­

scheid und Hilferding - als Vermittler hervorgetan hatten. De facto war der Hand­

lungsspielraum der dt. Reichsregierung, nach Thoiry und im Schatten der engl isch­

französischen Entente, jedoch weitestgehend eingeengt. Insofern gab es auch für die 

sozialdemokratischen »Diplomaten « wenig Anlass, sich verstärkt in den komplizier­

ten Verhandlungsprozess einzumischen. 

Dies änderte sich jedoch im Zuge des Wahlsiegs der SPD im Mai 1928: Für die 

Sozialdemokratie war der Wahlsieg das beste Ergebnis seit 1919 gewesen und es 

bestand berechtigter Anlass, dass sich die linksorientierte Regierungsumbildung in 

Deutschland positiv auf die deutsche Außenpolitik auswirken würde. 128 Zur Erinne­

rung: Noch im September 1927 hatte der französische Außenminister Briand gegen­

über Breitseheid angedeutet, dass eine nach links orientierte Reichsregierung dazu 

führen würde, dass die Rheinlandfrage binnen von drei Monaten geklärt werden 

könne. 129 

Dementsprechend unternahm die SPD im Sommer 1928 den Versuch, die mög­

liche Räumung des Rheinlandes erneut zu forcieren. In diesem Sinne muss auch der 

SAI-Kongress in Brüssel interpretiert werden, der hinsichtlich der Räumungsfrage 

die Botschaft in die Welt getragen hatte, dass sich die internationale Arbeiterschaft 

klar und deutlich für einen sofortigen Truppenabzug ausspreche. 130 Hier lassen die 

deutlichen Wortmeldungen der französischen Sozialisten, insbesondere von Leon 

Blum, auf eine vorherige Absprache zwischen SPD und SFIO schließen, wie an spä­

terer Stelle noch näher ausgeführt wird. 

Bereits vor dem Brüsseler Kongress bemühte sich Rudolf Breitseheid im Zuge 

seiner Parisreise im Juni 1928 darum, Kontakt mit Briand aufzunehmen und dadurch 

die zwischenstaatlichen Verhandlungen anzukurbeln. Aus den Aufzeichnungen des 

deutschen Botschafters in Paris, Leopold v. Hoesch, geht diesbezüglich hervor, dass 

es tatsächlich zu einem Gespräch zwischen beiden Politikern gekommen war: 131 

Briand habe Breitseheid zum Wahlsieg der SPD gratuliert und zugleich darauf hin-

126 Vgl. S. F EU CHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Au(senpolitik 
während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 462. 
127 Vgl. R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008, S. 308. 
128 Zum Wahlsieg der SPD und der komplizierten und langwierigen Regierungsbildung: H. A. 
W1 NKLER , Der Schein der Normalität , 21987, S. 532ff 
129 PA, NL Stresemann , Aufzeichnung ohne Unterschrift, Telephonat vom 21. September 1927, 
Bd. 59, Dok. H 7369/ H 16625l 
130 Hierzu: Vorwäns, 7-8.1928. 
131 PA, Deutsche Botschafi., Paris, Aufzeichnungen v. Hoesch, 6.6. 1928, 1 Fr 3 adh , 1, Bd. 14, 
Nr. 623-
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gewiesen, dass eben dieser einen äußerst günstigen Eindruck in Frankreich gemacht 
habe. Das Wahlergebnis müsse geradezu eine »Genugtuung« für Deutschland nach 
sich ziehen, so die vielsagende Andeutung des französischen Außenministers. Impli­
zit gab Briand also zu verstehen, dass ein Fortschritt in den deutsch-französischen 
Beziehungen durchaus im Bereich des Möglichen liege, ja sogar wahrscheinlich sei. 
Es sei im Interesse Frankreichs, wenn die Deutschnationalen möglichst klein gehal­
ten werden würden, weshalb ein Erfolg der SPD-geführten Regierung auch im Inte­
resse Frankreichs sei. 132 

Die Rheinlandräumung betreffend präsentierte sich Briand äußerst konziliant: 
Konkret schwebte ihm eine Abkürzung der Räumungsfrist für die zweite Zone vor. 
Er kündigte an, demnächst einen Ministerrat ei nzuberufen, um sich mil diesem Pro­
jekt zu befassen. Allerdings räumte er gleichermaßen ein, dass eine Gesamträumung 
zum gegebenen Z eitpunkt nicht möglich wäre, >, die Dinge seien noch nicht reif«.133 

In der Tat bestand für Frankreich auch kei n Grund, die Räumungsfrage zu erzwin­
gen, insofern die zeitgleich stattfindende Erneuerung der englisch-französischen En­
tente ausreichend Handlungsspielraum für den Quai d'Orsay implizierte. 134 Breit­
scheid erwiderte hierauf, dass sich seine Partei mit der Räumung der zweiten Zone 
anfreunden könne, dies sei bereits ein großer Erfolg für die deutsche Außenpoli­
tik.135 

Während seines Paris-Aufenthaltes Lraf sich Breitseheid außerdem mit dem franz. 
Ministerpräsidenten, Raymond Poincare. Dieser habe ihm gegenüber ebenfalls 
Glückwünsche ob des Wahlausgangs mitgeteilt und eine Verbesserung der 
deutsch-französischen Beziehungen in Aussicht gestellt. Allerdings habe Poincare, 
so Breitseheids Fazit, deutliche Zweifel an der möglichen Räumung der zweiten Zo­
ne geäußert. Er wolle den Vorschlag nicht ablehnen, »er verbinde aber damil vorläufig 
den Gedanlffn an zwei Bedingungen: einmal müsse Deutschland sich nochmals schr!ftlich ver­
pflichten, daß es bis zum }ahre 1.935 die Reparationszahlungen anstandslos leisten werde; zum 
anderen dü,ft die vorzeitige Räumung der zweiten Zone keine Präzedenz für die Frage der 
Räumung der dritten Zone bt!den. « 136 Abschließend habe der französische Minister­
präsident eine Regelung der Räumungsfrage vom Verhalten der USA und den an­
stehenden Wahlen abhängig gemacht. Poincare vertrat allerdings die Ansicht, dass 
sich die USA weniger »willfährig« und »optimistisch« hinsichtlich der deutschen 
Obligationen zeigten. Aufgrund dieser Einschränkungen und der erneuten Kopp­
lung der Räumungsfrage an die Reparationsobligationen bzw. die alliierten Schul­
den, kam Breitseheid zu dem wenig erbaulichen Schluss, dass »die Realisierbarkeit 

132 Ebd. 
133 Ebd. 
134 J. BA1U ETY, Lc »Plan Briand Kel logg de renon ciat ion a la guerrc« de 1928; in: J. H EtD EK ING / 
G. HuF NAC.EL / F. KN1rr1 NG, Wege in di e Zeitgeschichte, 1989, S. 448- 459: hier: S. 449; L. Z1M­
MEKMANN, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republ ik , 1958, S. 356 ff 
135 PA , NL Stresemann , Au fze ichnung ohne Unterschrirt , Telephonat vom 21. September 19 27, 

Bd. 59, Dok. H 7369/ H 166253-
136 Ebd. 
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einer Regelung a /a Thoiry« nicht möglich sei. Dem deutschen Botschafter Hoesch 

gegenüber gab der Sozialdemokrat zu verstehen, dass Poincares Forderungen nicht 

mit »den Gesetzen der Logik« in Einklang zu bringen seien. Deutschland habe sich 

bereits zur Leistung der Reparationszahlungen verpflichtet, weshalb die erneute 

Forderung des französischen Ministerpräsidenten nach neuen Verpflichtungen bis 

1935 nur im Kontext einer Angst vor deutschen Revisionsabsichten zu verstehen sei, 

die Poincare selbstredend zu verhindern suchte. 137 Auch Stresemann gegenüber teil­

te Breitseheid diese Bedenken mit und verkündete, dass »Poincare ein erhebliches 

Hindernis« sei. Er empfahl weitere Sondierungen »unter der Hand « in Washington, 

London und Paris, um die Optionen der deutschen Regierung auszuloten. 138 

Eigentlich, so könnte man annehmen, war diese Situation wie geschaffen für die 

sozialistischen »Mittlerpersönlichkeiten «. Sondierungen ,,unter der Hand « hatte es 

bereits in der Vergangenheit gegeben, insbesondere unter Beteiligung von transnatio­

nalen Akteuren aus dem sozialistischen Lager wie Blum, Hilferding oder Breitseheid 

- was in der »Locarno-Ära« zu durchaus vorzeigbaren Resultaten geführt hatte. Al­

lerdings konnte in der jetzigen Phase der europäischen Außenpolitik , die von kriti­

schen Zeitgenossen aus dem nationalistischen Lager als »Paktomanie« bezeichnet 

wurde, 139 kein nennenswerter politischer Fortschritt mit Hilfe der transnationalen 

sozialistischen Parteienkooperation erzielt werden. Die deutsch-französische Politik 

und mit ihr die internationalen Beziehungen waren in eine neue Phase - jene der 

»Normalisierung« - eingetreten, in der verschiedene Projekte (v. a. Rheinlandräu­

mung, Abrüstung, Reparationen) zwar weiterhin aktuell blieben, jedoch nach keinem 

sofortigen Durchbruch verlangten. 140 Seit dem Inkrafttreten des Dawes-Planes hatte 

sich der Annäherungsprozess erheblich beschleunigt, was sich anhand von zahlrei­

chen Konferenzerfolgen und Verträgen (Locarno; Genf; Thoiry) belegen lässt. Aller­

dings riss die Kette der großen Erfolge, die in der öffentlichen Wahrnehmung ins­

besondere von Briand und Stresemann erzielt wurden, eigentlich schon nach 1926 
abrupt ab und wich stattdessen einer abwartenden Politik der »stillen Hand«. Diese 

Entwicklung wurde vor allem Stresemann zusehends als »Erfolglosigkeit« ausgelegt 

- aus deutscher Sicht hatte Frankreich seine Nachkriegskrise überwunden und arbei­

tete nun offensiver daran , seine Stellung in Europa zu verteidigen, u. a. mit seiner Ost­

europapolitik oder mit dem britisch-französischen Marineabkommen. Während in 

Deutschland also von einer »Blockade« der Verständigungspolitik die Rede war, wur­

de in Frankreich eben dieser Stillstand, wie Hermann Hagspiel schlüssig darlegt, pa­

radoxerweise als Anlass betrachtet, an der Annäherungspolitik weiter festzuhalten. 141 

137 Ebd. 
138 PA , NL Stresemann, Breitseheid an Stresemann, 16.7-1928, Bd. 68 , Dok. 000186 . 
139 Dieser Ausdruck kam Ende der 2oer Jahre auf und wurde vor allem von nationalistischen Kriti­
kern an der deutsch-französischen Verständigung verwendet. Als Gipfel dieser Entwicklung wurde 
der Briand-Kellogg-Pakt angesehen, dessen Nutzen durchaus fragwürdig bleibt. Hierzu: H. HAc­
SP IEL , Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich, 1987, S. 348. 
140 Vgl. ebd. 
141 Ebd., S. 383-
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Grundsätzlich war die Bereitschaft der fran zösischen Öffentlichkeit, bes tehende 

Konfliktfelder aus eigener Initiative auszuräumen, denkbar gering, wie am folgenden 

Beispiel deutlich wird: Auf dem SAI-Kongress in Brüssel im August 1928 hatten sich 

SFIO und SPD unisono für die Rheinlandräumung ausgesprochen, wie bereits 

mehrfach hervorgehoben. Das Problem hieran war jedoch, dass die französischen 

Sozialisten für diesen Schulterschluss mit den deutschen Sozialdemokraten nach 

ihrer Heimkehr nach Frankreich schwer angefeindet wurden, insbesondere von na­

tional-konservativen Politikern und Journalisten. 142 Bereits im Vorfeld des SAI-Kon­

gresses war es nach einem Treffen des »Conseil National« der SFIO im Juli 1928 zu 

ähnlichen Verbalinjurien gekommen. Grund hierfür war die Forderung der fran zö­

sischen Arbeiterpartei, die Rheinlandräumung müsse »unverzüglich« und »ohne 

Gegenleistung« erfolgen. 143 Diese Forderung wurde von nationalkonservativen 

Kreisen, aber auch von den Radikalsozialisten, als »Ausverkauf »französischer Inte­

ressen bewertet. 144 Kritisiert wurde vor allem Leon Blum, dessen »Naivität« und 

»fehlender Patriotismus« mehrfach angeprangert wurde. Der französische Sozialis­

tenführer hatte sich bereits anlässlich des SPD -Wahlsieges im Mai 1928 über­

schwänglich über die deutsche Sozialdemokratie geäußert, 145 weshalb ihm der erneu­

te Versuch, für das Anliegen der Deutschen Partei zu ergreifen, übel genommen 

wurde. Auch Rudolf Breitseheid, dessen Arbeit im französischen Sprachraum eher 

positiv bewertet wurde, geriet in das Visier der Kritiker: Ihm wurde unterstellt, er 

werde als Nächstes an der Revision des Dawes-Planes arbeiten, nachdem er Blum 

bereits für »seine« Rheinlandräumung gewonnen habe. Das Echo der Kritiker fiel 

unter anderem deshalb so negativ aus, weil die SFIO, trotz der eher bescheidenen 

Wahlergebnisse, nach wie vor einen großen politischen Einfluss ausübte. Offensicht­

lich sah man in nationalistischen Kreisen daher eine akute Notwendigkeit, möglichst 

vehement gegen die Anhänger des Verständigungskurses vorzugehen, um eine be­

dingungslose Rheinlandräumung verhindern zu können. 146 Ausgenommen aus der 

Kritik war all ein Paul-Boncour, der sich als einziger parteiinterner Konkurrent gegen 

Blums Unterstützungskurs stellte und dafür überwiegend Lob erhielt. 147 Insgesamt 

wurde also gezielt der Eindruck erweckt, die SFIO stünde gänzlich im Schatten der 

SPD, die hinter den Kulissen die Außenpolitik der französischen Arbeiterpartei kon­

zipiere. Diese Diffamierung hatte konkret zur Folge, dass die außergewöhnlich in­

tensive Kooperation zwischen SFIO und SPD in dieser Phase keinen nennenswerten 

Effekt auf die Weiterentwicklung der offiziellen deutsch-französischen Beziehungen 

erzielen konnte. 

142 Eine Presseschau hierzu findet sich in den engli schen Aktenbeständen: TNA , PRO, Foreign 

Office, Telegram Mr. Henderson, 15. August 19 28, TNA/ PRO/FO/37 1/12902. 
143 Zum Treffen des »Conseil National« der SFIO, siehe: Liberte, 16.7-1928. 
144 Kritik an der SflO, siehe: Le Temps, 3-10.1928; Debat s, 16. Juli 1928; Victoire, 19.6.1928. 
145 Le Popul aire, 14. 6. 1cp8 und 20.6.1928. 
146 Z u diesem Aspekt siehe auch: TNA , PRO, Foreign Office, Telegram Mr. Henderson, 15. August 

1928 , TNA / PRO/ FO/371 / 12902. 
147 Le Temps, 3-10.1928. 
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Der daraus resultierende Stillstand war insbesondere deshalb äußerst bedenklich, 

wei l sich zur gleichen Zeit in Deutschland ein »nationaler Block« um DNVP, Stahl­

helm und NSDAP gruppierte, der die auf Verständigung basierende deutsche Au­

ßenpolitik grundlegend in Frage stel lte. Eben aus diesem Grund war die deutsche 

Außenpolitik und mit ihr die Regierung Müller auf rasche Erfolge angewiesen. 148 

Diesbezüglich setzte der Kanzler seine Hoffnungen auf die bewährte Strategie der 

»informellen Diplomatie«, um weitere »Sondierungen« mit Paris und London zu 

initiieren. Allerdings konnte eine von H. Müller angeregte Londonreise Breitseheids 

nicht realisiert werden und der Paris-Aufenthalt des Sozialdemokraten hatte, wie 

bereits dargelegt, ebenfalls keinen nennenswerten Erfolg gebracht. 149 

An dieser - aus deutscher Perspektive - höchst misslichen Situation änder te sich 

herzlich wenig bis zum Wahlsieg der Labour Party im Sommer 1929. Grund hierfür 

war insbesondere das britisch-französische Zusammenrücken zu einer »Handlungs­

gemeinschaft zwischen Briand und Chamberlain« (zwischen September 1928 und 

Juni 1929), das zu einer Isolation der Reichsregierung führte. 150 Trotz des Wahl­

sieges der SPD war es also nicht gelungen, die Rheinlandräumung von der Reparati­

onsfrage zu entkoppeln, weshalb die hochgesteckten Erwartungen nicht erfüllt wer­

den konnten. 

Auch die ambitionierte Rede von Hermann Müller vor dem Völkerbund im Sep­

tember 1928, wo er den erkrankten Außenminister Stresemann vertrat, konnte an 

diesem Dilemma wenig ändern. 151 In Genf leitete Müller die deutsche Delegation 

und führte mehrere Gespräche mit Politikern der ehemaligen Siegermächte. Im Ver­

lauf seiner Rede vor der Völkerbundstagung stellte er in Absprache mit dem Aus­

wärtigen Amt die Abrüstungsfrage in den Mittelpunkt seiner Argumentation. Sein 

Vorwurf lautete, dass die ehemaligen Siegermächte die Abrüstung gezielt »ver­

schleppt« hätten, weshalb es seit dem Abschluss des Kellogg-Paktes auch keine Fort­

schritte in dieser Frage gegeben hätte. 152 Dieser Einwurf wurde von Briand als 

»pazifistische Propaganda« abgetan. 153 

Indes machte die deutsche Delegation ihren Gesprächspartnern jedoch mit eini­

gem Erfolg deutlich , dass die Weimarer Republik dringend einen außenpolitischen 

Erfolg benötigte, da ihr ansonsten großer politischer Schaden zugefügt werden wür­

de. 154 Ähnlich wie in den Konferenzen der SAI pochte die Sozialdemokratie also auf 

148 Vgl. H. A. W1NKLER, Der Schein der Normali tät, 11987, S. 532 I.; K.-D. ßRACHEIZ, Die Auflösung 
der Weimarer Republik , 11978, S. 240-245; S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Par­
tei Deu tschland s zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918- 1933). 1998, S. 461 f 
149 PA, NL Stresemann, Breitseheid an Stresemann, 16.7.1928, Bd. 68, Dok. ooOI86. 
150 Hierzu: J. jAcOBSON, Locarno Diplomacy, 1972, S. 225 f. 
151 Liberte, 13.9. 1928. 
152 Hierzu: F. KN1rr1NG, Deutschland, Frankreich und das Ende der Locarno-Ära, 1987, S. 39 f 
153 Vgl. J. JACO BSON, Locarno Diplomacy, 1972, S. 196 f 
154 Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik 
während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 464. 
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ihren »Sonderstatus« aufgrund der sich weiter fortsetzenden Erosion der politischen 

Mitte in Deutschland und den darau s resultierenden Folgen für das demokratische 

System. Wie aus dem Expose Rudolf Breitseheid s, der als parlamentarischer Vertre­

ter der Völkerbundsdelega tion angehörte, hervorgeht, sei das deutsche Anliegen, die 

Räumung der zweiten Zone zu erwirken, von französischer Seite jedoch schroff ab­

gewiesen worden. 155 

Überraschenderweise konnte schlussendlich doch noch ein Kompromiss verein­

bart werden: In einem gemeinsamen Kommunique wurde erklärt, dass eine Räu­

mung des Rheinlandes offen thematisiert und pers pektivisch gesehen in Aussicht 

gestellt werde. Diese E ntwicklung wertete Breitseheid als »Erfolg«, auch wenn er 

kritisch anmerkte, das s das Auswärtige Amt nach wie vor wenig Konkrete s in der 

Hand halte und di e eigentlichen Verhandlungen erst noch beginnen müssten. 156 In 

der Tat waren die Bedenken des Sozialdemokraten mehr als berechtigt , da das ge­

meinsame Kommuniquc retrospektiv betrachtet alles andere als ein Durchbruch war: 

Der deutsche Räumungsvors toß im September 1928 wurde von den Locarno-Part­

nern aufgefangen und mit eigenen Interessen und Forderungen gekontert. 157 Des­

halb war der September-Beschluss des Völkerbundes nichts weiter als ein Auftakt für 

ein zwei Jahre währendes Ringen zwischen D eutschland, Frankreich und England 

um die richtige Umsetzung des neuen Verhandlungspaketes. 158 Die logische Folge 

hieraus war ein monatelanger Stillstand. 

Das Parteiendreieck konnte diese Entwicklung allenfalls aus der Distan z betrachten, 

ohne allerdings einen nennenswerten Einfluss auf den zwischenstaatlichen Verhand­

lungsprozess nehmen zu können. Aufgrund dessen überrascht es kaum, dass unmit­

telbar nach dem Brüsseler Kongress (August 1928) kein Treffen von SPD, SFIO und 

Labour Party stattfand. Zwar bemühte sich die SFIO im Anschlu ss an die Völker­

bundstagung darum, ein Vierparteientreffen einzuberufen 159 - jedoch ohne Erfolg. 

Das Anliegen der fran zös ischen Parteiführung wurde im Lager der Labour Party aus 

nachvollziehbaren Motiven abgelehnt: Das Exekutivkomitee der briti schen Arbeiter­

partei kam zu dem Schluss, »that the Committee is not in favor efsuch a Coriference, un!ess 

155 Die deutsche Delegation hatte zuvor die Verknüpfung von Repara tion s- und Räumungs frage klar 
und deutlich zurückgewiesen. Dadurch hätten die Verhandlungen nach Einschätzung von R. Breit­
scheid ein en relativ starren Charakter erhalten, da es »von Vorneherein« klar gewesen se i, dass es zu 
»keiner Einigung« kommen würde. Ebd.; AdsD Bonn, NL Müller, Exposc: des Genossen Dr. Breit­
scheid an H . Müller über die Völkerbundstagung, 29. September 1928, 1/HMA G 000027. 
1s6 Ebd. 
157 So forderte die französ ische Regierung die Installieru ng einer Schlichtungskommission sowie 
eine Revision des Dawes-Planes nach den Vorstellungen der fran zösischen Regierung. Vgl. 
S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Parte i Deutschlands zur Aufse npoli tik während 
der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998, S. 464. 
158 Vgl. F. K N IP P I NG, Deut schland, Frankreich und das Ende der Locarno-Ära, 1987, S. 44. 
159 Dieses fand für gewöhnlich im Bei sein der belgi schen Arbeiterpartei statt, die neben dem Par­
teiendreieck teilnahm. IIS G, SAI , Dritter Vierparte ienkonfe renz, 1929, IIS G/S AI/Vierparteienkon­

ferenz/ 909. 
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it be called far a sufficiently urgent matter.« 160 Aus diesem Grund wurde ein interna­

tionales Treffen rundweg abgelehnt. 

Weder die SAI noch das Parteiendreieck besaßen die Möglichkeiten, in diesem 

schwierigen zwischenstaatlichen Prozess, der überwiegend von Stillstand geprägt 

war, einen sinnvollen Beitrag zu leisten. Wie Franz Knipping schlüssig darlegt, wa­

ren die Differenzen zwischen Deutschland, Frankreich und Großbritannien auf zwi­

schenstaatlicher Ebene tatsächlich fundamentaler Natur. 161 Eben deshalb war jeder 

Versuch der internationalen Sozialdemokratie, zwischen den Fronten zu vermitteln, 

zum Scheitern verurteilt - wie die diplomatischen Vorstöße von Rudolf Breitseheid 

nachhaltig unter Beweis stellen. 

Auch die französischen und englischen Sozialisten waren alles andere als untätig 

gewesen: Die Erneuerung der »Entente Cordiale« wurde sowohl von der SFIO also 

auch von der Labour Party rigoros abgelehnt. 162 Aber die anglo-französische »Qua­

si-Entente«, die einen deutsch-französisch-britischen Ausgleich erheblich erschwer­

te, war trotz des sozialistischen Protests zustande gekommen. Und das obwohl Leon 

Blum im französischen Parlament höchst alarmiert darauf aufmerksam gemacht hat­

te, dass Großbritannien künftig seine Flotte nach Belieben aufstocken könne - und 

dafür auch noch den Segen Frankreichs erhalte. Ähnlich entrüstet äußerte sich die 

Labour Party, die das in amerikanischen Zeitungen versehentlich publizierte anglo­

französische Abkommen als Rückkehr zur »Geheimdiplomatie« anprangerte. 163 Die 

»Quasi-Entente« konnte jedoch nicht mehr verhindert werden - was zur Folge hatte, 

dass die Weiterentwicklung der zwischenstaatlichen Beziehungen (Abrüstung, Re­

parationen, Räumungsfrage) bald ins Stacken geriet. 

3.6. SPD, SFIO: Panzerkreuzer Aals Zankapfll 

Was eine gewinnbringende Kooperation des Parteiendreiecks außerdem erschwerte, 

war die Tatsache, dass die Beziehungen zwischen SPD und SFIO nach dem Sommer 

1928 stark angespannt waren. Grund hierfür war der geplante Bau des Panzerkreu­

zers A, der am 10.8.1928 annonciert und von den französischen Sozialisten mit 

großem Befremden aufgenommen wurde. 164 

Der Panzerkreuzerbau war von der SPD-Führung zähneknirschend akzeptiert 

worden, da es sich hierbei um eine »Erblast« des Kabinettes Marx IV handelte, das 

den Bau des Schiffes an erster Stelle initiiert hatte. Reichswehrminister Groener 

machte sich das Projekt zueigen und pochte im August 1928 auf seine Durchfüh­

rung. Konkret drohte er mit seinem Rücktritt und wurde in diesem Anliegen von 

160 LHASC , Nat ional Exccutivc Committee, 25.9.1928, LHASC/ LP/EC/Minutes, Juli-September 

1928. 
161 Vgl. F. K N JPPJNG, Deutschland, Frankreich und das Ende der Locarno-Ära, 1987, S. 44. 
162 Hierzu: J. F. WRYNN , The Socialist lnrernational and ehe politics of european reconstruction, 

1976, S. III f 
163 Ebd. 
164 Hierzu: H. A. WINKLER , Der Schein der Normalität, 21987, S. 541. 



280 Zweites Kapitel 

Reich spräsident Hind enburg unterstütz t, der sich für den Reichswehrminister stark­

machte. Im Falle einer Zurückweisung wäre das Ende der Regierung Müller wenige 

Wochen nach ihrer Formierung wahrscheinlich gewesen, da sich di e DVP ebenfalls 

auf den Panzerkreuzerbau festgelegt hatte. Eben deshalb rang sich die SPD zu einer 

Tolerierung durch. 165 

An der Entscheidung, den Panzerkreuzerbau zu veranlassen , waren aus Sicht der 

SPD-Führung gleich mehrere Aspekte problematisch: Erstens hatte sich die Sozial­

demokratie im Reichstagswahlkampf (M ai 1928) dez idiert gegen den Bau des Kreu­

zers ausgesprochen und dabei die Parole »Kinderspeisung statt Panzerkreuzer« ver­

treten. 166 Die Parteibasis war also nich t zu Unrecht in hohem Maße irriti ert , um 

nicht z u sagen verärgert, was sich sehr bald schon in tumultuarischen Protesten wi­

derspiegelte. Zweitens wurde das Kabinett exakt am 10. August 1928 über den Be­

ginn der Bauerarbeiten am Panzerkreuzer A informiert - also an eben jenem Tag, als 

die letzte Sitzung des internationalen Sozialistenkongresses in Brüssel stattfand. 167 

Hierbei war vor allem die Tatsache, dass Rudolf Hilferding im Jahre 1926 di e SAI­

Abrüstungskommission ins Leben gerufen hatte, um im Sommer 1928 in seiner 

Funktion als Reichsfinanzmini ster den Bau des Panzerkreuzers zu billigen, nur äu­

ßerst schwer vermittelbar. 

Die SFIO reagierte mehr als erbost auf den Entschluss der SPD-Führung und 

solidarisierte sich umgehend mit der sozialdemokratischen Basis: Oreste Rosenfeld 

konstatierte, dass der Panzerkreuzerbau sämtliche Abrüstungsbemühungen sabotie­

re und Leon Blum sah sich in einem Beitrag daz u verpflichtet, die SPD an ihre 

internationale Solidarität zu erinnern.168 Es sei die Pflicht und Schuldigkeit der 

deutschen Arbeiterbewegung, die SFlO nicht den hämi schen Kommentaren der 

französischen N ationali sten hilflos au szusetzen, wo die fran zösische Arbeiterpartei 

doch in der Vergangenheit all es daran gesetzt hatte, die SPD nach all en Regeln der 

Kunst zu unterstützen. D er Kommentar von Blum war alles andere als unberechtigt, 

immerhin gerieten die französi schen Soziali sten im Spätsommer 1928 tatsächlich ins 

Visier ihrer nationali stischen Kritiker. 169 Grund hierfür war die krasse Unterstüt­

zung, di e di e SFIO der deutschen Schwesterpartei in den vergangenen Monaten in 

der Frage der Rh einlandräumung zukommen li eß. 170 Indes musste sich insbesondere 

Leon Blum auch parteiinternen Kritikern stell en, was die Verärgerung über das Ver­

halten der deutschen Schwesterpartei erheblich vergrößerte. 

165 Ebd.; vgl. W. WACKER, Der Bau des Panzerschiffes »A« und der Reichstag, 1959; C. SEVER ING, 
Mein Lebensweg, Band 2, 1950, S. 137f; W. D1 TTMANN , Er innerungen, Bd. 3, 1995, S. 9441. 
166 Vgl. J. F. WRY NN, The Socialist Internat ional and the politics of european reconstruct ion, 1976, 
S. 11 o ff. 
167 Vgl. S. FEUCHT, Die H altung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolit ik 
während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 471. 
168 Populaire, 14.6 .1928; Le Populaire, 20.6. 1928; H . A. W, NKLE R, Klassenkampf versus Koalition; 
in: Geschichte und Gesell schaft, Bd. 17, 19 91, S. 183- 219; hier: S. 194. 
169 Le Temps, 3- 10.1 928; Dcbats, 16. Juli 19 28; Victo ire, 19.6. 1928. 
170 Beispielhaft: Vorwärt s, 7-8.1928 . 
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Auch innerhalb der SPD-Führung regte sich Widerstand - und zwar nicht nur 

gegenüber der eigenen Basis, sondern auch gegenüber der französischen Schwester­

partei: Aus dem Nachlass von Hermann Müller geht beispielsweise hervor, dass sich 

der deutsche Reichskanzler regelmäßig über den aktuellen Stand des SFIO-Mei­

nungsbildes über den Panzerkreuzerbau informieren ließ. Die Widerworte aus dem 

Lager der SFIO am Verhalten der deutschen Regierung nahm er dabei höchst kri­

tisch auf, wie an diversen Textauszügen zu zeigen sein wird. Informationen erhielt 

Hermann Müller von einem Informanten namens »Lenz« direkt aus Paris, der dem 

Kanzler von der Meinung der französischen Genossen zur Frage des Panzerkreuzer­

Baus Bericht erstattete. 171 Positives hatte der Informant über Leon Blum zu berich­

ten, der sich relativ moderat über den Panzerkreuzerbau geäußert und dabei wieder­

holt daran erinnert habe, dass man sich im Grunde zu unnütz aufrege. Ganz anders 

verhalte sich Paul-Boncour, der das Bild vom revanchelüsternen Deutschland regel­

recht heraufbeschwöre und permanent auf die »deutsche Gefahr« rekurriere. 

Als Lenz sich bei Leon Blum erkundigte hätte, ob die in Deutschland bzw. inner­

halb der SPD geführte Debatte über den Panzerkreuzerbau den »Feldzug« der SFIO 

gegen die konservativen Kräfte im Inland (angestrebte Rheinlandräumung) ungüns­

tig beeinflussen könnten, verneinte er dies überraschenderweise: »Nur wird man uns 
.französischen Sozialisten bei unserem weiteren Eintreten far die Räumung des Rheinlandes die 
Frage vorlegen, ob man den deutschen Sozialisten vertrauen daif, die einerseits bei ihrem 
Wah!feldzug gegen den Panzerkreuzer Propaganda machten und andererseits der Militiirbu­
reaukratie den Sieg geben«.172 Die sozialistische Parteizeitung >, Populaire« habe, so 

Lenz, zunächst geschwiegen, am r8. und 19. August jedoch einen Artikel über den 

Panzerkreuzerbau veröffentlicht. Verfasser dieser Artikel war Leon Blum, der dezi­

diert deutlich machte, dass es falsch sei, wenn die SPD Signale aussende, die von den 

Gegnern der SFIO falsch interpretiert werden könnten - nämlich als ein Zögern, 

energisch mit der nationalistischen Politik der Vergangenheit zu brechen. 173 Ins­

gesamt habe Blum die Debatte als drastischen »Missklang« im deutsch-französi­

schen Verhältnis tituliert. Nichtsdestotrotz seien sowohl die »Populaire« als auch 

Blum darauf aus, Distanz zu wahren und sich nicht in innerdeutsche Verhältnisse 

einzumischen. 174 Ein führender SFIO-Politiker habe Len z gegenüber erklärt, wes­

halb der Panzerkreuzerbau in Frankreich scharf kritisiert werde: »In einem Moment, 
wo die russische Regierung mit den innerrussischen Getreidelieferungen die grefsten Schwierig­
keiten hal; wo im Balkan die italienische Gefähr irifolge der albanischen Königserkliirung er­
neut gefährvoll wiichst, hiitte man sich in Deutschland von allem kriegerischen Anstrich stiirker 

.fernhalten sollen. « Lenz schloss den Brief an Müller mit dem Fazit, dass der Panzer­

kreuzerbau innerhalb der SFIO sehr ernst aufgenommen werde. Von einer sozialis-

171 Ad sD Bonn, NL Müller, Len z an Müller, Paris , den 20. August 1928 , 1/ HMAG 0000. 

172 Leon Blum; Übersetzung von Len z. Ebd. 
173 Le Populaire, 18 . und 19.8.1928 . 
174 AdsD Bonn, NL Müller, Lenz an Müller, Pari s, den 20. August 1928 , 1/ HMAG 0000. 
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tischen Regierung hätte man eine solche Politik nicht erwartet, so das Urteil der 

Franzosen. 175 

In seinem Antwortschreiben erwiderte Müller wirsch, dass die »Franzosen urteilen, 
ohne den Sachverstand zu kennen. Es handelt sich bei der Inangrijfizahme des Baus des Pan­
zerkreuzers A um den Bau eines Ersatzsch!lfes, und war eines der wenigen Sch!ffe, die der 
Versailler Vertrag uns zugebilligt hat.« Für Müller war die Entscheidung für den Bau 

kein Sieg der »Militärbürokratie«, sondern ein im Reichstag gefällter Beschluss. Im 

Übrigen glaube er, wie Blum, nicht daran, dass der Bau den Entschluss der SFIO, die 

Rheinlandräumung anzustreben, negativ beeinflusse. 176 

Um die Friedensliebe der SPD zu unterstreichen erinnerte Müller zudem an die 

kritischen Julitage vor 1914: »Als die_französische Regierung Strqßendemonstrationenfar 
den Frieden verbot, hat die Humanite daral!f hingewiesen, daß die deutschen Sozialisten unter 
den linden gegen den Krieg demonstrierten. Wer angesichts dieser Tatsache an der Friedens­
liebe der deutschen Sozialisten zwe!felt,fälscht Geschichte. « Des Weiteren hätten die So­

zialisten in Deutschland niemals behauptet, dass sie nicht marschieren würden, wenn 

es die politische Lage erforderlich mache. August Bebel habe nie einen Zweifel daran 

gelassen, dass die Deutschen handeln würden, wenn ein deutsch-russischer Krieg mit 

französischer Beteiligung ausbräche. Weiter: »Die deutschen Mehrheitssozialisten haben 
während des Krieges die Aef.fassung vertreten, dq_ß es sich in diesem Kriege, wie Bebe/ 1913 
gesagt hat, um Sein oder Nichtssein Deutschlands handelte. Die _franzifsischen Militaristen 
haben die Richtigkeit dieses Satzes bestätigt, indem sie Deutschland den Gewaltvertrag von 
Versailles azgzwangen. Ich glaube mich deutlich genug ausgedrückt zu haben. « 177 

Dennoch evozierte die Panzerkreuzerdebatte kein Zerwürfnis innerhalb der bila­

teralen Beziehungen zwischen SFIO und SPD, 178 wenngleich der bedingungslose 

Unterstützungskurs Leon Blums für die SPD bezüglich der Rheinlandräumung 

deutlich ins Wanken geriet. 179 Dies zeigte sich bereits im Vorfeld der Panzerkreuzer­

debatte, anlässlich des SFIO Parteitages sowie des SAI-Kongresses in Brüssel im 

Sommer 1928: Vor allem die Blumsche Forderung nach einer »bedingungslosen Räu­

mung« stieß dem rechten SFIO-Parteiflügel sauer auf, wie an einem Briefwechsel 

zwischen Pierre Renaudel und dem BIT-Präsidenten, Albert Thomas, beispielhaft 

deutlich wird. 180 Beide Politiker vertraten ebenso wie der Völkerbundsabgeordnete 

17s Ebd. 
176 Ad sD Bonn, NL Müller, Müller an Lenz, 22. Augu st 1928, 1/ HMAG 0042. 
177 Ebd. 
178 Was den Bau des Panzerkreuzers anbelangt , so begann am 15.11.1928 die Reichstagsdebatte über 
den Antrag der SPD auf Einstellung des Projekts. Der Antrag wurde jedoch mit 257 zu 202 Stimmen 
zurückgewiesen. Eine Regierungskri se bzw. der drohende Bruch der Koalition konnte hi erdurch ver­
mieden werden. Vgl. H. A. W1N KLEK., Der Schein der Normalität, 21987, S. 546 ff 
179 Kriti sch zu Blum bezüglich seiner außenpolitischen Haltung: Victoire, 19. Juni 1928 . 
180 Thomas zeigte sich verwirrt ob der Haltung seiner Partei zur Evakuierung des linken Rheinufers. 
Er sei ja für die Räumung, wie er Renaudel gegenüber deutlich machte, _jedoch wehre er sich gegen die 
Formulierung der »bed ingungslosen Räumung«. In gewisser Wei se befand sich der rechte SFIO­
Flügel um Boncour, Renaudel und Thomas auf einer Linie mit dem französischen Außenminister, 
Aristide Briand. Dies überrascht keineswegs, da eben diese Protagoni sten auch eine Regierungsbetei-
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Paul-Boncour die Auffassung, dass die Forderungen der SFIO deutlich zu weit 

gingen und dass eine »sofortige« und »bedingungslose« Rheinlandräumung nicht 

umsetzbar sei. 181 Die Ende August aufkommende Debatte über das deutsche Rü s­

tungsproj ekt trug vor diesem Hintergrund nicht dazu bei, die widerstrebenden M ei­

nungen innerhalb der französischen Arbeiterpartei auf einer mittleren Linie zu ver­

einigen - ganz im Gegenteil. Zwar wäre es übertrieben, von ei ner »Entzweiung« 

zwischen SPD und SFIO zu sprechen, eine »Erschütterung« des bilateralen Verhält­

nisses kann hingegen schon festgestellt werden. Aufgrund der widersprüchlichen 

Haltung der französischen Genossen war die SPD darauf angewiesen, sich anderwei­

tige Unterstützung in der Frage der Rheinlandräumung zu suchen. Die SFIO war, 

wie im Folgenden zu zeigen sein wird, aus der Perspektive der deutschen Parteifüh­

rung nicht mehr der erste Ansprechpartner. Diese Rolle wurde fortan von der briti­

schen Labour Party übernommen. 

3-7- Reparationifrage, Rheinlandräumung, Abrüstung: Das Vierparteientreffen der SA! in 
London, Februar 1929 

Wenige Wochen nach dem Brüsseler Kongress der SAI unternahm die SFIO den 

Versuch, eine Vierparteienkonferen z einzuberufen. Der Generalsekretär der franzö­

sischen Arbeiterpartei, Paul Faure, informierte die britische Arbeiterpartei darüber, 

dass sich die CAP für eine gemeinsame Konferenz ausgesprochen habe. Grund hier­

für sei die aktuelle internationale Situation, die einer Klärung bedürfe. 182 Dieses 

Anliegen wurde von der britischen Arbeiterpartei, wie bereits dargelegt, zunächst 

zurückgewiesen, da die Parteiführung im September 1928 nicht an einer solchen 

Konferenz interessiert war. Begründet wurde diese H altung mit der fehlenden »Not­

wendigkeit« - was durchaus als Reaktion auf die Stagnation der zwischenstaatlichen 

Verhandlungen interpretiert werden kann. 183 Indes deutete sich zum Jahreswechsel 

1928/29 in den Reihen der Labour Party eine Neubewertung der internationalen 

Situation an, 184 weswegen das »International Department«, vertreten von William 

Gillies, ab dem Januar 1929 damit begann, die Vierparteienkonferenz der sozialisti­

schen Parteien, die in London stattfinden sollte, vorzubereiten. 185 Es ist hierbei si­

cherlich kein Zufall , dass die Vierparteienkonferenz zeitgleich mit der Eröffnung der 

Sachverständigenkonferenz zur Prüfung der deutschen Zahlungsfähigkeit stattfin-

ligung der SFIO, gemeinsam mit den Rad ikal soziali sLen, stark befürworteten, sehr zum Ärger des 
linken F lügels um A. Bracke oder J. Zyromski. A.N. Pari s, NL Alben Thomas, Brief Thomas an 

Renaudel, 25.8.1928, AP/ 94/385; zur Frage der Regierungsbeteiligung: H. A. W1NKLER, Klassen­
kampf ve rsus Koalition; in: Geschichte und Gesellschaft, Bd . 17, 1991, S. 183-219; hier: S. 195 ff 
181 Le Temps, 3.10.1928. 
182 IISG , SAI, Vierparteienkonferenz, Faure an Henderson, 14-9 . 1928, IlSG/ SAI/ 1678/ 6. 
183 LHASC, National Executive Committee, 25.9.1928, LHASC/ LP/EC/ Minutes, Juli-September 

1928. 
184 Hierzu: LHASC , National Executive Committee, 5.11. 1928, LHASC/ LP/EC/Minutes , Okto­
ber-Dezember 1928. 
185 llSG , SAl, Vierparteienkonferenz, H enderson an Gillies, 23. r. 1929, I ISG/ SAI/ 1678/ 8. 
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den sollte, die am 9.2.1929 unter dem Vorsitz von Owen Young ihre Arbeit auf­
nahm.186 

Was den transnational abgewickelten Planungsprozess der Vierparteienkonferenz 

anbelangt, so wurde die SPD selbstredend in eben diesen miteinbezogen. Wie aus 

den Akten der SAI hervorgeht, gab es im Vorfeld allerdings ein kleines Missver­

ständnis, aufgrund dessen sich Otto Wels genötigt sah, einen Bri ef an Henderson 

zu verfassen. 187 D er Anlass hi erfür war ein Memorandum, das im Vorfeld der Kon ­

ferenz verfasst und vorab an die Parteien entsandt worden war. In dem Antwort­

schreiben, das Otto W els im Januar 1929 unterzeichnet hatte, war vonseiten der 

SPD behauptet worden, dass die deutsche Sozialdemokratie mit jeder Tagesordnung 

einverstanden sei, die von den Franzosen vorgeschlagen werde. Diese Formulierung 

beschämte Wels, wie er Hcnderson gegenüber allzu deutlich machte: »in dem Memo­
randum, das Sie an die Parteien enlsandten, die an der Vierländerko'!ferenz teilnehmen, be-
findet sich in dem von mir am 3- 1. an Sie gerichtelen Schreiben ein Fehler, aef den ich aef­
merksam machen muss. Es heißt darin, defs die deutsche Sozialdemokratie mil j eder 
Tagesordnung einverstanden sei; welche von den französischen Parteigenossen vorgeschla­
gen [. . ). Durch einen Diktietjehler ist der Satz unvollständig aefgenommen worden, denn 
es heißt ,und die Zustimmung unserer belgischen und englischen Freunde gefunden hat. < Es 
kommt mir natürlich aef die Zustimmung der Engländer sehr wesentlich an [. . ).« 188 

Die Vierparteienkonferenz der SAI traf am 9.2.1929 in London zusammen. Die 

teilnehmenden Parteien kamen wie bereits auf vorherigen Konferen zen aus Frank­

reich, Deutschland, Großbritannien und Belgien. Grund für die Einberufung der 

Vier-Länder-Konferenz waren die Themenfelder Reparationen, Rh einlandräumung 

und Abrüstungsfrage. Hier galt es, das weitere Vorgehen zu beraten und eine ge­

meinsame politische Linie zu verabschieden. 189 Im Anschluss an das Londoner Tref­

fen sollte eine SAI-Exekutivsi tzung stattfinden, um die Beschlüsse der Konferenz zu 

beraten. Damit sollte gewährleistet werden , dass sowohl die tonangebenden Parteien 

als auch die SAI als solches ausreichend berücksichtig werden.190 

Folgende Punkte wurden in London beschlossen: Erstens wurde ei n Aktionspro­

gramm der SAI-Exekutive verabschiedet, welches das Entsenden von Petitionen an 

den Völkerbund beinhaltete. Zweitens wurden die teilnehmenden Parteien dazu an­

gehalten, auf parlamentarischer Ebene auf einen raschen Abschluss der Arbeiten der 

Vorbereitenden Abrüstungskommission zu drängen. Drittens sollten die Maifeier-

186 Vgl. L. Z IMM ERMANN, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, S. 368. 
187 Die Zusammenfassung des Briefes findet sich mit Zitat in: IIS G, SA!, Vierparteienkonferenz, 
Henderson an Gillies, IISG/ SAl/ 1678/13-
188 Ebd. 
189 Allgemein zur Konferenz: !!SC , SA!, Vierparteienkonferen z, SAIJVierpaneienkonferenz/909. 
190 Hierzu: Vorwärts, 1.2.1929; Vorwärts, 10.2. 1929; S. FEU CHT, Die Haltung der Sozialdemokrati­
schen Partei Deutschlands zur Aufsenpolitik während der Weimarer Republik (19 18 -1933), 1998, 
S. 467; LHASC, National Executive Committee, 27-2.1929, LHASC/ LP/EC/Minutes, Februar 

1929. 
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lichkeiten 1929 ganz im Zeichen der Abrüstung stehen, weswegen an diesem Tag 

verschiedene Propagandainitiativen vonseiten der SAI gestartet werden solllen. Vier­

tens und letztens wurde von der SAI-Exekutive eine engere Zusammenarbeit mit 

den Gewerkschaften angedacht. 191 Inhaltlich wurden des Weiteren die »allgemeinen 

Grundsätze« der vorherigen Konferenzen von Frankfurt a. M . ( 1922) und Luxem­

burg (1926) bestätigt, was zu bedeuten hatte, dass eine Revision des Versailler Frie­

densvertrags in der Reparationsfrage angestrebt werden sollte. 192 

Der programmatische Höhepunkt der Londoner Beschlüsse war indes nicht die 

Reparationsfrage, sondern die Entsendung von dreizehntausend Petitionen nach 

Genf anläss lich der Tagung der Vorbereitenden Abrüstungskomrnission. 193 Interes­

sant ist hierbei zu erwähnen, dass die Anträge zum einen von kleinen soziali stischen 

Ortsgruppen und zum anderen von großen Organisationen mit Zehntausenden von 

Mitgliedern verfasst worden waren.194 Diese Petitionen wurden anschließend nach 

Genf versendet, 195 wo sie nach Auffassung von Wels und de Brouckere, die ernsthaft 

an einen positiven Effekt zu glauben sch ienen, 196 die »Verschleppung« der Abrüs­

tungsverhandlungen überwinden sollten. 197 Die SAI erhoffte sich von dem »Peti­

tionssturm« also eine Beschleunigung der zwischenstaatlichen Verhandlungen -

was sich jedoch als Humbug erwies. Immerhin wusste man im Lager der SPD sehr 

wohl, dass man den Wahlen in Großbritannien, die im Sommer 1924 stattfinden 

sollten, wesentlich größere Bedeutung als den SAI-Petitionen beizumessen hatte. 198 

Dies war ein entscheidender Unterschied der SPD-Führung gegenüber dem Sekre­

tariat der Sozialistischen Arbeiterinternationale, das sich dem idealistischen Trug-

191 Vierte r Kongres s der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, 25. Juli bis. 1. Aug. 1931 , 
S. 68 f 
192 Hierzu: International e Information, Tagungen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, 
Bd. 6.1., 1929, S. 60. 
193 Ausführlich in: IISG , SAI, Abrüstungspetition , 1929 , SAI/ Abrüstungspetition/1178. 
194 Hierzu: J. F. WRYN , The Socialist International and the politics of european reconstruction, 
1976, S. 67; W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialisti schen Arbeiter-Internationale (1923-1940), 
1985. S. 142; F. SCHOBER, Der internationale Reformismus und die Reparationsfrage, 1984, S. 159 ff; 
S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschland s zur Außenpolitik während 
der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 468. 
195 Die »Aktion zur Abrüstung« wurde gemeinsam mit dem 1GB vorbereitet. Internationale Infor­
mation, Tagungen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Bd. 6.1., 1929, S. 60. 
196 Ambivalenter wurde die Aktion inn erhalb der SFIO interpretiert: Renaudel lobte den Schritt in 
der Populaire, während Leon Blum hingegen konstatierte, dass die Zeit, in der der Völkerbund Be­
geisterung weckte, vorbei sei. Le Populaire, 22.2.1929; Interna tionale Information, Tagungen der 
Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Bd. 6.1., 1929. S. 79 f 
197 Vierter Kongress der SAI. S. 70 f (Rede de Brouckeres hierzu ); Vorwärts, 16. 4-1929. 
198 Überhaupt muss nach wie vor von einem gehobenen Stellenwert der Labour Party innerhalb der 
Arbeiterinternationale ausgega ngen werden. Als Arthur Henderson, der an der Exekutivsitzung nicht 
tei ln ehmen konnte, seinen Rücktritt als Vorsitzender einreichen wollte, erhob sich großer Protest 
innerhalb der SAI-Exekutive, die Henderson regelrecht bedrängte, den Posten weiter zu übernehm en. 
Internationale Information, Tagungen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Bd. 6.t., 1929 , 
S. 64. 
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bild eines »Völkerbund s der Völker« all zu gern e hingab. 199 Tatsächlich befass te sich 

die Abrüstungskommission des Völkerbundes nur am Rande mit den zahlreichen 

SAI-Petitionen, ohne dass dabei ein bes timm ter Effekt feststellbar gewesen wäre. 

Weder der SAI noch den tonangebenden soziali stischen Parteien um SPD, SFIO 

und Labour Party war es gelungen, die zwi schenstaatliche Blockade aufz ubrechen . 

Dies überrascht indes keineswegs, da di e Probleme auf Regi erungsebene schlechthin 

zu vielschichtig waren, al s dass ein tran snati onalcr Parteienverbund eine Universal­

lösung hätte prä senti eren können. 200 

Was di e Reparation sfrage anbelangt , so gelang es der SAI mitnich ten, ein reali sti­

sches Programm zu verabschieden: Die Erneuerung der Beschlü sse von F rankfurt 

und Luxemburg bedeutete nichts anderes als die Artikulatio n des Wunsches der 

sozialisti schen Parte ien, di e deutschen und interalliierten Schulden zu drosseln und 

di e bislang geltenden Bestimmungen aufzuheben. 201 Im Prin zip wurde al so ein 

»deutschlandfreundlicher« Reparationsplan eingefordert , der, wie noch am Beispiel 

des Young-Plans zu ze igen sein wird , in keinster Weise umsetzbar war. Interessant 

ist hi erbei zu erwä hn en, das s die Erneuerung der F rankfu rter Beschlü sse von 1922 

sowohl im Lager der L abour Party, al s auch innerhalb der SPD und der SFIO akzep­

tiert wurde. 202 Dieser Umstand muss deshalb mit all er D eutlichkeit hervorgehoben 

werden, weil die L abour Party nach ihrem Regi erungsantritt im Mai 1929 alles daran 

setz te, den Young-Plan , der den Beschlü ssen der Frankfurter Konfe renz diametral 

widersprach , um zusetzen . 

Fernab aller Kritik an der SAI muss akzentuiert werden, dass di e Z ahl d er Initiativen 

des Parteiendreiecks, hier verstanden al s Fortsetzung der informellen Diplomatie, 

keineswegs abnahm. 203 Di es wird beisp ielhaft an einer Unterredung zwischen dem 

SPD-Politiker Victor Schiff und dem französischen Ministerpräsidenten, Raymond 

Poincare, deutlich , die unmittelbar nach der Lo ndo ner Vierparteienkonfe renz statt­

fand. 204 Inhaltlich g ing es dabei um di e innenpoliti sche Situation in D eutschland , di e 

Vierparteienkonferenz der SAI, die anstehenden W ahlen in Crofsbri ta nni en sowie 

199 S. FEU C HT, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Partei Deutschlands zur Außenpoli t ik wäh­
rend der Weimarer Republik (19 t8- t933), t998. S. 468. 
200 Vgl. F. KN1r r1 Nc..;, Deut schland, Frankreich und das Ende der Loca rn o-Ära, 1987, S. 55f 
201 IIS G , SA I, Abrüstungspetition, 1929. SAl/ Abrü stungspetiLion/ n 78 . 
202 Anwesend waren in London u. a. die ronangebenden Protagni sten der kün ftigen Labour-Regie­
rung: Snowden. MacDonald, H enderson. Vgl. J. F. W RY NN, T he Socialist In ternati onal and the 
poli tics of european reconstruction, 1976, S. 67. 
203 Im Rah men der Vierparteienkonfe renz wurde erneut die Notwendigkeit zu r Umsetzung der von 
W. Wi lson for mulierten 14 Punk te betont. So mit hatte sich der außenpoli tische Hori zo lll der in ter­
nationalen Sozialdemokratie - tro tz des zwischenstaatli chen Verhand lun gsstopps - keineswegs ver­
ändert . In ternationale In fo rmation, Aufruf an die Arbeiter aller Lä nder, 28. 3. 1929, Bd. 6.1., 19 29, 
S. 114 ff 
204 Hierzu: AdsD, NL Müller-Franken. Niederschrift über eine Unterredung mit R. Poincarc, auf­
gezeichnet von V. Schill'. 16.2. 1929 , 1/ HMA G000029 . 
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die Möglichkeit einer frühzeitigen Rheinlandräumung. Die Niederschrift der Unter­

redung wurde dem deutschen Reichskanzler Hermann Müller zugesandt. 

Zu Beginn des Gesprächs mit Schiff bedauerte Poincare, dass die französische 

Partei sehr schwach in London vertreten gewesen sei. Er habe den SFIO-Politiker 

Vincent Auriol ausdrücklich über die außenpolitische Zielsetzung Frankreichs infor­

miert - dieser habe jedoch wie die meisten anderen namhaften Soziali sten krank­

heitsbedingt absagen müssen. 205 Di ese beiläufige Bemerkung Poincares weist ein 

weiteres Mal klar und deutlich darauf hin , dass die SFIO - wie die SPD oder di e 

Labour Party - eng mit außenpolitischen Institutionen respektive den hierfür zu­

ständigen Politikern kooperierte. 

Im Folgenden befragte Poincare den Sozialdemokraten Schiff über di e deutsche 

Innenpolitik - er befürchtete eine Krise des parlamentarischen Systems - 206 und 

erkundigte sich nach seiner Meinung über die bevorstehenden Wahlen in England. 

Sowohl Schiff als auch Poincare waren sich hierbei darüber einig, dass R. MacDo­

nald einen Fehler begehe, wenn er eine Koalition mit den Liberalen kategorisch aus­

schließe. 207 

Der eigentliche Kern inhalt der Unterhaltung zwischen Schiff und Poincare war die 

Rheinlandräumung. Der fran zösische Ministerpräsident vertrat die Haltung, dass er 

seine »grundsätzliche Bereitwilligkeit zu einer Politik der.frühen Rheinlandriiumung unter 
gewissen Garantien bewiesen« habe. Die Experten seien zusammengetreten und er, 

Poincare, hoffe darauf, dass mittlerweile ein befr iedigendes Ergebnis vorliege, das 

eine zeitnahe Räumung ermögliche. Indes machte Victor Schiff sein Gegenüber da­

rauf aufmerksam, dass die Frage der Rheinlandräumung längst nicht mehr im Mittel­

punkt der deutschen Politik stehe, »als die deutsche i!.lftntliche Meinung nicht mehr bereit 
ist, eine.frühe Räumung durch besondere Sonderleistungen und Zugeständnisse finanzieller 
Art zu erkaefen. Vor zweieinhalb Jahren noch - zur Zeit von Thoiry - wäre es vielleicht 
anders gewesen.« 208 Seit Thoiry sei allerdings viel Zeit verstrichen und mittlerweile sei 

der ursprünglich vorgesehene Räumungstermin nur noch wenige Monate ent­

fernt. 209 Anders formuliert vertrat Schiff also die Auffassung, dass die deutsche Re­

gierung nicht länger auf Verhandlungen mit Frankreich angewiesen sei, zumindest 

nicht in der Räumungsfrage. 

205 Blum, Bracke und Auriol seien zu krank gewesen, um teilnehmen zu können und Grumbach sei 
aufgrund der lnterpellationsdebatte im Völkerbund über das Elsass in Paris geblieben, wie Poincarc 
Sch iff gegenüber deutlich machte. Ebd. 
206 

» Jedenjälls sind die fartwiihrenden Krisen flir ein so junges parlamentarisches Staatswesen wie Deutschland 
sehr ungesund und sogar grjahrlich in einer Zeit, in der der Faschismus sich überall auszudehnen bestrebt ist.« An 
späterer Stelle des Gesprächs bezog sich Poincare auch noch auf den Stahlhelm und schlug ei ne 
»Allianz gegen den Faschismus « zwischen Deutschland , Frankreich und Großbritannien vor. Ebd.; 
wr innenpolitischen Krise in Folge des Führungswechsels des Zentrum s im Januar/ Februar 1929 
siehe auch: H . A. W1 NKLER, Weimar, r9r8 - 1933, ' 1998, S. 377 f 
207 AdsD, NL Mü ller-Franken, Niederschrift über eine Unterredung mit R. Poincarc, aufgezeichnet 
von V. Schiff, 16.2.1929, 1/ HMAG000029 . 
20s Ebd. 
209 Vlg. R. BLESSINC, Der mögliche Frieden, 2008 , S. 128 ff 
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Dieser Aussage trat Poincare, der offensichtlich wenig Interesse an einer Abwer­

tung des wohl wichtigsten französischen Faustpfandes hatte, mit dem Argument 

entgegen, dass die Besatzung immerhin noch ein Jahr andauere. Schiff entgegnete 

hierauf fast schon lapidar: » Wenn man aber schon zehn Jahre besetzt ist, kommt es aef 
ein Jahr mehr oder weniger far die Bevolkerung nicht so sehr an. Und das gtlt sogar für die 
dritte Zone. Dieser Stimmungswechsel in den letz ten zwei Jahren ist eine Tatsache, die wir 
Sozialdemokraten vielleicht später empfunden haben als andere, aber sie ist nun einmal vor­
handen.« 210 Je später die Räumung erfolge, desto geringer sei ihr Nutzen für die 

deutsch-französ ische Annäherung. 

Im Folgenden versuchte der französische Ministerpräsident, die Argumente von 

Schiff abzuschwächen. D arüber hinaus machte er deutlich, dass er ebenfalls eine 

deutsch-französ ische Aussöhnung wünsche und dass er eine baldige Regelung aller 

Probleme in s Auge fasse. D essen ungeachtet war di e Haltung von Schiff kaum an 

Direktheit zu überbieten gewesen: Die SPD und die deutsche Regierung sprachen 

sich zwar weiterhin für die vorzeitige Rheinlandräumung aus, allerdings war eben 

diese kein Kerninhalt ihrer diplomati schen Forderungen mehr. In ihrer Haltung wur­

de die SPD auch von der Vierparteienkonferenz bes tärkt, die, wie Schiff deutlich 

machte, eine identische Position vertrete. 211 

Welchen Zweck SPD, SFIO und Labour Party mit dieser deutlichen Positionie­

rung verfolgten, kann aus den Akten leider nicht erschlossen werden . Ergo sind an 

dieser Stelle nur Vermutungen möglich , warum und weshalb die vorzeitige Rhein­

landräumung vernachlässigt wurde. Schlüssig erscheint das Argument von Schiff, 

dass die sozialistischen Parteien wie die deutsche Regierung keine allzu großen 

Hoffnungen auf einen zwischenstaatlichen Ausgleich setzten. Außerdem geht man 

sicherlich nicht fehl in der Annahme, dass das Parteiendreieck zwei zentra le Entwick­

lungen auf internationaler Ebene abwarten wollte: r. Den Ausgang der Wahlen in 

Großbritannien und die möglich e Neuorientierung der briti schen Außenpolitik; 212 

2 . Das Gutachten der Sachverständ igenkonferenz unter dem Vorsitz von Owen 

Young zur Klärung der Reparationsfrage. Die Mächtekonstellation zwischen den 

Locarno-Mächten war aufgrund der bereits erwähnten engli sch-französischen Qua­

sientente zu starr, 213 als dass allzu große Sprünge möglich gewesen wären, weshalb 

auch die informelle Diplomatie der Sozialisten wirkungslos verpuffte. Auf Basis die­

ser Ausführungen ist anzunehmen, dass eine »abrupte« oder »ganzheitliche« Lö­

sung der Abrüstungs- und Reparationsfrage von vornherein ausgeschlossen wurde 

210 AdsD, NL Müller-Franken, Niederschrift über eine Unterredung mit R. Poincare, aufgezeichnet 
von V. Schiff, 16.2 .1929, 1/HMAG000029 . 
211 Ebd. 
212 Bezüglich der Wahlen in Großbritannien veröffentlichte Arthur Henderson im »Dai ly Herald « 
vorab eine umfangreiche Standortbestimmung, in der er sei ner Partei grof?e C hancen auf dcn Wahl­
sieg einräumte. Diese selbsLbewu sste Haltung wurde auch gegenüber den ausländischen Genossen 
vertreten und inn erhalb der SAI-Zeitschrifr »In ternat ionale Informat ion « entsprechend artikuliert. 
Daily H era ld , 16.1.1929; lnLernat ionale Information, Henderson über die englischen Wahlen, Bd. 6.1., 

1929, S. 19. 
213 Vgl. F. KN1PPING, Deutsch land, Frankreich und das Ende der Locarno-Ära, 1987, S. 55ff 
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- nicht nur von sozialistischer Seite: Das deutsche Auswärtige Amt erließ noch im 

Mai 1929 einen Runderlass, mit der Aufforderung, Geduld zu zeigen und die weitere 

Entwicklung des internationalen Staatensystems in Ruhe abzuwarten. 214 Dies galt 

umso mehr, als der erhoffte Durchbruch in Genf auch nach dem Antritt der Labour­

Regierung in Großbritannien zunächst ausblieb. 215 

3.8. Die Konstituierung des Young-Plans und der »Verrat« der Labour Party 

3- 8.r. Regierungswechsel in Grqßbritannien: Verschiebung der Mächtekonstellation, 
Fortsetzung der Verständigungspolitik 

Zu Beginn des Jahres 1928 waren der Wilhelmstraße glaubwürdige Informationen 

zugespielt worden, Poincare arbeite an einer Fortsetzung der Thoiry-Gespräche. 

Nachdem sich diese Hoffnung in der Folgezeit zerschlagen hatte, immerhin aber 

die »Liquidierung des Krieges« im Zuge des Kellogg-Briand-Paktes erreicht werden 

konnte, stand im Jahre 1929 die Neuregelung der Reparationsfrage an. 216 Auftakt 

hierfür war ein Kommunique der Außenminister Großbritanniens, Deutschlands, 

Belgiens, Frankreichs, Italiens und Japans im Herbst 1928, in dem die Forderung 

nach einer sofortigen Rheinlandräumung mit der endgültigen Regelung der Repara­

tionsfrage verknüpft wurde. 217 Aufgrund dessen wurde von Februar bis Juni 1929 die 

bereits erwähnte Expertenkommission unter dem Vorsitz von Owen D. Young kon­

stituiert, der zwischen den Parteien als »Mediator« verhandeln sollte. Auch wenn das 

im Sommer 1929 präsentierte Ergebnis von den Historikern majorativ als ein für 

Deutschland eher erfreulicher Beschluss gewertet wird, 218 war der Widerstand der 

deutschen Sachverständigen erheblich. ln der Tat kann ein Aspekt des Young-Plans 

kaum geleugnet werden: Die Regierungen Frankreichs, Belgiens und Italiens stellten 

exorbitant hohe Forderungen an das Deutsche Reich, das bis 1988, 59 Jahre lang, pro 

anno 2,5 Milliarden Reichsmark überweisen sollte. So lautete das Ergebnis des im 

August 1929 vorgestellten Gutachtens der Sachverständigenkonferenz, 219 das ne­

benbei bemerkt klar und deutlich gegen die 1922 getroffenen Frankfurter Beschlüsse 

der SAI »verstieß <,. 

214 Ebd., S. 56. 
215 Im SPD-Jahrbuch wurde rückblickend über das Jahr 1929 und den Völkerbund festgestellt: »Aus 
der Praxis des Völkerbundes sind Jur das vergangene Jahr keine a11ßergewöhnllchen Ergebnisse mitzuteilen. 
Deutschland und eine Reihe anderer Mächte haben im lai!fenden Jahre das Gef!fer Protokoll wegen Verbots des 
Gaskrieges rat!fiziert. - Es sind Bestrebungen im Gange, eine zunächst innereuropäische Wirtschcifts- und 
Handelsverstiindigung dadurch einzuleiten, daß durch einen meh,jährigen Zollwq!fenstillstand die Moglichkeit 
einer systematischen internationalen Wirtscheftspolittk geschaffen wird. [. . ]. « SPD (Hrsg.), Jahrbuch der 
Deutschen Sozialdemokratie für das Jahr 1929, 1930, S. 21. 
216 Hierzu: L. ZIMMERMANN, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, 
S. 353ff.; H. HAGSPIEL, Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich, 1987, S. 425ff. 
217 Vgl. P. KR ÜGER, Die Außenpolitik der Republik von Weimar, ll;)85, S. 428 ff. 
218 Zu den Ergebnissen der Konferenz sowie den Details des Reparationsplanes, siehe u. a.: H. HAc­
SPIEL, Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich, 1987, S. 427. 
219 Vgl. K. HILDEBRAND, Das vergangene Reich, 2008, S. 499 f. 
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Dennoch stellte die sich abzeichnende Fortsetzung der Verständigungspolitik im 

Zuge des Young-Plans einen deutlichen Fortschritt gegenüber den »verlorenen Jah­

ren« zwischen Thoiry und Den Haag dar. 220 Die wichtigste Voraussetzung hierfür 

war, wie Franz Knipping glaubwürdig darlegt , eine Verschiebung jener Mächtekon­

stellation, die zwischen dem Herbst 1926 und dem Frühjahr 1929 für einen relativen 

Verhandlungsstau gesorgt hatte. Ein entscheidender Faktor hierfür war die Neu­

besetzung der britischen Regierung im Sommer 1929. 221 

ln London hatte sich im Sommer 1929 eine neue Regierung konstituiert. Die 

Labour Party stieg im Zuge der Wahlen in Großbritannien vom 30. Mai zur stärks­

ten Partei auf, 222 während die Konservativen eine empfindliche Niederlage hinneh­

men mussten. 223 Der neue und alte Labour-Premier lautete Ramsay MacDonald , 

Außenminister wurde Arthur Henderson, 224 Schatzkanzler Philip Snowden. 225 Die 

Wahlen in Grofföritannien waren vor allem für die SPD ein großer Hoffnungsträger 

gewesen. Bereits im Oktober 1928 war MacDonald in Berlin gewesen, wo er den 

anwesenden Delegierten bei seiner Rede vor dem deutschen Reichstag große Hoff­

nungen gemacht hatte: Die Rheinlandräumung sei für ihn eines der zentralen The­

men der europäischen Verständigung, so sein Fazit. 226 Während seines Aufenthalts 

in Paris, den er kurz darauf im Dezember 1928 absolvierte, schlug MacDonald 

wesentlich kritischere Töne an und forderte eine Intensivierung der französischen 

Abrüstungsbemühungen. 227 insofern durfte die SPD wie das Parteiendreieck als sol­

ches berechtigte Hoffnungen hegen , dass der Regierungswechsel in Großbritannien 

einen Klimawechsel im internationalen System zugunsten einer nachhaltigeren Ver­

ständigungspolitik bewirken würde. 

Jedoch blieb der erhoffte Durchbruch zunächst aus: Die britische Arbeiterpartei 

vermochte weder innen- noch außenpoliti sch genuin sozialistische Akzente zu set­

zen und verlor im Zuge der Weltwirtschaftskrise gänzlich die Kontrolle über das 

Regierungsgeschäft, weshalb die zweite Regierung MacDonald überwiegend negativ 

220 F. S1rnERT, Aristide Briand: 1862- 1932, 1973, S. 427 ff 
221 Vgl. F. KNIPPI NC, Deutschland, Frankreich und das Ende der Locarno-Ära, 1987, S. 55ff 
222 Im März 1929 bemerkte das Internationale soziali stische Büro, dass die Labour Party »im un­
widerstehlichen Vormarsch « sei. Die »Siegeshoffnungen« der Interna tionale wurden in einem :iußcrst 
euphorisch klingenden Text mit den Wah lsiegen in Großbritannien, Dänemark, Belgien und Holland 
begründet. Internationale Information, Aufruf an die Arbeiter aller Länder, 28.3-1929 , Bd. 6.1., 1929 , 
S. 116. 
223 Hi erzu: D. CARLTON , MacDonald versus Henderson, 1970, S. 15 f; G. D. H. CoLE, A Hi story of 
the Labour Party from 1914, 1948 , S. 222; D. How ELL, MacDonald's Party: Labour ldentiti es and 
Crisis 1922-31, 2002; D. MARQ!:)A ND, Ramsay MacDonald, 1977, S. 489 ff 
224 In der SA! internen »Interna tionalen Information « wurde die Nominierung Hendersons in den 
höchsten Tönen gelobt, auch wenn man gleichzeitig bedauerte, dass H enderson seinen Vorsitz inner­
halb der SAI niede rlegen müsse. Internationale Information, Arthur Henderson, 14.6. 1929, Bd. 6.1., 
1929, S. 238. 
225 Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 369 ff 
226 The Times, 16.10.1928; Thc Miner, 25.10.1928. 
227 Manchester Guardian , 11.12.1928; Daily Telegraph, 11.12. 1928. 
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bewertet wird. 228 In ihrem Parteiprogramm »Labour and the Nation « hatte die La­

bour Party noch für einen Übergang von der kapitalistischen zur sozialistischen Ge­

sellschaftsordnung plädiert und die hierfür nötigen Schritte aufgezählt. Jedoch fand 

der graduellen »Übergang,, hin zu einer besseren, einer sozialistischen Gesellschaft 

nie statt: Höhepunkt der Demaskierung sozialistischer Propaganda war der Zerfall 

der Labour-Regierung im Sommer 1931 aufgrund interner Streitigkeiten über die 

Kürzung der Arbeitslosenversicherung, die von Teilen der Parteiführung befürwor­

tet wurde. 229 Auch die Außenpolitik der britischen Regierung stand im Kreuzfeuer 

der Kritik. Erwähnenswert ist dieser Aspekt deshalb, weil die kritischen Stimmen 

überwiegend aus dem sozialistischen Lager kamen. Grund hierfür war vor allem 

die Politik des Labour-Schatzkanzlers, Philip Snowden, im Zuge der ersten Haager 

Regierungskonferenz über den Young-Plan (August 1929), die an späterer Stelle 

noch diskutiert werden wird. 230 

3-8.2. Iriformelle Diplomatie des Parteiendreiecks im Voife!d der Haager Koreferenz: 
Die England-Reise von R. Breitseheid 

Grundsätzlich wurde der Young-Plan bzw. die Einberufung der Sachverständigen­

konferenz (Frühjahr 1929) im Lager des Parteiendreiecks positiv angenommen. 231 

Eben deshalb arbeiteten SPD, SFIO und Labour Party im Vorfeld der Ersten Haa­

ger Konferenz im Hintergrund an der Realisierung des Young-Plans , indem über 

informelle Kontakte der Sozialisten zwischenstaatliche Vorverhandlungen initiiert 

wurden. Vor allem die SPD tat sich darin hervor, sämtliche Kanäle miteinzubeziehen, 

um einen für Deutschland günstigen Ausgang der bevorstehenden Verhandlungen 

zu erreichen. 

228 R. SKJDELSKY, Politicians and the Slump. The Labour Government of 1929- 1931, 1967. 
229 Im Juli 1931 hatte die Arbeitslosigkeit in Großbritannien bereits 2-750.000 Arbeiter ergriffen, 
weshalb über die Annahme amerikanische Staatsanleihen diskutiert wurde. Die New York Reserve 
Bank knüpfte diese jedoch an die Einschränkung der Staatsausgaben, weshalb der Finanzminister, 
P. Snowden, die Kürzung der Arbeitslosenversicherung vorschlug. Eben diese hätte im Zuge des 
Wahlkampfes erhöht werden sollen. R. MacDonald sprach sich f"ür diesen Schritt aus, der Außen­
mini ster A. Henderson und die Gewerkschaften stemmten sich jedoch dagegen. Schlussendlich zer­
brach die Labour-Regierung unter anderem an dieser Frage, woraufhin der englische Premier MacDo­
nald im Auftrag des Königs ein »National Government« formierte und in der Folgezeit von seiner 
Partei als »Verräter« gebrandmarkt wurde. Vgl. J. BRAU NTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, 
Bd. 2, S. 37off; kritisch zu dem negativen Bild über R. MacDonald: D. MARQYAND, Ramsay 
MacDonald, r977-
230 Hierzu: IISG , SAI, Bureau, Briefwechsel über die Konferenz im Haag, August r929, !ISG/SAI/ 
Bureau/ 635; W. KowrALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 
1985, S. 142 f; J. F. WRYN N, The Socialist International and the politics of european reconstruction, 
1976, S. 67. 
231 Internationale Information , Wir fordern die Abrüstung, 13.4.1929 , Bd. 6.1., 1929 , S. 143; ebd., 
Der Kampf um die Abrüstung, 16.4.1929, Bd. 6.1., r929 , S. r47 ff 
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Zu diesem Zweck unternahm Hermann Müller bereits im Juni 1929 den Versuch, 

direkte Tuchfühlung mit dem frischgebackenen englischen Premierminister auf­

zunehmen, um ihm zu dessen Wahlsieg zu gratulieren und nebenbei vorzuschlagen, 

gemeinsam für den Frieden in Europa zu streiten. 232 Aus deutscher Sicht gab es in 

der Tat gute Gründe, sich an die britische Regierung anzulehnen: Wie Egon Wert­

heimer in einem Brief an Hermann Müller deutlich machte, sei die Labour Party 

»absolut entschlossen, mit der moglichst baldigen Räumung des Rheinlandes zu beginnen. Sie 
hält es naturgemijs for richtig, ein gemeinsames Vorgehen mit Frankreich und Belgien durch­
zusetzen.« 233 Zuvor hatte sich Wertheimer mit dem britischen Staatssekretär im Fo­

reign Office, Hugh Dalton, über die anstehenden zwischenstaatlichen Verhandlun­

gen zur Klärung der Reparations- und Räumungsfrage unterhalten. Dieser habe 

deutlich gemacht, »dqß seine Regierung entschlossen tst, die Truppen alleine zurückzuziehen, 
_falls sich al!fieiten Frankreichs oder Belgiens eine Verzogerung über den September hinaus 
einstellen sollte. «234 Die Forderung nach einer Verknüpfung der Rheinlandräumung 

mit der Saarfrage wurde von Dalton kritisch gesehen: Er sei der Meinung - »und er 
spricht hierbei die Aef.fossung Hendersons und MacDonalds aus, wie ich weift« - dass man 

im Verlauf der anstehenden Verhandlungen diesen Punkt zurückziehen müsse. Die 

britische Regierung habe zwar Verständnis für die deutsche Position, allerdings kön­

ne sie der Regierung Müller in der Saarfrage keine Unterstützung gewähren. 235 Ins­

gesamt spreche sich die Labour Party für die unveränderte Annahme des Young­

Plans aus, so das Fazit Wertheimers. 236 

Auf Basis dieser wichtigen Erkenntnisse begab sich Rudolf Breitseheid im Juni/ 

Juli 1929 wieder aufReisen. 237 Seine erste Station war Paris, um sich mit den SFIO 

Führern zu treffen. 238 Ziel war es, die Unterstützung der französischen Schwester­

partei in der Frage der Rheinlandräumung einzuholen, wie auch aus den Akten-

232 »I am standing at the top {!/ the German government like you ef the English one. [ know, that we are in 

pe,fect harmony, that all musl be done, to save peace ef Europe, which guarantccs thc wc!farc ef our nalions. ,, 

MacDonald nahm die Bot schaft Müllers wohlwollend auf, antwortete, er wolle mit dem deutschen 
Kanzl er den Frieden in Europa sichern . AdsD, NL Hermann Müller-Franken, Müller an MacDonald , 
8. 6. r929 , r/ HMAG 000043/283; Antwort MacDonalds (mehrere Briefe): AdsD, NL H ermann 
Müller-Franken, MacDonald an Müller, 1/HMAG 000056-59. 
233 AdsD, NL Hermann Müller-Franken , Wertheimer an Müller, 24.6. 19 29, 1/HMAG 000028/4 1. 
234 Ebd. 
23s Ebd. 
236 Bereits zum 1. Mai 1929 hatte die britische Arbeiterpartei ein umfassendes Manifest veröffent­
licht, in dem die Modifikation der britischen Friedenspolitik besonders hervorgehoben wurde. Ver­
fasst wurde das Schriftstück von Clynes, MacDonald, H enderson sowie Morri son. Inhaltlich forderte 
die Labour Party ei nen Kurswechsel in der britischen Außenpolitik sowie ei ne Fortsetzung der in­
ternationalen Verständigungspolitik. Daily Herald, r. 5. r9 29; Internationale Information, Manifest 
der briti schen Arbeiterpartei, 6. 5.1929, Bd. 6.1., 1929, S r74 . 
237 PA , NL Stresemann , Breitseheid an Stresemann, 22.7.1929, Bd. 83, H ooo150. 
238 Im Vorfeld war Breitseheid darum bemüht, Tuchfüh lung mit Stresemann aufzunehmen, um ein 
Gespräch zwischen ihm und Grumbach zu arrangieren. PA , NL Stresemann, Breitseheid an Strese­
mann, 1.6.1929, Bd . 8r, H170046 ff. 



Weiterentwicklung der kollektiven Sicherheit 293 

beständen der französischen Polizei hervorgeht. 239 Grundsätzlich gestaltete sich die 

Position der französischen Sozialisten diesbezüglich latent chaotisch, insofern der 

Young-Plan teilweise befürwortet, teilweise abgelehnt wurde, 240 was indes von der 

konservativen französischen Presse, die der SFIO »Verrat« unterstellte, konsequent 

ignoriert wurde. 241 Ob es Breitseheid gelang, die Haltung der SFIO im gewünschten 

Sinne zu beeinflussen, geht aus den Quellen leider nicht klar genug hervor. Belegt 

wird jedoch, dass sich der Sozialdemokrat mehrfach exponierte und offensiv für die 

Räumung eintrat. 242 Des Weiteren beteiligte sich Breitseheid, gemeinsam mit Van­

dervelde und Adler, auch an den Feierlichkeiten zur Einweihung des neuen Pariser 

Parteihauses der SFIO. 243 

Im Anschluss hieran reiste Breitseheid nach London. Dort traf sich der Sozialde­

mokrat mit Hugh Dalton sowie einigen anderen wichtigen Labour-Persönlichkeiten, 

darunter Henderson, um die britische Haltung bez. des Young-Plans auszuloten. Im 

unmittelbaren Vorfeld hatte sich Hermann Müller postalisch an Breitseheid gewandt 

und die Bitte geäußert, bei William Gillies nachzufragen, ob ein Aufenthalt des 

Sozialdemokraten momentan überhaupt erwünscht sei von der Labour Party. 244 

Der Reichskanzler gab sich demnach sehr vorsichtig und wollte die transnationalen 

Kontakte der SPD im Vorfeld der zwischenstaatlichen Verhandlungen nicht allzu 

offensichtlich ausspielen. Grundsätzlich empfahl er Breitseheid aber, die Reise vom 

Auswärtigen Amt finanzieren zu lassen, da sein Aufenthalt in der britischen Haupt­

stadt auch »im deutschen Interesse liege«. 245 

Im Anschluss an seine London-Reise fertigte Breitseheid einen umfassenden Be­

richt an, den er an Stresemann, Müller, Hilferding und Sthamer versandte. In dem 

Dokument wies Breitseheid dezidiert darauf hin, dass »meine Reise jedes amtlichen 

Charakters entbehre«. 246 Das hielt den Sozialdemokraten allerdings nicht davon ab, 

239 A.N. Pari s, Activites sociali stes. Classement departemental (1926, 1928-1932), Seine, Polize i­

bericht, 29. Juli 1929, F7 / 13080; Peuple, 1.7.1929. 
240 Vgl. C. ZIEBURA , Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 309. 
241 Hier wurde der französischen Partei unterstellt , sie arbeite mit den »europäischen Sozialisten­

führern « zusammen , gegen die französische Regierung: Beispielsweise wurde im Figaro darüber spe­
kuli ert , dass es eine »internationale Absprache« zwischen Blum, MacDonald und Müller gäbe, um die 

gemeinsamen Vorstellungen in punkto Reparation s- und Rheinlandfrage gemeinsam umse tzen zu 

können. Ein Briefwechsel Hermann Müllers mit Breitseheid, in dem sich ersterer dezidiert über die 

SFIO beschwerte, belegt jedoch, dass diese Absprache entweder ni emals vereinbart wurde, oder aber 

ers taunlich schlecht funktioniene. Figaro, 11.6.1929; kritisch zur »deutschlandfreundlichen« Haltung 

der SFIO siehe auch: Ami du Peuple, 12.6.1929; zum Briefwechsel Müller- Breitseheid: AdsD Bonn, 

NL Müller, Brief von H ermann Müller an Rudolf Breitseheid , Bad Mergentheim vom 10. Juli 1929, 1/ 

HMAC 000012. 
242 A.N . Pari s, Activitcs socia li stes. Classement departemental (1926, 1928-1932), Seine, Pol izei­

bericht, 29. Juli 1929, F7/ 13080; Peuple, 1. 7- 1929. 
243 Internationale Information, Einweihung des Pari ser Parteihauses, 30.6.1929, Bd. 6.2., 1929, 

S. 307-
244 AdsD Bonn, NL Müller, Brief von Hermann Müller an Rudolf Breitseheid, Bad Mergentheim 

vom ro. Juli 1929 , r/ HMAC 0000 12. 
24s Ebd. 
246 PA, NL Stresemann, Breitseheid an Stresemann, 22.7- 1929 , Bd. 83, Hooo150. 
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für die anstehenden Verhandlungen m Den Haag höchst relevante Informationen 

einzuholen: »Festzustellen ist e,jreulicherweise, dqß bei der Labour-Regierung der ernste 
und dringende Wtlle vorhanden ist, die gemeinsame Räumung des Rheinlandes alsbald aef 
die Annahme des Young-Plans .fo(iz,en zu lassen. Sowohl von Dalton wie von Henderson 
wurde mir die Frage vorgelegt, ob wir, wenn die Franzosen nicht räumen wollen, einen sepa­
raten Abzug der Engländer wünschen.«247 Wie zuvor Wertheimer konnte auch Breit­

scheid die für Deutschland höchst relevante Botschaft übermitteln, dass die La­

bour-Regierung unbedingt gewillt war, die Rheinlandräumung so bald wie möglich 

in die Tat umzusetzen - zur Not auch gegen fran zös ischen Willen. 

Was Briands Vorschlag einer internationalen »Feststellungs- und Schlichtungs­

kommission« (Commission de Constatation et de Conciliation) anbetraf, 248 so teilte 

der britische Außenminister, Henderson, offensichtlich die Auffassung der deut­

schen Regierung: Eine Ausdehnung der Komissionsarbeit über 1935 hinaus werde 

auch von britischer Seite aus verneint. 249 Gleichermaßen lehne Henderson die Ver­

knüpfung von Rheinlandräumung und »Mobilisierbarkeit der deutschen Zahlun­

gen«, die von französischer Seite eingefordert wurde, strikt ab. Breitseheid vermerkte 

hierüber in seinen Aufzeichnungen: »Als ich die in französischen Kreisen angeblich aef 
amerikanische Anregung hin atefgetauchte Idee einer solchen Verkuppelung vorbrachte, wurde 
Henderson fast erregt und meinte, die Franzosen hätten keinerlei Recht, neue Bedingungen 
vorzuschreiben. Wenn der Young-Plan angenommen sei; müsse eben geräumt werden.« 250 

Der Eindruck Breitseheids lautete, dass die britische Regierung den Young-Plan 

eins zu eins umsetzen wolle. Eben deshalb sei Henderson zu keinem großen Ent­

gegenkommen bereit gewesen, als Breitseheid die Saarfrage thematisiert habe: 251 »Er 
(Henderson, Anm. d V) hielt sich an das Gerifer Communique vom V01jahr. Darin sei von 
der Saar nicht die Rede. [. . J Henderson warnte dringend davor, die Saa,jrage ausdrücklich 
auf die >Agenda< zu setzen und hielt so gar die Formulierung >mit dem Young-Plan zusam­
menhängende politische Ange!egenheit<für bedenklich, da die Franzosen sqfort fragen würden, 

247 Ebd. 
248 Diese Kommission sollte u. a. die Demi litarisierung des Rheinlandes nach dem Abzug der alliier­
ten Truppen überwachen. Problemati sch war hierbei, dass die deutsche Regierung eine Beschränkung 
der Arbeit der CCC bi s 1935/36 forderte, während Frankreich dazu neigte, den zei tlichen Rahmen der 
Überwachung möglich st auszudehnen, um das aus französischer Sicht nach dem Truppenabzug ent­
stehende »Sicherheitsleck« zu schließen. Hierzu: F. KN1PPI NG, Deutschland, Frankreich und das En­
de der Locarno-Ära, 1987, S. 41; R. BLESSI NG, Der mögliche Frieden, 2008, S. 362 u. 385. 
249 PA , NL Stresemann, Breitseheid an Stresemann, 22.7.1929 , Bd. 83, Hooo150. 
250 Ebd . 
251 Das Saarland wurde im Zuge des Versailler Vertrages aus dem Deutschen Reich ausgegliedert 
und stand 15 Jahre unter dem Mandatsgebiet des Völkerbundes. In der zweiten Hälfte der 20iger Jahre 
unternahmen die deutschen Reichsregierungen diverse Versuche, eine wirtschaft liche Angliederung 
des Saarlandes zu erreichen. Hierbei ging es in sbesondere um die lukrativen Saargruben. Im Zuge des 
Young-Plans konnte schlidslich erreicht werden, dass Verhandlungen zur Saarfrage aufgenommen 
wurden. Vgl. R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008, S. 387; zur Saarfrage im Kabinett Müller, 
siehe: Akten der Reichskanzlei , Das Kabinett Müller II , 28. Juni 1928 bi s 27. März 1930, Band 2, 
August 1929 bis März 1930, Dokument Nr. 293 , C hefbesprechung vom 17. September 1929, Saar­
frage; M. Voc1 (Hrsg.), 1971. 
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was darunter zu verstehen sei~ und sie dann ihrerseits moglicherweise noch mit anderen Dingen 
kiimen. «252 Sachlich habe er zwar nichts gegen die deutschen Forderungen einzuwen­

den, allerdings erscheine es ihm am besten, wenn die deutschen Vertreter das Thema 

im Verlauf der Generaldebatte hintenanstellen würden. Breitseheid vermerkte hierzu, 

dass ihm die englische Unterstützung zweifelhaft erscheine, »obwohl ich mich sehr 
lebhefi bemühte, Henderson den deutschen Standpunkt nahe zu bringen. « 253 

Die England- und Parisreise von Rudolf Breitseheid demonstriert, dass es inner­

halb des Parteiendreiecks weiterhin einen regen diplomatischen Austausch gab. 

Während sich die SAI zurückhielt und in erster Linie woh lwollende Neutralität wah­

ren wollte, bemühte sich die Regierung Hermann Müller darum, mit Hilfe inoffiziel­

ler »Vorverhandlungen« mit der britischen Regierung eine günstige Ausgangsposi­

tion für die anstehende Haager Konferenz zu erreichen. Inwiefern es gelang, während 

der Haager Konferenz eine für Deutschland bzw. das Parteiendreieck günstige Posi­

tion einzunehmen, wird im Folgekapitel in einem kurzen Abriss diskutiert werden . 

3-83. »Every Conftrence had to have its crisis« - Den Haag und der erbitterte Widerstand 
Pht!ip Snowdens gegen den Young-Plan 

Im Haag (August 1929) zeigte sich recht schnell, dass die informellen Vorarbeiten 

der sozialdemokratischen Mittlerpersönlichkeiten keinen Effekt auf den Konferenz­

verlauf selbst hatten. Dieser war in erster Linie von der geradezu störrischen Hal­

tung des frankophoben englischen Finanzministers Philip Snowden geprägt: Der 

Brite forderte wie bereits angedeutet einen höheren Reparationsanteil für Großbri­

tannien sowie ein rasches Ende der Sachlieferungen, die dem britischen Export scha­

den würden. 254 Bereits im Vorfeld der Haager Konferenz hatte er aus seiner Ableh­

nung für den Young-Plan kaum einen Hehl gemacht. 255 Weil er die öffentliche 

Meinung Großbritanniens hinter sich wusste - nach seiner Rückkehr wurde ihm 

vom britischen König aufgrund seines »patriotischen Verhaltens« ein Empfang be­

reitet-, konnte er die parteiinternen Umstimmungsversuche geflissentlich ignorie­

ren und an seinem Kurs fe sthalten. 256 Dementsprechend hatten die Beschwichti-

252 PA, NL Stresemann, Breitseheid an Stresemann, 22 .7.1 929, Bd. 83, Hoo0150. 
253 Abschließend bericht ete Breitseheid über den Ärger der Briten über die schwierige Suche nach 
einem Tagungsort für die Konfe renz, die »Au seinandersetzungen« zwischen Snowden und H ender­
son sowie seine Ein schätzung, dass die Labour-Regierung gefes tigt dastehe und noch »eine gan ze 
Weile« im Amt bleibe. Ebd. 
254 Hi erzu : J. JACOBSON, Locarno Diplorn acy, 1972, S. 285; P. H EYDE, Das Ende der Reparationen, 
1998, S. 50 ff; Akten der Reichskan zlei, Das Kabinett Müller II , 28. Juni 1928 bis 27. März 1930, 
Band 2, August 1929 bi s März 1930, Dokument Nr. 260, Staatssekretär Meissner an Staatssekretär 
Pünder, 7. Augu st 1929 . 
255 Hierzu: D. CARLTON, MacDonald ve rsus Hcnderson, 1970, S. 38 ff 
256 Im Verlauf der Haager Konferenz wa ndte sich der US -amerikani sche Bankier Larnonl an MacDo­
nald mit der Bitte, seinen Finanzminister zur Mäßigung aufzurufen. Tatsächlich gewährt e MacDo­
nald jedoch volle Handlungsfre iheit, di e er Snowden in einem Telegramm übermittelte. Ebd., S. 53-
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gungsversuche von Henderson, der sich im Vorfeld für Deutschland stark gemacht 

hatte, kaum Einfluss auf den Schatzkanzler. 

Problematisch war hierbei, dass Snowdens Forderungen den erbitterten Wider­

stand Frankreichs auf den Plan rief: Briand machte im Verlauf der Haager Konferenz 

mehrfach deutlich , dass eine Rheinlandräumung nicht ohne die Lösung der Finanz­

bzw. Reparationsfrage umgesetzt werden kö nne. Hieran konnte auch H endersons 

Ankündigung, Großbritannien werde zur Not einseitig abziehen, wenig ändern. 257 

Dieser Entwicklung stand die deutsche D elegation geradezu hilflos gegenüber, weil 

sie kaum Druckmittel in der Hand hielt: Stresemann betonte zwar den möglichen 

Schaden für die deutsch-französischen Bez iehungen im Falle eines Scheiterns der 

Konferenz, jedoch war das Repertoire deutscher Verhandlungskun st damit bereits 

erschöpft. 258 

Schlussendlich gelang es am 28.8.1929, doch einen Kompromiss zu vereinbaren: 

Die Annuitäten wurden zugunsten Großbritanniens erhöht, außerdem erhielt das 

Inselreich die Überschüsse der noch anfallenden Dawes-Zahlungen, die im Vergleich 

zum Young-Plan wesentlich höher ausfielen. Damit konnte Snowden einen Großteil 

seiner Forderungen gegenüber Frankreich durchsetzen. 259 Am 31. August unter­

zeichneten die im Haag versammelten Teilnehmer ein Protokoll , welches den 

Young-Plan befürwortete. Im Hinblick auf das Rheinland wurde vereinbart, die Räu­

mung bis zum 30. Juni 1930 vollständig durchzuführen. Die noch ungelösten Pro­

bleme wurden im Zuge der zweiten Haager Konferen z, die vom 3- bis 20. Januar 1930 
stattfand, verhandelL. 260 

3-8-4- Haltung der SAJ zum Young-Plan: »Pflichtetfüllung« statt Preftlneurose 

Aus der Perspektive der Sozialistischen Arbeiterinternationale und ihrer tragenden 

Akteuren war Snowdens politischer »A moklauf« ätifserst relevant: Indem der Brite die 

Aufschlüsselung der Reparationsleistungen zugunsten Großbritanniens unter Ver­

zicht auf Warenlieferungen einforderte, ignorierte er die Frankfurter Reparations­

beschlüsse der SAI von 1922 und rekurrierte stattdessen auf den Beschluss der »i m­

perialistischen Regierungen« in Spa (1920 ). 261 

Trotz di eses Affronts verhielt sich das SAI-Bureau indes sowohl vor als nach der 

Haager Konferenz erstaunlich neutral gegenüber der sich abzeichnenden Konstituie­

rung des Young-Plans: Die SAI-Exekutive hatte weder in London (Februar 1929) 

257 Vgl. R. Bu:: ss1NC, Der mögliche Frieden , 2008, S. 386. 
258 Vgl. J. j ACOßSON, Locarno Diplomacy, 1972, S. 317-
259 Vgl. D. CARLTON, MacDonald versus Henderso n, 1970, S. 386. 
260 Zur Bewertung des Young-Plans: ebd., S. 387; P. H EYDE, Das Ende der Reparationen, 1998, 
S. 49f 
261 Vgl. W. KowALSKI et.a l. , Geschichte der Sozialisti schen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 
1985, S. 142. 
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noch in ihrer im Juli 1929 stattfindenden Sitzung dafür gesorgt, 262 dass der Young­

Plan, dessen groben Umrisse bereits zum Z eitpunkt der Einberufung der Sachver­

ständigenkonferenz zu erahnen waren, in irgendeiner Art und Weise kriti siert wur­

de. 263 Faktisch erhob die SAI keine grundsätzlichen Einwände gegen das Ergebnis 

der Sachverständigenkonferenz, das offensichtlich innerhalb der Exekutive mehr­

heitsfähig war. 264 Im SPD-Jahrbuch wurde hierzu , eine Presseerklärung der SAI zi­

tierend, bemerkt: »Kurz vor dem Zusammentritt der Haager Konferenz verwies die Exe­
kutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale auf die unermüdlichen Bemühungen der 
deutschen, englischen, ftanzbsischen und italienischen Sozialisten, die darauf gerichtet waren, 
die Losungen zufinden, nach denen sich unter dem Druck der Ereignisse und der qfentlichen 
Meinung die Regierungen orientieren müssen in Bezug aef I. [. . J Reparationen [. . ); 
2. Den Rückzug der ausländischen Truppen aus dem Rheinland,· 3- Die Abrüstung zur See, 
zu Land und in der Lefi. [. . J Die Annahme des Young-Planes ml!ß notwendigerweise die 
Räumung des Rheinlandes ohne weiteren Aefschub [. . J zur Folge haben. « 265 

Während der Young-Plan akzeptiert wurde, bot das Verhalten Philip Snowdens 

im Speziellen durchaus Anlass zur Kritik: Am 25. August verfasste der einflussreiche 

belgische Sozialist Emile Vandervelde einen Brief, der wenig später an die Mitglieder 

des SAI Bureaus versandt und in der »Internationalen Information « publiziert wur­

de. Darin bezog er sich ausdrücklich auf die Haager Regierungskonferenz, erinnerte 

an die Reparationsbeschlüsse der SAI - und entlud seinen Zorn gegen den briti­

schen Schatzkanzler: 266 »Bei unserer Züricher Tagung haben wir in einer einstimmig be­
schlossenen Resolution an die Beschlüsse von Fran!ifurt und Hamburg erinnert, die die durch 
Deutschland zu leistenden Zahlungen einzig auf die eigentlichen Reparationen beschränken 
(unter Ausschll!ß der Militärpensionen). Seit dem ersten Tag der Koreferenz verteidigt jedoch 
Snowden, übrigens von seinen politischen Freunden unterstützt, lezdenschqfilich eine These -
die Aefrechterhaltung der Prozentsätze von Spa - die ihn in eine sehr starke Stellung gegen-

262 Im Zuge der Sitzung der SA! Exekutive am 28. Juli wurde gefordert: »I. Die endgültige Regelung des 
Problems der Reparationen in Verbindung mit dem der Schulden. 2. Den Rückzug der ausländischen Truppen 
aus dem Rheinland. 3- Die Abrüstung zur See zu Land und in der lefi. « Die Annahme des Young-Planes 
müsse die Räumung des Rheinland s zur Folge haben, so das Fazit der Exekutive. Explizit wurde auf 

das Anliegen MacDonalds, die Abrüstung zur See zu forcieren, eingegangen und ent sprechend po­

sitiv hervorgehoben. Im Rahmen der Züricher Sitzung waren anwesend: Crispien, Stelling, Vogel 

(SPD); Bracke, Longuet (SFIO); Brockway, Gillies , Jenkins (Großbritannien). Internationale Infor­

mation , Internationale und Regierungskonferenzen, 28.7-1929, Bd. 6.2., 1929, S. 312 ff und 318. 
263 Gewiss, die »Demokratisierung« des Völkerbundes blieb freilich ein Kampfbegriff der SAI-Pu­

blikationen, jedoch zielten eben diese mehr auf Strukturveränderungen ab, als dass sie konkrete und 

aktuelle Fragen der in ternationalen Beziehungen thematisierten. Internationale Information, Die Ab­

rüstungsaktion der Internationale, April 1929 , Bd. 6.1., 1929, S. 164ff 
264 Hierzu: W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 
1985, S. 142. 
265 SPD (Hrsg.), Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie für das Jahr 1929, 1930, S. 266 f 
266 Die folgenden Briefwechsel zwischen Adler, Roosbroek und Vandervelde sind deshalb von Rele­

vanz für die Dissertation, weil die drei sozia li stischen Autoren dezidiert Bezug auf das Parteiendrei ­

eck nahmen und ihre Ausführungen über das internationale System Rückschlüsse auf die Beziehun­

gen zwischen SPD, SFIO und Labour Party zulassen. 
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über Briand und Jaspar bringt [.. J.« 267 In Anbetracht der deutlichen Haltung von 

Snowden hätten die sozialistischen Zeitungen, so Vandervelde, widersprüchliche Po­

sitionen eingenommen und sich entweder für oder gegen seine Forderungen aus­

gesprochen. Der ,,Daily Herald« unterstütze den britischen Schatzkanzler, während 

der ILP-geführte »New Leader« das genaue Gegenteil verkünde. Der »Vorwärts« 

teile die Meinung Snowdens, während Blum und er (Vandervelde) den Briten scharf 

kritisieren würden. »Und diese Meinungsverschiedenheiten zwischen Sozialisten sind umso 
gefahrlicher, als in der Zwischenzeit die Rechtsparteien die Situation ausnützen, um die 
ef.ftntliche Meinung Frankreichs gegen die internationale aefzuhetzen und vor allem um die 
Rheinlandräumung Bedingungen und Terminen zu unterstellen, die wir alle einmütig als un­
zulässig beurteilen.« 268 In dieser schwierigen Situation »brilliere« die Internationale 

vor allem durch ihr Schweigen. Damit warf Vandervelde der SAI unverblümt Un­

tätigkeit vor angesichts der aktuellen internationalen Entwicklung. 269 

Die Ausführungen des Belgiers machen deutlich, dass das Parteiendreieck in der 

Frage des Young-Plans gespalten war. 270 Während sich SPD und Labour Party ge­

genseitige Schützenhilfe gewährten, wetterte die SFIO gegen die neuen Reparations­

forderungen und kritisierte den britischen Schatzkanzler Snowden. Wie aus den 

zahlreichen Artikeln des SFIO-Parteiführers, Leon Blum für die »Populaire« hervor­

geht, bewertete er das Vorpreschen Snowdens im Haag äußerst kritisch, weil er den 

bisherigen »Reparationskonsens« der SAI aufkündige. 271 Demgegenüber stellte sich 

die SPD respektive der England-Experte Victor Schiff schützend vor den britischen 

Finanzminister und verlangte von der SFIO, die Beschlüsse der Exekutive nicht als 

»Dogmen« zu betrachten. 272 Auch der Vorsitzende des International Department 

der Labour Party, W. Cillies, kritisierte Blum für sein Festhalten an althergebrachten 

267 llSG, SA!, Bureau, Briefwechsel zwischen Vandervelde und Van Roosbrock , 25.8.1929, IISG/ 
SAJ/Bureau/ 635. 
268 Ebd. 
269 Aufgrund dessen forderte er die Einberufung ei ner Bureau-SiLzung: »Ich wejß wohl, dass es nicht 
leicht ist, die Maschine so schnell. wie man es wünschen würde, in Gang zu bringen. ich glaube sogar, daß es nichl 
möglich isJ, - aus e1i1er Reihe von Gründen und seien es bl~ß materielle - das Bureau so efi einzuberefen, wie es 
wünschenswerl wiire. Aber lro!zdem bin ich überzeugl, daß, wenn die Geschefiskommirsionen tagen können. wir 
uns darüber einig gew01den wiiren, daß ,m gegenwdrtigen Fall etwas zu geschehen habe. Soll man jetzt etwas 
unlcrnchmen?« Allerdings sei es - vorn gegenwärtigen Standpunkt aus betrachtet - entweder zu früh 
oder zu spä t , das Bureau einzuberufen. Anders formulien war Vandervelde also ratlos in Anbetracht 
der aktuellen politischen Situation und hi er vor all em der Möglichkeit, der SAI, überhaupt Einfluss 
nehmen zu können. Ebd. 
270 Internationale Information, Die S.A.I. und die Haager Konferenz, Emile Vandervelde,7. 9. 1929, 
Bd. 6.2., 1929, S. 361 ff 
271 Hierzu div. Anikel von L. Blum, der grundsätzlich »kein persönliches Problem « mit Snowden 
habe, seine PoliLik jedoch scha rf kriLisiere: Le Populaire, 8.8.1929; Le Populairc, 9.8.1929; Le Popu­
laire, 10.8.1929; Le Populaire, 14.8.1929; Le Populaire, 16.8.1929. 
272 »Überdies sind Resolulionen der lnlernalionale, die 1n einer bestimmten politirchen und wirtscha.filichen 
Si!ualion gtfasst wurden, kein Dogma, an dem auch dann starr.festzuhalten ist, wenn sich diese Si!ualion nach 
Jahren wescnJ/ich verdnderl hal. [. . .J Deshalb vermag ich auch nicht die hartndckigen Versuche Gmhams und 
Snowdens ,m Haag, eine Herabm,nderung der deutschen SachleisJungen zu erzielen, als einen Vers!efl gegen 
internationale Beschlüsse ansehen.« V. ScH I FF, Haag und In ternationa le. Eine Entgegnung auf Vander-
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Glaubenssätzen und verteidigte das Vorgehen Snowdens. 273 Schiff und Gillies er­

klärten uni sono, dass die Frankfurter Resolution ausschließlich für den Wiederauf­

bau zerstörter Gebiete Relevanz besitze. Da der Wiederaufbau bereits abgeschlossen 

sei, könne man nicht wie bislang auf Warenlieferungen zurückgreifen. Davon abge­

sehen habe die Internationale immer mit Nachdruck darauf hingewiesen, dass die 

Warenlieferungen nicht zulasten der Arbeiter ausfallen sollten - eben das sei aber 

z.B. bei deutschen Kohlelieferungen der Fall, die negative Folgen für den britischen 

Kohlenexport hätten, wie auch Snowden mehrfach hervorgehoben hatte. 

Die Antwort Friedrich Adlers auf den Vorwurf Vanderveldes, das SAI-Bureau 

verhalte sich zu passiv, li eß nicht lange auf sich warten: Am 29. August verfasste 

der SAI-Generalsekretär einen langen Brief an den belgischen Sozialisten, in dem 

er ihm deutlich zu verstehen gab, dass seine Bedenken vollkommen überzogen sei­

en. 274 Zwar bedaure auch er die Uneinigkeit der SAI, jedoch »zähle ich diesen Fall zu 
den weniger Schlimmen.«275 Eigentlich seien nur drei Punkte von Interesse für die 

Arbeiterinternationale: »1. Dqß die Befriedung Europas durch die endgültige Regelung der 
Reparationen und die Räumung der besetzten Gebiete_fortschreite. 2. Dqß die englische La­
bour-Regierung keine Niederlage erleide, ganz abgesehen davon, ob ihre Einstellung von vor­
neherein die zweckmqfsigste war. J. Dqß wenn möglich Mussolini einen echec erleide.« 276 

Eben di ese Punkte seien im Zuge des Young-Plans erreicht worden, weshalb das 

Abkommen aus sozialistischer Perspektive nur zu begrüßen sei. D en in der Kritik 

stehenden Phillip Snowden betreffend nahm Adler ebenfall s eine deutliche Position 

ein: Der Brite habe seinen Standpunkt auf der Vierländerkonferenz im Februar klar 

und deutlich kenntlich gemacht, weshalb ihm jetzt kein Vorwurf gemacht werden 

könne: 277 Keiner der damals anwesenden Delegierten habe einen konkreten Be­

schluss gewünscht, weshalb die derzeitige Kritik in gewisser Weise heuchlerisch sei. 

»Sie haben sicher recht, dqß Snowdens Forderung zunächst aef die Beschlüsse von Fran!ifitrt 
und Hamburg keine Rücksicht zu nehmen scheint Aber das Ergebnis vom Haag hat doch 
gezeigt, dqß, wenn auch recht gekünstelt den Forderungen Snowdens Rechnung getragen wer­
den konnte im Rahmen der Grundsätze des Youngplans. «278 

veldcs KriLik; in: Vorwärts, 18.9.1929; Internationale lnforma1ion, Eine Entgegnung auf Vandervel­
des KriLik , V. Schiff, 20.9.19 29 , Bd. 6.2., 1929, S. 386 ff 
273 Cillies hierzu: »Vandervelde bedauerl, daß die Internationale die A,gumentation Snowdens nicht vorher 
durchberalen habe. Die fnlernationale kann nur sich selbst einen Vorwwf darüber machen. Die britt'.rche Dele­
gation hat mehr a!r ein Mal Gelegenheit zur Diskussion geboten. Snowden selbst und auch MacDonald haben 
am 8. und 9. Februar 1929 in L ondon der franzifsischen, belgischen und deutschen Parlei genügen Celegenheil 
zur Diskussion gegeben [. . ] « Internat ionale [nformation, Die Internationale und di e Haager Konferenz , 
W. Gillies , 28.9.1929 , Bd. 6.2 ., 1929, S. 389 ff; Vgl. W. KowA LSK I et.al., Geschichte der Sozialisti ­
schen Arbeiter-InternaLionale (1923-1940), 1985, S. 142f 
274 IISG, SA I, Bureau, Adler an Vandervelde, 29.8.1929, IIS C/SAI/ Bureau/ 635. 
27s Ebd. 
276 Ebd. 
277 Dieser Hinweis darf als weiterer Beleg dafür gel ten, dass Wrynns These, Snowden habe die 
Arbeiterklasse »verraLen « und se ine Thesen »geheim gehalten«, mehr al s fragwürdig ist. J. F. WRYNN , 

The Sociali st Internat ional and ehe politics of european reconstruction, 1976, S. 67. 
278 IISG, SA!, Bureau, Adler an Vandervelde, 29 .8. 1929, IIS G/SAI/Burcau/ 635. 
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Der SAI-Generalsekretär Adler schien sich der Tatsache, dass die SAI im Konzert 
der Großmächte eine untergeordnete Rolle einnahm, durchaus bewusst zu sein. Be­
zug nehmend auf die Relevanz der SAI-Beschlüsse für die Außenpolitik der Einzel­
parteien stellte er fest: »Sicher haben wir das grefste Interesse, dqß die einzelnen angeschlos­
senen Parteien die Beschlüsse der SAJ in der politischen Praxis strikt zur Grundlage nehmen. 
Aber das, was im Dawesplan und im Youngplan in Erscheinung trill, und wqfiir die Sozia­
listischen Parteien, wie ich glaube mit Recht, in den Parlamenten gestritten haben und stim­
men werden, enthalt zum Teil Bestimmungen far die man durchaus nicht die Autoritdt der 
Internationale in Anspruch nehmen kö"nnte.« 279 Die Tatsache, dass der Young-Plan »in 
Teilen« den sozialistischen Forderungen der letzten Jahre entsprach, genügte Adler 
daher voll und ganz. Ähnlich wie Victor Schiff plädierte er dafür, die Beschlüsse der 
SAl nicht als »Dogmen«, sondern als ungefähre Richtlinien zu begreifen. 

Eine Intervention der SAI hielt Adler im aktuellen Fall ohnehin für gänzli ch un­
nötig. Dies hätte die britische Arbeiterregierung, die dringend auf außenpolitische 
Erfolge angewiesen sei, nur unnötig unter Druck gesetzt. »Sicher beurteilen wir heute, 
wo die Gefahr eines Scheiterns der Koeferenz vorbei ist, die Sache nicht mehr unter dem 
Druck, unter dem wir noch vor einigen Tagen standen. Aber auch damals bestand neben dem 
Wunsch eines günstigen Ergebnisses im Haag doch auch der nicht nur für England, sondern 

_fiir die ganze Internationale wichtige Gesichtspunkt, dqß die Labour Party möglichst gelcref 
tigt aus ihrer ersten grefsen weltpolitischen Verhandlung hervorgehe. 280 Der Erfolg habe 
Snowden Recht gegeben, so Adlers Fazit. Wenn die Internationale nun dazu über­
gehe, rückwirkend Kritik an dessen Vorgehen zu üben und sich zum Beispiel auf die 
Seite seiner Kritiker wie z. B. Brailsford schlage, der »die ganze Aktion Snowdens 
von Grund auf für verfehlt ansah«, dann stehe dennoch der Erfolg der Labour Party 
über dem Interesse der SA!. 281 Eine kritische Auseinandersetzung sei also ohnehin 
nur eingeschränkt möglich, weshalb Adler für eine abwartende Haltung des Bureaus 
plädierte. Sicherlich bezahle die Internationale für ihre Rücksichtnahme auf di e eng­
lische Arbeiterpartei, insofern sie keine Werbung in eigener Sache betreiben könne. 
Allerdings sei dieser Aspekt zu vernachlässigen, zumal sowohl die SPD als auch die 
Labour Party vorab darum gebeten hätten, jede »Übereilung im Eingreifen« zu un­
terlassen. »Die Warnung wdre noch viel energischer gewesen, wenn wir versucht hdtten, 
wdhrend der Haager Konferenz das Bureau zu irgend einer Aktion zu veranlassen. Es wdre 
den deutschen Genossen, aber vor allem den englischen Genossen als eine gefahrliche Beein­
trdchtigung ihrer Handlunggahigkeit ihrer Vertreter im Haag erschienen. Man mag bedauern, 
dqß die Internationale so wenig zentralistisch in Erscheinung treten kann, aber so lange wir es 
mit Koalitionsregierungen oder schwachen Minderheitsregierungen zu tun haben, müssen wir, 
glaube ich, mit diesen gegebenen Tatsachen rechnen. «282 Adler schloss seinen Brief an 

279 Ebd. 
280 Ebd. 
281 F. Adlers Begründung für das zaghafte Vorgehen der SAT im Fall Snowdcn lautete wie folgt: 
„Eine Intervention der SA!, in welcher Form sie e,jölgt wäre, hälle dasselbe Resultat, das heute vorliegt, aus 
einem E,jölg der labour Party in einen Miße~fo/y, in den Augen der englischen Borgeoisie verkehrt. « Ebd. 
282 Ebd. 
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Vandervelde mit dem Vermerk, dass er seine Tätigkeit derzeit nur unter der Prämisse 

der »POichterfüllung« ausüben könne - zu mehr sei die SAI derzeit nicht in der 
Lage. 283 

3-9. Resümee: Fortsetzung der Verständigungspolillk um jeden Preis 

Der chaotische Konferenzverlauf im Haag demonstriert , dass die Vorarbeiten des 

Parteiendreiecks keine Garantie auf eine raschere diplomatische Einigung darstellten. 

Obwohl sich insgesamt zwei sozialistische Parteien, Labour Party und SPD, in der 

Regierungsverantwortung befanden, war die ablehnende Haltung des britischen Fi­

nanzministers Snowden - einem Sozialisten - ausreichend, um den tatsächlichen 

Verhandlungsprozess ungemein zu erschweren. Ein klar zu erkennendes »Plus ,, an 

Verständigung aufgrund der Parteifreundschaft zwischen SPD und Labour Party 

kann eben deshalb nicht festgestellt werden. Die Haager Turbulenzen sollten auf 

der anderen Seite nicht darüber hinwegtäuschen, dass z.B. der England-Besuch 

Breitseheids, wo er unter anderem den britischen Außenminister Hcnderson traf, 

alles andere als ein loser Austausch zwischen »Gesinnungsgenossen« war, sondern 

ein wichtiger Teil des Verhandlungsprozesses, an dessen Ende der Young-Plan 

schlussendlich schriftlich fixiert werden konnte. Der Gebrauch der halboffiziellen 

Kanäle der Sozialisten war zwar mit Sicherheit keine »conditio sine qua non« für 

den erfolgreichen Abschluss des Verhandlungen, wie am Beispiel von Locarno bzw. 

dem Dawes- oder Young-Plan gezeigt, dafür aber ein äußerst hilfreicherer und er­

leichternder Faktor. 

Generell wurde der Young-Plan vom Parteiendreieck nach seiner Präsentation über­

wiegend positiv konnotiert, immerhin konnten drei zentrale Punkte erreicht werden: 

1. Die exakte Datierung der Rheinlandräumung; 2. Die Aufhebung des Kontrollsys­

tems in Deutschland; 3. Die endgültige Festlegung der Reparationssumme. 284 

Die ungewollte Verballhornung der Frankfurter bzw. Amsterdamer SAI-Be­

schlüsse, die mit der Verabschiedung des Young-Plans einherging, wurde unter die­

sen Voraussetzungen stillschweigend akzeptiert, zugunsten einer Fortsetzung der 

bürgerlich-liberalen Verständigungspolitik. 285 Damit fand in gewisser Weise auch 

283 In seinem Antwortschreiben gab sich Vandervelde nach diesen offenen Worten sei nes Vorsitzen­

den betont milde und konstatierte, »dqjs das Schlussresultal der Haager Konferenz in allen sozialistischen 
Kreisen wirkliche Genugtuung hervomifen müsse und dqß die Probleme, die die Konferenz beherrschten, - und 
vor allem die Rheinlandriiumung - ohne den grqßen Sieg der Labour Party im Mai nicht aefso glückliche Weise 
gelöst worden wiire.« TIS G, SA [, Bureau, Vandervelde an Adler, 2.9.1929, IISG/ SAI/ Bureau/ 635. 
284 Vgl. W. KowALSKI et.al. , Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923-194 0 ), 

i985, S. i43. 
285 Diese Fortsetzung manifestierte sich auch u. a. daran, dass sich die Internationale weiterhin dezi ­

diert vom Kommunismus distanzierte. Ein Abdriften nach Links kann also mitnichten konstatiert 

werden. In der »Kommi ssion zur Untersuchung der Lage der politischen Gefangenen « wurde bei ­

spielsweise ein klares Statement gegen Imperiali smus, Faschismus und Bolschewismus ausgesprochen 

und die staatliche Verfolgung von Sozialisten deutlich angeprangert (Im Z uge der Züricher Sitzung 
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die »realistische Außenpolitik« Hilfcrdings weiterhin Anwendung, weshalb die Zu­

stimmung zum Young-Plan durch das Parteiendreieck keineswegs negativ konnotiert 

werden muss. Die von dem Arbeiterhistoriker J. F. Wrynn vertretene Auffassung, di e 

Labour Party habe die SAI »verraten «, entbehrt dementsprechend jedweder Grund­

lage. Zwar ist Wrynn einerseits zuzustimmen, wenn er zu dem Schluss kommt, 

Snowden hätte auch bereits im Februar 1929, während der Londoner Vierländerkon­

ferenz, seine Pläne klarer kenntlich machen können. 286 Andererseits sollte klar ge­

macht werden, dass der britische Schatzkanzler keinen »Verrat« an der Arbeiterbe­

wegung beging, indem er im Namen seines Landes eine andere Aufschlüsselung der 

Reparationsleistungen verlangte. Erstens fand di e Politik der Labour Party die Ak­

zeptanz ihrer Schwesterpartei aus Deutschland ( die ganz besonders von den Kon­

sequenzen des Young-Plan s betroffen war), zweitens war die Rücksichtnahme auf 

nationale Interessen und Befindlichkeiten durch sozialistische Politiker kein Novum, 

sondern Usus - und zwar mindestens seit der Konstitution der Zweiten Internatio­

nale 1889. 
Ganz abgesehen davon sollte gemei nhin davon ausgegangen werden, dass die Be­

schlüsse der SAI spätesten s seit Locarno allenfalls eine Orientierungifunktion besaßen 

und wie Victor Schiff darlegte, nicht länger als »Dogmen« verstanden wurden. 287 

Zugespitzt formuliert erhielt eine »Politik des Möglichen« in den Führungsgremien 

der Parteien immer den Vorzug gegenüber theoretischen Erwägungen oder schwer 

umsetzbaren Resolutionen, die den verantwortlichen Protagonisten diplomatische 

Fesseln anlegten. Infolgedessen überrascht es kaum, dass der Young-Plan vom Par­

teiendreieck übereinstimmend ratifi ziert wurde. Die Parlamentsfraktion der SFIO 

stimmte in ihrer Sitzung vom 25.3.1930 für den Vertrag und Leon Blum hob in der 

»Populaire« darauf ab, dass das Abkommen ganz und gar in Übereinstimmung mit 

der internationalen Aktionseinheit zu betrachten sei und überdies die in Frankfurt 

und Amsterdam aufgeworfenen Richtlinien vollkommen erfülle. Zwar sei der Young­

Plan keineswegs perfekt , jedoch gerecht und fort schrittlich genug, um den einge­

schlagenen Verständigungskurs fortzusetzen. 288 Kurz zuvor war der Vertrag auch 

im Reichstag verabschiedet worden mit dem Stimmen der SPD, die den Young-Plan 

als bestmögliche Lösung der Reparalionsfrage interpretierte. 289 Di e Labour Party 

im August 1929, am Beispiel der Soziali stenverfolgungen in Litauen). Internationale Information, 
Sitzung des Arbeitsausschusses der Kommission zur Untersuchung der Lage der politischen Gefa n­
genen, 31. 8. 1929 , Bd. 6.2., 1929, S. 346; Internationale Information, Tagung des Bureaus der Sozia­
li sti schen Arbeiter-Internationale, 23-/24. 11.1929, Bd. 6.2., 1929 , S. 500 ff.; zur Position der Labour 
Party: Daily Herald, 29 . 11.1929; zur Haltung der SFIO bzw. L. Blums, siehe der Artikel »Vom Za­
ri smus zum Faschism us«: Le Populaire, 22. 11.1929. 
286 J. F. WRY NN, Th e Socialist lmernati onal and the poli tics ofeuropean recon struction , 1976, S. 68. 
287 Internationale In fo rmation, Eine Entgegnung auf Vandervcldes Kritik , V. Schiff, 20.9. 1929, 
Bd. 6.2., 1929, S. 386 ff. 
288 Le Populaire, 26.3-1930; G. Z IEBURA , Lcon Blum, 19 63, Bd. 1, S. 309 . 
289 Hierzu : W. KEIL, Erlebni sse eines Sozialdemokraten, Band II., Stultgart 1948, S. 364ff; SPD 
(Hrsg.), Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie für das Jahr 1929, 1930, S. 382 ff. 
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hatte sich bereits zuvor als initiierende Partei für den Reparationsplan ausgespro­

chen , was ihre Zustimmung miteinschloss. 

D er Young-Plan selbst trat schlussendlich am 9.5.1930 in Kraft, im Anschluss an 

die zweite Haager Regierungskonferenz. 290 Eine lange Laufzeit sollte dem Vertrags­

werk indes nicht beschert bleiben: Aufgrund der Zahlungsunfähigkeit Deutschlands 

kam es am 20. Juni 1931 zum sogenannten »Hoover-Moratorium«, nachdem auflni­

tiative Großbritanniens Gespräche zwischen den Alliierten und den USA über die 

mögliche Aussetzung der deutschen Reparationszah lungen anberaumt worden wa­

ren. Im Zuge der Lausanner Reparationskonferenz, die am 16. Juni 1932 stattfand, 

wurde wenig später das Ende der Reparationszahlungen verkündet. 291 

4. Sozialismus im Zeichen der deutschen Katastrophe (r930-r933) 

4.I. Abriss: Das Ende der Verständigungspolittk 

Im April 1929 wurde in den Medien kolportiert , dass Aristide Briand nach dem Ab­

schluss der Reparationsverhandlungen an einer europäischen Zollunion arbeite so­

wie dem Ausbau der deutsch-französischen Industriekartelle. 1 Tatsächlich informier­

te sich Briand bei Stresemann im Juni 1929, was dieser von einer solchen Regelung 

halte. Aufgrund der latent antiamerikanischen Stoßrichtung äußerten sich indes so­

wohl Stresemann als auch die britische Regierung, die die Rolle der Dominions in 

Gefahr sah, recht verhalten, woraufhin Briand den Entschluss fasste, verstärkt in der 

Öffentlichkeit für seinen »Europaplan « zu werben. In diesem Sinne forderte der 

französische Außenminister im September 1929 vor dem Völkerbund die Schaffung 

von »liens fedcral« zwischen den europäischen Staaten. 2 Die Antwort Stresemanns 

auf diesen Vorschlag fiel sehr verhalten aus, anders als der pathetisch auftretende 

Franzose betonte der deutsche Außenminister nüchtern und sachlich die wirtschaft­

lichen Vorzüge des »Europaplans«, kritisierte aber auch sei ne antiamerikanische 

Stoßrichtung. 3 Die Details des Briandschen Europakonzeptes sollen im Folgenden 

nicht näher diskutiert werden: Fakt war, dass der Plan scheiterte, insbesondere am 

Widerstand des deutschen Außenministers, der aus nachvollziehbaren Gründen das 

deutsche Streben nach Gleichberechtigung nicht aufgeben wollte und daher die Ze­

mentierung des politischen status quo zugunsten der Schaffung einer nicht näher 

konkretisierten europäischen Föderation unmissverständlich negierte. 4 

290 Zeitgenössisch hierzu die Zusammenfassung von Adolph Sturmthal in der Internationalen Infor­
mation: International e Information, Der Young-Plan, Juli / August 1929 , Bd. 6.2., 1929, S. 320 ff. 
291 Hierzu: F. SCHOB ER, Der internat ionale Reformismus und die Reparationsfrage, 1984, S. 179 ff.; 
A. RnsC:HL, Deutschlands Krise und Konjunktur 1924-1934, 2002, S. 179 ff. 

1 Vgl. H. HAGS PI EL, Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich, 1987, S. 472 ff 
2 Ebd. 
3 Vgl. P. KRücrn , Die Außenpolitik der Republik vo n Weimar, 1985, S. 502 und 523 ff 
4 Vgl. R. BLESSING, Der mögliche Frieden, 2008, S. 454 ff 
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In der Folgezeit änderte sich das politische Grundverhältnis zwischen Großbritan­

nien, Frankreich und Deutschland binnen kürzester Zeit grundlegend: Im Oktober 

1929 starb der deutsche Außenminister, Gustav Stresemann. Sein unmittelbarer 

Nachfolger, Julius Curtius, vertrat einen wesentlich »nationaleren« Kurs als sein 

namhafter Vorgänger. 5 Kurze Zeit später stürzte in Paris das letzte Kabinett Briand, 

insbesondere aufgrund der Unzufriedenheit der Parlamentsmehrheit über den in 

Den Haag vereinbarten Räumungsbeschluss. 6 Zwar blieb Briand weiterhin Chef 

im Quai d'Orsay, jedoch verengten sich die Handlungsspielräume des Außenminis­

ters unter den Regierungen Andre Tardieus gravierend. Hinzu kam des Weiteren, 

eine britische »Abkehr« vom Kontinent, nachdem im Zuge des Young-Planes gewis­

sermaßen eine Wahrung des Gleichgewichts zwischen Deutschland und Frankreich 

- und damit eines der klassischen Ziele britischer Außenpolitik - erreicht worden 

war. Die Tatsache, dass zu diesem Zeitpunkt eine Labour-Regierung an der Macht 

war, änderte hieran herzlich wenig. 7 

Ein weiterer Klimasturz vor allem in den deutsch-französischen Beziehungen er­

eignete sich von Frühjahr bi s Sommer 1930: Im März 1930 zerbrach die Große Ko­

aliLion unter Hermann Müller nach der Verabschiedung des Young-Plan s an der 

Frage der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung. 8 Daraufhin wurde Zentrumsführer 

Heinrich Brüning Chef eines Minderheitskabinetts, das er mit Hilfe des Artikels 48 

der Weimarer Reichsverfassung konsolidierte. In der Folgezeit wurde das Haupt­

augenmerk auf die »zügige Wiederrichtung einer deutschen Großmachtstellung« 

gelegt, 9 was klar und deutlich zulasten der Verständigungspolitik ging. Dies machte 

sich auch personell bemerkbar, insofern der enge Stresemann Mitarbeiter im Aus­

wärtigen Amt und Co-Architekt der Locarno-Politik, Carl von Schubert, im Juni 

1930 durch Bernhard von Bülow, dem Enkel des ehemaligen Reichskanzlers, aus­

getauscht wurde. Infolgedessen kam es sukzessive zur Zerrüttung der deutsch-fran­

zösischen Beziehungen , was den Abbau der Annäherungspolitik nach sich zog. 

Wie Ralph Blessing schlüssig darlegt, scheiterte die Modernisierung der Außen­

politik - und damit auch die Fortsetzung der internationalen Verständigung- gegen 

Ende der zwanziger Jahre. 10 Hierfür waren verschiedene Faktoren ausschlaggebend, 

unter anderem der immer stärker aufkeimende Revisionismus in Deutschland, das 

nie enden wollende französische Sicherheitsbedürfnis, die Weigerung der USA und 

Großbritannien, eine Führungsrolle einzunehmen sowie die sich stetig verschärfen­

den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Spannungen im Schatten der Weltwirt­

schaftskrise. Indes sollen die Gründe für den Zusammenbruch des internationalen 

5 Vgl. H. H AGSPIEL, Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich, 1987, S. 456 ff ; Hild e-
brand , Das vergangene Reich, S. 56 1. 

6 Vgl. D. NER1-ULTSCH, Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allian z, 2005, S. 219. 
7 F. KN1PP1 Nc, Deutschland, Frankreich und das Ende der Locarno-Ä ra, 19 87, S. 94-
8 Vgl. H . A. W1 NKLER, Weimar, 1918- 1933, 11998, S. 361 ff 
9 F. KNrPPI NG, Deutschland , Frankreich und das Ende der Locarno-Ära, 1987, S. 141 f. 

10 R. BLESS ING, Der mögliche Frieden , 2008, S. 466. 
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Systems nicht Gegenstand der Analyse sein: Viel wichtiger ist die Erkenntnis , dass 

die zwischen 1923 und 1929 begonnene Modernisierung der Außenpolitik erst wie­

der nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges fortgesetzt wurde, während die Zeit 

zwischen 1930 und 1945 von einer fortschreitenden Zersetzung der Verständigungs­

ära geprägt war. Dementsprechend stellt sich im Folgenden die Frage, wie das Par­

teiendreieck auf diesen schleichenden Erosionsprozess reagierte und wie eine trans­

na tionale Zusammenarbeit unter diesen Vorzeichen organisiert wurde. 

4.2. Transnationale Zusammenarbeit im Schatten der Krise(n), 1930- 1931: 
Ende der Verständigungspolittk - Ende der Kooperation des Parteiendreiecks? 

Das abrupte Ende der »Locarno-Ära« blieb alles andere als folgenlos für die trans­

nationale Parteienkooperation: Zwischen der Weltwirtschaftskrise und dem Wiener 

Kongress brach der Kontakt zwischen SPD, SFIO und Labour Party regelrecht ein 

und fand allenfalls sporadisch statt. Welche Gründe hierfür in erster Linie ausschlag­

gebend waren , kann rückblickend nicht exakt bestimmt werden. Indes steht außer 

Frage, dass die politischen und wirtschaftlichen Umstände in dieser Etappe äußerst 

ungünstig waren ( einsetzende Erosion des Staatensystems, zunehmende innerpar­

teiliche Probleme von SPD, SFIO, Labour Party) und die zeitaufwendigen trans­

nationalen Treffen daher nur eingeschränkt realisiert werden konnten. 

In Deutschland ging die Phase relativer Stabilität mit der Ablehnung des »Brü­

ning-Kompromisses« und der daran anknüpfenden Demission des Kabinetts Müller 

zu Ende. 11 Rudolf Hilferding kommentierte die darauf folgende Verschiebung der 

innenpolitischen Machtbalance von der Legislative zur Exekutive vielsagend mit 

dem Hinweis, dass die eigentliche Gefahr für den deutschen Parlamentarismus nicht 

von außen, sondern von innen drohe: »Ajax fällt durch Ajax' Krqft. « 12 Die SPD selbst 

hatte vornehmlich aus Unzufriedenheit mit der Koalitionspolitik der beiden Regie­

rungsjahre »ein Ende mit Schrecken einem vermeintlichen Schrecken ohne Ende« vorgezo­

gen und damit ein Präsidialsystem sowie die Gefahr der Entparlamentarisierung 

nach der Verabschiedung des Young-Plans billigend in Kauf genommen. 13 

Die SFIO respektive Leon Blum reagierte zunächst höchst euphorisch auf die 

Verabschiedung des Reparationsplans im deutschen Reichstag und lobte die Politik 

der Regierung Müller als »oeuvre de paix«. 14 Den anschließenden Regierungswech­

sel von Müller zu Brüning versuchten die französischen Sozialisten, anders als Hil-

11 H . A. W1NKLER , Weimar, 1918-1933, 11998, S. 371ff 
12 Aus diesem Grund sprach sich R. Hilferding als einer der wenigen Politiker der Sozialdemokratie 

für die Option aus, die Kompromissformel H. Brünings, der den Streit um die Erhöhung der Arbeits­

losenbeiträge vertagen wollte, anzunehmen und dadurch die »Preisgabe des Parlamentarismus « 

(Winkler) zu verhindern: »Gerade diese Gefähr zu ·vermeiden, war ja stets ein zwingendes Momenl far die 

Sozialdemokratie, in den schwierigsten Situation die Verantwortung zu übernehmen. « Ebd., S . 371 ff; 
E. KoLB / W. MüHLHAUSEN, Demokratie in der Krise, 1997, S. 90 ff: 
13 Vgl. H. A. W1NKLER, Weimar, 1918-1933, 11998 , S. 374. 
14 Le Populaire, 29.3- 1930; Le Populaire, 30.3.1930. 
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ferding, dezidiert herunterzuspielen : Am 2.4.1930 veröffentlichte Blum einen Arti­

kel in der »Populaire«, in dem er einen Vergleich zwischen deutschen und französi­

schen Nationalisten zog und dabei zu dem Schluss kam, dass die französischen 

Ängste vor einem deutschen »Rechtsruck« bzw. vor einem Abbruch der Verständi­

gungspolitik übertrieben seien. 15 Damit wurde der Rechten im eigenen Land eine 

geradezu lachhafte Dramatisierung der deutschen Verhältnisse vorgeworfen. 16 Der 

eigentliche Grund für die bedingungslose Solidarisierung mit dem deutschen Nach­

barn war die Verlustangst der französischen Sozialisten, die ihre Meriten der Locar­

no-Ära in Gefahr sahen. Während die konservativen oder bürgerlichen Medien im 

Scheitern des Kabinetts Müller eine »Z eitenwende« sahen, 17 interpreti erte die SFIO 

die Ereignisse in Deutschland paradoxerweise als »letztes Aufbäumen« der Nationa­

listen. Auch wenn Leon Blum in der Folgezeit immer wieder Zweifel an der Richtig­

keit seines Deutschlandbildes aufkommen ließ und ein mögliches »Nachgeben« ge­

genüber Deutschland stets kritisch analysierte, 18 so kann ein Aspekt seiner Politik -

und der seiner Partei - kaum geleugnet werden: Das Primärziel lautete, die SPD in 

ihrem Kampf für den Erhalt der D emokratie bedingungslos zu unterstützen. 

Um die »Aktionseinheit« zwischen deutschen und französischen Sozialisten auch 

nach außen hin zu demonstrieren, wurden symbolische Verbrüderungsrituale in 

Form von gemeinsamen Propagandaveranstaltungen unternommen: Wenige Mona­

te vor dem Zerfall der Regierung Müller trafen sich Repräsentanten von SPD und 

SFIO auflnitiative des BIT-Präsidenten Albert Thomas in Champigny, wo vor mehr 

als einem Jahrzehnt, im Sommer 1914, noch nationalistische Kundgebungen gegen 

die Deutschen stattfanden. In Champigny feierten beide Parteien im Winter r929 die 

deutsch-französische Annäherung und stellten sich symbolisch gegen die Eiszeit auf 

internationaler Ebene nach dem Tod Gustav Stresemanns. 19 In einem der zahlrei­

chen Polizeiberichte wurde hierzu vermerkt, dass sich mehr als 2500 Personen am 

»monument aux Morts de la Guerre 1870-18p« versammelt hätten. Albert Thomas, 

der als Redner auftrat, nannte die Veranstaltung »un progres decisif vers le rapprochement 
Jranco-allemand«. Er erinnerte mit Nachdruck daran, dass die deutsche SPD immer 

im Sinne einer deutsch-französischen Verständigung aufgetreten sei und für die 

Etablierung einer friedlichen Welt gestritten habe. Im gleichen Sinne äußerten sich 

15 »Le cabinet Brüning qui s 'est prr!senle hier meme devanl le Reichstagestun gouvernement de concenlration 
bour,rr,eoisie. [. . j Quelle cor!fiance a·voir, s'ement-1/s, dans un gouvernement oit /es nalionalisles ont pinflrr! e/ 
d'oit /es socialistes sont exdus? Commenl supposer qu 't! executera loyalement le Plan Young? [. . J Nos chauvins, 
qui denoncenl si verfemen/ Hugenberg et sa sequelle sont-ils donc incapables d'un retour sur eux-memes? Les 
Hugenberg_/ranrais sont-J!r moins noafs que /es Frank/in-Boutl!on et que !es marin a//emands ?« Le Populaire, 

2. 4· 1930. 
16 Le Populaire, 17-9.1930; Vgl. H. HAGS PI EL, Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich, 
1987, S. 481. 
17 Ebd.; Temps, 15.9.1930; allgemein zu den Haltungen der verschiedenen Medien: F. CocuEL, La 
politique Jes partis sous la Illc republiquc, Bd. 1, 1946, S. 408 f 
18 Vgl. R. CoMl:I I N , Les socia li stes et la guerre, 1970, S. 101. 
19 Libcrte, 30. 11.1929; Volontc, 30. 11.1929; Victoirc, 3-12.19 29; A.N. Paris, Activites socia li stes. Clas­
semen l departememal (1926, 1928- 1932), Seine, Polizeibericht , ohne DaLum, F7/13080. 
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Otto Wels, der für die SPD vor Ort war sowie die Leuchtgestalt der SFIO, Leon 

Blum. 20 

Auf außenpolitischer Ebene konnte die Zusammenarbeit der beiden Parteien we­

nig zur Geltung kommen: Während die SPD nach dem Zerfall der Großen Koalition 

kaum außenpolitische Reizpunkte setzen konnte und sich aufgrund staatspolitischer 

Erwägungen dazu entschloss, die Regierung Brüning zu unterstützen , um dadurch 

»parlamentarische Überlebenshilfe« zu leisten , 21 schwelte im Lager der Franzosen 

weiterhin der nie enden wollende Konflikt zwischen »Participationnistes« und »An­

tiparticipationnistes«, der die SFIO regelrecht zerfraß. 22 Der eigentliche Anlass für 

den wiederaufkeimenden Streit war ein Regierungsangebot Edouard Daladiers an 

die SFIO, der nach dem Scheitern des Briand-Kabinettes mit der Regierungsbildung 

beauftragt worden war. Die sozialistische Parlamentsfraktion neigte dazu, das An­

gebot anzunehmen, während sich Teile der CAP um Bracke dezidiert gegen diese 

Option aussprachen. 23 Auf der Sitzung des Nationalrats am 28. ro.1929 wurde 

schließlich in zähen Verhandlungen beschlossen, das Regierungsangebot Daladiers 

abzulehnen, sehr zum Ärger des rechten SFIO-Flügels um Salomon Grumbach oder 

Paul-Boncour. 

Neben den parteiinternen Konflikten fand in Frankreich zwischen 1930-32 eine 

Polarisierung des Parteiensystems statt, die es der SFIO zusätzlich erschwerte, ihre 

außenpolitischen Positionen in eine konkrete Politik umsetzen zu können: Der Ein­

fluss der französischen Arbeiterpartei auf die konservative Regierung Tardieu war de 

facLO äußerst beschränkt. 24 Hinzu kam des Weiteren, dass sich der rechte Flügel der 

Radikalsozialisten, aufgrund der Unfähigkeit der SFIO, Regierungsverantwortung 

zu übernehmen, zunehmend vom einstigen Partner distanzierte, was den Hand­

lungsspielraum der SFIO zusätzlich einengte und die Partei marginalisierte . 25 

20 A.N. Paris, AcLiviLes sociali sLes. Classement depanemental (1926, 1928- 1932), Seine, Polizei­
bericht, 1.12.1929 , F7 /13080. 
21 W. PYTA, Weimarer Republik , 2004, S. 115. 
22 Vgl. D. NER1 -UuscH, SozialisLen und Radicaux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 222. 
23 Ebd.; Zu den parteiinternen Diskussionen: Le Populaire, 29. und 30.10.1929. 
24 D. NER1 -ULTSCH , Soziali sten und Radicaux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 226. 
25 Hintergrund hierfür war der Konflikt zwischen Parteimehrheit und Minorität über die Frage der 
Regierungsbeteiligung, der insbesondere auf dem Pariser SFIO-Kongress, der vom 25. bis 26. Januar 
tagte, ausgefochten wurde. Der auf dem Kongress anwesende österreichische Sozialist Friedrich Adler 
fasste di e Streitigkeiten wie folgt zusammen: »Rückblickend wird wohl niemand, weder die Minderheit noch 
die Mehrheit den Pariser Kongress vom 25- und 26. Januar zu den Ruhmesblättern in der Geschichte des 

.französischen Sozialismus rechnen. [. . J So kam die Mehrheit schon in gereizter Stimmung zu den Verhand­
lungen, die Minderheit verstimmt durch die Niederlage, deren sie nach dem Ergebnis der Abstimmungen in den 
Parteirektionen sicher sein musste, und alle, Mehrheit und Minderheit noch e,füllt von der Leidenschaji, mit der 
in der Presse und in dm Versammlungen um den Sieg gerungen worden war. Einzig Lcon B/um stellte sich 
immer wieder mtt aller Hingebung in deren Dienst. « Grundsätzlich sprach sich Adler dafür aus, die Frage 
der Regierungsbeteiligung nicht zu verteufel n: » Wer Koalitionsregierungen überhaupt prinzipiell aus­
schli~ßt, ist mlweder ein Bolschewik, [.. J oder ein Utopist, der seinen Wunsch nach einem geradlinigen Anstieg 
des Proletariats an die Stelle der Wirklichkeit setzt [..)« Internationale Information, Die fran zösi schen 
Soziali sten und die Regierungsbeteiligung, Friedrich Adler, 4 .2 .1930, Bd. 7-1., 1930, S. 59 ff ; als Am­
wort hierauC siehe: ebd., Ein e Richtigstellung, Pierre Renaudel, 12.4.1930, S. 217 ff 
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Teile der SPD hatten in der Vergangenheit mehrfach den Versuch unternommen , 

Einfluss auf die Geschehnisse in Frankreich zu nehmen: Hierbei hatten insbesonde­

re Breitseheid, Hilferding oder Kautsky großes Interesse daran gezeigt, dass die fran­

zösische Schwesterpartei die Machtfrage der Regierungsbeteiligung positiv beant­

worten würde. Ende 1929 mischte sich insbesondere der ehemalige Cheftheoretiker 

der deutschen Sozialdemokratie, Karl Kautsky, in die laufende Debatte ein. Am 

r. 1.1930 veröffentlichte Pierre Renaudel einen Briefwechsel mit ihm in der Parteizei­

tung »Populaire«, in dessen Verlauf der Versuch unternommen wurde, die Position 

der »participationnistes <, positiv umzudeuten und mit marxistischen Phrasen zu 

rechtfertigen. 26 Dieser Schachzug Renaudels, der sich innerhalb der SFIO seit jeher 

positiv zur Frage der Regierungsbeteiligung bekannt hatte, war äußerst klug ge­

wählt: Der Marxist Karl Kautsky war zwischen 1889 und 1914 der tonangebende 

sozialistische Intellektuelle gewesen und hatte das Programm der Zweiten Interna­

tionale maßgeblich mit beeinflusst. Weil sich vor allem der linke SFIO -Flügel zu den 

Prinzipien der »vergangenen« Zweiten Internationale bekannte, deren Grundsätze 

fast schon »kanonische« Geltung besaßen, 27 musste das Machtwort Kautskys , der 

zugab, dass er seine Meinung zur Koalitionsfrage längst geändert habe, wie ein Pau­

kenschlag wirken. 28 Zuvor hatte er bereits in Renaudels Zeitschrift »La vie socialis­

te« für die Regierungsbeteiligung der SFIO geworben. 29 

Eine der wenigen Bemühungen, mittels informeller Kontakte einen Bezug zur 

aktuellen außenpolitischen Situation herzustellen, stammte aus der Feder von Ru­

dolf Breitseheid. Der Sozialdemokrat teilte seinem Freund Salomon Grumbach pos­

talisch mit, dass er bei einer Befreiungskundgebung des Reichsbanners die Autoren 

der deutsch-französischen Verständigung ausdrücklich gelobt habe, darunter auch 

den französischen Außenminister: »Viel/eicht wird es Briand_freuen, wenn Du ihm mit­
teilst, dqß ich gestern bei der von 50 bis 60 Tausend Menschen besuchten Befreiungskund­
gebung des Reichsbanners auch seiner als einem der He!fer am Werke gedacht habe. Ich habe 
unter dem Beifall der Versammelten ausgefuhrt, dqß ich in dieser Stunde auch des ftanziisi­
schen Außenministers Briand gedenken mefste, von dem ich wisse, dqß er alles getan habe und 
tue, um die Klefi zwischen unseren beiden Nationen zu überbrücken. «30 Dieser kurze Ver­

weis auf die außenpolitischen Beziehungen mutet aus der Perspektive Breitseheids 

fast wie ein Versuch an , sich bei A. Briand in Erinnerung zu rufen. Di eser Vorstoß 

kam nicht von ungefähr: Trotz der zahlreichen Kontakte zwischen SPD und SFIO in 

besagtem Zeitabschnitt war der Einfluss auf die zwischenstaatlichen Beziehungen 

nie geringer gewesen: Anders als zwischen 1924 und 1929 nahmen die deutsch-fran-

26 Le Populaire, 1.1.1 930. 
27 H . A. W1 NKLER, Klassenkampf" versus Koalition ; in: Geschichte und Gesellschaft , Bd. 17, 1991 , 
S. 183-219; hier: S. 184-
28 »En ·virile,j'ai changi mon opinion depuis la rivolution. J e crois quc cel!e-ci a apporti une situation nouvel!C' 
C't des experiences nouvclles. « Le Popu laire, r. 1. 1930. 
29 La vie sociali ste, 19 . 1.1929; La vie Sociali ste, 21.12.1929. 
30 A.N ., Pari s, NL Salomon Grumbach, Breitseheid an Grumbach, 1. 7.1930, Grumbach F/7/15961. 
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zösischen Beziehungen und hier vor allem die aktive Gestaltung der Außenpolitik in 

den Planspielen des Parteiendreiecks eine untergeordnete Rolle ein. 

Zum Abschluss des Kapitels stellt sich schließlich die Frage, welche Rolle die Labour 

Party zwischen 1929 und 1931 einnahm und ob sich z.B. zwischen der deutschen, 

französischen und der britischen Arbeiterpartei ähnlich intensive Kontakte feststel­

len lassen wie zwischen SFIO und SPD. Eine Antwort hierauf kann aufgrund der 

schlechten Aktenlage nur bedingt geliefert werden, wenngleich konstatiert werden 

muss, dass die wenigen nachweisbaren Spuren transnationalen Engagements durch 

die Labour Party den Schluss zulassen, dass eben jenes höchst stiefmütterlich be­

handelt wurde. 

Beispielsweise erbrachte die SFIO im Rahmen einer SAl-Exekutivsitzung im Juli 

1930 den Vorschlag, gemeinsame Demonstrationen abzuhalten, um auf diesem We­

ge für eine Fortführung der Abrüstungsverhandlungen zu streiten. Dieser Gedanke 

wurde allerdings von der Labour Party, wie aus den Akten des »National Executive 

Committee« hervorgeht, rundum abgelehnt: »Mr. Ci/lies reported that the Executive ef 
the Labour & Socia!ist J nternationa! had adopted a resolution with a view to Disarmament 
Demonstrations being he!d throughout Europe at the end ef October and the beginning ef 
November.« 31 Auflnitiative von Henderson fasste die britische Partei den Entschluss, 

»affiliated organizations« darum zu beten, dem Vorschlag der SAI »besondere Auf­

merksamkeit« zu widmen. Die Anregung der SFIO, die Labour Party sei herzlich 

dazu eingeladen, Gastredner nach Frankreich zu entsenden, wurde aus Zeitgründen 

in aller Freundschaft zurückgewiesen. 32 Im gleichen Zeitraum wurde eine Einladung 

der SPD, an den Geburtstagsfeierlichkeiten zu Ehren Eduard Bernsteins teilzuneh­

men, abgesagt. 33 

Indes muss an dieser Stelle betont werden, dass sich die Absagen 1930/31 nicht 

nur im Lager der Labour Party häuften: Sowohl die SPD als auch die Labour Party 

untersagten z.B. ihren prominentesten Parteimitgliedern, auf den 1931 anberaumten 

Wiener Kongress der SAI zu fahren. In beiden Fällen waren es »nationale Verpflich­

tungen«, die Auslandsrei sen unmöglich machten. D er Vorsitzende des »Internatio­

nal Department«, William Gillies, ließ sich hierbei persönlich von MacDonald ver­

sichern, dass es völlig ausreiche, wenn nur die Unterstaatssekretäre nach Wien fahren 

würden, während die Minister in London blieben. 34 Gleichermaßen geht aus einem 

Brief Adlers hervor, dass die SPD-Politiker Breitseheid, Hilferding, Wels und Hertz 

31 LHASC , National Executive Committee, Exekutivsitzung, 4.1 0.1930, LHASC/ LP/ EC/ Minu­

tes, Juli-Oktober 1930. 
32 Immerhin entsandte die Labour Party einige Monate zuvor einen Delegierten zum SFIO Parteitag 
nach Bordeaux. Eine komplette »Isolierung« der Partei von der Internationale kann al so trotz Regie­
rungsverantwortung nicht konstati ert werden. LHASC , N ational Executive Committee, Exekutivsit­

zung, 30.4- 1930, LHASC/ LP/ EC/ Minutes, April-Juni 1930. 
33 LHASC, National Executive Committee, Exekutivsitzung, 22.1.1930, LHASC/ LP/ EC/ Minu­

tes, Januar-März 1930. 
34 LHASC, LSI, Brief Gillies an MacDonald, 18.3-1931, LHASC/ LSl/ 17 / 1/32. 
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aufgrund der »aktuellen Krisensituation« erst verspätet nach Wien fahren könn­

ten . 35 

Ungeachtet der sich insgesamt häufenden Termin- und Zeitprobleme fällt auf, 

dass die Akten der Labour Party wenig verwertbare Informationen bezüglich der 

transnationalen Parteiaktivitäten aus den Jahren r930/3r hergeben. 36 Dies mag zum 

einen an der Tatsache gelegen haben, dass sich die Partei in der Regierungsverant­

wortung befand und im Gegensatz zu den beiden Schwesterparteien , SFIO und 

SPD, ihr Land durch die Weltwirtschaftskrise manövrieren musste. 37 Zum anderen 

kann der Partei jedoch, gemessen an der Führungsrolle, die sie innerhalb der Interna­

tionale nach 1919 eingenommen hatte, ein wachsendes D esinteresse an der trans­

nationalen Parteienkooperation unterstellt werden. Dafür spricht zunächst einmal, 

dass die Labour Party bereits auf dem Brüsseler Kongress 1928 massive Probleme 

hatte, ihre Delegierten zu ei ner Teilnahme zu bewegen und Arthur Henderson 

händeringend damit beschäftigt war, Gewerkschaftsmitglieder zu requirieren, um 

gegenüber den kontinentaleuropäischen Arbeiterparteien nich t numerisch ins Hin­

tertreffen zu geraten. 38 Des Weiteren zeigt die bereits geschilderte Ablehnung ge­

meinsamer Demonstrationen, 39 dass di e Labour-Führungsebene der SAI als eigen­

ständigem Akteur kaum Handlungsmöglichkeiten einräumte. Ergo muss eine krasse 

Diskrepanz zwischen den Kontakten zwischen SFIO/SPD auf der einen sowie zwi­

schen diesen beiden Parteien und der Labour Party auf der anderen Seite festgestellt 

werden. 

4-3. A"!fitieg des Faschismus in Deutschland, Wiener Kongress der SA!, 1931 

Im Herbst 1930 gelang es der politisch bis dato belanglosen NSDAP, ihre Stimm­

zahlen schlagartig zu vervielfachen: Im Zuge der Reichstagswahlen vom 14. Septem-

35 LHASC , LSI, Brief Adlers an das Büro der SAI , 19.7.1931, LHASC/ LSI/ 17/ 1/ 51. 
36 In der Internationalen Information wurde immerhin ein 20 Minuten dauernder Radiobericht er­
wähnt, in dem die »internationale Zusammenarbeit« von W. M. Citrine und P. J. Noel Baker di s­
kutiert wurde. Internati onale Inforrnation, Radiovorträge über internationale Zusarnmenarbeit, Apri l 

1930, Bd. 7. 1., 1930, S. 55. 
37 Z umindest aus der zweiten Amtsführung MacDonald resultierte, wie B. Webb in einem ihrer 
Artikel deutlich rnacht, ei ne gewisse Entfremd ung der tonangebenden Protagoni sten, narnentli ch 
wurde MacDonald genannt, von den ursprünglichen Parteizielen. Grund hierfür sei in erster Linie 
die Notwendigkeit, Koalitionen rnit bürgerlichen Kräften zu schließen, neue Kontakte in die »Bour­
geoisie« zu knC!pfen und in anderen Krei sen zu verkehren. Wenig verblürnt unterstellte Webb 
MacDonald , er se i einrnal zu oft in den englischen Grafschaften ein- und ausgegangen . Hier (negati ­
ve) Auswirkungen auf die tran snationale Verständigungsarbeit herauszulesen (MacDonald war auch 
hier lange Zeit das entscheidende Z ugpferd der Labour Party), erscheint durchaus schlü ss ig. LSE, 
Passfield Papers, B. und S. Webb, l V 23; A Note on MacDonald's Governrnent of 1929; veröffen tli cht 
in: Political Quarterly, Vol. I, No. 1 (Jan. 1930), pp. 104- 109, unter dem Titel: »The disappearance of 
the governing class «. 
38 LHASC , LSI , H enderson an C. T. Cra rnp, 26.6 . 1928, LSl/ 17/1/6. 
39 LHASC, National Exccutive Commillee, Exekutivsitzung, 30.4.1930, LHASC/ LP/ EC/ Mi­
nutes, April-Juni 1930. 
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ber 1930 schwang sie sich über Nacht zur zweitstärksten Partei im Reichsgebiet auf -

und wurde damit zu einem veritablen Machtfaktor der Weimarer Republik . 40 

Wie reagierte die Sozialdemokratie, wie reagierte das Parteiendreieck respektive 

die SAI auf die faschisti sche Bedrohung? Auf nationaler Ebene verständigte sich die 

deutsche Arbeiterpartei, wie bereits kurz umris sen, auf eine Tolerierung der »Präsi­

dialregierung« Brüning. 41 Die Sozialdemokraten betrachteten eben diese als ein gro­

ßes Übel, das allerdings ungleich kleiner sei, als eine mögliche Hitlerregierung, die 

auf Brüning folgen könnte. Eben deshalb rang sich die SPD gegen die massiven 

parteiinternen Widerstände zu einer Tolerierungshaltung durch. Dieser Kurs zwang 

die Partei indes sukzessive dazu, sich an die Regierungspolitik anzupassen und weit­

reichende Kompromisse einzugehen - so zum Beispiel in der Panzerkreuzerdebatte, 

die im Frühjahr 1931 neu aufgerollt wurde. 42 

Nachdem die letzte Debatte bereits fast für ein Zerwürfnis zwischen SPD und 

SFIO gesorgt hatte, richtete sich Breitseheid postali sch an Salomon Grumbach, 

um diesen entsprechend vorzuwarnen. Die SPD sei zwar gegen den Panzerkreuzer­

bau, müsse in Anbetracht der politischen Situation in D eutschland jedoch taktieren. 

Die Fraktion werde sich im Rahmen der Abstimmung vermutlich enthalten, zumin­

des t aber nicht gegen die Vorlage stimmen. »lch teile Dir das alles mit, damit ihr unsere 
Situation versteht und auch in der Presse usw. aefsie Rücksicht nehmt. «43 Insofern wurde 

vonseiten der SPD gezielt der Versuch unternommen, einen erneuten offenen C linch 

zwischen beiden Parteien zu vermeiden und stattdessen die Tolerierungspolitik der 

deutschen Arbeiterpartei erklärbar zu machen. 

Die Sorgen der SPD waren jedoch unbegründet: Im Oktober 1930 hatte bereits 

eine gemeinsame Sitzung von IGB und SAI im Kölner Rathaus stattgefunden, wo 

beide Gremien von der Überzeugung geleitet wurden, dass die SPD »in dieser iiefserst 
schwierigen Situation bisher vermocht(e), die faschistischen Bestrebungen zu durchkreuzen. « 44 

Mit diesem Beschluss sollte der Sozialdemokratie in ihrem Abwehrkampf der Rü­

cken gestärkt werden , auch gegen die nicht unerheblichen Widerstände im eigenen 

40 Vgl. H . A. WI NK LER, Der Weg in die Katastrophe: Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Wei­
marer Republik 1930 bis 1933, 1987, S. 19 8 C 
41 Vgl. J. BRAU NT HAL, Geschichte der Internationale, 19 63, Bd. 2, S. 378. 
42 Vgl. S. FEUC HT, Die H altung der Sozialdemokrati schen Partei Deutschlands zur Außenpolitik 
während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998 , S. 493-
43 A.N . Paris, NL Grumbach, Breitseheid an Grumbach, 24.2.1931, Grumbach F/7/15961. 
44 Ein weiterer Punkt der Kölner Sitzung waren konkrete Magnahmen zur Bekämpfung der Arbeits­
losigkeit. Folgende Forderungen wurden hierbei u. a. erhoben: 1. Massnahmen zur Aufrechterhaltung 
der Löhne; 2. Aufrechterhaltung der Arbeitslosenversicherung; 1, Kürzung der Arbeitsze it; 4- Aus­
bauen der Altersversorgung; 5. Heraufsetzung des Schulentlassungsalters; 6. Beschäftigung auslän­
discher Arbeiter. In sgesamt muss betont werden, dass die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit vor allem 
von der SAI organisiert wurde. Bi- oder Trilaterale Maßnahmen von SPD, SFIO und Labour Party 
gab es wenn überhaupt nur am Rand e, weswegen der Themenkomplex » Wirtschaftskrise« in der 
vorliegenden Di ssertation eher zweitrangig behandelt wird. Vierter Kongress der Sozialistischen Ar­
beiter-Internationale, Wien, 23. Juli bi s 1. Augu st 1931 , Bd. 1, 1974, S. I. 14 f; Internationale Informa­
tion, Die Kölner Beratungen, 27./28 . 10. 1930, Bd. 7-2., 1930, S. 605. 
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Lager. 45 Von der SFIO, namentlich Lcon Blum erhielt die SPD außerdem Unter­

stützung in der Frage ihres parlamentarisches Vorgehen - konkret ist hiermit die 

Tolerierungspolitik der SPD im deutschen Reichstag gemeint-, welches der SFIO­

Parteiführer seiner Leser- und Zuhörerschaft ausgiebig zu erklären versuchte, stets 

versehen mit dem Totschlagargument, die deutsche Sozialdemokratie werde die Wei­

marer Demokratie vor den reaktionären Kräften retten. 46 Am 21. 2. r931 versammelte 

sich die Exekutive der SAI außerdem in Zürich, um gemeinsame Maßnahmen zur 

Lösung der Arbeitslosigkeit zu diskutieren.47 Zuvor wurde der internationalen So­

zialdemokratie in einem Bericht des SAI-Sekretariats, der in der »Imernationalen 

Information« veröffentlicht wurde, suggeriert, dass der »Grundstock der deutschen 

Demokratie« weiterhin unangetastet bleibe, trotz des bemerkenswerten Auf­

schwungs der poli tischen Zentrifugalkräfte. 48 Augenscheinlich war die zentrale In­

stanz des internationalen Sozialismus darum bemüht, den deutschen Genossen die 

Kritik an ihrer Tolerierungspolitik von den Schultern zu nehmen , indem durchweg 

das Bild von der »soz ialdemokratischen Festung« gezeichnet wurde. Dementspre­

chend lenkte di e SAI ihre Kritik vor allem nach Polen und Italien, um die dortigen 

Verbrechen anzuprangern, während die deutsche Situation gezielt kleingeredet wur­

de. 49 Gleichermaßen wurden die 1931 stattfindenden Prozesse gegen menschewisti­

sche Sozialdemokraten in den Vordergrund der Propaganda gerückt und die Gegen­

sätze zwischen Kommunismus und Sozialismus erneut hervorgehoben. so Der 

Austritt von dreißig KPD-Mitgliedern, di e zurück in die Reihen der SPD wechsel­

ten, war der »Internationalen Information« eine gesonderte Pressemitteilung wert. 51 

Auch in dem Nachruf auf Hermann Müller, der am 20.3-1931 an den Folgen einer 

Gallenblasenoperation verstorben war, wurde bewusst das Bild eines sozialdemokra­

tischen Heroen gezeichnet, der seine Partei im Abwehrkampf um die deutsche Re­

publik angeführt hatte. Um es mit den Worten Leon Blums auszudrücken: »Die 
deutsche Sozialdemokratie verliert diesen starken und sicheren Führer in einem Augenblick, 
in dem sie sich in einem besonders schwierigen Abschnitt ihres Kampfes befindet, in der Zeit der 

45 Exemplarisch sei hier der Leipziger Parteitag der SPD im Juni 1930 genannt - der Letzte vor dem 
Zusammenbruch des nationalsoziali stischen Regimes 1945 -, auf dem die Enthaltung der SPD -Frak­
tion und die Tolerierungspolitik der Partei im Zentrum der linken Kritik stand, vorgetragen von Max 
Seydewitz, Kurt Rosenfeld und Heinrich Ströbel. Hierzu: W. BusCHAK, Das Londoner Büro, 1985, 
S. 43 ff; hierzu auch: J. BRAU NTHA L, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 380. 
46 Bereits auf einer Rede in Narbonne, die Blum bei dem Kongress der Soziali sti schen Jugend hielt, 
betonte er, dass die SPD klar und deutlich gegen Aufrüstungsbes trebungen agitiere. Internationale 
[nformation, Leon Blum über die Abrü stung, 3- 11.1930, Bd. 7-2., 1930, S. 632 ff; Le Populaire, 

5· 6. i931. 
47 Zur Exekutivsitzung siehe: Internationale Information, Internationale Beratungen in Z ürich, 
28.2. 1931, Bd. 8.1., 1931, S. 89. 
48 Ebd., Bericht des Sekretariats der SAI, 14.2.1931, S. 55. 
49 Ebd., Diktaturju sti z, 18.2. 1931, S. 76 . 
so Ebd., Der Moskauer Schandprozess, Leon Blum, 4-3.1931, S. 122 ff; hierzu auch: ebd., Der Mos­
kauer Prozess, Emile Vandervelde, 21.3.1931, S. 127 ff. ; ebd., Breitseheid über den Moskauer Prozess, 

17.3- 1931 , S. 132. 
51 Ebd., ohne Datum, 1931, S. 125. 
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heroischen OP.fer, die sie aef sich genommen hat, um dem Nationalismus Hitler's den Weg zu 
verrammeln, um den Bestand der Republik zu sichern. J eder Tag stellt sie vor schwere Gewis­
senifragen: Erst gestern wieder die Frage der Militärkredite im Reichstag Und zu dieser 
Pri,ifung kam noch die Trauer. Wir nehmen Anteil an der einen wie an der andern. Die 
internationale Solidarität würde wenig bedeuten, wenn sie sich nur an Festtagen und in 
Augenblicken des Sieges ef.fenbarte. « 52 

Auch auf dem SAI-Kongress in Wien erhielt di e Sozialdemokratie weitreichende 

Unterstützung von ihren Schwesterparteien, di e sich, wie noch zu zeigen sein wird, 

allesamt verständnisvoll gegenüber der politischen Situation in Deutschland zeigten. 

Daran konnten auch die Differenzen bezüglich der Errichtung einer deutsch-ös ter­

reichi schen Zollunion, di e von der SPD befürwortet, von der SFIO strikt abgelehnt 

wurde, herzlich wenig ändern . 53 

Eröffnet wurde der Kongress am Samstag, den 25. Juli 1931 um drei Uhr N achmit­

tags in der Wiener Kon zerthalle. Nachdem das Präsidium die Plätze eingenommen 

hatte, ertönte im Orgelklang die Melodie der »Internationale«. Daraufbin brachte 

ein Arbeitersängerchor drei Chöre zum Vortrag, beim »Lied der Arbeit« - der Hym­

ne der österreichischen Sozialdemokratie - sowie der »Internationale« erhob sich der 

Kongress und »sang stehend mit«. 54 

Die zentralen Themenfelder des Kongresses lauteten: Abrüstung / Kriegsgefahr; 

Lage in Deutschland / Kampf dem Faschismus; Bekämpfung der Weltwirtschaft skri­

se. 55 Hierbei kam der Lage in Deutschland die größte Aufmerksamkeit zu, insbeson­

dere im Hinblick auf den Zusammenbruch der deutschen Banken Mitte Juli 1931. 56 

Unter dem Punkt 2 der Tagesordnung »Die Lage in Deutschland und Zentraleuropa und 
der KamP.f der Arbeiterklasse um die Demokratie« diskuti erte die SAI über ihre Hand-

52 Der Artikel Blums wurde zuvor in der Populaire veröfTenllichL. Ebd., H ermann Müller's Tod in der 
sozialistischen Presse, Leon Blum über Hermann Müller, 28.3.1931, S. 156 ff; hier finden sich weitere 
Nachrufe, z. B. von Vandervelde, dem »Dai ly Herald«, dem »Vorwärts« sowie der Wiener Arbeiter­
zeitung. 
53 Der Vorwärts äußene sich posiLiv gegenüber den Plänen zur Errichtung einer Zollunion zwischen 
ÖsLerreich und Deutschland. Demgegenüber gab sich Leon Blum in der »Populaire« höchst reservien 
gegenü ber dem Entwurf eines Zollvenrages: »Die Nachricht von dem Entwu,feines Zollvertrags zwischen 
Deutschland und Österreich hat unvermittelt unserer nationalistischen Presse ein Stichwort gegeben. Die Ver­
trage sind verletzt! Die Eingliederung Österreichs in Deutschland, der Anschluss ist jetzt schon vollzogen! Nur 
wenig.fehlt und wir stehen vor einem ,Kn·egifall,! [. . ]« Auch der »Daily H erald« nannte die mögliche 
Zollunion problemati sch und verglich sie mit dem Wurf einer Bombe in die europäische Diplomatie. 
Ebd., Die Verhandlungen über eine österreichi sch-deutsche Zollunion und die sozia li sti sche Presse, 

2-4-1931, S. 164ff 
54 Vierter Kongress der Soziali stischen Arbeiter-Internationale, Wien, 23- Juli bis r. August 1931, 
Bd. 2, S. Vl. 4; über den Kongress siehe auch: Internationale In for mation, Wiener Kongress der 
Soziali stischen Arbeiter-Internationale, 18.7-1931, Bd. 8.2., 1931, S. 366. 
55 Allgemeine Informationen zur Arbeit der SAT im Hinblick auf die Bekämpfung der Wirtschafts­
krise im Jahr 1931 finden sich u. a. in : Internationale Informa tion, Weltwirtschaftskrise und Arbeits­
los igkeit, 24. r. 1931, Bd. 8.r., 1931, S. 20 ff; ebd., SAI und TGB über Weltwirtschaftskrise und Arbeits­
losigkei t, S. 23 ff 
56 Vgl. F. SCHOBER, Der internationale Reformismus und die Reparationsfrage, 1984, S. 178. 
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lungsoptionen, mit Schwerpunkt auf der wirtschaftlichen Entwicklung. Dabei tat 

sich insbesondere der österreichische Sozialdemokrat Otto Bauer als Ideengeber her­

vor, der mit seiner Resolution die ökonomischen Aspekte der deutschen Misere zu 

analysieren und zu beheben versuchte. Zu diesem Zweck unterbreitete er den Vor­

schlag, dass sich die kapitalstarken Länder wechselseitig in Kri senzeiten unterstützen 

so llten. 57 Dieser geradezu utopisch anmutende Gedanke, der erst zwei Jahrzehnte 

später, beginnend mit dem Abkommen von Bretton-Woods 1944, realisiert werden 

konnte, schloss die Formierung einer Internationalen Bank für Aufbau und Entwick­

lung mit ein, die die wechselseitigen Hilfeleistungen koordinieren sollte. 58 

Verbunden wurde die Resolution Bauers mit einer zentralen politischen Forde­

rung: Der Streichung der deutschen und alliierten Zahlungsleistungen. »Nie ist eine 
Voraussage des internationalen Sozialismus durch die E,fahrung so furchtbar bestätigt worden 
wie unsere Voraussage, die wir vom A'!fang an gemacht haben, dqß es keine Gesundung der 
We!twirtschqft ohne Streichung der interalliierten Kriegsschulden gibt, die allein ihrerseits erst 
die Lösung der Reparationifrage, die Befreiung Deutschlands von einem untragbaren Druck 
möglich macht. «59 Damit stellte sich Otto Bauer also bewusst in die Kontinuität so­

zialistischer Forderungen und machte deutlich, dass sich seine Resolution im Ein­

klang mit den Grundsätzen der SAI befand. 

Leon Blum machte stellvertretend für die SFIO deutlich, das s er die Resolution 

Otto Bauers voll und ganz unterstützen würde. 60 Er sei davon überzeugt, dass die 

Kraft der Sozialdemokratie ausreichen werde, um gegen die Mächte der Diktatur 

und der Reaktion den Sieg zu erringen. Um ihr eine Waffe mehr zu geben, habe die 

SAI klarer als je zuvor den Gedanken einer Revision des Friedensvert rages in ihre 

Resolution aufgenommen. Hilfe für Deutschland mit ausländischem Kapital sei, so 

Blum, nicht nur hilfreich , sondern müsse unverzüglich und ohne Bedingungen ge­

währt werden: » Je veux simplement dire qu '1! est necessaire, qu 'zl doit etre fourni sans dela1; il 
doit etre faurni sans conditions, car toutes !es conditions politiques en!everaient precisement a ce 
temoignage de so!tdarite internationale son ef.ficacite politique.« 61 

Allerdings formierte sich auch Widerstand gegen die Resolution Otto Bauers: 

Anders als die SFIO sprach sich die Labour Party gegen die Option aus, Kreditzah­

lungen an D eutschland zu erbringen. Hierbei mag die Tatsache, dass die Labour 

Party zum Zeitpunkt des Wiener Kongresses Regierungsverantwortung ausübte, 

eine entscheidende Rolle gespielt haben :62 Dementsprechend lehnte James Maxton, 

Führer der ILP, Kredite von kapitalistischen Regierungen für kapitalistische Regie-

57 Vgl. Vierter Kongress der SozialisLischen Arbeiter-In ternationale, Wien , 23. Juli bis 1. August 1931, 
Bd. 2 , S. VI. 96. 
58 Vgl. J. BRAUNT I-IAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2 , S. 382. 
59 Vierter Kongress der Soziali stischen Arbeiter-lmernaLionale, Wien , 23- Juli bis 1. August 1931, 
Bd. 2, S. VI. 95. 
60 Zusammenfassend hierzu: Arbeiter-Zeitung, 25.7.193 1. In der Ausgabe vorn 25. Juli finden sich 
auch Artikel von KauLsky, Wels und Albarda zum Th ema der »Rettung der deutschen Republik«. 
61 VierLer Kongress der Sozialistischen Arbeiter-ln ternaLionale, Wien, 23- Juli bis 1. August 1931, 
Bd. 2, S. IV. 108. 
62 J. ßRAU NT HAL, Geschich te der Internationale, 1963, Bd. 2 , S. 383. 
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rungen kurzerhand ab. Diese Situation sei mit kapitalistischen Methoden nicht mehr 

zu retten, so sein Fazit. » You may postpone the final catastrophe, but you do not solve the 
prob/em, and thfr Congress, !ft"t accepts the reso/ution of the Politica/ Committee, 1 charge with 
not havingfaced the prob/em but having turned its back and wa/ked awayfi-om it. «63 lnwie­

fern die Haltung der rebellischen ILP die Meinung der Stammpartei widerspiegel­

te, 64 darf bezweifelt werden. Die Tatsache indes, dass sich Großbritannien in einer 

Kreditkrise befand und die Labour-Regierung hierauf Rücksicht nehmen musste, 

machte die Hoffnungen Bauers und der SAI auf eine einvernehmliche finanzielle 

Lösung ohnehin zunichte. 65 

Fernab der Debatte über die Vergabe von Krediten darf nicht außer Acht gelassen 

werden, dass die von Leon Blum erwähnte »Revision « des Versailler Vertrages, die in 

Wien besonders stark von der SAI eingefordert wurde, an bestimmte Bedingungen 

geknüpft war: Die Kongressisten strebten nicht nur unverzügliche Kredithilfen an, 

sondern auch eine Neuregelung der Reparationen. Hierbei wurde zunächst einmal 

konstatiert, dass Deutschland zahlungsunfähig sei - was allerdings keineswegs be­

deuten sollte, dass die sozialistischen Parteien aus Großbritannien, Frankreich und 

Belgien ihre Haltungen bez. der Reparationsfrage grundsätzlich revidieren würden. 

Nein, die Streichung der deutschen Reparationslast wurde weiterhin zur Gänze an 

die Streichung der interalliierten Schulden gekoppelt. Demgemäß war ein in Wien 

von Hilferding formulierter Antrag zur Streichung der Reparationszahlungen abge­

lehnt worden. 66 In der Schlussfassung der Kongressresolution wurde daher erneut 

bekräftigt, dass die »vollständige Annullierung der alliierten Kriegsschulden « heute 

»notwendiger denn je« sei. 67 

Nicht zu Unrecht wird bemängelt, dass die SAI in Wien keine eigenständige Reso­

lution verfasste, die auf die eigene Stärke gebaut hätte, sondern stattdessen abermals 

auf das Zusammenspiel mit »bürgerlichen« Kräften und Organisationen vertraute. 68 

Diese Zwangslage offenbarte sich in mehrfacher Hinsicht: Der deutsche Faschismus 

wurde von Otto Bauer in erster Linie als wirtschaftliches Dilemma interpretiert, 69 

weshalb die SAI von den kapitalistischen Staaten wechselseitige Kredithilfen einfor­

derten. Sinn und Zweck der sozialistischen Bemühungen war also weiterhin die 

63 Viener Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, 23- Juli bis 1. August 1931, 

Bd. 2, S. VI. 140. 
64 Zum Resolutionsantrag der lLP, die jede Form der Tolerierungspolitik rigoros ablehnte, siehe 

auch: IISG, SAT, Vierrer Kongress, Wien, Resolution TLP, ITSG/ SAI/ 167/ 13. 
65 Gegen die Vorwürfe der lLP setzte sich RudolfBreitscheid zur Wehr, der sich jedwede Kritik an 

den Vorgängen in Deutschland verbitte. Vorwärts, 1.8 . 1931. 
66 Vgl. F. SCHOBER , Der internationale Reformismus und die Reparationsfrage, 1984, S. 180. 
67 Vierter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, 23- Juli bis 1. August 1931, 

Bd. 2, S. X . S. 9. 
68 Hierzu: W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale ( 1923-1940 ), 

1985, S. 158. 
69 Der Resolution sentwurf Otto Bauers findet sich auch in: llSG , SAl, Vierter Kongress, Wien, 

Resolution Otto Bauer, IISG/ SAI/ 168/3. 
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Systemstabilisierung und nicht etwa die >> Eigenständigkeit«, was sich unter anderem 
auch an der Weiterführung der Frontstellung gegen den kommunisti schen »Klassen­
feind « manifestierte, insofern eine Aktion seinheit mit kommunistischen Kräften wei­
terhin abgelehnt wurde. 70 

Dem Parteiendreieck als solches gelang es auf dem Wiener Kongress mitnichten, 
ein Zeichen zu setzen. 71 Zwar wurde der Kongress symbolträchtig von Bracke und 
Wel s eröffnet, 72 indes war es nicht an der SPD oder der SFIO, das Treffen der in­
ternationalen Arbeiterschaft inhaltlich zu bes timmen. Hier tat sich allein der austro­
marxistische Theoretiker Otto Bauer hervor, der mit seinem Resolution sentwurC zu­
mindest den An schein erweckte, die SAI habe eine konkrete Vorstellung davon , 
welche Maßnahmen für die Rettung der deutschen Republik vonnöten wären. Ge­
wiss, retrospektiv wurde der Versuch unternommen , den Wiener Kongress als ein­
zigartige Solidarisierung zwischen Deutschland und Frankreich respektive SPD und 
SFIO zu stilisieren. »Frankreich und Deutschland sprechen«, titelte die Wiener Ar­
beiterzeitung und bezog sich hierbei vor allem auC den Dialog zwischen Breitseheid 
und Blum anlässlich möglicher Hilfelei stungen für die deutsche Republik . 73 »Natio­
nale Egoismen« seien unangebracht, wie der französische Sozialistenführer sehr zur 
Freude des Sozialdemokraten verkündete. Allerdings zeigte die Debatte um die Re­
vision des Versaill er Vertrages, dass die Betonung nationaler Befindlichkeiten wei­
terhin Usus innerhalb der internationalen Arbeiterschaft war: Eine bedingungslose 
Streichung der deutschen Reparationslasten akzeptierte die SFIO nur unter der Vo­
raussetzung, dass die interalliierten Schulden ebenfalls entfallen würden. Insofern ist 
die von Vandervelde in der Rückschau gelobte »völlige Übereinstimmung aller Sek­
tionen der Internationale ,< hinsichtlich der politischen Lage in Deutschland allenfalls 
als wohl platzierter Propagandabeitrag des Belgiers in der »Internationalen Informa­
tion« zu bewerten. 74 

70 Dies zeigte sich bere its in den Monaten vor dem Wiener Kongress. Am 10. 2. veröffentlichte 
Vandervelde einen Artikel in der Internationalen In for mation über die »Terrorwelle in der USSR«. 
Hierbei konstatierte er: »Fasl kein Tag vergeht, ohne dqß die sozialistische Presse aller Länder die lerrorisli­
schen Akte der Stalin 'sehen Dikta/ur brandmarkt [. . ] « In te rnationale Information, Ei ne neue Terrorwelle 
in USSR , Emile Vandervelde, 10.2.1930, Bd. 7.1., 1930, S. 75 ff; ebd., Von den Sozia li sten ausserhalb 
der SAl, 6.3.1930, S. 127 ff; weitere Stellungnahmen gegen den »Moska uer Prozess« von Blum, 
Vandervelde, Abramowitsch und Adler: ebd., Der Moskauer Prozess und die SA!, ohne Datum , ver­
mutl. Juli 1931, Bd . 8.2., S. 383 ff.; zur Ablehnung des PCF-Angebotes durch Paul Faure: ebd., Ein­
heitsfront oder Einheitsfronrmanöver, Paul Faure, 19.9. 193 1, S. 428. 
71 Dessen ungeachtet in sistierte Vandervelde in der Rückschau darauf, da ss di e »überwältigende Mehr­
heit der Teilnehmer am Wiener Kongress mit gestärktem Ver/rauen« nach Hau se zu rückgekehrt se ien . Ebd., 
Nach dem Wiener Kongress, Emile Vandervelde, 22.8. 1931 , S. 389. 
72 Arbeiter-Zeitung, 28. 7.1931. 
73 Arbeiter-Zeitung, 1. 8. 193 1. 
74 Interessanterweise kriti sierte Vandervelde in se inem Beitrag, dass die Resolution des Wiener Kon­
gress keine besondere Breitenwirkung entfach t hät ten. So habe sich Leon Blum darüber beschwert , 
»dqß das grefle Publikum in Frankreich (und, wenn auch in geringerem Mqße, in England) ziemlich mangelhefi 
darüber unterrichtet worden ist, was in Wien gesagt und getan wurde.« Internationale Informat ion, Nach 
dem Wiener Kongress, Emile Vandervelde, 22.8. 1931, S. 389. 
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Was die Labour Party anbelangt, so war der Wiener Kongress alles andere als eine 

Glanzstunde für die Briten gewesen: Während die Delegierten von SFIO und SPD 
aus der ersten Partei-Garnitur stammten, waren die politischen Vertreter der briti­

schen Arbeiterparteien weitestgehend unbekannt. Im Prinzip war der Vorsitzende 

des »International Department«, William Gillies, der einzige wirklich bekannte Ver­

treter der Labour Party gewesen, der in Wien vertreten war. 75 Erschwerend hinzu 

kam außerdem, dass die Parteielite der britischen Arbeiterpartei kurz nach dem 

SAI-Kongress Ende August 1931 in sich zusammenfiel: Am 23. 8. fasste der britische 

Premier Ramsay MacDonald den Entschluss, die Arbeitslosenversicherung zu kür­

zen, mit Unterstützung seines Schatzkanzlers, Philip Snowden. Als sich Arthur 

Henderson gegen diese Maßnahme aussprach, begab sich MacDonald am Folgetag 

zum König, um ihm seine Demission zu überreichen. Als der noch amtierende Pre­

mier von seiner Palast-Visite zurückkehrte, teilte er seinen Kollegen mit, der König 

habe ihn mit der Bildung einer »Nationalregierung« - unter Beteiligung aller Partei­

en - beauftragt. Die Führer der anderen Parteien, Stanley Baldwin (Konservative 

Partei) und Sir John Simon (Liberale Partei) hätten bereits ihr Einverständnis er­

klärt, unter ihm als Ministerpräsidenten dem Kabinett beizutreten. 76 Die Partei 

selbst reagierte erbost auf MacDonalds »Desertion« und strafte das ehemalige Aus­

hängeschild der Labour Party mit Verachtung: 77 Auf der Jahreskonferenz der Partei, 

die einige Wochen später in Scarborough stattfand, wurde sowohl MacDonald als 

auch Snowden und Thomas die Parteimitgliedschaft entzogen. 78 Als wäre das nicht 

genug, kam es in etwa zur gleichen Zeit zu weiteren Spaltungen im Lager der La­

bour Party: Die ILP beschloss im Jahre 1932 auf der Parteikonferenz in Bradford, sich 

von ihrer Stammpartei zu trennen. 79 Gleichermaßen fasste Sir Oswald Mosley, im­

merhin Mitglied des Parteivorstandes, den Entschluss, eine eigene Partei zu grün­

den, so dass die Labour Party gewissermaßen eine Dreifachspaltung um 1931/32 über 

sich ergehen lassen musste. Das alles führte dazu, dass die britische Arbeiterschaft 

im Zuge der im Herbst stattfindenden Wahlen massive Stimmverluste in Kauf neh­

men musste und im Parlament nur noch durch eine kleine, fast einflusslose Truppe 

vertreten war. 80 Triumphaler Sieger des Wahlabends waren die Konservativen gewe­

sen, die eine überwältigende Mehrheit im Parlament auf sich vereinen konnten, wäh­

rend MacDonalds neue Partei, die »National Labour Party«, nur einen Bruchteil der 

Stimmen der Labour Party gewinnen konnte. 

75 Zur Delegienenliste: Viener Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, 23. Juli 
bis 1. August 1931 , Bd. 2, VlII. S. 4-
76 Hierzu: J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 372ff; D. CARLTON , 
MacDonald versus Henderson, 1970, S. 197 ff 
77 Vgl. D. MARQYAND, Ramsay MacDonald, 1977, S. 648 ff 
78 Vgl. zum Parteiausschluss MacDonald s: Internationale Information, Die britische Arbeiterpartei 
und die ,nationale Regierung, , 5. 9.1931, Bd. 8.2., 1931, S. 404. 
79 Internationale Information, Zum Austritt der ILP aus der Labour Party, F. Adler, 13-8 .1932, 
Bd. 9.2., 1932, S. 463; entsprechende Dokumente zum Austritt der ILP finden sich: ebd., S. 483-487-
80 Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 375. 
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So ergab sich das Paradoxon, dass die einzige Hoffnung der SAI - die britische 

Arbeiterregierung - in sich gespalten daniederlag und bereits zum Zeitpunkt des 

Wiener Kongresses kurz vor ihrer Auflösung stand. Damit war die Resolution der 

internationalen Sozialdemokratie zur Revitalisierung der deutschen Wirtschaft, wie 

sie von Otto Bauer angedacht war, auf Sand gebaut. Zwar gelang es im Zuge der 

Konferenz von Lausanne immerhin, die Streichung der deutschen und interalliierten 

Schulden zu erreichen, 81 jedoch war dies nicht der SAI-Initiative geschuldet, son­

dern schlich tweg ein Resultat der desaströsen deutschen Wirtschaftslage, die in dem 

Baselcr Gutachten der Sachverständigenkonferenz am 18. August auch von offiz iel­

ler Seite konstatiert wurde. 82 

Dass die im Rahmen des Wiener Kongresses angekündigten wirt schaftlichen 

Maßnahmen wenig Substanz bzw. Erfolgschancen hatten, wird nicht zuletzt an 

einem Beschluss von IGB und SAI aus dem Frühjahr 1933 deutlich: Hier beschlossen 

das SAI-Büro sowie der !GB-Vorstand in einer gemeinsamen Verlautbarung, dass 

alle Aktionen zu wirtschaftlichen Fragen künftig vom IGB durch zuführen seien. 

Eine vormals eingerichtete, gemeinsame Kommission zu Wirtschaftsfragen, der bei­

de Organisationen angehört hatten, wurde konsequenterweise aufgelöst. 83 Die Be­

kämpfung der Wirtschaftskrise vonseiten der SAI respektive des Parteiendreiecks, 

die wie Otto Bauer ausführlich darlegte der Schlüssel zur Bekämpfung der politi­

schen Radikalisierung sei, scheiterte sang- und klanglos. 

Indes muss auf der anderen Seite eingeräumt werden, dass es geradezu absurd 

wäre, von der Sozialistischen Arbeiterinternationale eine Lösung der Weltwirt­

schaftskrise zu erwarten. Gemessen am sinkenden Einflussbereich der Parteien so­

wie der Krise der Verständigungspolitik war ein durchschlagender Erfolg schlechthi n 

unmöglich. Dementsprechend gilt es, die gefassten Resolutionen und Vorschläge 

unter realistischen Vorzeichen zu bewerten und die Kritik an der Arbeiterinterna­

tionale84 in Relation zu setzen: Die Anregungen Otto Bauers waren politisch nicht 

umsetzbar - dennoch war das Vorhaben , weiterhin auf den zwischenstaatlichen An­

näherungsprozess zu setzen, alternativlos. Die Tatsache, dass im Zuge der Lau san­

ner Konferenz mit der »Gesamtlösung der Reparationsfrage« ein Verhandlungs­

erfolg erzielt werden konnte, 85 ist zugespitzt formuliert ein positives Zeugnis für -

81 Vgl. F. SCHOBER, Der internationale Reformismus und die Reparation sfrage, 1(.)84, S. 182. 
82 Vgl. H. GRJ\ML, Zwischen Stresemann und Hitler, 2001, S. 169 ff.; vgl. F. SCHOBER, Der inter­
nationale Reformismus und die Reparationsfrage, 1984, S. 184. 
83 IIS G, SA! , Wirtschaftskommiss ion, 28/1933, IISG/SAI/Winschaf"tskommission/853; hierzu 
auch: W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internat ionale (1923-1940), 1985, 
S. 186. 
84 Vgl. F. SCHOBER, Der internationale Reformismus und die Reparationsfragc, 19 84, S. 184; vgl. 
J. BRAUNTHAL, Gesch ichte der Internationale, 1963, Bd. 2, S. 375ff. 
85 Die »Gesam tlösung« der Reparationsfrage, wie sie im Zuge der Lausanner Konferenz unter dem 
Vorsitz von MacDonald auf zwischenstaatlicher Ebene erreicht wurde, entsprach ohnehin dem Be­
schlu ss des SAI -Büros vom 24. und 26. Januar, das im Vorfeld der Regi eru ngskonferen z tag te. Auf 
diesem Treffen beharrten SFIO, Labour Party und POB auf" die Streichung der alliierten Schulden , 
weswegen der in Lausanne erz ielte »Schlusspakt ,, der Regierungen, der eine ein seitige Streichung der 
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und nicht gegen - die strategische Vorgehensweise der SAl. Eine allzu dogmatisch­

doktrinäre Positionierung der internationalen Arbeiterklasse wäre zutiefst kontra­

produktiv gewesen und hätte die bestehenden Probleme definitiv vergrößert. 

4.4. Kriegsverhütung und Abrüstung, 1929-1932 

Neben der Bekämpfung der Weltwirtschaftskrise war die Weiterführung der Abrüs­

tungsverhandlungen ein dominierendes Element innerhalt der Arbeiterinternationa­

le. 86 Im Mai 1929 wurde hierzu von SAI-Seite verkündet: »Die Schwierigkeiten, die die 
Abrüstung bietet, können nur unter dem stärksten politischen Druck überwunden werden. 
Diesen Druck durch eine ständige und energische Aktion in den Massen und Parlamenten 
zu üben, ist Azefgabe der sozialistischen Arbeiterparteien.« 87 

Dieser Losung entsprechend ging auf der im April 1929 stattfindenden Sitzung 

der Vorbereitenden Abrüstungskommission des Völkerbundes ein »Petitionssturm« 

der Arbeiterinternationale ein. 88 Auch auf ihren Maikundgebungen nahm die SAI­

Exekutive deutlichen Bezug auf die Abrüstungsverhandlungen des Völkerbundes. 89 

Darüber hinaus plante die SAI, über die im Völkerbund vertretenen Genossen direk­

ten Einfluss auf die Geschehnisse in Genf zu nehmen. Zu diesem Zweck wurde die 

»Kommission für die Probleme des Völkerbundes« ins Leben gerufen, die alle sozi­

aldemokratischen Regierungsvertreter zusammenführen sollte, ohne dass dabei der 

Verdacht entstehen konnte, sie handelten auf Befehl der Internationale. 90 

imeralliierten Schulden vorsah, voll und ganz die Zustimmung der SA! fand. Vgl. H. GRAML, Zwi­
schen Stresemann und Hitler, 2001 , S. 169 ff; Z ur Sitzung des SAI-Büros: In ternationale Informa­
tion, Sitzung des Bureaus der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, 24./ 25. 1. 1932, Bd. 9.1., 1932, 
S. 38f. 
86 Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik 
während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998 , S. 49 7-
87 Vierter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, 23. Juli bis 1. August 1931, 
Bd. I , S. l. 54· 
88 In se inem Aufruf an die Arbeiter aller Länder bemerkte das Internationale Sozialistische Büro am 
28. März 1929 , dass die Notwendigkeit zur Abrüstung bereits von W. Wilson eingefordert wurde 
und unbedingt verwirklicht werden müsse: »Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-internationale hat 
die Arbeiter aller Ldnder aefgerufen, in der Form eines Peritionssturms zu bekunden, defs sie erwarten, die 
Sehnsucht der Völker nach dem Frieden werde endliche bei den Regierungsvertretern in Genf ihren Ausdruck 

finden.« Internationale Information, Aufruf an die Arbeiter all er Länder, 28.3.1929, Bd. 6.1., 1929 , 
S. u4ff 
89 Ebd.; vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpoli­
tik während der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998, S. 497. 
90 Des Weiteren wurde auf Antrag von Albarda und Cillies ein »A ktionsplan« der SA! zusammen­
gestellt , der die nächsten Tätigkeiten der SA! in der Abrüstungsfrage spezifizieren sollte. Interna­
tionale Information, Der Kampf um die Abrüstung, 24.5.1930, Bd. 7-1., 1930, S. 299 ff; W. KowALSKI 
et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923-1940), 1985, S. 136. 
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4-4-1. Fortsetzung der Verhandlungen des Vorbereitenden Abrüstungsausschusses im 
Völkerbund, Londoner Seemächte-Konferenz 1930 

Der Vorbereitende Abrüstungsausschuss des Völkerbundes trat nach fünfjährigen 

Vorverhandlungen ein letztes Mal im November 1930 zusammen. 91 Nach wie vor 

war die Unvereinbarkeit der französischen und deutschen Haltung das entscheiden­

de Hindernis, welches einen Durchbruch in der Abrüstungsfrage verhinderte: 

Während Reichskanzler und Auswärtiges Amt die Auffassung vertraten, dass ein 

Abrüstungsabkommen sowohl die Mannschaften unter der Fahne als auch die aus­

gebildeten Reserven umfassen sollte, vertrat Frankreich die gegenteilige Auffassung 

und pochte auf die Suprematie der eigenen Landstreitkräfte sowie die Einhaltung 

der Rüstungsbestimmungen des Versailler Vertrages durch Deutschland. 92 

Keine Unterstützung erhielt die französische Regierung in ihrer Haltung aus dem 

angelsächsischen Lager: Im Zuge der Londoner Seemächte-Konferenz aus dem 

April 1930 war es zwar gelungen, den britisch-amerikanischen Flottengegensatz zu 

überwinden und die Arbeit der Abrüstungskommission wieder aufzunehmen. 93 Al­

lerdings hatte es die französische Regierung in London nicht vermocht - wie zuvor 

anvisiert-, eine diplomatisch günstige Ausgangsposition einzunehmen. 94 Die 

Furcht des Auswärtigen Amtes vor einer »Mittelmeer-Entente«, gegen die deutsche 

Regierung gerichtet, erwies sich damit als unbegründet. 95 Das Ergebnis der Londo­

ner Seeabrüstungskonferen z darf retrospektiv als Initialzündung zur Wiederaufnah­

me der allgemeinen Abrüstungsverhandlungen interpretiert werden. 

91 Zum ersten Mal war der Vorbereitende Abrüstungsausschuss im Mai 19 26 zusammengetreten. 
Hierzu: L. ZIMMERMANN, Deutsche Auf~enpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, 

S. 448ff. 
92 Vgl. F. KNIPPING, Deutschland, Frankreich und das Ende der Locarno-Ära, 19 87, S. 137 ff. 
93 Zur Geschichte der Seeabrüstung: Internationale Information., r. 4- 1930, S. 196. 
94 Letztlich scheiterte der Versuch, die eigene Seeabrüstung zugun sten von britischen Konzessionen 
bei der Landrüstung zu verwenden , wenngleich Frankreich am Ende der Verhandlungen nur einem 
Teil des Londoner Flottenvertrages beitrat und sich damit ein diplomatisches Druckmittel für künf~ 
tige Abrüstungsverhandlungen offen hielt, u.a. in der Frage der Landrüstung. Inhaltlich hatte die 
fran zösische Regierung auf ein eigenes »Tonnagebedürfnis« zur Verteidigung der Kolonialgebiete 
in sistiert - auch aufgrund des deutschen Panzerkreuzerbaus -, weshalb ein Beitrirt zum Dreimäch­
te-Abkommen , das eine Limitierung der Tonnagen aller Kampfschiffe vorsah, abgelehnt wurde. Vgl. 
F. KNIPPI NC, Deutschland, Frankreich und das Ende der Locarno-Ära, 19 87, S. 177. 
95 Wie au s den Quellen hervorgeht , wollte sich die Arbeiterregierung MacDonald in diesem Punkt 
deutlich von der konservativen Vorgängerregierung distanzieren. Aufgrund dessen wurde das gehei­
me Übereinkommen mit der französischen Regierung, das in der zweiten Hälfte der 2oer Jahre fixiert 
wurde, beigelegt und stattdessen eine offene Initiative mit dem Ziel der Verst'.indigung zwischen den 
Seemächten gestartet. Dies führte schlussendlich zur Einberufung der Londoner Seeabrüstungskon­
ferenz. Vierter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien , 23- Juli bis 1. August 1931, 
Bd. I , S. I. 55. 



Sozialismus im Zeichen der deutschen Katastrophe 321 

4-4-2. Haltung der SA l respektive des Parteiendreiecks zum Status quo der 
Abrüstungsverhandlungen 

Die Exekutive der SAI beriet sich vom 11. bis zum 13- Mai 1930 in Berlin über die 

Ergebnisse der Londoner Konferenz . 96 In einer offiziellen Stellungnahme wurde die 

Haltung der Labour-Regierung während der Konferenz lobend erwähnt. 97 Dieser 

Interpretation schloss sich auch die SPD an, die im »Vorwärts« die Verhandlungs­

ergebnisse sowie die Arbeit der Labour-Regierung positiv hervorhob. 98 

Insgesamt wurden die Ergebnisse der Londoner Konferenz von der SAI als wich­

tiger ,, Schritt zur Beschränkung der Rüstungen zur See« bewertet. 99 Scharf kriti­

siert wurde indes die Blockadehaltung Frankreichs sowie Italiens, die sich geweigert 

hatten, ihre »Tonnagebedürfnisse« zu drosseln. 100 Die SFIO wurde aufgrund dessen 

dazu aufgerufen, die Entwicklung der französischen Seerüstung aufs Schärfste zu 

bekämpfen. 101 Die Unterstützung für die Position der britischen Regierung ging 

diesbezüglich sogar so weit, dass 1GB und SAI ein Manifest verabschiedeten, um 

sich mit der Labour Party respektive der englischen Regierung zu solidarisieren. 102 

Kritisiert wurde auch der beabsichtigte Bau des deutschen Panzerkreuzers B, der 

»den Admiralstäben der anderen Staaten einen willkommenen Vorwand far die technische 
Erneuerung der Kriegflotte und damit for eine Ausdehnung der Rüstung liefert. « 103 

96 Eine gesonderte Konferenz über die »gegenwärtige Lage der Londoner Seeabrüstungskonferenz« 

von SAI und IGB fand bereits im März 1930 statt. Internationale Information, Gemeinsame Sitzung 
der beiden Internationalen, 3.3.1930, Bd. 7. 1., 1930, S. 114; hierzu auch das »Bulletin der SAI vom 7.y 
ebd., S. 203/204. 

97 »Die SAJ stellt fest, dqß die britische Arbeiterregierung durch Lord Robert Ceal ihre Absicht kun~e-,etan hat, 
in der Frage der Herabsetzung der Rüstungen zu Land und in der Lefi umfassendere Vorschlage zu machen oder 
wieder aufzunehmen, als sie die konservative Regierungjörmuliert hat.« W. KowALSKI et.al., Geschichte der 

Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923-1940 ), 1985, S. 134; Vierter Kongress der Sozialisti­
schen Arbeiter-Internationale, Wien, 23. Juli bis 1. August 1931, Bd. I, S. 1. 57-; hierzu auch: Inter­
nationale Information, Der Kampf um die Abrüstung, 17.5. 1930, Bd. 7.1., 1930, S. 276 ff 

98 S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Aufsenpolitik wäh­

rend der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 487. 
99 Vierter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, 23. Juli bis 1. August 1931, 

Bd. l , S. I. 59· 
100 »Frankreich hat sich aef >absolute Bedürfnisse< berufen, deren Aefrechtcrhaltung ein dauerndes Hindernis 

für eine Beschra·nkung der Rüstungen zur See darstellen würde« Ebd. 
101 Dieser Aufgabe kam die SFIO allerdings offensichtlich nur teilweise nach: In einem Artikel Emile 
Vanderveldes wurde heftige Kritik am Verhalten Frankreichs und der SFIO geübt, insofern der Bel­

gier konstatierte, bis auf Blum und einige Sozialisten sei ganz Frankreich von der Regierung Tardieu 
und ihren Positionen eingenommen gewesen. Internationale Information, Vor dem Ersten Mai , 

E. Vamlervelde, 26.4.1930, Bd. 7-r., 1930, S. 233; Zur Haltung L. Blums, der das Vorgehen der eige­
nen Regierung Tardieu scharf kritisierte: Interna tionale Information, Leon Blum über die Seeabrüs­
tungskonferenz, ohne Datum, Bd. 7.1., 1930, S. 231; gleichermaßen: ebd., Die französischen Sozialis­
ten und die Seeabrüstung, S. 147-
102 Internationale Information, Die Friedenspolitik der britischen Arbeiterregierung, Februar/März 

1930, Bd. 7.1., 1930, S. 161 ff; allgemein zur Unterstützu ng der brit. Regierung durch die SAI: Wrynn, 
The Socialist International , S. 101, 75f. 
103 In diesem Kontext wurde die Haltung der SPD, die gegen den Panzerkreuzer agitierte, gelobt. 
Kritisiert wurde des Weiteren der Bau von Befestigungsanlagen in Frankreich und Belgien. Vierter 
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Dem Völkerbund wurde vonseiten der Exekutive vorgeworfen, dass die Vorberei­

tende Abrüstungskommission einen »Vertragsentwurf schon längst hätte« ausarbei­

ten können. 104 Die SAI werde in einen »s tändigem Kampf« eintreten, »bis das Ziel, 

die völlige Abrüstung erreicht ist«. In ihrer Sitzung vom August 1930 rief die Exe­

kutive daher »die Arbeiter aller Liinder von neuem aef zu einer Aktion for den Frieden und 
für die Abrüstunt;.« 105 Zu diesem Zweck wurden im Oktober 1930 zahlreiche Kund­

gebungen und Demonstrationen in verschiedenen europäischen Ländern organisiert, 

wie Friedrich Adler in einem Rundschreiben befriedigt feststellte. 106 In Frankreich 

habe z.B. eine Kundgebung am 19. Oktober stattgefunden , 107 unter Beteiligung der 

Jugendorganisationen sowie diverser Parteigenossen aus Italien und Belgien. Indes 

war es der deutschen Sozialdemokratie nicht gelungen, eine ähnliche Demonstration 

zu organisieren, in Verbindung mit der internationalen Jugendkundgebung, »hat [tc] 

[ die Partei, Anm. d. V.] aber eine Reihe lokaler Veranstaltungen eingeleitet«. 108 Kei­

ne Nachricht erhielt das Sekretariat indes aus Großbritannien, 109 was die Ver­

mutung zulässt, dass die Empfehlung der SAI, Demonstrationen abzuhalten, nicht 

befolgt worden war. 

Die Aktionen der an die SAI assoziierten Parteien sowie der SAI-Exekutive kön­

nen durchaus als »belebend« angesehen werden. Allerdings war der Aktionismus der 

Internationale nicht unproblematisch , da sich die Exekutive sowie die gemeinsame 

SAI-Kommission zur Abrüstungsfrage sukzessive auf vollkommen utopische Posi­

tionen verständigten, die im Mai 1930 in Berlin in einem umfangreichen Aktions-

Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, 23. Juli bis 1. August 1931 , Bd. 1, S. I. 59; 
S. FEUCHT, Die H altu ng der Sozialdemokratischen Partei DeuLschlands zur AufsenpoliLik während 
der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998, S. 488 . 
104 Ebd. 
105 Teiln ehmer waren unter anderem: LongueL, Brache, Renaudel, Crispien, Brockway, Compton, 
Gillies. Vierter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, 23. Juli bis 1. August 1931, 
Bd. 1, S. I. 62; Internationale lnformaLi on, SiLzung der ExekuLive der SAI, 18. bis. 22.8.1930, Bd. 7-2 ., 

1930, S. 484ff 
106 llSG , SAI, Abrüstungskommission, Brief an die Mitglieder der ExekuLive, 24.10.1930, IISG/ 
SAI/ Abrüstungskommission/773/11. 
107 Ein Bericht über die DemonsLraLionen in Frankreich findet sich in: Internationale Information, 
Die Aktion der französischen Sozialisten, J0.-18. Oktober, Bd. 7-2., 1930, S. 748 fT 
108 IISG, SAI, Abrü stungs kommiss ion, Brief an die MiLglieder der Exekutive, 24.10.1930, IISG/ 
SA 1/ AbrüsLungskommission/773/11 . 
109 Zu vermuten ist, dass die Demonstrationen von der Labour Party abgelehnt wurden. Genauer 
gesagL isL die Wahrscheinlichkeit grofs, dass die bereits an vorheriger Stelle erwähnte Sitzung der 
Parteiführung, die im Oktober 1930 stattfand, den Beweis für diese These li efen : Im Rahmen des 
Labour-Treflens wurden Demonstrationen für Abrüstung, die auf Anraten der SAI zeitnah staLLfin­
den sollten, von der Parteiführung abgelehnt und an miL der Labour Party befreundete Organisatio­
nen weiLer delegiert. LHASC , National Executive Committee, Exekutivsitzung, 4.10.1930, 
LHAS C/ LP/EC/Mi nu tes , Juli-Oktober 1930. Indes fand eine ProLes Lkundgebung gegen die Regie­
rungsmethoden Pil sud skis statl, Anfang Oklober 1930: lnLernationale Information, Die engli schen 
Gewerkschaften gegen Pil sudski, ohne Datum, Bd. 7-2., 1930, S. 590; gleichermaßen beteiligLe sich 
ein Labour Politiker, George Hicks, an Demonstrationen in Deutschland gegen den Faschismus 
(November 1930): Internationale Information, Gegen die Rü stu ngen, November 1930, Bd. 7-2., 1930, 

S. 695. 
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programm fixiert wurden. 110 Zwar wurden Teile dieser Forderungen bereits auf dem 

Brüsseler SAI-Kongress erhoben, allerdings einigten sich SAI und IGB 111 nun of­

fensichtlich darauf, die Rüstungshöchstgrenzen für die Verliererstaaten des Ver­

sailler Vertrages als allgemeine Forderungen für alle Staaten anzuwenden, d. h. auch 

für die Siegermächte. 112 Eben dieser Punkt war neu und in keinster Weise umsetz­

bar, wie die bisherigen Verhandlungen des Völkerbundes zur Abrüstungsfrage klar 

und deutlich zutage gebracht hatten. 113 

Anhand der Abrüstungsbemühungen der SAI zwischen 1929 und 1931/32 werden 

verschiedene Aspekte deutlich: Während die Labour Party zumindest bis zum »Ver­

rat« ihres bis dato prominentesten Politikers , MacDonald, 114 auf die Verhandlungen 

im Rahmen des Völkerbundes vertraute, pochte die SFIO auf ein möglichst kon­

turiertes Programm der SAI-Exekutive sowie ein Aktionsprogramm, das gemeinsam 

mit dem IGB schlussendlich verwirklicht werden konnte. Programmatisch näherte 

sich die SFIO dabei jenen Kräften der SAI an, die »revolutionäre Maßnahmen« 

forderten. Kernelement der französischen Partei war die »Verweigerung des Bud­

gets« im Kriegsfall - eine Forderung, die bereits im Vorfeld des Ersten Weltkriegs 

getätigt worden war. 115 

Die SPD stand in diesem Zeitabschnitt gewissermaßen »zwischen den Stühlen«, 

weil sie einerseits auf einen Fortschritt der zwischenstaatlichen Verhandlungen hoff­

te und der veränderten innenpolitischen Situation im Zuge der Septemberwahlen 

1930 Rechnung tragen musste, andererseits aber auch programmatisch der eigenen 

»Abrüstungsdoktrin« Rechnung zu tragen hatte und Rechnung tragen wollte, d. h. 

wie die SFIO immer stärker auf außerparlamentarische Aktionen setzte und die ei­

genen Forderungen zuspitzte.116 Hieran war jedoch problematisch, dass die Vorstel-

110 Internationale Information, Der Kampf um die Abrüstung, 24.5.1930, Bd. 7.1., 1930, S. 299 ff; 
Ebenso: S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Aufsenpolitik 

während der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 488; Vierter Kongress der Sozialistischen 
Arbeiter-Internationale, Wien, 23- Juli bis 1. August 1931, Bd. 1, S. l. 66 f 
111 Die gemeinsame Abrüstungskommission von IGB und SAI wurde im Februar 1931 gebildet. 
Vierter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationa le, Wien, Bd. 1, S . I. 69. 
112 Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Au/:;enpolitik 

während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 489. 
113 Ebd. 
114 In diesem Kontext muss indes betont werden, dass MacDonald erst nach seinem Entschluss, ein 

»national government« zu formieren, von den internationalen Sozialisten verstoßen wurde. Zuvor 

wurde die Arbeit der britischen Arbeiterregierung in einer einjährigen Bilanz ihrer Arbeil lobend 

hervorgehoben (Sommer 1930 ). Internationale Information, Ein Jahr britische Arbeiterbewegung, 

Mai/Juni 1930, BJ. 7.1., 1930, S. 35off 
115 Hierzu auch die Verhandlungen des französischen Parteitages vom Juni 1931, auf dem minutiös 
ein Abrüstungsplan formuliert wurde, insbesondere auf Initiative Paul Faures und Lcon Blums. In­

ternationale Information, Zum französischen Parteitag, 6.6.1931, Bd. 8.2., 1931, S. 3w. 
116 Als Beleg für das stärker werdende »revolutionäre« Potential der SPD kann ein Dokument aus 

dem Oktober 1931 angeführt werden , das von der Parteiführung in der »Internationalen Information« 

lanciert wurde. Hierin wurden geradezu groteske Parolen verwendet, die offensichtlich den subver­

siven Charakter der deutschen Arbeiterpartei unterstreichen sollten: »Kampf dem internationalen Ka-
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lungen von SFIO und SPD, die zu dem bereits dargestellten Aktionsprogramm von 

SAI und IGB geführt hatten, keinen Fortschritt darstellten, sondern die eigenen 

Handlungsoptionen eher limitierten. In diesem Kontext erscheint die Haltung der 

Labour Party, die ihrerseits auf einen zwischenstaatlichen Verhandlungserfolg setzte 

und die Resolutionen der SAI allenfalls stiefmütterlich behandelte, weitaus gewinn­

bringender - auch wenn sich die britische Partei damit klar von den beiden Schwes­

terparteien abhob und im Widerspruch zur »proletarischen Solidarität« stand. 117 

Thesenhaft kann die Formel aufgestellt werden, dass die vom Parteiendreieck zwi­

schen 1924 und 1928 verfolgte Verständigungspolitik nur deshalb so gut funktionie­

ren konnte, weil sie sich programmatisch auf die Verfolgung der Wilsonschen 

Grundsätze beschränkte. Der unausgesprochene Konsens beschränkte sich ins­

besondere im Lager von SPD und SFIO auf die simple Bereitschaft, »a lles« zu 

fördern , was einer internationalen Annäherung dienen konnte. In dem Moment, 

wo ein konkretes, klar formuliertes Programm verfolgt wurde - siehe hierzu das 

»Aktionsprogramm« von SAI und 1GB zur Abrüstung (1931) oder auch das Fest­

halten am Genfer Protokoll durch die Labour Party (1924/25) - , wurden die internen 

Diskussionen komplizierter und eine Kooperation mit bürgerlichen Politikern er­

schwert. Auch wenn die Erosion des internationalen Staatensystems nach 1929/30 
mit Sicherheit weitaus schwerer wog als der Dogmatismus der SAI, so sollte den­

noch konstatiert werden, dass der nunmehr einsetzende »Trend«, den fehlenden 

politischen Einfluss mit doktrinärem Sozialismus zu kompensieren, sowohl durch­

sichtig als auch kontraproduktiv war. 

4.4-3. Starke »Agentur der Arbeiterklasse«, schwaches Parteiendreieck? 

Diese Gedanken aufgreifend soll im folgenden Kapitel der Frage nachgegangen wer­

den, ob die drei einflussreichsten Parteien der Internationale - SPD, SFIO, Labour 

Party - weiterhin die außenpolitische Führungsrolle bezüglich der transnationalen 

Aktivitäten des internationalen Proletariats ausübten. Immerhin geht aus den Forde-

pitalismus! [. . J Staatsherrscha_fi über die Ranken! Volksherrschaji über die Volkswirtschefi! Schutz der Arbeiter 
und der KrfrenoP.fer vor Not, Hunger und Kälte!« S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998, S. 489; 
Internationale Information, Ein Aufruf der deut schen Sozialdemokratie, 10.10.1931, Bd. 8.2., 1931, 

S. 475· 
117 Immerhin hatte es die Labour Party nicht für nötig erachtet, sich an den gemeinsamen, trans-
national organisierten Demonstrationen im Oktober 1930 zu beteiligen. In sofern ist Stefan Feucht zu 
widersprechen, wenn er konstatiert , dass sich die drei großen europäischen sozialistischen Parteien 
»weitestgehend einig« waren. In Bezug auf das Aktionsprogramm der SAI, das zuletzt auf den Wie­
ner Kongress 1931 weiter präzisiert wurde, kann gewiss eine Einigkeit herausgelesen werden. Aller­
dings bestand in der Wahl der Mittel, wie die Abrüstungsforderungen vorgetragen werden sollten, in 
praktischer Hinsicht ein klarer Di ssens, wie am Verhalten der Labour Party deutlich wird. LI lASC , 
National Executive Committee, Exekutivsitzung, 4.10.1930, LHASC/ LP/EC/Minutes, Juli-Okto­
ber 1930; S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik 
während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 497. 
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rungen und Formulierungen der deutschen und französischen Parteistrategen zu­

mindest zwischen den Zeilen hervor, dass die dominante Stellung der drei Großpar­

teien immer brüchiger und der Ruf nach einer starken »internationalen Agentur der 

Arbeiterklasse« immer lauter wurde. Hierzu passt, dass der fragilen deutschen Ar­

beiterpartei von den ausländischen Genossen bereits eine Art »Sonderstatus« einge­

räumt wurde in Bezug auf die anstehenden Reparationsverhandlungen. Hintergrund 

hierfür war insbesondere die deutsche Bankenkrise, die sich seit dem Frühjahr 1931 
immer stärker bemerkbar machte und im Spätsommer noch einmal zuspitzte. »Die 

Nachrichten aus D eutschland sind ernst, außerordentlich ernst«, wie Leon Blum, auf 

die Währungs- und Kreditkrise anspielend , im Oktober 1931 feslstellte. 118 Nur eine 

entschlossene internationale Aktion der Regierungen könne der Krise jetzt noch 

Einhalt gebieten, so das Fazit des Franzosen. 119 

Zu diesem Zweck soll an dieser Stelle ein zeitgenössisches Dokument des belgi­

schen Sozialisten Emile Vandervelde angeführt werden, der sich in einem im Juli 

1930 veröffentlichten Artikel kritisch mit den Einflussmöglichkeiten der SAI aus­

einandersetzte. Hierbei zog er erstens einen interessanten Vergleich zwischen der 

Vor- und Nachkriegssituation und stellte zweitens einen unmittelbaren Bezug zum 

Parteiendreieck und seinen diplomatischen Einflussmöglichkeiten her. 120 Zunächst 

äußerte Vandervelde sich lobend über die internationale Entwicklung - das Ende der 

militärischen Besatzung in Deutschland, die Ergebnisse der Seeabrüstungskon­

ferenz - um anschließend der Frage nachzugehen, ob die »internationale Agentur 

der Arbeiterschaft« ihr Potential voll ausschöpfe oder stattdessen nur mit halber 

Kraft agiere: » Unter diesen Umständen fragen sich manche Genossen, wie wir wohl wissen, 
ob die Internationale alles tut, was in ihrer Macht steht und was daher zu tun ihre Pflicht ist, 
um die Demokratie und den Frieden etfölgreich zu verteidigen. !eh will den Versuch machen, 
diese Frage so oqjektiv wie möglich zu beantworten. Es gab eine Zeit, ich denke dabei an die 
Vorkriegsverhältnisse, da wir eine Vereinigung von meistens recht schwachen Oppositionsgrup­
pen waren und es bei einem vorhandenen oder drohenden internationalen Koeflikt zwangs­
läefig unsere einzige Zeflucht war, an die ijfentliche Meinung zu appellieren. Derartige Aef­
rl!fe haben sicherlich auch j etzt noch ihre volle Wirksamkeit [. . ). Andererseits aber werden 
die Genossen [. . J gut daran tun, die Bedeutung dessen, was sie mit anderen Mitteln tun kann 
und auch wirklich tut, nicht zu unterschätzen. « 121 

Vandervelde gab zu bedenken, dass die »gemeinsamen Beratungen unserer deutschen 
und französischen Genossen« in der Saar-Frage wesentlich mehr ausrichten könnten, als 

direkt von der SAI geplante Kundgebungen. Und solange die Labour Party in Groß-

11 8 Ebd., Die Deulsche Kri se, Leon Blum, 10. 10. 1931, Bd. 8.2., 1931 , S. 471 ff 
119 » Was hat man getan um ihr (der Krise, Anm. d V) zu begegnen? Zweifellos sie/lt man jetzl in den 
zustiindigen Ministerien die Lisle der Beamten und Crossunternehmer zusammen, welche die deutschfranziiri­
schen S1udienkommission bilden werden! Wenn die Zeiten nicht so schwer wiirenfür Millionen armer Menschen, 
so könnte man wirklich darüber lachen. « Ebd. 
120 Ebd., Die Aufgabe der Internationale und ihre Aktionsmöglichkeiten, Emilc Vandcrvcldc, 
26 .7- 1930, Bd. 7-1-, S. 407 ff 
121 Ebd. 
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britannien an der Macht sei, werde »sie Bestrebungen, in Europa neue Ursachen der Un­
sicherheit oder des Zusammenstefses hervorzurefen, in Schach halten«. 122 Damit gab der 
Belgier den reali stischen Pazifisten in der Arbeiterinternationale Recht und stellte 
sich dezidiert gegen die Kritiker aus dem linken Flügel , die der SAI mehr revolutio­
nären Aktionismus einhauchen wollten: 123 »Zur Lösung dieser Frage werden aber inter­
nationale Demonstrationen, so wuchtig diese auch sein mögen, nicht viel beitragen kö·nnen. « 124 

Vanderveldes Pl ädoyer für eine bedingungslose Fortsetzung der Verständigungs­
politik muss äußerst ambivalent bewertet werden. Tatsächlich befürworteten selbst 
Mitglieder der rechten Parteiflügel , wie z.B. Paul-Boncour, umfassende Demonstra­
tionen der SAI , weshalb di e Haltung des belgischen Politikers keineswegs di e Mei­
nung der Gesamtheit des internationalen Proleta riats widersp iegelte. 125 Wie bereits 
dargelegt, machte sich zumindest im Lager der SPD sowie in den Reihen der SFIO 
sukzess ive ein starkes Umdenken zugunsten außerparlamentarischer Aktionen be­
merkbar. 

Als Beleg für diese Entwicklung kann auch der 1931/32 stattfindende Briefwechsel 
zwischen Brei tseheid und Crumbach angeführt werden. Darin bat Breitseheid seinen 
französischen Freund mehrfach darum , die eigene Regierung anzurufen und Kredit­
hilfen für das Deutsche Reich auszuhandeln . Der deutsche Sozialdemokrat äußerte 
sich zunehmend verzweifelt über die außen- und innenpolitische Situation und 
räumte einem zwischenstaatlichen Verhandlungserfolg kaum Chancen ein . Grum­
bach hob auf der anderen Seite in einem 1932 verfassten Schreiben hervor, dass er 
nicht einsehe, »warum man Monarchisten und Hitlerianern mitten im Wahlkampf gegen 
Euch, dieses immerhin zugkrefiige Argument schenken sollte [. . J. « 126 Dementsprechend 
wurden zwischenstaatlichen Annäherungsbemühungen selbst von prominenten 
Mittierfiguren im soziali stischen Lager aus verschiedenen Gründen kaum Erfolgs­
möglichkeiten eingeräumt. Eine graduelle Distanzierung von zwischenstaatlichen 
Verhandlungen war die logische Folge hiervon , ebenso wie eine starke Verschiebung 
- weg vom Parteiendreieck, hin zur SAI. 

122 Ebd. 
123 Vgl. W. BusC HAK, Das Londoner Büro, 1985, S. 47. 
124 Ebd. 
125 So sprach sich Pa ul-Bonco ur am r8. Juli 1930 in einem Art ikel der Populaire ei ndeutig für »be­
geisternde« Aktionen der SAI aus , um die internationale Politik »zur Ohnmacht« zu verurtei len 
durch internationale »Strafaktionen«, in Form von gemeinsamen Demonstrationen der internationa­
len Arbeiterschaft sowie grof5 angelegten Kundgebu ngen. In ternationale In format ion, Zu nächst -
Rüstu ngsstillstand , J. Paul -Boncour, 18. 7- 1930. Bd. 7.2., 1930, S. 426. 
126 A.N., SER IE F/ 7. POLI CE GENERALE, Salomon Grumbach, Brief von Breitseheid an Grumbach, 
24. 2. 1931 , F7/15961 ; A.N., SfK1EF/7. PouCE GENERALE, Salomon Grumbach , Brief von Breitseheid 
an C rumbach, 13- 10.1931, F7/ 1596 1; A.N., SERI E F/7 . Pou c E GENERALE, Salomon Grumbach, Brief 
von Breitseheid an Grumbach, 4.6.1932, F7/ 15961; A.N., SER IE F/7. Pou cE GrnrnAL E, Salomon 
Grumbach , Briefvon Breitseheid an Crumbach, 12 .7. 1932, F7/15961. 
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4.4-4- Die Abrüstungifrage aef dem Wt·ener Kongress 1931 

Die eingangs erwähnte, letzte Tagung der Vorbereitenden Abrüstungskommission 

des Völkerbundes, die zwischen November und Dezember 1930 stattfand, brachte 

keine Ergebnisse ein. Deutschland konnte die eigenen Vorstellungen in der Frage 

der Landesabrüstung nicht durchsetzen, demgegenüber war es der französischen 

Regieru ng gelungen, di e angelsächsischen Mächte auf ihre Seite zu ziehen. 127 Die 

Hoffnung auf eine politische Lösung der Abrüstungsfrage hatte sich also zerschla­

gen, weil die deutsche Delegation nicht dazu bereit war, ihre Zustimmung zum Kon­

ventionsentwurf zu erteilen. So war bereits abzusehen, dass der Beginn der offiziel­

len Abrüstungskonferenz , die in Genf im Februar 1932 stattfinden sollte, mit großen 

Problemen behaftet war. 128 

Im Vorfeld der Genfer Konferenz unternahm die SAI erneut den Versuch , Ein­

fluss auf den Gang der Abrüstungsverhandlungen zu nehmen. 129 Auf dem Wiener 

Kongress wurde im Sommer 1931 ein umfangreicher Forderungskatalog präsenti ert , 

der dem bereits dargestellten gemeinsamen Aktionsprogramm von SAI und IGB in 

weiten Teilen nachempfunden war. 130 Zusätzlich hierz u wurden die »Forderungen 

an den Völkerbund« präsentiert; beide Dokumente bezogen sich klar und deutlich 

auf di e Vorbereitende Abrüstungskommission in Genf Im Resolutionsentwurf wur­

de der Anspruch erhoben, dass Verlierer- und Siegerstaaten gleichberechtigt behan­

delt werden sollten, auf dem Rüstungsniveau der besiegten Länder. 131 D es Weiteren 

wurde vorgeschlagen, ständige In sti tutionen zu schaffen, die sich bis zur endgültigen 

Liquidierung jedweder Kriegsgefahr mit der Durchführung von Abrüstungsmaß­

nahmen beschäftigen sollten. 132 In Bezug auf die Öffentlichkeitsarbeit wurde erneut 

der Wille bekräftigt, D emonstrationen in Grenzorten und Großstädten abzuhalten 

sowie einen weiteren »Petitionssturm« zu initiieren. Interessant ist hierbei zu erwäh-

127 F. KNIPPI NG, Deutschland, Frankreich und das Ende der Locarno-Ära, 1987, S. 187f. 
128 F. P. WALTERS, A hi story of the league ofNations, Bd. 1, 1952, S. 442. 
129 Intern wurde im Vorfeld der Genfer Konferenz versucht, innersozialistische Zwistigkeiten zu 
lösen. Hierzu gehöne im Besonderen das Projekt der deutsch-österreichischen Zollunion, das von 
SFIO/ Labour Party abgelehnt, von der SPD wiederum befürwone t wurde. Im Rahmen der Züricher 
Sitzung des SAI Büros (Mai 1931) wurde die SPD dazu angehalten, die Union zugunsten einer 
gesamteuropäischen Lösung fa ll en zu lassen. Zur Presseschau im Vorfeld: Internationale Informa­
tion , Die Verhandlungen über eine österreichi sch-deutsche Zollunion und die soziali stische Presse, 
2.4.1931, S. 164 ff; Zur Züricher Sitzu ng: ebd., Sitzung des erweiterten Bureaus der SA!, 9.5.1931, 
S. 232; hierzu auch der konsensorientiene Artikel von Otto Bauer: ebd., Die Internationale und die 
deutsche ZollgemeinschaCt, Ouo Bauer, 16.5.1931, S. 224f. 
130 Zur Entstehungsgeschichte: In ternationale Information, Die inLerna tionale Aktion für die Abrüs­
tung, 18.4.1931, Bei. 8.r., 1931, S. 185; hierzu auch: IISG , SAI , Abrüstungskommission, IIS G/SAI/ 
Abrüstungskommission/777; Vierter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Imernationale, Wien, 
23- Juli bi s 1. August 1931 , Bd. 1, S. 1. 63; hierzu auch: In ternationale Information, Gemei nsame Ab­
rüstungsaktion des 1GB und der SAI, 20.5. 1931, Bd. 8.1., 1931 , S. 268. 
131 Vgl. W. KowA LSK I et.al., Geschichte der Sozialisti schen Arbeiter-International e (1923-1940), 
1985, S. 150. 
132 Vierter Kongress der Soziali st ischen Arbeiter-Internationale, Wien , 23- Juli bis 1. August 1931, 
Bd. 1, S. T. 63. 
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nen, dass die elf Disku ssionsredner, darun ter Albarda, Renaudel , D eutsch oder de 

Brouckere, den eingebrachten Entwurf für ein »realisierbares Programm« hielten , 

das dem G enfer Forum vorgelegt werden sollte. 133 Allerdings betonte Renaudel bei­

spielsweise, dass ein Scheitern der Abrüstungskonferenz sehr viel wahrscheinlicher 

sei al s ein schlagender E rfolg. 

D ass die SAI insgeheim an einem Fortschritt in der Abrüstungsfrage zweifelte, 

wird an ihrem »Alternativplan « deutlich , der sich bereits implizit mit einem mög­

lichen »casus belli« befasste. Auflnitiative der SFIO, die wenige Wochen vor Kon­

gressbeginn auf ihrem Parteitag in Tours beschlossen hatte, mögliche Kri egskredite 

in jedem Fall parlamentarisch zu verweigern, wurde eben dieses D ekret auf die inter­

nationale Ebene übertragen und im Plenum der SAI di skutiert. 134 D amit wurde die 

Pflicht zur Verweigerun g von Kriegskrediten sowie zu r Verfolgung einer allgemei­

nen , vollständigen und gleichzeitigen Abrüstung auflnitiative der SFIO vo n der SAI 

akzeptiert. In der zugehörigen Abstimmung konnten sich di e Befü rworter dieses 

Kurses klar und deutlich behaupten. Kritik gab es zwar an der völkerbundsorientier­

ten Politik der SAI, weswegen die ILP, die polnischen Unabhängigen sowie die De­

legierten der Schweiz ihre Stimme verweigerten, jedoch konnte auch di ese »organi­

sierte Opposition « kaum etwas an der Tatsache ändern, das s sich di e SAI-Mehrheit 

durchsetz te. 135 Ziel war es, mit Hilfe der briti schen Arbeiterbewegung Einfluss auf 

die G enfer Verhandlungen zu nehmen. 

Der bereits angesprochene Zerfall der briti schen Arbeiterregierung im Sommer 1931 
musste den »Realisten« innerhalb der SAI wie eine Götterdämmerung erscheinen. 136 

Von 1929 bis 1931 hatte die MacDonald Regierung die Führungsrolle in den Abrüs­

tungsverhandlungen eingenommen und ein Fortschritt auf diesem Gebiet zur 

»Chefsache« erklärt .137 Maßgebliche Un terstützung erfuhren di e to nangebenden 

Politiker um Henderson, MacDonald oder Gillies von der SFIO, di e nach 1929 
ebenfalls damit begann der Abrüstungsfrage oberste Priorität einzuräumen. 138 Nach 

dem »Scheitern « der briti schen Arbeiterregierung wurden diese Hoffnungen indes 

jäh zerschlagen. Die Septemberwahlen in D eutschland 1930, di e »nat io nale Wende« 

133 W. KowALSKI eL.a l. , Geschichte der Soziali stischen Arbeirer- ln terna Li onale (1923- 1940), 1985, 
S. 150. 
134 IIS G, SAI , Wiener Kongress 1931, Resolutionsentwürfe der Paneien, II SG/SA l/Wiener Kon­
gress/Resolut ionen/167. 
135 Das Aktionsprogramm von SAl und IGB wurde ohnehin ei nstimmig gebi lligL Vien er Kongress 
der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, Bd. 2, S. VI. 79; W. KowALSKI et.al. , Geschichte 
der Soziali sti schen Arbeiter-In ternationale (1923- 1940), 1985, S. 150. 
136 Vgl. D. MAR~AND, Ramsay MacDonald, 1977, S. 648 ff; J. BRAU NT HAL, Geschichte der Inter­
nationale, 1963, Bd. 2, S. 375. 
137 Vgl. S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrat ischen Partei Deutschlands zur Auf~enpolitik 
während der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998, S. 496. 
138 Vgl. ebd.; R. GoMß lN, Les sociali stes et la guerre, 1970, S. 141; C. Z1rnuRA, Leon Blum, 1963, 
Bd. 1, S. 314; D. Nrn1 -ULTSCH , Soziali sten und Radicaux - eine schwierige All ianz, 2005, S. 310. 
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der deutschen Außenpolitik 139 sowie die wachsende Außenseiterrolle der SFIO in 

Frankreich 1931/32 140 taten ein Übriges, um einen Kurswechsel innerhalb der SAI 

herbeizuführen. Damit rückte der »proletarische Klassenkampf« respektive die »re­

volutionäre Taktik« 141 immer stärker in den Fokus der politischen Strategen, wäh­

rend die »realisti sche Außenpolitik« Hilferdings an Bedeutung verlor. So vermag es 

kaum zu überraschen, dass die außerparlamentarischen Aktivitäten unmittelbar nach 

dem Wiener Kongress stark anstiegen: Im Herbst 1931 starteten SAI und 1GB eine 

erneute Petitionskampagne; im Februar traten international renommierte Sozialisten 

wie Breitseheid oder Salomon Grumbach in Belgien auf, um in dortigen Großstäd­

ten auf Massenkundgebungen zu sprechen; zur gleichen Zeit fanden vergleichbare 

Veranstaltungen in Deutschland statt, wo Paul Faure oder der !GB-Vorsitzende 

Walter Citrine als Redner auftraten, 142 ehe die SAI im Januar 1932 in den Nieder­

landen (Amsterdam, Den Haag) Präsenz zeigte und dort weitere Massenkund­

gebungen abhielt. 143 Faktisch waren die Aktivitäten der Internationale für das Par-

139 Problematisch war insbesondere die zusehends nationalistische Außenpolitik der deutschen Re­

gierung nach 1930. Paradigmatisch hierfür steht c.ler Vorschlag, eine österreichisch-deutsche Zolluni­

on einzurichten, die unter dem Deckmantel einer Fortführung des Briandschen Europaplans in die 

Tat umgesetzt werden so llte. Zum Problem der Zollunion: P. KRÜGER , Die Außenpolitik der Repu­

blik von Weimar, 1985, S. 535; Unvollständig: S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen 

Partei Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 498 f.; 
Vorwärts , 8. 5. 1931; 27.5.1931; Zur »deutschen Krise« und der Bewertung derselben innerhalb der SAI 
im Allgemeinen: A. ScHIFRI N, Die Internationale und die deutsche Kri se; in: Die Gesell schaft, Bd. 2, 

1931, S. 294-213; Zur deutsch-österreichischen Zollunion im Spiegel der sozialistischen Presse siehe: 

Internationale Information, Die Verhandlungen über eine österreichisch-deutsche Zollunion und die 

sozialistische Presse, 2.4 . 1931 , S. 164 ff.; zur Revision der deutschen Haltung: ebd., Sitzung des er­

weiterten Bureaus der SAl, 9.5.1931, S. 232. 
140 Das Linksbündnis in Frankreich zwischen Radikalsoziali sten und SFIO - das den Sozialisten 

große Einflussmöglichkeiten in außenpolitischer Hinsicht eröffnet hatte - stand ab 1931/32 nach dem 
Scheitern der Regierungsbildung unter Beteiligung der SFIO im Schatten der Krise. D. NERI ­

ULTSCH, Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 211. 
141 Auf dem Kongress wurde eine Rückkehr zur revolutionären Taktik angekündigt. Vierter Kongress 

der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien , Bd. 2, S. VI. 79 ff. 
142 Zu den Reden der Sozialisten, siehe: Für die Abrüstung, Beilage der internationalen Information, 

hrsg. v. der gemein samen Abrü stungskommission der SAl und des 1GB, Nr. 2, 1.2.1932. 
143 Allein in Deutschland seien 2-437 sozialdemokratische Veranstaltungen abgehalten worden, wo 

laut SAl 630.604 Personen teilnahmen; die an den Völkerbund versendeten Petitionen belaufen sich 

auf 3.275 Dokumente. In Frankreich seien 1554 Petitionen angenommen worden, die SFIO habe 
mehrere Demonstrationen abgehalten, an denen 10.000 Personen teilgenommen hätten . Tn Groß­

britannien seien wiederum von 2.069.697 Mitgliedern Petitionen eingesammelt worden. inwiefern 
diese von der Internationalen Information publizierten Zahlen stimmen, bleibt indes fraglich. 

W . WETTE, Friedenspoli tische Bestrebungen der deutschen Sozialdemokraten in der Zwischen­

kri egszeit; in: E. GRöBL (Bearb.), Internationale Tagung der Historiker der Arbeiterbewegung, 1983, 
S. 185- 218; hier: S. 202 ff.; W . KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 

(1923-1940), 1985, S. 168; S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei D eutschlands 

zur Augenpolitik während der Weimarer Republik (1918-1933), 1998, S. 501 ; Für die Abrüstung, 
Beilage der internationalen Information, hrsg. v. der gemeinsamen Abrüstungskommission der SAI 

und des 1GB, Nr. 3, 1.2.1932; Internationale Information, Bericht über die Abrüstungspetition, 

6.2.1932, Bd. 9.1., 1932, S. 57ff. 
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teiendreieck die einzige Möglichkeit, sich substantiell in den Abrüstungsprozess mit 

einzubringen und sich entsprechend Gehör zu verschaffen. Anders als zu Zeiten der 

»Locarno-Ära<, gab es kaum Optionen, sich via informeller Kontakte einzuschleusen 

und entsprechenden Einfluss auszuüben. Mit dem Abklingen der Verhandlungs­

bereitschaft und der Renaissance der nationalistischen Diplomatie der Vorkriegszeit 

wurde auch die Rolle der SAI auf das Vorkriegsniveau zurückgeworfen. Daher war 

die anvisierte Rückkehr zur »revolutionären Taktik« nur ein logischer und unter den 

gegebenen Voraussetzungen nachvoll ziehbarer Schritt. In diesem Kontext muss, um 

diesen Abschnitt abzuschließen, die These bekräftigt werden, dass der Geltungsver­

lust von SPD, SFIO und Labour Party, der nahezu zeitgleich stattfand, mit einem 

Aufleben der SAI einherging. 144 

4.4,5, Die Genftr Abrüstungskoriferenz des Völkerbundes 

Am 2. Februar 1932 begannen in Genf unter dem Vorsitz Arthur Hendersons die 

Abrüstungskonferenzen des Völkerbundes. Anwesend waren über 60 Staaten, da­

runter auch die Regierungsoberhäupter der betreffenden Länder. 145 Reichskanzler 

Brüning forderte im Vorfeld die allgemeine Abrüstung sowie daran anknüpfend 

Deutschlands Anspruch auf Gleichberechtigung ein, während der französische De­

legationschef Tardieu für eine Bevorzugung der Siegerstaaten plädierte, denen die 

Beibehaltung schwerer Waffen zugestanden werden sollte. 146 Damit schien bereits 

vor Konferenzbeginn klar, dass keine rasche Einigung zu erwarten war. Tatsächlich 

zogen sich die Verhandlungen im Völkerbund bis Ende Februar hin, ohne dass ein 

Ergebnis präsentiert werden konnte. 147 

Nichtsdestotrotz waren die Beobachter insbesondere aus dem sozialistischen Um­

feld keineswegs negativ gestimmt: Am 6. Februar übermittelte Emile Vandervelde 

gemeinsam mit Leon Jouhaux den ankündigten »Petitionssturm« von IGB und 

SAI und übermittelte in Genf in einer zensierten Rede vor halbleerem Saal die Po-

144 Reispielhaft hierfür steht auch die Stellungnahme Leon Blums, der im November 1931 auf einer 
Sitzung des SAI Büros in seiner »Ansprache zur wirtschaft li chen Situation« ni cht mehr auf bi- oder 
trilaterale Absprachen mit SPD oder Labour Party verwies, sondern ei ne grof~ angelegte, zentral 
gesteuerte Initiative der SA! zur Lösung der Wirtschaftskrise einforderte. »Es ist die Pflicht der inter­
nationale in grqßen Zügen dieses Programm zu zeichnen.« Int ernationale Info rmation, Sitzung des erwei­
terten Bureaus, 2.11.1931, Bd. 8.2., 19 31, S. 518 ff.; zu den pauschal vorgetragenen Abrüstungsforde­
rungen siehe: ebd ., Der Rü stungsstillstand, Oktober 1931, S. 529; ebd., Die Abrüstungsforderungen 
der SA! und des 1GB, 12.12.1931 , S. 597ff. 
145 Hierzu: L. Z IM MERMANN , Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958 , 
S. 460; W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 
1985, S. 168. 
146 Begründet wurde diese Haltung mit dem Argument , dass diese Waffen einem ständigen inter­
nationalen Polizeitrupp unterstehen sollten und damit ei ne Stärkung der kollektiven Sicherheit zum 
Ziel hätten. L. ZIMMERMA NN, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, 
S. 463 ff 
147 Vgl. F. P. WALTERS, A history ofthe league ofNation s, 1952, Bd. 2, S. 501 ff. 
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sitionen der internationalen Arbeiterschaft. 148 Konkret forderte er die Gleichberech­

tigung zwischen Siegern und Besiegten, ganz im Sinne der deutschen Delegation. 149 

Der Ton Vanderveldes in Genf war hierbei keineswegs bescheiden: » Wir sind nicht 
hier um Bitten vorzubringen oder Heffoungen auszudrücken, sondern um Forderungen zu 
vertreten.« 150 In der Tat: Die SAI war stark darum bemüht, ihre Tätigkeit im Rahmen 

der Abrüstungskonferenz ein weiteres Mal zu intensivieren , 151 auch wenn die Er­

folgsaussichten hierfür kaum geringer sein konnten. 152 

In Frankreich trat vor allem Leon Blum auf den Plan, um die öffentliche Meinung 

im gewünschten Sinne zu beeinflussen: Als die Abrüstungskonferenz in Genf eröff­

net wurde und Tardieu die Gelegenheit erhielt, seinen Plan vorzulegen, äußerte sich 

Blum in einem abschließenden Artikel schwer enttäuscht über das Verhalten des 

französischen Regierungschefs: 153 Sein Ministerpräs ident fordere nicht realisierbare 

Sicherheitsbedingungen ein, so das Fazit des Sozialistenführers: Die Schaffung einer 

Völkerbundarmee könne allenfalls am Ende der Verhandlungen stehen und nicht am 

Anfang, weshalb der Tardieu-Plan keinen großen Wert besitze. 154 Demgegenüber 

äußerte sich der rechte Parteifö_igel wesentlich aufgeschlossener und kommentierte 

das Vorhaben Tardieus überwiegend positiv. Grund hierfür war nicht zuletzt, dass 

der Völkerbundvertreter Frankreichs, Paul-Boncour, in der Vergangenheit wiederholt 

für die Völkerbundarmee eingetreten war - und eben diese Forderung war seit jeher 

ein fixer Bestandteil des rechten SFIO-Flügels um Renaudel oder Paul-Boncour ge­

wesen.155 Insofern vermag es kaum zu überraschen, dass Erstgenannter klar Position 

148 Der Text der Petition lautete: »[. . J Daher fordern wir von den aef der Abrüstungskonferenz vertretenen 
Regierungen, daß sie endlich zu positiven Handlungen übergehen. Ein Vertrag muss abgeschlossen werden, der 
sefort eine grefszügige Herabsetzung der Heeresbestiinde, des Kriegsmaterials in allen Formen und der Mi!itiir­
aus,t1,aben sichert und zur vo!lsliind(f!,en, al{gemeinen und kontrollierten Abrüstungführt.« Internationale In­
for mation, Bericht über die Abrüstungspetition, 6.2.1 932, Bd. 9.1., 1932, S. 57. 
149 W. KowALSKI et.a l. , Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 1985, 
S. 168; Für die AbrüsLung, Beilage der internationalen lnformaLion, Nr. 4, 7.2 .1932. 
150 Des Weiteren trat Leon Jou haux als Redner des !GB in Genf auf Internationale Information, 
Rede von Emile Vandervelde, 7. 2. 19v, Bd. 9.1, 1932, S. fo_ 
151 Bereits am 6. L wurde der »Internationalen Information« verkündet: »Demonstrationen und Mas­
senversammlungen« zu organisieren. In Antwerpen, Brüssel, Gent, C harleroi und Mons seien bereits 
im November 1931 große Demonstrationen organisiert worden. lnternationale Information, Die Ab­
rüstungsaktion der SAI und des 1GB, 6. r.1932 , Bd. 9.1., 1932, S. 8; ebd., Tagungen der Sozialistischen 
Arbeiter-Inte rnationale, 16.1.1932, S. 15; ebd., Sitzung des Bureaus der Sozialistischen Arbeiter-Inter­
nationale, 24 ./ 25. 1. 1932, S. 38. 
152 Der Aktion ismus der Arbeiterinternationale schlug sich , wie bereits erwähnt, in zahlreichen De­
monstrationen nieder, die in mehreren Ländern abgehalten wurden. Hierzu: Internationale Informa­
tion, Die Abrüstu ngsaktion der SA] und des 1GB, 1.2.1932, Bd. 9.1., 19 32 , S. 40 ff; S. FEUCHT, Die 
Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer 

Republik (1918 - 1933), 1998, S. 501 ff 
153 Vgl. D. NER1-ULTSCH , Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allianz , 2005, S. 313-
154 Le Populaire, 13-4_-15. 4. 1932. 
155 La vie Socialistc, 19.3.1932; zur Haltung Paul-Boncours im Allgemeinen: Paul-Boncour, Joseph, 
Entre dcux-guerres, Souvenir sur la Troisieme Republique, Bd. 2, S. 268 - 271. 



332 Zweites Kapitel 

bezog und Tardieu eher lobte denn tadelte. Was Leon Blum anbelangte, so schöpfte 
der außenpolitische Vordenker der Partei erst wieder mit dem Hoover-Memorandum 
vom Juli 1932 die Hoffnung, dass die Genfer Verhandlungen doch noch einen güns­
tigen Ausgang nehmen könnten. 156 In einer Sonderbotschaft vom 22.4.1932 er­
brachte der amerikanische Präsident, nach zahlreichen Sonderverhandlungen seines 
Außenministers u. a. mit der französischen Regierung, den Vorschlag, das Mindest­
maß an Sicherheit zu wahren und al len Nationen Streitkräfte auf dem deutschen 
Niveau zuzugestehen. 157 Diese Forderung entsprach in weiten Teilen den Vorstel­
lungen Blums, weshalb er den Vorstoß Hoovers ausdrücklich befürwortete. 158 In 
der Folgezeit versuchte er daher, in zahlreichen Artikeln seine Hoffnungen zu arti­
kulieren und gleichzeitig die fran zös ische Öffentlichkeit von den Vorzügen des 
Hoover-Plans zu überzeugen. 159 

Interessant ist, dass die SPD die deutschen Vorschläge hingegen eher wohlwollend 
bewertete. 160 Dies erscheint insofern konsequent, als die deutsche Delegation um 
Nadolny grundsätzlich darauf insistierte, die allgemeinen Abrüstungsbestimmungen 
an die Entwaffnungsbestimmungen des Versailler Vertrages anzugleichen. Konkret 
hätten die Siegermächte nach diesem Modell so lange abrüsten müssen , bi s sie das 
Niveau der Verliererstaaten erreicht hätten. 161 Im Kern entsprach dies dem 

156 D. NER1 -ULTSC H, Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allianz, 2005, S. 313; bereiLs der 
erste Vorstoß Hoovers hinsichtlich eines Moratoriums wurde vom belgi sch-französisch en Umfeld 
begrüfst: Vandervelde nann te ihn einen »Lichlstrahl aus dem gewitterschwangeren Himmel «. Inter­
nationale Info rmation, Reparat ionen, Kriegsschulden und Abrüstung, Emile Vandervelde, 25.7.1931, 
S. 378. 
157 Vgl. L. ZIMMERMANN, Deutsche AußenpoliLik in der Ära der Weimarer Republik, 1958, S. 468. 
158 Blum über den Hoover-Plan: »Der Hoover-Plan verbindet die beiden unter dem Namen der qualitativen 
und quantitativen Abrüstung bekannten Systeme. Er sieh! vor allem die Abschqffimg und das slrikte Verbot 
gewisser genau umschriebenen Kriegswaffen vor: der Tanks. der beweglichen Schwerartillerie. der für die che­
mische Krieg!führung afarderlichen Stef.fe, der Bombardierung!flugzeuge. Er schlagt firner eine weitgehende 
Herabsetzung der Gesamtheit der Land- und Seerüstungen vor. [. . J Ach, wenn Frankreich diesen Vorstefs 
gemacht halte!« Generell muss davon ausgegangen werden, dass das Hoover-Memorandum von der 
SA! äußerst positiv bewertet wurde. A. MICH EL (Hrsg.), L'O euvre de Leon Blum, 1972 , Bd. 3-2. Paris 
1972 . S. 196- 225; das obige Zitat findet sich in: lnLernaLionale Information, Z um Hoover-Plan , Leon 
Blum, 23.6.1932 , Bd. 9.2., 1932, S. 334 f.; Positiv gewürdigt wurde Hoovers Vorschlag auch von 
E. Vandervelde: Internationale Information, Unterstützen wir den Vorschl ag Hoovers, Emile Vander­
ve lde, 2.7.1932 , Bd. 9.2., 1932, S. 363. Zur Haltung des SA! Bureaus über das Hoover Moratorium: 
ebd., Z u den amerikan ischen Abrüstungsvorschlägen, 16. 7.1932, S. 390. 
159 Le Populaire, 23.6. 1932; 26.6 .1932; 10.7.1 932; 16.7.1932; 20.7- 1932 sowie den 23 .. 24 .. 26., 27. 28. 
und 31. 7-1932. 
160 S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Partei Deutsch lands zur Außenpolitik wäh­
rend der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998, S. 507; Vorwärt s, 18.1 2.1932. 
161 Diese Forderung wu rde auch von R. Breitseheid auf dem Zürich er Treffen der SA! im Mai 1932 
noch einmal bekräfti gt: »Deutschland fordert das Recht Cll{ Gleichheit in der Rüstung; Aber die deutsche 
Arbeiterklasse will diese Gleichheit nicht verwirklicht sehen durch eine Wiedera!ffrüstung Deutschlands, sondern 
durch die Abrüstung der Siegers/aalen. « Interna tionale lnfo rmar ion, Die Beschlüsse der Zürich er Abrüs­
tungskonferenz. 22./23. 5. 1932, Bd. 9.1., 1932, S. 253 ff 
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»Aktionsprogramm« der SAI, weshalb die Zustimmung der Sozialdemokraten mit 

dem Forderungskatalog des Wiener Kongresses im Einklang stand. 162 

Was die britische H altung anbelangt, so fungierte Arthur Henderson in seiner 

Funktion als Präsident der G enfer Abrüstungskonferenz gemeinhin als Vermittler 

zwischen der deutschen und französischen Position. 163 Zuvor hatte sich der Brite 

verständnisvoll gegenüber der französischen Auffassung geäußert, zugleich jedoch 

diplomatisch zu verstehen gegeben, dass er die einzelnen Forderungen im Detail 

kaum nachvollziehen könne.164 Die Rolle als »Mediator« führte SAl-intern dazu, 

dass H enderson im Mai 1932 als »Strohmann« der Arbeiterinternationale ausgeru­

fen wurde: »Der Vorsitzende des internationalen Gewerkschqftsbundes, Walter M Citrine, 
stellte in seiner Eref.foungsrede einleitend .fest, daß die Gerifer A brüstungskoriferenz die H~ff 
nungen, die bei ihrer Eref.Jnung in sie gesetzt worden sind, bitter enttduscht hat, umso mehr, als 
ein Mann aef 1hr den Vorsitz führt, zu dem die Arbeiter aller Ldnder das gri!ßte Vertrauen 
haben und von dem sie wissen, dqß er alles tun wird, um der Konferenz zu einem Eifölg zu 
verhe!fen - unseren Genossen Henderson.« 165 

Die zwischenstaatlichen Verhandlungen verliefen in der Folgezeit keineswegs erfolg­

reich: N achdem die Verhandlungen der Großmächte zu keinem konkreten Ergebnis 

geführt hatten und auch die bilateralen Gespräche, z.B. zwischen Frankreich und 

Deutschland, 166 keinen nachweisbaren verhandlungspolitischen Erfolg bringen 

konnten, 167 versammelten sich SAI und 1GB im Mai 1932 in Zürich deshalb zu 

weiterführenden G esprächen über den Status quo der Abrüstungsverhandlungen. 168 

Für die Konferenz meldeten sich die SAI-Parteien sowie insgesamt 80 angeschlos­

sene Organisationen, darunter der 1GB, das Frauen- und Jugendkomitee sowie di­

verse Einzelgewerkschaften. 169 Summa summarum blieb den Vertretern der inter­

nationalen Arbeiterschaft indes nicht viel mehr als die bittere Erkenntnis, dass die 

Verhandlungen in Genf zu keinem konkreten Fortschritt in den Abrüstungsver-

162 H ierzu auch: W. W ETTE, Friedenspolitische Bes trebungen der deutschen Sozialdemokraten in 
der Zwischenkriegszeit; in: E. GRöBL (Bearb.), Internati onale Tagung der Historiker der Arbeiter­
bewegung, 1983, S. 185-218; hi er: S. 202 ff 
163 Vgl. J. CALLAGHAN, The Labour Party and foreign policy, 2007, S. 102. 
164 Vgl. G. SCHULZ , Zwischen Brüning und Hitler, 1992, S. 455. 
165 Internat ionale Inform ation, Die Beschlüsse der Züricher Abrüstungskonferenz, 22 ./23- 5. 1932, 
Bd. 9.1., 1932, S. 253 ff 
166 Zwischen Februar und April / Mai 1932 kam es zu einigen Unterredungen zwischen Brüning und 
Tardieu, die all erd ings keinen konkreten Erfolg erwirkten. Brüning bemerkte zwar, er sei » 100 Meter 
vor dem Ziel gescheitert «, jedoch waren die Gegensätze zwischen den beiden Verhandlungspartnern 
schlichtweg zu groß, als dass eine Einigung mögli ch gewesen wäre. S. FEUC HT, Die Haltung der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer Republik 
(1918-1933), 1998, S. 508 ff; L. ZIM MERMANN, Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer 
Republik, 1958 , S. 465ff 
167 Ebd. 
168 Vgl. W. K owALSK I et.al. , Geschichte de r Soziali sti schen Arbeiter-Internationale (1923-1940), 
1985, S. 169. 
169 In ternationale Informat ion , Für die Abrüstung, 18.6. 1932, S. 305 ff 



334 Zweites Kapitel 

handlungen geführt hatten. Dieses Fazit wurde in den Red en Citrines, de Broucke­

res, Jouhaux' und Vanderveldes gezogen - resigniert bekannten sich die Vertreter 

auch zu ihrem Scheitern. 170 In diversen Resolutionen einigten sich die Arbeiterver­

treter darauf, den Regierungen einen »schlechten Willen« zu unterstellen , womit der 

Hauptschuldige ausgemacht werden konnte. 171 De Brouckere kam in seiner Rede zu 

dem Schluss, dass die Tagung der SAI einem »Kriegsrat« g leiche in Anbetracht der 

tragischen Umstände. 172 
» Wir halten hier etwas ab, was ein wenig einem Kriegsrat gleicht. 

Wir fragen uns: Was sollen wir inmitten der Lragischen Umstände tun? Was sollen wir gegen 
die Krise tun? Was für den Frieden? [. . J ich wünschte, dcifs beim Verlassen dieser Konferenz 
unsere Losung lautet: gegen den Raubtierkapitalismus der Rüstung!fabrikanlen und gegen den 
Faschismus und Halijaschismus aller Länder. So werden wir unseren Überlieferungen treu 
bleiben. Als der englische Sozialismus sich entwickelte, geschah es im Z eichen des CharLismus. 
Als Proudhon die franzbsischen SozialisLen, die französischen Proletarier zum Handeln aef­
rief, sagte er ihnen: Erobert vor allem eure politt:rche Fähigkeit. Und als in der unvergesslichen 
Versammlung in London die Erste Internationale gegründet wurde, erschien ein Redner aef 
der Tribüne, den der Vorsitzende mit den Worten ankündigte: Dr. Karl Marx, deutscher 
Demokrat Wir haben der Demokratie eine Bedeutung, einen Sinn, einen Inhall gegeben. 
Wt"r werden nicht zulassen, dcifs man ihr heute diesen Inhalt raube.« 

Breitseheid, der als deutscher Hauptredner auftrat, kritisierte die Bestimmungen 

des Versailler Vertrages , forderte Rüstungsgleichheit für das D eutsche Reich ein, 

erinnerte an die Bedrohung der deut schen Demokratie durch die politischen Zentri­

fugalkräfte der Weimarer Republik und plädierte insgesamt für eine stärkere Rolle 

der SAI, die ab sofort die Führungsrolle ausüben solle. Grundsätzlich waren Breit­

seheids Äußerungen von einem großen Pessimismus gezeichnet: Dem Völkerbund 

unterstellte er ein Versagen auf ganzer Linie und die Bereitschaft der »bürgcrlich­

kapitalistischen« Regierungen, zwischenstaatlich e Verhandlungserfolge zu ermögli­

chen, sei gänzlich verflogen. 173 

170 Die RedebeiLräge von Vandervelde, C itrine, Albarda und Schevenels, die am 22. Mai auf der 
gemeinsamen Abrüst ungskonferenz von 1GB und SAT gehalten wurden, wurden »live« im Rad io 
übertragen. Ebd. 
171 Die Opposition um Fenner Brockway bekräftigte erneute ihren SLandpunkt, insbesondere mit 
dem Vermerk , dass die SA! ihre Hoffnungen auf" Sand bauen würde. Zu diesem Zeitpunkt diskutier­
ten die Vertreter des linken Flügels bereits intensiv über einen möglichen Austritt aus der SA !. Vgl. 
W. KowA LSK I et.al. , Geschichte der Soziali sti schen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 1985, 
S. 169; W. BuSCHAK, Das Londoner Büro, 1985, S. 61 ff 
172 fntern ationale Information, Das Problem der Abrüstungskonferenz, De Brouckere, 20.8. 1932 in 
der II verö fTentlicht, die Rede wurde am 22. 5. gehal ten, Bd. 9 .2., 1932, S. 504-512. 
173 Hierzu: IISG , SA!, Abrüstungskommiss ion, Züricher Konferenz, 22./23- 5. 1932, IISG /SAl/Ab­
rüstung/ 91 0/56 ff; Vgl. Interna tionale Informat ion, Für die Abrüstung, Nr. 8, 28. Mai 19 32; Interna­
tiona le Informat ion, Freiheit, Spezialartikel für die II, Rudolf' Breitseheid, 9.7.1932, Bel. 9.2., 1932, 
S. 368; über die Probleme der SPD im Wahlkampf siehe auch den Artikel Vandervcldcs über das 
»Vorwärts Verbot «, das fünf Tage andauerte: ebd., Das Vorwärts-Verbot, Emile Vandervelde, Juli 
19 32, S. 371 f ; S. FEuc HT, Die Haltung der Sozialdemokrati schen Part ei Deutschlands zur Auf~en­
politik während der Weimarer Republik (191 8-1 933), 1998, S. 512 ff. 
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In Bezug auf die Ergebnisse der Züricher Konfe renz mu ss betont werden, dass die 

dort gefassten Beschlüsse in keinster Wei se eine substantielle Neuerung darstellten. 

Vielmehr bekannte sich die SAI weiterhin zu den Ergebnissen der Wiener Konferenz 

sowie zum gemeinsam verabschiedeten Aktionsprogramm von SAI und IGB. E s 

kann vor diesem Hintergrund kaum bestritten werden, dass die Abrüstungseuphorie 

der internationalen Arbeiterschaft im Zuge der Genfer Verhandlungen stark ge­

dämpft wurde. 174 Faktisch besaß die SAI kein einziges Druckmittel, um ihre Forde­

rungen in Genf durch zusetzen. 

Hoffnung kam, wie bereits dargelegt, erst wieder auf, als die Hooversche Sonder­

botschaft im Sommer 1932 publik gemacht wurde. 175 In einer Sitzung des SAI-Büros 

vom 25. Juni 1932 wurde geradezu euphorisch erklärt, dass die Abrüstungsfrage vor 

entscheidenden Beschlüssen stehe. 176 Darauf aufbauend wurde die Arbeiterschaft 

dezidiert dazu aufgerufen, die Hoover-Vorschläge wie ihre eigenen zu behandeln 

und entsprechend zu unterstützen. 177 Problematisch war indes, dass die Vorschläge 

des amerikanischen Präsidenten eine geringe Halbwertszeit hatten: Di e bevorstehen­

den Präsidentschaftswahlen in den USA, die Hoover im November 1932 gegen 

Franklin D . Roosevelt verlieren sollte, verhinderten in der Folgezeit eine Involvie­

rung in europäische Problemfelder: Auf einmal wurde von amerikanischer Seite aus 

argumentiert, die Abrüstungsfrage sei ein Problem Europas und die USA ohnehin 

nicht an den Versailler Vertrag gebunden . 178 Indes wurde das deutsche Memoran­

dum auf Initiative des französischen Generalstabes um General Weygand am 

, 1. September abgelehnt; die englische Regierung schloss sich dieser Meinung am 

18. September an, so dass die deutsche Initiative auf ganzer Linie scheiterte - und 

damit auch die Verhandlungen. 179 

Auch die SPD lehnte das deutsche Angebot ab und machte dies in einem Artikel 

in der »Internationalen Information« hinreichend deutlich: »Die Reichsregierung hält 
nun den Zeitpunkt for gekommen, für Deutschland die Freiheit zur Ausgestaltung seiner 
Wehrmacht zu beanspruchen. [.. J Die Sozialdemokratie hält deshalb die wehrpolitische Ak-

174 Internationale Informat ion, Für die Abrüstung, Nr. 8, 28. Mai 1932; siehe auch: Internationale 
Information, Zu den amerikan ischen Abrüstungsvorschlägen, 16. 7. 1932, Bd. 9.2., 1932, S. 390. 
175 Im Anschluss an die Bureau Sitzung unternahm die SAI des Weiteren den Versuch , einen Anti­
kriegskongress einzuberufen unter Mitwirkung von Romain Rolland und Henri Barbusse- mutmaß­
lich um größere Unterstützung im bürgerlichen Lager für die eigene Agitation zu erhalten und der 
eigenen Stimme mehr Gewicht zu verleihen. Internationale Information, Ein Briefwechsel über den 
Anti-Kriegskongress, 23-7.1932, Bd. 9.2., 1932, S. 400 ff. 
176 Ebd ., Nr. 23, 1932; »Für die Abrüstung«, Nr. 11 , 16.7-1932. 
177 Vgl. W. KowALSKJ et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internat ionale (1923- 1940), 
1985, S. 169 . 
178 Vgl. M . WALA, Weimar und Amerika, 2001, S. 99; L. Z 1MMERMANN, Deutsche Außenpolitik in 
der Ära der Weimarer Republik, 1958 , S. 468 ff; C. W. ScHÄHR, Andre Fran~ois-Poncet al s Bot­
schafter in Berlin (19v-1938), 2004, S. 123 ff.; S. NADO LNY, Abrü stungsdiplomatie 1932/33, 1978, 
S. 190- 194. 
179 Ebd. 
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tion der Reichsregierungfiir veifehlt.« 180 Die SFIO respektive Leon Blum verkündete 
darauffolgend in der Populaire: »Der Schritt des Herrn von Neurath beim französischen 
Botschqfter wi,fl ein so ernstes und so dringliches Problem auf, daß ihm gegenüber alles andere 
in den Hintergrund tritt. Die Haltung der Sozialistischen Partei Frankreichs ist die der Sozi­
aldemokratischen Partei Deutschlands und wird gewifs die des internationalen Sozialismus 
sein. Wie Roserifeld in so klarer und schaifer Weise ausgeführt hat, sind wir entschieden gegen 
die Wiederatifrüstung Deutschlands. « 181 

Auch der kurze Zeit später veröffentlichte »Herriot-Plan«, 182 der zunächst den 
Zuspruch Leon Blums fand, 183 konnte keine Einigung herbeiführen. Ein Scheitern 
der Abrü stungsverhandlungen war ergo nur noch eine Frage der Zeit. Zwar kam es 
am 11.12.1932 zu einem Teilerfolg, als Großbritannien, Frankreich, Italien und die 
USA dem Reich eine grundsätz liche Gleichberechtigung in einem noch zu schaffen­
den Sicherheitssystem zugestanden, jedoch war diese »Fünfmächteerklärung« kei­
neswegs der erhoffte Durchbruch. 184 Gewiss, Deutschland kehrte aufgrund dieser 
Entwicklung an den Verhandlungstisch zurück, jedoch konnte ein konkreter Kon­
sens bis zum Zerfall der deutschen Demokratie 1933 nicht mehr gefunden werden. 
Auch der MacDonald-Plan, der im März 1933 präsentiert wurde, führte keine Eini­
gung herbei und scheiterte am Widerstand Frankreichs. 185 Die Bemühungen der 

180 Hierzu: Internationale Information, Zum deutschen Rüstungsmemorandum , 19.9 . 1932 Bd. 9.2., 

1932, S. 556 ff 
181 Arthur Henderson bemühte sich in der Folgezeit darum, Kontakt zu von Neurath aufzunehmen 
und Deutschland zu einer weiteren Teilnahme an den Verhandlungen zu bewegen. Le Populaire, 
3.9. 1932; Über Hendersons Brief an Neurath, siehe: ebd., Abrüstung als Vorwand für die Aufrüs­
tung?, W. Schevencls, 8.10.1932, S. 586 ff 
182 Faktisch wurde von französischer Seite erneut der Versuch gestartet, eine Art europäische Miliz­
armee zu in sta llieren, die in einem System gegenseitiger Hilfeleistungen zum Einsatz kommen sollte. 
Vgl. S. NADOLNY, Abrüstungsdiplomatie 1932/33, 1978, S. 196 ff; S. FEUCHT, Die Haltung der Sozi­
aldemokratischen Partei Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918 -
1933), 1998 , S. 522; L. ZIMMERMANN , Deutsche Außenpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 

r958, S. 470. 
183 Blurn erklärte sich zunächst positiv über den Herriot Plan , distan zierte sich allerdings wen ige 
Wochen später davon. Grund hierfür war seine Erkenntnis, dass der Plan keine »Gleichheit in der 
Abrüstung« fordere, sondern ei ne »Gleichhei1 der Aufrüstung«. Die SPD hatte Herriots Vorschlag 
anders als Blum von Beginn an skeptisch bewertet. G. Z 1EBURA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 318; Le 
Populaire, 23-, 24-, 25., 26 ., 27-, 28., 31.7-1932. 
184 Vgl. L. Z IM MERMANN , Deutsche Auf~enpolitik in der Ära der Weimarer Republik , 1958, S. 471; 
S. FEucHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zur Aufsenpolitik während 
der Weimarer Republik (1918 - 1933), 1998, S. 521. 
185 Der Plan fü hrte dazu, dass Leon Blum ei n letztes Mal Hoffnung auf eine Einigung schöpfte, 
allerdi ngs scheiterte das Vorhaben am Widerstand der fran zösischen Regierung. Damit hatte sich 
die Aussicht auf eine rasche Einigung endgültig zerschlagen. Vgl. G. ZrEBURA, Lcon Blum , 1963, 
Bd. 1, S. 321; Le Populaire, 12., 16., 17., 18., 22 ., 24., 25. 3- 1933-



Sozialismus im Zeichen der deutschen Katastrophe 337 

SAI, insbesondere Arthur Hendersons, 186 den Verhandlungsprozess positiv zu be­

einflussen, waren vergebens gewesen. 187 

Was den Einfluss des Parteiendreiecks in diesem Zeitabschnitt anbelangt, so war 

dieser geradezu marginal: Mit Ausnahme Hendersons konnte kein deutscher, fran­

zösischer oder englischer Sozialist Einfluss auf den Verhandlungsprozess nehmen. 

Die Labour Party laborierte an dem »Verrat« MacDonalds, die SFIO an der von den 

Neosozialisten forcierten Parteispaltung, während die SPD, vom im Juli 1932 statt­

findenden »Preußenschlag« gezeichnet, 188 den Zerfall der Weimarer Republik auf­

zuhalten suchte. »Ach, wenn Frankreich diesen Vorstqß gemacht hätte!«, hatte Leon Blum 

in einem Artikel zum Hoover-Plan Ende Juni 1932 noch geschrieben - 189 in diesem 

Satz kommt die Hilflosigkeit, die die tonangebenden Protagnisten gegenüber der 

»großen Politik« verspüren mussten, paradigmatisch zum Ausdruck, weil sie der 

Erosion des internationalen Staatensystems rein gar nichts entgegenzusetzen hat­

ten, weder auf nationaler, noch auf internationaler Ebene. 

4.5. Zusammenbruch der Weimarer Demokratie 

Am 30. Januar 1933 wurde Adolf Hitler zum Reichskanzler berufen.190 Einen Tag 

zuvor hatte Präsident von Hindenburg seinen Widerstand endgültig aufgegeben 

und dem »böhmischen G efreiten « seinen Segen erteilt, nachdem sein Vorgänger im 

Reichskanzleramt, Kurt von Schleicher, bereits am 28. I. aus dem Amt gelobt worden 
war.191 

Zu diesem Z eitpunkt war das Verfassungsgefüge der Weimarer Republik bereits 

weitestgehend zerstört worden, angefangen mit der Formierung der Präsidialkabinet-

186 Zur Initiative Hendersons: Internat ionale Information, Abrüstung als Vorwand für die Aufrüs­

tung?, W. Schevenels , _8. 10. 1932, S. 586 ff.; kurz darauf trat Henderson indes von der Führung der 

britischen Arbeiterpartei zurück; dessen ungeachtet fungierte er bis 1933 als Vorsitzender der Genfer 

Abrüstungskonferenz: ebd., Der Rücktritt H endersons, 29. w. 1932, S. 624 ff; auch nach der Macht­

ergreifung reiste Henderson nach Deutschland, um über eine Fortführung der Abrüstungsverhand­

lungen zu diskutieren. Aufgrund der Kritik aus den eigenen Reihen wurde sein Vorgehen offiziell von 

der SAl verteidigt: Interna tionale Information, Hendersons Besuch bei Deutschlands Henker, Juli 

1933 , Bd. 10.2., 1933, S. 385ff 
187 Auch eine erweiterte Sitzung des SAI Büros vom September 1932, im Zuge derer beschlossen 

wurde, die begonnenen »Aktionen« weiterzuführen, erbrachte summa summarum kein Ergebnis . 

Internationale Information, Sitzung des erweiterten Bureaus der SAI, r. 10. 1932, Bd. 9.2., 1932, 

S. 574; ähnlich beschrieben auch in: S. FEUCHT, Die Haltung der Sozialdemokratischen Partei 

Deutschlands zur Außenpolitik während der Weimarer Republik (1918- 1933), 1998, S. 521; Zur De­

zember Sitzung: Internationale Information , Sitzung des Bureaus der SAI, 17. 12 .1932, Bd. 9.2., 1932, 

S. 710 ff. 
188 H. A. W1NKLER, Weimar, 1918 - 1933, 31998, S. 501 ff 
189 A. M1CHEL (Hrsg.), L'Oeuvre de Leon Blum, 1972, Bd. p. Paris 1972, S. 196- 225; das obige 

Zitat findet sich in: Internationale Informat ion , Zum Hoover-Plan, Leon Blum, 23-6.1932 , Bd. 9.2., 

i932, S. 334f 
190 Hierzu u. a.: H. MoMMSEN, Aufstieg und Untergang der Republik von Weimar, 1998; A. WIR­

SCHlNG, Die Weimarer Republik, 22008. 
191 Vgl. H . A. W1NKLER, Weimar, 1918-1933, 11998, S. 589 ff 
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te im Jahre 1930. 192 Mit der »Machtergreifung« Hitlers endete nicht nur die erste 

deutsche Demokratie, sondern zugleich die Rechts- und Verfassungsstaatlichkeit des 

Deutschen Reiches. An seine Stelle trat ein Unrechtsregime, dessen Machtanspruch 

mittels einer »pseudo-legalen Ordnung« legitimiert wurde. 193 

4.5.r. Reaktionen der SPD, Reaktionen von SFJO und Labour Party 

Während in der Wilhelmstraße am 30. I. 1933 die letzten Hürden genommen wurden 

auf dem Weg zum Ende der Demokratie, tagte nicht weil davon entfernt der Partei­

vorstand der SPD. 194 Im Rahmen der Sitzung wurde beschlossen, keine Aktions­

einheit mit den Kommunisten anzustreben und stattdessen »Entschlossenheit« zu 

demonstrieren.195 Diese Haltung wurde insbesondere von Rudolf Breitseheid postu­

liert, der den erkrankten Otto Wels als Vorsilzenden vertrat. 196 Löbe und Stampfer 

forderten Massenprotestaktionen gegen das vermutete Kabinett Hitler-Papen - in­

des schlugen sich Otto Braun, Rudolf Hilferding sowie der stellvertretende ADGB­

Vorsitzende Eggert ebenfalls auf die Seite Breitseheids. Das Credo lautete: Wenn 

Hitler auf verfassungsmäßigem Wege Reichskanzler wird, dann könne kaum etwas 

dagegen unternommen werden. Dementsprechend gab Breitseheid die allgemeine 

Order aus, keine außerparlamentarischen Aktionen zu unternehmen und stattdessen 

eine streng legalistische Haltung einzunehmen. Dieser Entschluss des Parteivorstan­

des fand auch die Zustimmung der »Eisernen Front«, während die KPD-Führung 

weiterhin den Versuch unternahm, eine Einheitsfront mit den Sozialdemokraten in 

die Tat umzusetzen und groß angelegte Streikmaßnahmen zu unternehmen. 197 

Kurzum: Wie bereits zum Zeitpunkt des Staatsstreiches der Papen-Regierung 

gegen Preußen am 29. Juli 1932 verzichtete die sozialdemokratische Führung auf 

Widerstand. 198 Die innenpolitische Order der Sozialdemokratie war von emem 

192 Vgl. A. W1RSCHING, Die Weimarer Republik, 22008 , S. 45. 
193 Vgl. H. A. WINKLER, Weimar, 1918 - 1933, 11998, S. 595ff 
194 Vgl. DERs., Der Weg in die Katastrophe: Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer Repu­

blik 1930 bis 1933. 1987, S. 858 f. 
195 Ebd., S. 858 f.; F. STAMPHR, Erfahrungen und Erkenntni sse, 1958, S. 260. 
196 Hierzu auch: Internationale Information, Die deutsche Sozialdemokratie und die Regierung Hit­
ler-Papen , 8.2. 1933, Bd. 10.1., 1933, S. 53-
197 Zur Begründung dieses Vorgehens siehe auch die Veröffentlichung ein es Vorwärts-Artikels von 
Friedrich Stampfer in der Internationalen Information. Internationale Information, Wieder Bü­
lowplatz, Bemerkungen zu ein er kommuni sti schen Demonstration , 15.2.1933, Bel. 10.1., 1933, S. 66 ff. ; 
Vgl H. A. W1 NKLER, Weimar, 1918-1933, \1998 , S. 593f. 
198 Die hieran anknüpfende Forschungsdebatte läss t sich wi e folgt umreissen: Während z.B. Brach er 
und Matthias in ihren Arbeiten die These vertreten , die SPD habe mit dem Verzicht auf Widerstand 
eine entscheidende Gelegenheit verpasst den Gang der Geschichte der verändern, betonen aktuellere 
Arbeiten (Pyta, Möller, Orlow, Schaefer), dass die SPD gute Gründe hatte, auf außerparlamentarische 
Aktionen zu verzichten. Grund hierfür sei in erster Linie die Erwerbss ituation (sechs Millionen 
Arbeitslose), die Streiks geradezu unmöglich machte; des Weiteren war - im Fall des Preußcnschlags 
- keineswegs geklärt , ob sich die preußische Polizei loyal verhalten würde. Ergo bes tand keine Au s­
sicht auf einen erfolgreichen Wid erstand , so das Fazit. Hierw: H. A. W1 NKLER , Der lange Weg nach 
Wes ten, 2000, Bel. 1, S. 646ff; kontrovers: K. D. BRACH ER, Die Aunösung der Weimarer Republik , 
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streng demokratisch-legalistischen Kurs geprägt, 199 um sich vorbehaltlos auf den 

Boden der Verfassung stellen zu können. Hieran anknüpfend stellt sich die Frage, 

wie das Zurückweichen der SPD vor den Aggressionsakten der NSDAP innerhalb 

der SAI interpretiert wurde, insbesondere vom Parteiendreieck. In den Reihen der 

Arbeiterinternationale machte sich in der ersten Jahreshälfte 1933 bereits laute Kritik 

an dem legalistischen Kurs der Organisation bemerkbar; konkret wurde vom linken 

Flügel eine Neuorientierung der SAI eingefordert. 200 

Indes war die die Arbeiterinternationale unmittelbar nach dem Zerfall der deut­

schen Demokratie wie paralysiert. Betrachtet man beispielsweise die ansonsten so 

zahlreichen Zeitungsartikel, Briefe des Parteiendreiecks oder aber die Resolutionen 

des SAI-Büros, so lassen sich kaum Aussagen feststellen, die einen direkten Bezug 

zu den deutschen Ereignissen herstellen. Erst im März 1933 kommentierte Leon 

Blum erstmals die Ereignisse in Deutschland, indem er die SPD für ihren legalisti­

schen Kurs scharf kritisierte. 201 Zuvor war im Februar 1933 in der »Internationalen 

Information« eine Nachricht über eine Parteiratssitzung der SFIO veröffentlicht 

worden , die auf Antrag Grumbachs eine Sympathiekundgebung zugunsten der deut­

schen Sozialdemokratie beschlossen hatte. 202 Das SAI-Büro bezog im Februar zu 

den Wahlen in Deutschland erstmals Stellung und solidarisierte sich mit den deut­

schen Arbeitern und ihrem Kampf gegen den Faschismus. 203 Zugleich wurde einge­

räumt, dass die Niederlage der SPD eine Katastrophe für die Internationale sei, die 

sie in ihren Grundfesten regelrecht erschüttere. In der Folgezeit wurde versucht, »die 

Wahrheit« über die Verhältnisse in Deutschland zu verbreiten , insbesondere über 

den Nazi-Terror auf den Straßen. 204 

Klar abgelehnt wurde in den Reihen der SAI eine mögliche Einheitsfront mit den 

Kommunisten. 205 Der Aufruf der Komintern, eine Aktionseinheit zwischen KT und 

61978, S. 525; E. MATTHIAS/ R. MoRSEY (Hrsg.), Das Ende der Parteien 1933, 1960, S. n7 ff.; bez. 

der Aussichtslosigkeit des Widerstandes der SPD (u.a.): H . SCHULZE, Otto Brau n oder Preußens 

demokratische Sendung, 1977; W . PYTA, Gegen Hitler und für die Republik , 1989 , S. 386 ff 
199 Vgl. S. BREJORA, Gewalt für die Demokratie?, Magisterarbeit, München 2008 , S. 103-
200 Vgl. W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923-1940), 
1985, S. 180. 
201 Le Populaire, 1.3.1933. 
202 Internationale Information, Parteirat der französischen Sozialisten, 15.2.1933, Bd. ro.r., 1933, 
S. 6of 
203 W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-In ternational e (1923-1940), 1985, 
S. 181; Internationale Information, Bd. 8., 1933, S. 79 f Das entsprechende Dokument der SAI findet 

sich in: LHASC, National Executive Committee, Appeal by ehe Bureau ofthe Socialist International , 

20.2.1933, LP /EC/Minutes, Januar bis März 1933; siehe auch: Internationale Information, Aufruf des 

Bureaus der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, 20.2.1933 , Bd. 10.1., 1933, S. 78 ff 
204 Hierzu: ebd., Die dringendste internationale POicht: Verbreitung der Wahrheit über Deutschland, 

4.3.1933, Bd. IO.l. , 1933, S. IOI f 
205 Eine der klassischen Streitfragen der Geschichtswissenschaft bezieht sich auf die Spaltung der 

Arbeiterklasse, insbesondere im Jahre 1933. Hier wird die These vertreten, dass ein Kampf gegen den 

Faschismus möglich gewesen wäre, wenn sich die SA! bzw. die SPD rechtzeitig zur Einheitsfront­

taktik bekannt hätten. Der mittlerweile in Fachkreisen vertretene Konsens besagt indes , dass die 

Unterschiede zwischen beiden Organisation - sowohl in Deu tschland als auch international - zu 
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SAT herzustellen, wurde vom Büro bereits am 6. 3- zurückgewiesen. 206 Zwar bezog 

sich die SAI in ihrer Stellungnahme positiv auf das Angebot der Komintern , jedoch 

lehnte sie die Bedingung, Verhandlungen zwischen den Parteien und nicht zwischen 

den beiden Internationalen einzuleiten, rigoros ab. Faktisch befürchteten die sozia­

listi schen Führer weiterhin ein »kommunistisches Manöver«, das sich insgeheim ge­

gen die Sozialdemokratie richtete. 207 Im Rahmen der Züricher Sitzung der SAI (18./ 
19. 3-) war das Angebot der Komintern kein Thema mehr. Zusammenfassend hatte 

die Internationale mit ihren Beschlüssen jegliche Kooperation zwischen Sozialdemo­

kraten und Kommunisten auf nationaler Ebene blockiert. 208 

Darauf aufbauend gilt es festzuhalten , dass die Haltung der SAI-Führung in den 

ersten Monaten nach der Machtergreifung Hitlers von Konzeptionslosigkeit ge­

prägt war. 209 Weder gelang es, eine einheitliche, von allen Parteien akzeptierte Hal­

tung festzulegen, noch ein konkretes »Aktionsprogramm« gegen den Faschismus zu 

präsentieren. Faktisch beschränkte sich die SAI darauf, das internationale Proletariat 

mit Unterstützung der schreibenden SPD-Zunft über die Verhältnis se in Deutsch­

land zu informieren. So wurde z.B. die Rede von Otto Wels vom 23, 3-1933 (»Frei­

heit und Leben könnt ihr uns nehmen, die Ehre nicht«) zur Gänze in der II ver­

öffentlicht. 210 

Allerdings muss dieses harte Urteil - abgesehen von der Frage, was überhaupt 

hätte getan werden können - bei näherem Betrachten relativ werden: Tatsächlich war 

es der ausdrückliche Wunsch der SPD, die Presse der Arbeiterinternationale zur 

Mäßigung aufzurufen. 211 Das Ergebnis einer Unterredung zwischen Wels, von Pa-

groß gewesen wären , als dass eine gemein same Aktionseinheit möglich war. Hierzu u. a.: H. A. W1N K­

LER, Streitfragen der deutschen Geschichte, 1997, S. 83 ff 
206 Internationale Information, Bd. 12, 1933, S. 104 . 
207 Vgl. W. KowALSKI et.al. , Geschichte der Sozia li sti schen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 
1985, S. 182; In ternationale Information, Bd. 21, 1933, S. 165ff; Bd. 25, 1933 , S: 205; Bd. 33, 19 33 , 
S. 286. 
208 Diese rigorose Haltung blieb nicht folgenlos: Insbesondere die POB kritisierte die Resolution der 
SA! scharf und die ILP beschloss ga r, aus der SAI auszutreten (15.-18. 4 . 1933). Doch die SAI ließ sich 
nicht von ihrem Kurs abbringen und untersagte den assoz iierten Parteien die Teilnahme am antifa­
schistischen Arbeiterkongress, der vom 4.- 6. 7- 1933 stattfand. Hierzu muss gesagt werden, dass sich 
innerhalb der SAI-Exekutive wie auch im Büro der Internationale ein deutlicher Bruch abze ichnete: 
Während z.B. Friedrich Adler deutliche Sympathien für das Angebot der Kommuni sten äußerte, 
wehrten sich in sbesondere Vertreter der britischen aber auch der deutschen Arbeiterpartei dezidiert 
gegen die Annäherungsversuche der Komintern. Zur Debatte über eine mögliche Teiln ahme am Ams­
terdamer Antifa-Kongress: W. KowALSK I et.al. , Geschichte der Sozialistischen Arbei ter-Interna tiona­
le (1923- 1940), 1985, S. 183 ff. Zur Ablehnung der Labour Party, die das Angebot der Komintern klar 
und deutlich im Rahmen ihrer Exekutivsitzung ab lehnte: LHASC, Nationale Executive Committee, 
Sitzung vom 22.3-1933, LP/EC/Minutes, Januar bis M!irz 1933-
209 W. KowALSK I er.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 1985, 
s. 183ff 
210 Internationale Informa tion, Die Rede von Wels, 27 .3- 1933, Bd . 10.1., 19 33, S. 143- 147-
211 E. MATTHIAS / R. MoRSEY (Hrsg. ), Das Ende der Parteien 1933, 1960, S. 170. Im März 1933 
veröffentlichte die SPD zudem ein Dokument in der II , in dem sie sich ausdrücklich für die inter­
na tionale Unterstützung bzw. die bewiesene »Treue« der ausländischen Genossen bedankte: Inter­
nationale Information, Ein Aufruf der Deutschen Sozialdemokratie, März 1933, Bd . 10.1., 19 33, 
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pen, Löbe, Vogel und H ertz mit H ermann Göring lautete, dass die SPD von den 

National sozialisten für jeden negativen Bericht, der in einer ausländischen Z ei tung 

veröffentlicht wurde, verantwortlich gemacht werden würde. 212 Eben deshalb fuhren 

eine Reihe prominenter Sozialdemokraten im März 1933 in das Ausland , um die 

sozialistischen Schwesterparteien zur Mäßigung anzurufen. Victor Schiff fuhr nach 

Holland, England, Belgien , Frankreich, Stampfe r nach Österreich und in di e T sche­

choslowakei, Paul H ertz nach Dänemark und Schweden und Otto W els in die 

Schweiz. 213 Hintergrund hierfür war die Einschätzung der SPD-Führung, dass es 

in der Tat »blödsinnige Sensationsberichte« im Ausland gegeben hätte, 214 die einen 

falschen Eindruck erwecken müssten. Deshalb wurden die ausländischen Genossen 

dazu angehalten , Gerüchte und Zuspitzungen in ihren Artikeln zu vermeiden, wenn­

gleich sie weiterhin darum gebeten wurden, die »ungeschminkte Wahrheit« über die 

Vorfälle in Deutschland zu verkünden. 

Allerdings wurde dieser Wunsch nur bedingt erfüllt: Am 20. 3. protestierte Otto 

Wels gegen Falschmeldungen der »Internationalen Information« zum Thema »poli­

ti sche Gefangene« und setzte sich telefonisch mit Adler in Verbindung:215 Es gelte, 

die Wahrheit zu verkünden und keine Falschaussagen zu verbreiten; die SAI mü sse 

sich zwar eine eigene Taktik überlegen, dabei aber unbedingt auf das Recht der freien 

M einungsäußerung in Deutschland Rücksicht nehmen, so das Fazit des Sozialde­

mokraten. 216 Und als wäre das nicht genug, verkündete Wels am 30.3.1933 telegra­

phisch seinen Austritt aus dem Büro der SAI. Hintergrund hierfür war di e bereits 

di skutierte Züricher Konferenz der SAI-Exekutive, auf der Resolutionen zum The­

ma »Faschismus« und »Einheit der Arbeiterbewegung« verkündet worden waren. 217 

D er genaue Wortlaut von Wels ' Austrittsgesuch lautete: »Die von dem Bureau der SAJ 
ohne Einladung und Mitwirkung deutscher Vertreter gefaßten Beschlüsse veranlassen mich aus 
dem Bureau der SAJ auszutreten.« 218 

S. 112 r, zugleich wurde von der SPD - namentlich F. Stampfer - das Bild von der eisernen und 
unerschütterlichen deutschen Arbeiterpartei gezeichnet, die dem nazistischen Sturm trotzen werde: 
ebd., Ein Ruhmestag der Partei, F. Stampfer, 5.3.1933, S. 113[; Karl Kautsky betonte in ei nem Spezial­
artikel für die II, es sei die Pnicht der SPD, mit den Waffen zu kämpfen, die ihr bereits zu Zeit en des 
Sozialistengesetzes geholfe n hätten: »[ . j hingebende selbstlose Treue, Beharrlichkeit, geistige Überlegen­
heit. « Ebd ., Was nun? Betrachtungen zum 5. März, Karl Kautsky, 18.3-1933, S. n 6 ff 
212 IJS G, NL Paul H ertz, Brief Paul Hertz' an Alfred Faust, 13-8. 1948, Akt 3-
213 E. MATTHIAS / R. MoRSEY (Hrsg.), Das Ende der Parteien 1933, 1960, S. 170; hierzu auch: 
H. ADOLPH , Otto Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokratie 1894-1939, 1971, S. 267-
214 So das Fazit F. Stampfe rs über die Zeitungsberichte der ausländischen Schwesterparteien. 
E. MATTHIAS / R. MoRSEY (Hrsg.), Das Ende der Parteien 1933, 1960, S. 170. 
215 inLernationale Information, 1933/ l. S. 152 ff. ; IISG , SA!, Parteikorrespondenz , Wels an Adler, 
28.3.1933, IISG/SAI/Korrespondenz/1534. 
216 Ebd. 
217 Vgl. H. ADOLPH, O tto Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokratie 1894- 1939, 197 1, 
S. 268 . 
218 Crispien, Johannes Stelling, Hans Vogel sowie Wels traten aus dem Bureau aus, die SPD blieb 
jedoch ein Teil der Internationale. lIS G, SAI, Korrespondenz, Wels an Adler, 30.3-1933, IISG/SAI/ 
Korrespondenz/1535. 



342 Zweites Kapitel 

Natürlich war der spektakuläre Austritt des Sozialdemokraten rein taktischer Na­

tur und der innenpolitischen Situation in Deutschland geschuldet. 219 Allerdings war 

es, aus der Perspektive des sozialistischen Auslands betrachtet, das falsche Signal zur 

falschen Zeit, weshalb sich Adler dazu verpflichtet sah, Wels in Form eines öffent­

lichen Briefes zu kritisieren . 220 Vor allem die französische SFIO echauffi erte sich 

unaufhörlich über den legalistischen Kurs der SPD und prangerte die deutsche 

Schwesterpartei regelrecht an. Blum und Faure sprachen von einem »legalistischen 

Skrupel «, 221 der von dem Liebknechtschen Verdikt, »an unserer Gesetzesmäßigkeit 

müssen unsere Feinde untergehen « geprägt worden sei. 222 

Zur Erinnerung: Die SFIO hatte sich seit der Verabschiedung des Dawes-Planes 

durchgehend für die SPD starkgemacht. Sie hatte die von Breitseheid und Hilferding 

vorgetragenen Forderungen nach einer deutschen Gleichberechtigung 1924-33 
unterstützt, die Panzerkreuzerdebatte 1928/31 wohlwollend interpretiert und den 

»Tolerierungskurs« des Präsidialkabinettes Brüning von 1930-32 verteidigt. Jetzt al­

lerdings, im Angesicht des Scheiterns der deutschen Republik, fand der Unterstüt­

zungskurs für den deutschen Nachbarn ein jähes Ende. Grund hierfür war nicht die 

schwächliche Position der Sozialdemokratie per se, sondern die Art und Weise, wie 

sie mit der Bedrohung umging. In der Folgezeit ging die SFIO dazu über, sich hie­

rarchisch und ideologisch über die deutsche Sozialdemokratie zu stellen und zu de­

monstrieren, dass die französische Arbeiterbewegung die bessere Strategie verfol­

ge. 223 Beinahe pathetisch hatten SPD und ADGB vor 1933 darauf rekurriert , dass 

Deutschland nicht Italien sei, dass die Weimarer Republik nicht vor dem Faschismus 

kapitulieren werde 224 und mit mindestens ebenso viel Pathos erklärten Blum und 

Jouhaux jetzt, dass sie nicht davor zurückschrecken würden , den legalistischen Kurs 

aufzugeben und die »Generalstreikwaffe« anzuwenden. 225 Kurzum: Die SFIO dis-

219 Retrospektiv erklärte Wels seinen Entschlu ss mit seinem Wun sch, die Partei zu retten und ihren 

Untergang zu verhindern . H. ADOLPH , Otto Wels und die Politik der deut schen Sozialdemokratie 

1894-1939, 1971, S. 268. 
220 »Ebenso wie wir entschlossen sind, die Verbreitungfal.rcher Nachrichten, die nur im lnferesse unserer Gegner 
liegt, entgegenzutreten, ebenso sehr sind wir entschlossen, unsere ganze Krafl daflir einzusetzen, um die Wahrheit 
über Deutschland, so weit und so infensiv, als es uns nur moglich ist, zu verbreiten. An der E1:füllung dieser 
moralischen Verpflichtung wird uns keine Einschüchterung und keine Drohung der heutigen Herrschenden in 
Deutschland hindern. « Anders formuliert: Adler sah sich »morali sch« im Recht und warf der SPD­

Führung, insbesondere 0. Wels, recht unverblümt vor, ihre internationale Pflicht zu ve rnachl äss igen 

und sich von den »H errschenden « ei nschüchtern zu la ssen. Die SAI se tzte ihre Informationspolitik in 

der Folgeze it fort und engagierte sich auch in praktischer Hinsicht für die SPD, insofern ein Spenden­

aufruf zur Unters tützung der deutschen Arbeiterklasse am 24.4.1933 erlassen wurde. Internationale 

Information, A ustritt Otto Wels aus dem Bureau der SAl, 1.4.1933, Bd. 10.1., 1933, S. 152 ff. ; ebd., 

Hilfe für D eutschlands Arbeiterklasse, 24.4.1933, S. 177. 
221 Zur Rede L. Blums: J.O., Chambre des deputes, D ebats parlementaires, S. 937. 
222 1. Aurn , Nach zehn Jahren; Material und G lossen zur Geschi chte des Soziali s tengesetzes, 1913 , 

S. 99; zur Kritik P. Faurcs: P. FAURE, Au seuil d 'une revolution, 1934, S. 203ff; allgemein: P. WEBER, 

Gescheiterte Sozialpartn erschaft - gefahrdete Republik?, 2010, S. 98 0. 
223 Ebd. 
224 Vgl. W. PYTA , Gegen Hitler und für die Republik , 1989 , S. 96 f. 
225 G. Z1rnuRA, Leon Blum, 1963, Bd. 1, S. 454 f. 
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tanzierte sich von ihrer deutschen Schwesterpartei und sah sich in ihrem bisherigen 

Kurs bekräftigt, Koalitionen mit bürgerlichen Parteien elegant zu umschiffen. 226 

Anders als die SFIO hatte sich die Labour Party vor 1933 kaum mit dem Faschis­

mus auseinandergesetzt. Rasch wurde jedoch deutlich, dass die Machtergreifung 

durch die NSDAP keinen Regierungswechsel , sondern vielmehr einen Bruch mit 

der deutschen Demokratie zur Folge hatte. 227 Paradigmatisch hierfür stand für die 

Labour Party die politische Verfolgung der deutschen Sozialdemokratie, deren Ver­

bleib im deutschen Parteiensystem nicht mehr gesichert schien. 228 Die beginnende 

Auslöschung der SPD versetzt die britische Arbeiterpartei in einen Alarmzustand 

und zwang sie zu einer Auseinandersetzung mit dem Faschismus. Im März 1933 

veröffentlichten Labour Party und TUC ein Pamphlet mit dem Titel »Democracy ver­
sus Dictatorship. British Labour's Call to the people«, in dem klar und deutlich eine Ab­

grenzung zwischen Demokratie auf der einen und Faschismus bzw. Kommunismus 

auf der anderen Seite vorgenommen wurde. 229 

Eine wirkliche Auseinandersetzung mit der SPD fand innerhalb der Labour Party 

vor allem im »International Department« statt, das von Gillies geleitet wurde. Dieser 

unternahm früh den Versuch, Kontakt mit der SPD herzustellen und sich hierbei 

einen Überblick über die aktuelle Situation zu verschaffen. So trat er beispielsweise 

im Februar 1933 an Otto Wels heran, um einen Korrespondenten der Times vor­

zustellen, der vor Ort über die Ereignisse berichten sollte. 230 In London traf er sich 

im April 1933 mit dem SPD-Politiker Karl Hölterman, einem der Mitbegründer des 

Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold. Im Verlauf des Gesprächs legte Höltermann Gil-

226 Immerhin verteidigte Lcon Blum die SPD vor dem Vorwurf der Kommunisten, die SPD habe 

einen Exklusivvertrag mit Hitler unterzeichnet, der sie zum Abhalten von Konlerenzen befähigte, 
während die kommunistischen Genossen verfolgt und getötet werden würde. Dieser von dem franzö­
sischen PCF - namentlich M. Cashin - verfolgten Haltung tral Blum entschieden entgegen, was 
jedoch die allgemeine Kritik am Verhalten der SPD kaum minderte. Internationale Information, Die 

Sozialdemokratische Konferenz in Berlin, 20.5.1933, Bd. 10.1., 1933, S. 230 f 
227 Vgl. C. BusSFELD, Democracy versus Dictatorship: Die Herausforderung des Faschismus und 
Kommunismu s in Großbritannien, 2001, S. 168 f. 
228 Vgl. M. NEWMAN , Democracy versus Dictatorship: Labour's Role in the Struggle against Briti sh 

Fascisrn 1933-1936; in: Hi sto ry Workshop Journal, 1978 , S. 67-88; hier: S. 68. 
229 Die Partei rief in ihrer Publikation zu einer Solidarisierung der Arbeiterbewegung auf und warnte 

vor der faschistischen Bedrohung: »[lthe British Working-Class, however, hesitate now between majority 
and minority rufe and toy with the 1dea of Dictalorship, Fascist or Communisl, they will go down to servüude 
such as lhey have never suffired« Damit nannte die Partei drei Ausprägungen des Totalitarismus: Fa­
schismus, »Dictato rship« und Kommunismus. Anders formuliert setzte die Parteiführung um 
G. Lansbury, der Henderson seit 1932 ersetzt hatte, also ihren strikt antikommunistischen Kurs fort. 
Dernocracy versus Dictatorship. British Labour's Call for the People, Labour Party National Exe­
cutive Cornrnittee and Sub-ComrniLtee, Minutes and Papers, 24-3.1933. Hierzu passend auch der 

Aufruf der Labour Party vorn März 1933, den Kommunismus zu bekämpfen: LHASC , Labour Party, 

International Department, Germany LP/IDjWG/COM/2 March 24, l~ß3· 
230 »l have the pleasure to introdua: to you Mr. H. R. S. Phtflpotts, a representative of the >Da,ly H era!d<, who 
is going to Cermany tomorrow as Cerman correspondent .far the >Da1ly Herald,. I am sure that you wt!I give Mr. 
Ph1llpo11s all lhe assislana: which hc may require during his stay in Ccrmany.« LHASC, Labour Party, 

International Departrnent, Gerrnany, Gillies an Wels, 23-2.1933, ID /GER/8/13-
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lies dar, dass die Schwäche der SPD vor allem daraus resultiere, dass sie in der Früh­

phase der Revolution keine Personalwechsel vorgenommen hätte und die »Kräfte der 

Reaktion« weiter im Amt bleiben durften. 231 Diese Perspektive wurde u. a. auch in 

dem »Prager Manifest« der SPD von Hilferding vertreten. 232 

Das Gespräch machte durchaus Eindruck auf den Briten: Zwar kam Gillies zu 

dem Schluss, dass man dem SPD-Politiker Höltermann fehlende Loyalität vorwerfen 

könne - immerhin habe er seine Partei äußerst negativ bewertet. Allerdings habe der 

Deutsche keineswegs den Eindruck gemacht, dass er der Sozialdemokratie Schaden 

zufügen wollte - ganz im Gegenteil: »I am bound to add that in fact his conversation dtd 
not make any such impression on my mind, nor d!d he lead me Lo think that he was in favour ef 
the re-armament ef Germany. «233 

Dementsprechend wurden die Argumente des Deutschen durchaus ernst genom­

men und in die allgemeine Ermittlungsarbeit mit aufgenommen: Anders als die 

SFIO verzichtete die Labour Party vorerst auf boshafte Zeitungsartikel und unter­

nahm stattdessen den Versuch, ein vollständiges Bild über die Geschehnisse in 

Deutschland zu zeichnen. 234 Indes sollte trotz dieser besonnenen Vorgehensweise 

nicht der Eindruck entstehen, die Labour Party habe dem Verhalten der SPD per se 

mehr Verständnis entgegengebracht: Im Rahmen der britisch-deutschen »Vorwärts­

Affäre«, die sich 1941 im Londoner Exil zutrug, wurde allzu deutlich, dass sich Gil­

lies rückblickend ganz und gar nicht mit dem demokratisch-legalistischen Kurs der 

SPD anfreunden konnte. Der internationale Sekretär der Labour Party hatte retro­

spektiv ein internes Memorandum angefertigt, in dem er das Verhalten der SPD im 

Kaiserreich und am Vorabend des Dritten Reichs scharf kritisierte . Friedrich Stamp­

fer bekam über Umwege die Details des Papieres zu Gesicht und schrieb daraufhin 

einen erbosten Brief an Gillies. Unterstützt wurde er dabei von Philip Noel-Baker, 

der für die SPD Partei ergriff und das Verhalten der Mehrheitssozialdemokraten -

von Gillies als »National Socialists« bezeichnet - verteidigte. Daraus entwickelte 

sich in der Folgezeit eine Art Parteitribunal der Labour Party, das die sich im Exil 

befindlichen deutschen Sozialdemokraten unter einen gehörigen Rechtfertigungs­

druck setzte. Hier beschloss das »National Executive Committee« der Labour Party 

im Jahr 1942, dass Gillies in allen Anklagepunkten Recht zu geben sei. 235 

4.5.2. Der Pariser Kongress der SA!, August 1933 

Das eigentliche Tribunal über die deutsche Sozialdemokratie sollte vom 21. bis 

25. August 1933 in Paris stattfinden, wo sich die Vertreter der SAI-Exekutive ver-

231 LHASC , Labour Party, International Department, Gerrnany, Gesprächsaufzeichnung Gillies -
Höltermann , 24.4.1933 , ID/GER/8/13-
232 Vgl. H. A. W1 NKLER, Weimar, 1918- 1933, i1998, S. 600. 
233 LHASC , Labour Party, International Department, Germany, Gesprächsaufzeichnung Gillies -
Höltermann, 24 .4.1933, ID/ GER/8/ 13. 
234 Vgl. C. CoLLETTE, The international faith , 1998, S. 76. 
235 Hierzu: J. SPÄTER, Van sittan, 2003 , S. 334 ff 
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sammelten. 236 Zu diesem Zeitpunkt war das sozialdemokratische Parteivermögen 

bereits beschlagnahmt und »die Periode, wo wir hef.fen konnten, durch die Ausschaltung 
von Vorwänden for Gewaltmaßnahmen etwas zu retten« endgültig beendet. 237 Ein Teil 

des SPD-Parteivorstandes emigrierte nach Prag, während der andere Teil den Ent­

schluss fasste, weiter in Berlin zu verweilen, ehe die Partei am 22. Juni 1933 endgültig 

verboten und den sozialdemokratischen Politikern ein Berufsverbot ausgestellt 

wurde. 238 

In Paris wurde die Sitzung der SAI-Exekutive am Montag, den 21. August 1933 im 

»Maison de la Mutualite« eröffnet. Der Tagesordnungspunkt lautete »Die Strategie 

und Taktik der internationalen Arbeiterbewegung in der Zeit der faschistischen Re­

aktion«. 239 Dass es hierbei indes vor allem um den Zusammenbruch der deutschen 

Demokratie ging, machte Adler bereits in seiner Eröffnungsansprache deutlich: »Die 
Aefgaben unserer Koriferenz haben sich, sett sie zum ersten Male in Aussicht genommen 
worden ist, erheblich verschoben. Den Beschll!ß, diese Konferenz abzuhalten,fassten wir zum 
ersten Male lange vor der Machtergre!fimg Hitlers. Aber wir hatten schon damals das Gefuhl, 
daß eine grrße prinzipielle Aussprache über unsere Atifgaben nö"tig sei. Seit dem März dieses 
Jahres hat die Exekutive in wiederholten Beratungen fistgestelll, daß wir auszugehen haben 
von den Ereignissen in Deutschland, daß diese Ereignisse eine neue Lage for die Internationale 
geschefjen haben. « 240 

In Paris versuchte die Internationale vor dem Hintergrund des Scheiterns der 

Weimarer Republik, die bestehenden Streitpunkte auszuräumen, um endlich eine 

gemeinsame Taktik festzulegen. Die »Fehler« der SPD standen dabei zunächst au­

ßen vor - viel wichtiger war die Suche nach einem gemeinsamen Aktionsprogramm 

236 Siehe: IISG , SAT, Exekutive, Protokoll internationale Konferenz der Sozialistischen Arbeiler­

Imernationale, Paris , 21.-25. 8.1933, llSG/ SAI/ Exekutive/ 420 ff; Kongress-Protokolle der Sozialisti­
schen Arbeiter-Internationale, Bd. 5, Paris, Maison de la Mutualite, 21.- 25. 8. 1933, 1976; hierzu auch: 

Interna tionale Information, Die internationale sozialistische Konferenz, August 1933, Bd. 10.2., 1933, 

S. 431-496. 
237 Internationale Information, Brief Otto Wels an das SAI-Bureau, 17.3-1933, Bd. 1, 1933, S. 282. 
238 E . MATTHIAS/ R. MoRSEY (Hrsg.), D as Ende der Parteien 1933, 1960, S. 185ff, wie bereits 
erwähnt halle die SAI in den Monaten zuvor Hilfeaufrufe gestartet, um den deutschen Flüchtlingen 

eine Ausreise zu ermöglichen. Dies wurde im Rahmen der im Mai stattfindenden Tagung von IGB 
und SAI in Paris noch einmal bekräftigt; gleichermaßen wurde die Notwendigkeit einer sofortigen 
Abrüstung - insbesondere vor dem Hintergrund der veränderten Situation in Deutschland - betont: 

Internationale Information, Sitzung des Bureaus der SAT / die beiden Internationalen tagen, 

25.5. 1933, Bd. 10.1., 1933, S. 237 - 241. 
239 Für die SPD nahmen teil: Siegfried Aufhäuser, Karl Böchel, Erich Ollenhaucr, Friedrich Stamp­

fer, Otto Wels; als Gäste waren geladen: Rudolf Breitseheid und Rudolf Hilferding. Wesentlich zahl­
reicher war die SFIO vertreten mit Blum, Bracke, Grumbach, Longuet, Marquet, Pivert, Renaudel, 

Auriol, Zyromski sowie zahl reich en Gästen. Für die Labour Party waren Jennie Adamson, Joseph 
Comtpon, George Dallas, Hugh Dalton, W. Gillies, Barbara Gould, George Lansbury sowie Marie 
Sutherland vor Ort. Weitere Teilnehmer stammten aus der Sozialisti schen Jugendintcrnationale, dem 
IGB sowie dem imernationalen Frauenkomitee (IFK). Kongress-Protokolle der Sozialistischen Arbei­

ter-Internationale, Bd. 5, Paris, Maison de la Mutualite, 21-.25. 8 .1933, 1976, S. r. 
240 Ebd., S. 3 f 
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im Kampf gegen den Faschismus. 241 Das Problem war hierbei, wie Adler luzide aus­

führte, dass die »Genossen in Großbritannien und Skandinavien« ein geringes Inte­

resse daran hätten, in ihren Ländern gegen den Faschismus mobilzumachen: »Die 
Genossen in den Liindern, wo die Demokratie der reaktioniiren faschistischen Attacke nicht 
in gleicher Stärke ausgesetzL isL, haben eher ein lnLeresse daran, dqß man über die Probleme gar 
nicht spricht,- 242 es istfor ihre Agitation und Propaganda viel eirifächer, wenn sie die Probleme 
nur so weit behandeln, als sie in ihren Liindern in Erscheinung treten.« 243 

Adler versuchte, der Apathie der Briten und Skandinavier in seinem Beitrag ent­

schieden entgegenzutreten, indem er auf die Notwendigkeit einer internationalen 

Solidarisierung hinwies. Kritik an der deutschen Arbeiterpartei konnte sich der 

Österreicher an dieser Stelle nicht verkneifen: Die SPD habe sich 1923 in Hamburg 

klar und deutlich gegen eine »programmatische Festlegung ausgesprochen«, aus na­

tionalen Moliven heraus. Nun, in der Stunde der Not, sei sie plötzlich brennend 

daran interessiert, dass die SAI an einem Strang ziehe und ein übergreifendes »Ak­

tionsprogramm « formuliere. 244 

Auch Adler plädierte für ein gemeinsames Programm, allerdings müsse eben die­

ses unterschiedliche Aufgaben für die einzelnen Parteien enthalten. Denn: Aus dem 

Scheitern der Weimarer Republik könne man keineswegs die Lehre ableiten , dass der 

Faschismus in allen Ländern unbedingt kommen müsse. Verallgemeinerungen seien 

daher unangebracht und es sollte allen Genossen klar sein, dass es auch kapitalisti­

sche Länder gebe, die ein Erfolgsmodell darstellten. Damit wandte sich der Öster­

reicher gegen eine mögliche Radikalisierung der eigenen Organisation und begrün­

dete diese Haltung mit der Formel: »Die Lehre, dqß der Weg der Demokratie ungangbar 

241 Ein wichtiger Grund für das anfänglich wohlwollende Umgehen mit der SPD m ag die Entschul­

digung Otto Wels' gewesen sein , di e im Mai 1933 in der II veröffentlicht wurde. Darin begründete 

Wels seinen Austrill aus dem Bureau mit der Furcht vor umfassenden Pogromen gegen die SPD -

wie sie zeitgleich gegen die deutschen Juden sta ttgefunden hätten. »Ich beschl~ß daher, al!f eigene Faust 
und unter persönlicher Verantwortung in die Bresche zu springen und sandte an das Sekretariat der SA/ jenes 
Telegramm, das meinen Austritt aus dem Burau ankündigte. « Internationale Information, Otto Wels an 

das Bureau der SAl, 18.5.1933, Bd. 10. 1. , 1933, S. 281 f. 
242 Paradigmatisch hi erfür steh t die britische Labour Party, die sich vor 1933 , wie bereit s skizziert , 

kaum oder nur geringfügig mit dem Faschi smus auseinandergesetzt hatte. Vgl. C. BusSFELD, D emo­

cracy versus Dictatorship: Die Herausforderung des Faschismus und Kommunismus in Großbritan­

nien , 2001 , S. 168 f. 
243 Kongress-Protokolle der Soziali s ti schen Arbeiter-Internationale, Bel. 5, Paris, Maison de la Mu­

tualite, 21-.25. 8.1933, 19 76, S. 5. 
244 Zum Hintergrund: Otto Wels halle im Juli 1933 ein ausführliches Schreiben an F. Adler verfasst, 

indem er Demon st rationen in ganz Europa forderte: » Wir möchten ihnen deshalb den Vorschlag machen, 
durch das Sekretariat die Aufforderung an alle uns angeschlossenen Parteien zu richten, uns zu unterstützen und 
in allen Ländern Versammlungen und Demonstrationen zu ·veranstalten. In diesen Kundgebungen kifnnten 
Beschlüsse gegen das »Mordregime« gefasst werden, die die Parteien der Regierung ihres Landes übermitteln mil 
der Forderung,jede Arbeit mit dieser Mörderregierung abzulehnen, um einem Deutschland es Rechts und der 
Menschenwürde den Weg zu bereiten. « Di ese politi sche Kehrtwende überrascht vor allem in sofern, al s 

Wels wenige Monate zuvor noch das SA! Büro verlassen hatte, um jedes »Anecken « zu vermeiden. 

IISG , SAL Korrespond enz, Wels an Adler, 24-7-1933, IISG/SAl/ Korrespondenz/3449 . 
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ist, die lehnen wir von vorneherein ab, die halten wir für eine Irrlehre.« 245 Es sei daher die 

Pflicht der Internationale, ihre Demokratien zu verteidigen, so sein Fazit. 

Warum Adler eine »Aussprache« forderte, wird vor allem dann deutlich, wenn man 

sich den eigentlichen Konfliktfeldern des Pariser Kongresses widmet: Der linke Flü­

gel der SAI forderte eine komplette Neuorientierung der SAI und eine Offensive im 

Zeichen des »revolutionären Sozialismus«. Nach ihrer Auffassung sollte Paris der 

Ausgangspunkt für ein verändertes Auftreten der Internationale sein, mit einem 

Mehr an Protest und außerparlamentarischen Aktionen. Diese Haltung wurde von 

Teilen der SFIO vertreten, der PSI (italienische Sozialistische Partei ), der SP (sozia­

listische Partei der USA), der sozialistischen Arbeiterpartei Estlands sowie der bel­

gischen POB. 246 Gegen diese Gruppe kämpfte die rechte Mehrheit der SAI, die ein 

klares Bekenntnis zur Demokratie einforderte und eine Rückkehr zu »alten Kampf­

methoden « dezidiert ablehnte. Diese Position wurde vor allem von der Labour Party 

und den skandinavischen Parteien eingenommen sowie von Teilen der SPD, der 

SFIO und der niederländischen und belgischen Sozialdemokratie. 247 

Indes wurde auch von eher »zentristisch« orientierten Politikern wie Blum, Adler 

oder Bauer harsche Kritik am bisherigen Kurs der SAI geübt. In diesem Sinne 

echauffierte sich der SPD-Politiker Aufhäuser vor allem gegen den Beschluss der 

Internationale, die Faschisten auf »eigenem Boden« - d. h. auf nationaler Ebene -

zu bekämpfen:» Was schlimmer ist, und nicht nur Deutschland betr!!Jt, das ist der ideologi­
sche Zusammenbruch, für den man nicht so leicht Ersatz schef.fen kann. Danach sollte die 
Strategie und Taktik der Internationale bestimmt werden. Wenn ich die Debatte hier zusam­
menfasse, wir haben zu entscheiden in allen Ländern: wollen wir den Faschismus mit seinen 
eigenen Waffen schlagen, glauben wir es an Nationalismus mit den Faschisten aufnehmen zu 
können?» 248 Anstatt den Kampf alleine zu führen, müsse es eine transnationale Ini­

tiative geben, ein gemeinsames Programm, das die Attraktivität der Sozialistischen 

Arbeiterinternationale drastisch erhöhe und Hoffnung wecke. In Deutschland blicke 

zur Stunde eine »große Armee namenlose(r) Proletarier,, sehnsüchtig auf diesen 

Kongress und erhoffe sich ein deutliches Signal. 249 Anders als die Mehrheit der Ver­

treter aus Frankreich oder Großbritannien - aber auch die seiner eigenen Partei -

plädierte Aufhäuser für revolutionäre Maßnahmen, die in »revolutionären Zeiten« 

die einzig richtige Antwort seien. 

245 Kongress-Protokolle der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Bd. 5, Paris, Maison de la Mu­
tualite, 21.-25. 8.1933, 1976, S. 10. 
246 W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 1985, 
S. 188 f 
247 Ebd. 
248 Kongres s-Protokolle der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Bd. 5, Paris, Maison de la Mu­
tualite, 21.-25. 8. 1933, 1976, S. 185 f 
249 Ebd. 
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Der Forderung nach revolutionären Erhebungen wurde allerdings nicht entsprochen: 

Otto Bauer unternahm zwar den Versuch, in seiner Schlussresolution einen Kom­

promiss zu erzielen, der beiden Seiten gerecht werden sollte, räumte jedoch ein, dass 

ihm dies kaum gelungen sei. 250 Abschließend wurde von der SAI vermerkt, dass die 

Arbeiterklasse in jenen Ländern, die vom Faschismus akut bedroht seien , »mit allen 

Mitteln« gegen ihn ankämpfen sol le - in allen anderen Fällen wurden die Arbeiter 

dazu aufgerufen , ihre Demokratie zu erhalten und zu verteidigen. Diese Aufteilung 

entsprach den unterschiedlichen Bedingungen in den einzelnen Ländern, so dass jede 

Partei entsprechend ihrer Bedürfoissen und Anforderungen aktiv werden konnte. 251 

Diese Maßnahme war durchaus nachvollziehbar: Wie Friedrich Adler bereits in 

seiner Eröffnungsrede deutlich gemacht hatte, bestand z.B. für die britische Labour 

Party kaum ein Grund , sich mit allen Kräften gegen den Faschismus zu stemmen. 252 

Nicht ohne Grund zielte Hugh Dalton in seiner Ansprache darauf ab, die Stabilität 

der britischen Demokratie besonders hervorzuheben und die Notwendigkeit des »re­

volutionären Kampfes « zu relativieren. Grundsätzlich sei die britische Demokratie 

wesentlich beständiger als ihre kontinentaleuropäischen Pendants, nicht zuletzt auf­

grund der Anziehungskraft der britischen Arbeiterpartei. Zwar habe die Labour 

Party in der letzten Wahl viele Stimmen verloren - »the penalty of democratic insti­

tutions« -, jedoch werde die Arbeiterpartei schon bald wieder reüssieren. Abschlie­

ßend suggerierte Dalton, dass die Stabilität der britischen Demokratie vor allem auf 

das Mehrheitswahlrecht zurückgehe, das dem Verhältniswahlrecht weit überlegen 

sei: » [. . J I believe our system to be far superior to the proportional representation which 
prevatls in any country on the continent.« 253 Darauf aufbauend kann man durchaus die 

These wagen, dass es der Labour Party in Paris vor allem darum ging, ein »Abdrif­

ten « der SAI nach links zu verhindern und auf Basis der »bewährten« Mittel weiter 

zu agieren. 

Der Pariser Kongress der SAI scheiterte darin, ein gemeinsames Aktionsprogramm 

zu verfassen. Zu unterschiedlich waren die Vorstellungen der einzelnen Parteien 

sowie die Ausgangsbedingungen in den verschiedenen Ländern. Vermutlich hätte 

250 W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923-1940), 1985, 
S. 190. 
251 Ebd. 
252 Die »BriLish Union of Fascists« wurde von der Labour Party zwar entschieden bekämpft, jedoch 
gelang es weder der BUF noch ihrem politischen Pendant, der CPGB (Communist Party of GreaL 
Britain), zu einem bestimmenenden Faktor des politischen Alltags zu werden. Im Kampf gegen die 
beiden politischen Zentrifugalkräfte konnte die Labour Party daher gezielt auf einen strikt legalisLi­
schen Kurs setzen und die Bewegungen als »ant idemokratisch« und »extremistisch« stigmatisieren, 
zumal auch die Conservative Party ähnliche Ziele verfolgte und gemeinsam mit der Arbeiterpartei 
Faschismus und Kommunismus strikt ablehnte. Auch wenn die politische Propagandaarbeit der La­
bour Party beträchtlich war, kann ein Vergleich mit den politischen Verhältnissen in Deutschland und 
Frankreich kaum unterschiedlicher ausfallen . Vgl. C. BusSFELD, Democracy versus DictaLOrship: Die 
Herausforderung des Faschism us und Kommunismus in Großbritanni en , 2001 , S. 301 ff 
253 Kongress-Protokolle der Sozialisti schen Arbeiter-Internationale, Bd. 5, Paris, Maisan de la Mu­
tualitc, 21.-25. 8. 1933, 1976, S. 86 f 



Sozialismus im Zeichen der deutschen Katastrophe 349 

es keine Rolle gespielt, wenn die gemeinsame Versammlung des internationalen Pro­

letariats niemals stattgefunden hätte. Allein anhand der Diskussion über den künfti­

gen Umgang der SAI mit der Komintern wird bereits deutlich, dass die verschiede­

nen Positionen der tonangebenden Parteien um SFIO und Labour Party nicht mehr 

zu vereinen waren: Während sich Leon Blum zumindest für Kontakte mit der Kom­

intern aussprach, 254 fabulierte Hugh Dalton von einem »Socialist Commonwealth«, 

ohne eine mögliche Einheitsfront in seine Überlegungen auch nur ansatzweise mit 

einzubeziehen. 255 Entsprechend ambivalent fiel der bereits angesprochene Schluss­

bericht von Otto Bauer aus, der die internen Diskussionen über die Streitfragen des 

Kongresses als Berichterstatter für die Kommission stellvertretend analysierte und 

zusammenfasste: »Die Debatte, die in dieser Konferenz der Kommissionsberatung voraus­
gegangen ist, und die Debatte in der Kommission selbst haben gezeigt, welche tiefe Meinungs­
verschiedenheiten über verschiedene Fragen zwischen den einzelnen Parteien und innerhalb der 
einzelnen Parteien bestehen. «256 Darin findet sich bereits ausgedrückt, dass die internen 

Konflikte, die v. a. zwischen Labour Party und SFIO ausgetragen wurden , kaum zu 

überwinden waren. 

Positiv hob Bauer die französische SFIO hervor, deren Aussagen und Vorschläge 

»auf uns alle den allergrößten Eindruck gemacht« hätten. 257 Konkret bezog sich 

Bauer auf den Parteitag der SFIO, der vom 14.-17. Juli in Paris stattgefunden hatte. 

Im Rahmen des Pariser Parteitages wurde die Haltung Leon Blums, der Koalitionen 

mit bürgerlichen Parteien weder befürwortete noch ablehnte, erneut zur Parteidok­

trin erhoben. 258 Das Signal, das von dem Parteitag ausging, lautete, dass der Erhalt 

der französischen Demokratie nicht durch die vom rechten Parteiflügel geforderte 

parlamentarische Zusammenarbeit mit bürgerlich-liberalen Kräften gesichert werden 

könne. 

Blum drängte im Gegensatz zu den britischen Genossen dezidiert auf die »Eini­

gung des Proletariats«, 259 von der er sich erhoffte, sie werde der Arbeiterklasse »neu-

254 Ebd., S. 42 . 
255 Ebd., S. 87. 
256 Ebd ., S. 273. 
257 Ebd. 
258 In sgesamt muss kons tatiert werden, das s das Signal des Pariser Parteitages vom Juli 1933 klar und 

deutlich in Richtung einer Einheitsfront sowie einer Inten sivi erung der außerparlamentari schen 

Maßnahmen (»Aufstand der Massen «) abzielte. Die »Parlic1pa1ionnistes« unter Renaudel, Deat, Grum­

bach oder Marquet drängten auf eine Regierungsbeteiligung - und erlitten auf dem Pari ser Parteitag 

eine empfindliche Niederlage. Tm November 1933 trennten sich die »Neosozialisten« infolgedessen 

von der Partei und gründeten di e »Pani Socialiste de France« (PSdF), der 28 Abgeordnete der Kam­

merfraktion angehörten. Die neue Parte i hatte eine deutlich »nationalere« Stoßrichtung. Hierw: 

D. N ER 1-U ITSCH , Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allianz , 2005, S. 340 ff ; G. Z1EBUR A, 
Leon Slum, 1963, Sd . r, S. 442 ff ; Speziell wm Pariser Parteitag, siehe: Parti Socialiste (Sect ion 

Fran~aise de l'Internationale Ouvri ere). XXXe Congres Nationale, les 14, 15, 16, et 17 juillet 19 33 , 
Pari s; Rede Slums auf dem Parteitag: Le Populaire, 17. 7.1933-
259 Kongress-Protokolle der Sozialistischen Arbeitcr-lnternationalc, Sd. 5, Paris, Mai son de la Mu­

tualice, 21.-25. 8 . 1933, 1976, S. 286 . 
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en Mut« 1m Kampf gegen den Faschismus einflößen. 260 Offensichtlich hatte der 

Gedanke an eine mögliche Einheitsfront mit den Kommunisten auch den Ge­

schmack Otto Bauers getroffen, der daran anknüpfend betonte, »dqß die farchtbarsten 
und schwersten Opftr, die eine Arbeiterklasse im Kampf gegen den Faschismus beibringen ml!ß, 
immer noch leichter sind als die OP.fer, die der Sieg des Faschismus einer ohne Gegenwehr 
niedergewo,ftnen Arbeiterklasse aefer!egt. «261 Implizit wurde der von Blum und Bauer 

eingeforderte »Aufstand der Massen« - dem eine Einheitsfront vorausgehen sollte -

also von beiden Rednern als »Opfer« angesehen, welches die SAI nun unbedingt er­

bringen müsse. Damit einher gehen sollte die Abkehr vom »legalistischen Kurs « 

sowie das Bekenntnis zu revolutionären Strategien. 

Konsequenterweise bedauerte Otto Bauer in seinem abschließenden Statement, 

dass die Vorschläge Leon Blums innerhalb der Kommission nicht umgesetzt werden 

konnten, ohne die »Blockierer« dabei namentlich zu nennen. 262 Er sprach an mehre­

ren Stellen von der »Unvollkommenheit« der jetzigen Resolution, die für einen gro­

ßen Teil der SAI all enfall s ein Provisorium sein könne. Dessen ungeachtet plädierte 

er dafür, die »alten Einheitsfrontmanöver endgültig zurückzuweisen« und »alles, was 

in unserer Macht liegt« zu unternehmen, um die Einheit der Arbeiterklasse herbei­

zuführen. 263 

»Mehr Internationalismus, mehr Klassenkampf und mehr Internationalität!« Diese von 

Robert Grimm ausgesprochenen Worte sollten nach Ansicht vieler Sozialisten das 

Motto des Pariser Kongresses sein , welches der europäischen Arbeiterschaft im ge­

meinsamen Kampf gegen den Faschismus Mut und Kraft spenden sollte. 264 Der 

Protest der britischen und skandinavischen Delegierten verhinderte indes den erhoff­

ten Linksrutsch der SAI und führte wie bereits dargelegt dazu, dass sich die Interna­

tionale untereinander zerstritt. 

Zu fragen ist nun, welche Rolle die zwischenstaatliche Ebene in den Überlegun­

gen der Sozialisten einnahm. Zur Erinnerung: Noch 1925 hatte Hilferding auf dem 

Marseiller Kongress der SAI eine »realisti sche Außenpol itik« eingefordert und die 

260 Im Rahmen seiner Rede hatte Blum zuvor betont, dass die Arbeirerklasse einen morali schen 
Stimulus brauche - und dies könne nichts anderes al s die Wiedervereinigung der Arbeiterk lasse sein. 
Ebd ., S. 169 f 
261 Ebd., S. 285. 
262 Gemeint war damit in sbesondere di e britische Labour Party. Diese hatte bereits im März 1933 den 
Entschluss gefass t, keine gesonderten Verhandlungen mi t der kollllllUni sti schen Partei Grof~britan­
niens sowie der »abtrünnigen« ILP führen zu wollen. Resolution der SAI zur »Einh eits front «: ebcl., 
S. 314; zum Beschluss der Labour Party, keine Verhandlungen lllit ILP oder CPGB anzustreben: 
LHASC , National Executive Comlllittee, Sitzung vom 22 .3- 1933, LP / EC/ Minutes, Januar bis März 
1933- Gegenteilige Meinung zur Frage der Einheitsfront, siehe: W. K owALS KI et.al., Geschichte der 
Sozialisti schen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 1985, S. 19 0 ff 
26 3 Kongress-Prot okolle der Soziali sti schen Arbeit er-Internati onale, Bel. 5, Pari s, Mai son de la Mu­
tualite, 21.-25. 8. 1933, 1976, S. 287-
264 Der Rede von Grilllm, der die Geschichte der SAI nach 1923 al s »Scheitern « bezeichnete, wider­
sprach Otto Wels ent schieden, indem er auf die vielen Erfolge nach 19 23 hinwies . Ebd ., S. 57; zur 
Rede von Wels: S. 100. 
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Trias »Sicherheit, Schiedsgericht und Abrüstung« zum »spiritus sanctus« der Arbeiter­

internationale erklärt. 265 In Paris spielte die »gouvernementale Außenpolitik« aller­

dings kaum eine Rolle mehr: Zwar betonte der englische Delegierte Hugh Dalton in 

seiner Ansprache, dass man den Völkerbund noch nicht aufgeben dürfe, indes hatte 

er diese Meinung relativ exklusiv. Dalton machte indes deutlich, dass er nicht ver­

stehen könne, weshalb einige Sozialisten eine so tiefe Abneigung gegen den Völker­

bund hätten. Arthur Henderson habe in seiner Zeit als Labour-Außenminister aus­

reichend unter Beweis gestellt, dass man den Völkerbund unter sozialistischen 

Vorzeichen »verwenden « könne. 266 Ganz abgesehen davon sei die Zusammenset­

zung des Völkerbundes keineswegs so »bourgeois,< wie oft behauptet, sondern viel­

mehr bunt gemischt: » When he went to Geneva, he d1d not find the Assembly ef the League 
completely devo1d qf Socialist comrades. Sweden, Denmark, Czechoslovakia and many other 
nations represented there sent Socialists, either as a mqjority or as apart ef their delegation. A 
sort ef sentimental boycott ef the League qf Nations by countries which are still democratic 
would, 1 think, be a great mistake. That is the view ef our delegation {. ).« 267 Interessanter­

weise bezog sich auch Leon Blum in seiner Rede auf den Völkerbund und machte 

dabei deutlich, dass die SAI einen Beschluss, der dem Erhalt des Friedens in Europa 

diene, kaum ablehnen könne - »meme de mains sanglantes«. 268 Damit findet sich 

bereits ausgedrückt, dass »zentristisch <, orientierte Politiker wie Leon Blum weiter­

hin auf zwischenstaatliche Verhandlungen im Rahmen des Genfer Bundes setzten -

auch wenn sie ihnen nur geringe Erfolgschancen einräumten. Auch Otto Bauerbe­

tonte in seinem Abschlussbericht, dass es das Ziel der SAI sein müsse, »die großen 

Fragen der internationalen Politik« beeinflussen zu wollen, »dazu gehiirt vor allem die 
Frage der internationalen Abrüstungskoeferenz, der wir von A~fang an stiirkste Aufmerk­
samkeit zugewendet haben«. 269 

Diesem Wunsch entsprechend enthielt die Schlussresolution des Pariser Kongres-

---Ses eine Aufforderung an den Völkerbund enthielt, seine Arbeit unverzüglich wieder­

aufzunehmen, »avec la ferme volonte d'aboutir a une reduction affective des arme­

ments.« 270 Die bisherige Politik der SAI, zwischenstaatliche Entwicklungen, die in 

Richtung Abrüstung/ Kriegsverhinderung zielten, zu unterstützen, wurde dement­

sprechend fortgesetzt. Der eigentliche »Bruch« mit dem Hilferdingschen Theorem 

fand also keinesfalls auflnitiative der sozialistischen Parteien statt, sondern war eine 

unmittelbare Folge der politischen Eiszeit auf internationaler Ebene. 

265 Zweiter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Marseille, 22. bis 27. August 1925, 
1975, S. 264-
266 Zur Rolle Hendersons zwischen 1929 und 1933 siehe auch eine höchst positive Bewertung von 

Leon Blum aus dem Jahr 1933, in der er Hcndersons Entschlossenheit und seine Verdienste für den 

Soziali smus rühmte. Interna tionale Information, Ein Sieg der Labour Party und des internationalen 

Sozialismus, Leon Blum, 16.9.1933, Bd. ro.2., 1933, S. 511 f 
267 Kongress-Protokolle der Soziali stischen Arbeiter-Internationale, Bd. 5, Paris, Maison de la Mu­

tualite, 21.-25. 8. 1933, 1976, S. 84. 
268 Ebd., S. 167 ff 
269 Ebd., S . 289. 
270 Ebd., S. 317-
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Abschließend bleibt zu klären, ob das »Versagen « der SPD im Rahmen des Pariser 

Kongresses tiefergehend analysiert wurde. Hier muss betont werden, dass die Kon­

ferenzleitung ausdrücklich die Bitte äußerte, auf öffentliche Kritik an der deutschen 

Arbeiterpartei zu verzichten. 271 Indes kam es dennoch zu heiklen Zwischenmeldun­

gen, u.a. vom SAI-Sekretär Friedrich Adler sowie Pietro Nenni (PSI).272 Harte Rüge 

musste die deutsche Arbeiterpartei auch aus dem französischen Lager ertragen, als 

Pierre Renaudel an das Rednerpult trat und die Politik der SPD von 1919 bis 1933 
regelrecht sezierte. Konkret warf er der deutschen Schwesterpartei vor, die Termino­

logie der »Bourgeoisie« übernommen und auf eine eigene, differenzierte Beurteilung 

verzichtet zu haben. Als Paradebeispiel hierfür nannte er den Versailler Vertrag, der 

auch von der SPD als »Diktat« bezeichnet worden sei. 273 Die politischen Kon­

sequenzen dieser übernommenen Abfassungen seien verheerend, weil sich die deut­

schen Genossen im Kampf um die Republik der Sprache ihrer Feinde bedient hätten: 

»[. .Jet s'associant a leur farmules, nos camarades se sont un peu ef.faiblis dans leur lutte pour 
la democratie allemande.« 274 Wesentlich deutlicher wurde er allerdings, als er den Zu­

sammenbruch der deutschen Demokratie 1933 mit der Vorkriegssituation 1914 ver­

glich und - Jean Jaures zitierend - den »revolutionären Attentismus« der deutschen 

Sozialdemokratie offen anprangerte: Die SPD verfüge weder über ein »revolutionä­

res« Proletariat, noch habe sie die Mittel, revolutionäre Aktionen in die Tat umzuset­

zen. 275 Implizit warf Renaudel den Sozialdemokraten damit vor, sie hätten tatenlos 

mit angesehen, wie ihre Demokratie zugrunde gerichtet wurde - ebenso wie sie vor 

1914 trotz ihrer nominellen Stärke versagt hätten. 

Der SPD-Vorsitzende Otto Wels, der als erster Redner der Sozialdemokratie auf­

trat, war zunächst darum bemüht, die Wogen zu glätten: Zu Beginn seiner Anspra­

che bedankte er sich dafür, dass die Kritik der Internationale an der SPD »getragen 

war von durchaus kameradschaftlichem Geist« . 276 Die Hintergründe für die ver­

meintlichen »Fehler« der SPD, die zum Zerfall der Demokratie geführt hätten , seien 

bereits von Otto Bauer in einem Artikel für den »Kampf, ausreichend dargelegt 

worden. Warum er den Angriff Renaudels für absurd hielt, machte Wels im Folgen­

den deutlich: » Wir hatten die Macht eben nicht, denn wir standen den Generalstdben der 
ganzen Welt gegenüber. Und der Friedensvertrag von Versailles wie Genosse Renaudel zhn 
genannt haben will, wurde erst ein Jahr spdter unterschrieben. Wie verschieden die Fehler 
gesucht werden, das zeigte uns gerade Renaudel heute, als er uns deutschen Sozialdemokraten 
den Vorwuif machte, dqß wir uns die Diktion der Bourgeoisie vom Friedensdiktat gar zu sehr 

271 Vgl. W. KowALSKI eL.al. , Geschichte der Soziali st ischen Arbeiter-Internationale (1923-1940), 
1985, S. 191. 
272 Zur Rede Nennis siehe: Kongress-Protoko lle der Sozialisti schen Arbeiter-Internationale, Bd. 5, 
Paris , Mai son de la Mutualite, 21.-25. 8. 1933, 1976, S. 30 ff 
273 Ebd., S. 66. 
274 Ebd., S. 67. 
275 Ebd., S. 65. 
276 Ebd., S. 99· 
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zu eigen gemacht ha"tten. Genosse Renaude!, das war leider nicht nur die Diktion der Bour­
geoisie, sondern es war die Feststellung einer hislorischen Tatsache. « 277 

Hätte man, so Wels, auf gleichberechtigter Ebene mit der jungen deutschen Re­

publik verhandelt, dann »wäre vielleicht manches anders geworden «. Aber damals sei 

eben »diktiert worden« und »aus diesem Diktat kam später der Diktator (Hervorhebung 
d V)«. Die SPD hätte in all den Jahren gespürt, dass der »Zermürbungskrieg gegen 

die deutsche Demokratie« seine eigentliche Kraft aus dem Versailler Vertrag gewin­

nen konnte. Kurzum: Otto Wels war nicht nach Paris gekommen, um sich Kritik an 

der eigenen Partei stillschweigend anzuhören. Vielmehr ging es ihm darum, die deut­

sche Arbeiterpartei zu salvieren, indem er das Scheitern der Weimarer Republik ge­

radezu als Determinismus aufgrund der schwierigen aufsenpolitischen Situation 

nach 1919 darstellte. Die künftige Geschichtsschreibung werde die Zeit zwischen 

r9r4 und r933 als eine Periode fortwährender Belastungen für das deutsche Volk 

bewerten und die Anstrengungen seiner demokratischen Kräfte für den Erhalt der 

Demokratie entsprechend würdigen. Wenn man bedenke, wie schlecht sich Europa 

gegenüber Deutschland verhalten, wie hartnäckig es auf die Erfüllung des Friedens­

vertrages bestanden habe, dann müsse man nicht nur von einem Versagen der Inter­

nationale sprechen, sondern von einem Versagen Europas, ja einem Versagen der 

ganzen Welt. 278 

Im Folgenden zog Wels Parallelen zwischen 1923 und 193J Damals, vor zehn Jah­

ren, habe er bereits vor der »faschistischen Gefahr« auf dem Hamburger Gründungs­

kongress der Arbeiterinternationale gewarnt. Mittlerweile habe der Faschismus ob­

siegen können , wofür es nach Ansicht des Deutschen zwei Gründe gebe: Innerhalb 

des Nationalstaates sei es den Nationalsozialisten gelungen, die Besitzenden für sich 

zu gewinnen und die Furcht vor kommunistischen Putschen für sich zu instrumen­

talisieren. Auf aufsenpolitischer Ebene sei die deutsche Republik »vom Tage ihrer 

Entstehung« so sehr malträtiert worden, dass »eine sehr kräftige politische Schu­

lung« notwendig sei, »um nationalistischen Strömungen überhaupt Widerstand leis­

ten zu können «. Wenn die deutsche Republik jetzt zusammenbreche, dann sei das 

eine europäische, eine weltumspannende Angelegenheit, die weitreichende Folgen 

nach sich zöge - »dann bricht alles zusammen, worauf sich die Hoffnung und das 

Vertrauen auf die Wiederherstellung eines wirklichen Friedens stützt«. 279 

Die Tolerierungspolitik der SPD nach 1930 werde der SPD, so Wels als »stärkster 

Fehler« angekreidet, »man sagt, damals zerstörten wir den Boden der Demokratie«. 

Die Koalitionspolitik verteidigte der Sozialdemokrat indes mit dem Hinweis, dass 

die SPD zu keinem Zeitpunkt die Mehrheit im Parlament innegehabt habe - »das 
Bürgertum hat in der Demokratie das Kampfmittel entdeckt, mit dem es die Arbeiterbewegung 
niederhalten könnte«. Auf der anderen Seite war es jedoch die Pflicht der SPD, sich mit 

277 Ebd., S. IOO. 

278 Ebd., S . I08. Hierzu auch: H . ADOLPH , Otto Wels und di e Politik der deutschen Sozialdemokra­

tie 1894- 1939, 1971, S. 292 . 
279 Kongress-Protokolle der Sozialist ischen Arbeiter-Internationale, Bd. 5, Paris, M aison de Ja Mu­

tualite, 21.- 25. 8 . 1933, 1976, S. ro4 . 
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all jenen Kräften auf der bürgerlichen Seite zu verbünden, die einen Erhalt der 

deutschen Demokratie versprachen. So sei die Partei beispielsweise dazu gezwungen 

worden, Hindenburg zu wählen, weil die Wahlpolitik der kommunistischen Partei 

ansonsten schon zu einem früh eren Zeitpunkt Hitler zur Macht verholfen hätte. 

Auch für den feh lenden Protest der SPD gegen den »Preußenschlag« hatte Wels 

eine schlüssige Begründung parat: »Ich habe in der Exekutive unseren Kampf um die 
Republik geschildert. Ich bin dort aefalle gegen uns erhobenen Vorwü,je eingegangen, insbeson­
dere, daß wir uns nicht mit den Mitteln der Gewalt, der Insurrektion am 21. Juli 1932 gegen 
den Staatsstreich erhoben haben. lch habe daraef geantwortet, dqß wir die Massen zur Demo­
kratie erzogen hatten, daß die Arbeiterschqft schon in der Periode der leflation soweit ge­
schwächt war, daß sie anders den Kampf for die Republik siegreich zu fahren nicht mehr 
imstande war. Der Parlamentarismus war mehr und mehr far alle Zweige der Arbeiterbewe­
gung der Kampfboden überhaupt geworden, auch für die Gewerkschqften. «28° Faktisch sei 

die SPD permanent dazu gezwungen worden, eine »Politik des kleineren Übels« 

zähneknirschend zu tolerieren. Wenn die Enttäuschung der ausländischen Genossen 

groß sei über das Verhalten der deutschen Arbeiterpartei, »dann nehmen Sie es nicht 
übel, wenn ich sage, die Enttiiuschung kann nur dort gref! sein, wo man über die Schwierig­
keiten Deutschlands nicht richtig iriförmiert ist oder sich nicht die Mühe gab, sie zu begreifen. 
Uns in Deutschland war die Politik des kleineren Übels aefgezwungen, und ich habe in der 
Exekutive das Bild gebraucht, daß die würgende Schlange des kleineren Übels uns sch!ief!lich 
den Atem nahm.« 281 

Die Verteidigungsrede von Wels war an Deutlichkeit kaum zu überbieten gewe­

sen. Die Kritik an seiner Partei wies er scharf zurück, insbesondere mit dem Argu­

ment, objektive Faktoren wie der Versailler Vertrag oder die Außenpolitik der alliier­

ten Mächte hätten eine gesunde Entwicklung der ersten deutschen Demokratie 

verhindert. De facto versteckte sich Wels hinter den Fehlern der Entente-Mächte, 

ohne dabei näher auf die subjektiven Faktoren, d. h. die Defizite der eigenen Politik, 

einzugehen. Hier behält Erich Matthias 282 sicherlich Recht, wenn er darauf hinweist, 

wie sich das sozialdemokratische Selbstbewusstsein - vom »Zwang der Verhältnis­

se« getrieben -weitestgehend selbst determinierte: 283 Das Überbetonen der Entwick­

lung und das Unterschätzen der »subjektiven historischen Tat« darf in der Tat als 

klassisches sozialdemokratisch-kautskyanisches Denken interpretiert werden, das 

bereits vor 1914 von Jean Jaures angeprangert wurde. 284 Dass Wels' Auftritt nicht 

280 Ebd., S. 107. 
281 Ebd., S. 109. 
282 Bezüglich des Preußenschlags kam der Historiker Erich Matthias zu dem Schluss: »Erst die R esig­
nation der Sozialdemokratie und die effene Demonstration ihres fehlenden Machtwillens am 20. Juli 1932 

schalteten die Partei als ernstzunehmenden politischen Faktor aus. « Auch wenn die Unterstellung eines 
fe hlenden »Machtwillen s« fraglich bleibt , so muss immerhin auf Basis der folgenden Ausführungen 
von Wel s konstatiert werden , dass eben diese Kritik auch schon 19 33 von ausländischen Genossen in 
der SAI-Exekutive artiku liert wurde. E. MATTH lAS / R. MoRSEY (Hrsg.), Das Ende der Parteien 

1933, i960, S. i44. 
283 Ebd., S. 19 6-202. 
284 H. AooLPH, Otto Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokratie 1894- 1939 , 1971, S. 293-
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nur positiv angenommen wurde, wird an einem Brief von Paul Hertz an Rudolf 

Breitseheid deutlich, indem Hertz die Vermutung äußerte, Wels fürchte sich davor, 

erneut vor die Anklagebank gesetzt zu werden - »dagegen will er sich wehren.« 285 

Tatsächlich wurden gewisse Parallelen zwischen 1919 und 1933 gezogen - z.B. von 

Renaudel -, so dass diese »Sorge« nicht gänzlich aus der Luft gegriffen scheint. In 
der Rückschau räumte Wels indes ein, er wäre »gerne weggeblieben«, allerdings habe 

er sich als einer der »geschlagenen Generale« in der Pflicht gesehen, in Paris zu er­

scheinen. Die »siegreichen Generale« innerhalb der Internationale betrachtete er 

höchst abschätzig - »das sind doch nur die, die noch keinen solchen Krieg zu führen 

hatten«. 286 

4.5-3. Walter Citrine und der gescheiterte Versuch einer Intervention des !GB 

War die Katastrophe aufzuhalten? Hätte die politische Linke - und damit auch die 

Sozialdemokratie- die Machtergreifung Hitlers verhindern können? Warum beharr­

te die SPD auf ihrem strikt legalistischen Kurs, anstatt den Kampf um die deutsche 

Republik aufzunehmen? Welche Rolle spielten die SAI respektive der IGB im Zeit­

raum der Machtergreifung? Gab es aktive Versuche, die Haltung der Sozialdemokra­

tie zu beeinflussen, oder wurde der Zerfall der deutschen Demokratie nur mit Wor­

ten bekämpft? 287 

Einblick in einen Teil dieser Fragen, die »mittlerweile zu Mythen geworden 

sind«, 288 gewährt der Nachlass von Walter Citrine - insbesondere im Hinblick auf 

die versuchte Einflussnahme ausländischer Sozialisten auf die strategische Ausrich­

tung der SPD bzw. des ADGB im Jahr 1933. 289 Der englische Gewerkschaftsführer 

und Generalsekretär des IGB (1928-45) verbrachte während seiner Amtszeit mehre­

re Monate in Deutschland, was ihn dazu veranlasste, ein Tagebuch mit dem Titel 

»\lisits to Germany« anzufertigen. Aus den Memoiren geht hervor, dass der Brite 

während seiner Deutschland-Reisen mehrfach mit sozialdemokratischen Politikern, 

insbesondere dem anglophilen Victor Schiff, in Kontakt kam und hierbei den Ver­

such unternahm, die SPD zum Widerstand aufzurufen. Dieser Vorstoß scheiterte 

allerdings an den deutschen Sozialdemokraten, die sich schlicht weigerten, mit Ci­

trine zu kooperieren. Dementsprechend scheint der bereits skizzierte Austritt von 

Otto Wels aus dem Bureau der SAI tatsächlich Ausdruck einer attentistischen Hal­

tung der Sozialdemokratie gewesen zu sein, die sich auch im Austausch mit auslän-

285 IISG , NL Paul H ertz, Brief an R. Breitseheid , 16.8. 1933, llSG/ H ertz/XVI. 
286 Zit. n. H . ADOLPH, Otto Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokratie 1894- 1~)39, 19 71, 

S. 294 . 
287 Siehe hi erzu der bereits skizz ierte Pari se r Kongress der SAl: IISG , SAI, Exekutive, Protokoll 

internationale Konferenz der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Pari s, 21.- 25. 8 . 1933, IISG/ 

SAI/ Exekutive/ 420 ff ; hierzu auch: Internatio nale Information, Die internationale soz iali stische Kon­

feren z, August 1933, Bd . 10.2 ., 1933 , S . 4 31- 496. 
288 H. A. W1NKLER, W eimar, 1918-1933, 11998, S. 595. 
289 LSE, Citrine papers, TUC, »Visit s Lo Gcrmany«, 1/ 14. 
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dischen Genossen widerspiegelte. Anstatt nun allerdings dazu überzugehen, der 

SPD erneut »eklatantes Versagen« vorzuwerfen , 290 wäre es weitaus hilfreicher, die 

eigentlichen Gründe für die Ablehnung zu erfahren. Hierüber gewähren die Tage­

bücher Citrines durchaus einen interessanten Einblick, wie im Folgenden zu zeigen 

sein wird. 

Am 15. Februar 1933 brach Citrine nach Deutschland auf, um an einer Sitzung des 

1GB in Berlin teilzunehmen. 291 Grund für die Einberufung der !GB-Führung war 

die politische Situation in Deutschland, genauer gesagt die Ernennung Adolf Hitlers 

zum Reich skanz ler. 292 Den Eindrücken des ICE -Sekretärs zufolge, die er schriftlich 

in seinem Tagebuch festhielt, sei es keine große Überraschung, dass sich die Sozial­

demokratie eher passiv verhalte gegenüber der nazist ischen Bedrohung: » The Nazis 
are mainly young men and they are ev!dently trained fairly weil [. . ). They are much better 
than the S ocialist Reichsbannerfarce both in physique and training [. . ). « 293 Ganz ähnlich 

können di e Aussagen von Victor Schiff interpretiert werden, mit dem sich Citrine in 

Berlin persönlich traf D er Sozialdemokrat habe im Verlauf der Unterhaltung deut­

lich gemacht, weshalb er aktiven Widerstand ablehne - nicht etwa aus ideologischen 

Gründen, sondern aus Angst um die eigene Familie, dem Verlust des Arbeitsplatzes 

und des erworbenen Status: »f can speak fteely to you, Mr. Citrine, because you are an 
Englishman. lt is your habil to treat matters in coefidence. You deal with things in a d!fferent 
way ftom our other continental comrades. I am not a coward but 1 have a wffe and two 
children depending on me. Any German who speaks to fareigner about the conditions in his 
country and says what I am saying to you is /fable to impn'.ronment far anything up to twenty 
years. lt may come to me but naturally I don 't want it. I am known as a prominent man in the 
Socialist Party. l am the correspondent ef the >Daily Herald< but I cannot say the things ! want 
to them. «294 Schiff machte des Weiteren deutlich, dass die nationalsozialistische Par­

tei das Machtmonopol längst an sich gerissen habe. Der »Vorwärts« sei für acht Tage 

verboten worden, weitere Restriktionen könnten folgen. Im Hinblick auf aktive Op­

position gegen das Hitler-Regime wusste Schiff nur über »Gerüchte« aus Bayern zu 

berichten, die ihm vor ei nigen Tagen zugespielt worden seien. 

Nach der Unterredung mit Schiff schien Citrine verständlicherweise höchst »alar­

miert«, weswegen er im Verlauf des IGB-Exekutivtreffens 295 einen Vergleich zur 

Frühphase des faschistischen Italiens anstellte, und den Vorsitzenden des ADGB , 

Leipart, um eine ausführliche Stellungnahme bat. Offensichtlich hatte der Brite ins­

besondere Angst davor, dass die NSDAP das Radio völlig einn ehmen und als Pro-

290 H. MoMMSEN, Die Sozialdemokratie in der Defensive; in: Drns. (Hrsg.), Sozialdemokratie zwi­
schen Klassenbewegu ng und Volkspartei, 1974, S. 106-133; hier: S. I08 f:; 115. 
291 LSE, Citrine papers, TUC, »Visits to Germany«, 1/ 14, Eintrag vom Januar/Februar 1933, S. 61. 
292 Ebd., S. 63-
293 Ebd., S. 69 f. 
294 C itrine räumt ei n, dass er die Umerhaltung mit Schiff nur rekon struieren könne. Dessen un­
geachtet schei nt es wahrscheinlich, dass der Inhalt korrekt wiedergegeben wurde. Ebd., S. 70 f. 
295 G. VA N GoETHEM, The Amsterdam In ternat ional, 20 0 6, S. 47. 
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pagandainstrument zur Einschüchterung instrumentalisieren könnte. Leipart be­

jahte diese Gefahr, machte allerdings sogleich darauf aufmerksam, dass politische 

Fragen im Allgemeinen der SPD obliegen würden und nicht der Gewerkschaft. 296 

Dessen ungeachtet beschloss das 1GB nach einer Diskussion, an der u.a. Schevenels 

und Jouhaux teilnahmen, drei Maßnahmen in Erwägung zu ziehen: 1. Die auslän­

dischen Genossen von der desaströsen Situation in Deutschland zu informieren; 

2. Den Versailler Vertrag gegen Hitler zu verwenden; 297 3- Kontakt zur SAI herzu­

stellen. In finanzieller Hinsicht wurde vonseiten des IGB erwogen, der deutschen 

Arbeiterbewegung verstärkt unter die Arme zu greifen. 298 

Allerdings scheiterten die Bemühungen, aktiven Einfluss zu nehmen, in der Fol­

gezeit an den Auflösungserscheinungen der Sozialdemokratie. Finanzielle Hilfe­

leistungen wurden zwar gewährt, 299 allerdings habe Otto Wels mehrfach betont, 

dass keine Hilfe nötig sei, was die holländische Arbeiterpartei dazu veranlasst habe, 

finanzielle Unterstützung zu verweigern . Grundsätzlich sei eine transnationale 

Kooperation kaum zu realisieren: Die sozialdemokratischen Führer seien von Januar 

bis März kaum zu erreichen gewesen, weswegen weiterführende Unterstützungs­

maßnahmen zum Scheitern verurteilt waren, so das Fazit von Citrine. 300 Adler und 

Vandervelde hätten Schevenels auseinandergesetzt, dass die SPD-Führung keinen 

Kontakt zum Ausland wünsche und sich ganz auf die Situation in Deutschland kon­

zentrieren wolle. Grundsätzlich sei dies allerdings verständlich, insofern sich die 

deutschen Politiker kaum vorstellbaren Gefahren aussetzen müssten, um ihre Arbeit 

weiter zu verfolgen. 301 

Ende März 1933 sei Schiff nach London gefahren - »as a result of blackmail« -

und berichtete von dem Verbot der sozialdemokratischen Zeitungen. 302 Den genau­

en Inhalt des Gesprächs mit Göring, der die SPD wie bereits dargelegt unter An­

drohung physischer Gewalt dazu zwang, die internationale sozialistische Bericht­

erstattung über das Unrechtsregime einzustellen, wollte Schiff nicht preisgeben. 

Allerdings schilderte er Citrine die wichtigsten Punkte der Unterredung. Konkret 

bat er die britische Arbeiterpresse darum, allzu kritische Kommentare über das Hit­

ler-Regime zu unterlassen. 303 Daraufhin reiste Schiff weiter nach Paris, um das Ge­

such der SPD, kritische Berichte aus dem Ausland zu unterbinden, den französi­

schen Genossen mitzuteilen. Citrine merkte abschließend an, dass das National 

Executive Committe von Labour Party und TUC dem Antrag des Deutschen statt­

gegeben habe. 

296 LSE, Citrine papers, TUC, »Visits to Germany«, Eintrag vom Januar/Februar 1933, 1/14, S. 71 ff 
297 Der Versaillcr Vertrag sollte gegen das »nazi arming« eingesetzt werden . Eine nähere Definition 
des von L. Jouhaux formulierten Vorschlages wurde nicht erbracht. 
298 Ebd., S. 73- 92. 
299 Ebd., Eintrag vom März 1933, S. 13-
3oo Ebd., S. 29. 
301 »!L was dangerous far the Socia!ist comrades tobe at home because qf the danger to their fami!ies !fan attack 
was made.« Ebd., S. 31. 
302 Ebd., Eintrag vom 27- 3· 1933, S. l r 
303 Ebd., S. 9 · 
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Zweifelsohne muss betont werden, dass das Tagebuch von Walter Citrine keine völ­

lig neuen Erkenntnisse bringt hinsichtlich der realpolitischen Geschehnisse. Den­

noch scheint ein Aspekt seiner Ausführungen - die Gründe der SPD-Elite, auf 

Widerstand zu verzichten - bislang in der Forschung eher stiefmütterlich behandelt 

worden zu sein. Dies gilt besonders für die emotional-psychologischen Dispositio­

nen der handelnden Akteure. 304 Wie Victor Schiff dem britischen Gewerkschafts­

führer Citrine ausfü hrlich darlegte, war seine attentistische Haltung nicht nur ideo­

logi schen Gründen geschuldet, sondern schlicht und ergreifend ein Resultat von 

Angst: Schiff fürchtete den Verlu st seines Arbeitsplatzes bzw. seines Status, physi­

sche Gewalt gegen sich und seine Familie sowie juristische Konsequenzen. War diese 

(subjektive) Haltung tatsächlich singulär innerhalb der SPD, nach dem Zusammen­

bruch der deutschen Demokratie, dem »preußischen Schießerlass« (Februar 1933) 305 

und dem drohenden Verlust der beruflichen, häuslichen und finanziellen Existenz? 

Von Crispien ist überliefert, er leide seit der Machtergreifung unter Depressionen 

und könne daher an keinen internationalen Konferenzen mehr teilnehmen. 306 Breit­

scheid habe im politischen Exil häufig unter depressiven Stimmungen gelitten, wie 

seine Frau Tony deutlich machte; 307 von Otto Braun wird Ähnliches berichtet. 308 

Hinzu kommen außerdem die zahlreichen politisch motivierten Morde der Weima­

rer Republik, 309 die im Lager der Sozialdemokraten einen tiefen Eindruck hinterlas­

sen haben mussten. Ergo kann durchaus die These vertreten werden , dass ein Rekur­

rieren auf politische Di spositionen innerhalb der SPD-Führung unter Umständen 

nicht ausreicht, um ihr Verhalten im Jahr 1933 adäquat erklären zu können. 

4. 6. Resümee: Die deutsche Katastrophe 

Mit dem Zusammenbruch der deutschen Demokratie fand auch die Zusammen­

arbeit des Parteiendreiecks ein jähes Ende: Auf internationaler Ebene - innerhalb 

der SAI - verlor die SPD nach und nach ihren Status als eigenständige politische 

Kraft , weshalb eine Fortsetzung einer gleichberechtigten Kooperation , wie im fol­

genden Epi log zu zeigen sein wird, nicht mehr möglich war. 

304 Dies gilt umso mehr als die Erforschung psychologischer Dispositionen bezüglich hi stori scher 
Prozesse noch in ihren Kinderschuhen steckt. A. H ANN IG, Angst und die Balkanpolitik Ö sterreich­
Ungarn s vor dem Ersten Weltkrieg; in: P. BoRMA NN / T. FRElßERGER / J. MICH EL, Angst in den 
intern at ionalen Beziehungen , 2010, S. 93-114; hier: S. 93 ff. 
305 Vgl. D. ScHUHMANN, Gewalt als Methode der nationalsoziali sti schen Machteroberung; in: 
A. W1RSCHJNC (Hrsg.), Das Jahr 1933, 2009, S. 135- 155; hier: S. 144. 
306 M . BucHHOLZ / B. RoTH ER (Hrsg.), Der Parteivorstand der SPD im Exil: Pro tokolle der Sopade 
1933-194°, 199 5, S. 16. 
307 R. BER NDT, Rudolf Breitseheid (1974- 1944); in: 0. DA NKELMANN (Hrsg.), Lebensbilder euro­
päischer Sozialdemokraten des 20. Jahrhunderts , 1995, S. 109-120; hier: S. 115. 
308 H. ADOLPH , Otto Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokratie 1894-1939, 1971, S. 240. 
309 Erwähnt werden müs sen hier die Fememorde an Haase und Eisner in der Revolutionsphase, das 
gescheiterte Blausäure-Attelllal auf Philipp Scheidemann, ebenso wie der mi ss lungc Mordversuch am 
Vorsitzenden der bayerischen SPD, Erhard Auer. H.-U. WEHLER, Deutsche Gesellschafi.sgeschichte, 
Bd. 4 , 2003, S. 41 0 f 
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Kann dem Parteiendreieck, kann der Internationale politisches »Versagen« unter­

stellt werden im Abwehrkampf gegen die politischen Zentrifugalkräfte? 310 Es steht 

außer Frage, dass diese allzu tendenziöse Einschätzung entschieden verneint werden 

muss. Weder die SAI noch das Parteiendreieck verfügten über adäquate Mittel, die 

politischen Ereignisse in Deutschland in ihrem Sinne zu verändern. Selbst wenn 

man die transnationale Perspektive einschränkt und allein das Vorgehen der SPD 

auf nationaler Ebene bewertet, bleibt das Urteil unverändert: So ist sich die For­

schung weitestgehend darin einig, dass eine realistische Aussicht auf erfolgreichen 

Widerstand nicht bestanden hat. 311 

Analysiert man die transnationale Zusammenarbeit von SPD, SFIO und Labour 

Party zwischen 1929 und 1933, so fällt auf, dass die Strategie der »Locarno-Ära«, auf 

internationale Verständigung und informelle Diplomatie zu setzen, bereits zum 

Z eitpunkt des Young-Plan s aufgegeben worden war. Stattdessen rückte die SAl als 

Kri stallisationszentrum des politischen Widerstandes gegen den Abbruch der Ver­

ständigungspolitik ( erneut) in den Fokus. Doch obwohl die Arbeiterinternationale 

große Bemühungen unternahm, insbesondere di e Abrüstungsverhandlungen z u for­

cieren, konnte kein durch schlagender Erfolg errungen werden. Ähnlich wie zum 

Zeitpunkt der Ruhrkri se fehlten auf internationaler Ebene die Mitspieler, um eine 

verständigungsorientierte Politik umzusetzen, weshalb die transnationalen Aktionen 

sowohl des Parteiendreiecks als auch der SAl einem »quichottischen« Kampf gegen 

Windmühlen gleichkam. 

5. Epilog: 

Transnationale sozialistische Parteienkooperation 

nach der deutschen Katastrophe 

5-1. Zerwütfnis zwischen SFJO und Labour Party; Zusammenbruch der SA! (1934-1939) 

Das Fazit des Pari ser Kongresses nahm sich höchst bescheiden aus: Die Gegner 

antifaschistischer Massenaktionen setzten sich durch, weshalb eine Neuorientierung 

der SAl nicht stattfinden konnte. 1 Zwar hatte sich im Rahmen des Kongresses he­

rauskristallisiert, dass die Schar der Befürworter von »revolutionären Aktionen« 

sprunghaft angestiegen war - insbesondere in jenen Ländern, die vom Faschismus 

akut bedroht waren-, jedoch konnte sich diese Gruppe nicht behaupten. In sofern 

310 H . MAYER, Die deut sche Novemberrevolution und die internationale Sozialdemokratie 1933; in: 

Marx-Engels Stiftung (Hrsg.), 75 Jahre deutsche Novemberrevolution, 1994, S. 229-235; hi e r: S. 231. 
31 1 Dies gilt nicht zuletzt vor dem Hintergrund des Erfahrungshorizontes der maßgeb li chen Zei tge­

nossen. H . SCHULZE, Otto Braun oder Preußen s demokratische Sendung, 1977, S. 74 7-757; 

H. MöLLER, Parlamentari smus in Preu(~en 1919-19~2, 1985, S. 57off; allgemeiner Überblick, siehe: 

A. W1RSCHING, Die Weimarer Republik, 22008 , S. 115. 
1 Vgl. W. KowALSKI et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923-1940 ), 

1985, S. 197-
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war nicht nur die SPD, sondern auch die SAI al s Ganzes von einer »Paralyse des 
Willens« ergriffen. 2 

Die einstmals bestimmenden Arbeiterparteien - SPD, SFIO und Labour Party -
waren aus verschiedenen Gründen nicht mehr dazu in der Lage, der Sozialistischen 
Arbeiterinternationale die nötigen Impulse zu geben, um die transnationale Zusam­
menarbeit der internationalen Arbeiterbewegung zu fördern. Die Gründe hierfür 
sind mannigfaltig: Alle drei Parteien mussten im Verlauf der dreißiger Jahre verhäng­
nisvolle Spaltungen über sich ergehen lassen; 3 der bislang verfolgte Kurs des »Nur­
Parlamentarisrnus« auf außenpolitischer Ebene war nicht mehr mehrheitsfähig - we­
der innerhalb der SAI, noch zwischen den drei Parteien; 4 die ideologischen Graben­
kämpfe zwischen SFIO und Labour Party verhinderten außerdem eine konstruktive 
Zusammenarbeit zwischen den zwei verbliebenen Großparteien. 5 

Zu fragen ist indes, welche Optionen die SAI überhaupt noch hatte. Hilferding 
mahnte im Rahmen einer Sitzung der Exekutive, dass nur eine entschlossene Frie­
denspolitik zwischen Frankreich, Großbritannien und Russland den Frieden retten 
könnte. 6 Das Problem hieran war jedoch nach wie vor die rigide Haltung der Arbei­
terinternationale gegenüber einer Aktionseinheit mit den Kommunisten. Generell 
waren die Handlungsmöglichkeiten der SAI sehr begrenzt: Bereits 1935 sah Leon 
Blum die Internationale am Ende angelangt, die Kriegsverhütung sei endgültig ge­
scheitert. 7 Er forderte eine hierarchische Neustrukturierung der SAI und daran an-

2 In der Folgezeit widmete sich die SAI vor all em der Situation in Ö sterreich und unternahm bereits 
auf dem Parteitag der österreichischen Arbeiterpartei den Versuch, den Genossen Zuversicht zu 
spenden. Zu diesem Zweck wurden unter anderem Leon Blum und Emil e Vandervelde auf den Par­
teitag entsandt , die dort vorsprachen . Entkleid et man indes insbesondere die Rede L. Slums ihrer 
Propaganda, wird abermals all zu deutlich , dass die SAI kaum Optionen hatte, nennenswerten Ein­
flus s auszuüben auf" die internationalen Politik: »in diesem tragischen Kampfe, Genossen, sind wir mit 
Euch, wir, unsere Parte,; die französische Arbelterschqft war mit Euch gestern wir sind es heute, wir werden es 
morgen sein, was immer kommen mag« Der Nationalrat der britischen Labour Party hatte bereits zuvor 
konstatiert, dass es zu verhindern gelte, dass die politische Reaktion das freie Ö sterreich beseitige. 
Vgl. R. STEININGER, Deut schland und die Soziali sti sche Internationale nach dem Zweiten Weltkri eg, 
1979 , S. 10; Zum österreichischen Parteitag, siehe: Internationale Information, Die Internationale auf" 
dem österreichischen Part eitag, 21.1 0.1933, Bd. 10.2., 1933, S. 557 ff 
3 Spaltungsbewegungen fanden in den früh en drei ßiger Jahren in all en drei Parteien stau: Die links­
gerichtete SAP trennte sich von der SPD; die ILP von der Labour Party und die »Neosozialisten« von 
der SFIO. Grundlegend hierzu J. BRA UNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bel . 2. 
4 W. KowALSKI et.al. , Geschichte der Sozialisti schen Arbeiter-fntern ationale (1923- 1940), 1985, 
S. 19 8. 
5 Hierzu z.B. der Brief von F. Adler an W. Gillies, in dem er von gravierenden Vers timmungen 
zwischen Fran zosen und Brit en ob der Frage der Einheitsfront spricht. IISG , SA! , Korrespondenzen, 
Adler an Gillies, 11. Juli 1936, IISG/SAI/ Korrespondenzen/ 1684 . 
6 Breitseheid vertrat diesbezüglich ein e wesentlich rea li sti schere Perspektive und konstat ierte, dass 
sich gewi ss noch keine gemein same Außenpolitik ergebe, nur weil sich die soziali sti schen Parteien aus 
Grorsbritannien und Frankreich vertragen würden. IIS G, SAI , Exekutive, Sitzun g der Exekutive, 17-
und 18. Mai 1936, Antrag Hilferding, IISG/ SAI/ Exekutive/475; zu Breitseheid: IISG , NL Hertz, 
Breitseheid an Hertz, 20-7-1 935, IISG/NL H ertz/XVI. 
7 Le Populaire, 13. August 1935. 
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knüpfend mehr Kompetenzen für die »internationale Agentur der Arbeiterklasse«. 8 

Die von der SFIO geforderte »antifaschistische Aktionseinheit« mit der Komintern 

- die insgeheim als »Patentlösung« für die gegenwärtige Krise verkauft wurde - kam 

allerdings niemals zustande, auch wenn Leon Blum und Paul Faure 1934/35 die 

Erwartung äußerten, dass Gesuche der Kommunisten nicht mit einer einfachen 

»Abweisung« beantwortet werden würden. 9 Doch wie schon zuvor wandten sich 

die Parteien aus Skandinavien und Großbritannien dezidiert gegen eine mögliche 

Aktionseinheit; die Labourführung verdächtigte die Komintern gar, die britische 

Bewegung dem Diktat der russischen Regierung unterwerfen zu wollen. 10 

Kurzum : Die Einheitsfrontangebote der Komintern von 1935-37 wurden allesamt 

in verschiedener Art und Weise abgelehnt. De Brouckere und Adler bemühten sich 

zwar, die Aktionseinheit herzustellen, was sich unter anderem an gemeinsamen 

Kommuniques - z.B. zum Spanischen Bürgerkrieg - äußerte, jedoch konnte eine 

offizielle »Einheitsfront« zu keinem Zeitpunkt umgesetzt werden; ungeachtet der 

in Frankreich realisierten Volksfront zwischen SFIO und PCF. 11 Als es auch in der 

Folgezeit zu keiner Annäherung zwischen beiden Organisationen kam und das 

Münchner Abkommen von allen Parteien stillschweigend toleriert wurde, 12 sah sich 

Adler 1939 dazu genötigt, seine Demission als SAI-Sekretär einzureichen und in 

einem abschließenden Memorandum umfassende Kritik an der britischen Arbeiter­

partei zu üben. 13 Der daran anknüpfende Disput, der in erster Linie zwischen Adler 

8 Ebd. 
9 W. KowALSK l ct.a l. , Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923-1940), 1985, 

S. 217-
10 Ebd. 
11 Zur fran zösischen Volksfront siehe u. a.: H . KöLLER, Für Demokratie - Brot - Frieden, 1996; 

W. LoTH, Geschichte Frankreichs im 20. Jahrhundert, 31995. 
12 Die fran zös ische Arbeiterpartei wurde aufgrund ihrer pazifi stischen Hal tu ng vor eine regelrechte 

Zerreißprobe gestellt: Nachdem große Tei le der Partei im Parlament für das Münchner Abkommen 

gest immt hatten , kam es zu Massenaustritten und folgli ch zu einer signifikanten Schwächung der 

Partei , die sie an den Rand der Auflösung brachte. Vom fundamentalen Friedenswillen Lcon Blums 

geprägt, der einen Konflikt mit dem Naziregime ausschloss, griff die erste Volksfrontregierung 

(1936- 1937) den abwartenden Kurs der Vorgängerregierungen auf Zi el war di e Aufrechterhalrung 

des Friedens, wobei neue Konzessionen an das Deutsche Reich nicht au sgeschlossen wurden. Interes­

sant ist, das s die briti sche Labour Party hin sichtlich des Münchner Abkommens eine diametral ent­

gegengesetzte Haltung einnahm und die Politik Chamberlains scharr kriti sierte . Während die SFIO 

das Abkommen also begrüßte, schwang sich die briti sche Partei um ihren Wortführer C . Artlee zum 

eigentlichen Kritiker an der Appeasement-Politik auf. H.-J. HE1 MSOET H, Der Zusammenbruch der 

Dritten Französischen Republik, 199 0, S. 29; F. TAUBERT, D as Deutschlandbild der fran zösischen 

Linken in der Zeit der Volksfront ; in: M. GRU NEWALD / J. ScHLOBACH (Hrsg.), Mediation s - Ver­

mittlungen, 1992, Bd. 1, S. 333-341, hier: S. 337f; zur Haltung der Labour Party, siehe: W . KowALSKI 

et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923- 1940), 1985, S. 258ff; J. BRAU N­

THAL, G eschichte der Interna tionale, 1963, Bd. 2, S. 517-

13 Friedrich Adler zur Haltung der Labour Party in einem 1939 veröffentlichten Manifest: »Wenn die 
britische Arbeiterpartei sich aef den Standpunkt restloser Autonomie stellen will, wenn sie gemeinsame Aktion 
nur insoweit anerkennt, als sich andere Parteien ihrer autonomen Aktion anschli~ßen, dann bedeutet die Erklä­
rung, daß die Grundsätze der SA! nichtmehr anerkennt werden, das offene, ehrliche Einbekenntnis, daß die 
Voraussetzungen der internationalen Organisatlon, die am Hambur;ger Gründungskongress geschef.fen wurden, 
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und Gillies ausgetragen wurde, spielte keine allzu große Rolle mehr: Im Mai 1940 
wurde die deutsche Offensive entfesselt, während die SAI-Exekutive noch immer mit 

personalpolitischen Problemen beschäftigt war, ohne die gegenseitigen Animositä­

ten auch nur ansatzweise gelöst zu haben. 14 Schlussendlich hörte die Arbeiterinter­

nationale 1940 auf zu existieren, auch wenn sie formal erst 1947 aufgelöst wurde. 

Was die Kontakte zwischen den drei Arbeiterparteien anbelangt, so mu ss die Zeit 

nach 1933 höchst ambivalent bewertet werden: Das Verhältnis der SPD zur Labour 

Party war beispielsweise sehr problematisch, da die britische Arbeiterpartei den deut­

schen Genossen gegen Ende der dreißiger Jahre das Recht absprach, als eigenständi­

ge Kraft auf dem internationalen Plateau zu wirken. 15 Diskussionen über die Ver­

legung des Parteivorstandes nach London, geführt von Hans Vogel und Erich 

Ollenhauer, wurden zunächst verworfen, auch weil das Misstrauen gegenüber der 

britischen Partei sehr groß war. 16 Tm Jahr 1941 kam es schließlich zu einem tatsäch­

lichen »Entfremdungseffekt« zwischen den Exilgruppen insbesondere au s Deutsch­

land und Österreich sowie der Labour Party, als das sogenannte »Prepatory Com­

mittee for the reconstruction of the International« geschaffen wurde. 17 In diesem 

Komitee, dem neben dem Belgier Huysmans auch G. Dallas und W. H. Green 

angehörten, wurde ein Quasi-Zweikammer-System eingeführt, das zwischen »feind­

lichen Sozialisten« (Deutschland, Österreich, aber auch Spanien, Italien) und alliier­

ten Sozialisten unterschied . Ein weiteres Konfliktfeld ergab sich außerdem daraus, 

dass sich der Parteivorstand der SPD grundsätzlich der Labour Party unterwerfen 

sollte, was in den Reihen der Labour Party zwar zunächst kritisiert, letztlich aber 

doch toleriert wurde. 18 Wie sehr die Belange der Sozialdemokraten diskreditiert 

wurden, zeigt sich nicht zuletzt daran, dass weder deutsche noch österreichische 

Sozialisten zu den vorbereitenden Besprechungen zur Wiedergründung der Interna­

tionale 1945 in London eingeladen wurden. 

Während es in London immerhin zu einer »Interessenvertretung« im Kampf gegen 

das Dritte Reich kam , konnte eine solche Gruppe in Paris nicht realisiert werden. 19 

Grund hierfür war insbesondere, dass Frankreich von der Parteiführung als unsicher 

hir!folliggewordensind « IIS G, SA!, Bureau, Memorandum von F. Adler,Juni 1939, IISG/ SAI/ Bureau/ 

559· 
14 R. ST EININGER, Deutschland und die Sozialistische Internationale nach dem Zweiten Weltkrieg, 
1979 , S. 14/f 
15 Vgl. M. BucHHOLZ / B. RoTHER (Hrsg.), Der Parteivorstand der SPD im Exil: Protokoll e der 
Sopade 1933- 1940, 1995, S. -i,77 f. 
16 Kontak te hatte die deutsche Gruppe um W. Sander vor allem mit H . Dalton, C. Attlee, P. Noel ­
Baker sowie E. Bevin. Vgl. L. EIBER, Die Sozialdemokratie in der Emigrat ion, 1998, S. XCVIff. 
17 Diese Na mensgebu ng geht aufW. Gillies zurück; die tatsächliche Arbeitsbeze ichnung lautete zu­
nächst »International Com mitee«. Z iel der Vereinigung sollte es sein , die Internationale unter neuen 
Vorzeichen zu begrü nden. R. STEI NINGER, Deutschland und die Sozial istische Internationale nach 
dem Zweiten Weltkrieg, 1979 , S. 21. 

18 L. E, BER, Die Sozialdemokratie in der Emigration, 1998, S. VCVIII. 
19 R. BEHRI NG, Demokrati sche Außenpolitik für Deutschland, 1998, S. 25 1 f. 
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bewertet und London ab 1939 zum Zentrum der politischen Emigration auserkoren 

wurde. 20 Gewiss, es kam zu Kontakten zwischen dem Pariser SPD-Vorstand und der 

SFIO-Führung, 21 allerdings war das politische Gewicht im Exilland Frankreich sehr 

gering, weshalb Hans Vogel noch im Januar 1940 konstatierte, er sei mit der Arbeit in 

Paris höchst unzufrieden. 22 Wie in London kam es für die SPD auch in Paris zu 

erheblichen Komplikationen: Breitseheid notierte bereits im Jahre 1933, dass der 

Erhalt einer »carte d'identite« erschwert sei, da man Angst vor etwaigen Nazi-Pro­

vokateuren habe. 23 Dessen ungeachtet war die französische Hauptstadt Mitte der 

dreißiger Jahre das bevorzugte Exilland, was sich anhand zahlreicher Aktenbestände 

belegen lässt. Für die dort ansässigen Sozialdemokraten war die SFIO jedoch, wie 

bereits implizit aus der Aussage Vogels hervorgeht, eher Hindernis denn Katalysator 

beim Aufbau einer separaten Organisation. Ein wichtiger Grund hierfür waren die 

Differenzen aufgrund der von den Franzosen anvisierten Zusammenarbeit mit den 

Kommunisten. Die politischen Gräben zwischen beiden Parteien waren diesbezüglich 

so groß, dass selbst Rudolf Breitseheid, der in Paris zu einem Befürworter der Volks­

front geworden war, jeden Kontakt mit der franz. Parteiführung vermied. Die Kon­

takte zur SFIO hielt ab 1934 nicht Breitseheid, sondern ein junger SPD-Politiker 

namens Heinrich Ehrmann. 24 Gut funktionierte hingegen die Organisation des 

Flüchtlingsstroms nach Frankreich: Hier kam es zu einer engen Kooperation zwi­

schen der SPD und dem elsässischen SFIO-Politiker Salomon Grumbach, 25 der auf­

grund seiner Funktion als Präsident der Einwanderungskommission der SFIO sowie 

20 Auch Rudolf Breitseheid, der von 1933 bis 1940 in Paris lebte, beteiligte sich nur bedingt am 

politischen Geschehen in Frankreich selbst. Zwar verfasste er Artikel für sozialistische Zeitungen 

aus Belgien, der Schweiz und Frankreich, indes kann die Arbeit kaum mit der Tätigkeit des Prager 

Vorstandes vergli chen werden. Ein Grund, weshalb er nicht bzw. kaum in französischen Zeitungen 

publi zierte, war eine direkte Folge der französischen Presse-Politik, Artikel eines ehemaligen deut­

schen Ministers nicht abzudrucken. M.-D. CAVAJLLE, Rudolf Breitseheid et la France, 1995, S. 320 ff 
21 Hierzu u. a. der ausführliche Bericht von E. Ollenhauer über die Aktivitäten der SOPADE in 

Frankreich, in dem von Zusammenkünften mit dem Führungszirkel der SFIO die Rede ist: A.N., 

documents sa isis par la police francai se ou allemande au domicile d 'emigres all emand en france, 

Bericht von Ollenhauer, Juli 1938, F/7 / 14874. 
22 B. SEEBACHER-BRANDT, Ollcnhauer. Biedermann und Patriot, 1984, S. 254. 
23 Breitseheid warnte sogar vor einer möglichen Emigration nach Frankreich; in der Tat löste die 

französische Regierung in den 3oer Jahren mehrere Flüchtlingslager auf U. LANGKAu-Aux, Deut­

sche Volksfront , 1932- 39 , 2004, Bd. 1, S. 41 ff 
24 Ebd., S. rr9; IISG, NL Paul Hertz, Breitseheid an Hertz, 14.1.1933, IISG/NL Hertz/ XVI. 
25 Nach dem Pariser Kongress gründete die SFIO das Comite Matteotti Fran~ais und rief in ihrer 

Parteizeitung dazu au( das Komitee finanziell z u unterstützen. Dem Exekutivkomitee gehörten an: 

Dupont (CGT), Grumbach (SFTO), Schevenels (JGB ) und Gerhard Kreyssig (ehemals ADGB). Per­

sönliche Differenzen hinderten das Komitee indes daran, seine Aufgabe adäquat auszuüben , weshalb 

die Kontakte zu Grumbach eminent wichtig waren zur Organisation des Flüchtlingsstroms. Ur­

sprünglich war der Matteotti -Fond Mitte der 20er Jahre ins Leben gerufen worden für die Opfer 

des Mussolinischen Faschismus. Hierzu: U. LANGKA U-ALEx, Deutsche Volksfront, 1932- 39 , 2004, 

Bd. 1, S. 127; Internationale Information, Bd. 22, 1933 , S . 177f. 
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aufgrund seiner Kontakte zum Völkerbund und dem französischen Außenministeri­

um zahlreichen Sozialdemokraten die Einreise nach Frankreich ermöglichte. 26 

Die Kontakte zwischen SFTO und Labour Party sind äußerst schwer zu skizzie­

ren, was unter anderem daran liegen mag, dass die ideologischen Differenzen so gra­

vierend waren, dass an eine konstruktive Zusammenarbeit kaum zu denken war. 27 

Zwar lassen sich vereinzelt Spuren über di e interparlamentarische Union bzw. das 

»Anglo-French parliamentary committee« finden, 28 inhaltlich kann jedoch kaum be­

stimmt werden, inwiefern die Zusammenkünfte jener Organisationen fruchtbar wa­

ren. Insgesamt muss sowieso betont werden, dass die Labour Party spätestens nach 

1938 kaum Interesse daran hatte, die Internationale in der bestehenden Form fort­

zusetzen, da vor allem Gillies, der zu diesem Zeitpunkt der wohl bestimmende in­

ternationale Labour-Akteur war, die Ansicht vertrat, seine Partei werde von den Exil­

parteien »majorisiert« und daraufhin auf Distanz zur SAl ging. 29 Während die 

Labour Party isolationistische Tendenzen hegte, war die SFIO darum bemüht , in 

mehrfacher Hinsicht eine Zwischenstellung einzunehmen und 1. Zwischen den Geg­

nern und radikalen Befürwortern einer »Volksfront« zu vermitteln; 2. Anhänger und 

Gegner von zwischenstaatlichen Verhandlungen mit dem Dritten Reich zusammen­

zuführen. 30 Dieser Versuch scheiterte jedoch gründlich am massiven Widerstand des 

rechten SAI-Flügels, wobei abermals hervorgehoben werden muss, dass sich vor al­

lem Gillies mehrfach als »stürmischer,, Gegner der Einheitsfront hervortat. 31 Exem­

plarisch sei diesbezüglich die von Langkau-Alex kurz skizzierte Sitzung der SAI­

Exekutive im Jahr 1936 genannt, auf der Gillies eine Vierparteienkonferenz (SFlO, 

Labour Party, KPdSU, PCF) rigoros ablehnte. Ziel der Konferenz sollte es sein, die 

nationalen Bemühungen gegen den Faschismus auf internationaler Ebene zu koor­

dinieren und zugleich auf zwischenstaatlicher Ebene ein Bündnis zwischen UdSSR, 

Frankreich und Großbritannien voranzuschieben. 32 

26 Parad igmatisch hierzu: A.N., Salomon Grumbach , F/7/ 15961. 
27 Hierzu auch: M. DREYr-us, L'Europe des sociali stes, 1991, S. 141 f 
28 AIU, Fonds Salomon Grumbach, Comite parlementaire anglo-franc;:aise, AP 17 /084. 
29 Gilli es war auch derjenige Sozia li st, der bezügli ch der Exilantcn von »communazis« sprach und 
eine Intens ivierung der Kontakte ablehn te. Der Austritt von 0. Wels aus dem Büro der SAl 1933 
spielte dementsprechend in Gillies Hände und verleitete ihn dazu, seine Paranoia gegen »kommunis­
tische Sympathisanten« auszuweiten. Konseq uenterweise lehnte er in den Folgejahren, wie bereits 
mehrfach betont, den Aufbau einer Volksfront respektive eine Aktionseinheit mit der Komintern 
rigoros ab. Die dezidiert anLi -deutsche und antikommunistische Haltung von Gillies trug maßgeblich 
dazu bei, dass sich die Labour Party von der SAI sukzessive distanzierte. R. STEINJNCER, Deutsch­
land und die Sozialistische Internationale nach dem Zweiten Weltkrieg, 1979, S. 13; C. CoLLETTE, 
The international faith, 1998, S. 78 ff; zu den Diskussionen innerhalb der Internationale siehe vor 
allem den Briefwechsel Adler-Gillies: IIS G, SAI, Korrespondenz, Briefwechsel zwischen Adler und 
Gillies, 1932- 38, IISC/ SAl/Korrespondenz/ 1680 ff 
30 U. LA NCKAU-ALEX, Deutsche Volksfront, 1932-39, 2004, Bd. 2, S. 112; IISG, NL Henz, Hilfer­
ding an H ertz, 12.3.1936, IISC/NL H ertz/ XVI. 
31 U. LANCKAU-ALEX, Deutsche Volksfront, 1932-39, 2004, Bd. 2, S. 110 und S. 132. 
32 Ebd. 
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Zwar gab es bilaterale Bemühungen zwischen Labour Party und SFIO, di e Kon­

flikte beizulegen, 33 indes konnte die englische Partei zu keinem Z eitpunkt umge­

sti mmt werden. M ehr noch, im Rahmen der Sitzung der SAI-Exekutive im Juni 1937 
drohten die antikommunistisch orientierten Parteien mit Austritt, sofern Adler und 

de Brouckere die Einheitsfront gegen ihren Willen realisieren würden. 34 Dement­

sprechend waren die Kontakte zwischen SFIO und Labo ur Party zumindest im eng 

gesteckten Rahmen der Führungsebenen der Parteien nicht s weiter als eine Fortset­

zung der Konflikte innerhalb der SAI, hier insbesondere zwischen Gegnern und 

Befürwortern einer »europäischen Volksfront«. 35 

5-2. Ausblick: Die deutsch-französische Zusammenarbeit nach 1945; 
Fortsetzung der Verständigungspolillk 

In seiner Monographie über die europäischen Gesellschaftsbeziehungen 36 der Zwi­

schenkriegszeit stellt Guido Müller die These auf, dass »den privaten Vermitt!erorga­
nisationen und Verständigung.rbewegungen die wichtigste Rolle im Rahmen deutsch-französi­
scher Gesellschefisbeziehungen« zugekommen sei. »Eine solche Bedeutung in Dichte und 
Dauer konnten die transnationalen Beziehungen zwischen gese!!scheft!ichen Grefsgruppen -
wie etwa die Kirchen, Cewer!?Schciften, Friedensbewegungen, Parteien [ . J nie erlangen. «37 

33 In einem Brief an W. Gi lli es erwähnt F. Adler 1936, dass die fran zösische SFIO vorhabe, einen 

Delegierten nach London zu schicken , um erneut eine »Vierparteienkonferenz« an zuregen und be­

stehend e Probl eme auszusp rechen. IISG , SAI, Korrespondenz , Briefwechsel zwischen Adler und 

Gillies , 11. 6. 1936, IISG/ SAI/ Korresponden z/1684. 
34 W. KowALSK I et.al., Geschichte der Sozialistischen Arbeiter-Internationale (1923-1940), 1985, 

S. 247f. 
35 Vor allem die von deutschen Emigranten erträumte zwischenstaat liche Kooperation eines »Drei­

bundes« (Großbritannien, Sowjetunion, Frankreich) wurde von der Labour Party rigide abgelehn t. 

Sanl<.tionen gegen Hitlerdeutschland nach der Rheinlandbesetzung 1936 wurden ebenfa ll s negiert , da 

die Arbeiterpartei zu diesem Zeitpunkt noch im Ei nklang mit der Appeasement-Politik ihrer Regie­

rung s tand . Im Rahmen der Exekutivsitzung der SA! im März 1936 argu mentierten Labour Party und 

TUC diesbezüglich, da ss die Abrüstungsbestimmungen des Versa ill er Vertrages von keinem Staat 

eingehalten worden wären und der ru ssisch-französische Beistandspakt (1936) aufserdem der erste 

Bruch des Locarno-Paktes gewesen sei. Dementsprechend wurden Sanktionen gegen Hitlerdeutsch­

land nach der Rheinlandbesetzung von der SAI abgelehnt. U. LANG KAu-A LEX, Deut sche Volksfront, 

1932-39, 2004, Bd. 2, S. 110 ff; Internat ionale Information, Nr. 10 , S. 90 f. 
36 »Gesell schaft sbeziehungen« defini ert Müller als »non-governmental-relations «, gemeint sind da­

mit gesellschaftliche und kulturelle »Vernetzungen« und wechselseitige »Durchdringungen«. Mü ll er 

untersucht in seiner Studie Organisationen, »die als soziale Bewegungen und gesellschefiliche Beziehungen 
aef den aef den deutsch-französischen aiefserstaat!ichen Beziehungen aefbauten, um eine europiiische Einigung 
auf Staats- und Cesellschaflsstrukturen jenseits der nationa!,taatlichen Ebene anzustreben. « G. MüLLER, Eu­

ropäische Gesellschaftsbeziehungen nach dem Ersten Weltkrieg. Das Deutsch-Französ ische Studien­

komitee und der Europäische Kulturbund, 2005, S. 2. 
37 Konkret bezieht sich Müller dabei auf den »Europäischen Kulturbund« und das »D eutsch-Fran­

zös ische Stud ienkomitee«. Letzteres habe se iner Ansicht nach eine »höhere Bedeutung für den Aus­

tausch zwischen Eliten in Wirtschaft, Verwaltung, Politik und Kultur« erlangen können, als »die 

Botschaften, die auswärtigen Ämter, di e wirtschaftlich -industriellen Kooperationen und die Zu sam­

menarbeit von Parteien.« Ebd., S. 457. 
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Wie bereits ausführlich dargelegt, kann diese These in Bezug auf das Parteiendrei­

eck respektive di e soziali stischen Parteien als solches nicht bes tätigt werden. Die Pha­

se der »relativen Stabilisierung,< und damit einhergehend di e Annäherung zwischen 

Deutschland und Frankreich auch auf gesell schaftlicher Ebene trägt nachhaltig di e 

Handschrift sozialistischer Mittierfiguren wie Leon Blum, Rudolf Breitseheid, Salo­

mon Grumbach oder Rudolf Hilferding. Des Weiteren kann anhand der Parteien­

kooperation nach 1945 belegt werden, dass die begonn ene Arbeit an der Realisierung 

ei ner europäi schen Verständigung fortgesetzt wurde: Beispielsweise übernahm die 

Labour Party, wie Rolf Steininger deutlich macht, nach ihrem Wahl sieg am 5. Juli 

1945 eine Schlüsselrolle im Hinblick auf die Eingliederung des besiegten D eutsch­

lands in das westliche Staatensystem. 38 Gleichermaßen bemühte sich die SFIO da­

rum , eine alternative Deutschlandpolitik zu konzipieren , die sich vom destrukti ven 

Modell de Gaulles, der zunächst eine Z erschlagung des deutschen Wirtschafts­

potentials anvisierte, deutlich distan zierte. 39 

Am Beispiel der franzö sischen SFIO kann beispielhaft belegt werden, dass sich 

die außenpolitischen Vorstellungen der Partei bereits während des W eltkrieges deut­

lich von den Vorstellungen de Gaulles bzw. des nationalkon servativen Widerstandes 

abhoben. »Que faire de l'Allemagne?« - ein Wiedererstarken der deutschen Nation 

müsse, so General de Gaulle, tunlichst vermieden werden, nur so könne die fran zö­

sische Sicherheit gewährleistet werden. 1944 forderten die Sozialisten das genaue 

Gegenteil: Deutschland dürfe nicht am Boden gehalten werden, da ein erneuter Re­

vanchismus der D eutschen zu befürchten sei: »[..) !es dangers de revanche nationale 
que presenteraient toul demembrement de tAl/emagne el toule annexion des territoires specffi"­
quement a!lemands.« 40 Eine »Wiederauflage von Versailles« wurde von den Sozialis­

ten demnach kategorisch abgelehnt, Deutschland dürfe nicht gedemütigt werden: »II 
faudra veiller a ce que le proletariat al!emand, premiere victime du national-socialisme, n 'ait 
pas a supporter trop lourdement /es consrfquences des crimes commis par ses dirigeants, avec !a 
complicite ou la complaisance des dirigeanls des autres pays capitalistes. « 

41 

Das Konzept der franzö sischen Sozialisten lässt sich eng mit der »europäischen 

Idee«, der Schaffung eines supranationalen Staatensystems in Europa, in Verbin ­

dung bringen. Frankreich sollte demzufolge kein übermächtiger, omnipräsenter Na­

tionalstaat sein, sondern vielmehr Teil eines europäischen Staatensystem s, dessen 

Struktur Kooperation und nicht Dominanz verhieß. 42 Bereits im Jahre 1942 erschien 

in der sozialistischen »Combat« ein Artikel, in dem die europäische Nachkriegsord-

38 R. ST EI INGER, Reform und Realität. Ruhrfrage und Soziali sierung im Kontext anglo-amerika­
ni scher Deutschlandpolitik 1947/ 4 8; in: VfZ , 27, H eft 2, 1979 , S. 167-240; hier: S. 168. 
39 D. ÜR LOW, Soziali stische Deutschlandpolitik: S.F.1.O., SPD und die Zukunft Deutschlands 
1945-1950; in: Francia, Forschungen zur westeuropäischen Geschichte, Bd. 26/3, 1999, S. 19-48; 
hier: S. 19 f. 
40 R. Q u 1LLOT, La S.F.I.O. et l'Exerci ce du pouvoir 1944- 1958, 1972, S. 302. 
41 K. Sc HÜLE, Politische Determinanten und Schwerpunkte im Deutschlandbild der Res istance, 
1974, S. 49· 
42 Vgl. R. SC HR EINER, Bidaul t, der MRP und die fran zösische Deutschlandpoli tik 1944- 1948, 19 85, 
S. 26. 
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nung diskutiert wurde: »N ous voulons fandre en une harmonieuse synthese un individualis­
me conquerant et un sens genereux de la communauti. La rivolution que nous portons en nous 
est l'aube d'une civtlisation nouvelle. C'est la qu 'est le sens de la guerre civile mondiale. L 'his­
toire nous enseigne l'elargissement constant des ftontieres. Les Etats-Unis d'Europe- etape vers 
l'unite mondiale - seront bientfJt une realite vivante pour laquelle nous combattons. « 43 

Die Idee der »Vereinigten Staaten von Europa« demonstriert den internationalis­

tischen Anspruch der Sozialisten in einem - allgemein gesprochen - eher deutsch­

landfeindlichen und nationalistischen Klima. Die Vorstellung der »Combat« bezog 

sich ausdrücklich auch auf Deutschland, was in einer 1943 erschienen Ausgabe der 

»Populaire« bekräftigt wurde. In »Le probleme allemand «, wie der Titel der Juliaus­

gabe lautete, plädierte das sozialistische Parteiorgan dezidiert für die Möglichkeit der 

Rehabilitierung des deutschen Volkes. Dafür solle ein noch zu schaffendes foderier­

tes Europa sorgen. 44 

Einer der einflussreichsten Befürworter dieses Deutschlandbildes war der Bu­

chenwaldhäftling Leon Blum, dessen internationalistisches Verständnis die Idee der 

»organisierten Internationale« hervorbrachte. Der ehemalige Fraktionsvorsitzende 

der SFIO hatte bereits in den zwanziger Jahren versucht, den »idealistischen Huma­
nismus des Frühsozialismus und die Klassenanalyse des Marxismus zu einer harmonischen 
Einheit zu verbinden. « 45 Blums Sozialismus begriff hatte einen stark universalistisch 

geprägten Ansatz, was folgerichtig auch eine Politik über den nationalstaatlichen 

Rahmen hinaus erforderlich machte. Konkret äußerte sich dies in seinem Integrati­

onskonzept für die Lösung des Deutschlandproblems: »Que faire de l'Allemagne?« 

Blum beantwortete diese Frage betont internationalistisch. Deutschland solle rasch 

einen gleichberechtigten Status erlangen und in ein supranationales Staatensystem 

integriert werden. Interessant ist hierbei, dass auch Blum - ähnlich wie die gaullisti­

sche Position - von einer Kollektivschuld der Deutschen ausging. Anstatt jedoch 

eine Zerstückelung des Landes zu fordern, wollte Blum Deutschland mit Hilfe einer 

internationalen Staatengemeinschaft disziplinieren . 

Die unmittelbare Nachkriegszeit war demzufolge von erheblichen kon zeptionel­

len Unterschieden zwi schen Gaullisten und Sozialisten geprägt: Unter dem Motto 

»Securite et charbon« wollte die SFIO Sicherheit mit und nicht - wie bei de Gaulle 

und Bidault intendiert - vor Deutschland schaffen. Eine territoriale Zerstückelung 

lehnten die Sozialisten mehrheitlich ab, obgleich die Vorstellungen über die Dauer 

43 CombaL eL Revolution. Combat, n 34 , septembre 1942; in: H. M IC HEL/ B. M1RKT NE-G UETZE­

v ITC H (Hrsg.), Les idces politiques et sociales de la Res istance (Documents clandestins - 1940-

1944), 1954, S. 143- 145; hier: S. 144f 
44 Le probleme allemand. Le Populaire, juillet 1943 (cdition zone-sud); in: ebd., S. 380 - 381, hier: 
S. 381. 
45 »At!fgabe des Sozialismus ist es, die Idee vom Fortschritt der Menschheit zu zunehmender Selbstver'"<1Jirk­
!ichung, aef der schon der griechisch-lateinische Humanismus, die christliche Z ivilisation und der historische 
Materialismus beruhten, in der modernen Gesellschqfi zu realisieren. « W . LoTH, Sozialismu s und In terna­
tionalismus, 1977, S. 26 f. 
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der Besatzungs- und Umerziehungszeit erheblich variierten. 46 Die sozialistische 

Vision des zukünftigen (West-) Europa sah keinen übermächtigen französischen 

Nationalstaat, sondern vielmehr eine gleichberechtigte Föderation vor, in die 

Deutschland und Frankreich gleichsam eingebettet werden sollten. Die französische 

Besatzungspolitik wurde von der SFIO scharf kritisiert, da die deutschlandpoli­

tischen Vorstellungen wenig mit den Zielen der Militäradministration gemeinsam 

hatten. Indes verhinderte die politische Konstellation der Nachkriegszeit eine Neu­

orientierung der Besatzungspolitik, da den Sozialisten in der Dreiparteienkoalition 

(»tr ipartisme«) zunächst di e Rolle des kleinsten Koalitionspartners zufiel. 47 Dies 

hinderte die Partei jedoch nicht daran, verschiede Projekte, die in Richtung einer 

europäischen Integrationspolitik zielten, nachhaltig zu unterstützen - u. a. die 

ECKS bzw. den Schuman-Plan 1949 sowie kurz zuvor den »Marshall-Plan«.48 

Was die sich neu formierende SPD anbelangte, so wurde die Politik Kurt Schu­

machers, der die »nationale Idee« nicht alleine den Konservativen überlassen wollte, 

von Teilen der SFIO argwöhnisch beäugt. Pessimistische Stimmen argumentierten, 

die deutsche Demokratie stehe auf tönernen Füßen. 49 Nichtsdestotrotz gab es be­

reits im Herbst 1945 erste Kontakte zwischen der SFIO und der SPD, was in der 

Folgezeit intensiviert wurde. Französische Sozialisten reisten in die deutsche Zone 

und besuchten dort Parteitage, es wurde ein Mittelsmann zwischen beiden Parteien 

bestimmt und schon bald wurde die SPD wie selbstverständlich als künftiges Mit­

glied der Sozialistischen Internationale angesehen. Während die britische Labour 

Party weitaus zurückhaltender auftrat, zeigten die französischen Sozialisten Ver­

ständnis für die deutschen Sozialdemokraten und trugen entscheidend dazu bei, dass 

die SPD schließlich im November 1947 in die Sozialistische Internationale auf­

genommen wurde. so 

Insgesamt ist zu betonen, dass insbesondere die SFIO nach 1945 an der Realisie­

rung eines supranationalen Staatensystems respektive der »Vereinigten Staaten von 

Europa« mitwirkte. Wilfried Loch stellt diesbezüglich die These auf, dass die fran­

zösische Partei aktiv an der Realisierung dessen beteiligt gewesen sei, »was in An­
betracht der weltpolitischen Machtverhältnisse und des Bewusstseinsstands der übrigen politi­
schen Krqjte in Frankreich [. . ) zu verwirklichen war: eine relative Stabilisierung des 
europäischen Rahmens, die Integration Westdeutschlands in das westliche Staatensystem und 
mit der Montanunion der Beginn nationenübergre/fender europäischer Wirtschqflspla-

46 Während der soziali sti sche Politiker und Herausgeber der »Populaire«, Ores te Rosenfe ld, bereits 

1945 einen Abzug der Truppen forderte, plädierten Teile der S.F.1.0. für eine 30 bi s 5ojährige Besat­
zungszei t. Vgl. D. ÜRLOW, Sozialistische Deutschlandpolitik: S.F.I.O., SPD und die Zukunft 

Deutschlands 1945-1950; in: Francia, Forschungen zur westeuropäischen Geschichte, Bd. 26/3, 1999 , 

S. 19- 48; hier: S. 35 ff 
47 Vgl. ebd., S. 36. 
48 C. KR ELL, Sozialdemokratie und Europa, 2009, S. 293 ff 
49 Vgl. D. ÜRLOW, Sozialistische Deutschlandpolitik: S.F.I.O., SPD und die Zukunft Deutschlands 

1945- 1950; in: Francia, Forschungen zur westeuropäischen Geschichte, Bd. 26/3, 1999, S. 19 - 48; 

hier: S. 37-
so Vgl.ebd., S.4off 
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nung«. 51 Demgegenüber taten sich sowohl Labour Party als auch SPD zunächst eher 

schwer damit, die Verwirklichung supranationaler Konzepte anzustreben. Mit Aus­

nahme der »Europe Group of the Parliamentary Labour Party<, wurde im Inselreich 

auch im sozialistischen Lager ein regelrechter Euroskeptizismus verbreitet, der sich 

in Folge der Oppositionsphase 1951 und folgende weiter verstärkte. 52 Gleicherma­

ßen beschränkte sich die SPD bis in die fünfziger Jahre hinein außenpolitisch auf den 

Wunsch nach politischer Gleichberechtigung, ehe sich im Zuge der Römischen Ver­

träge sowie der Neuausrichtung der Außenpolitik unter Erich Ollenhauer ein Um­

denken bemerkbar machte. Unter Willy Brandt konnte die SPD schließlich die 

Metamorphose zur »europhilen Partei« erfolgreich bewerkstelligen. 53 Trotz der vor­

handenen Brüche muss summa summarum betont werden, dass die europäische In­

tegration, das Konzept supranationaler Organisationen auch nach 1945 im sozialis­

tischen Lager- hier vor allem SFIO sowie SPD - großen Anklang fand. Vor diesem 

Hintergrund muss die These Guido Müllers, private Vermittlerorganisationen hät­

ten in »Dichte und Dauer« größere Nachhaltigkeit entfachen können als Parteiorga­

nisationen, mit großer Skepsis bewertet werden. Dies gilt umso mehr, als die 

privaten Verständigungsinitiativen der Zwischenkriegszeit, wie Jacqueline Plum 

deutlich machte, gemeinhin als »Elitephänomen« bezeichnet werden müssen und 

nach 1945 sowohl personell als auch inhaltlich neu konzipiert wurden, was mitnich­

ten für eine große Nachhaltigkeit spricht. 54 Diesem Wandel hatten sich die Parteien 

nur bedingt zu unterwerfen , weil sie bereits in der Zwischenkriegszeit Ansätze zum 

»Graswurzelinternationalismus« verfolgten. Nicht zuletzt deshalb kann dem Partei­

endreieck sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht eine höhere Brei­

tenwirkung bzw. Nachhaltigkeit im Verfolgen ihrer politischen Ambitionen zu­

gesprochen werden. 

51 W. LOT H, Soziali smu s und Internationali smus, 19 77, S. 293; J. CLAS N ECK , Lern, Blum, 2003, 

S. 20 5. 
52 C. KR ELL, Sozialdemokratie und Europa, 2009 , S . 213-
53 J. MI TTAG , Sozialdemokratisch e Parteienkooperation , 20 0 8 , S. 1-21; hier: S. ro; im Internet: 

http://library.fes.de/ pdf-riles/akademic/ online/0 610 0.pdf [ zuletzt abgerufen am 1.6 .20 13]. 
54 J. P LU M , Franzö sische Kul turpolitik in Deutschland 1945-1 9 55, Di ss., 2005, S. 59 ff 
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Transferprozesse, Akteure, Foren und Formen der Kooperation 

r. London, Pari s, Berlin: 

Transnationale Akteure, Foren und Formen der Zusammenarbeit 

Wann und wo versammelten sich die transnational operierenden Parteienvertreter? 

Wurden die Treffen eher bilateral oder im Rahmen der Internationale organisiert? 

Waren di e teilnehmenden Sozialisten Mitglied ihrer jeweiligen »Parteielite«, oder 

vielmehr einfache »Parteisoldaten «? Wurde die Kommunikation untereinander durch 

Sprachprobleme erschwert, oder kann gemeinhin von einer reibungslosen Verständi­

gung ausgegangen werden? Erschwerten Zeitknappheit, Verkehrsschwierigkeiten 

oder finan zielle Engpässe den transnationalen Austausch? 

Nachdem bereits die gemeinsame Geschichte des Parteiendreiecks zwischen 1889 

und 1939 skizziert wurde, sollen in diesem eher strukturell angelegten Kapitel die 

»Foren und Formen« der Kooperation im Fokus der Untersuchung stehen. In einem 

ersten Schritt wird der Versuch unternommen, den >, transnationalen soz ialistischen 

Akteur« idealtypisch zu definieren und den Handlungsspielraum, über den er im 

Zuge seiner grenzüberschreitenden Tätigkeit verfügte, adäquat zu bestimmen. Im 

Anschluss daran werden die Beziehungen des Parteiendreiecks sowohl auf institutio­

neller als auch auf persönlicher Ebene skizziert werden - Ziel ist es hierbei , einen 

Überblick über die Art und Weise des transnationalen Austausches zu präsentieren. 

Darauf folgend werden die Grenzen der Zusammenarbeit vermessen; der Schwer­

punkt li egt dabei auf kritischen Faktoren wie Zeit, Raum, Geld, Transport, Sprach­

kenntnissen. Wie ei n Zusammengehörigkeitsgefühl gezielt konstruiert wurde, wird 

am Beispiel der französischen SFIO in einem Exkurskapitel deutlich gemacht, ehe 

im absch li eßenden Teil ein Resümee über den tatsächlichen Stellenwert des »pro­

letarischen Internationalismus« gezogen wird. 

u . Transnationa!er Akteur? Versuch einer begrifj?ichen Definition unter besonderer 
Berücksichtigung der sozia!istfrchen Parteienkooperation 

Grundsätzlich können die grenzüberschreitenden Aktivitäten des Parteiendreiecks 

nur bedingt auf einer rein institutionellen Ebene umschrieben werden. Eine Ge­

schichte der Transnationalisierung von Parteien muss sich daher immer auch der 

Akteursebene zuwenden.1 Grenzüberschreitende Beziehungen werden nicht von 

1 Vgl. M.-L. CoERG EN, Lcs relations entre socialistcs all ern ands et fran~ai s l'epoquc de la 
Deuxieme. Internationale, 1998, S. 15ff 



372 Drittes Kapitel 

Organisationen hergestellt, sondern von Individuen, 2 weshalb ein personenzentrier­

ter Bezug gewissermaßen die »conditio sine qua non « einer Studie transnationaler 

Kooperationsprozesse darstellt. 

Diese Perspektive mag insofern überraschen, als sozialdemokratische Parteien -

hier insbesondere die deutsche Sozialdemokratie - 3 häufig als zentralistisch-hierar­

chische Organisationen gezeichnet werden , deren Mitglieder einem starken Anpas­

sungsdruck unterworfen waren. 4 Aber waren die auf internationalen Kongressen 

vertretenen Delegierten von SPD, SFIO und Labour Party tatsächlich nur ohnmäch­

tige Botschafter ihrer Parteien? Vier Argumente sprechen dafür, dieses Denkmuster 

zumindest partiell zu relativieren: 

Erstens waren diejenigen transnationalen sozialistischen Akteure, die auf Kongres­

sen oder speziellen Parteikonferenzen zugegen waren und hierbei als Wortführer 

auftraten , fast ausnahmslos Mitglied der Parteielite in ihrem Herkunftsland, ver­

fügten daher über einen großen Handlungs- und Entscheidungsspielraum und 

waren zumeist federführend an Beschlüssen der jeweiligen Parteiführung betei­

ligt;5 

Zweitens waren die zahlreichen transnationalen sozialistischen Konferen zen und 

Zusammenkünfte »in praxi« als »Meinungsaustausch« angelegt, der sich nicht 

auf dem Reißbrett planen ließ und von persönlichen Ansichten und Überzeugun­

gen geprägt war; 

Drittens agierten die handelnden Akteure während ihrer Reisen räumlich und inhalt­

lich von ihren Stammparteien getrennt und waren daher zwangsläufig darauf an­

gewiesen, ihre Organisation nach eigenem Ermessen zu vertreten; 

Viertens fungierten sie in der Regel parteiintern als »Experten« für Außenpolitik 

sowie transnationale Zusammenarbeit und erhielten im Rahmen der Treffen des 

Parteivorstandes oder auf Konferen zen und Parteitagen die Gelegenheit, ihre Ein­

schätzung mitzuteilen und auf diesem Wege Einfluss auszuüben. 

Zweifelsohne handelten die Delegationen im Auftrag ihrer jeweiligen Länderpartei, 

so dass es keinem Akteur zustand, die offizielle »Parteilinie« im Rahmen transnatio­

naler Treffen nach eigenem Gusto zu verändern. Diesem Bild entsprechend fanden 

2 Vgl. J. SCHRÖDER, Internationalismus nach dem Krieg, 2006, S. 15 r 
3 Vgl. F. WALTER / P. LöSC HE, Die SPD: Kl assenpan ei, Volkspartei, Quotenpartei ; zur Entwicklung 
der Sozialdemokratie von Weimar bis zur deutschen Vere inigung, 1992 , S. 174. 
4 Alle drei soziali sti schen Parteien verlangten von ihren Mitgliedern beispiel swei se strikte Fraktions­
disziplin. D. Nrn 1-ULTsc 1-1 , Soziali sten und Radica ux - ei ne schwierige Allianz, 2005. S. 54; 
T. RAITH EL, Deutscher Reichstag und fran zös ische C hambre des Deputes in den Jnllationskrisen 
der 192oer Jahre. 2005, S. 295; C . A. R1 TTER, Parlament und Demokratie in Großbritannien. Studien 
zur Entwicklung und Struktur des politi schen Sys tems, 1972, S. 347. 
5 Die jeweiligen Länderparteien stellten ihren Mitgli edern mehrere Möglichkeiten zur Verfügung, 
sich an di versen Reisen und Austauschen zu bete iligen (u.a . auch auf Kongresse der SAJ). Dieser 
»Graswurzelint ernationali smus« darf indes nicht darüber hinwegtäuschen, dass die maEgeblichen 
Debatten und Entscheidungen von der jeweiligen Führungse lite getroffen wurden. Eben deshalb 
beschränkt sich der hi er vorgestellte Kreis auf einige wenige Personen , was wr Folge hat , dass eine 
Defin ition des idealtypischen Akteurs diesen Um stand mit berücksichtigen muss. 
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ausgeprägte Konflikte zwischen der Funktionslogik der Parteien und ihren trans­

nationalcn Akteuren von 1889 bis 1933 nur in Ausnahmefällen statt. Die eigene Par­

tei war faktisch der erste und wichtigste Bezugspunkt für die handelnden Personen, 

was auch von der Sozialistischen Arbeiterinternationale zumindest inoffiziös zu kei­

nem Zeitpunkt angezweifelt wurde. Die Tatsache, dass die jeweiligen Akteure zu­

meist Teil der jeweiligen Parteielite ihrer Nationalstaaten waren, mag hierbei eine 

wichtige Rolle gespielt haben. 

Trotzdem erarbeiteten sich die »transnationalen Mittlerfiguren«6 ausreichend 

Spielräume, innerhalb derer es möglich war, eigene Einschätzungen und Überzeu­

gungen in den Entscheidungsprozess auf nationaler und transnationaler Ebene mit 

einfließen zu lassen. Beschlüsse, di e innerhalb der SAI gefasst wurden, hatten Aus­

wirkungen auf die außenpolitische Konzeption der Nationalparteien - und umge­

kehrt-, weswegen di ejenigen Delegierten , die zwischen beiden Ebenen vermittelten, 

automatisch eine besondere Stellung innerhalb der Partei einnahmen. 

Zu fragen ist indes, wie ein »transnationaler Akteur« anschaulich definiert werden 

kann. Eine allgemeingültige Begriffserklärung gibt es nicht, 7 weshalb an dieser Stelle 

nur ein Versuch erfolgen kann, dieses Dilemma zu lösen. Eine schlüssige Definition 

stammt aus der Feder von Volker Bornschier, der die Akteursebene wie folgt erläu­

tert: » Transnationale Akteure sind Mitglieder von sozialen Verbcinden, for deren malerz'e/1, 
ideell oder politische inleressengeleitete Handlungen die einzelnen Staaten nicht mehr den aus­
schlir!ßlichen Orientierungsrahmen darstellen. Sie sind in einer nach wie vor national geglie­
derten Welt mehr als blqß multikulturell oder multinational, wenn sie sich an einem Bezugs-

6 Zur Definition der »Mittlerfigur« in Abgrenzung zum »Intellektuellen«: Während sich die Sozial ­
figur des Mittlers dadurch auszeichnet, dass sie in ein bestimmtes kulturelles Milieu eingebunden ist 
und erst dort ihre Fähigkeiten en tfalten kann, beruft sich der »kulturschaffcnde« Intellektuelle auf 
sein€' mediale Präsenz, seine Reputation, um politisches Engagement auszuüben. Dahingehend lässt 
sich festhalten, dass die Netzwerkbildung für die Mittierperson weitaus entscheidender ist. Primär 
über private Initiativen, Vortragsreisen und bilaterale Kontakte in Erscheinung tretend unterscheidet 
sich die Mittierfigur somit durch ihre Eingebundenheir in ein bestimmtes Milieu von dem »omni­
präsenten« Intellektuellen . Vgl. F. BEILECKE, Netzwerke und Intellektuelle. Kon zeptionelle Über­
legungen zur politischen Rolle eines zivilgesellschaftlichen Akteurs; in : DERs. / K. MARMETSCHK E 
(Hrsg.), Der Intellektuelle und der Mandarin, 2005, S. 49-65, hier: S. 65; Vgl. K. MARMETSCHK E, 
Zwischen Feindbeobachtung und Verständigungsarbeit: Edmond Vermeil und die französische Ger­
manistik in der Zwischenkriegszeit; in: ebd., S. 503-526, hier: S. 505; H. M. BocK / K. MAR­
METSCHKE, Mittierpersönlichkeiten. Neuere biographische Arbeiten zur Mittlerfunktion zwischen 
Frankreich und Deutschland; in: Lendemains, Bd. 98/ 99, 2000, S. 239-257, hier: S. 243-
7 Faktisch wird in der transnationalen Forschung einerseirs von Institutionen oder Organisationen 
als »transnationalen Akteuren« gesprochen, andererseits aber auch häufig die Mikroebene (Individu­
en) mit demselben Begriff belegt. Beispielsweise wird in ei ner Studie über die internationale Ge­
schichte von Deutschland, Großbritannien und Amerika von einer Kan zlei gesprochen , die als »trans­
nationaler Akteur« bezeichnet wird; häufig wird auch die EU als »transnationaler Akteur« bezeichnet. 
Insofern darf allgemein von ei ner begritnichen Unschärfe ausgegangen werden. Hierzu: P. DoLATA­
KR EUTZK AMP, Transnationale Akteure in transnationalen Wirtschaftsbeziehungen; in: U. LEHM ­
KUHL / C. WURM / H. Z1MMERMANN (Hrsg.), Deutschland, Großbritannien, Amerika: Politik, Ge­
sell schaft und Internationale Geschichte im 20. Jahrhundert, 2003, S. 137-154; hier: S. 152; zur EU als 
»tran snationalcm Akteur«: T. BEICHELT, Deutschland und Europa, 2009, S. 209. 
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rahmen orientieren, der eine Ebene jenseits des b!efsen Zusammenlebens verschiedener Kultu­
ren betont. «8 Diese D efinition , aus der sich sowohl der nationale als auch der trans­

nationale Bezugsrahmen ableiten lässt, kann auf die sozialistischen Politiker ange­

wendet werden und wird daher im Folgenden übernommen - wenngleich eine 

entscheidende Einschränkung vonnöten ist: Wie bereits mehrfach betont, darf zu 

keinem Z eitpunkt außer Acht gelassen werden , dass diejenigen Protagonisten, die 

sich in regelmäßigen Abständen an transnationalen Zusammenkünften beteiligten , 

in auffallend hoher Zahl Mitglied der jeweiligen Parteielite waren. Die Beteiligung an 

transnationalen Entscheidungsprozessen, beispielsweise im Rahmen der SAI, setzte 

weitreichende Kompetenzen auf nationaler Ebene voraus; gleichermaßen war die 

Kontaktaufnahme mit nicht-sozialistischen Akteuren - Regierungsvertretern, rang­

hohen Mitarbeiter in den Außenministerien, Diplomaten - nur mittels eines gut 

funktionierenden Netzwerkes sowie hervorragender persönlicher Kontakte realisier­

bar, die fast ausschließlich in den Führungszirkeln der Parteien gegeben waren. Aus 

diesem Grund werden die persönlichen und institutionalisierten Kontakte im Fol­

genden näher beleuchtet werden. 

r.2. Kontakiförmen (1): Persönliche Beziehungen 

Was die transnationalen Kontakte zwischen den Parteien anbelangt, so muss hierbei 

grundsätzlich zwischen persiinlichen und institutionalisierten Beziehungen unterschie­

den werden. Diese Differenzierung erscheint deshalb notwendig, weil die Formen 

des grenzüberschreitenden Austausches stark voneinander divergierten: Transnatio­

nale Akteure, die sich beispielsweise im Rahmen der SAI-Exekutive im Auftrag ihrer 

Parteien regelmäßig versammelten, unterhielten deshalb noch lange keine persön­

lichen Beziehungen untereinander. Begriffe wie der von Marx propagierte »proleta­

rische Internationalismus« - der das »Band der Brüderlichkeit« grenzüberschreitend 

knüpfen sollte - suggerieren dem Betrachter eine geradezu homogene internationale 

Arbeiterbewegung, deren Kontakte durch und durch von einem freundschaftlichen 

Austausch geprägt waren. Häufig war jedoch das genaue Gegenteil der Fall, wes­

wegen eine exakte Unterscheidung dringend notwendig ist. Diesbezüglich muss 

auch hervorgehoben werden, dass Akteure, die intensive Freundschaften zu auslän­

dischen Sozialisten pflegten , dazu in der Lage waren, aufgrund ihrer eigenen Netz­

werke als Verbindungspersonen zwischen den Parteien zu fungieren. 

1.2.1. Eduard Bernstein und seine reförmistischen Freunde: SPD und labour Party 

Ein regelmäßiger Kontakt zwischen deutschen und englischen Sozialdemokraten 

lässt sich bereits in der zweiten Hälfte des 19 . Jahrhunderts feststellen. So verbrach­

ten Karl Marx und Friedrich Engels viele Jahre in Großbritannien und pflegten in 

diesem Zeitabschnitt ihre zahlreichen, wenn auch eher oberflächlichen Beziehungen 

8 V. BoRNSCHIER , Weltgesellschaft . Grundlegende soziale Wandlungen, 2004 , S. 563. 
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zu britischen Sozialisten wie Keir Hardie oder Ed ward Aveling. 9 Auch in der Folge­

zeit kam es zu regen Kontakten: Die britischen Genossen um den Parteigründer Keir 

Hardie oder den Kommunalpolitiker und späteren Minister Herbert Morrison zeig­

ten sich schwer beeindruckt von der Organisation der deutschen Sozialdemokratie 

und sahen in ihr ein ,, role model«, das sie auf die Labour Party zu übertragen such­

ten. Unter diesem Vorsatz besuchte Morrison zwischen 1910 und 1930 mehrere deut­

sche Städte, um sich von der SPD-Struktur entsprechend inspirieren zu lassen. 10 

Bereits kurz nach dem Ende des Ersten Weltkrieges fuhren mehrere Labour-Poli­

tiker nach Deutschland, um einen persönlichen Eindruck von der deutschen Repu­

blik zu erhalten. 11 Diese Post-Kriegs-Aufenthalte müssen zunächst eher ambivalent 

bewertet werden, da sie primär der Aufklärung der eigenen Partei dienten denn einer 

transnationalen Kontaktaufnahme mit der MSPD oder USPD. In den insbesondere 

im Manchester Guardian veröffentlichten Reiseberichten ging es darum, ein mög­

lichst Mitleid erweckendes Bild von der Weimarer Republik zu zeichnen und die 

eigene außenpolitische Linie - Kritik am Versailler Vertrag - mit Fakten zu unter­

mauern. Beispielsweise beschrieb H. N. Brailsford die Deutschen im Verlauf seiner 

im Juni 1919 unternommenen Europareise als »reumütiges Volk«, während er die 
Franzosen als übertrieben rachsüchtig zeichnete. 12 Ganz ähnlich äußerte sich auch 

Keir Hardie, der nebenbei feststellte, dass er sich daran erfreue, dass die britische 

Botschaft in Berlin vom Krieg verschont geblieben sei. 13 

Die Reisen nach Deutschland wurden in den Folgejahren fortgesetzt, insbesonde­

re im Vorfeld des Ruhrkonfliktes: 14 So reiste z.B. der von Bernstein hervorgehobene 

Deutschlandexperte Charles Rodan Buxton zu Beginn des Jahres 1923 in das Ruhr-

9 S. BERGER, Ungleiche Schwestern?, 1997, S. 234 . 
10 Ganz allgemein übernahm die SPD zur Zeit der Zweiten Internationale ob ihrer Organisa tions­

struktur die Funktion eines »role model s« für andere Parteien. Vgl. 0. NACHTWEY, Marktsozial­

demokratie - Die Transformation von SPD und Labour Party, 2009 , S. 47 f ; zu Morrison im Spe­

ziellen: S. BERG ER, Herbert Morrison 's London Labour Party in the lnterwar Years and the SPD: 

Problems ofTransferring G erman Socialist Practices to Britain; in: E uropean Review ofHistory, Vol. 

12 , Nr. 2, Juli 2005, S . 291- 306. 
11 W. KRIEGER, Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S. 153ff 
12 F. M. L EVENTHAL, Towards Revision and Reconciliation: H. N . Brailsford and G ermany, 1914-

1949; in: A. BRIGGS / J. SAVILLE (Hrsg.), Essays in Labour History 1918- 1939 , Vol. IIl , London 

1977, 163-189. 
13 W. KRIEGER , Labour Party und Weimarer Republik, 1978, S. 153ff 
14 So beschloss das NEC der Labour Party im Jahr 1921: »Reso/ved to recommend to the Executive Com­
millee that the labour Party send a Commission of Enquiry to Germany in order to investigate, among other 
things, the conditions of the working dass in their bearing in Cermany s capacity to pay an indemnity and their 
reaction upon economic conditions in this country.« LHASC , Advisory Committee on International Ques­

tions, Minutes, 9.3-1921, IAC/ 1/ 125. Eine erste Delegation wurde bereits im März 1920 entsandt, 
unter Beteiligung der SFIO sowie der belgischen Arbeiterpartei , LHASC , Labour and Socialist 

International , Brief von Gillies an Huys man s, 20.2.1920, LSI/ 10/ 1/2; auch auf der Konferenz von 

Genua 1920 war von Rei sen britischer Delegierten nach Deutschland die Red e: LHASC, Labour 

and Socialist International, Konferenz von Genf, 5.8.1920, LSI/ro/r/ 8 . 
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gebiet, 15 um sich einen Eindruck über die aktuelle Situation vor Ort zu verschaf­

fen.16 In Berlin sei Buxton, wie Otto Wels auf einer Konferen z der SAI-Exekutive 

im Februar nachhaltig akzentuierte, auf einer Demonstration von den deutschen Ge­

nossen gefeiert worden für seinen Auftritt. 17 Zu diesem Bild passt auch, dass sich im 

Nachlass Buxtons, der in der »London School ofEconomics« gelagert wird, zahlrei­

che Hinweise auf seine Verbindungen zur Weimarer Republik finden lassen , hier vor 

allem zahlreiche Veröffentlichungen über die Ruhrkrise und ihre Konsequen zen für 

Europa. 18 

Ein besonderes Verhältnis zu D eutschland unterhielt Ramsay MacDonald, der 

ähnlich wie die Fabier um Sidney und Beatrice Webb sowie G. B. Shaw ein sehr 

enges Verhältnis zu Bernstein pflegte. 19 Dessen politische Überzeugungen wurden 

maßgeblich durch seine englischen Kontakte beeinflusst, 20 für die er wiederum eine 

Art intellektuelle Vaterfigur darstellte. Vor allem zwischen MacDonald und Bern­

stein entwickelte sich ein reger Austausch, der selbst während des Ersten Weltkrie­

ges und danach anhielt. 21 Dieser Umstand ist äußerst wichtig für die Beziehungen 

zwischen SPD und Labour Party, da der spätere englische Premierminister MacDo­

nald , der die Außenpolitik seiner Partei maßgeblich beeinflusste, zweifelsohne über 

ein positives Deutschlandbild verfügte. Dies zeigte sich auch unter anderem daran, 

dass er die SPD um 1910 und Folgejahre gegen Kommentare von Robert Blatchford 

oder H. M. Hyndman verteidigte, die scharfe Kritik am deutschen Sozialismus üb­

ten. 22 Zwar finden sich nach 1923 nur wenige Spuren von persönlichen Kontakten 

zwischen dem britischen Politiker und deutschen Sozialdemokraten - 23 wie z.B. 

zwischen MacDonald und dem deutschen Kanzler Müller im Jahre 1928 -, 24 indes 

mag dies auch der Tatsache geschuldet sein, dass der Brite nach 1924 im Zuge seiner 

15 Zur gleichen Zeit reiste Tom Shaw im Auftrag der SA! ins Ruhrgebiet , um sich einen Eindruck zu 

verschaffen. IISC , SAI, Vierparteienkonferenz, Bericht über die Lage im Ruhrgebiet, 20.8.1923, 

USC/SA I/854. 
16 LHASC, Labour and Socialist Interna tional, Konferenz von Genf, 5.8.1920, LSI/10/1/8. 
17 IISC , Labour and Socialist International - London Archives, The Situation in the Ruhr. Interna­

tional Conference, 26.-27- 1.1 923, IISG/LSI/57/ 1. 
18 Hierzu: London School of Economics (LSE) Archives, Buxton Papers, The Ruhr and the Rhine­

land , 1921-1924, LSE/NL Buxton/7. 
19 Vgl. L. CARSTEN , Eduard Bernstein 1850-1932 - eine politische Biographie, 1993, S. 61 L 
20 Hierzu auch: R . FLETCH ER, Revisionism and Empire, 1984. 
21 Bernstein war z.B. während seiner Londoner Zeit ein gerne gesehener Gast im Hause MacDo­

nalds. S. BERG ER, Ungleiche Schwestern?, 1997, S. 239 f; L. CARSTEN, Eduard Bernstein 1850-19v 

- eine politische Biographie, 1993, S. 159 . 
22 Vgl. F. W ECKERLE lN, Streitfall D eutsch land , 1994, S. 88; S. BERGER, Ungleiche Schwestern?, 

i997, S. 238 ff. 
23 Im Oktober 1924 nahm Bernstein an einer Feier der SAI zu Ehren von Karl Marx teil, die in 

London stattfand. Internationale Inform ation, Die Sechzigjahrefeier der Internatio nale, 18 . 10. 1924, 

Bd. 1, 1924, No. 1. 
24 Müller gratulierte M acDonald 1929 zu dessen Sieg bei der britischen Unterhauswahl. Ei n Jahr 
zuvor war MacDonald nach Berlin gereist, um mit dem Kanzler Müller sowie weiteren führenden 

Sozialdemokraten Gespräche zu führen. AdsD, NL H ermann Müller-Franken, Müller an MacDo­

nald , 8.6.1929, 1/HMAG 000043/283; Antwort MacDonalds (mehrere Briefe): AdsD, NL H er-
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Tätigkeit als Labour-Premier und dem stärkeren parlamentarischen Einfluss seiner 

Partei wesentlich intensiver in die administrative Arbeit eingebunden war. 

Nach 1933 kam es sukzessive z u einem Bruch in den Beziehungen zwischen eng­

li schen und deutschen Sozialdemokraten. Beispielhaft hierfür steht der Vorsitzende 

des »International Departrnents«, William Gillies, der die deutschen Exilanten mit 

Argusaugen beobachtete und ihnen das Recht auf Gleichberechtigung innerhalb der 

Internationale nach dem Parteiverbot der SPD absprach. 25 Auch die nach London 

geflohenen Sozialdemokraten wurden von Gillies höchst negativ gesehen: Seinem 

W eltbild zufolge waren die geflohenen SPD-Politiker potentielle »communazis«26 

- ein Begriff, der hinreichend deutlich macht, dass der Brite nicht nur Angst vor 

nationalsozialistischen Überläufern hatte, sondern zugleich radikal antikommunis­

tisch eingestellt war. 27 

Insgesamt fällt auf - wie Stefan Berger zu Recht bemerkt-, 28 dass die Kontakte 

zwischen Labour Party und SPD vor allem zwischen reformistisch eingestellten Po­

litikern stattfanden. Eine Ausnahme mag hierbei das »Londoner Büro« der Links­

sozialisten darstellen, das nach dem Wiener Kongress 1931 seine Arbeit aufnahm. 29 

D essen ungeachtet kann hervorgehoben werden , dass die briti schen Sozialdemokra­

ten in erster Linie an ihren reformistischen Pendants in Deutschland Interesse hat­

ten, während z.B. di e soz iali stischen Parteien Südosteuropas vielmehr an revolutio­

när-marxis tischen Politkern wie Liebknecht, Kautsky oder Luxemburg Gefallen 

fanden. 30 

1.2.2. Rudolf Breitseheid und Salomon Grumbach - zwei Sozialdemokratien: 
SPD und SFIO 

Ein enger Kulturtransfer zwischen SPD und SFIO lässt sich bereits weit vor dem 

Ersten Weltkrieg festmachen: So nahmen z.B. prominente deutsche Sozialisten wie 

Karl Kautsky, Paul Singer, Wilhelm und Karl Liebknecht zwischen 1904 und 1914 an 

mehreren SFIO-Kongressen teil und verschafften sich einen fundierten Eindruck 

über die organisatorischen Fortschritte der Genossen »d'outre-Rhin«. 31 Die Kontak-

mann Müller-Franken, MacDonald an Müller, 1/ HMAG 000056-59; hierzu auch: S. Brncrn, Un­

gleiche Schwestern?, 1997, S. 242 f 
25 R. STEININGER, D eutschland und d ie Sozialistische Internationale nach dem Zweiten Weltkrieg, 

1979, S. 13; C. CoLLETTE, The international faith , 1998, S. 78 ff 
26 Ebd. 
27 W. KowALSKI et.al. , Geschichte der Sozial istischen Arbeiter-In ternatio nale (1923-1940). 1985, 

S. 247f. 
28 S. Brncrn, Ungleiche Schwes tern?, 1997, S . 243-
29 Paradigmatisch: W. B usC HAK, Das Londoner Büro, 1985. 
30 S. Brncrn, Ungleiche Schwestern ?, 1997, S. 243. 
31 Hierzu: M .-L. GoERG EN, Paris, un lieu de renconrre pour ]es sociali stes allcmand s et fran~ai s ava nt 

19 14; in : M. Kö N1c (Hrsg.), Deutsche Handwerker, Arbeiter und Dienstmädchen in Paris, 2003, 

S. 169- 194; hier: S. 170 fT. 
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te zwischen beiden Parteien können dabei durchaus als freundschaftlich beschrieben 

werden: Beispielsweise äußerte sich Philipp Scheidemann in seinen Memoiren gera­

dezu euphorisch über seine Reise nach Paris (1912). Hierbei hob er vor allem eine 

SFIO-Demonstration hervor, die zur Feier des Wahlsieges der SPD in Paris organi­

siert worden war: »Es spielte sich nun eine Szene ab, die.Jeder, dem ein solches Glück zuteil 
wird, sie zu erleben, for alle Zeit im Gediichtnis behdlt. Jaures umannte mich und sprang 
buchstiiblich mit mir mf der Bühne herum, überglücklich, wie er sagte, weil ich den Ton 
getreffen, den er he!ß ersehnt, dessen Klingen er aber kaum zu erwarten gewagt halte. [. . J « 

32 

Begegnungen dieser Art können indes nicht darüber hinwegtäuschen, dass das 

Verhältnis zwischen beiden Parteien durchaus von Vorurteilen geprägt war: 33 Wäh­

rend die Franzosen die SPD als perfekt organisierte, disziplinierte Partei mit dem 

eklatanten Makel einer fehlenden revolutionären Tradition charakterisierten, 34 be­

schrieben die deutschen Genossen ihr fran zösisches Pendant schlechthin als »chao­

tisch «. 35 Diese sicherlich nicht gänzlich unbegründeten Befangenheiten taten den 

persönlichen Beziehungen vor 1914 zunächst jedoch keinen Abbruch: Transnationale 

Mittierfiguren wie Wilhelm und Karl Liebknecht, Clara Zetkin, Rosa Luxemburg 

sowie Toni Senders auf deutscher Seite, Paul und Laura Larfargue, Jules Guesde, 

Edouard Vaillant sowie Albert Thomas auf französischer Seite, tauschten im Rah­

men ihrer Begegnungen Meinungen und Informationen aus und vermochten hier­

durch die Bilder vom Anderen zum indest partiell zu verändern. 36 

Während des Weltkrieges kam es indes - analog zu den institutionellen Beziehun­

gen - zu dem bereits dargestellten Kontaktabbruch auf persönlicher Ebene. Vor allem 

die französischen Genossen wurden als »krankhaft empfindlich« geschildert, 37 nach­

dem die SPD die Kriegskredite im Sommer 1914 mit verabschiedet hatte und damit, 

so die Meinung der SFIO-Politiker, das Prinzip der proletarischen Solidarität ver­

letzt hatte. Freilich wurde im Lager der französischen Arbeiterpartei sukzessive zwi-

32 P. ScHEIDEMANN, Memoiren eines Sozialdemokraten, 1928, Erster Band, S. 222f. 
33 Vgl. C. KR ELL, Sozialdemokratie und Europa, 2009, S. 94f. 
34 Jean Jaurcs bemerkte hierzu au, dem Amsterdamer Kongress der Zweiten Arbeiterinternationale 
(19 04) an Bebe! gewandt, auf den Wahlerfolg der SPD vom Mai 1903 Bezug nehmend: »Ihr hab/ die 
Tatsachen geprqft, befühl/, belauert - aber die Geister waren noch nicht re!f Und da habt ihr vor eurem eigenen 
Proletariat, vor dem internationalen Proletariat, eure Ohnmacht, zu handeln, hinter die Intransigenz theoreti­
scher Formeln verhüllt, die euer ausgezeichneter Genosse Kautsky euch bis an sein Lebensende liefern wird (Beffell 
und He,ierkeit.) [. . ]« Internationaler Sozialistenkongress zu Amsterdam, 14. bis 20. August 1904; in : 
Kongress-Protokolle der Zweiren Internationale, Bd. 1, Pari s 1889-Amsterdam 1904, 1975, S. 39 . 
35 Während eines Pari ser Aufenthaltes besuchte W. Liebknecht einen Kongres s der französischen 
Sozialisten und kam hierbei in Bezug auf die fran zösische Organi sa tion skunst zu einem all zu kriti­
schen Urteil: »Kein Blau Papier, kein Schreibzeug, keine Posteinrichtung; keine Vorkehrung.für rasche Druck­
legung der Antrage, etc. - nichts, rein gar nichts war a'!fonglich vorhanden. « Zit. n. M.-L. GoERGEN, Paris, 
un lieu de rencontre pour les sociali stes allemands et 1rarn;:ais avant 1914; in: M. Kö NIG (Hrsg.), 
Deutsche Handwerker, Arbeiter und Dienstmädchen in Pari s, 2003, S. 169-194; hier: S. 172. 

36 Z ur genauen Auflistung der transnationalen Kontakte siehe paradigmatisch: Dies, Les relations 
entre socialistes al lemands et fran~ai s a l'epoque de la deuxieme Internationale. 
37 Hierzu die Briefwechsel zwischen Victor Ad ler und Karl Kautsky vom 31.7.1915 bzw. 7.8.1915; in: 
PARTEI VORSTAND DER SOZ IALISTISCHEN PARTEI ÖsTERR EICH S (Hrsg.), Victor Adler, 195"4, S. 623f. 
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sehen »bösen« und »guten« Deutschen unterschieden , 38 zumal nach der Abspaltung 

der Kriegsgegner um Haase, Kautsky, Liebknecht, Luxemburg von der Mehrheits­

sozialdemokratie, 39 all erdings waren persönliche wie institutionelle Beziehungen 

zwischen deutschen und französischen Sozialisten zunächst ein Tabuthema. 

Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges verliefen die Kontakte zwischen SPD und 

SFIO zunächst sehr schleppend an: De facto wurde vor allem die MSPD von der 

SFI O gemieden, 40 was sich paradigmatisch auf dem Berner Kongress der Zweiten 

Internationale manifestierte, als Albert Thomas eine Generalabrechnung mit der 

Mehrheitssozialdemokratie präsentierte. 41 Immerhin kam es zeitgleich zu Kontakt­

aufnahmen mit einigen USPD-Politikern; Pierre Renaudel hob beispielsweise in 

einem persönlichen Gespräch mit Bernstein hervor, dass alle Flügel der SFIO an 

einem engeren Austausch mit den Unabhängigen interessiert seien. 42 

Ein wirklich »neues« Kapitel wurde bei SPD und SFIO jedoch erst im Zuge der 

Ruhrkrise aufgeschlagen. Hier taten sich sukzessive zwei Mittierfiguren hervor, die 

außerordentlich eng zusammenarbeiteten und deren persönliche Beziehungen den 

Austausch zwischen beiden L ändern entscheidend befruchteten: Die Rede ist von 

Rudolf Breitseheid und Salomon Grumbach. Beide Politiker pflegten bereits vor 

dem Ersten Weltkrieg Kontakte, u. a. im Berliner Szenecafe »Josty«, wie aus den 

Erinnerungen von Hedwig Wachenheim exemplarisch hervorgeht. 43 Die Sozialistin 

zeich nete in ihren Memoiren ein äußerst schmeichelhaftes Bild von Grumbach, wäh­

rend Breitseheid eher ambivalent bewertet wurde: »Gelegentlich kam auch Breitseheid, 
der an Stampfers Korrespondenz mitarbeitete. Er war sehr intelligent, von beachtlicher his­
torischer Bildung, witzig und aefserordentlich sprachgewandt [ . J Breitseheid arbeitete nicht 
viel,· es war immer, als ob er die Last der Arbeit nicht zu tragen vermb'chte. Entschlüsse, auch 
politische, konnte er nur schwer fassen. Er lüß sich leicht beeiriflussen. Eine Zeitlang, ehe er 

38 In den Polizeiberichten der Police Generale lassen sich mehrfach Stimmen aus dem Lager der 
SFIO ausmachen, die sich lobend über das Verhalten von Liebknecht, Luxemburg oder H . Haase 
äußerten. Beispielsweise konstatierte Marcel Cashin im April 1916, dass sich zumindest Karl Lieb­
knecht und Hugo Haase ihrer internationalen Verpflichtungen besinnen würden. Auch Jean Longuet 
äufserte sich in diesem Sinne und plädierte darauf aufbauend für eine Kontaktaufnahme zu den 
Kriegsoppositionellen. Zur Aussage Cashins: A.N., SERIE F/7. POLIC E GENERALE, Congres socia­
li stes, Polizeibericht vom 14-2.1916, F7/ 13072; Zu Longuel: A.N., SERIE F/ 7. Po LI CE GEN ERALE, 
Congres socialistes, Polizeibericht vom r9. r1. 1916, F7 / 13072. 
39 Vgl. S. MtLLER, Burgfrieden und Klassenkampf, 1974, S. 1r7 ff 
40 In sbesondere der linke SFIO-Flügel distanzierte sich von der Mehrheitssozialdemokratie. Jean 
Longuet forderte beispielsweise ein en Rücktritt der handelnden Politiker auf Seiten der MSPD, ehe 
eine erneute Kontaktaufnahme möglich sei. A.N., Sfa1E F/7. POLICE GENERALE, Jean Longuet, 
Polizeibericht r9. 9. 1919, F7/15979. 
41 Arbeiter- und Sozialistenkonferenz in Bern , 3. bis 10. Februar 1919; in: G. A. RITTER (Hrsg.), Die 
II. Internationale 1918/ 1919, 1980, Bd. 1, S. 207-

42 Ebd., S. 832. 
43 Ebenfalls häufig anzutreffen im Cafe Josty waren die Ö sterreicher R. Hilferding, F. Stampfer und 
K. Kautsky, die sich ebenfalls rege an der transnationalcn Zusammenarbeit beteiligten. Insbesondere 
Hilierding pflegte enge Kontakte zur SFTO. H. WACHENHEIM, Vom Crofsbürgertum zur Sozialde­
mokratie. Memoiren einer Rcformistin , 1973, S. 42 f 
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Vorsitzender der SPD-Reichstagifraktion wurde, arbeitete er.fur den Manchester Guardian, 
und dessen Korrespondent Fredrick Vozgt bestimmte efi sdne politische Haltung - Häeftg im 
_7osty dabei war Salomon Grumbach, der vor dem Krieg Redakteur der Mülhauser Volks­
zeitung war und 1914 von der Schweiz nach Frankreich ging, ein urgescheiter, witziger, 
lebhafter Mann, mit all dem Temperament, das Brei/scheid, aefser bei seinen Reden,fthlte.« 44 

Ungeachtet seiner »politischen Sprunghaftigkeit« war Rudolf Breitseheid der 

wohl zentrale transnationale Akteur seiner Partei. Dies galt vor allem für die Kon­

takte zur SFIO: Leon Blum, Vincent Auriol, Joseph Paul-Boncour und Salomon 

Grumbach nannte er seine Freunde 45 und das engli sche »Foreign Office« unterstell­

te ihm bezeichnenderweise, notorisch »pro-französisch ,< zu sein. 46 In der »Locarno­

Ära« erarbeitete sich Breitseheid aufgrund sei ner Verständigungspolitik und auf Ba­

sis seiner privaten Kontakte einen politi schen Status, den der Breitseheid-Biograph 

Peter Pistorius als auf einer Augenhöhe mit Stresemann oder Briand liegend be­

schrieb. 47 Diese Einschätzung ist gewiss übertrieben, dessen ungeachtet konnte sich 

der Rheinländer in der französischen Öffentlichkeit einen durchaus prominenten 

Status erarbeiten: Im Jahre 1926 bemerkte die linksgerichtete »Ere Nouvell e« nicht 

zu Unrecht, der deutsche Beitritt in den Völkerbund hätte sich ohne die Präsenz und 

Glaubwürdigkeit Rudolf Breitseheids noch Jahre hinausgezögert. 48 

Gleichermaßen intensiv beteiligte sich Salomon Grumbach an der deutsch-fran­

zösischen Au ssöhnung. Vor dem Ersten W eltkrieg war er Teil der SPD und arbeitete 

als Journalist u. a. für den »Vorwärts« als Korrespondent in Pari s; nach 1918 wurde er 

französischer Staatsbürger und trat in die SFIO ein. 49 Früh warnte er vor den tota­

litären Bedrohungen, Faschismus und Kommuni smus, weswegen er sich u. a. 1920 
auf dem Parteitag in Tours der von Leon Blum geführten Minderheit anschloss, die 

eine Mitgliedschaft zur Kommunistisch en Internationale ablehnte und parallel hier­

zu die SPD vor den revolutionären Umtrieben der Kommunisten in Deutschland 

warnte. 50 Während er vor dem Weltkrieg als Frankreichkenner fungierte und hier 

insbesondere enge Kontakte zu Jean Jaures pnegte, trat er nach dem Kriegsende in 

44 Ebd. 
45 P. P1srnR1us, Rudolf Breitseheid 1874-1944, 1970, S. 223. 
46 Lord D'Abern on schri eb 1922 ei nen Brief an das briLische Außenministerium , in dem er sich über 
Rudolf Breitseheid echauffierte und ihm »pro-fran zös ische« Tendenzen unterstellte. 1921, wurde in 
einer Kurzbiographie des Foreign Office über den Deutschen gar kon stati ert: »fs generally considered 
pro-French (111Jäct regarded almost as an agent 111 French pay) ow111g to bis connection wilh French Socia!is!s and 
to the flatlery bestowed upon him by various Frenchmen e. g Loucheur, who pursued him a!! over Paris on his last 
visit there. [. . .J Possibly the best orator in lhe Reirhs!ag Keeps in with our Embassy as weil as wilh lhe French. « 

TNA, PRO, Foreign Office, Views of Herren Breitseheid and Hilferding, 7- 11.1 923, TNA/ PRO/ FO 
371/7539; TNA , PRO, Foreign Office, Herr Breitscheid's Visit zu London,13. 2. 1923, TNA/ PRO/ FO 
37 1/8712. 
47 P. P1srnR1us , Rudolf Breitseheid 1874-1944, 1970, S. 257. 
48 Ere Nouvelle, 12. 9.1 926. 
49 G. BADIA , Salomon Crumbach - ein anonymer Interpret französi sch-deutscher Poli tik , in : 
H. RoussEL / L. W1 NKLER (Hrsg.). Rechts und links der Seine. Pariser Tageblatt und Pariser Tages­
zeitung 1933- 1940, 2002, S. 95- 11 3; hier: S. 96. 
50 Ebd. 
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Frankreich als Deutschlandexperte auf und setzte sich federführend für die deutsch­

französische Annäherung ei n. 51 

An dieser Stelle muss der Vollständigkeit halber eingeräu mt werden, dass die en­

gen freundschaftlichen Beziehungen zwischen Breitseheid und Grumbach durchaus 

kritisch bewertet wurden von einigen Z eitgenossen. So äußerte sich bspw. der 

Dichter Kurt Tucholsky in der Zwischenkriegszeit unter dem Pseudonym »Ignaz 

Wrobel« beinahe spöttisch über die Beziehung der beiden Sozialdemokraten und 

unterstellte Rudolf Breitseheid keine freundschaftlichen, sondern nationali stische In­

teressen im Umgang mit der SFIO: »Die französische Sozialdemokratie hat ausgezeich­
nete Leute in ihren Reihen, und es steht einem Deutschen, der einen Wo!fgang Heine, Gustav 
Noske, O!lo Braun, Fritz Ebert an der Mach! gesehen hat, nicht an, einer fremden Sozial­
demokratie etwas über Opportunismus zu erzählen. [. . J Glaubt Herr Grumbach alles, was 
ihm sein Freund Breitsche,d erzählt? Dann leistet er seiner Partei und seinem Lande keinen 
guten Dienst. Dieser Dienst bestände in_folgendem: Wir vermissen an der franzo'sischen So­
zialdemokratie die klare und eindeutige Geste über den Rhein, wir vermissen sie an Herriot, 
wir vermissen sie an Frankreich. Mit einer Kammerrede ist da nichts getan. Die abergläubische 
Furcht, ,sich in die lnnenpofitik eines fremden Landes zu mischen<, zeigt, dtifs hier kein neuer 
Staatsbegrif.f aufgetaucht ist. Frankreich spricht immer von ,Deutschland<. Sähe es schäifer 
hin, so sähe es: Eine sehr starke nationalistische Gruppe mit monarchistischem Kern.« 52 

Was die Freundschaft zwischen Breitseheid und Grumbach anbelangt, so kann 

leider nur bedingt ein vollständiges Bild gezeichnet werden; Zeitzeugen zufolge 

war Grumbach zwar ein sehr geselliger Mensch,jedoch ein äußerst schlechter Briefe­

schreiber. 53 Immerhin finden sich in den Aktenbeständen der französischen Polizei 

einige Briefwechsel zwischen Breitseheid und Grumbach. In den Dokumenten ging 

es fast ausschließlich um die deutsch-französische Annäherung respektive die Ge­

fährdung eben dieser nach 1929. Um nur ein Beispiel anzuführen: Im Jahr 1931 
schrieb Breitseheid an Grumbach und bat ihn darum, D eutschland finanziell zu 

Hilfe zu eilen und mit Hilfe der französischen Sozialisten Stimmung für dieses Vor­

haben zu machen: » Wi'e viel wäre zu bessern, wenn die Welt und vor allem Frankreich sich 
entschliefsen ko"nnle, Deutschland zu Hilfe zu eilen. Nur eine grefszügige mit Hilfe des bei 
Euch und in Amerika aefgestapelten Goldes kann die Erleichterung bringen, die die Stoßkraft 
des Radikalismus verringern würde. [. . ).« Im Postscriptum des Briefes wandte sich die 

Ehegattin - Tony Breitseheid - direkt an Grumbach und erinnerte ihn daran, dass er 

seine Wolljacke im Hause Breitseheid habe liegen lassen und bat ihn darum, bald 

wieder nach Berlin zu kommen. 54 

51 H. GRAF KES SLER, Tagebücher, 1918-37, 196 1, S. 77. 
52 I. WROBEL, Zwei Sozialdemokratien; in: Die Menschheit, 3.4 . 1925, Nr. 14; hierzu auch: K. Tu ­
CHOLSK Y, Gesam melte Werke in zehn Bänden, Band 4 , 1975, S. 82-85. 
53 F. TA UBERT, Salomon Grumbach ; in: H. ABRET / M. GRUNEWALD, Visions Allemandes de la 
France (187r-r914), r9 95, S. 373-388; hier: S. 377-
54 A.N ., SERIE F/7. PoucE GENERALE, Salomon Grumbach, Brief von Breitseheid an G rumbach , 
13-1 0. 1931, F7/15961; weitere Briefe finden sich in der gleichen F7 Serie - thematisiert wird vor allem 
die Zeit zwischen 1931-33, hier vor allem der drohende Zusammenbruch der deutschen Demokratie. 
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Die Kooperation zwischen SPD und SFIO wurde auch nach der Machtergreifung 

Hitlers fortgesetzt. Maßgeblich verantwortlich hierfür war - Salomon Grumbach. 

Mindestens 3000 deutsche Sozialdemokraten emigrierten u. a. durch seine Vermitt­

lung nach Frankreich und hatten hier die Gelegenheit, sich mit französischen Spit­

zenpolitikern in Verbindung zu setzen. 55 Insbesondere Leon Blum, Salomon Grum­

bach, Jean Longuet nahmen sich der ehemaligen Sozialdemokratie an und fungierten 

als Ansprechpartner. Zwar beschwerten sich deutsche Exilpolitiker, hier vor allem 

Erich Ollenhauer, mehrfach über das geringfügige »französische Tempo«, die 

»sch lechte Organisation« oder die funktionsunfähige französische Bürokratie, 56 in­

des muss auch hervorgehoben werden, dass sich die SFIO tatsächlich Mühe gab, die 

deutschen Genossen zu umgarnen und zu integrieren. So erhielt Otto Wels nach 

se iner Flucht nach Frankreich eine Wohnung im »Butte Rouge«, einer modernen 

Bauhaussiedlung in einem Pariser Vorort, außerdem wurde der deutschen Polit-Elite 

die Möglichkeit gegeben, im prominenten »Quartier latin « ihre Arbeit in groß an­

gelegten Büroräumen fortzusetzen. 57 

1.2-3. »Parteifreunde« unter sich: SFIO und Labour Party 

Während die Beziehungen zwischen SPD/Labour Party sowie SPD/SFIO weitest­

gehend positiv umschrieben werden müssen, waren die Kontakte zwischen französi­

schen und britischen Arbeitervertretern wesentlich spannungsgeladener. Dies zeigte 

sich bereits an den handelnden Akteuren und ihre Bewertung der jeweiligen Schwes­

terpartei: Ramsay MacDonald rügte die französischen Genossen in seinen Ta­

gebucheinträgen beispielsweise mehrfach für ihre Undiszipliniertheit, bezeichnete 

sie als »savages as regards punctuality«. 58 Der spätere BIT-Präsident Albert Thomas 

monierte wiederum während des Ersten Weltkrieges, dass die englische Arbeiterbe­

wegung noch lange Zeit keine dominante Rolle innerhalb der Arbeiterinternationale 

spielen werde. Überdies zweifelte er ernsthaft an der politischen Intelligenz der eng­

lischen Genossen und tat sich augenscheinlich schwer damit, sie überhaupt als »So­

zialisten« zu bezeichnen. 59 

Trotz der vorhand enen ideologischen und organisatorischen Differenzen kam es 

vor und während des Weltkrieges zu intensiven Kontakten zwischen britischen und 

französischen Arbeitervertretern. Hervorgehoben müssen an dieser Stelle zwei Mitt­

ierfiguren, die bereits den Austausch zur SPD entscheidend befruchtet hatten: Ram­

say MacDonald und Jean Longuet. Der Marx-Enkel Longuet rekurrierte in seinen 

zahlreichen Publikationen häufig darauf, dass sein prominenter Großvater einen 

55 Zahlreiche Bi::legc für di e Mittl enätigkeil Grumbachs nach r933 find en sich in: A.N., SERIE F/7. 
PoucE G ENE RALE, Salomon Grumbach, F7/ 15961. 
56 B. SEE BJ\CHER-BRA NDT, O llenhauer. Biedi::rmann und Patriot, 1984, S. 178 ff 
57 Ebd. 
58 TNA, PRO, MacDonald Diary, Tagebucheintrag vom 22. 7.1930, TNA/ PRO/30/ 69/ 1753-
59 A.N., NL Alben Thomas, Brief von Thomas an Doady, 9.1.1918, AP/94/391. 
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Großteil seines Lebens in Großbritannien verbracht hatte. 60 In diesem Sinne be­

mühte er sich früh darum, seine Kontakte zum Inselreich auszubauen, was anhand 

einiger Brieffreundschaften, u. a. mit dem führenden britischen Sozialdemokraten 

Keir Hardie, nachgezeichnet werden kann. 61 Die enge Freundschaft zwischen 

MacDonald und Longuet entwickelte sich vor allem während des Ersten Weltkrie­

ges: Beide Politiker vertraten entgegen der offiziellen Parteilinie den Standpunkt, 

dass der Krieg umgehend beendet werden müsse. 62 Dementsprechend konzentrier­

ten sie sich im Rahmen ihres Austausches darauf, die handlungsunfähige und in sich 

zerrissene Arbeiterinternationale neu zu formieren und gegen die Kriegstreiber im 

eigenen Lager zu positionieren. 63 

Die Aktivitäten der Sozialisten fokussierten sich auf einen wechselseitigen Mei­

nungsaustausch über den Stand der Antikriegsbewegung im eigenen Land 64 sowie 

gemeinsame Zeitungsartikel für Longuets Hausblatt »Le Populaire«. 65 Des Wei­

teren wurden während des Weltkrieges mehrere Treffen zwischen Longuet und 

MacDonald anberaumt, unter anderem mit dem Ziel, gemeinsam Gespräche mit aus­

ländischen Sozialisten zu führen und sie von der Notwendigkeit einer Kriegsoppo­

sition zu überzeugen. 66 Hierfür eigneten sich im Besonderen die Treffen der alliier­

ten Sozialisten, die von den jeweiligen Regierungen nicht unterbunden wurden. 67 

Auch nach dem Ende des Weltkrieges riss der Kontakt keineswegs ab: Beispiels­

weise fungierte Jean Longuet als Mitarbeiter des »New Leader« von Brailsford sowie 

60 Humanite, 3.12. 1918; Neben den Ko ntakten zu MacDonald traf sich Longuet aufserdem während 

seiner Aufenthaile in Grofsbritannien häufig mit den Labour Politikern Lansbury, Dalton sowie 

Robert Dell, einem Journalisten des Manchester Guardian. Hierzu: G . CANDAR, Jean Longuet 

( 1876-1938), these de doctorat, 1995. 
61 Hierzu u. a.: L'OURS, Fonds Longuet, Brief von Hardie an Longuet, 12.6.1913, 61APO4. 

_ -62-MacDonald sprach sich bereits vor dem Kriegseintritt Grof~britannien gegen eine lnvolvierung 

des Inselreiches aus; Longuet begann nach 1915 und den Abspaltungsbewegungen in der deutschen 

Sozialdemokratie damit, die offi zielle Parteilini e zu hinterfragen , woraufhin er sich sukzessive gegen 

den rechten Parteif1ügel stellte. Vgl. J. BRAUNTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2, 

S. 41ff; G . CANDAR, Jean Longuet (1876-1938), these de doctorat, 1995, S. 13off.; Le Populaire, 

3. Juillet 1916. 
63 L'OURS, Fonds Longuet, Brief von MacDonald an Longuet, 21.7.1915, 61APO4. 
64 L'OURS, Fonds Longuet, Brief von MacDonald an Longuet, 4.5.1917, 61APO4. 
65 MacDonald verfasste mehrfach Artikel in Longuets Hausblatt « Le Populaire », das wenige Jahre 

später die Funktion einer offiziellen Parteizeitung einnahm. Hier vertra t er u. a. anderem die pro­

vokative Ansicht , dass J. Jaures, wäre er noch am Leben, gegen den Krieg eingetreten wäre. MacDo­

nald, Ramsay, Une lettre de MacDonald , Le Populaire, 20.5. 1916. 
66 MacDonald weigerte sich bereits 1915, eine A lleinschuld der Deutschen zu akzeptieren und setzte 

sich im Rahmen der alliierten Konferenz für eine rasche Beendigung des Kriegszustandes ein. Di ese 

Haltung traf in sbesondere auf die harsche Ablehnung der fran zösischen Delegation. Vgl. J. BRAU N­

THAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd . 2, S. 63f.; A . BLÄNSDOR F, Die zweite Internationale 

und der Krieg, 1979, S. 161. 
67 Konkret zu einem Treffen zwischen MacDonald und Longuet im Anschluss an die Berner Kon­

ferenz in Mailand: Populaire, 6 . Juni 1919; weitere Artikel über Treffen zwischen beiden Sozialisten, 

di e di e Reko nstrukti on der Internationale zum Zweck hallen: Echo de Paris , 8.9.1919; Verite, 

4-6.1919; Le Populaire, 20.4.1919; Le Populaire, 5.4.1919. 
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der offiziellen Parteizeitung, dem »Daily Herald«. 68 D es Weiteren reiste er mehrfach 

nach Großbritannien auf Parteitage der Labour Party und fungierte als »Verm ittler« 

seiner Partei in kritischen Fragen. 69 Gleichermaßen setzte sich der spätere BIT-Prä­

sident Albert Thomas für eine enge Zusammenarbeit zwischen beiden Parteien ein 

und pflegte unter anderem eine enge Freundschaft zum Parteiführer, Arthur Hen­

derson. 70 Thomas war seit 1916 Mitglied der »Anglo-French-Society« und plädierte 

auch nach Kriegsende für eine Fortsetzung der »Entente socialiste«. 71 

Nach den Wahlsiegen der britischen Arbeiterpartei in den Jahren 1924 und 1929 
wurde auch im französischen Lager ausgiebig gefeiert. Leon Blum sprach sogar, den 

Sieg der Labour Party zum Vorbild nehmend und die parteiinternen Querelen außer 

Acht lassend, von einem »Modell MacDonald « und Jean Longuet hegte große Hoff­

nungen in di e britische Arbeiterregierung - »un grand espoir pour l'Europe«. 72 Ein 

Jahr nach dem ersten Wahlsieg der Labour Party - die Regierung war bereits ge­

scheitert - lud Longuet die tragenden Akteure des Labour-Governments zu einem 

Interview ein, das im »Populaire« veröffentlicht wurde. Hierzu gehörten: Die Minis­

ter Philip Snowden, Margaret Bondfield sowie Fenner Brockway als kritischer Anti­

pode. 73 Nicht anwesend war Ramsay MacDonald, der für ein Interview nicht zur 

Verfügung stand und höflich absagte. Rückblickend wertete Longuet die fehlende 

Bereitschaft des britischen Premiers, für seinen französischen Freund ein Interview 

zu geben, als eine frühe ideologische Abkehr des späteren »Arbeiterverräters«. 74 

Insgesamt mu ss betont werden, dass die Beziehungen zwischen beiden Parteien 

nicht das Niveau der Kooperation von SPD/ SFIO oder SPD/Labour Party erreich­

ten. Dies galt vor allem für die persönliche Ebene, von einigen prominenten Aus­

nahmen wie Longuet oder MacDonald abgesehen. Grund hierfür war nicht zuletzt 

das eher negative Frankreichbild einiger Labour-Vertreter: Insbesondere Edward 

Snowden - in Teilen auch MacDonald - , stand der französischen Republik kritisch 

gegenüber. Erstgenannter vermutete in Frankreich einen »Feind des britischen Welt­

reiches« und brandmarkte den einstigen Verbündeten als permanente Gefahr für den 

68 Im Jahr 1933 verbrachte Longuet beispielsweise mehrere MonaLe in Grorsbriunnien, was nach­
halLig unLersLreichL, dass der »Verrat« des Arbeiterführers MacDonald 1931 den Kontakten zwischen 
Longuet und seinen britischen Genossen keinen Abbruch tal. G. CANDAR, Jean Longuet (1876-
1938), these de doctorat, 1995, S. 623-
69 Hierzu z.B. die diplomatische Mission Longuets im Jahr 19 22, als er über ein en anglo-französi­
schen Bündnispakt mit der britischen Parteiführung verhandelte. LHASC , Advisory Comm iLL ee on 
International Question s, Minutes, 22. Juni 1922, LP/ IAC/I/ 135. 
7° Kurz vor seinem Tod r932 veransta ltete Thomas, ges undheitlich bereits sLark angegriffen, ein 
Frühstück in Genf; das er zu Ehren seines Freundes Arthur Henderson gab. Internationale Informa­
tion, Zum Gedächtnis von Alber Thomas, Emile Vandervelde, 4-6.1932, Bd. 9.1., r932, S. 275. 
71 A.N., SERIE AP, NL Albert Thomas, Brief von Thomas an Davray, 2.n . r919 , AP/ 94h91. 
72 Z u Slum: A.N., SERI E F7, PoucE GE NER ALE, Federation de Seine, Poli ze ibericht, 28.3.1 928, F7/ 
13080. Zur Haltung Longuets: Le Populaire, 2.6.1924; 31. 1. r929 . 
73 G. CANDAR, Jean Longuet (r876-r938), Lh ese de docLorat , 1995, S. 294; Le Populaire, 26. , 27-, 
29.6. 1926 sowie 1.- 2.7. 1930. 
74 G. CANDAR, Jean Longuet (1876-1938), thcse de doctorat , 1995, S. 294. 
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Weltfrieden. 75 Ein weiteres Missverständnis ergab sich aus der Weigerung des 

Mehrheitsflügels der britischen Arbeiterpartei, eine Einheitsfront mit den Kom­

munisten anzustreben. Diese Haltung stand der SFIO diametral entgegen, die nach 

1934/35 an einer gemeinsamen Volksfront mit dem PCF arbeitete, was innerhalb der 

Internationale für großen Missklang zwischen britischen und französischen Genos­

sen sorgte. Die in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre nachrückende Generation 

um Gillies, Morrison, Attlee und Dalton verstand sich zwar als »antifaschistisch«, 

eine aktive lnvolvierung in den Spanischen Bürgerkrieg wurde dennoch abgelehnt. 76 

Eine politische Grundlage für eine intensive politische Zusammenarbeit zwischen 

SFIO und Labour Party war unter diesen Voraussetzungen nur noch bedingt gege­

ben, was sich letztlich auch in den persönlichen Kontakten zwischen britischen und 

französischen Arbeitervertretern widerspiegelte. 

Wenn man ein übergreifendes Fazit ziehen möchte, so waren die länderübergrei­

fenden Beziehungen zwischen sozialistischen Politikern beobachtbar von einem ge­

wissen »Nutzwert« geprägt. Es waren häufig »politische Freundschaften«, die dazu 

dienten, Kräfte zu bündeln, ähnlich gelagerte Interessen zu verdichten und gemein­

same Ziele zu erreichen. Somit stand die »Beziehungspflege« immer auch in einem 
politischen Kontext - sei es nun um Einblicke in eine Schwesterorganisation zu 

erhalten (Morrison ), das außenpolitische Netzwerk zu erweitern (Breitseheid, 

Grumbach) oder die eigene politische Agenda voranzubringen (Longuet). 

1-3. Kontakiförmen (2): Institutionalisierte Beziehungen - ein kursorischer Überblick 

Im hier vorgestellten Kapitel sollen die ef.fiziellen Parteikontakte zwischen SPD, SFIO, 

Labour Party im Vordergrund der Analyse stehen. Hierunter sind zu verstehen: Of­

fizielle Delegationen der Parteien auf ausländischen Parteitagen; Organisation des 

publizistischen Austauschs; Demonstrationen mil Beteiligung ausländischer Genos­

sen; 77 parteinahe Organisationen mit transnationaler Ausrichtung; institutionalisier­

te Beziehungen innerhalb der Internationale. 

1-3.1. Bi- und trilaterale Beziehungen zwischen SPD, SFIO, Labour Party 

Die gegenseitigen Besuche auf Parteitagen besaßen insbesondere für die Herausbil­

dung einer »proletarischen Solidarität« eine gehobene Bedeutung: Wie bereits dar­

gelegt war in der Regel nur eine kleine Zahl sozialistischer Akteure an regelmäßigen 

transnationalen Zusammenkünften beteiligt. Insofern konnte auf den jährlich statt­

findenden Parteitagen demonstriert werden, dass der internationale Sozialismus 

kein bloßes Konstrukt der jeweiligen Propagandamaschinerie war, sondern tatsäch-

75 Vgl. R. and I. ToMBS, That Sweet Enerny: The French and the British from the Sun King LO the 

Present, 2006, 524. 
76 Vgl. J. SPÄTER , Vansittart, 2003 , S. 103. 
77 S. BERGER, Ungleiche Schwestern?, 1997, S. 245. 
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lieh gelebt wurde - unter Beteiligung zahlreicher Abgeordneten. Dieser Umstand 

war, wie in einem der Folgekapitel noch verdeutlicht wird, ein wichtiger Aspekt der 

sozialistischen Außen- und Selbstdarstellung. 

Zu gegenseitigen Besuchen auf Parteitagen kam es bereits kurz nach dem Ende 

des Ersten Weltkrieges: Auf dem Straßburger Kongress der SFIO waren sowohl ein 

deutscher als auch ein britischer Delegierter vor Ort, um den anwesenden französi­

schen Delegierten zu demonstrieren, dass die Sozialistische Arbeiterinternationale 

auch nach der »Urkatastrophe« weiter fortlebte. 78 Die Tradition wechselseitiger Be­

such wurde in der Folgezeit fortgesetzt, trotz der bestehenden Unsicherheit über die 

Fortexistenz der Arbeiter internationale nach ihrer Aufspaltung in die Zweite, Wie­

ner und Kommunistische Internationale. 79 

Vor allem die Kongresse der SFIO entwickelten sich in den Folgejahren zu einem 

internationalen Treffpunkt: Während der Kasseler Kongress der MSPD eher spärlich 

besucht wurde und mehrheitlich skandinavische Sozialisten vor Ort waren, 80 wurde 

auch der Folgekongress der SFIO 1921 in Paris sowohl von englischen als auch deut­

schen Delegierten besucht. 81 Ein entscheidender Grund für die stiefmütterliche Be­

handlung der MSPD war mit Sicherheit die Tatsache, dass zu diesem Zeitpunkt 

bereits eine Spaltung der Internationalen vorherrschte und die SFIO der Wiener, 

die MSPD hingegen der Zweiten Internationale angehörte, 82 weswegen der USPD­

Kongress in Halle von Jean Longuet besucht worden war, 83 während sowohl in Kas­

sel (1920) als auch in Görlitz (1 921) keine englischen oder französischen Delegierten 

anwesend waren. 84 Die ILP-Delegierten um Ramsay MacDonald, Philip Snowden 

besuchten ebenfalls ausschließlich die an die Wiener Internationale assoziierten Par­

teien, in diesem Fall: USPD und SFIO. 85 So vermag es nicht zu verwundern, dass 

78 Anwesend waren Hermann Müller (MSPD ) sowie Ph . Snowden (ILP). Parti Socialiste (Section 
Fran~aise de l'In ternational Ouvriere): XVIIIe Congres National, Fevrier 1920, SLrasbourg. Rapports 
de la Commission AdminisLraLive Permanente. Paris, Librairie Populaire, Pari s 1920, S. 73; zu 
Snowden im Speziellen: Humanire, 26.2.1920. 
79 Hierzu: J. BRAUNTH AL, Geschichte der In ternationale, 1963 , Bd. 2 , S. 248 ff 
80 Protokoll über die Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokrat ischen Partei Deutschlands 
abgehalten in Kassel vom 10. bis 16. Oktober 1920 - Bericht über die Frauenkonferenz abgehalten in 
Kas sel am 9. und 10. Oktober 1920. Anhang: Bericht des Parteivorstandes über das Geschäftsjahr 1919 

- Bericht der Reichstagsfraktion - Bericht der Fraktion der Nationalversammlung, 1920 . 
81 Anwesend waren: Wallhead (ILP) sowie Crispien (USPD). Parti Socialiste (Section Fran~a ise de 
]'International Ouvriere): XIXe Congrcs National, 29 ,30,3 1 O ctobre - 1"

1 Novembre 1921 , Paris. 
Rapports de la Commission Administrative Permanente. Rapport du Graupe Socialiste au Parlement, 
1921. 
82 Die bereits angesprochene Spaltung der Zweiten Internationale vollzog sich in Wien, wo am 
27. Februar 1921 die »Internationalen Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer Parteien (IASP)« gegründet 
wurde. 
83 Hierzu: Le Populaire, 18.10.1920. 
84 Protokoll über die Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
abgehalten in Görlirz vom 18. bi s 24- September 1921 - Reichsfrauentag der Sozialdemokratischen 
Partei Deut schland s am 17. und 18. September 1921 in Görlitz, 1921, S. 6 f. 
85 LHASC, Execurive Committee, Sitzung vom 18.10.1921, LP/EC/ Minutes/ Juli bis Dezember 
1921. 
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ausländische D elegierte aus England und Frankreich lange auf sich warten ließen 

und es drei volle Jahre dauern sollte, ehe auf dem Parteitag der Mehrheitssozialde­

mokraten in Augsburg im Jahr 1922 - der parallel zum Wiedervereinigungsparteitag 

in Nürnberg stattfand - erstmals nach Kriegsende zwei Delegierten der englischen 

Arbeiterpartei zu einem Kongress erschienen. 86 

Inhaltlich fallt auf, dass die ausländischen Delegationen selten konkrete politische 

Forderungen stellten, sondern vielmehr einen Bericht über den Status der eigenen 

Arbeiterpartei ablieferten, um die anwesenden Delegierten zu informieren. Zumeist 

verlasen die ausländischen Delegierten Grußbotschaften und bedankten sich recht 

höflich für die Einladung. Um nur ein Beispiel zu geben: Auf dem Parteitag der 

wiedervereinigten SPD in Berlin 1924 hielt eine als »Miss Bell« vorgestellte Britin 

eine Rede vor den deutschen Delegierten und wurde hierbei simultan übersetzt. In­

haltlich rekurrierte sie auf den parlamentarischen Erfolg der Labour Party, schilderte 

die derzeitige politische Situation in Großbritannien, forderte die Gleichberechti­

gung von Mann und Frau und hoffte auf die Mehrheit im Parlament: »In diesem Sinne 
bringt Genossin Bell die Griijse der Labour Party, insbesondere auch von einem Kongnß von 
tausend sozialistischen Frauen, der eine lebendige Manifestation des Willens der britischen 
Arbeiterscheft war. Sie glaubt an die gemeinsame Btfreiung, an eine neue Zivilisation und 
an den Sieg des Sozialismus for die ganze Menschheit (lebhefter BeifälQ. « 

87 

Ein ganz anderes Bild gab Rudolf Breitseheid ab: Auf dem SFIO-Kongress in 

Lyon hielt er eine Grundsatzrede über die internationalen Beziehungen und forderte 

vor den französischen Delegierten die Räumung des Saarlandes und des Ruhrgebie­

tes. 88 Freundschaft müsse man sich erst verdienen, wie Breitseheid betonte, und 

wurde in seinen Forderungen von Leon Blum und Salomon Grumbach auf dem 

Parteitag unterstützt. Es bedarf keiner besonderen Erklärung, dass der Auftritt des 

Deutschen in der französischen Presse höchst ambivalent bewertet wurde. 89 Auftrit­

te wie von Breitseheid stellten eher eine Ausnahme dar: Im Regelfall waren die aus­

ländischen Parteidelegierten nicht darauf erpicht, unbequeme Botschaften zu über­

bringen, sondern beschränkten sich in ihren Reden darauf, den idealtypischen 

sozialistischen Gastdelegierten zu mimen, der kurz und knapp über die Aktivitäten 

86 Bei den Abgeordneten handelte es sich um die briti schen Delegierten Ammon und Davies. Pro­

tokoll der sozialdemokratischen Parteitage in Augsburg, Gera und Nürnberg 1922 - Pro tokoll über 

die Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands abgehalten in 

Augsburg vom 17. bis 23- September 1922, über die Verhandlungen des Parteitages der Unabhängigen 

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands abgehalten in Gera vom 20. bis 23- September 1922, über 

die Verhandlungen des Einigungsparteitages abgehalten in Nürnberg am 24. September 1922, Berlin , 

1923, S. 6. 
87 Sozialdemokratischer Parteitag 1924 - Protokoll mit dem Bericht der Frauenkonferenz . D er Par­

teitag tagte vom 11. bi s 14- Juni 1924 in Berlin im preußischen Landtagsgebäude. Di e Frauenkonferenz 

am 15. Juni 1924 ebendort, 1924, S. 55. 
88 Parti Socialiste (Section Fran~aise de !'International Ouvriere ): XXI Ve Congres National Tenu a 
Lyon \es 17, 18 , 19 et 20 avril 1927. Campte rendu stcnographique, 1927, S. 66f 
89 In einem Artikel der Liberte wurde Grumbach und Blum vorgeworfen, sie hätten ihr Land ver­

raten. Breitseheid wurde als arroganter Deutscher mit hartem Akzent gezeichnet, der unverschämte 

Forderungen gestellt habe. Liberte, 20. 4. 1927-
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der eigenen Partei berichtete und der Schwesterpartei solidarische Grüßeübermittel­

te. Genau hierin liegt auch der entscheidende Unterschied zwischen den benannten 

»Mittlerfiguren« und idealtypischen »Gastdeligierten «. 

Zu offi ziellen Kontakten, die eine gewisse Breitenwirkung entfachten, kam es nicht 

nur im Rahmen von Parteitagen, sondern auch auf Demonstrationen und Kund­

gebungen. Demonstrationen mit ausländischen Delegierten hatten insbesondere im 

Lager der deutschen und französischen Arbeiterpartei eine gewisse Tradition: Be­

reits im Jahr 1912 reiste Scheidemann nach Paris, um den Friedenswillen der deut­

schen Sozialdemokratie vor Ort zu bekunden. 90 Diese Tradition wurde in der Zwi­

schenkriegszeit weiter fortgesetzt: Beispielsweise fanden vor Beginn der Genfer 

Abrüstungskonferenz umfassende Demonstrationen der sozialistischen Arbeiter­

internationale in verschiedenen Grenzorten und Großstädten Europas statt. Aus­

geführt wurden die Kundgebungen jedoch nicht von der SAI-Exekutive oder dem 

SAI-Bureau, sondern von den jeweiligen assoziierten Parteien - was die starke Be­

deutung der Einzelparteien unterstreicht. 91 

Ein weiterer Dreh- und Angelpunkt der institutionalisierten Parteikontakte war 

die journalistische bzw. publizistische Zusammenarbeit. Hierbei lassen sich durch­

gehend intensive Kontakte feststellen , was zweifelsohne mit der gehobenen Relevanz 

der jeweiligen Parteiblätter für die sozialistische Propaganda erklärt werden kann: 

Faktisch waren die zahlreichen Artikel von und über renommierte ausländische So­

zialisten in den Parteizeitungen ein wichtiger Faktor für die Zurschaustellung pro­

letarischer Solidarität. 92 

Was die publizistische Zusammenarbeit zwischen SPD und Labour Party anbe­

langt, so lassen sich zahlreiche Verbindungen ausmachen. Festzustellen ist hierbei, 

dass die Berichtaufnahmen von Seiten der Parteivorstände längst systematisiert wor­

den waren: Auslandskorrespondenten wie Robert Dell in Großbritannien oder Egon 

Wertheimer in Großbritannien berichteten den Parteifreunden in ihren jeweiligen 

Ländern über die Ereignisse vor Ort und bemühten allzu häufig einen direkten Ver-

90 P. Sc HEi D EMAN N, Memoiren eines Sozialdemokraten, 1928 , Erster Band, S. 222 f. 
91 So kalll es in Deutschland und Frankreich zu einer Reihe von Massenkundgebungen von SPD 
respektive SFIO, wo mehrere ausländische Sozialisten anwesend waren. Beispielsweise sprach Paul 
Faure in Bremerhaven über die anstehenden Abrüstungsverhandlungen und in Pari s referierten Tom 
Shaw, Toni Sender und Emile Vandervelde über einen lllöglichcn internationalen Rüstungsstopp. 
Auch in London kalll es zu umfassenden Kundgebungen, dort sprachen u.a. Breitseheid sowie Jou­
haux vor. Hierzu: Internationale Information, Die Abrüstungsaktion der SA! und des IGB, 1.2.1932, 

Bd. 9.1., 1932, S. 40 ff 
92 Beispielhaft sei an dieser Stelle die »Populaire« angeführt. Da sich das SFIO-Organ als in ter­
nationalistische Zeitschrift begriff, wurde aus ländischen Gästen stets eine gesonderte Rubrik in den 
Berichten eingeräumt (»lcs delegues etrangers «) . Gleiches galt für die parteioffiziösen stenographi­
schen Berichte über den Parteitag. Sowohl SPD als auch SFIO berichteten in ihren Parteitagspubli­
kationen über aus ländi sche Delegierte - im Gegensatz zur Labour Party, die ihren Gästen keine 
gesonderte Rubrik widmete. Beispielhaft, zu Breitseheids Besuch in Lyon: Le Populaire, 20. 4.1927. 
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gleich mit der Situation im Heimatland. 93 Robert Dell publizierte seine Artikel über 

Deutschland im »Manchester Guardian« oder im »New Statesmen« und erklärte 

sich darin solidarisch mit der Friedenspolitik der deutschen Sozialdemokratie. 94 Ex­

zellente Kontakte nach Großbritannien unterhiel t desgleichen Victor Schiff, der au­

ßenpolitische Redakteur des »Vorwärts«. Auch zwischen SPD und SFIO kam es zu 

einer ähnlichen Systematisierung der Presse: Salomon Grumbach arbeitete vor dem 

Weltkrieg als Auslandskorrespondent des »Vorwärts« in Paris, 95 in der Zwischen­

kri egszei t wurde diese Rolle u. a. von dem SPD-Politiker Jakob Altmeier ausgeübt. 96 

Vonseiten der SFT0 97 arbeitete u.a. Daniel Guerin als Journalist in Deutschland, 

insbesondere im Jahr 1933, als er mit dem Fahrrad Deutschland durchquerte und eine 

Art Reisebericht anfertigte, der später in der »Populaire« veröffentlicht wurde. 98 Was 

die Verknüpfungen zwischen Labour Party und SFIO anbelangt, so fungierten zu­

nächst George Slocombe und in den dreißiger Jahren Jack Sandford als Korrespon­

denten des »Daily Herald« in Paris, während Jean Longuet den Gegenpart für di e 

SFIO übernahm. 99 

Darüber hinaus bemühten sich die Herausgeber der sozialdemokratischen Zeit­

schriften darum, ausländische Sozialisten für Spezialartikel zu gewinnen, in sbe­

sondere zu transnationalen Themenfeldern wie die internationale Politik, Theorie­

debatten im Allgemeinen sowie Entwicklungen innerhalb der lnternationale.100 

Beispielsweise verfasste Albert Thomas einen Artikel für die »International Labour 

Review« über die Rolle des BIT 101 Vincent Auriol und Leon Blum schrieben ebenso 

wie die Sozialdemokraten Victor Schiff, Max Beer, Rudolf Breitseheid, Friedrich 

93 Generell so llte indes beton t werden, dass die Korrespondenten häufig wechselten, weshalb die 

hier pr:isemierten Namen keineswegs die gesamte Zwischenkriegszeit abdecken. E ine vollständige 

Liste der für die im Ausland tätigen Journali sten zu präsentieren, kann rückwirkend nicht m ehr 

erstellt werden. Grund hierfür ist nicht zuletzt, dass viele Autoren anonym schrieben. Zu den briti­

schen und deutschen Korrespondenten im Speziellen: S. BERGER, Internationalismus als Lippen­

bekenntni s?; in: J. MITTAG (Hrsg.), Politische Parteien und europäische Integration, 2006, S. 197-213; 

hier: S. 207 f 
94 Ebd .; hierzu auch: LSE , NL Robert Dell, LSl/ 1/ 9 bzw. 5/ 11. 
95 F. TAUBERT, Salomon Grumbach; in: H. ABRET / M . GRUNEWALD, Vision s Allemandes de la 

France (1871-19 14), 1995, S. 373-388; hi er: S. 373 L 
96 C. Moss , Jakob A ltmaier. Ein jüdischer Sozialdemokrat in Deutschland ( 1889-1963), Diss., 

2003-
97 Indes muss betont werden, dass die »Populaire,, keine festen Auslandskorrespondenten hatte. 

Eben dies wurde von Jean Long,uet auf dem SFIO-Parteitag in Nancy 1929 kritisiert. H in tergrund 

hierfür waren unter anderem die permanenten finanziellen Probleme der Zeitung. Pani Socialisle 

(Section Fran~aise de !'Internationale Ouvriere): XXVIe Congres National, 9-12 juin 1929, Nancy. 

Campte Rendu Stcnographique, 1929 , S. 68 ff 
98 Seine Eindrücke wurden auch gesondert publiziert, siehe hierzu: D . C UERIN, Sur le fascisme: 1- La 

peste brune; II- Fascisme et grand capital, 1965. 
99 G. SLOCOMBE, The tumult and the shouting: the memoirs o[George Slocombe, 1936, S. 49. 

100 S. BERGER, Internationalismu s als Lippenbekenntni s?; in: J. M1TTAC (Hrsg.), Politi sche Parteien 

und europäische Integration, 2006, S. 197- 213; hier: S. 207-

101 A. THOMAS, The International Labour Organisation: lts Origins, D evelopment and Future; in: 

International Labour Review, vol. 1, January 1921 , S. 5-22. 
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Stampfer, Karl Kautsky, Max Westphal, Theodor Cassau, Richard Seidel, Siegfried 

Aufhäuser, H ermann Schlimme, Paul Hertz, Max Fechner und Fritz Naphtali für 

das >> Labour Magazine«, das offizielle Parteimagazin der Labour Party. 102 Im Ge­

genzug verfassten britische und deutsche Sozialdemokraten Artikel in der wohl pro­

minentesten französischen Zeitschrift, der »Vie Socialiste« des rechten Parteiflügels , 

herausgegeben von Pierre Renaudel. 103 Zu den Artikelschreibern in der »Vie Socia­

liste« gehörten zwischen 1926 und 1933 v. a. Karl Kautsky, Ramsay MacDonald , Ar­

thur Henderson. 104 In Bezug auf die Zeitschriftenpublikationen per se muss jedoch 

erwähnt werden, dass die häufigsten Publikationen ausländischer Sozialisten in der 

Zwischenkriegszeit im »Labour Leader« erschienen. Während die deutsche Sozial­

demokratie vor dem Ersten Weltkrieg mit den »Sozialistischen Monatsheften « 105 

oder der nach 1923 eingestellten »Neuen Zeit« 106 die beiden maßgeblichen interna­

tionalen Theorieorgane stellte, verlagerten sich die Debattenbeiträge sukzessive nach 

Großbritannien. Dies änderte sich nach 1924, als RudolfHilferding seine Zeitschrift 

»Die Gesellschaft. Internationale Revue für Sozialismus und Politik« ins Leben 

rief 107 

Zu den institutionalisierten Beziehungen muss auch der organisatorische Austausch 

zwischen den Parteien gezählt werden. Wie Stefan Berger deutlich macht, erfolgten 

transnationale Kontakte nicht nur unter der Prämisse, Informationen auszutauschen 

oder bestimmte politische Richtlinien festzulegen. Vielmehr ging es häufig auch 

darum, Erkenntnisse über die Struktur der jeweiligen Schwesterpartei zu gewinnen 

102 S. BERGER, Internationali smus als Lippenbekenntnis?; in: J. MrrrAG (Hrsg.), Politische Parteien 
und europäische Integration , 2006, S. 197- 213; hier: S. 208. 
103 Häufig über die SAT berichtet bzw. das soziali st ische Ausland wurde auch in der »bataille socia­
liste«, herausgegeben von Jean Zyromski. Jedoch konnte das Organ des linken Parteiflügels kaum 
ausländische Gastjournalisten für sich gewinnen. Eine Ausnahme stellt hierbei Rudolf Breitseheid 
dar, der 1934 einen Artikel zur »Kri se des fran zösischen Sozialismus« veröffentlichte. 
104 Das offizielle Parteimagazin »La vie du Pani « weist hingegen kaum Spuren transnationaler Au­
toren respektive Begegnungen auf. 
105 Während die »Neue Zeit« die offiziell e Parteizeitschrift der SPD darstellte, waren die revisio­
nistisch orientierten »Sozialistischen Monatshefte« kein Parteiorgan. Bebe! un terna hm sogar den 
Versuch, die Veröffentlichungen des Herausgebers, Joseph Bloch, zu untersagen. Zwischen 1900 
und 1914 veröffentlichten unter anderem Jean Jaurcs, Jean-Raptiste Severac, Albert Thomas, Ramsay 
MacDonald, G. Bernhard Shaw, Beatrice Webb, James Keir Hardie zahlreiche Artikel in den »Mo­
natsheften« . 
106 Hier publizierten u. a.: Louis Dubreuilh, Jean Jaures, Charles Rappaport, Albert Thomas, Jul es 
Guesde, Edoua rd Vaillant, R. MacDonald, Keir Hardie. 
107 Bereits 1924, zur Gründung, vefassten S. Grumbach (»Wahlen in Frankreich «), Emile Vander­
velde sowie andere namhafte Sozialisten aus dem Ausland Artikel für Hilferdings Zeitschrift. Des 
Weiteren wurden diverse ausländische Werke rezensiert, hier u. a. Mac Donald s »Die Auswärtige 
Politik der Arbei terpartei «. Im zweiten (Jahres-)Band, 1925, wurde die Rezensionspraxis fortgesetzt 
- u. a. wurden Bücher von Sidney und B. Webb rezensiert, indes finden sich kaum Beitragende aus 
England und Frankreich. Erst 1927 findet sich wieder ei n Artikel von Brailsford über »Die verlorene 
Schlacht der engli schen Bergarbeiter«. Immerhin kann darauf aufbauend konstatiert werden, dass die 
SPD wieder ein (inoffizielles) Parteiorgan besaß, in dem ausländische Sozialisten regelmäßig publi ­
zierten , nach dem Ein stell en der »Neuen Zeit«. 
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und gegebenenfalls auf die eigene Partei zu übertragen. 108 Beispielhaft sei an dieser 

Stelle die Zusammenarbeit zwischen SPD und Labour Party angeführt, die bereits 

vor dem Ersten Weltkrieg vor allem auf die Initiative von Herbert Morrison hin 

angeregt wurde. 109 Der organisatorische Austausch zwischen beiden Parteien war 

auch in der Zwischenkriegszeit äußerst rege: Beispielsweise stellte das Komitee im 

Mai 1928 - ein Jahr vor den britischen Unterhauswahlen - den Antrag, die deutsche 

Arbeiterpartei umgehend zu kontaktieren und sich sämtliche Flugblätter zusenden 

zu lassen. Ziel war es hierbei , die eigene Wahlkampfpropaganda zu verbessern: »Mr. 

Jowett suggested the advisabt!ity ef obtaining a fall set ef the leeflets issued by the German 
Socialists during recent General Election, particular!y those with references to women, and 
that, after translation, they might prefitab!y be adapted to the Partys needs in connection with 
the General e!ection. « 110 Die deutsche Arbeiterpartei reagierte bereits einen Monat 

später auf das Gesuch der Briten und verschickte Wahlkampfmaterial sowie »pieces 
~r soap with various Canvassing verses on them«.111 Wie aus dem Schreiben hervorgeht, 

hatte die deutsche ArbeiterparLei im Vorfeld ihres Berliner Wahlkampfes 1928 circa 

500.000 Seifen mit aufgedruckten Stimmwerbungen angefertigt. Offensichtlich war 

der Verfasser des Briefes - Konrad Ludwig - etwas unsicher, ob die Seifen auch in 

Großbritannien gut ankämen, weswegen er fast entschuldigend einräumte, dass 

Stimmwerbungen in Berlin nicht als Korruption angesehen werden würden. Neben 

seinen Ausführungen über den Inhalt des Paketes gab er der Labour Party hilfreiche 

Tipps für ihren anstehenden Wahlkampf: Diesbezüglich hob er hervor, dass die 

deutsche Wahlkampfpropaganda immer stärker »amerikanisiert« werden würde. 

Weil auch die politischen Gegner der Sozialdemokratie immer raffiniertere Pro­

pagandamethoden anwenden würden, sei auch die SPD dazu gezwungen, ihre Tak­

tiken zu verfeinern: »At the last election technical achievements as regards propaganda were 
used in the campaign by all the big parties. As far as the S.D. Party was concerned, cinemato­
graphs on Lorries were very succesifül, goingftom place to place wtth an S.D. e!ectionfilm. In 
the same way the speeches ef well-known party leaders and the battle songs ef the workers on 
gramophone records were broadcast by means ef loud speakers. « 112 Ein Jahr später schickte 

der SPD-Parteivorstand Fritz Heine nach Großbritannien, um dort als Wahlbeob­

achter zu arbeiten und seine Erfahrungen auf Basis der deutschen Wal kämpfe ein-

108 S. BERGER , Internationali smus als Lippenbekenntnis?; in: J. MITTAG (Hrsg.), Politische Parte ien 
und europäische Integration, 2006, S. 197- 213; hier: S. 207-
109 Morrison unternahm den Versuch, die Londoner Labour Party nach deutschen organisatorischen 
StrukLuren umzubilden. Ebd. 
110 Jowett war ILP Poliliker und pflegte insbesondere zu den linken SPD -Politikern wie Seydewitz , 
Rosenfeld und Levi intensive Kontakte. Dies gilt im Besonderen für die Zeit nach 19 28 , als sich das 
»linke etzwerk« im Vorfeld des Brüsseler Kongresses der SA! kon stituiene. LHASC , National 
Executive Committee, Sitzung vom 23-5. 1928, LP/ EC/ Minutes, Mai bis Juni 1928; W. BusC HAK, 
Das Londoner Büro, 1985, S. 30-65. 
111 Verfass t wurde das Schreiben von Konrad Ludwig, der nach dem Tode Friedrich Eberts mit dem 
Aufbau der Ebert-Stiftu ng beauftragt worden war. LHASC, Nat ional Executive Committee, Sitzung 
vom 23-5.1928, LP/EC/Minutes, Mai bis Juni 1928. 
112 Ebd. 
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zubringen, 113 was beispielhaft dafür steh t, dass der organisatorische Austausch zwi­

schen den Parteien eine wichtige Rolle einnahm; ähnlich wie vor 1914 nahm die 

deutsche SPD hierbei weiterhin eine Art Vorbildfunktion ein. 

13.2. Graswurzelinternationalismus 

Auch wenn di e zahlreichen transnatio nalen Zusa mmenkünfte im Regelfa ll vo n Ver­

tretern der Parteivorstände dominiert wurden, war die Beteiligung an internationalen 

Veranstaltungen per se mitnichten ein reines Elitephänomen. SPD, SFIO und La­

bour Party beteiligten sich gemeinhin in großen Zahlen an den in verschiedenen 

Ländern stattfindenden SAI-Kongressen, was im Umkehrschluss bedeutet, dass sich 

di e Parteidelegationen nicht nur aus Mitgliedern des Parteivorstandes zusammen­

setzten. Verschiedene Spez ialstudien zur internationalen ArbeiterbewegungskulLur 

zeigen paradigmati sch auf, dass partei- oder gewerkschaftsnahe Interessengruppen 

bereits vor dem Ersten Weltkrieg den Versuch unternahmen, sozialtouri sti sche Ak­

tivitäten - und damit den transnationalen proletarischen Austausch innerhalb der 

Parteibasis - anzuregen. 114 Wie Christine Collette in ihrer maßgeblichen Studie 

»The International Faith« am Beispiel der britischen Arbeiterkultur deutlich macht, 

ermöglichten Organisationen wie die »International Tramping Tours (ITT)« oder 

die »Workers Travel A ssociation (WTA)« einen regen Kontakt zwischen britischen 

und kontinentaleuropäischen Arbeitern auf einer »Graswurzelebene«. 115 Nach dem 

E rsten Weltkrieg war dem proletari schen Tourismus in Großbritannien gewisserma­

ßen ein Durchbruch gelungen, insofern die WTA im Jahr 1925 bereits 6.000 Reisen 

u. a. auf den europäischen Kontinent organisieren konnte. Die Zielsetzung der Or­

ganisation war hierbei definitiv politi sch motiviert: Auf ihren Reisen sollten die bri­

tischen Arbeiter in großer Zahl Kontakte mi t ausländischen Soziali sten knüpfen, 

Freund schaften schließen und dadurch einen erneuten W eltkrieg unmöglich ma­

chen.116 Im Jahr 1931 gelang es der WTA , insgesamt über 13.000 Ferienaufenthalte 

zu ermöglichen, darunter eine Viel zahl nach Kontinentaleuropa. Bis 1933 konnten 

insgesamt 63.000 Buchungen verzeichnet werden. D er Erfolg der Organi sation lässt 

113 S. BERcER, Internationalismus als Lippenbekenntni s?; in: J. M1TTAG (Hrsg.), Politi sche Parteien 
und europäische In tegration, 2006, S. 197-213; hi er: S. 204( 
114 Z ur imernationalen Arbeiterbewegungskultur im Allgemei nen: F. BüLL (Hrsg.), Arbeiterkullu­
ren zwischen All tag und Politik. Beiträge zu m europäi schen Vergleich in der Zwischenkriegszeit, 
1896; S. J ONES, The European Workers' Spon Movement and Organised Labour in Bri tain between 
the wars; in: European History Quanerly, Bd. 18, 1988 , S. 3-32. 
115 C. CoLLETTE, The in te rnational fa ith, 1998, S. 102 f.; hierzu auch: D1Es., »Friendly spi ri t, com­
radeship and good-natured-fun.« Adventures in Socia li st lnternationalism; in: In ternational Review of 
Social Hi sto ry, Bd. 2, 2003, S. 225- 244. 
116 Das Motto der O rgani sat ion lautete: »See the world and mect its workers.« Problematisch war 
indes, dass die WTA nach 1926 aufgrund der zunehmenden ökonomischen Kri se ei nen Richtungs­
wechsel vollziehen muss te. In de r Folgezeit wurden weniger Reisen ins Ausland anvisiert, sondern 
vielmehr der Inland-Tourismu s angeregt. Vgl. R. H AC HTMANN, Tourismus-Geschichte, 2007, S. w7; 
R. KosHAR, German travel cul tures, 2002, S. 102 f. 
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sich u. a. auch an der Zahl prominenter Befürworter ablesen, immerhin partizipierten 

sowohl Morrison, Dalton, Bevin als auch William Gillies an den »WTA-Tours«.117 

Diese genuin britische Entwicklung war mehr als fortschrittlich: In Deutschland 

wurde beispielsweise erst im Jahr 1929 aufinitiative des ,,Rechtsau sschusses für so­

zialistische Bildungsarbeit« über den Aufbau einer umfassenden Arbeiterreisever­

einigung diskutiert , während die französischen Bemühungen in diesem Spektrum 

als weitestgehend unbekannt gelten dürfen . 

Zu weiteren transnationalen Begegnungen kam es im Rahmen der »Summer 

Schools«, die von der Fabian Society organisiert wurden. 118 Überhaupt engagierten 

sich ILP sowie Fabian Society geradezu vorbildlich auf dem Gebiet der Arbeiter­

erziehung und organisierten in der Zwischenkriegszeit mehrere internationale Ta­

gungen und Sommerschulen, im Rahmen derer die Teilnehmer die Gelegenheit er­

hielten, Kontakte zu knüpfen und Erfahrungen auszutauschen. 119 Unterstützung 

erhielten sie hierbei von der Sozialistischen J ugendinternationale sowie der Erzie­

hungsinternationale.120 Ebenfalls sehr erfolgreich war die Arbeitersportinternationa­

le, die sich nach dem Ersten Weltkrieg neu zusammenfand und im Jahr 1925 bereits 

über 1,5 Millionen Mitglieder aufweisen konnte. Die Mehrzahl der Delegierten kam 

aus D eutschland, der Tschechoslowakei und Österreich, indes nahmen auch britische 

Delegierte an der Organisation teil. 121 Über den Anteil französischer Delegierter ist 

im Allgemeinen wenig bekannt, indes wird in der »Populaire »von einem deutsch­

französischen »Arbeiterfußballmatch« gesprochen, das im Jahr 1928 stattgefunden 

hatte. In dem Artikel wird darauf verwiesen, dass die Tradition internationale Fuß­

ballspiele 1924 eingesetzt und in der Folgezeit fortgeführt worden sei. 122 Des Wei­

teren muss im Hinblick auf die sportiven Aktivitäten der internationalen Arbeiter­

schaft die sogenannte »Arbeitersportolympiade«, die erstmals 1925 in Frankfurt 

stattfand, in diesem Kontext besonders hervorgehoben werden. 123 

Damit kann festgehalten werden, dass der beschriebene »Graswurzelinternationa­

lismus« vor allem in der Zwischenkriegszeit stark anstieg. In Bezug auf das Parteien­

dreieck kam es insbesondere zwischen Vertretern der britischen und deutschen Ar­

beiterpartei zu einem regen Austausch, während die SFIO weitestgehend außen vor 

blieb. Die tatsächliche Bedeutung von »Sommerschulen« oder Reisen ins Ausland 

für die Konstituierung einer »proletarischen Solidarität« per se können retrospektiv 

allerdings kaum nachgezeichnet werden. Zwar existierten einige Erfahrungsberichte, 

117 C. CoLLETTE, The international faith , 1998, S. w3. 
118 Vgl. I. BRITAIN, Fabianism and culture: a study in British socialism and the arts c. 1884- 1918 , 
1982, S. 181 ff; P. WrTTIG, Der englische Weg zum Sozialismus, 1982, S. 340. 
119 S. BERGER, Internationalismus als Lippenbekenntnis?; in: J. MrrrAc (Hrsg.), Politische Parteien 
und europäische Integration , 2006, S. 197- 213; hi er: S. 205. 
120 C. CoLLETTE, The international faith, 1998, S. III f 
121 Ebd., S. 113f 
122 Le Populaire, 27.5.1928. Das ers te Arbeiterfufsballmatch datiert auf den April 1920 und wurde 
zwischen England und Frankreich ausgetragen: Le Populaire, 5. 4.1920. 
123 Vgl. C. CoLLETTE, »Friendly spirit , comradesh ip and good-natured-fun. « Adventurcs in Sociali st 
Internationalism; in: International Review of Social History, Bd. 2, 2003, S. 225- 244; hier: S. 231 f 
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jedoch kann aufgrund der hohen Fluktuation der Teilnehmer, der schwankenden Be­

teiligung im Allgemeinen und dem feh lenden Aktenmaterial kein allzu realistisches 

Bild von der tatsächlichen Relevanz dieser Organisationen gezeichnet werden. Auf­

grund dessen beschränken sich die entsprechenden Studien zumeist auf die Feststel­

lung, dass der Parteiaustausch auch auf »Graswurzelebene« »sehr intensiv« gewesen 
sei. 124 

Ohnehin muss die Frage gestellt werden, ob die Verbreitung eines internationa­

listischen - oder vielmehr: kosmopolitischen - Gedankenguts via Film und Literatur 

nicht wesentlich gewinnbringender und effektiver war im Sinne einer »Erziehung« 

der Arbeiter hin zu Internationalismus und Pazifismus (ebendies wurde im Rahmen 

der proletarischen Veranstaltungen beabsichtigt), als es der eher eng gefasste pro­

letarische »Graswurzelinternationalismus« der Arbeiterkulturorganisationen jemals 

sein konnte. So stellt Dieter Kramer nicht zu Unrecht die These auf, dass u. a. die 

Romane Jack Londons weitaus größere Relevanz für die Verbreitung von Toleranz 

und Internationalism us gehabt hätten , als die Aktivitäten der Arbeiterkulturorgani­

sationen: »Vor allem die Romane Jack Londons und B. Travens, [. . J sind hier zu nennen. 
in dieser LiLeralur und bei den genannlen Bewegungen ( die es in dieser MassenhqfiigkeiLja vor 
15p4 nichL gab) wird eine prinzipielle Toleranz den Kulturen (als anderen fremden Lebens­
.formen, Gewohnheiten, Sitten, usw.) gegenüber erzeugt, die weiter reicht [. . J als der aef 
Kriegsverhinderung mit Hilfe von Polittk oder Ceneralrtreik orientierte Internationalismus 
der Il Internationale.« 125 Aufgrund dessen muss ein Fazit über die transnationale Ar­

beiterkulturbewegung der Zwischenkriegszeit höchst ambivalent ausfallen: Zwar be­

legt der insbesondere von der britischen Arbeiterbewegung forcierte »Graswurzel­

internationalismus« recht anschaul ich, dass eine Verbreitung internationalistischer 

Ideen auch innerhalb der Parteibasis angestrebt wurde, jedoch sollte die Suggestion 

einer außerordentlichen Breitenwirkung jener Graswurzelinitiativen tunlichst unter­

lassen werden. 

124 Zu Erfahrungsberichten, siehe u. a.: Odsun: die Vertreibung der Sudetendeutschen; Begleitband 
zur Ausstellung, 1995, S. 51; Reden zum Gedenken an Wen zel Jaksch (1896-1966), Wegbereiter 
deutscher O stpolitik, 1999, S. 35; K. KoRS CH, Recht , Geist und Kultur: Schriften 1908-1918 , Bd. 1, 

2007, S. 310; M. fü:rn , A Hi story ofBritish Socialisrn, Bd. 2, 12002, S. 294. 
125 D. KR AMER, Internationali smus in den deutschen Arbeiterkultur-Organisationen: Eine Problem­
skizze; in: F. VAN HoTHOO N / M. VAN Dm LINDEN (Hrsg.), Incernationalism in ehe Labour Move­
ment, 1830-1940, Bd. 2, 1988, S. 217-232; hier: S. 231. 
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2. Grundsätze der praktischen Zusammenarbeit: 

Art und Weise der Kommunikation , Raum- und Zeitvorstellungen, 

Praktikabilität transnationaler Zusammenkünfte 

2.1. Über die Bedeutung sprachlicher Kenntnisse für die transnationale sozialistische 
Zusammenarbeit 

395 

Am 5. Februar 1915 notierte Eduard David in sein Tagebuch: »Aussprache mit Eber/ 
und Schezdemann über die geplante internationale Koriferenz. lch weise daraef hin, daß die 
dort erscheinenden Sozialisten aus Frankreich, Belgien, England im engsten Einverstiindnis 
mit ihren Regierungen handeln, daß an Diskretion nicht zu denken und jedes Wort in die 
Akten der .feindlichen Regierungen wandert. Gefahr von schlimmen M!ßverstiindnissen und 
Unterstellungen infolge mangelhefter Sprachkenntnisse. [. . J Ich rate,falls man die Koriferenz 
besuchen will,jedenfalls neben Haase und Ebert noch Hermann Müller mitzunehmen, schon 
wegen der Sprachkenntnisse.« 1 

In Davids Tagebucheintrag findet sich die enorme Relevanz von Sprachkenntnis­

sen für eine erfolgreiche Zusammenarbeit beispielhaft ausgedrückt. Der dem rechten 

Parteiflügel angehörende Sozialdemokrat hatte offensichtlich Angst davor, ein ge­

meinsames Gespräch mit französischen Sozialisten könne aufgrund sprachlicher 

Missverständnisse eine für die SPD ungünstige Situation evozieren. Diese Sorge 

war keineswegs unbegründet: Zwischen SPD und SFIO fand ein regelrechter Deu­

tungskrieg statt, 2 der insbesondere über die jeweiligen Parteiblätter ausgetragen wur­

de. 3 Daraus entstand in der Folgezeit in reger und keineswegs freundschaftlicher 

Meinungsaustausch über die Parteiblätter, der offensichtlich durch ein sprachliches, 

aber auch gedankliches Missverständnis hervorgerufen wurde. 4 

Warum Eduard David gerade Hermann Müller, dessen Zeitungsbeiträge den 

Konflikt zwischen SPD und SFIO in diesem Zeitabschnitt zusätzlich angefeuert 

harten, auf das bevorstehende Treffen mit den französischen Genossen schicken 

wollte, geht aus dem Tagebucheintrag nicht hervor. Unabhängig davon kann her­

vorgehoben werden, dass Sprachkenntnisse auch nach einem zeitgenössischen Er­

messen unabdingbar waren für eine sinnvolle und konstruktive transnationale 

Zusammenarbeit. Dies galt im Besonderen für informelle Zusammenkünfte von So­

zialisten, wo im Regelfall kein Übersetzer zugegen war, was zur Folge hatte, dass die 

1 David, Eduard, Tagebucheintrag vom 5.2 .1915; in: S. M1LLER (Hrsg.), Das Kriegstagebuch des 
Reichstagsabgeordneten Eduard David , 1966, S. 102 f.; zu Longuet: Y. LACA ZE, L'opinion publique 
fran ~aise et Ja crise de Munich, 1991, S. 188. 
2 Vgl. Erstes Kapitel , 2.2. 
3 Konkret ging es hierbei um die nicht erfolgte Ablehnung der Kriegskredite durch SPD bzw. SFIO 
sowie um die Suche nach einem »Schuldigen«. A.N. Paris , Congrcs sociali stes, dont celui des Tours 
en 1920 (1899-1920), Polizeibericht, 17.1.1916, F7/r3072. 
4 H. DE MAN, Gegen den Strom, 1953, S. r14tl; hierzu auch: P. ScHEIDEMANN, Memoiren eines 
Sozialdemokraten, 1928, Erster Band; W. D1TTMANN , Erinnerungen, Bd. 2, 1995, S. 349; Zu Renau­
del: Die Internationale und der Weltkrieg: Materialien gesammelt von Carl Grünberg, 1916, S. 40 ff; 
P. RE NAUDEL, L'Internationale a Berne, 1919, S. 40-43. 
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Arbeitervertreter entweder auf eigene Sprachkenntni sse oder jene ihres Gegenübers 

angewiesen waren. Selbst auf SAI-Kongressen kam es vor, dass die Reden prominen­

ter Arbeitervertreter von sozialistischen Delegierten übersetzt werden mussten: Im 

Jahr 1925, auf dem Marseiller Kongress der Arbeiterinternationale, nahm sich Rudolf 

Breitseheid beispielsweise der undankbaren Aufgabe an, den Redebeitrag des pro­

minentesten SFIO-Redners, Leon Blum , simultan ins Deutsche zu übertragen. 5 

Die damit einhergehenden Probleme liegen allerdings auf der Hand: Die sich in 

der Zwischenkriegszeit versammelnden Arbeitervertreter, die sich an internationalen 

Konferenzen beteiligten, verfügten zwar in großen Teilen über eine »gehobene« Bil­

dung, 6 jedoch ging eben diese nicht zwangsläufig mit formidablen Sprachkenntnis­

sen einher. Dementsprechend wäre es schlichtweg falsch, eine flüssige Kommunika­

tion zwischen den Akteuren vorauszusetzen - in der Praxis war oftmals das genaue 

Gegenteil der Fal l. Indes wird die Bedeutung des Beherrschens einer Fremdsprache, 

auch als Grundlage des »Fremdverstehens«, 7 in den bislang publizierten Studien zur 

5 Zweiter Kongress der Soziali stischen Arbeiter-In ternationale, Marseille, 22 . bis 27- August 1925, 

19 75, S. 136 r: 
6 Leon Blum studi erte ei nige Semester an der »Ecolc Normale Superi eure«, ebenso wie Albert 
Thomas; Pierre Renaudel war Tierarzt, Jean Longuet ein ausgebildeter Juri st, Breitseheid hatte Na­
tionalökonomie studiert, Salomon Grumbach arbeitete, auch wenn aus einfachen Verhältnissen stam­
mend, als Journali st und pflegte bereits in frühen Jahren Kontakt zu Kün stlerkreisen; Hilfcrding 
absolvierte ein Studium der Medizin , Nationalökonomi e und Finanzwirtschaft. Indes gibt es durch­
aus andere Beispiele, die dem Bild der »aristokratischen Führungselite« widersprechen: Hermann 
Müller war kaufmänni scher Gehilfe, Ram say MacDonald ei n einfacher Büroangestellter, Arthur Hen­
derson ein Eisengießer, Otto Wels ein Tapezierer. Zu den genan men SFIO-Politikern: G. Z,rnuRA, 
Leon Blum, 1963, Bd. r; S. BERSTE IN, Leon Blum, 2006; J. LACOUTURE, Leon Blum, 1977; D. G uc­
RIN, Albert Thomas au BIT 1920-1932, 199 6; G. CANDAR, Jean Longuet, 2007; R. STül:ILING, Salo­
mon Grumbach - ein Elsässer in Frankfurt, in: F. KöNIG / R. STüBLING (Hrsg.), Gewerkschafter, 
Sozialdemokraten, Fri edensfreunde, 1985; G. BA DIA, Salomon Grumbach - ein anonymer lmerpret 
fran zösisch-deutscher Politik, in: H. Rou sSEL / L. W1NKL ER (Hrsg.), Rechts und links der Seine. 
Pariser Tageblatt Ulld Pariser Tageszeitung 1933-1940, 2002, S. 95-1q; CoMPERE-MüREL et al 
(Hrsg.), Encyclopedie sociali ste: syndicale et cooperative de !'internationale ouvriere, 1912, S. 160. 
Zur SPD siehe: M. Voc T, Hermann Müller; in: W. VoN STER N BURG (Hrsg.), Die deutschen Kanzle r, 
1998 , S. 191-206; H. ADOLPH, Otto Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokratie 1894-
1939, 1971; W. EuCHNER, Rudolf Hilferding, 1988- 1941; in: P. LöSC HE / M. SCHOLING / F. WAL­
TER, Vor dem Vergessen bewahren, 1988 , S. 170-192; P. P1sToR1us, Rudolf Breitseheid 1874-1944, 
1970; M.-D. CAVAILLE, Rudolf Breitseheid et la Fran ce, 1995. Zur Labour Party: D. MARQ_l!AND, 
Ram say MacDonald , 1977; F. M. LEVENTHAL, Arthur Henderson, 1989 . 
7 Die Autoren C hrist und Bredella zeigen in ihrer Studie zu m Thema »Fremdverstehen« paradigma­
tisch, dass das Erlernen bzw. Beherrschen einer Fremdsprache Grundlage für das Verständnis der 
Überlegungen des jeweiligen Gegenübers ist. Dies gi lt selbstredend auch Cür Gespräche mit Nicht­
Muttersprachlern. In Bezug auf die sozia li st ische Paneienkooperation ist diese Erkenntn is keines­
wegs unerhebl ich, insbesondere wenn man berücksichtigt, dass die jeweiligen transnationalen Akteure 
bei ihren zahlreichen Begegnungen zumindest theoret isch den Versuch unternahmen, ei ne wie auch 
immer geartete »proletari sche Solidarität« zu pflegen und aufrecht zu halten. Ei n gewisses Verständ­
nis für den Gesprächspartner - in diesem Fall die aus ländischen Genossen - muss hierbei voraus­
gesetzt werden. Vor diesem Hintergrund waren Sprachkenmni sse fa st schon unabdingbar. 
H. CHRIST / L. BREDELLA, Didaktik des Fremdverstehens im Rahmen ein er Theorie des Lehrens 
und Lernens fremd er Sprachen; in: Dies. (Hrsg.), Didaktik des Fremdverstehens, 1995, S. 8-19; hi er: 
S. 8. 
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( sozialistischen) Zusammenarbeit konsequent ausgespart bzw. geflissentlich igno­

riert. Grund hierfür ist sicherlich die relativ dürftige Quellenlage, da Kongresspro­

tokolle oder stenographische Berichte kaum Auskünfte über sprachliche Defizite 

oder Kommunikationsprobleme geben. 

Damit läuft die transnationale Geschichtsschreibung aber Gefahr, die Interaktion 

und Kommunikation der Gegenwart auf die Vergangenheit anzuwenden - sträflich 

außer Acht lassend, dass die Umstände grundverschieden waren. Studien, die sich 

auf grenzüberschreitende Beziehungen der Ist-Zei t konzentrieren, setzen gemeinhin 

fundierte Sprachkenntnisse voraus und beschreiben den idealtypischen Akteur als 

polyglotten, kommunikativen Menschen: »Um ein interkulturelles Eigenes zu behalten, 
pflegen transnationale Akteure Netzwerke und kulturelle Kenntnisse jenseits von nationalen 
Grenzen. Sie beherrschen und nutzen mindestens zwei Sprachen. «8 Diesem Bild entspra­

chen die in der vorliegenden Dissertation untersuchten transnationalen sozialisti­

schen Akteure jedoch nur eingeschränkt: Die Quote sprachlicher Missverständnisse 

war ungemein hoch. Dementsprechend wird im Folgenden der Versuch unternom­

men, erstmals eine realistische Einschätzung der praktischen Kommunikation zwi­

schen den Parteivertretern von SPD, SFIO und Labour Party anhand einiger aus­

gewählter Beispiele vorzunehmen. 

Am 16. Juli 1922 fand in Paris ein »meeting international sur !es reparations et la 

paix« statt. 9 Grund für das Zusammentreffen war das Bemühen der internationalen 

Sozialisten, eine gemeinsame Linie in der Reparationsfrage zu vereinbaren. Zu die­

sem Zweck war der englische Delegierte Tom Shaw extra nach Frankreich gereist, 

um sich mit den französischen Genossen in dieser Frage zu besprechen. Aus dem 

Polizeibericht geht jedoch hervor, dass die Kommunikation zwischen den Arbeiter­

vertretern keineswegs unproblematisch verlief: Konkret monierte der zuständige Be­

amte, Shaw habe »notre langue avec quelque fantaisie« gesprochen. 10 Den Redebei­

trag des Briten reduzierte er auf die simple Botschaft, die Sozialisten aus Frankreich 

und Großbritannien müssten sich besser kennenlernen. Viel wichtiger schien ihm 

die Erkenntnis, dass Tom Shaw von seinen französischen Genossen ausgelacht wor­

den sei für dessen rudimentäre Sprachkenntnisse. 

Zwei Jahre zuvor war Philip Snowden im Februar 1920 nach Straßburg gereist, 11 

um dem SFIO-Kongress beizuwohnen. Ebenfalls anwesend in Straßburg war der 

deutsche Sozialdemokrat Hermann Müller, der den französischen Delegierten die 

Botschaft übermittelte, Deutschland und die SPD würden alles daran setzen, den 

8 C. D uc HENE-LACROJX, Von fra nzösischen zu plurikulturell en Archipelen: Lebensformen von 
Franzosen in Berlin; in : F. KR EUTZ ER / S. Ron1, Transnationale Karrieren , 2006, S. 240 - 259; hier: 
S. 248. 

9 A.N., SERIE F /7. Po ucE GENERALE, Leon Blum, Poli zeibericht vom 16 .7. 1922, F7/ 15933. 
10 Ebd. 
11 Hierzu: Pani Socialiste (Section Fran~aise de !'International Ouvriere) : XVTTTe Congrcs National , 
Fevrier 1920, Strasbourg. Rapports de la Commission Administrative Permanente. Pari s, Librairie 
Populaire, 1920. 
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Versailler Vertrag einzuhalten und zu erfüllen - was, wie aus dem Kongressprotokoll 

hervorgeht, große Zustimmung im französischen Lager hervorrief 12 Als sich 

Snowden zu Wort meldete, sprach er, wie aus einem Bericht der »Humanite<, her­

vorgeht, mit »großem Pathos« über die Zukunft der Arbeiterinternationale. 13 Das 

Problem hieran war allerdings, dass keiner der SFIO-Delegierten verstehen konnte, 

was der britische Arbeitervertreter »en detail« vermitteln wollte. Snowden wurde 

simultan von Jean Longuet übersetzt, der dieser Aufgabe offenbar nur bedingt ge­

wachsen war: Der Verfasser des Artikels kam zu dem Schluss, dass sich Longuet 

zwar redlich bemüht hätte, Snowdens Rede zu übersetzen - aber offensichtlich nur 

mit mäßigem Erfolg. 14 

Einige Monate nach dem Straßburger Kongress der SFIO fand in Halle ein Kon­

gress der USPD statt. Jean Longuet wohnte dem Kongress bei und wurde während 

seiner Rede von Toni Sender übersetzt, 15 die über gute Französischkenntnisse ver­

fügte 16 und dementsprechend keine Probleme mit dieser Aufgabe hatte. Ganz ähn­

lich verhielt es sich auf der anderen Seite des Rheins mit dem Elsässer Salomon 

Grumbach, der beispielsweise die Rede von Rudolf Hilferding auf dem Kongress 

von Grenoble ins Französische übertrug. 17 

Über gute Deutschkenntnisse verfügte nicht nur Salomon Grumbach, sondern 

auch der ergreiste Linke Alexandre Bracke. Anlässlich seines 70. Geburtstages er­

innerte Jean Longuet in einer in der »Internationalen Information « veröffentlichten 

Laudatio an die zahlreichen Übersetzungen deutscher »Klassiker«, die Bracke ins 

Französische übertragen hatte: »Miefs man daran erinnern, dqß wir ihm die meisterhqften 
Übersetzungen von Kautsky, Bebe!, Mehring, Rosa Luxemburg, Fritz Adler zu verdanken 
haben?Dqß er als Siebzigjahriger mit pra·chtigem Eifer begonnen hat, die gesammelten Werke 
von Engels ins Französische zu übersetzen?» 18 Auch Toni Sender beschreibt Bracke in 

ihrer Autobiographie als ausgewiesenen Deutschlandkenner und Übersetzer von vie­

len wichtigen Werken. Senders machte hierbei indes deutlich, dass Bracke die deut­

sche Sprache nicht aktiv beherrschte, sondern sich vielmehr auf einen passiven 

Sprachwortschatz beschränkte: » Wir scharten uns alle um Pere Bracke, unseren Abgeord­
neten in der Deputiertenkammer [..]. Er spricht keine Fremdsprachen, aber er liest und ver­
steht mehrere und hat viele wichtige auslä"ndische Werke, insbesondere der deutschen Wissen ­
schqft, ins Französische übersetzt « 19 

12 Daran mochte auch die Tatsache nichts ändern , dass der Versailler Vertrag von den SFIO -Dele­
gierten wenige Stunden zuvor mit 1420 zu 54 Stimmen abgelehnt wurde. Ebd., S. 73. 
13 Humani re, 26.2.1920. 
14 Diese Aussage überrasch insofern, als Longuet gemeinhin gute Engli schkenntni sse attestiert wer­
den . Ebd . 
15 Hierzu: Le Populaire, 18 . 10. r920. 
16 Vgl. J. STEEN / G. WEID EN, Tony Sender 1888- 1964: Rebellin, Demokratin , Weltbürgerin, 1992, 
S. 25; hi erzu auch die Autobiographie von Senders über ihre Zeit in Frankreich: T. SENDER, Auto­
biographie einer deutschen Rebellin , 1981, S. 49 n: 
17 Homme Libre, 9.2.1926; Le Peuple, 9.2.1926. 
18 Internat ionale Information, Bracke, von Jean Longuet, 23-9.1931, Bd. 8.2., 1931, S. 440. 
19 T. SENDER, Autobiographie einer deutschen Rebellin, 1981 , S. 53. 
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Bekannt ist auch, dass Leon Blum Kenntnis se über die deutsche Sprache besaß 

und zumindest Briefe aus Deutschland lesen konnte. So schreib Breitseheid mit 

einer gewissen Selbstverständlichkeit an Blum im Jahr 1930: »Entschuldigen Sie, dqß 
ich Ihren Brief in deutscher Sprache beantworte. Ein französischer Brief würde mir zu viel 
Schwierigkeiten machen.« 20 An anderer Stelle machte Breitseheid kenntlich, dass Blum 

die deutsche Sprache zumindest schriftlich beherrsche, weswegen er keine Bedenken 

habe, einen Brief in deutscher Sprache zu verfassen. 

Was Rudolf Breitseheid anbelangt, so werden ihm gemeinhin gute Französisch­

kenntnisse zugeschrieben. 21 Der Finanzexperte der SFIO und spätere französische 

Präsident, Vincent Auriol, urteilte über Breitseheid: »Breitschezd est rhenan. Tout im­
pregnee de culture fran.faise, son eloquence magnifique uttlisait toutes !es finesses de notre 
langue. Sa sensibzlite le rapprochait de nous.« 22 Von dem Rheinländer ist überliefert , dass 

er sich flüssig auf SFIO-Kongressen ausdrücken konnte, wenngleich die Berichte 

hierüber stark variieren. Ein anonymer Autor schrieb in der »Liberte« über Breit­

seheids Aussprache: »Le citoyen Breitschetd se leva le premier. Representant !es socialistes 
allemands, tl parlait avec un lourde accent tudesque que /es pichets de notre joli vin rose, ingur­
gites a la regalade, arrivaient tout juste a rendre plus rauque, plus agress!f« 23 Eine gegen­

teilige Meinung wurde im Jahr 1928, anlässlich der Präsentation der deutschen Völ­

kerbundsdelegation, von dem Autor der »Ere Nouvelle«, G. Lebas , präsentiert, der 

den Deutschen in den höchsten Tönen lobte, auch wegen seiner sprachlichen Fertig­

keiten: »Le visage romantique du socialiste Rudo!f Breitschetd est bien connu chez nous, et 
c'esl justement couronner son inlassable labeur pac!fiste que de permettre a sa voix eloquente de 
coefirmer solennellement le succes d'une cause qu 'tl a ete longtemps presque seul a d<!fendre dans 
son pays. «24 

Ob man Breitseheid für seine Französischkenntnisse nun loben oder tadeln sollte, 

steht nicht im Vordergrund der Analyse. Fakt ist, dass Akteure mit Sprachkenntnis­

sen bevorzugt an der transnationalen sozialistischen Zusammenarbeit teilnahmen. 

Dies gilt in besonderem Maße für Breitseheid und Grumbach, die im Zeitraum der 

Locarno-Ära besonders intensiv an der Realisierung einer deutsch-französischen 

Verständigung beteiligt waren. Zwar waren mangelnde Fremdsprachenkenntnisse 

kein Ausschlusskriterium für eine Beteiligung an der länderübergreifenden sozialis­

tischen Kooperation, dennoch liegt es auf der Hand, dass insbesondere bilaterale 

Zusammenkünfte auf Mittierfiguren mit entsprechenden Kenntnissen angewiesen 

waren. Eben hierzu gehörten Akteure wie Longuet, 25 Breitseheid und Grumbach. 

Ein weiteres Beispiel für die große Relevanz von Sprachkenntnissen findet sich in 

den Akten der Sozialistischen Arbeiterinternationale: Im Jahr 1924 trat Friedrich 

Adler an Eduard Bernstein heran, um ihn darum zu bitten, an einer Feier zum Ge-

20 IISG, RudolfBreitscheid, Brief von Breitseheid an Blum, 8.8 .1930, llSG/Breitscheid/1-23-
21 Hierzu: M.-D. CAVAlLLE, RudolfBrei Lscheid et la France, 1995, S. 36f 
22 Ebd., S. 36. 
23 Liberte, 20. 4- 1927-
24 Ere nouvellc, 12.9.1928. 
25 LHAS C, Advisory Committee on International QuesLions, Minutes, 22. Juni 1922, LP/ IAC/I/135. 
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dächtnis der Gründung der IAA teilzunehmen und dort als Gastredner aufzutreten. 

Bernstein antwortete umgehend und erklärte, »daß es mir eine Ehre sein wird an der 

von Ihrem Ausschuss geplanten Feier [ ... ] teilzunehmen.« 26 Bezogen auf seine Rede 

schlug der Sozialdemokrat vor, als Vertreter der deutschen Sozialisten zunächst in 

deutscher Sprache zu sprechen, um anschließend in die englische Sprache zu wech­

seln. In seinem Antwortschreiben äußerte sich Adler indes skeptisch über dieses 

Vorhaben: »Besten Dankfor ihre Zusage. Was die Sprache Ihrer Rede belr!ffl, so ist defuer 
einzig der Gesichtspunkt der Zeitersparnis mqßgebend. Eine deutsche Rede wird gehalten -
von Greulich - aber wir haben natuerlich das dringendste Interesse die Zahl der Ueberset­
zungen moglichst einzuschränken.« 27 Aus diesem Grund bat er Bernstein darum, seine 

Rede in englischer Sprache zu halten, »da Vandervclde fran zös isch , Abramowitsch 

und Bauer wahrscheinlich auch deutsch« sprechen müssten. Eben deshalb bestehe 

kein »politisches Bedürfnis«, die Rede Bernsteins ebenfalls in deutscher Sprache zu 

halten. 28 Das Anliegen Adler stellte kein Problem für den sprachlich versierten So­

zialdemokraten dar: Bernstein antwortete prompt und erklärte sich bereit, »gleich 

Englisch zu sprechen.« 29 Die Tatsache, dass bis auf Bernstein kaum ein Delegierter 

- nicht mal Vandervelde, Bauer oder Abramowitsch - der englischen Sprache aus­

reichend mächtig war und die hieraus entstehenden Übersetzungsaufgaben enorme 

praktische Probleme (»Zeitverzögerung«) verursachten, belegt hinreichend die Vor­

züge von Fremdsprachenkenntnissen für die transnationale Zusammenarbeit. 

2.2. Transnationale Akteure und 1hre Grenzen: Raum- und Zeitvorstellungen 
sozialistischer Akteure in der Zwischenkriegszeit 

Am 24. November 1930 sendete der Adler-Mitarbeiter Adolph Sturmthal einen Be­

richt an Rudolf Breitseheid über den derzeitigen Stand der SAI-Völkerbunds­

kommission. In seinem Begleitbrief erinnerte er den Deutschen daran, dass er (Breit­

seheid) sich bereit erklärt hätte, über die wirtschaftlichen Arbeiten des Völkerbundes 

sowie das Briandsche Memorandum ein Referat zu halten. »lch bitte Sie, uns mitzutei­
len, ob und welches Material Sie hieifur benötigen. « 30 

Breitseheid schien über den Brief weniger erfreut zu sein und antworte erst zwei 

Monate später. Aus dem Schreiben geht hervor, dass sich Breitseheid weder an seine 

Zusage, ein Referat zu halten, erinnern konnte, noch an den eigentlichen Termin der 

bevorstehenden Sitzung der Völkerbundskommission: »Da auf meinem Schreibtisch im 
Fraktionsbüro jetzt durch Dritte Ordnung geschqffen wird,.ßnde ich beim besten Willen nicht 
mehr die Zuschriflen der SA!, in denen mir der Termin der Sitzung, an der ich teilnehmen 
soll, und das Thema, über das ich zu referieren habe, mitgetetlt werden. lch wäre ihnen daher 

26 IISG, SA!, Korrespondenz, Bernstein an Adler, 3-9. 1924, IJSG/SAI/ Korrespondenz/866/3. 
27 IISG, SAI, Korrespondenz, Adler an Bernstein, 18.9.1924, IISG/SAI/Korrespondenz/866/4. 
28 Ebd. 
29 ITSG, SAI, Korres pondenz, Bernstein an Adler, 23-9.1924, IIS G/SAI/Korrespondenz/866/6. 
30 llSG, SA!, Korrespondenz, Adler an Breitseheid, Kommission Probleme Völkerbund, 24.11.1930, 
IISG /SAI/Korrespondenz/852/2. 
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sehr dankbar, wenn sie mich noch einmal benachrichtigen wollten.«31 Anschließend machte 

Breitseheid darauf aufmerksam, dass er vermutlich nicht anwesend sein könne, »da 

wahrscheinlich außer den Tagen vom 15. bis 17- wegen der parlamentari schen Lage 

wieder alles am Platze sein muß«. 32 Anders formuliert hatte der Sozialdemokrat also 

weder die Zeit noch die Muße, an einem internationalen Zusammentreffen der SAI­

Völkerbundskommission teilzunehmen und hierbei einen Vortrag zu halten. 

Der kurze Briefwechsel zwischen Breitseheid und Sturmthal macht auf ein wesent­

liches Problem der transnationalen sozialistischen Zusammenarbeit in der Zwi schen­

kriegszeit aufmerksam: Trotz der gemeinhin verbesserten Transportmöglichkeiten 33 

wurde die gemeinsame Terminfindung vor dem Hintergrund der zunehmenden 

Integration sozialistischer Akteure in das politische System ihrer jeweiligen National­

staaten und der damit einhergehenden Mehrfachbelastung immer schwerer. Sozialis­

tische Akteure im Frankreich , D eutschland und Großbritannien der Zwischenkri egs­

zeit hatten trotz der vorhandenen Unterschiede ihrer politischen Systeme 34 eines 

gemeinsam: Die relative Distanz ihrer Parteien zum parlamentarischen und politi­

schen System löste sich zunehmend auf, was zur Folge hatte, dass sich die einstigen 

Oppositionsparteien sukzessive zu Regierungsparteien transformierten. Wie Bea­

trice W ebb am Beispiel der zweiten MacDonald Administration bzw. der Labour 

Party im Jahr 1929 deutlich machte, bildete sich aufgrund dessen innerhalb der Partei 

eine neue »Funktionselite« heraus, die sich von der Stammpartei abkoppelte und in 

einen zunehmenden Dialog mit anderen Parteien und Schichten eintrat. 35 Die hieraus 

entstehenden Konflikte zwischen Parteibasis, Parlamentsfraktion und Parteiführung 

sollen nicht Gegenstand der Analyse sein - Fakt war indes, dass die zunehmende 

Beanspruchung der sozialistischen Akteure zunehmend zu einer Belastung für die 

transnationale sozialistische Zusammenarbeit wurde. 36 

Daher vermag es nicht zu überraschen, dass die Terminfindung von Exekutivsit­

zungen, Rüstungskonferenzen, Kongressen häufig zur Diskussion stand. Diese Pro­

bleme waren keineswegs neu: Bereits im Vorfeld des Ersten Weltkrieges kam es re-

31 llSC, SAl, Korresponden z, Breitseheid an Sturmthal , Kommission Probleme Völkerbund, 

7.2.1931, IISG/ SAI/ Korrespondenz/852/n . 
32 Ebd. 
33 S. BERcER, Interna tionalismus als Lippenbekenntnis?; in : J. MITTAG (Hrsg.), Politi sche Parteien 

und europä ische Integration , 2006, S. 197- 213; hier: S. 211. 
34 Hierzu auch: A. W1RSCHINC (Hrsg.), Herausforderungen der parlamentarischen Demokratie, 

2007. 
35 LSl , Passfield Papers, IV 23; A Note on MacDonald's Covernment of 1929; veröffentli cht in: 

Political Quarterly, Vol. I, No. 1 (Jan. 1930 ), pp. 104- 109, unter dem Titel: The disappearance of the 

governing dass. 
36 Die SAI reagierte auf ihre Art und Weise auf die zunehmende Doppelbelastung soziali stischer 

Akteure, indem die Übernahme eines Amtes auf nationaler Ebene (Regierung) und internationaler 

Ebene (SAI) vermieden wurde. Dies führte allerdings zu einer F luktuation vor al lem im eng li schen 

Lager, insofern eine Vielzahl transnationa ler Akteure sowohl an der ersten als auch der zweiten 

Labour-Regierung beteiligt war. Auf dem Wiener Kongress 1931 nahmen deshalb mit Ausnahme 

vo n W. Gilli es nur in der zweiten Reihe s tehende Delegierte teil (Cillies sprach von »Unterstaats­

sekretären «). LHASC , LSI , Br ief Gill ies an MacDonald , 18. 3.1931, LHASC/ LSI/ 17/ 1/32. 
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gelmäßig zu Diskussionen über Ort und Zeitpunkt anstehender Zusammenkünfte. 
So wurde selbst im Rahmen der Julikrise 1914 trotz der Gefahr eines Weltkrieges 
höchst angeregt über den bevorstehenden Sozialistenkongress diskutiert: Haase 
wollte den Kongress in Paris stattfinden lassen, da Wien als ursprünglich vorgesehe­
ner Tagungsort ob der politischen Wirren ausfiel. Dies brachte die englischen Dele­
gierten auf den Plan, die ihrerseits den Kongress in London veranstalten wollten, 
aufgrund von »terminlichen« Schwierigkeiten. Am Ende wurde Paris als Tagungsort 
bestimmt. 37 

In der Zwischenkriegszeit wurde mindestens ebenso intensiv über bevorstehende 
Termine debattiert: Als Friedrich Adlcr 38 anlässlich der bevorstehenden Tagung der 
Abrüstungskommission des Völkerbundes im August 1926 die hierfür zuständige 
SAI-Kommission erstmals einberufen wollte, weigerte sich Otto Wels, diesem An­
liegen nachzukommen. Per Telegramm verkündete er: »Halte Ruestungskon_ferenz ohne 
Vorbereitungjüer zwecklos«. 39 Wenige Tage später wandte er sich außerdem postalisch 
an den SAI-Sekretär und argumentierte, der Vertreter der SPD - Hermann Müller -
sei zurzeit nicht in Berlin und könne vermutlich nicht nach Zürich kommen. 40 In 
seinem Antwortschreiben beklagte Adler sich darüber, dass es in letzter Zeit sehr 
schwer wäre, gemeinsame Sitzungen anzuberaumen. Hierbei erwähnte er die Exe­
kutivsitzung der SAI, deren terminliche Festsetzung offensichtlich höchst problema­
tisch war. 41 Die Vertagung der Sitzung der hauseigenen Abrüstungskommission 
kam für ihn nicht Frage: »Ich glaube [. . J dqß es trotzdem notwendig ist, dqß die Kommis­
sion zusammentritl, nicht nur um sich zu konstituieren, sondern auch um die Lage einer 
Besprechung zu unterziehen. «42 

Was räumliche Vorstellungen und Bedeutungszuschreibungen anbelangt, so tat 
sich v. a. die Labour Party sehr schwer damit, Zusagen zu internationalen sozialisti­
schen Zusammenkünften zu erteilen. Dies lag aber nicht zwangsläufig am fehlenden 
Willen der Parteivertreter, sondern auch an der räumlichen Distanz zwischen dem 
Inselstaat und dem Kontinent. So waren Treffen in London oder Manchester für die 

37 Protokoll der Sitzung des Internationalen Sozialistischen Bureaus vom 29. bi s 30. Juli 1914 in 
Brüssel ; in: Kongressprotokolle der Zweiren Internationale, Bd. 2, 1976, S. 27. 
38 Auch Fried ri ch Adler kann in diesem Kontex t gewissermaßen als »Paradebei spiel« angeführt 
werden. Im Jahr 1924 reichte er seine Demi ss ion al s Sekretär der SA! ein , da sich der Sitz des Sekre­
tariats in London befand und er als Sekretär dazu gezwungen war, zwischen Wien und London zu 
pendeln. Aufgrund »familiärer« Schwierigkeiten sah er sich infolgedessen dazu gezwungen, seinen 
Rücktritt bekannt zu geben, der allerdings kurz darauf wieder zurückgenommen wurde, weil die SAI 
Adler zuliebe ihren Sitz nach Zürich verlegte, was ihn davon überzeugte, weiter für die Organisa tion 
zu arbeiten. Internationale Information, Das Sekretariat der Soziali sti schen Arbeiter-Internationale, 
24-12.1924, Bd. II , 1925, No. 2. 
39 IISG , SA! , Abrü stungskommission, Wel s an Adler, 4.8.1926, IISC/ SAI/ Abrüstungskommis­

sion /759/ 1. 
40 IISG; SA!, Abrü stungskommission, Wels an Adler, 13-8. 1926, IISG/SAI/ Abrüstungskommis-

sion /759/5. 
41 IISG, SA! , Abrüstungskommission, Adler an Wel s, 18.8.1926, IISG/ SAI/ Abrüstungskommis-

sion /759/6 . 
42 Ebd . 
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Kontinentalsozialisten schwer zu realisieren, während ein Meeting in Paris wiederum 

problematisch für die Labour-Vertreter war. Hinzu kamen, insbesondere 1923 und 

1929, diverse finanzielle Beschränkungen, die ausschweifende Reisepläne zusätzlich 

erschwerten: Im Zuge der Ruhrkrise macht Tom Shaw darauf aufmerksam, dass ein 

Treffen des Bureaus in London kaum Aussicht auf Erfolg habe, insbesondere auf­

grund der schwierigen finanziellen Situation in Deutschland: »As for London, there 
would be lremendous dif.ficulties in the way. For instance with the mark at anywhere up to 30 
mtl!ions to the pound would be almost impossible for the Germans. «43 Kurze Zeit später 

beschwerte sich Shaw in einem Schreiben an Wels: »MacDonald hat mir gesagt, dqß die 
Franzosen und die Belgier sich verweigert haben nach London zu kommen. « 44 Auch in den 

Folgejahren, als die Treffen des Bureaus oder der Exekutive häufig in London statt­

fanden , wurden anberaumte Zusammenkünfte im Easton Lodge von Vertretern der 

SFIO, SPD oder POB mehrfach verschoben. 45 

Darüber hinaus weigerte sich die Labour Party mehrmalig, an kontinentaleuropäi­

schen Kongressen oder Parteitagen teilzunehmen. So wurde am 18. IO. 1921 beschlos­

sen, keinen britischen Delegierten nach Frankreich zu entsenden, wo ein Zusam­

mentreffen von Vertretern der Wiener Internationale stattfand. Erst auf Initiative 

Tom Shaws entschied man , doch einen Vertreter zu entsenden, aufgrund der an­

gespannten Situation zwischen Zweiter und Wiener Internationale. 46 Das zögerliche 

Vorgehen hinsichtlich transnationaler Treffen machte sich vor allem im Zuge der 

ersten Regierung MacDonald und danach bemerkbar: Nach 1925/25 kam es zu im­

mer weniger Besuchen englischer Delegierter auf Parteitagen kontinentaleuropäi­

scher Schwesterparteien. 47 Diese Entwicklung gipfelte quasi in dem dritten Kon­

gress der SAI in Brüssel 1928, als Henderson Rundbriefe an Gewerkschaft und 

Partei entsenden musste, um die 120 Mann starke deutsche Delegation mit einer 

ähnlich mächtigen britischen Vertretung zu kontern. 48 

Was die »Reisestrapazen« transnationaler Akteure im Allgemeinen anbelangt, so 

muss indes festgestellt werden , dass die wenigen zei tgenössischen Betrachtungen 

geradezu harmlos erscheinen, wenn man sie mit den Terminfindungsschwierigkeiten 

auf organisatorischer Ebene vergleicht: Während die Bestimmung eines gemein-

43 Vor diesem Hintergrund verwundert es wenig, dass ein Treffen am 13- 11 . abgesagt wurde (SAI­

Bureau). Otto Wels hatt e keinen finanziellen Spielraum, um zu reisen; MacDonald musste wegen der 

anstehenden Neuwahlen pausieren; Leon Slum konnle nicht erreicht werden. IISC , SAI , Korrespon­

denz, Shaw an Henderson, 30.8.1923, IISC/SAI/Korrespondenz/1662/4; zu den Terminschwierig­

keiten: IISG , SAI, Bureau, Termin schwier igkeiten , 13.11.1923, llSC/ SAI/ Bureau/ 600 ff 
44 llSG , SAI , Korrespondenz, Shaw an Wels , 26.6.1923, IISG/ SAI/ Korrespondenz/ 1408/ IJ. 
45 Hierzu, u. a.: llSC , SAI, Korrespondenz , Adler an Shaw, 3-6.1925, llSG/ SAI/ Korrespondenz/ 

1664/ 19. 
46 LHASC , National Execulive Committee, Internationales Komitee, 18.10.1921, LHASC/ LP/ EC/ 

Minutes,Juli bis D ezember 1921. 
47 So wurden 1925/ 1926 Grußbotschaften postalisch versandl, anslatt eigene Delegierte zu entsen­
den. Siehe hierzu die jeweiligen Exekutivsitzungen: LHASC , National Execulive Com mi ttee, 

LHASC/ LP/ EC/ r925/ 1926. 
48 LHASC, National Executive Committee, Exekutivsitzung, 27.6 .1928, LP/ EC/ Minutes, Mai bis 

Juni 1928. 
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samen Tagungsortes häufig Konflikte zwischen den Parteien auslöste, verlief die 

Entsendung von einzelnen Parteidelegationen ins Ausland im Regelfall unkompli­

ziert: So teilte der SPD-Politiker Adolf Braun dem englischen Genossen Tom Shaw 

im Jahr 1923 mit, er werde um 9.30 Uhr vormittags an der »London Liverpool 

Street« ankommen , eventuell sogar gemeinsam mit Friedrich Adler. »Es ist wohl nicht 
ausgeschlossen, dqß Fritz Adler, von dem ich hörte, dqß er seine Kur in Nauheim unterbrechen 
will, mit dem gleichen Zug ankommt. Sollte das nicht der Fall sein, dann wiire ich sehr dank­
bar, wenn ich am Bahnhof von einem deutsch oder .französisch sprechenden Genossen abgeholt 
würde.<< 49 Diese unverkrampfte Vorstellung von Zeit und Raum lässt die vor allem 

postalisch ausgetragenen Diskussionen um mögliche Termine und Tagungsorte wie­

derum in einem schwachen Licht erscheinen. 

Daraus kann gefolgert werden, dass die Auslandsreisen an sich durchaus zu bewälti­

gen waren - zumindest dann, wenn sie von der Partei finanziert wurden , was, mit 

Ausnahme der Ruhrkrise bzw. der Weltwirtschaftskrise und den damit einhergehen­

den finanziellen Schwierigkeiten, weitestgehend der Fall war. Dies gilt umso mehr, 

als die Sozialistische Arbeiterinternationale ihren Schwerpunkt klar auf Europa setz­

te und außereuropäische Reisen bzw. Aktivitäten die Ausnahme waren. 50 In der 

Zwischenkriegszeit finden sich folgerichtig weder Berichte über beschwerliche Zug­

fahrten, noch über komplizierte Einreisebed ingungen. 51 Viel schwieriger war es, die 

nationalen und internationalen Verpflichtungen unter einen Hut zu bringen: Sozia­

listische Akteure sprachen in Bezug auf ihre Parteiaktivitäten permanent von »Zeit­

knappheit«, nahmen die berufliche Belastung also aus subjektiver Perspektive als 

enormen Stressfaktor wahr. Diese Tendenz verstärkte sich um ein Vielfaches, wenn 

zur Belastung des politischen Alltags die Ausübung politischer Ämter auf Regie­

rungs- oder internationaler Ebene hinzukam. Allein die Vorstellung über die be­

grenzten Zeitressourcen , die keinen wissenschaftlich nachweisbaren Parametern 

folgte, sondern höchst individuell gestaltet wurde, führte in der Praxis dazu, das 

transnationale Miteinander wesentlich kompli zierter zu gestalten. 

Dass es unter diesen Bedingungen dennoch zu einer bemerkenswert hohen Zahl 

länderübergreifender Treffen kam, kann nicht zuletzt mit dem Pflichtbewusstsein 

der handelnden Akteure begründet werden: Die »internationale Pflicht« zu erfüllen, 

war ein immer wiederkehrendes Motiv des transnationalen Sozialismus. Bereits Karl 

Marx sprach von der »Pflicht« der Arbeiterbewegung zur proletarischen Solidari­

tät52 und Hugo Haase äußerte sich in der Julikrise wie folgt: Wenn in Paris Russen, 
Österreicher, Franzosen, Deutsche, Italiener und so weiter gemeinsam ihre Stimme zum Pro­
test erheben, kiinnen wir mit Zu_friedenheit_feststellen, dqß wir unsere Pflicht e,jullt haben. 

49 IISG , SAI, Korrespondenz, Braun an T. Shaw, 17-7-1923, IISG/SAI/ Korrespondenz/854/8. 
50 Vgl. S. Brncrn, Internat ionali smus als Lippenbekenn tni s?; in: J. MITTAG (Hrsg.), Politische Par­
teien und europäische Integrat ion, 2006, S. 197-21} 
51 Die bewilligre oder ni cht bewilligte Einreisegenehmigung war noch vor dem Ende des Weltkrieges 
ein Ausschlusskriterium für etwaige Reisestrapazen gewesen. 
52 K. MARX, lnauguraladresse der Inrernationalcn Arbeiter-Assoziation; in: MEW, Bd. 16. S. 12 f. 
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Wir wissen nicht, ob wir Eifölg haben werden . .Aber wir müssen unsere Fflicht tun. « 53 

Gleichermaßen wurde auf dem Brüsseler Kongress der SAT 1928 verkündet, es sei 

die »Pflicht« einer jeden Arbeiterpartei, für die Abrüstung zu streiten 54 und jedes 

Gesetzesvorhaben zu unterstützen, das diesem Vorhaben diene; 55 Leon Blum sprach 

1931 von der »Pflicht« der SAI ein Programm gegen die Wirtschaftskrise zu entwer­

fen 56 und auch die schonungslose Berichterstattung über das nationalsozialistische 

Deutschland wurde vonseiten der Arbeiterinternationale als unbedingt »verpflich­

tend« angesehen. 57 

Daraus geht hervor, dass die transnationalen Zusammenkünfte von Arbeiterver­

tretern keineswegs eine rein freiwillig erbrachte Wahlübung waren, sondern wahr­

haftig zum sozialistischen Selbstverständnis gehörten. »Proletarische Solidarität« 

zu demonstrieren, war somit eine Pflichtübung, die Teilnahme an länderübergreifen­

den Treffen eine »Frage der Ehre«. Zusammengefasst wurden die räumlichen Dis­

tanzen von sozialistischen Mittierfiguren nur bedingt als Hindernis empfunden, 

sondern vielmehr unter dem Eindruck einer generellen »Dynamisierung und Indivi­

dualisierung moderner Raum- und Kommunikationsstrukturen« perzipiert. 58 So 

überrascht es wenig, dass Akteure wie Jean Longuet oder der Finanzexperte der 

SFlO, Vincent Auriol bereits zu Beginn der zwanziger Jahre nach Amerika reisten, 

dass Sitzungen des Exekutivkomitees binnen einer Jahresfrist in drei bis vier unter­

schiedlichen Orten stattfanden und zusätzliche Treffen und Kongresse ebenfalls in 

verschiedenen Ländern einberufen wurden. In den Quellen ist von zunehmenden 

Telefonaten die Rede und dem Besitz von Automobilen - weshalb wiederholt be­

merkt werden muss, dass die Arbeitervertreter durchaus in das Bild des sich dynami­

sierenden Raumes der Zwischenkriegszeit mit hineinpassten. Nachteilig wirkte sich 

hingegen die steigende berufliche Belastung aus: Gerade die Übernahme von Regie­

rungsverantwortung oder von verantwortungsvollen Positionen in nationalen wie 

supranationalen Organisationen wurde häufig als »Belastung« empfunden, was un­

mittelbar zur Folge hatte, dass die handelnden Personen über Zeitknappheit klagten 

und ihren »internationale Pflichten« immer weniger nachkommen konnten. 

53 Protokoll der Sitzung des Internationalen Sozialisti schen Bureaus vom 29. bis 30. Juli 1914 in 
Brüssel; in: Kongressprotokolle der Zweiten Internationale, Bd. 2, 1976, S. 27. 
54 Dri tter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Kongress- Protokolle der Sozialisti ­
schen Arbeiter-Internationale, Bd. 3, Teil 2, Abteilung V-IX Berichte und Verhandlungen, 1974, Re­
solutionen, S. IX. 7. 
55 Ebd., Bd. p., Resolutionen, S. IX. 7-
56 Internationale Information, Sitzung des erweiterten Bureaus, 2.11.1931. 
57 Ebd., Die dringendste internationale Pflicht: Verbreitung der Wahrheit über Deutschland , 

4. 3. 1933, Bd. 10. 1., 1933, S. IOlf. 
58 A. G EPPERT / U. JENs EN / J. WE I NHOLD, Vcrräumlichung. Kommunikative Praktiken in hi stori ­
scher Perspektive, 1940-1930; in: Dies. (Hrsg.), Ortsgespräche. Raum und Kommunikation im 19 . 
und 20. Jahrhundert , 2005, S. 15-52; hier: S. 37. 
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3. Exkurs: 

Konstruktion der deutsch-französischen Zusammenarbeit am Beispiel der SFIO: 

Publiz istik , Nationalparlamente, Parteitage 

Im Folgenden wird am Beispiel der französischen Arbeiterpartei gezeigt werden, wie 

Zu sammengehörigkeit gezielt »konstruiert« und »dekonstruiert« wurde. Thema­

ti sch wird hierbei di e soziali stische Zusammenarbeit zwischen der deutschen und 

der französischen Arbeiterpartei exemplarisch herausgegriffen und aus französischer 

Perspektive skizziert werden. Dabei wird zunäch st anhand der sozialistischen Presse, 

anschließend am Beispiel von Parlamentsdisku ssionen sowie Parteitagsdebatten de­

monstriert werden, dass die Wahrnehmung der deutschen Schwesterpartei sehr gro­

ßen emotionalen Schwankungen unterlag, di e indes gezielt gesteuert und den aktu­

ellen politischen Rahmenbedingungen angepasst wurden. 

3.1. Sozialistische Presse: Spuren der Zusammenarbeit am Beispiel der französischen 
Parteizeitung, r9r8-r923 und 1928-1930 

Zu einer Dekonstruktion des positiven Bildes von der sozialdemokratischen Schwes­

terpartei kam es im französischen Lager insbesondere während des Ersten Weltkrie­

ges. In diesem Z eitabschnitt war das Verhältnis zwischen SFIO und (M )SPD alles 

andere als unproblematisch: Insbesondere Scheidemann, David, Ebert und Noske 

wurden in der von Jean Longuet herau sgegebenen »Populaire« als »Arbeiterverräter« 

gebrandmarkt 1 und die offizielle Parteizeitung »Humanite« bemühte sich darum, 

ein möglichst detailliertes Bild der aus ihrer Sicht fragwürdigen SPD-Aktivitäten 

zu zeichnen: Mittels eines >>co llaborateur particulier« wurden interne Informationen 

aus dem deutschen Lager in der französi schen Parteizeitung veröffentlicht, hier vor 

allem die von rechten Sozialdemokraten formulierte Kritik an der SFIO. Bei dem 

»speziellen Mitarbei ter«, der aus dem Lager der SPD Informationen an die SFIO 

weitergab, handelte es sich nach bisherigen Erkenntnissen um den Redakteur 

»Homo«, der ebenfalls Artikel für die »Humanite« verfasste - unter bürgerlichem 

Namen als Salomon Grumbach bekannt. Die von ihm weitergeleiteten Informatio­

nen waren durchau s relevant: Anlässlich der im Oktober 1916 stattfindenden 

»Reichskonferenz« der SPD wurden in der »Humanite« beispielsweise Diskussions­

beiträge von Eduard David oder Gustav Noske wortgetreu übersetzt und in der 

1 Hierzu u. a.: Le, Popul ai re, 29.4-1918 (» Le proces des socia li stes allemands«); 15.6 .1 918 (»Le poim 
de vuc des sociali stes majoritaires allemands «); 5.7.1918 (» Albert Thomas et Ph. Scheidemann«); 
20.8.1918 (»Les majoritaires allcmandcs et la paix de Brest-Litowsk«); 16.9. 1918 (»Les majo ritaires 
allemands et l'Inlernationale«); 1. r. 1919 (»Ebert et Schcidcmann gardenl le pouvoir«) ; 21.6.1919 
(»Scheidemann a demi ss ionc, Noskc rcmpla~a it«) ; 22.6.1919 (»sous la regne de Scheidemann«); 
7.3. 1921 (» Notrc Tactique«) . 
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französischen Zeitung abgedruckt. 2 Auch Reichstagsreden wurden regelmäßig in 

der Humanite wiedergegeben und mit Insiderwissen angereichert. 3 

Zur gleichen Zeit bemühten sich die Redakteure um Jean Longuet oder Paul Mis­

tral darum, die sich um 1916/17 formierenden unabhängigen Sozialdemokraten sowie 

den Spartakusbund als »positives« Zeichen hervorzuheben und für ihren Wider­

standsgeist zu loben. 4 Eine Reichstagsrede von Hugo Haase (April 1916) wurde 

beispielsweise vollständig in der »Humanite« übersetzt, 5 Artikel von Kautsky über 

Jaurcs und die Zukunft der Arbeiterinternationale zitiert 6 und die Aktivitäten von 

Liebknecht und Luxemburg sowohl in internen Sitzungen als auch in den Parteizei­

tungen als »Hoffnungsschimmer« interpretiert. 7 

Anders formuliert wurde im Lager der französischen Sozialisten also eine »Zwei­

Deutschland«-Theorie aufgestellt und kultiviert. Während die MSPD zumindest bis 

1921/22 zu den Kräften der Reaktion gezählt wurde, erhielten die Kriegsgegner um 

USPD und SB eine Art Sympathiebonus. Anlässlich des gemeinsamen Austritts von 

SFIO und USPD aus der Zweiten Internationale verkündete die »Populaire« stolz: 

»les fndependants sont d'accord avec nous«. 8 Parallel hierzu berichtete die französische 

Parteizeitung boshaft über die »Vorwärts«-Berichterstattung anlässlich des Straß­

burger Kongresses der SFIO im März 1920. Das deutsche Parteiblatt habe den fran­

zösischen Sozialisten vorgeworfen, die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung 

zu forcieren: »Le Vorwaerts accuse l'Humanitf et le Populaire d'encourager la scission du 
Partei socialiste allemand [. . J. « 9 

Die kritischen Berichte über die SPD nahmen erst ab, als sich die französische 

Armee an der Ruhr manifestierte. Mit dem französischen Militarismus hatte die 

»Populaire« einen neuen Feind gefunden, den es zu schlagen galt. 10 Zu diesem 

Zweck waren die französischen Sozialisten sogar bereit, sich mit den deutschen 

und britischen Mehrheitssozialdemokraten zu treffen und im März 1921 einen ge­

meinsamen Reparationsplan in Amsterdam zu formulieren und diesen Schritt ent­

sprechend in der Populaire als Fortschritt zu zelebrieren.11 Dessen ungeachtet blieb 

die MSPD ein allzu beliebtes Feindbild, weswegen es kaum überrascht, dass »Sehei-

2 Konkret sei der Vorwurf erbracht worden, die SFIO habe versprochen, gegen den Zarismu s zu 
kämpfen und unterstütze ihn nun politisch während des Weltkrieges. Humanire, 15.10.1916; Huma­
nitc, 16.10.1916. 

3 Humanite, 4 . 11.1916 (»Discours de E. Bernstein«) . 
4 Hi erzu: Le Populairc, 29.8 . 1918 (»Je fai s appel a une revolution allemande«); 21.10.1918 (»Haase, 

Ledebour et Je Vorwarts«); 19 . 1.1919 (»Karl Liebknecht et Rosa Luxemburg«). 
5 Humanite, 15. 4.1916. 
6 Humanite, 13-8.1916. 
7 In der Rückschau über Luxemburg und Liebknecht siehe auch der Artikel von Longuet: Populaire, 

20. 1.1919 . 
8 Le Populaire, 7.3. 1920. 
9 Le Populaire, 30.3-1920. 

10 Le Populaire, 7.4.1920; Le Populaire, 22. 5.1920. 
11 Le Populaire, 9.4.1921. 
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demann und N oske« für ihren Antikommunismus sowie ihre »reaktionäre Politik« 

regelmäßig denunziert wurden.12 

Nach der Besetz ung von Duisburg, Ruh ro rt und Düsseldorf durch französische 

Truppen im M ärz 1921 präsentierte sich vo r all em Leon Blum als Ankläger Frank­

reichs und setzte sich kriti sch mit der Poli tik seiner R egierung auseinander. 13 In 

einem seiner Artikel setzte der Sozialistenfü hrer die »Z wei-Deutschland«-Theorie 

Lo nguets fo rt und un terschied zwischen einem »guten« und einem »bösen« 

D eutschland. 14 Sogar der rechte Flügel fo rderte in der »Populaire« eine konzertierte 

»in ternationale Aktion« und plädierte dafür, D eutschland zur Hilfe zu eil en. 15 Mi t 

in dieses Bild passt, dass di e innenpolitische Entwicklung in Deutschland perman ent 

kommentiert und hierbei insbesondere auf di e schwierige Versorgungslage hingewie­

sen wurde sowie die Unmöglichkeit, di e geford erten Reparationszahlungen zu er­

bringen.16 Zur Untermauerung des G eschri ebenen wurde ein Artikel Rudolf Breit­

seheids (»le docteur Breitseheid«) ziti ert , der in der Folgezeit al s Sinnbild des »guten 

Deutschlands« ski zziert wurde. 17 W enige Tage später wurde eine Rede A rthur Cri­

spiens, gehalten in Pari s anläss lich der G edenkfeier zu Ehren Jean Jaures', in der 

»Populaire« wortgetreu abgedruckt, 18 ehe erneut die M einung Breitseheid s (»Dis­

cours«) in der fran zös isch en Partei zeitung zum Thema Krieg und Frieden wiederge­

geben wurd e. 19 

Auch wenn Breitseheid und Crispien selbstverständlich Mitglieder der USPD 

waren, so muss dennoch fes tgestellt werden, dass die Rehabilitierung der deutschen 

Schwes terpartei MSPD mit der Anprangerun g der Ruhrbesetzung durch die SFIO 

sowie der Wiederannäherung von IASP und Zweiter Internationale durchaus ein­

herging. Nich t um sonst sprach Breitseheid in seinem Artikel dezidiert von »der« 

deutschen Sozialdemokratie, die gegen den Kri eg eintrete und D emonstrationen or­

ganisiere und von »den deutschen Arbeitern «, die sich geschlossen gegen die franzö­

sische Aggression wendeten. 20 

Offen sichtlich soll te in die sem Zeitraum eine generelle Aufwertung des sozial­

demokratischen N achbarn erwirkt werden. Paradigmati sch für diese These steht die 

Veröffentlichung vo n Augu st Bebels Tagebüchern in der »Populaire« (» Pages de ma 

vie«) - wohlgemerkt auf der Titelseite. 21 Inhaltlich wurde hierbei vor allem auf die 

bewegte Vita des verstorbenen sozialdemokrati schen Führers abgezielt, sein Kampf 

12 In einem Artikel für die französ ische Parteizeitung verlangt J. Longuet den end gültigen Bruch mit 
der »Internationale Scheidemann s« und fordert einen Neuanfa ng. Le Populaire, 7.3- 192 1. 
13 Le Populaire, 8.5.1921 (»Qui paiera? «) . 
14 Le Populaire, 9.5.1921 (Que va fa ire de l'Al lemagnc«). 
15 Le Populaire, 20. 5. 192 1. 
16 Le Populai re, 6.6. 1921 (» L'Alkmagne et l' Execu tion du tra ite du paix«). 
17 Le Populaire, 9.6. 1921 (»Un article de RudolfBreitscheid«) . 
18 Le Populaire, 26 .6. 1921; 28 . 6. 1921; 31.6.1921; hierzu auch der Artikel von C ri spi en (» Rcn exions 
politiques sur mon voyage a Pari s«), Le Populairc, 14 . 8. 192 1. 
19 Le Populaire, 6. 8. 192 1. 
20 Ebd. 
21 H ierzu u. a.: Le Populaire, 28 . 8.1 921; 30. 8.1 921; 2.9 . 1921 ; 4.9 . 1921; 6. 9. 1921; 14. 9.1921. 
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für die SPD, die Zeit im Gefängnis, seine Friedensliebe sowie sein »internationales 

Pföchtbewusstsein «. Zwar wurde gleichzeitig immer wieder Kritik an der MSPD 

geübt, 22 indes nahm die Zahl jener Artikel rapide ab, ehe am 24.9.1922 die »unite 

socialiste allemande« - die Fusion von USPD und MSPD - gefeiert werden konn­

te. 23 Die Tatsache, dass die in der »Populaire« anerkannten USPD-Führer um Breit­

seheid, Crispien, Hilferding nunmehr Teil der wiedervereinigten SPD waren, wirkte 

offensichtlich beruhigend und führte zu einer generellen Aufwertung der deutschen 

(sozialdemokratischen) Arbeiterbewegung im französischen Lager. 

Im Zeitraum der Ruhrkrise 1922/23 tat sich Leon Blum als Chefkritiker der fran­

zösischen Regierung hervor. In seinen Artikeln bezog er sich permanent auf die 

»deutschen Genossen«, nannte sie »nos camarades independants et social-democra­

tes« 24 und nahm sie verbal in den Kreis der befreundeten Parteien auf - »nous socia­

listes«. 25 In der französischen Parteizeitung »Le Populaire« begann Blum bereits im 

März 1922 mit seiner Artikelserie »L'Allemagne paiera«, in deren Verlauf er immer 

wieder die Zahlungsunfähigkeit Deutschlands akzentuierte. 26 Überdies wurde er 

nicht müde, permanent über die »erschreckende« Lage der deutschen Arbeiter zu 

berichten, wie zum Beispiel in seinem Artikel »En Allemagne«, wo er unter anderem 

auch die Folgen der Hyperinflation thematisierte und zu dem Schluss kam, dass es 

die Aufgabe der Entente-Mächte sei, für wirtschaftliche Stabilität in Deutschland zu 

sorgen: »1l_faut que tous !es Etats du monde cooperent pour stabtlisier le change allemand 
comme !es autres changes avaries, pour rendre a l'A.llemagne et aux Etats producteurs leur 
capacite normale d'exportation [.. ].« Nach der Ruhrbesetzung zog Blum regelmäßig 

Bilanz und bewertete das »Abenteuer von »Poinca-Ruhr«, wie er den französischen 

Regenten Poincare spöttisch nannte, als vollendetes Desaster. Diesbezüglich kam er 

am 13- 2 ., wenige Tage nach Beginn der Invasion zu dem wenig schmeichelhaften 

Schluss: »Nous etions entres dans la Ruhr pour y chercher du charbon et du coke. Motjfpour 
!es uns, pretexte pour !es autres. Etje suis oblige de repeter, une .fais de plus, que la Ruhr qui 
nous livrait un million de tonnes par mois avant l'occupation, ne nous .faurnit plus rien depuis 
que nous en sommes !es maitres.« 27 Bezogen auf die deutsche Arbeiterklasse kam Blum 

dabei wiederholt zu der Erkenntnis, »Poincaruhr« stütze mit seinem Vorgehen die 

deutsche Monarchie und schwäche all jene Elemente, die sich im eigentlichen Sinn 

für die Demokratie einsetzen würden: »C'est la Republique allemande marquee pour une 
chute prochaine, au prrfit de la reaction monarchiste et revancharde.« 28 In diesem Kontext 

machte der französische Politiker hinreichen deutlich, dass es allein an der deutschen 

22 »Les mauvaises raisons des Majoritaires«: Le Populaire, 27-9.1921. 
23 Le Populaire, 24.9.1922; Le Populaire, 27.9.1922; 28.9.1922. 
24 Le Populaire, 21.3.1922. 
25 Le Populaire, 12.7.1922. 
26 Le Populaire, 2r. 3- 1922. 
27 Le Populaire, 21.3-1922 (»L'Allemagne Paiera«) ; 12-7-1922 (»En Allemagne«) ; 12.1.1923 (» Aprcs 
l'Occupation «) ; 13.2. 1923 (»L'occupation de la Ruhr - Le Bilan«) . 
28 Le Populaire, 3- 8.1923-
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Sozialdemokratie liege, die deutsche Republik vor einem reaktionären Umsturz zu 

bewahren. 29 

Damit galt die Sozialdemokratische Partei im französischen Lager spätestens seit 

1922/1923, mir der Fusion von USPD und MSPD, als »rehabilitiert«. Verschiedene 

Gründe waren hierfür ausschlaggebend: Erstens meinte man mit Breitseheid, 

Crispien, Kautsky, Hilferding neue verlässliche Köpfe gefunden zu haben, deren Be­

kenntnis zur ,> proletarischen Solidarität« außer Frage stand und die nach der Partei­

fusion wichtige Ämter ausübten; zweitens wurde die Ruhrbesetzung der französi­

schen Regierung dazu verwendet, die deutsche Arbeiterklasse als »Opfer« des 

fran z. Imperialismus darzustellen; drittens stand die SFIO aufgrund der anstehen­

den Wiedervereinigung der beiden soziali stischen Internationalen (IASP und 

Zweite Internationale), die sich in Hamburg im Mai 1923 vollzog, geradezu in der 

»Pflicht«, die bestehende Fehde mit der rechten Sozialdemokratie zu begraben und 

ein neues Kapitel der Beziehungen aufzuschlagen. 

An dieser Stelle soll ein Zeitsprung vollzogen und die deutsch-französische A nnä­

herung zwischen 1928 und 1930, genauer gesagt die Bewertung der Regierung Her­

mann Müller durch die SFIO, in den Fokus gerückt werden. In diesem Zeitabschnitt 

wurde die SPD, wie bereits Heinrich August Winkler deutlich gemacht hat, 30 in 

einem besonderen Maß von ihrer französischen Schwesterpartei unterstützt. Ob­

wohl sich die SFIO seit jeher dezidiert gegen eine Regierungsbeteiligung stemmte, 

forderte Leon Blum in einem im Juni 1928 veröffentlichten Artikel in der »Populai­

re«, dass die SPD Regierungsverantwortung in Deutschland übernehmen müsse. 31 

Zugleich machte Blum aber in einem Folgeartikel deutlich, dass man die deutsche 

Situation kaum mit der französischen vergleichen könne: Wäre die SFIO wie die 

SPD die stärkste Partei in ihrem Land, dann würde sie ebenso wie SPD und Labour 

Party Verantwortung übernehmen, so das Fazit des Sozialistenführers. 32 Auf diese 

Art und Weise wurde die »originäre« Stellung der französischen Arbeiterpartei ge­

wahrt und zugleich die Haltung der SPD ausreichend legüimiert. Um das ,, richtige« 

Verhalten der deutschen Schwesterpartei zu unterstreichen, zielte Blum wiederholt 

auf die schwierige innenpolitische Lage in Deutschland ab und zeichnete hi erbei 

erneut das Bild vom »guten« und »schlechten« Nachbarn: »La dfference entre /es 
socialistes allemands et /es nationalistes [. . J c'est que /es uns ont cherche a nfaliser /es conditions 
necessaires de /'evacuation par le maintien des institutions nfpublicaines, [. . J par le rappro-

29 Artikel in der Populaire hierzu: 15. 1.1923 (» Les socialistes allemands«); 5.r. (»Socialis tes allemands 
et frans:ai s«); weitere Artikel hierzu: Le Populaire, 2. 6.1923 (»La Socialdemocratie«); 16.8.1923 (»Le 
Socialisme all emand «); 28.8.1923 (»Le sociali sme en Allcmagne«). 
30 Vgl. H. A. W1 N KLER, Klassenkampf versu s Koalition; in: Geschichte und Gesellschaft, Bd. 17, 
1991, S. 183- 219; hier: S. 198ff 
31 Le Populaire, 14.6. 1928 (»La social-democratie au pouvoir«). 
32 Le Populaire, 20.6.1928 (»L'Exerci se du pouvoir. On ne peut pas nou s opposer l'exemple all e­
mand «). 
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chement avec !a France. «33 Zugespitzt formuliert sendete Blum also die Botschaft aus, 

es sei im Sinne Frankreichs, auf jene Kräfte in Deutschland zu setzen, die an einer 

Annäherung, an einem Ausgleich mit dem Nachbarland interessiert seien - hier im 

Besonderen die deutschen Sozialdemokraten. In diesem Sinne sprach er sich auch 

dafür aus, im Falle eines möglichen »Anschlusses« - d. h. den Anschluss Österreichs 

an das Deutsche Reich - , der im Sommer 1928 in französischen Medien diskutiert 

wurde, nicht zu intervenieren von französischer Seite, sondern stattdessen das Wil ­

sonsche Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Völker zu wahren. 34 Selbst im 

Zuge der Debatte über den Panzerkreuzerbau, der am 10.8.1928 vom Kabinett 

Müller beschlossen wurde, war Leon Blum sichtlich darum bemüht, die deutsche 

Schwesterpartei nicht fallen zu lassen. »Pour le socialisme allemand« lautete sein 

Fazit, auch wenn er zugleich Kritik an der SPD übte, sie in die »internationale 

Pflicht« nahm und sich bitter darüber beklagte, dass die SFIO nunmehr den natio­

nalistischen Spöttern hilflos ausgeliefert sei. 35 Im November 1928 veröffentlichte er 

erneut einen Artikel »Constance et Courage« über die SPD, die einen Antrag im 

Reichstag zur Einstellung des Panzerkreuzerbaus eingereicht hatte. In seinem Arti­

kel kam Blum zu dem Schluss, dass die SPD damit ihre »internationale Pflicht« 

erfüllt und sich als verlässliche Hüterin der deutschen Demokratie präsentiert hätte: 

»Or !es socia!istes a!femands ont _faurni tout au contraire, dans cette conjoncture dijftci!e, !a 
preuve ecfatanle de !eur constance avec eux-memes el de feur courage. «36 Dass indes mit 

dieser Entscheidung das Fortleben der Regierung Müller aufs Spiel wurde und die 

Parteiräson über das Regierungskabinett gestellt wurde, sparte Blum konsequent aus 

und sprach stattdessen von einem Musterbeispiel von »Parteidisziplin«. 37 

Im November machte der Franzose in seinem Artikel »A chacun ses Allemands« 

hinreichend deutlich, dass es nicht Gustav Stresemann sei, auf den aus Sicht der 

SFIO Verlass sein könne, sondern die deutsche Sozialdemokratie. 38 Um Hermann 

Müller auch in der Räumungsfrage zu unterstützen, forderte er fast schon polemisch: 

»Evacuons-nous la Rhenanie! [ ... ] sans condition prealable«. 39 Im Juli 1929 wurde er 

sogar noch deutlicher und argumentierte: »Sans evacuation pas de ratification et pas 

de revision! «. 40 In diesem Artikel bezog er sich ausdrücklich auf Rudolf Breitseheid 

respektive die deutsche Sozialdemokratie und betonte, dass eine Ratifikation des 

Young-Planes ohne eine Verknüpfung der Reparations- mit der Räumungsfrage nicht 

möglich sei. Während der Haager Konferenz im Sommer 1929 kritisierte Blum die 

33 Le Populaire, 5.7.1928 (,,Le rapprochement franco-allcmand «) . 
34 Le Populaire, 27-7.1928 (»La Question de !'Anschluss«). 
35 Le Populaire, 19.8.1928 (»Fausse note«); hierzu auch der Artikel von 0 . Rosenfeld: Lc Populaire, 
18 . 8. 1928 (»Le croiseur allemand «). 
36 Le Populaire, 20.11.1928 (»Constance et Courage«) . 
37 Vgl. H. A. W1NKLER , Klas senkampf versus Koalition; in: Geschichte und Gesell schaft, Bd. 17, 
1991 , S. 183- 219; hier: S. 194f. 
38 Lc Populaire, 27-11.1928 (»A chacun ses Allemands«) . 
39 Le Populaire, 9.5.1929 (»Evacuons-nou s la Rhenanie«). 
40 Le Populaire, 7.7.1929 (»Sans evacuation pas de ratification et pas de revision! «). 
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englische Regierung und hier insbesondere den Finanzminister, Philip Snowden, 41 

während di e SPD weiterhin als Friedenspartei gefeiert wurde. 

D araus geht hervor, dass die bedingungslose Unterstützung Blums für di e deutsche 

Schwesterpartei 1928-1930 fast schon groteske Züge annahm und Erinnerungen an 

di e Idealisierung der »guten Deutschen« in M adame de Staels »D e l'Allemagne« 

hervorrief 42 In seinem Nachruf über die Regierung Müller im M ärz 1930, die in­

zwischen abberufen worden war, kam Blum zu dem für ihn einzig logi schen Schluss, 

di e SPD habe aus der Koalition austreten müssen, da ihre Parteitagsbeschlü sse nicht 

mit der Kabinettspolitik bzw. den Forderungen der bürgerlich en Koali tion spartner 

vereinbar gewesen seien. 43 Konkret stellte er di e Schwesterpartei als »Überzeugungs­

täter« dar, di e erst zur Machtausübung gezwungen worden se ien und während ihrer 

Regierungszeit stoisch , hartnäckig und mutig ihre Ziele verfolg t hätten. Niemand 

habe das Recht, wie Blum deutlich machte, an der Sozialdemokratie zu zweifeln, ihre 

Redlichkeit in Frage zu stellen: D en Young-Plan nannte der Franzose ein einzig­

artiges »Friedenswerk«, das voll und ga nz auf das Verdienst der deutschen Arbeiter­

partei zurückgehe. 44 Oreste Rosenfe ld prophezeite anläss lich des Nachfolgers von 

Müller, H einrich Brüning, D eutschland stünden unruhige Z eiten bevor, 45 Blum zog 

Parallelen zwischen SPD und SFIO, die nunmehr beide Oppositionsparteien sei­

en. 46 Vor der Reich stagswahl im September 1930 bescheinigte er der deutschen 

Schwesterpartei, zwischen 1920 und 1930 ehrli ch und aufrichtig für di e internatio­

nale Solidarität gekämpft zu haben - di e SPD habe sich der Internat ionale als würdig 

erwiesen und ihre Treue ausreichend unter Beweis gestellt. 47 

Diese hagiographische Bewertung des deutschen Nach barn wurde erst im Mai 

1933, Monate nach der Machtergreifung Hitlers , zu den Akten gelegt. lm Folgenden 

wurde scharfe Kritik geübt an der SPD, vor all em Lcon Blum verabschiedete sich von 

dem Trugbild , die deutsche Partei kö nne die Kräfte der Reaktion weiterhin in Schach 

halten. 48 Hintergrund hierfür war der spektakuläre Austritt vo n Otto Wels aus dem 

Büro der SAI , der das Bild von der »internationalistischen« Schwesterpartei SPD 

radikal dekonstruiert hatte. Noch im Frühjahr 1933 war in der »Populaire« von Ro­

senfeld behauptet worden, Hitlers Aufstieg sei von kurzer D auer und seine D eka-

41 Le Populaire, 8.8. 1929. 
42 De Stael zeichnete 1810 das Bild von ein em militärisch harmlosen, eLwas rückständigem Deutsch­
land, das indes auf geistiger Ebene ein fo rt schri ttl iches Volk de r »Dichter und Denker« darstell e. Die 
ideali sierte und verharmlosende Ski zz ieru ng de Staels führte in Frankreich zu einer jahrzehntelangen 
Umerschätzu ng des deutschen Nachbarn , insbesondere auf politischer, wirtschaftli cher und mili täri­
scher Ebene. Vgl. W. L EIN ER , Das Deutschl andbild in der fran zösischen Literatur, 19 89 , S. 17. 
43 Le Populaire, 29.3.1930 (L'oeuvre de paix de la Social -Democrati e«) . 
44 H . A. W1 NKLER, Klassenka mpf versus Koalition ; in: Geschichte und Gesell schaft, Bd . 17, 1991 , 
S. 183-219; hier: S. 199. 
45 Le Populai re, 30.3. 1930 (»Les partis constituent un bloc antisocialiste«) . 
46 Lc Populaire, 6.4.1930 (»En Allemagnc et en France«). 
47 Le Populaire, 14.9. 1930 (» L'Allemagne vote auj ourd 'hui «) . 
48 Le Populaire, 4.4.1933 (» La dcmiss ion de Wels«). 
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denz ein Zeichen für seinen nahenden Untergang. 49 Als sich diese Hoffnung zer­

schlug, setzte indes ein radikales Umdenken im Lager der SFIO ein. Daraus resul­

tierend musste auch das Bild von der »Friedenspartei« SPD zerschlagen werden, was 

geradezu zwangsläufig zu einer kritischen Auseinandersetzung mit der deutschen 

Arbeiterpartei führte. Infolgedessen wurde das Verhalten der deutschen Genossen 

retrospektiv als »zögerlich« interpretiert, die langjährige »Tolerierungspolitik« 

scharf kritisiert, die Koalitionen mit bürgerlichen Parteien als zunehmende Distan­

zierung von der Parteibasis ausgelegt. so 

3.2. Nationalparlament & Parteitage: Die Konstruktion des »guten Deutschlands« 

Bis zur Machtergreifung 1933 wurde innerhalb der SFIO eine archetypische Zwei­

teilung vorgenommen zwischen einem »guten « und »schlechten « Deutschland. Ers­

teres wurde als Synonym für die deutsche Arbeiterbewegung- fortschrittliche Kräfte 

- verwendet, letzteres als Äquivalent für die nationalistische Reaktion. Wie Franco 

Ilic in seiner Studie über das »Deutschlandbild im französischen Parlament« dar­

legt, 51 machte sich dieses Muster auch in der französischen Kammer immer wieder 

bemerkbar. 

Der wohl hervorstechendste Redner der SFIO, Leon Blum, kritisierte die deut­

sche Republik noch im Jahr 1923 in der französischen Kammer für ihre »unvollkom­

mene Revolution« und die fehlende »politische Säuberung«. 52 Dies kann in gewisser 

Weise als Fortsetzung der Kritik an der MSPD interpretiert werden, die, nach Auf­

fassung der SFIO, die Revolution eher gebremst denn beschleunigt habe. 53 Aller­

dings zeichnete Blum die deutsche Arbeiterpartei auch als Teil des »guten« Deutsch­

lands, als eine Art Garantiemacht für Frankreich auf eine friedliche Zukunft. 54 In 

diesem Kontext muss vor allem die bereits erwähnte Parlamentsrede des Sozialisten­

führers vom rr. r. 1923 - dem Tag des Einmarsches der französischen und belgischen 

Truppen in das Ruhrgebiet - hervorgehoben werden, in deren Verlauf er vor den 

Folgen der Besatzung warnte, insbesondere einem Erstarken der Nationalisten in 

Deutschland. 55 In diesem Sinne äußerten sich auch Vincent Auriol und Marcel Sem­

bat, die ebenfalls von einer »Zweiteilung« sprachen und die soziali stische Schwester­

partei dezidiert in ein positives Licht rückten: Sembat erinnerte an den Einmarsch 

französischer Truppen in Düsseldorf 1921, als sich die dortigen Arbeiter geweigert 

hatten, an anti-französischen Kundgebungen teilzunehmen. Ähnlich äußerten sich 

49 Le Populaire, r. 1. 1933 (»L'annee de la grandeur de Hitler fut aussi celle de sa decadence«) . 
50 Le Populaire, 4.4.1933 (»La demission de Wels«). 
51 F. luc, Frankreich und Deutschland, 2002. 

52 Ebd., S. 11 7. 
53 Beispielsweise wurde nach Dars tellung der französischen Polizei während einer CAP-Sitzung der 
SFIO im Jahr 1919 der Vorwurf vonseiten der franz. Sozialisten erbracht, die MPSD wolle die Revo­
lution gezielt niederschlagen. Hierzu: A.N., SERIE F/7. PoucE GENERALE, Jean Longuet, Polizei­
bericht vom 17.12.1919 , F7/ 15979. 
54 J.O., Deb. Pari. Chambre 1923, II. 1. 1923, S. 20-23-

55 Ebd. 
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auch Albert Thomas, Jean Longuet und Joseph Paul-Boncour, die ebenfalls als Par­

lamentsredner zwischen r919 und 1924 auftragen . Insbesondere Thomas muss hier­

bei hervorgehoben werden, insofern er im französischen Parlament Kautsky, Haase, 

Bernstein namentlich nannte und als »neue Elemente« des besiegten D eutschlands 

aufzä hl te 56 . 

An der »Zwei-Deutschland-Theorie« wurde auch in den Folgejahren festgehalten, 

wie bereits am Beispiel der »Populaire« gezeigt. 57 Hierbei muss festgehalten werden, 

dass die Unterscheidung zwischen einem »sozialdemokratischen, »guten « und einem 

»nationalistisch en« bzw. »schlechten« D eutschland auch dem Vorwurf der französi­

schen Rechten, die SFIO sei germanophil, entgegenwirken sollte. Indem die SFIO 

dezidiert ihre deutschen Genossen in ein positives Licht rückte und parallel hierzu 

die »Kräfte der Reaktion « in Deutschland anprangerte, entschärfte sie automatisch 

den Vorwurf, sie agiere gegen das eigene Vaterland . 58 Einer jener Protagonisten, die 

sich in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre auch im Parlament inszenierten, war 

der vielfach erwähnte Salomon Grumbach, der zugleich als D eutschlandexperte sei­

ner Partei auftrat. 59 In Bezug auf das Nachbarland sprach er davon, es gebe dort 

einen »bon esprit« und einen »mauvai s esprit« - oder auch: das republikanisch-pazi­

fistische und das nationalistisch-revanchi stische D eutschland . 60 Wi e Blum skizzierte 

auch er die SPD als »Fels in der Brandung«, der gegen die kommunistische und die 

nazistische Bedrohung ankämpfen mü sse. 61 Um seine Ausführungen zu untermau­

ern, verwies er u. a. darauf, dass er in den Parlamentsferien in Deutschland gewesen 

sei und sich vor Ort einen Eindruck über die aktuelle Situation verschaffen konnte. 62 

Eine weitere Ebene, auf der die »Zwei-D eutschland-Theorie« übermittelt wurde, 

waren die SFIO-Parteitage: Auch hier bemühten sich die Parteistrategen darum, das 

Argument, die deutsche Arbeiterklasse sei der wichtigste Garant gegen eine kriege­

rische Resurrektion des Reiches, regelmäßig in den Fokus zu rücken. So wurde be­

reits auf dem Straßburger Kongress r920 verkündet: »Les explications ulterieures que !es 
delegues allemands ont donnees au cours des debats sur la Societe des Nations, ont convaincu la 
Con.ference que, dorenavant, !es classes ouvrieres unies du monde entier constitueront /a plus 

förte et la plus durable garantie conlre tout reveli du mt!itarisme et toute tentative d'aneantir /a 

56 Zur Rede von Thomas: J.O., Debats parl. Chambre, 30. 8. 1919, S. 4072/4on; lli c, Frankreich und 
Deutschland , S. 120 ff 
57 Le Populaire, 27-11.1928 (»A chacun ses Allemand s«) . 
58 Hierauf reagierte die SFIO, wie auch die SPD, »extrem sensibel«, wie T. Judt in seiner lesens­
werten Arbeit über die Geschichte der französ ischen Part ei deu tli ch machte. T. J U DT, La rcconstructi ­
on du parti socia li sre, 1976, S. 119 ff ; F. Iu c , Frankreich und Deutschland. 2002, S. 187 ff 
59 Indes wa r Grumbach nur zwischen 1928 und 1932 Teil der fran zös ischen Kammer. Vgl. F. TAu­
BERT, Salomon Grumbach; in: H . ABRET / M. GKUNEWALD, Visions Allemandes de la France (1871-
1914), 1995, S. 3n-388; hier: S. 375. 
60 J.O ., Dcb. Pari. C hambrc, 24.12.1929, S. 4610-4614; F. lu c, Frankreich und Deutschland , 2002, 
S. 189. 
61 J.O., Dcb. Pari. Chambrc, 24.11.1931 , S. 3996 f 
62 F. lu c, Frankreich und Deutsch land , 2002, S. 190. 
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democratie internationale« 63 Ähnlich hierzu merkte Vincent Auriol auf dem Pariser 

Kongress 1921 an, dass es die Aufgabe der SFIO sei, die Arbeit der Sozialdemokra­

ten, den Frieden zu erhalten, zu erleichtern »et eviter le retour au pouvoir des pan­

germanistes«. 64 Diese Linie wurde im Zuge des SFIO-Parteitages in Lille 1923 be­

kräftigt - im Parteitagsprotokoll wurden zudem zahlreiche Deutschlandreisen 

französischer Sozialisten aufgeführt, um die enge Bande zwischen beiden Parteien 

zu demonstrieren. 65 Gleichermaßen wurde im Rahmen des Marseiller Parteitages im 

Jahr 1924 verkündet, dass die Administrativkommission der Partei die Politik Poin­

cares strikt ablehne, da er sich einerseits weigere, Verhandlungen mit der deutschen 

Regierung aufzunehmen, »tandis qu 'i/ a accepte de negocier avec le grand patronat de la 
Ruhr et specialement avec M Hugo Stinnes, organisateur de la devastation des usines du 
Nord, ennemi de la Republique allemande, commanditaire des nationalistes bavarois«. 66 

Dass die beiden Initiatoren der »Zwei-Deutschland-Theorie«, Grumbach und 

Blum, auch dazu bereit waren, ihre Ansichten SFIO-intern zu verteidigen, wurde 

auf dem Lyoner Parteitag 1927 deutlich: Im Vorfeld des Kongresses hatte der links­

extreme Sozialist Maurice Maurin in seinem Journal »L'Etincelle socialiste« die 

deutschen Genossen als »Socialistes du Kaiser« bezeichnet. Hintergrund für diese 

Verbalinjurie war die Kritik der deutschen Sozialdemokraten an den Verbindungen 

der deutschen Reichswehr zu sowjetischen Militärs, die Maurin offensichtlich zu 

verteidigen suchte. Salomon Grumbach verurteilte diese Haltung, weswegen er 

Maurin auf dem Lyoner Parteitag heftig kritisierte: Der Elsässer betonte in seiner 

Rede zunächst, dass die Bezeichnung »Socialistes du Kaiser« eine von der rechts­

radikalen Zeitung »Action fran~aise« insbesondere während des Ersten Weltkrieges 

verwendete Redewendung sei. Damit unterstellte er Maurin im Umkehrschluss, sei­

ne extremistische Propaganda bei den Rechtsradikalen gestohlen zu haben. Die SPD 

verteidigte Grumbach im Folgenden so resolut wie möglich: Die SFIO könne stolz 

auf die SPD sein, die große Courage bewiesen habe, indem sie sich seit Jahren gegen 

den deutschen Militarismus gestellt hätte, so auch im vorliegenden Fall. Sowohl die 

63 Pani Socialiste (Section Fran~aisc de !'International Ouvriere): XVIIle Congres National, Fevrier 

1920, Srrasbourg. Rapports de la Commi ss ion Administrative Permanente. 1920, S. 64 . 
64 Pani Socialiste (Section Fran~aisc de !' International Ouvriere): XIXe Congres National, 29 ,30,31 
Octobre -1°1 Novcmbre 1921 , Pari s. Rapports de la Commission Administrative Permanen te. Rapport 

du Graupe Socialiste au Parlement, 1921, S. 104. 
65 »Avec /es ouvriers d'Allemagne et d'Autriche onl tfttf renooues de liens de cordiale camaraderie. Dtfl(ff,alions 
Paul Faure, Rene Cabannes, Crumbach, MAuranges. P Renaudel au Congres de Leipzig; rtfunions a Fran(fort, 
Leipz1/,, Berlin, etc. Delegation a Franifort en mars: P Faure, Leon Blum, VAuriol, Bracke, R. Evrard, 
Grambach, Jean Longuet, Pierre Renaudel: deligation a Berlin m avnl: Paul Faure. Bracke, Compere-Morel, 
J ean Longuet; en juin, delegation J. Longuet a Franifort, en octobre, Compere-Morel au Congres de Nurem­
berg; rtfunions de Crumbach en Baviere.« Pani Socialiste (Section Fran~ai se de !' Internat ional Ouvriere): 

XXc Congres National, 3,4,5, et 6 Fevrier 1923, Lille. Rapports de la Commission Admini st rative 

Permanente. Rapport du Graupe Socialiste au Parlement, 1923, S. 41. 
66 Parti Socialiste (Section Fran~aise de !'International Ouvriere): XX!e Congres National , 30-31 
Janvier - 1"r_ 2.J,;. Fevrier 1924, Marseilles. Rapports de la Commission Administrative Permanente, 

1924, S. 54· 
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französisch en als auch die internationalen Sozialisten seien stolz auf diese Partei, so 

sein Fazit. 67 

Auch auf dem Kongress von Tours 1931 wurde die germanophile Haltung der 

SFIO erneut bekräftigt in einem »appe! aux travai!!eurs de France«. Hier wurde bezo­

gen auf die deutschen Genossen bemerkt, dass die Hoffnungen der Franzosen, ja der 

ganzen Welt auf der deutschen Arbeiterklasse lägen: »Et !'espoir que met actue!!ement !e 
monde tout entoir Jans !a Socia!-Dimocratie-a!!emande, pour qu 'eile assure contre !es racistes, 
nationa!istes el communisles revanchards, !e dfve!oppemenl pacjfique de !a jeune Ripub!ique 
a!!emande, es/ !e lemoignage le plus pathitique de la coefiance qu'inspire !e socialisme a /ous 
ceux qui disirent ipargner a l'humaniti de nouve!!es catastrophes.« 68 Ergo wurde das Zwei­

Deutschland-Bild von Vertretern der SFIO sowohl auf Parteitagen, als auch in der 

Parteizeitung und im französ ischen Parlament wiederholt kommuni ziert. Mit dieser 

Vorgehensweise so ll te die Pauschalkritik , die SFIO agiere per se deutschlandfreund­

lich, unterbunden und stattdessen das Bild einer starken deutsch-französischen 

Freundschaft zwischen deutschen und französischen Sozialisten gegenübergestellt 

werden. 

Jedoch war das Vertrauen in die deutschen Genossen nicht unendlich: Auf dem 

Pariser Parteitag im Juli 1933, wenige Monate nach der Machtergreifung Hitlers, 

wurde ein vollkommen anderes Bild von der deutschen Schwesterpartei gezeichnet. 

Zwar erklärten alle Anwesenden - inkl. dem ausländischem Delegierten Emile Van­

dervelde - ihre Solidarität mit den gebeutelten deutschen Sozialdemokraten, jedoch 

wurde erstmals scharfe Kritik an der Politik der SPD geübt. Renaudel unterstellte, 

dass ein Teil der Sozialdemokratie mit Hitler verbündet sei und erinnerte zugleich an 

den emotionalen Austritt von Otto Wels aus dem Bureau der SAI. 69 Anders als 

Renaudel enthielt sich Grumbach eines vernichtenden Urteils, erk lärte indes über­

raschend pointiert: »L'A!!emagne hitlirienne, j'en suis prefondiment persuadi, pripare !a 
guerre.« 70 Erstmals ging es auf einem SFIO-Kongress also nicht mehr nur um die 

internationale Friedenspolitik oder Details der »defense nationale«, sondern um 

einen erneuten Ausbruch eines europäi schen Krieges, der als unmittelbare Bedro-

67 Indes muss ausdrücklich betont werden, dass Maurins Artikel sowie seine ebenfalls auf dem Lyo­
ner Kongress formulierte Gegenrede »sur cenai ns bancs« einen gewissen Eindruck hint erlassen hat­
ten: So wurde im stenographischen Protokoll mehrfach vermerkt, dass Mau rin Bezug auf Ph . Schei­
demann genommen und diesen für seine »nat ionali stischen Vergehen « wiihrend des Weltkrieges 
kritisiert habe. Hierfür erhielt er offensichtlich wiederholt Applaus von einigen Delegierten. Aller­
dings muss Maurin generell als »perso na non grata« betrachtet werden , da er bereits im Vorfeld des 
Kongresses für se in Verhalten von der CA P temporär aus der Partei ausgeschlossen worden war. 
Neben Grumbach ergrirfen u.a. auch Blum, Renaudel und Auriol Partei für die SPD; auch Breit­
seheid, der ebenfa ll s in Lyon anwesend war, mischte sich mit Zwischenbemerkungen in die Diskus­
sion ein. Parti Socialiste (Section Fran~ai se de l'lnt ernarional Ouvriere): XX !Ve Congres National 
Tenu a Lyon !es 17, 18, 19 et 20 avril 1927- Compte rcndu stenographique, 1927, S. 403- 41 7-
68 Pani Socialistc (Section Fran~aise de l' ln terna lionale Ouvricre): XXVlllc Congres National, 24-
25-26-27 Mai 1931, Tours. Rapports , 191,1, S. 18 f 
69 Pani Socialiste (Section Fran~aise de !' Internationale Ouvriere). XX Xe Co ngres Nationale, les 14, 
15, 16, et 17 juillet 1933, Pari s. Compte rendu stcnographique, 1933, S. 67 C 
70 Ebd., S. 215. 
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hung empfunden wurde. Am deutlichsten über Deutschland äußerte sich jedoch we­

der Renaudel, noch Blum, noch Grumbach, sondern der Parteisekretär Paul Faure, 

der scharfe Kritik am Verhalten der SPD übte, insbesondere im Hinblick auf ihre in 

den letzten Jahren praktizierte Tolerierungspolitik: »II ne faut certes pas accabler !es 
vaincus, mais tout de meme si depuis six ans, la social dimocratie allemande, au lieu d'etre a 
la trafne des partis bourgeois (vis applaudissements), au lieu d'accepter la baisse des salaires, la 
compression des traitements jusqu 'a !'absurde, itait restie en contact avec !es ouvriers, si eile !es 
avait appelis au combat; si eile avait dressi face au capitalisme allemand son programme de 
salut humain et de rinovation sociale, entrafni l'ensemble des travazlleurs et la masse des 
chßmeurs, ceux-ci n 'auraient pas suivi !es f!fres d'Hitler. La social-dimocratie aurait sans doute 
empechi l'hitlirisme, et nous ne verrions pas la patrie de Bebe! et de Liebknecht placie au-
jourd'hui sous la botte de la plus af?jecte des dictatures.« 71 Gewiss muss die Kritik Paul 

Faures insofern relativiert werden, als er, Mitglied der Parteimehrheit, sich in der 

Vergangenheit mehrfach gegen Regierungsbeteiligungen seiner Partei ausgespro­

chen hatte. 72 Daher wurde die »Tolerierungspolitik« der SPD, trotz der Blumschen 

Erklärungsversuche in der »Populaire«, von vorneherein kritisch beäugt. Die von 

Grumbach und Blum forcierte »Zwei-Deutschland-Theorie« - und hier insbesonde­

re das fast schon entschuldigende Begründen der SPD-Regierungsbeteiligung und 

der hieraus entstehenden Diskrepanzen - fand allerdings nach 1933 kaum noch An­

klang innerhalb der französischen Partei. Faure unterstellte der SPD in seiner Rede, 

in den letzten sechs Jahren die Distanz zur Parteibasis verloren zu haben , was durch­

aus Parallelen zu den SFJO-intcrncn Konflikten zwischen Fraktion und Partei auf­

weist, die sich vor allem in der Frage der Regierungsbeteiligung uneins waren. 73 

Grundsätzlich müssen die Äußerungen Faures aber vor allem als Ausdruck der Ent­

täuschung interpretiert werden, der das Stimmungsbild der Gesamtpartei gut wider­

spiegelte: Es steht außer Frage, dass die französische Partei in den zwanziger Jahren, 

trotz der deutsch-französischen Konflikte während des Ersten Weltkrieges, ihre gan­

zen Hoffnungen in die friedenserhaltenden Kräfte der deutschen Sozialdemokratie 

gesetzt hatten. Die fast schon hingebungsvolle Unterstützung der SFIO machte das 

,, Scheitern« der SPD auch zu einem ,, Scheitern« der eigenen Politik - und umso 

größer war die Enttäuschung nach dem katastrophalen Zusammenbruch der deut­

schen Demokratie und dem überfallartigen Einbruch der Sozialdemokratie. 

71 Ebd., S. 299. 
72 Vgl. D. NER1 - ULTSCH , Sozialisten und Radicaux - eine schwierige Allian z, 2005 , S. 180. 

73 Ebd., S. 341. 
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4. Foren und Formen der Kooperation - ein Resümee 

4.1. Transnationale Kontakte vor und nach dem Ersten Weltkrieg - Kontinuitdt und 
Diskontinuitiit 

Wie unter anderem die Studien von Marie-Louise Goergen unter Beweis gestellt 

haben, 1 waren die Beziehungen zwischen transnationalen sozialistischen Akteuren 

vor dem Ersten Weltkrieg äußerst intensiv. Wie gezeigt, entstanden hieraus eine 

Vielzahl persönlicher sowie institutioneller Kontakte, die die Zusammenarbeit zwischen 

den Parteien auf verschiedene Art und Weise befruchteten. 

Was die Zwischenkriegszeit anbelangt, so setzte sich diese Entwicklung, die ihren 

Ausgang bereits in der Gründung der IAA 1864 nahm, 2 in gewisser Weise fort. 

Zwar kam es im Zuge des Ersten Weltkrieges zu einem Kontaktabbruch zwischen 

den Parteien - dieser wurde jedoch sukzessive von jenen Akteuren durchbrochen, die 

an einer raschen Beendigung des Krieges interessiert waren und die Sozialistische 

Arbeiterinternationale neu aufleben lassen wollten. 3 So verwundert es nicht, dass es 

nach dem Ersten Weltkrieg trotz der zahlreichen Konflikte, die insbesondere zwi­

schen den rechten Parteiflügeln von SPD und SFIO ausgetragen wurden, 4 zu einer 

raschen Revitalisierung der Arbeiterinternationale kam. Hierbei tat sich vor allem 

die britische Labour Party als Mittlerpartei hervor, die z um ersten Mal eine Füh­

rungsrolle übernahm. 5 Auch wenn die Periode zwischen 1919 und 1922 von vielen 

Missverständnissen und ideologischen Differenzen geprägt war, die 1920/21 zur Ab­

spaltung und Neuformierung der kommunistischen Parteien führte , konnte im Jahr 

1923 in Hamburg ein Kompromiss erzielt und die Sozialistische Arbeiterinternatio­

nale neu begründet werden. 6 

Während jedoch im Zuge dessen die instiLutionellen Kontakte sprunghaft anstiegen 

und die Führungstreffen zwischen Vertretern von SPD, SFIO und Labour Party in 

regelmäßigen Abständen stattfanden, 7 kann im Hinblick auf die persönlichen Bezie­
hungen keine solche Entwicklung festgestellt werden. Dies mag sicherlich mit dem 

vorhandenen Quellenmaterial zusammenhängen, das gemeinhin als dürftig ein­

zustufen ist, 8 allerdings reicht dieses Erklärungsmuster alleine keineswegs aus, um 

die - mutmaßliche - Abnahme persönlicher Kontakte schlüssig zu begründen. Viel 

1 Hierzu: M.-L. CoERCEN, Les relations entre socialistes allemands et fran~ai s a l'epoque de la 
Deuxieme. Internationale, 1998. 
2 Vgl. A. KRI ECEL, Les international s ouvrieres, 1966, S. 25. 
3 Im Lager der SPD können hierbei Luxemburg, Liebknecht, Haase, Bernstein , Crumb:1eh, K~utsky 
genannt werden; im Lager der SFIO in sbesondere Jean Longuet , Alexandre Bracke, auch Pierre 
Renaudel; im Lager der Labour Party vor allem Keir Hardie, Ramysay MacDonald. 
4 Vgl. J. BRAU NTHAL, Geschichte der Internationale, 1963, Bd. 2 , S. 51. 
5 Arbeiter- und Sozialistenkonferenz in Bern, 3. bi s 10. Februar 1919; in: C. A. RITTER (Hrsg.), Die 
JJ . Internation ale 1918/1919 , 19 80, Bd. 2 , S. 831 f. 
6 Hierzu: C. NoLLAU, Die lnLernaLionale, 1959. 
7 Unter anderem im Zuge der Vierparteientreffen , SA! Exekutivsitzungen, Treffen des SA! Bureaus 
sowie speziell en Komitees/Kommissionen. 
8 W. HARDTWIC, Utopie und politische Herrschaft im Europa der Zwischenkriegszeit, 2003, S. 46. 
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wahrscheinlicher ist, dass die Transformation der Parteien von reinen Oppositions­

hin zu Regierungsparteien und insbesondere die damit verbundenen Beschwerlich­

keiten einen veränderten Umgang auch auf transnationaler Ebene zur Folge hatten. 

Selbst wenn tragende Akteure wie Breitseheid und Grumbach nachweislich freund­

schaftliche Beziehungen zueinander unterhielten, 9 so waren die dokumentierbaren 

Zusammenkünfte dennoch zu einem großen Teil von politischen Streitpunkten be­

stimmt, weswegen zumindest in den Quellendokumenten der Eindruck entsteht, die 

Zusammenkünfte seien weniger persönlich als vielmehr politisch motiviert gewe­

sen. 10 Mit in dieses Bild passt auch, dass die transnationalen Kontakte zwischen 

»Parteieliten« im Allgemeinen in einem nüchternen, sachlichen Ton gezeichnet wur­

den. Ob dies jedoch dem veränderten Selbstbild der Parteien geschuldet war sowie 

der dazu gehörigen Berichterstattung, oder ob die Zusammenkünfte generell hekti­

scher, zweckorientierter waren und gänzlich unter dem Eindruck der internationalen 

Situation stattfanden, kann retrospektiv kaum geklärt werden. Es steht allerdings 

außer Frage, dass eine Kompromissfindung zwischen Parteien, die in ihren jeweili­

gen Nationalstaaten eine quasi-»gouvernementale Außenpolitik« verfolgten und 

sich sukzessive an Regierungen beteiligten, 11 weitaus schwieriger zu realisieren war, 

als das noch im Vorfeld des Ersten Weltkrieges der Fall war, als SPD, SFIO und 

Labour Party im Regelfall gegen die Politik ihrer Staaten agitierten und reine Op­

positionsparteien waren. 

Betrachtet man den Zeitraum vor 1914, in dem die persönlichen Kontakte wie 

bereits erwähnt außerordentlich intensiv waren, so fallt außerdem auf, dass diese 

vor allem von Linkssozialisten/Marxisten (SPD-SFIO) 12 oder Reformisten (SPD­

Labour Party) 13 formiert wurden. Insofern kann durchaus die These formuliert wer­

den, dass die Zwischenkriegszeit als Übergangsperiode, in der das Parteiendreieck 

permanent zwischen Opposition und Regierungsverantwortung lavieren musste und 

- --hi-erbei mit Ausnahme von Hilferdings »realistischer Außenpolitik« keine ideologi­

sche Neuorientierung fand, 14 nicht ohne Folgen für die Wahrnehmung und Realisie­

rung der transnationalen sozialistischen Zusammenarbeit blieb. Grundsätzlich be­

wegten sich die Parteien, nicht zuletzt aufgrund ihrer veränderten parlamentarischen 

9 P. P1sToR1us, RudolfBreitseheid 1874- 1944, r970, S. 223-
10 Hierzu unter anderem: A.N., SER IE F/ 7. PoLICE GENERALE, Salomon Grumbaeh, Brief von 
Breitseheid an Grumbach , 13. ro. 1931, F7/15961; A.N., SERIE F/7. Po LI CE GENE RALE, Salomon 
Grumbach, Brief von Breitseheid an Grumbach, 4 . 6.1932 , F7/15961; A.N., SERIE F /7. Po LI CE GE­
NERALE, Salomon Grumbaeh, Brief von Breitseheid an Grumbach, 12.7.1932, F7 /15961; AN., SfRTE 
F/7. POLICE GENERALE, Salomon Grumbach , BrieC von Grumbach an Breitseheid, 15.7. 1932, F7/ 

15961. 
11 Vgl. M. STÜRMER, Koalition und Opposition in der Weimarer Republik , 1967, S. IIO. 

12 Hier insbesondere zwischen den deutschen und französischen Marxisten, Bebe!, Luxemburg, 
Liebknecht, Zetkin , Sender, Kautsky sowie J. Guesde, A. Bracke, J. Longuet. 
13 Hervorzuheben sind hier vor allem die Kontakte zwi schen Eduard Bernstein und den Fabiern 
(Sidney, Beatrice Webb). 
14 W. EucHNER, Literaturbericht: Marxismus-Leninismus; in: GWU 21, 1970, S. 443- 452; hier: 

S. 443· 
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Rolle, beobachtbar in Richtung Reformismus. Dies hatte zur Folge, dass der linke 
Flügel der SAI nach dem Brüsseler Kongress 1928 seine Unzufriedenheit über den 
Status quo der transnationalen Kontakte sowie der ideologischen Ausrichtung der 
Organisation im Allgemeinen äußerte und in der Folgezeit damit begann, ein eige­
nes Netzwerk aufzubauen. 

4.2. Bi- oder multilateral? Beziehungen innerhalb und aefserhalb der f nternationale 

Die Frage, ob die Kooperation des Parteiendreiecks in der Zwischenkriegszeit eher 
bi- bzw. trilateral organisiert wurde, oder vielmehr unter dem Schirm der Arbeiter­
internationale stattfand, ist bislang noch nicht ausreichend geklärt worden. 15 

Diesbezüglich muss zunäch st zur weiteren Klärung auf die Struktur der 1923 
gegründeten Sozialistischen Arbeiterinternationale verwiesen werden, da die SAI 
zumindest nominell die maßgebende transnationale Organi sation für das Parteien­
dreieck darstellte. In ihren Statuten beschloss die Organisation auf ihrem Grün­
dungskongress, die innere Struktur der Mitgliederorganisationen nicht anzutasten, 
ähnlich wie das in der Zweiten Internationale der Fall war. Der wesentliche Unter­
schied zur Vorkriegszeit bestand allerdings darin, dass die äußere Politik der Mit­
gliederorganisationen stark eingeschränkt werden sollte: Beschlossen wurde I. die 
Parteien an die »Beschlüsse in allen internationalen Fragen« zu binden (Artikel 3) 
sowie 2. im Falle von Konflikten die Mitgliederorganisationen dazu zu verpflichten, 
die SAI als höchste Instanz anzuerkennen und ihren Beschlüssen unbedingt Folge 
zu leisten (Artikel 4).16 

Dieser Beschluss war eine direkte Antwort auf die Ereignisse im Juli 1914, als jede 
Mitgliederorganisation souverän über Wohl und Wehe der europäischen Staatenwelt 
entschieden und sich hierbei für die Gewährung der Kriegskredite in den jeweiligen 
Nationalparlamenten und somit gegen die »proletarische Solidarität« ausgesprochen 
hatte. Eine Wiederauflage dieser uneinheitlichen und zerstörerischen Haltung der 
assoziierten Parteien sollte aus nachvoll ziehbaren Gründen vermieden werden. 17 

Eben deshalb besaß die neu gegründete SAI gegenüber den assoziierten Parteien 
eine Art Hoheitsrecht in Sachen Außenpolitik und war mit ihrer inhaltlichen Aus­
gestaltung - zumindest in Krisen zeiten - beauftragt worden, was zumindest formal 
einen massiven Einschnitt in die Souveränität der Einzelparteien zur Folge hatte. 

In der politischen Praxis wurde dieses Hoheitsrecht jedoch ausgesprochen flexibel 
umgesetzt. Paradigmatisch hierfür steht die soz iali stische »Locarno-Kri se« 1925/26, 
als sich SFIO und SPD für die Verwirklichung eines deutsch-französ ischen Sicher­
heitspaktes aussprachen, die Labour Party indes geradezu dogmatisch auf die Ver-

15 S. BERGER, lmernationalismus als Lippenbekenntni s?; in: J. MITTAG (Hrsg.), Pol itische Parteien 
und europäi sche Integration, 2006 , S. 19 7 - 213; hier: S. 210 ff. 
16 Hierzu: IIS G, SAI, Kongresse, Hamburger Gründungskongres s, 1923, Resoluti onen , IISG/ SAI/ 
Kongresse/7/7 ff; K. R1ESEH ERG, Die SPD in der Locarno-Kri se, Oktober/November 1925; in: VfZ 
30, 1982, S. 130- 16 1; hier: S. 136. 
17 Ebd. 
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wirklichung des G enfer Proto koll s pochte, das »regionale A bkommen« strikt ablehn­

te.18 Dies hatte zur Folge, dass die Briten im Rahmen der Vierparteientreffen und 

SAI-Exekutivsitzungen schlichtweg ignoriert wurden und die britischen Arbeiter­

vertreter um MacDonald oder Henderson keine andere Möglichkeit hatten , als die 

Realisierung des deutsch-französischen Sicherheitspaktes zu tolerieren. 19 M aßgeb­

lich hierfür waren nicht zuletzt die bilateralen Verhandlungen zwischen SPD und 

SFIO, die in einem engen Au stau sch mit den jeweiligen außenpolitischen Ministe­

rien stattfanden. 

Wie am Beispiel der »Modernisierung der Außenpolitik« gezeigt, fand die Ko­

operation des Parteiendreiecks sowohl innerhalb als auch außerhalb der Soziali st i­

schen Arbeiterinternationale statt. Zwar war die SAI weiterhin das eigentliche Fo­

rum, in dem Verhandlungen und Zusammenkünfte der assoziierten Parteien 

stattfanden, jedoch kam es auch außerhalb des gesteckten Rahmens zu wichtigen 

Treffen mit sozialistischer Beteiligung, die insbesondere von SPD und SFIO orga­

ni siert wurden. Zusammenfassend ist hervorzuheben, dass die SAI zwar de jure eine 

Art Hoheitsrecht innehatte, dieses wurde jedoch de facto allzu flexibel gehandhab t 

und den jeweiligen real politischen Rahmenbedingungen angepasst. 

4-3. Proletarischer Internationalismus oder transnationales Blendwerk? 

Entsprach die transnationale sozialistische Zu sammenarbeit des Parteiendreiecks der 

Marxschen Vision einer »proletarischen Solidaritä t«? Gab es einen »aufrechten« In­

ternationalismus, oder waren di e blümerant klingenden Phrasen der tonangebenden 

Akteure nichts weiter als ein loses »Lippenbekenntnis«. 20 Wie bereits zu Beginn der 

Dissertation betont, 21 spielen diese Fragen eine eher untergeordnete Rolle für die 

vorliegende Analyse. Dessen ungeachtet bleibt offen, welche Maßnahmen von den 

handelnden Akteuren getroffen wurden, um dem Idealbild einer grenzüberschreiten­

den Schicksalsgemeinschaft entsprechen zu können. Genau dieser Aspekt wird im 

Folgenden im Fokus stehen. 

Dass die proletarische Solidarität zumindest einen hohen symbolischen Wert für den 

internationalen Soziali smus besaß, war auch den Z eitgenossen hinreichend bekannt: 

Die Sozialistische Arbeiterinternationale betrieb großen Aufwand, um die im zwei­

jährigen Turnus stattfindenden Kongresse möglichst aufwendig fü r die Delegierten 

18 Zum Rededuell zwischen Hilferding und Buxton über den deutsch-französischen Sicherheitspakt 
bzw. das Genfer Protokoll auf dem Marseiller Kongress der SAI 1925, siehe: Arbeiterzeitung, Wien, 
27- 8. 1925; Leipziger Parteizeitung, 28.8.1925; Arbeiterzeitung, 28.8.1925; Zweiter Kongress der 
Soziali sti schen Arbeiter-Internationale, Marseille, 22 . bis 27- August 1925, 1975, S. 262. 
19 Di es geschah im Rahmen der SAI-Exekurivsirzung im Mai 1925. LHASC, LSI , Exekutivkomitee, 

Paris, 9 ./10. 5.1925, LSI/ 19/ 1. 
20 Im Hinblick auf die Form ulierung per se siehe auch: S. BrncER, In ternationali smus al s Lippen­
bekenntni s?; in: J. MITTAG (Hrsg.), Politische Parteien und europäische Integration, 2006, S. 197-213. 
21 Vgl. Prolog: Soziali sti scher Internationalismus. 
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zu gestalten. Kevin Callahan hat in einer Studie über den Stuttgarter Kongress 19 07 

bereits festgestellt, dass die Zweite Internationale bereits Jahre vor Beginn des Ers­

ten Weltkri eges dez idiert auf eine »structu red and dignified atmosphere« setz te. 22 

Konkret wurde in Stuttgart zum ersten Mal eine musische Untermalung des Kon­

gresses reali siert und der Kongress als so lches mit festen Ritualen und zeremoniellen 

Gesten begangen. Hintergrund für di ese symbolische Konstruktion der proletari­

schen Solidarität sei die vorab getroffene Entscheidung, der öffentlichen Kritik mit 

nationaler Entschl ossenheit entgegenzutreten: »Set against the backdrop ef domeslic and 
fareign tensions, socialists began to arliculate more clearly their own nalionalist sentiments and 
a vision efa socialis! nalion. «23 Verantwortlich für diese Entwicklung sei in erster Linie 

die mediale Kritik an den als »Vaterlandsverrätern « stigmatisierten Sozialisten ge­

wesen, die eben deshalb, so Callahan, den Versuch unternommen hätten, sowohl 

di skursiv als auch symbolisch »nationaler« aufzutrete n. Mit in dieses Bild passt auch 

der Beschlu ss des Stuttgarter Kongresses, das Prinzip der Landesverteidigung als 

Teilbestand der internationalen »Doktrin« anzuerkennen, gegen den Widerstand 

des linksextremen Flügels um Gustave H erve. 24
- Der Stuttgarter Feldversuch, die 

Kongresse der Arbeiterinternationale mit in ternationalistischer Symbolik und Ri­

tualen künstlich anz ureichern, erscheint dah er wie ein Versuch , di e stärkere Hinwen­

dung zum National staat mit Mu sik, touristischen Attraktionen und individuellen 

Teilnehmerkarten zu kompensieren. Kongresse der Arbeiterinternationale sollten 

fortan vor allem ein »Event« sein, eine eindrucksvolle Erfahrung für jeden Teilneh­

mer, eine Manifestat ion proletarischer Sol idarität, die auch nach außen hin via Par­

teizeitungen, individuellen Erlebni sberichten und internationalen Journalen entspre­

chend aufbereitet werden konnte. Wie Callahan deutlich macht , sei der Stuttgarter 

Kongress 1907 nur ein erster Auftakt gewesen - was bedeutet , dass die begonnene 

In szenierung in der Folgezeit fortges etzt wurde. 25 

Wendet man sich der Zwischenkri egszeit zu, wird dieser wenig schmeichelhafte 

»Event-Charakter« in der Tat bestätigt. D as Programm des Wi ener Kongresses 1931, 

das an di eser Stell e beispielhaft analys iert werden so ll , strotze nur so vor Attraktio­

nen, Symbolik und Ritualen: Am Abend des 24- Juli 1931 war beisp ielsweise eine 

Visite bei soziali st ischen Kleinbauernverbänden im Wiener Parteihau s geplant; zwei 

Tage später ein »Empfang beim Bürgermeister Seitz im Rathaus«; am Montag, den 

27. Juli eine »Zusammenkunft der D elegierten im Burggarten, veranstaltet von der 

Organisation Wien (bei schlechtem Wetter in der Hofburg)«; am Morgen des 

29. Juli ein »ganztägiger Ausflug ins Alpengebiet (Schneeberg, Rax, Semmering) 

[ ... ] gleichzeitig: Führungen des soziald emokrat ischen Erziehungs- und Schulver-

22 K. C A LL AH AN , Perfo rming Imer-Nat ionali sm in Stuttgart in 19 07; in: Int ernational review of 
social hi story, Bd. 45/ 1, 2000, S. 51-87; hier: S.86 1. 
23 Ebd. 
24 Internationaler Soz iali stenkongress zu Stuttga rt , S. 86- 102; hier in sbesondere di e Disku ss ion 
zwi schen Bebe! und Jaures. 
25 K. C A r. L A HA N , Perform in g Inter-Nationa li sm in Stuugart in 19 07; in: International rev iew of" 
social history, Bd. 45/ 1, 2000, S. 51-87; hier: S. 87. 



Foren und Formen der Kooperation - ein Resümee 

eins ,Freie Schule-Kinderfreunde, [ .. . ], Arbeiterheime, Tagungserholungsstätten , 

Ferienkolonien«. 26 Kurzum: Von Seiten der SAI wurde gezielt der Versuch unter­

nommen, die auf dem Kongress anwesenden Delegierten zu »unterhalten«. Gleich­

zeitig sollten musikalische Untermalungen, pompöse Gestaltung und gezielt ange­

wandte Symbole dafür sorgen, die Veranstaltung zu einer einmaligen Erinnerung für 

die Anwesenden zu machen und zudem ausreichend Material für die zahlreiche Be­

richte über die internationalen Sozialistenkongresse li efern. 27 

Die Diskussion darüber, ob der Internationalismus der Arbeiterinternationale nur 

ein Lippenbekenntnis gewesen sei, hat in der Geschichtswissen schaft bereits mehr­

fach für Aufsehen gesorgt. Jolyo n Howorth 28 und Kevin Callahan 29 haben in ihren 

Studien den »symbolischen Charakter« internationaler Veranstaltungen festgestellt, 

vor allem Erstgenannter unterstellt den deutschen und französischen Sozialisten 

»nationalistische Züge« - »it is easy to be international ist at home«. 30 Diesem Bild 

tritt Marie-Louise Goergen entschieden entgegen und bekräftigt in ihrer Disserta­

tion, dass die Beziehungen zwischen beiden Parteien äuf&erst intensiv und geradezu 

von Internationalismus beseelt gewesen seien. Zwar weist auch sie auf »nationalisti­

sche Tendenzen« hin und konstatiert eine stärker werdende Hinwendung zum Na­

tionalstaat in beiden Lagern, macht jedoch zugleich di e »relations bilaterales« stark, 

die sich zwischen 1889 und 19r4 zwischen SPD und SFIO ergeben hätten. Daraus 

folgert sie, dass die Bejahung der Kriegskredite in den jeweiligen Parlamenten keines­

wegs abzusehen gewesen sei. 31 

Diese ambivalente Darstellung erscheint in weiten Teilen durchaus wirklichkeits­

nah und kann daher auf die Zwischenkriegszeit übertragen werden: Wie gezeigt, 

lässt sich in diesem Z eitraum ein hohes Mai& an persönlichen und institutionellen 

Kontakten zwischen transnationalen Akteuren und den jeweiligen Parteien feststel­

len. Zwar kann argumentiert werden, dass die von Arbeitervertretern beklagte »Zeit­

knappheit«, bedingt durch die stärker werdende Verschmelzung der Parteien in ihre 

jeweiligen parlamentarischen Systeme, immer wieder für Irritationen und Terminfin­

dungsschwierigkeiten sorgten und eben dieser Umstand kein Beleg für einen lebhaf-

26 Hierzu: Internationale Information, Programm des Wiener Kongresses, Juli 1931, Bd. 8.2., 1931, 
S. 389/390; Bulletin: Serie 2, Nr. n ; Juli 1931, Bulletin der Sozialistischen Arbeiterinternationale. 
Vi erter Kongress der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, Wien, 25. Juli bis 1. August 1931. 
27 Es steht außer Frage, dass die Kongresse der Internationale sowohl von Kritikern als auch von 
Sympathisanten respektive den jeweiligen Parteizeitungen ausführlich publizi sti sch darges tellt wur­
den. Eine entsprechende Sammlung diverser Zeitungsberichte zu den jeweiligen Kongressen der SAI 
find et sich in : IISG, SA!, Kongresse, Allgemein: Zeitungsausschnitte/Presseartikel [1923, 1925, 1927, 
1929, 1931, 1933]. 
28 J. HowoRTH, The LeCt in France and Cermany, Internationali sm and wa r: A dialogue of the deaf 
19 00-1914; in: E. CAHM / V. C. F1 SEK.A (Hrsg.), Bd. 2, 1979, S. 81 - 100. 
29 K. CALLAHAN, Performing lnter-Nationali sm in Stuttgart in 19 07; in: Internationa l review of 
social hi story, Bd. 45/1, 2000, S. 51- 87-
30 J. HowoRTH, French Workers and German Workers; in: European Hi story Quarterly, Vol. 15, 
1985, S. 71 - 97; hier: S. 881. 
31 M.- L. CoERGEN, Les relat ions entre sociali stes allcmands et fran~ai s a l'epoque de la Deuxieme. 
Internationale, 1998, S. 847-858. 



Drittes Kapitel 

ten Internationalismus gewesen sei, jedoch war die Frequenz transnationaler Zusam­

menkünfte summa summarum äußerst hoch, auch im Vergleich zur Vorkriegszeit. 

Gewiss, die Beteiligung an Konferenzen/ Exekutivsitzungen/Parteitagen/etc. wurde 

mehrheitlich als »Pflichtübung« angesehen und man sollte sich in diesem Kontext 

auch unbedingt von der historiographisch gepfiegten Idee verabschieden, die inter­

nationalen Treffen seien eine Art ,,Happening« gewesen, das den Zweck hatte, 

»Freunde« aus anderen Ländern zu besuchen und ein »transnationales Miteinander« 

in Eintracht zu zelebrieren. 32 Faktisch ging es darum , politische Kompromisse zu 

erzielen, gemeinsame Richtlinien festzulegen und konzertiert den Versuch zu unter­

nehmen, die zwischenstaatlichen Beziehungen zu beeinflussen. Diese Erkenntnis 

widerspricht indes nur bedingt dem Bild von einer »solidarischen « Gemeinschaft -

zumindest wenn die soziali stische Phraseologie nicht als eigentlicher Bewertungs­

maßstab verwendet wird. 33 Wie Dieter Kramer in seinem Aufsatz über den Interna­

tionalismus in der Arbeiterkultur der SPD festgeste llt hat , kann sich eine hi storische 

Analyse der transnationalen Zusammenarbeit nicht darauf beschränken , das Ver­

sagen der Internationale bzw. des »proletarischen Internationalismus« hervorzu­

heben und hierbei die relativen Erfolge der transnationalen Zusammenarbeit außen 

vor zu lassen. 34 Eben deshalb muss festge halten werden, dass es in der ·zwischen-

32 Indem der Arbeiterinternationale und ihren wichtigsten Protagonisten gemein unterstellt wird , sie 
seien ihrer »internationalen Pflicht« nicht nachgekommen oder hätten ihr »Prin zipien« verraten, wird 
das gedankliche Idealbild ei ner durch und durch solidari schen Gemeinschaft sugger iert, das uto­
pischer nicht sein könnte. Konkret werden die SAI und ihre assoziierten Parteien gerade in der älteren 
Forschungs literatur an ihrer eigenen Propaga nda (»proletarische Sol idarität«, »Internationali smus«) 
gemessen - nur um abschl ießend festzustellen, dass die Realität anders aussehen würde, kaum Soli­
dar ität vorhanden gewesen wäre, und die Geschichte des internationalen Sozialismus daher durchweg 
nega tiv bewertet werden mü sse. Dadurch wird aber im Umkehrschluss die Forderung erhoben. eine 
positive Bewertung der SA! und ihrer Einzelparteien könne nur dann erfolgen, wenn sich die Pro­
tagonisten diametral anders verha lten hätten. Was in diesem Fa ll so viel bedeuten würde wie: Unbe­
dingte Wahrung der »proletarischen Solidarität«, keine Kon flikte zwischen den Parteien, Einheitlich­
keit, transnationales Miteinander. 
33 Um nur einige Bei spiele anzuführen, wo ei n solcher Bewenungsmaßstab verwendet wird: Rolf 
Steininger bescheinigt der SA I ei ne »Geschichte des Niedergangs «, ohne dabei auch nur annähernd 
zu klären wie eine gegenteilige »Erfolgsgeschichte« auszusehen hätte. Auch Eberhard Knopp kon­
statiert in seiner Dissertation über die Sozialisti sche Internationale, dass es ihr zu keinem Zeitpunkt 
gelungen sei , die auf~enpoliti schcn Vorstellungen ihrer Mitgliederparteien auf einen gemeinsamen 
Nenner zu bringen - was bei näherem Hin sehen unvoll stä ndig erscheint. Jörg Später unt ers tellt der 
Labour Party des Weiteren, die sozialisti sche Theorie sei Mitte der 3oer Jahre einer »Realpoli tik« 
gewichen, sträflich außer Acht lassend , dass eben jene »Realpolitik« bereits Anfang der 20er Jahre 
programmatisch akzeptiert wurde - und zwar nicht nur von der briti schen Arbeiterpartei, sondern 
von der SAI als Ganzes. R. STEININGER, Deutschland und die Sozialistische Internat ionale nach dem 
Zweiten Weltkrieg, 1979, S. 10; Später, J. SrÄTER, Vansittart, 2003, S. 103; E. KNOPP, Die Sozialisti­
sche Internationale, 1992. 
34 » Was die Wirkung internationalistischen Denkens anbetr!ffi, so genügt es nicht, !nternationahrmus in seinen 
programmatischen Manjfc'stationen hochzuhalten und zu feiern. darüber aber dil.' W,dersprüch!.' da Praxir zu 
vergessen. Sicher war in vielen Fa'//en das Prinzip des !ntl.'rnationalismus verbal anerkannt. Wenn aber ,Orga­
nisationsgeschicht!.', nur arf die Beschlusslage Rücksicht nimmt, dann lassen sich damit kl.'lnl.' Aussagen über 
Breiten- und Ti~fc'nwirkung internationalirtischer Haltungen gewinnm ,Arbeitergeschichte von untm, dagegen 
ld1efi Gefah,; augenblickliche Zustdnde für die Realitdt zu nehmm. Die Arbeit der Kulturorganisation. sicher 
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kriegszeit wiederholt zu Formen »proletarischer Hilfeleistungen« kam - sowohl in 

organisatorischer, kultureller, finanzieller, und politischer Hinsicht. Dieser Aspekt 

steht paradigmatisch für das Bemühen der handelnden Akteure, die proletarische 

Solidarität nicht zu einem Lippenbekenntnis verkommen zu lassen, ungeachtet aller 

ideologischen Unklarheiten. 

meist nur ai!f Minderheiten bezogen, sagt etwas aus über das, was auch möglich ist. Es genügt nicht, nur das 
Versagen, das Ungenügen des proletarischen Internationalismus zu beschreiben und darüber seine relativen E,falge 
zu vergessen [. . ].« D. KRAM ER, lnternalionalismus in den deutschen Arbeiterkultur-Organisationen: 
Eine Problemskizze; in: F. VAN HoTHOON / M . VAN DER LINDEN (Hrsg.), lnternationali sm in ehe 
Labour Movement, 1830-1940, Bd. 2, 1988, S. 217-232; hier: S. 22off 





Zusammenfassende Schlussbetrachtung 

a) Das Parteiendreieck und die Modernisierung der Al!ßenpolittk 

Auf den zurückliegenden Seiten konnte aufgezeigt werden, dass das Parteiendreieck 

(SPD, SFIO und Labour Party) einen wertvollen Beitrag zur Modernisierung des 

internationalen Systems leistete, insbesondere im Zeitraum der »Locarno-Ära« von 

1924 bis 1929. »Sicherheit, Schiedsgericht und Abrüstung« waren hierbei der »spiritus 

sanctus« der internationalen Sozialdemokratie, wie das Rudolf Hilferding auf dem 

Marseiller Kongress der Arbeiterinternationale 1925 treffend formulierte. Alle drei 

Parteien standen felsenfest auf dem Boden der parlamentarischen Demokratie, traten 

geradezu als »Herolde« der Verständigung auf und unternahmen darauf aufbauend 

den Versuch, die internationale Staatenwelt unter diesen Vorzeichen zu reformieren 

- im steten Austausch mit bürgerlich-liberalen Kräften. Der Erfolg des Parteiendrei­

ecks bestand darin, dass ihre Strategie zwischen 1923 und 1929 weitestgehend auf­

ging: Der Modernisierungsprozess der Außenpolitik, der in gewisser Weise ein Vor­

bild für d ie internationale Staatenwelt nach 1945 war, konnte mit großem Elan 

vorangetrieben werden. Damit war die Phase der »relativen Stabilisierung« auch ein 

Verdienst der Sozialisten. 

Allerdings ist zu betonen, dass die sozialistischen Mittierfiguren fast ausschließ­

lich im Windschatten zwischenstaatlicher Verhandlungen operierten. Mit Hilfe ihrer 

transnationalen Kontakte halfen Akteure wie Breitseheid, Hilferding oder Grum­

bach zwar tatkräftig mit, einen inoffiziellen Meinungsaustausch zwischen den Re­

gierungen zu ermöglichen - jedoch taten sie dies vornehmlich unter Ausschluss der 

Öffentlichkeit. Eben deshalb vermag es nicht zu verwundern, dass die Früchte der 

Verständigungspolitik in erster Linie den beiden großen Staatsmännern, Strese­

mann und Briand, zugeschrieben werden, während die im Hintergrund operierenden 

Sozialisten in der Historiographie bislang kaum Beachtung finden. 

Die historisch-politische Deutung der Locarno-Politik als »Briand-Stresemann­

Ära« erscheint insofern nachvollziehbar, als die sozialistischen Parteien zwischen 

1924 und 1929 fast ausschließlich als Oppositionsparteien in Erscheinung traten. 

Die beiden Arbeiterregierungen in Großbritannien (1924; 1929-31) sowie die Wie­

derauflage der Großen Koalition unter Hermann Müller (1928-30) fallen zwar zeit­

lich in die »Locarno-Ära«, können jedoch, mit Ausnahme des ersten Kabinetts 

MacDonald, nicht als die eigentlichen Träger der Verständigungspolitik auf Regie­

rungsebene bezeichnet werden, die vielmehr im bürgerlich-liberalen Spektrum zu 

suchen sind. Dessen ungeachtet besaß das transnationale sozialistische Netzwerk 

unbestritten einen hohen Stellenwert für die zwischenstaatliche Annäherung: Die 

enge Kooperation zwischen den sozialistischen Parteivertretern sowie den jeweiligen 

Ministerialbeamten und Diplomaten belegt hinreichend, dass die diplomatischen 

Aktivitäten des Parteiendreiecks auch von staatlicher Seite geschätzt und gefördert 
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wurden. Die Anwesenheit von tragenden Akteuren wie Breitseheid oder Grumbach 
z.B. auf der Londoner Konferenz 1924 verleiht dieser These zusätzliches Gewicht. 
Vor diesem Hintergrund ist zu konstatieren, dass der außenpolitische Modernisie­
rungsprozess in der »Phase der relativen Stabilisierung<, mitnichten eine reine Co­
Produktion der beiden Friedensnobelpreisträger Briand und Stresemann war - wie 
oft von Vertretern der »Diplomatiegeschichte« suggeriert wird - sondern vielmehr 
ein zähes Verhandlungswerk mit großen und kleinen Architekten, zu denen auch die 
sozialistischen Parteien, SPD, SFIO und Labour Party, gerechnet werden müssen. 
Außen- und Sicherheitspolitik waren nicht mehr das alleinige Hoheitsgebiet tradi­
tioneller staatlicher Akteure, sondern schlossen zunehmend auch gesellschaftliche 
Gruppierung mit ein. 

Die starke Involvierung sozialistischer Mittierpersonen in den zwischenstaatlichen 
Verständigungsprozess hatte indes auch eine Kehrseite: Transnationale sozialistische 
Mittierfiguren mussten zunehmend ihre »doppelte Loyalität« unter Beweis stellen 
und zwischen den Bedürfnissen der eigenen Regierung (respektive der zuständigen 
Diplomaten) und den Beschlüssen der eigenen Parteiführung sowie den Tagungen 
der SAI-Exekutive hin- und herlavieren. Der stete Konflikt zwischen nationalen und 
internationalen Verpflichtungen konnte jedoch aus Sicht des Parteiendreiecks im­
mer wieder aufs Neue gelöst werden, da die Protagonisten auch auf transnationaler 
Ebene dazu in der Lage waren, ihre eigenen außenpolitischen Vorstellungen flexibel 
anzupassen und Kompromisse zu erzielen. So verliefen die internationalen Zusam­
menkünfte des Parteiendreiecks (z.B. im Rahmen der Sitzungen der SAI-Exekutive, 
des SAI-Bureaus oder der Vierparteientreffen) zwar selten konfliktfrei, allerdings 
stets kompromissorientiert. Die Fortsetzung der Verständigungspolitik um jeden 
Preis war die eigentliche Maxime, die die Handelnden antrieb und miteinander ver­
band. 

Der häufig erbrachte Vorwurf, die sozialistischen Akteure hätten in der Zwischen­
kriegszeit keine eigenen außenpolitischen Vorstellungen entwickelt und das liberale 
Konzept Woodrow Wilsons in großen Teilen kopiert, ist, oberfüchlich betrachtet, 
sicherlich triftig. Er unterschlägt jedoch auf sträfliche Art und Weise den ideologi­
schen Wandel, den das Parteiendreieck auf dem Feld der Außenpolitik zwischen 
Ruhrkrise (1923) und dem Zusammenbruch der deutschen Demokratie (1933) zu­
rücklegte: Anders als vor dem Ersten Weltkrieg waren SPD, SFIO und Labour Party 
keine radikalen oder systemfeindliche Oppositionsparteien mehr, sondern gestal­
tende Kräfte, die aktiven Einfluss auf die internationale Politik ausüben wollten. 
Hierfür war es freilich nötig, althergebrachte Dogmen zu überwinden und eine Fle­
xibilisierung der eigenen außenpolitischen Zielvorstellungen zu erreichen. Der »rea­
listische Pazifismus« von Rudolf Hilferding ist Ausdruck dieses ideologischen Wan­
dels, insofern die Praktikabilität sozialistischer Politik in den Vordergrund und das 
Primat der Theorie in den Hintergrund gerückt wurde. Paradigmatisch hierfür steht 
auch der Abschied von »transnationalen Generalstreikphantasien« - und dem radi­
kalen Duktus der Vorkriegszeit. Stattdessen verfolgte das Parteiendreieck eine »gou-
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vernementale Außenpolitik« auf nationaler Ebene, die jeden Fortschritt in der Ver­

ständigungspolitik parlamentarisch unterstützte, unabhängig vom eigenen Status als 

Regierungs- oder Oppositionspartei. Dementsprechend rückten weltanschauliche 

Motive hinsichtlich der praktischen Ausgestaltung der eigenen Außenpolitik klar in 

den Hintergrund, gleichermaßen wurde kein messerscharf definiertes außenpoliti­

sches Programm formuliert, das einer Forcierung der zwischenstaatlichen Annähe­

rung eher hinderlich gewesen wäre. 

Die Nachteile dieser »realistischen « Polit-Strategie liegen auf der Hand: Solange 

die »Mitspieler« in den Außenministerien und auf Regierungsebene vorhanden wa­

ren, konnte die »neue Außenpolitik« reüssieren. Doch als eben dieser Umstand nach 

1930/31 nicht mehr gegeben war, musste die Arbeiterinternationale nahezu hilflos 

mitansehen, wie ihrer Politik die Grundlage nach und nach entzogen wurde. Für 

einen Strategiewechsel der SAI - weg von legalistischen Strategien, hin zu revolutio­

när-außerparlamentarischen Maßnahmen - fehlte bereits vor dem Zusammenbruch 

der deutschen Republik 1933 die innere Einheit, da sowohl die Labour Party als auch 

die skandinavischen Parteien eine Einheitsfront kategorisch ablehnten, die wiederum 

von der SFIO und Teilen der SOPADE mit Nachdruck befürwortet wurde. 

b) Zur Periodisierung der Zusammenarbeit von SPD, SFJO und Labour Party 

(1919-1933) 

Es steht außer Frage, dass das Parteiendreieck im Untersuchungszeitraum unter­

schiedliche Phasen der Zusammenarbeit durchlebte: Nach dem Ende des Weltkrie­

ges und bis zur Ruhrkrise nahm die Labour Party die führende Rolle innerhalb der 

Arbeiterinternationale ein. Trotz der sich fortsetzenden Gegnerschaft zwischen 

SFIO und MSPD, vermochte die britische Arbeiterpartei eine dauernde Spaltung 

der internationalen Arbeiterschaft zu verhindern und die Parteien der IASP und 

der Zweiten Internationale zusammenzuführen. In diesem Zeitabschnitt war die Ko­

operation zwischen Labour Party und MSPD/ SFIO besonders eng; demgegenüber 

weigerte sich die SFIO, Kontakt zur Mehrheitssozialdemokratie aufzunehmen, die 

als »Arbeiterverräterpartei« gebrandmarkt wurde und bevorzugte stattdessen eine 

enge Zusammenarbeit mit der Unabhängigen Sozialdemokratie um Kautsky, Cris­

pien, Hilferding, Breitseheid, Bernstein, die bereits während des Ersten Weltkrieges 

ihren Anfang genommen hatte. 

Die Besetzung des Ruhrgebietes durch belgische und französische Truppen sowie 

die Parteizusammenführung von USPD und MSPD änderte diese Konstellation al­

lerdings grundlegend: Frankreichs Rückkehr zum internationalen Faustrecht ani­

mierte SPD und SFIO dazu, die innersozialistischen Konfliktherde einzudämmen 

und die deutsch-französische Annäherung maßgeblich voranzutreiben, insbesondere 

nach der Abwahl Poincares im Jahre 1924 und der Formierung des Linkskartells in 

Frankreich. Die »Locarno-Ära« stand sinnbildlich für die »Renaissance« des 

deutsch-französischen Tandems, SPD und SFIO, während die Labour Party auf­

grund ihres doktrinären Festhaltens am Genfer Abkommen lange Zeit eine Außen-
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seiterrolle einnahm. Im Zeitabschnitt der »Paktomanie« (Dawes-Plan, Locarno, 

Genf, Thoiry) gelang es den Parteien, maßgeblichen Einfluss auf die zwischenstaat­

liche Ebene auszuüben und im Austausch mit verständigungsorientierten Kräften 

des bürgerlichen Lagers eine Modernisierung der Außenpoli tik zu erwirken. 

Diese für das sozialistische Lager höchst positive Entwicklung fand spätestens 

1929/30 ihr jähes Ende: Der Abbruch der Verständigungspolitik auf zwischenstaat­

licher Ebene markierte eine tiefe Zäsur, insofern die Einflussmöglichkeiten sozialis­

tischer Akteure stetig abnahmen. Infolgedessen verlor auch die Kooperation des Par­

teiendreiecks, SPD, SFIO und Labour Party, sukzessive an Bedeutung. Die als Trias 

erscheinende Krise - die 1929 einsetzende Weltwirtschaftskrise, der Aufstieg politi­

scher Zentrifugalkräfte in Deutschland und Frankreich sowie die Blockade der Ver­

ständigungspolitik - entzog den Mittierfiguren nach und nach die politische Grund­

lage für ihre Arbeit. In der Folgezeit übernahm die SAI als Kristallisationszentrum 

des Protestes zwischen 1930 und 1933 den fruchtlosen Versuch, mittels außerpar­

lamentarischer Aktionen die zwischenstaatlichen Verhandlungen (Abrüstung, Re­

parationen) zu beschleunigen. 

c) Akteure, Foren und Formen der Kooperation 

Betont werden muss, dass die Kooperation zwischen den Parteien vornehmlich eine 

Aufgabe der jeweiligen nationalen Parteieliten war. Die wiederholt auf Kongressen, 

Parteitagen und sonstigen internationalen Zusammenkünften auftretenden Genos­

sen lassen sich somit auf einen kleinen Personenkreis einschränken. Innerhalb der 

SPD taten sich insbesondere Breitseheid und Hilferding als Mittierpersönlichkeiten 

hervor, während Hermann Müller oder Otto Wels eher im Rahmen der Sozialisti­

schen Arbeiterinternationale wirkten. Gleichermaßen können im Lager der SFIO 

einige wenige Persönlichkeiten hervorgehoben werden, die auf transnationaler Ebene 

als Mediatoren tätig waren: Leon Blum, Salomon Grumbach, Pierre Renaudel und 

Jean Longuet beteiligten sich in regelmäßigen Abständen an informellen Zusam­

menkünften und Tagungen, während sich der Wirkungskreis von Jean Zyromski 

oder Paul Faure eher auf die Treffen der SAI beschränkte. Für die Labour Party 

traten insbesondere Arthur Henderson, Ramsay MacDonald, William Gillies, H. N. 

Brailsford, Fenner Brockway sowie Tom Shaw in Erscheinung, wobei vor allem die 

beiden erstgenannten im Untersuchungszeitraum als Mittierfiguren agierten und 

sich an der informellen Diplomatie des Parteiendreiecks beteiligten. 

Im Hinblick auf die »Foren der Kooperation« fungierte d ie Sozialistische Arbei­

terinternationale als Plattform für die transnationalen Aktivitäten des Parteiendrei­

ecks. Treffen des soziali stischen Bureaus oder des Exekutivkomitees der SAI fanden 

mehrfach jährlich statt, so dass die sozialistischen Akteure wiederholt die Gelegen­

heit erhielten, sich persönlich zu begegnen und über aktuelle Entwicklungen aus­

zutauschen. Dessen ungeachtet kam es auch im Rahmen von Parteitagen oder spe­

ziell en Reisedelegationen zu bi- oder trilateralen Zusammenkünften, die außerhalb 

der SAI organisiert wurden. Grund hierfür waren zumeist aktuelle politische Ent-
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wicklungen, die nach einer besonderen Koordinierung zwischen den Parteien ver­

langten. Häufig kam es dabei auch zu Zusammenkünften mit staatlichen Akteuren, 

die zu Verhandlungszwecken eingeladen oder aufgesucht wurden. 

Die Art und Weise der Zusammenarbeit gestaltete sich ausgesprochen vielfältig: 

Erstens kam es zu einem organisatorischen Austausch, der sich insbesondere zwi­

schen SPD und Labour Party nachweisen lässt. Im Vorfeld des Labour-Wahlkampfes 

1928/29 wurden vonseiten der deutschen Sozialdemokratie hilfreiche Anregungen 

gewährt, wie die britischen Genossen ihre Propaganda verbessern könnten. Zweitens 
konnte am Beispiel der SFIO gezeigt werden, dass die französischen Genossen auf 

publizistischer und parlamentarischer Ebene gezielt den Versuch unternahmen, ein 

positives »Bild« von der deutschen Schwesterpartei zu zeichnen und dies mit ent­

sprechenden politischen Forderungen auf nationaler Ebene zu verbinden. Drittens 
lassen sich wiederholt finanzielle Hilfeleistungen zwischen den Parteien nachweisen, 

die vornehmlich über die SAI organisiert und koordiniert wurden: So transferierte 

die britische Labour Party beispielsweise zwischen 1918 und 1923 umgerechnet eine 

Million Euro auf das Konto der SPD. Viertens wurden vor allem von der deutschen 

und der französischen Arbeiterpartei eine Reihe von bilateralen Treffen organisiert, 

die eine Zurschaustellung der proletarischen Solidarität sowie der deutsch-französi­

schen Verständigung zum Zweck hatten. Hervorgehoben muss diesbezüglich vor 

allem die Zusammenkunft von Champigny im Winter 1929. Fünflens kam es zu der 

bereits erwähnten politischen Zusammenarbeit, die eine Initiierung bzw. Fortset­

zung der internationalen Verständigungspolitik zum Ziel hatte und mittels infor­

meller Diplomatie verfolgt wurde. 

Für eine positive Beeinflussung der internationalen Beziehungen war vor allem 

die Herausbildung realpolitisch denkender sozialistischer Parteieliten, die sich mehr­

fach jährlich versammelten, ein wichtiger Erfolgsfaktor. Die Tatsache, dass bürger­

lich-liberale (Regierungs-)Akteure stets auf gut informierte und transnational ver­

netzte Ansprechpartner in den Reihen des Parteiendreiecks zurückgreifen konnten, 

war mithin ein wichtiger Grund, sozialistische Mittierfiguren immer wieder aufs 

Neue in Verhandlungsprozesse miteinzubeziehen. 

d) Grenzen der Zusammenarbeit: Raum- und Zeitvorstellungen, sprachliche Probleme 

Trotz der zunehmenden Professionalisierung der länderübergreifenden Zusammen­

arbeit war die praktische Ausgestaltung transnationaler Treffen häufig mit Proble­

men verbunden: Nur ein kleiner Teil der transnationalen Akteure konnte sich flüssig 

in einer Fremdsprache ausdrücken, weshalb die internationalen Zusammenkünfte 

vielfach mit sprachlichen Komplikationen verbunden war. ln diesem Kontext war es 

umso wichtiger, dass sich zumindest ein Teil der Mittlerfiguren adäquat verständi­

gen konnte. Hervorzuheben sind hier vor allem Rudolf Breitseheid sowie Salomon 

Grumbach, die beide über hervorragende Deutsch- und Französischkenntnisse ver­

fügten, letztgenannter sogar als Muttersprachler. 
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Des Weiteren kann im Untersuchungszeitraum festgestellt werden, dass es den 

sozialistischen Akteuren gegen Ende der 2oer Jahre immer schwerer fiel, nationale 

und internationale Verpflichtungen zeit lich zu bewältigen. Anfragen des SAI-Sekre­

tariats nach möglichen Terminen für transnationale Treffen wurden dementsprechend 

häufig abgelehnt oder auf unbestimmte Zeit verschoben. Hierbei ist zu betonen, dass 

etwaige Reises trapazen, die mit im Ausland stattfindenden Sozialistentreffen für ge­

wöhnlich einhergingen, kaum ein Problem für die in Frage kommenden Akteure dar­

stellten - insgesamt kann in der Zwi schenkriegszeit von stark verbesserten Rei se- und 

Transportbedingungen ausgegangen werden. D eutlich schwerer wogen die ab 1929/ 

30 einsetzende Erosion des internationalen Staatensystems, zunehmende interne 

Probleme der drei Parteien sowie eine generelle »Zeitknappheit« der tragenden Ak­

teure in Folge zunehmender parlamentarischer Belastung. 

e) Proletarischer Internationalismus - ein Lippenbekenn!nis? 

Die transnationale Zusammenarbeit in außenpolitischen Fragen war für SPD, SFIO 

und Labour Party vornehm li ch eine Aufgabe der jeweiligen Parteieliten. War die pro­

letarische Solidarität deshalb nichts weiter als ein bloßes »Lippenbekenntni s«? 

Man geht sicherlich nicht fehl in der Annahme, dass die Perzeptionen über die 

Ausgestaltung der proletarischen Solidarität mitunter verschieden waren innerhalb 

des Parteiendreiecks, vor allem hinsichtlich der politischen Zusammenarbeit: Wäh­

rend die SFIO tendenziell eine hohe Schlagzahl an gemeinsamen Treffen der SAI 

einforderte und die Relevanz außerparlamentarischer Aktionen wiederholt akzentu­

ierte, gab sich die Labour Party deutlich zurückhaltender und erteilte dem Aktionis­

mus der fran zösischen Genossen mehr als einmal eine Absage. Zwischen diesen 

beiden Polen nahm die SPD gewissermaßen eine Zwischenstellung ein, da die tra­

genden Akteure um Breitseheid oder Hilferding sowohl auf die Labour Party als 

auch die SFIO angewiesen blieben, nicht zuletzt aufgrund der in der Zwischen­

kriegszeit stets virulenten Konfliktfelder zwischen Berlin, Pari s und London. 

Trotz diese r kleineren und größeren Missverständnisse begriffen sich die Parteien 

in ihrer Gesamtheit jedoch als festen Bestandteil einer transnationalen Organisation. 

So wurde ein gesteigerter Wert darauf gelegt, di e identitätss tiftende Wirkung der 

Arbeiterinternationale nicht nur nach außen, sondern auch nach innen zu tragen. 

Das wichtigste und für Parteimitglieder vermutli ch greifbarste Forum hierfür waren 

die jeweiligen Parteizeitungen, in denen regelmäßig über die Aktivitäten der Schwes­

terparteien oder aber transnationale Zusammenkünfte im Rahmen der SAT berichtet 

wurde. Des Weiteren wurde Mitgliedern der Parteibasis die Möglichkeit eröffnet, 

mit Hilfe von Arbeiter-Reiseunternehmen ins Ausland zu fahren und an dort statt­

findenden Veranstaltungen teilzunehmen. Diese r »Graswurzelinternationalismus« 

wurde insbesondere vonseiten der Labour Party forciert. A uf transnationaler Ebene 

legLe auch die SAI großen Wert darauf, die stattfindenden Kongresse regelrecht zu 

»zelebrieren« und mit anspruchsvollen Aktivitäten neben der eigentlichen Tagung -

z.B. Opernbesuche, Besichtigung von Museen, Wanderungen - anzureichern. Die 
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SAI-Kongresse waren somit ein wohlorchestriertes »Event«, das der Festigung eines 

länderübergreifenden Zusammengehörigkeitsgefühls dienen sollte. 

Allerdings sollte man den proletarischen Internationalismus nicht nur als eine Art 

»kollektives Happening« begreifen, das den Zweck hatte, ein wie auch immer gear­

tetes »transnationales Miteinander« in Eintracht zu zelebrieren. Faktisch ging es 

auch darum, im Kreis der Parteieliten politische Kompromisse auszuhandeln, ge­

meinsame Richtlinien festzulegen oder um die Unterstützung der Schwesterparteien 

zu werben ( einerlei ob organisatorisch, kulturell, finanziell, oder politisch). Betrach­

tet man die »proletarische Solidarität« unter diesem Gesichtspunkt, dann war die 

transnationale Zusammenarbeit in der Zwischenkriegszeit alles andere als ein Lip­

penbekenntnis. 

j) Transnaäonale Kooperation des Parteiendreiecks -
Verfalls- oder Eifolgsgesch;chte? 

Bislang wurde in der Historiographie mehrheitlich die Tendenz vertreten, die Sozia­

listische Internationale - und speziell das Parteiendreieck - sei darin »gescheitert«, 

den Triumphzug politischer Zentrifugalkräfte, Faschismus und Kommunismus, auf­

zuhalten. Diese Interpretation hat zweifelsohne eine gewisse Überzeugungskraft, im­

pliziert jedoch eine Überbetonung der beiden historischen Zäsuren 1933 sowie 1939. 

Des Weiteren wird der irreführende Eindruck erweckt, der internationale Sozialis­

mus hätte - eine konstruktive Zusammenarbeit vorausgesetzt - den Zusammen­

bruch der deutschen Demokratie oder gar den Ausbruch des Zweiten Weltkriegs 

verhindern können. 

In der vorliegenden Dissertation wurde nachhaltig unter Beweis gestellt, dass die 

transnationale Zusammenarbeit von SPD, SFIO und Labour Party zwischen r923 

und 1929 durchaus als »Erfolgsgeschichte« bezeichnet werden kann. Die in diesem 

Zeitabschnitt begonnene Modernisierung der Außenpolitik wurde maßgeblich von 

dem Parteiendreieck mitgestaltet. Des Weiteren muss hervorgehoben werden, dass es 

fernab der politischen Kooperation wiederholt zu wechselseitigen Austausch- und 

Transferprozessen zwischen den Parteien kam, die auf eine gewinnbringende und 

fruchtbare Zusammenarbeit schließen lassen. 

Was die Nachhaltigkeit der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit anbelangt, so fällt 

auf, dass eben diese nach 1945 fortgesetzt wurde. Insbesondere die deutsch-franzö­

sische Zusammenarbeit wurde auf Initiative der SFIO perpetuiert, was sich unter 

anderem auch anhand der Beteiligung diverser Akteure an zivilgesellschaftlichen 

Austauschprozessen zwischen deutschen und französischen Intellektuellen manifes­

tierte. Des Weiteren blieb das »Erbe« der Locarno-Ära auch nach 1945 gewahrt, 

insofern die Schaffung eines supranationalen Staatensystems inklusive dazugehöri­

ger transnationaler Institutionen dauerhaft realisiert werden konnte. Es dürfte daher 

kaum eine Organisation geben, die im »Zeitalter der Weltkriege« und in der Zeit 

danach einen vergleichbaren Aufwand betrieb, den Grad der länderübergreifenden 

Vernetzung nachhaltig zu verbessern. 
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